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* L. 

Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 
Reſcript des Königl, Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Minden, Magdeburg, Merfeburg, 
Erfurt, Arnsberg und Düffeldorf, die Aufhebung ber 
Eoncurrenz der Regierungen ruͤckſichtlich der Verthei⸗ 
fung und Einziehung der Koften der Einrichtung des, 

Hypothekenweſens bei den Patrimonials Gerichten 
> betreffend. E 


— 


N, befchloffen worden iſt, die Concurrenz der Regie⸗ 
zungen bei Dertheilung und Einziehung der Koften der 
Einrichtung des Hppothefenwefens bei den Patrimonial: 
Gerichten wieder aufzuheben, und die Negulirung dieſer 
Angelegenheit lediglich den Gerichten zu überlaffen: fo 
wird der Königl. Regierung in Verfolg der Verfügung 
vom 21. Juli 1819 ‚das in Betreff dieſes Gegenftandes 
Unnaten Heſt IU. 1824:  _ Uu 


“ 
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eingegangene Schreiben des Könige. Juſtiz-Miniſterli vom 
30, dv. M. nebſt der von demfelben an die betreffenden 
‚ DHber:Landesgerichte erlaffenen Verfügung de eodem (An« 
lage a) anliegend im Abfchrift zur Nachricht und Nach- 
achtung zugefertiget. * 
Berlin, den 8. Juli 1824. | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. ' 
Köhler. 


b 4, j 

Das Königl. Dberlandes» Gericht ift durch die Ver: 
fügung vom 13: Juli 1819 von einem Befchluffe des 
Könige. Staatd-Minifterii in Kenntniß gefegt worden, 
nach weichem die Vertheilung der bei Patrimonial- Ges 
richten durch‘ Einrichtung des Hppothefenwefens entſtan— 
‚denen Koften unter die Grundbefiger und. Nealprätenden: . 
ten und die Einziehung diefer Koften von Seiten der Mes 
gierung erfolgen follte. 

Die bei der. Ausführung diefes Defchluffes entſtan—⸗ 
denen Schwierigkeiten haben jedoch das Königl. Staats: 
Minifterium zur Aufhebung deffelben veranlaßt, und es ift 
anderweitig fefigefegt worden, daß die Concurrenz der Nies 
gierungen. in dieſer Angelegenheit wieder aufgehoben und 
die Negulirung derfeiben Lediglich den Berichten überlafs 
fen werden ſolle. Hiernach har das König. Ober: Lanz 
deögericht die Patrimonial: Gerichte anzumweifen, die Vers 
theilung des Koften - Betrages unter die Grundbefiger und 
Nealprätendenten felbft vorzunehmen, und für die Einzies 
hung und Berichtigung deffelben an den Inhaber der 
Gerichtsbarkeit, welcher den Vorſchuß geleiftet hat, zu 
forgen. ER 

Berlin, den 30. Juni 1824. 

J Der Juſtiz-Miniſter. 
(Der Verfügung an das Ober-Landesgericht zu Mag⸗ 
deburg ift noch hinzuzuſetzen:) 

In Betreff der Grundfäge bei Feſtſtellung des Bei⸗ 
traged der Nealberechtigten, woruͤber das Koͤnigl. Ober: 
Landesgericht nach dem Berichte vom 24. Februar c. be 
fhieden zu fein wünfchet, wird daffelbe auf die in Betreff 


\ 
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der Averfional: Quatta bereits. vorhandenen allgemeinen 
Beftimmungen, deren Anwendung auf die Patrimonials 
Berichte nichts entgegenftehet, verwiefen. 
Berlin, den 30. uni 1824: 
Der Juſtiz-Miniſter. 
v. Kircheiſen. 
* PR Ober⸗ Landesgericht zu 


Hamm aderborn alberftadt 
Magd Be nd —E 





2; a 
Circular⸗Reſcript der Könige. Minifkerien des Innern 
und der Finanzen an. fämmtliche Königl. Regierungen, 
bie Einleitung fisfalifcher Unterfüchungen. gegen 
Beamte betreffend. 





Des Königs Majeftät haben, anf Veranlaffung ei 
nes fpezielfen Falles, mittelft allerhöchfter Kabinets- Drdre 
vom 3. Auguft d. J. zu beſtimmen geruhet, 

daß über die Frage, .ob gegen einen Beamten fiscali⸗ 

ſche Unterſuchung einzuleiten ſei? jedesmal die Entſchei— 

dung des vorgeſetzten Miniſterii eingeholt werden muͤſſe. 

Der Koͤnigl. Regierung wird dieſes zur Kenntniß 
und Nachachtung bekannt gemacht, mit dem Bemerken, 
daß nach dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung die Entfcheis 
dung auch in den Fällen eingeholt werden muß, wenn 
die Unterfuchung gegen Offizianten eingeleitet werden foll, 
deren Anftellung durch die Geſchaͤfts-Inſtruction den Koͤ⸗ 
Higl. Regierungen überlaffen ift. 

Berlin, den 30. September 18924. 
Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen; 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 


ün 2 
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* 3. » 
- Refeript der Königl, Minifterien des Innern und der 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Bromberg, die 


Anfprüche der Kreis⸗Secretaire auf Diäten bei 
Zu Gefchäftsreifen betreffend. 


— 


Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf den 
Bericht vom 9. v. M., 
betreffend den Anſpruch der Kreis « Secretarien auf 
Diäten bei Gefchäfts-Neifen, 


Nachftehendes, unter Nückfendung der Beilagen, eröffnet. 


Landräthfiche Unterbediente koͤnnen rücfichtlich ihrer 
Dienftverrichtungen außerhalb des Kreis: Drted auf Diä- 
ten niemald Anfpruch machen, den Fall allein ausgenome . 
men, wenn ihnen befondere Aufträge in Angelegenheiten, 
die nicht zw ihrem eigentlichen Offizio ‚gehören, gegeben 
werden. Werden fie fonft von dem Landrath befchäftigt, 
fo find fie als defjen Stellvertreter anzufehen, und iſt es 
in diefem Falle Sache des Landraths, fie für die mit fols , 
chen Reiſen verfnüpften Unkoſten zu entfchädigen, weil 
ihm felbft dadurch Reiſen erfpart und die vorzunehmenden 
Gefchäfte erleichtert werden. 

Bedürfen die Landräthe in einzelnen Fällen bei den 
außerhalb der Kreishauptorte vorzunehmenden Gefchäften 
eines. fchreibenden Gehuͤlfen, fo müffen fie fih dazu der 
aus dem averso von respective 200 und 250 Rthlr. zu 
remunerirenden Privat Schreiber bedienen, welche aber 
auf Diäten niemald Anfpruch machen Eönnen. - Denn daß 
der Landrath fih mit dem Kreis-Secretair gleichzeitig 
von dem Kreis: Hauptorte entfernen, um ihn bei aus: 
wärtigen Verrichtungen mitzuzuziehen, ift unzuläfig, weil 
der Kreis: Secretair des, Landraths gefeßlicher Stellver- 
ter in Abwefenheitd- und anderen Behinderungs=- Fällen 
ift, und nicht zugegeben werden Fann, daß das Landraths⸗ 
Amt fich zw irgend einer Zeit ohne einen Vorſtand, an 


— 


an den man ſich in Geſchaͤfts/ Angelegenheiten wenden 
kann, befinde. 
Berlin, den 7. Juli 1824. 
Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
- Sn Abwefenheit der Herren Minifter Excellenzien. 
Köhler. Wilken. 





4. 
Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Finanzen an fämmteliche Königl. Regierungen 


(mit Ausfhluß derjenigen zu Bromberg, Potsdam 


und ‚Stralfund) diefelbe Angelegenheit betreffend. 
/ 


Um die von mehreren Seiten geäußerte Ungemißheit 
in Betreff des Anfpruches der Kreis-Secretarien auf Diaͤ⸗ 
ten bei Gefchäfts-Neifen zu heben, wird der Königl. 
Regierung Nachftehendes zur Kenntnißnahme und Beach⸗ 
tung eröffnet. 

Landraͤthliche Unterbediente koͤnnen Cu. ſ. w., woͤrt⸗ 
lich wie in 
vorſtehendem Reſcripte an die Koͤnigl. Regierung zu Brom⸗ 
berg, bis zu Ende.) 

Berlin, den 7. juli 1824. 

Minifterinm des Innern. Minifterium der Finanzen. 

In Abweſenheit . In Abweſenheit ac. 

Koͤhler. Wilkens. 





I R . j 
Refeript der Königl. Minifterien des Innern und ber 


Finanzen an die Königl, Regierung zu Coblenz, die 


Diaͤten und Fuhrfoften der Kreis: Secretaire für 
Revifion der Oemeinde> Kaffen betreffend. 


Der Könige, Regierung wird zur Beſcheidung auf 
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‚Ihren Bericht vom. 19. vorigen Monats, betreffend die. 
Anweiſung der von den Kreis: Secretaird bei Gelegenheit 
der außergewöhnlichen Nevifionen der Gemeinde =Kaffen 
liquidirten Diäten und Zuhr,Koften, Nachfiehendes er- 
öffnet, 

Das von Fhr angezogene Reſcript ded mitunterzeich- 
neten Minifterii des Annern vom 6. Januar d. J. ent⸗ 
fcheidet über einen einzelnen Fall, in melchem Diefelbe 
einem Kreis-Secretair zur Berification einer Gemeindes 
Safe fpeziellen Auftrag ertheilt hatte. 

In dieſem Falle mußte die committirende Behörde 
allerdings ihren Kommiffarius bezahlen. - 

Im vorliegenden Berichte ift aber von einem wie⸗ 
derfehrenden Gefchäfte die Mede, melches den Landräs 
then, vermöge ihrer Dienftftellung, direct oblieget. Diefe 
fönnen nun dafür bekanntlich weder Diäten noch Neifes 
Koften fordern, und müffen, wenn fie an ihrer Stelle die 
Kreis⸗-Secretairs ſchicken wollen, für deren‘ Fortkommen . 
und Unterhalt felbft forgen. 

Hiernach hat die Königl. Regierung zu verfahren. 

Berlin, den 7. Juli 1824. 
Der Minifter des Innern. Der Minifter-der Finanzen, 
In deſſen Abweſenheit. In deſſen Abweſenheit. 
Koͤhler. Wilkens. 





6. 


Circular⸗Reſcript des König. Krieges-Minifteriumg an 

ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Zahlung des frü- 

bern Wartegeldes an die, zur dreimonatlichen Prüfung 
im Civildienſte angeffellten Invaliden betreffend. 


— — 


Da des Koͤnigs Majeſtaͤt durch die Allerhoͤchſte Ka⸗ 
binets-Ordre vom 6. April 1820 zu beſtimmen geruhet 
haben, daß diejenigen Invaliden, welchen im Civif- Dienft 
Unterbedienungen auf Kündigung übertragen worden, wenn 
fie fpäter, als fm Verlauf der dreimonatlichen Prüfungs 


FEN VE 
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zeit als untauglich. wieder, entlaffen werden muͤſſen, zu eis 
ner Penſion aus Civil-Fonds, welche dem Betrage des 
baaren, Invaliden-Beneficii gleich Fommt, in Vorſchlag zu 
bringen find, mithin hiernach von dem Militair+ Penfiond> 
Etat gänzlich abgefegt werden, ſo ift doch der Fall vor⸗ 
gekommen, daß Invaliden, denen dergleichen Unterbedie⸗ 
nungen auf Kündigung übertragen worden, folche Stel⸗ 
len, nach Ablauf der dreimohatlichen Prüfungszeit, viels 
leicht aus Unkunde oder in der Erwartung eines baldigen 
andermweiten befferen Unterfommens, wieder aufgeben, vor 
ausfegend, daß ihnen der Eivil-Verforgungsichein, wie 
das früher bewilligte Mititair- Gnaden: Gehalt oder War⸗ 
tegeld wieder zw Theil werden mülle, dieſe aber dur 
ſolche unbedachte Handlung fowohl der Anfprüche auf 
Denfion aus CivilFonds wie aus Militair Fonds: gaͤnz⸗ 
lich verfuftig ‚gehen, und fo beim Mangel anderer Erwerbs⸗ 
mittel nur den Communal- Armens Fonds zur Laft fallen 
‚dürften, Audi, j 
Um diefem Uebelftande nun vorzubengen, haben des 
Heren Krieges: Minifterd Excellenz und beauftragt, 
fämmtliche, im Unterbedienungen angeftellte oder nor) 
anzufteffende Inpaliden warnen zu laſſen, dergleichen 
Stellen nicht zu Fündigen, indem ihnen nur innerhalb 
der dreimonatlichen -Prüfungszeit eine Kündigung freis 
ſtehe in. fofern etwa der, ihnen uͤbertragene Poften ih⸗ 
ven Eörperlichen Kräften wicht angemeffen zw fein ſchei⸗ 
ne; im Fall fie aber ihre Entlaſſung erft nach Verlauf 
der feftgefesten dreimonatlichen Prüfungszeit ſelbſt for⸗ 
dern, ihnen weder auf Zurückgahe des Civil-Verſor⸗ 
gungs-⸗Scheins noch fonft auf ihr früheres Militairs 
Gnadengehalt oder Wartegeld mehr Anfprüche zuftehen, 
fie fih es alfo unter diefen Umſtaͤnden nur lediglich 
felbft zuzufchreiben haben würden, wenn fie demnaͤchſt 
ohne alle Unterftüigung son Seiten ded Staats blieben, 
Derlin, den 20. Juni 1824. 
Krieges» Minifigrinm. Departement für die Invaliden. 
: : v 8 t a ch. 
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— 
Publikandum der Kodͤnigl. Regierung zu Coslin, die An 
zeigen von den an Militair⸗Wartegelds⸗ Empfänger 
gezahlten Diäten und Remunerationen betreffend, 
Das Könige. Finanz Minifterium, General-Berwal- 
tung für das Kaffens und Etats-Weſen, hat mittelft 
Meferipts vom 17. v. Mts. beſtimmt, daß dem König. 


"Departement für die Invaliden jedesmal davon Anzeige 


gemacht werden fol, fobald ein Militair + Wartegeld -Em- 


pfaͤnger irgend ein Einfommen aus Königlichen» oder an⸗ 
dern öffentlichen Kaffen fei es an Diäten, Tantieme oder 


Remuneration erhält, damit fodann beftimmt werben koͤn⸗ 
ne, ob eine Fortzahlung des Wartegelded mit den beſte⸗ 


henden Vorſchriften vereinbar ſei. 


Saͤmmtliche oͤffentliche Kaſſen werden deshalb hier⸗ 


durch angewieſen, alle Fälle, in denen fie dergleichen Zah⸗ 


Jungen an Militairs Wartegeld - Empfänger leiften, uns 


‚fofort anzuzeigen, 


Coͤslin, den 20. September 1824. 
Könige, Preuß, Negierung. 





8. 


Publikandum ber Königl. Regierung zu Bromberg, die 


Bewilligung eines Gnader- Monats bei Kinder N 
Erziehungsgeldern betreffend. 


— 


Die im Amtsblatt Nr. 14. für das Iaufende Jahr 


"Seite 148 aufgenommene Bekanntmachung vom 15. März 


d. I. *) wird dahin berichtigt, daß die Zahlung für eis - 
nen Önaden> Monat: in Sterbe- Fällen, zwar nicht bei 
allen gezahlt werdenden Kinder = Erziehungs = Geldern, aber- 


*) Annalen Jahrg. 1824. 1. Heft ©: 8. 
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doch bei Unterftägungen für Eltern von 7 oder mehreren 
‚Söhnen, bewilligt ift. | z 

Bromberg, den 28. uni 1824. 
Könige. Regierung. Zweite Abtheilung. 


1. | 
Derhäftniffe zu auswärtigen Staaten, 


9. \ 

Publikandum des Koͤnigl. Polnifchen Gouvernements 

zu Warſchau, die Errichtung einer Central⸗Liquida⸗ 
tions⸗Kommiſſion für das Königreich Polen be 
treffend. 


— 


Mittelft Verordnung des Fürften Statthalters vom 

+27. Sannar d. J. ift 
eine Central: Liquidationd= Kommiffion für das. Könige 

reich Polen “ 
beftellt_ worden, um die durch die Berliner Konvention 
vom 22. Mai 1819 und’ den Wiener Vertrag vom 29. 
“ Juni. 1821 von’ der Regierung des Königreichs Polen 
übernommenen Privat = Anforderungen der Gut3= Einfafs 
fen und Einwohner des Königreichs Polen und des Bes 
zirks der freien Stade Krafau, an fremde Öpuvernes 
mentd und die Negierung des vormaligen Herzogtums 
Warſchau Bis zum, 1. Juni 1815 fchließlich zu prüfen, 
und in ihren Beträgen, nach Abzug der Gegenforderuns 

gen des Staats: Schages, feſtzuſtellen. 

Dieſe Kommiffion macht hierdurch im Allgemeinen 
und. Jedem, dem ſolches angeht, insbefondere befannt, 
daß fie das ihr übertragene Gefchäft heute begonnen hat. 
Der PräffufiosTermin zur Anmeldung und Juſtifi⸗ 
zirung der. obenerwähnten Forderungen. ift durch eine bez 
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fondere, in bie Gefegfammlung aufgenommene DBerordnung 
vom 25.9 M. 

auf den. ı. Januar 1825 
belimmt. 

Die Central⸗ Liquidatiene Kommiſſi tom beeilt ſich num, 
in Folge erhaltener Ermaͤchtigungen, die ihr durch‘ die 
obengedachte Verordnung vom 27. Januar d. J. zur 
Nichtfehnur bei diefem Liquidationg-Gefchäfte ertheilten 
ar in Folgendem zur öffentlichen Kenntniß zu 

ringen; 

Der praͤſi dirende Miniſter in der Regierungs⸗ Kom⸗ 

miſſion der Finanzen und des Schatzes. 

Durch die Verordnung des Fuͤrſten Statthalters 
vom 27. Januar d. J. iſt eine Central: Liquidationd- Koms 
miſſion niedergeſetzt worden. 

In Gemaͤßheit des Art. 14. dieſer Verordnuug wer⸗ 
den daher folgende Beſtimmungen erlaſſen, die bei der 
ſchluͤßlichen Durchlegung der Activorum und Passivorum 
des ehemaligen Herzogthums Warſchau als Grundlage 
dienen follen. ' 

Seldige fügen fih auf den Berliner Vertrag vom 
33. Mai 1819 und der Wiener Konvention vom 33. Jus 
ni 1821, fo wie auch auf die befonderen Anordnungen 
der damaligen Negierungen, 

Titel I 
Ueber die Schulden aus — Zeit her: 


Naturalien, welche auf — Grund der Konvention 
zwiſchen Preußen und Rußland vom 8. November 1805 
um dieſe Zeit den ruſſiſchen Truppen geliefert ſind, wer⸗ 
den, in ſofern ſie durch Quittungen der betreffenden Be⸗ 
hoͤrden (wo keine beſondere Vertraͤge mit den Lieferanten 
vorhanden) belegt ſind, nach dem damaligen jaͤhrlichen 
Durchſchnitts⸗Marktpreiſe der reſp. Kammer » Departes 
mentd> Stadt gut gerechnet. 

$. 2. 
Forderungen für Naturalien und Fleifch, fo die ruf - : 
ſiſchen Truppen auf den Grund der Konvention vom 22 
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Sftober 1806 gegen Quittungen der Regiments-⸗, Batail- 
Ind =, Eskadrons⸗, Kompagnies und Batterie-Rommans 
deurs im Jahre 1896 erhielten, werden auf den Grund 
der von den Landräthen oder ihren Amtsnachfolgern ans 

gelegten Liquidationen, ae vorftehend, eingerechnet. 
Forderungen für Naturalien, welche in den Jahren 


1805 und 1806 auf ben Grund des Kabinetd- Befehls . 


von 1805 und vom 14. Auguft 1806, unter Zuficherung 
zine abgeliefert worden find, paffiren auf den Grund les 
gafer Auittungen ‚ebenfalls in Nechnung, und zwar mit 
den Preifen, wie fie die Verfügung des Ober⸗Krieges⸗ 
Kollegii vom 25. September 1805 vorſchreibt, als: 
"der Scheffel Korn 75. — gr. poln. 
⸗ ⸗Hafer 3= 15 » ⸗ 
⸗Zentner Hu 2: — + + ee 
das Schod Stroh 14 8 15 = = ) 
Auch kommen die Beftimmungen diefer Verfügung in Be 
trat, wenn Mahle, Transport:, Floͤß-⸗, Ausladungs- 


und Backkoften, fo wie Auslagen für Tonnen zur Spra⸗ 


che fommen und. gehörig nachgewiefen werden. 


| S 4 Ä 

Sorderungen für Hindviehftäcke und Hammel die anf 
den Grund der Verfügung der Kammer Kommiffton zu 
Soldau vom 2. December 1806 gegen von den Landrär 
then gehörig befcheinigte Quittungen des preußifchen Mis 
fitairs, unter Zuficherung der Bezahlung, in Befchlag ges 
nommen worden, werden nach dem Marftpreife des refp. 


KammersDepartementd in dem $. 33. diefer Verordnung 
angegebenen Verhaͤltniſſe, Hinfichtd des Gewichts, ange, . 


rechnet. 


9 5 
Was in den Jahren 1808 eigenmächtig, ohne Quit⸗ 
tungen, in Befchlag genommen worden, die Truppen⸗Ver⸗ 
pflegung in den Quartieren und alle Sorderungen, die fich 
auf illegale Quittungen oder Protokolle gründen, gehören, 
fo wie die Forderungen aͤhnlicher Art ans ben Sahren 


% 


ar 


der DVergätigung, ausgefchrieben und in preußifche Maga 
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180°, auf den Grund der Koͤnigl. Fächfifchen Defrete vom 

16, und 24. März 1809, zur Koäquation. _ } 
$. 6 

Naturalien, die auf den Grund des Decrets Seiner 
Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen vom 24. Januar 1807 
an die Magazine abgeliefert worden, werden nach den in 
diefem Decrete angegebenen Preiſen berechnet. Sind aber 
die Quittungen nicht dem $. 5. des gedachten Decrets ges 
mäß befcheinigt, fo Fommt der Preis, wie folcher im $. 3. 
der gegenwärtigen Verordnung angegeben ift, zur Anwen⸗ 
‚dung. 

%. 2% 

Forderungen um adminiftrative oder gerichtliche Des 
yofita, die in den Jahren 1806 und 1807 durch das 
preußifche Gonvernement zur Sicherheit abgeführt, oder 
über die andermweit difponirt worden, find nach Maafgabe 
des Art. 4. der Berliner Konvention und des ‚begonnenen 
Gefhäfts zu Ende zu führen. 

$ 8. 

Alle Forderungen, die aus Kontraften und Vertraͤ⸗ 
gen mit dem preußifchen Gouvernement berrühren, und 
wo Bezahlung oder Vergütigung zugefagt worden; ferner 
alle Forderungen an rücktändigen geiftlichen und weltlie 
then Kompetenzen, Befoldungen, Diäten, Fuhrfoften, fo 
wie Lazarerh: und MagazinsForderungen aus jener Zeit, 
wenn fie fih auf Etats-Anweiſungen oder befondere Anz 
ordnungen des preußifchen Gouvernements gründen und 
gehörig belegt find, fommen zur Berechnung. 


Titel IL R 
Wegen⸗ der Forderungen aus der oͤſterreichiſchen Regierung her. 


$. 

Forderungen wegen vücthändiger Verwaltungs⸗Aus⸗ 
gaben, deren die Nachweiſung, auf welche die Verordnung 
des Fuͤrſten Statthalters vom 27. Januar d. J., Art. 14. 
Bezug nimmt, sub Tit. II. ad 5. gedenkt, werden, in ſo⸗ 
fern ſie nach den damaligen Vorſchriften und geſetzlichen 
Beſtimmungen des oͤſterreichiſchen Gouvernements gehdeis 
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belegt find, gut gerechnet, unter Beachtung der Evaluas , 
tion refp. in den Zeitepochen des Königl. Decrets vom 
7. December 1809 

§. 10. 

Die an den Kaiſerlich⸗ Sefterreihifäen Staats, 
Schag, unter dem Titel: Minia, von den Juden, Spnas 
gogen abgeführten und zur Ausitellung der jüdifchen Ele⸗ 
mentars Schulen beftimmten Beträge werden, mit Quits 
tungen belegt, berechnet, fo wie auch 


I. ım 
die Öfterreichifchen. Naturaf- Lieferung und Krieges⸗Dar⸗ 
Iehn:Dbligationen nebft Zinfen, wo dergleichen ſtipulirt 
find, die Quittungen aber über Leiftungen der Art zu 
Gelde berechnet und auf Dbligationen nicht verwandelt, 
ohne Zinfen, unter Beachtung der Hinfichts der Evalua⸗ 
tion auf gut Geld von dem äfterreichifchen Gonvernement 
angenommenen Prinzipien. 

§. 12. 

- Die Obligationen der oͤſterreichiſchen Regierung, wel⸗ 
che für die, fonft von - Synagogen und Juden-Korpora⸗ 
tionen im Königreiche Polen und in dem Bezirke der freien 
Stadt Krakau zugehörigen und von der öfterreichifchen 
Regierung übernommenen Kapitalien ausgeftellt und durch, 
die Wiener Konvention vom 35. Juni 1821 als dem Kds 
nigreiche Polen zur Laft fallend, anerkannt. worden find, 
— fo wie die Forderungen aus diefem Titel, über. welche 
jene Regierung feine Obligationen ausgeftellt hat, werden, 
nachdem diefe letztere Forderungen in Folge der Allerhöch- 
fien Wilfensmeinung Sr. Majeftät durch die Woiwwodfchafts- 

Kommiffionen werden berechnet und den zu öfterreichifcher 
Zeit ergangenen Beſtimmungen gemäß, belegt fein, nebft 
Zinfen zur Berechnung gezogen, unter Beachtung Hinfichts 
‘der Evaluation der Kapitalien und des Zinfen = Sageg der 
Vorſchrift des vorhergehenden. 8. 

Dahingegen gehoͤren 
$. 13. 
andere Forderungen der Unterthanen und der Civil- und 
geiſtlichen Inſtitute im Koͤnigreich Polen und dem Bezirke 
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«der freien Stadt Krakau an den oͤſterreichiſchen Staats⸗ 
fchaß, deren in dem Art. 14. der oben gedachten Verord⸗ 
nung des Fürften Statthalterd erwähnten Nachweife ad 
g—ıı. Litt.t. gedacht iſt, und die laut Art. 7. und 8. 
der Wiener Konvention vom 35: Juni 1821 bis jegt mit 
dem Wiener Hofe nicht regulirt find, vor die Central Liz 
quidations = Kommiffion nicht. 

Titel IL 
Hinſichts der Forderungen aus der Zeit der Regierung des 
Herzogthums Warſchau. 
$. 14: er . 

‚Die Summen, weiche durch Erfenntniffe der vorigen 
Eentral » Liquidation: Kommiffion und durch die von ders 
felben ausgeſtellten Certififate in Gefolge des Königlichen 
Decrets vom 16.März 1809 feftgeftellt worden find, wer: 
den einregiftrir. — Enthalten die Erfenntniffe aber Vor⸗ 
behalte wegeh des Preifed vder in Anfehung des Gegen- 
flandes der Forderung, fo werden felbige jegt nach den 
Vorfehriften gegenwärtiger Inſtruktion ergänzt. 


. 15: 

Forderungen über Gegenftände,; welche das oben ge⸗ 
dachte Decret, fo wie das Decret vom 26. uni 1811 
umfaßt, und welche durch die vorige Central: Liquidationg- 
Kommiffton nicht definitiv erörtert worden find, follen in 
Folge des Befchluffes des Höchfien Raths des Herzogs 
thums Warfhau vom 25. juni 1813 und der VBerords 
nung des Königl. Statthalterd vom 12. März 1816 bi 
zum 1, Juni 1815 durd die Central-Liquidations-Kom⸗ 
miffion fchließlich geprüft werden, und zwar laut der Sin 
firuftion,, welche von dem Minifterio des ehemaligen Herz 
zogthums Warfchau auf den Grund des Art. 4. des Kö: 
nigl. Decrets vom 13. Mai 1808, unterm 13. Juli 1809, 
erlaffen worden ift. — Beſoldungen der Beamten jeden 
Ranges Fommen jedoch nur für die Zeit des wirklichen 
activen Dienftes und mit dem Betrage zur Berechnung, 

‚ welcher durch die Kaſſen-Etats dargethan wird, und in 
der Befiallung ausdrücklich zugefichert worden ift. 


i 


\ 


‘ 
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$. 16. 

Die  Rönigl. Derrete vom 16. und 24. März 1809 
und 26. Juni 1811, welche die Laften der Kriege von 
"1807 er 1809 zur Koaͤquation verweifen, ſowohl Hinz 
ſichts des platten Landes, als der Städte, find Hinfichts 
der Drangfale des: Krieges von 1809 in den alten und 
neu zugetretenen Departements bis zum i. Januar 1810 

anzuwenden. 


17. 

Naturalien, die in Gemaͤßheit des Koͤnigl. Decrets 

vom 12. December 1808 eingeliefert worden, werden nach 
den Beſtimmungen dieſes Deerets berechnet. 
. 18. 

Die auf die Staats-Anleihe im Jahre 1808 er— 
theilten. Hppethefen- Obligationen, fo wie die in Folge 
der Bayonner Konvention durch den Schag- Minifter des 
Herzogthums Warfchau ausgeftellten franzöfifehen Bons 
A 10000 Franks, welche fi) in den Händen von Privat⸗ 
Perfonen befinden, kommen. nebft Zinfen zur Berechnung, 
und zwar in Gemäßheit der Nefervationen in’ den Art. 8. 
9. und 10, der Derliner und des Art. 3. der Wiener 
Konvention. 

3 | LE 

Schaf: Billets ded Herzogthums Warfchau,, die fih 
in den Händen von Privat Perfonen befinden, gehöre, 
nach Art. 8. der Berliner und Art: 3. der Wiener Konz 
vention zur Berechnung. Zinfen werden davon nach Art, 
6, des Decrets vom 1.December 1810 nicht berechnet. 

$. 20. 

Für die aus dem Lande für die Kavallerie und Ars 

tilferie auf den Grund 
a, des Beſchluſſes des Staats-Raths vom 8. April 1809, 
b. des Koͤnigl. Decrets vom 17. April 1811, und 
c. der Beſtimmung des —— vom 7. No⸗ 

vember 1812 
entnommenen Pferde, kommt der Betrag, wenn ſolcher 
zeither theilweiſe bei der Abgabenzahlung nicht etwa in 
Abzug gekommen, in Gemaͤßheit der in Folge jener Ver⸗ 
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ordnungen ergangenen Neferipte des Minifterd des In— 
nern und bed Schatzes zur Berechnung. ı 

> 9. 21. 

Ein Gleiches gilt von den Lieferungen an Natura⸗ 
lien, Sleifh und Branntwein für rückftändige Abgaben in 
Gefolge des Königl. Decretd vom 7. Februar 1811. 

$. 22 

Die für Rechnung des preufifchen Gouvernements 
fuͤr die franzoͤſiſchen Truppen gelieferten Ochſen, wofuͤr 
- noch Feine Verguͤtigung erfolgt iſt, werden nach der mit 
Dreußen am 2. Juni 1812 gefchloffenen Konvention und 
nach Anleitung des Art. 9. ded Berliner Vertrages bes 
rechnet. 

j 5. 23 

Die in Folge der beiden Königl. Derrete vom 4. 
September 1812 gelieferten Naturalien Eommen, fo wie 
Das anf den Grund des Befchluffes des Minifter : Kons 
ſeils vom 23. October 1812 verabreichte Fleifch,, gegen 
legale Quittungs= Beläge, bis zur Zeit des Ausruͤckens 
der polnifchen Truppen, mit den in den erwähnten Ders 
ordnungen vorgefchriebenen -Preifen zur Berechnung. 

. 2% 

Die Forderungen für die von so Nauchfähgen ges 
fielften Neiter werden, gehörig belegt, nach Art. 6. des 
Befchluffes des Minifter - Konfeils vom 20. December 1812 
berechnet. 


§. 25 
Naturalien, welche die Neichstags: Berchlüffe vor 
1809 und 1811 nicht umfaffen, und die Behufs Ver- 
pflegung. der polnifchen Truppen in dem Zeitraume vom 
1. Januar 1811 bis zum 1. April-ıgı2 in die Magas 
zine geliefert oder den durchmarfchirenden Truppen, gegen 
von den. Kriegs Kommiffarien oder den Unter: Präfeften 
befcheinigte Bons, verabfolgt worden fi ud, werden nad 

dem Marftpreife berechnet. 

9. 26. 
Forderungen fuͤr Naturalien, Fleiſch, Bier, Brannt⸗ 
wein, ſo wie ‚ae andere Requiſitionen für die franzoͤſiſchen 
und 
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und alliirten Truppen, die. theild won den Landes-Behoͤr⸗ 
den, theild unmittelbar vom-Militair ausgegangen, gebds 

ren zur Berechnung mit dem franzöfifchen Gouvernement. 
ö 8. 2% — 

Die durch dem Beſchluß des, Minifter- Confeild vom 
4. November 1812 befohlene und ergänzte allgemeine 
Krieges⸗ Anleihe gehoͤrt zur Berechnung, 

$. 28. 

Der ruͤckſtaͤndige Sold der Truppen des Herzogthums 
Warſchau, fo wie die Schulden mach .der ehemalige 
Verpflegungs⸗Direction, der Kriegs- Adminiflration, der 
Direction der Artillerie und der Ingenieurs, weiche durch 
eigends dazu ernannte miilitairifche Kommiffionen berech⸗ 
net und anerfatınt worden, werden nach erfolgter Kon⸗ 
frontätion mit den betreffenden Büchern zur Kontrolle 
gezogen. 

r 29.. 

Anweiſungen der Staatds Behörden des Herzogthums 
Warſchau auf oͤffentliche Kaſſen, die unrealiſirt geblieben 
ſind, gehören, nach ſtatt gehabter Verifikation mit den 
Kaſſenbuͤchern, zur Berechnung. 


$. 30. 

Depoſita von Privat⸗ Perſonen, die zu Suei ve 
duͤrfmiſſen verwandt worden, ruͤckſtaͤndige Magazin, Bers 
waltungs- Auslagen, fo wie Ausgaben fir in Angelegen⸗ 
heit des Staats abgefchickte Eftafetten und Ertrapoften, 
für Arzneimittel zum Bedarf der Gefangenen_und fonftige 
Extraordinaria, in fofern ‘fie fih auf befondere Neferipte 
der Negierung gründen; ferner Forderungen für Schreib: 
materialien, Hölg, Mahl» und Backlohn „Vorſchuͤſſe der 
Kaͤmmerei⸗Kaſſen in Vertretung des Staats: Schäges, 
wenn ſie durch legale Quittungen belegt ſi ſind, werden be⸗ 
rechnet. 

g 31 

In Betreff der Forderungen der Wächter der — 
National⸗ und dem Fiskus wieder anheimgefallenen Do— 
mainen, die nach Art, 6. der Verordnung vom 20. Fe⸗ 
bruar 1816 zur Liquidation der fremden. Mächte verwie⸗ 

fınalen Heft UI. 1824. Kr 
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ſen worden, wird nach dem obigen $. 26. verfahren, in 
foweit als von Lieferungen an die franzöfifchen und ver- 
bündeten Truppen die Rede ifl. Dagegen unterliegen die 
von der Adminiftvationd > Delegation erörterten Forderuns 
‚gen und deren feftgeftellten Beträge nach Art.5. der Vers 
ordnung vom 20, Februar 1816 einer weitern Prüfung 
nicht, und begründen für die Pächter ein annahmefähiges 
Liquidum. Zur Weberficht deffen jedoch, was dem Staats⸗ 
Schatze des Königreich Polen von Frankreich zuſteht, wird 
die. Central» Liquidations - Kommiffion die von der Delega- 
tions » Adminiftration der Pächter angenommenen Summen 
(welche die Berechnungs - Kommiffion befonderd nachwei⸗ 
fen wird) beſonders regiftriren, zur weitern Sinalifirung 
des Rechnungswefend mit Frankreich nach dem obigen $.26. 


Titel IV. 
| Yllgemeine Beſtimmungen— 


5. 32. 
Die Naturalien⸗ und Fleiſch⸗Lieferungen werden ges 
rechnet: 
a. waͤhrend der Periode der preußiſchen Regierung nach 
Berliner Maaß und Gewicht, 
b. waͤhrend der Periode der oͤſterreichiſchen Reglerung 
nach dem dort uͤblichen Maaß und Gewicht, 
c. während der Periode des Herzogthums Warſchau 
nach Warſchauer Maaß und Gewicht, 
unter Anwendung des jährlichen Durchſchnitts-Marktprei⸗ 
ſes der reſp. Kammer-Bezirks- oder Departementds | 
Stadt, wo der Preis durch befondere, Verordnungen 
nicht ausdrücklich vorgefchrieben ift, wogegen da, mo bie 
Lieferungen in die Magazine auf franzöfifched Maaß und 
Gewicht ftatt fanden, zur Erleichterung des Nechnungs- 
wefend der Marktpreis zu dem franzöfifchen Maaße und 
Gerichte zu erhöhen iſt. 


$. 33. 
Vieh, weiches ohne vorherige Abfchägung nach Ger \ 
wicht geliefert worden, kommt, wie folgt, zur Derechnung: ? 


. n ’ 665 
Ein Maftohfe mit a. 0 0. 300Bfh,: 

ein gewöhnlicher Ochſe mit  . . . 200 » 

eine Kuh mit . . .» ; ss. 120 ⸗ 

ein Schoͤps oder ein Schaaf mie u 28 5 
Mehl wird, Hinfihtd des Gewichts, dem Getreide gleich 
gefteltt, mit Ausnahme des an die Militair » Magazine 
gelieferten Mehls, Hinfichts deſſen die Vorſchriften "des 
Königl: Decretd. vom 28. Juli 1810 in Anwendans zu 
bringen find, 


F. 343. 
Stroh, wenn dafuͤr durch Verordnungen nicht Ver⸗ 
gütigung zugeſagt iſt, kommt nicht zur. Berechnung; wos 


gegen Heu nach den Sägen des $. 17. der: Verordnung 
vom 20. Febrnar 1816 berechnet wird. 


$: 35. 
In der Regel muß jede Forderung durch. Driginals 


Belege der zu deren Ausftelung ermächtigten Behörden 
jufiifizire werden, k 


$ 36. 
Hei der Nevifion alfer Berechnungen wird fich die 
Eentral» Liquidationd- Kommiffion nach dem Art. 9. der 


Berliner und dem rt. I, ‚der Wiener Konvention auf 
das genaueſte achten. 


F. 37. 

Ale durch dieſe Inſtruktion nicht beruͤhrte Forderun⸗ 
gen werden als allgemeine Kriegeslaſten zur Koaͤquation 
verwieſen. 

$. 38. 

Das Einregiftriren der liquidirten Summen gefchieht 
von der Central-Liquidations-Kommiſſion auf die in ber 
anliegenden, von dem präfidirenden Minifter in der Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſion der Finanzen und des Schatzes un⸗ 
terſchriebenen Tobelle verzeichnete Weiſe, wogegen die naͤ⸗ 
here Vorſchrift daruͤber, wie die Anſpruͤche des Staats⸗ 

Xx2 
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Schatzes von ben Privat Forderungen in Abzug zu brin⸗ 
gen feien, fpäter erfolgen wird, 
Warſchau, den 27. Januar 1824. 
gez. X. Fuͤrſt Lubecki. 
Angenommen in der Sitzung des Adminiſtrations⸗ 
Raths am 27. Januar 1824. 
Der Staats⸗ Rath, Staats⸗Secretair, Brigade: General, 
(98) Koffei. | 
(gez.) Joh. Pomian Kruszyiskt, 
Hiernach iſt von der Negierung alled gefchehen, um 
die Suftifizirung der Forderungen an den Staats-Schatz 
zu erleichtern, und es werden die Intereſſenten es fich 
daher felbft beizumeffen haben, wenn fie die nöthigen Be: 
weismittel in. der feftgefegten Zeit nicht beibringen, oder 
wenn die beigebrashten den obigen DVorfchriften nicht ent 
fprechen und demnaͤchſt ihre daraus entfpringenden Fors 
derungen für nicht juftifizirt erflärt werden follten. 
Warfihau, den 9. Juni 1824. 
Der Staats-Rath, Präfident _ 
(gez.) Kalinowski. 
Der General⸗Secretair 
(gez) F. Starzyisfi 





10. 
Publikandum des Koͤnigl. Minifteriums ber auswaͤrti⸗ 
gen Angelegenheiten, die Beibringung der Original⸗ 
Belaͤge von den bei der Koͤnigl. Polniſchen Zentral⸗ 
Liſquidatidns⸗Kommiſſion anzumeldenden Forde⸗ 
rungen betreffend. 


—— 


In Verfolg der Bekanntmachung des ERRRTTN 
ten Minifterii- vom x. v. M. *) wird hiermit nachftehende 
Ueberfegung einer in ber Nr. 127, der diesjährigen Wars 
ſchauer Zeitungen vom 9. d. M. abgebradtten, von der 
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ern 667, 

Könige. Polniſchen ZentralsLiquidationd »Kommiffion un⸗ 
term 6. d. M. erlaffenen Aufforderung (Anlage a.) wegen 
Einreichung der Driginal- Beläge zu den Forderungen, die: 
bei diefer Kommiffion angemeldet werden, zur Kenntniß 
der Königl. Preuß. Anftalten und Unterthanen, die. dabei 
betheiligt fein möchten, gebracht. 

Berlin, den 21. Auguſt 1824. 

Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

In Abmwefenheit des Herren Chefs Ercellenz. 

" Der wirflihe Geheime Legationsrath Ancillon. 


a. 


Die Sistnt- -eiguibatlons-Rommifften bes Könige 
veihs Polen. 


Da nach dem $. 35. *) der mittelft Verordnung vom 
27. Januar d. J. vorgefcehriebenen und von der Zentral. 
Liquidationd: Kommiffion unterm 9. Juni d. J. durch ‚die 
Öffentlichen Blätter zur allgemeinen Kenntniß gebrachten - 
Grundfäge, jede Forderung. durch Original» Beläge, welche 
von der dazu befugten Behörde ausgefertigt worden, ju⸗ 
fifiizire werden muß, fo muͤſſen auch alle Original Beld 
ge, welche ſchon beim Buͤregu der Liquidationd- Kommifr 
fion eingereicht gemefen, und den Eigenthuͤmern wiederum 
zurückgegeben worden find, fo wie auch diejenigen, welche 
noch nicht eingereicht worden und fich in den Händen der. 
Sintereffenten befinden, der Zentral⸗Liquidations⸗ „Kommife 
fion eingereicht werden, und zwar: 
a) die franzöfifchen 10,000 Frankenbons und Roupond 
in Folge der Bayonner Konvention, imgleichen 
b) die im Jahre 1808 von der Herzoglich ⸗ Warſchaui⸗ 
ſchen Regierung ausgegebenen Hypotheken ⸗Schatz⸗ 
Obligationen, und die noch nicht in Obligationen 
umgeſchriebenen Quittungen über dergleichen Anleihen; 
c) die Herzoglich⸗ Warſchauiſchen Kaſſenhillets; 


D) Diefer g. lautet alfo: „Im aAllgemeinen muß jede Forderung 
durch Original⸗Belaͤge,/ die von der hierzu ermaͤchtigten Be- 
börde ertheilt worden, begründet ten 


Bo ‚ 

d), die Zertififate der vormaligen Serzestih Fast 

ſchen Zentral Liquidationd = Kommiffion; 

ey) die Befcheinigungen, welche bie Krieges Kommiffion 
an, Militair-Perfonen über rückftändigen Sold der— 
felßen, und an Privatperfonen über Nückftände der 
vormaligen Militair = Berpflegungs -Direction, Kriegs⸗ 

Adminiftration, Artilleries und Ingenieurs Direction 

u. f. w. ertheilt bat; 

f) die von der Kaiferlich- Deftreichifchen Regierung über 
Krieged- Anleihen und zahlbare Lieferungen ausges 
ftellten Quittungen, welche in jener Zeit auf Obli— 
gationen unter der Benennung: Natural: Lieferungss 

: ‚und Krieges: Darlehen -Dbi:gationen nicht umgefchries 

ben worden, imgleichen die Obligationen der Defts 

reichiſchen Megierung über die ehemals von den im 

dÖnigreiche Polen und im Bezirfe der freien Stadt 

Krakau belegenen Kahals und jüdifchen Korporatios 

"nen fihuldig gebliebenen Kapitalien, ferner die noch 
nicht. in Obligationen umgefchriebenen Beläge über 

Forderungen aus diefem Titel, überhaupt fämmtliche 

Odbligationen und nicht realifirte Affignationen, Quitz 
tungen oder Befcheinigungen, auch alle andere Bes 
läge, auf den Grund welcher die Inhaber das Necht 
zu haben glauben, die Defriedigung ihrer Horderung 
verlangen zu Fönnen. 

Wer demnach folche Beläge, wie fie hier benannt 
worden, oder ähnliche befist, es fei ald Eigenthämer oder 
als Erwerber derfelben, muß fie in dem nach der Negies 
rungsverordnung vom 25.Mai d. J. fefigefegten Termine, 
das heißt fpäteftend Bid zum 1. Sannar d. Jahres 1825 
im Driginaf der Zentral. Liquidationd -Kommiffton einreis 
Sen. Im entgegengefegten Falle hat fich jeder felbft die 
daraus nach dem Art. 2 und 4 der gedachten Verords 
nung enrfiehenden Folgen zuzufchreiben. 

Damit indeß die DBefiger der gedachten Beläge bis 
zur Beſtimmung der Art, in welcher die Amortifation der 
Landesſchulden erfolgen wird, nicht in der freien Dispo 
fition über ihr Eigenthum befchränft werden, fo ertiart 


? 


die Zentral ⸗ Liquidations · Lommiſſton, daß Aber. die ein: 


gereichten: Driginal : Beläge vorgenannter Gattung gedruckte 
Befcheinungen mit Unführung der Summen ertheilt wer 
den follen. 

:: Die Bentral-Liquidationd, Kommiffton bemerkt un, 
daß da zufolge des $. 15. der Grundfäge, alle Gehälter 
der Beamten und Dffizianten jeden Grades nur für die 
Zeit des wirklichen Dienſtes vergütigt werden follen, fo 


ift jeder Beamte und Offiziant, befien ruͤckſtaͤndiges Ges . 


halt entweder fehon angemeldet worden iſt, ‘oder .bei. der 
Zentral: Lignidationds Kommiffion noch. angemeldet werben 
wird, verbunden, eine Befcheinigung derjenigen jeßigen 
Hehörde, bei welcher fich ‚die Akten der damaligen Her: 
zoglich : Warfchauifchen Behörde befinden, darüber beizu⸗ 
bringen, daß er in der Zeit, aus welcher der Gehaltds 
ruͤckſtand herruͤhrt, noch wirklich im Dienfte geweſen ift, 
ferner aus welchem Grunde, wenn, und auf wie lange 
Zeit er fih von dem Orte feiner Dienftftelle entfernt hat. 
Iſt fein Gehalt nicht etatsmaͤßig gewefen, fondern aus 
ertraordinairen Fonds gefloflen, fo muß er noch außerdem 
feine Beftalung oder die amtliche Verfügung der betref- 


fenden Behörde, wodurch ihm in einem folchen Betrage 


das Gehalt zugefichert worden, beibringen. 


Vorſtehende Bekanntmachung wird, damit fie zu Je⸗ 


dermanns Kenntniß gelange, in bie Öffentlichen Blaͤtter 
und die Woywodſchafts⸗Amts Blaͤtter aufgenommen werden. 
Warfchau, den 6. Auguſt 1824 
Der Staatsrat) Präfident Kalinowski. 
Der GeneralsSecretair Starzynski. 





11, z J 
E des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums zu Poſen, 
die Anmeldung der Zins-Rüdftände auf die im Koͤnig⸗ 
reiche Polen hypothezirten Kapitalien betreffend. 


Durch mein Publifandum vom .23. Juni ıgı5 habe 
ich die addirionellen Artikel zu dem Vertrage vom 30. Mai 
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1875, tweldher die Bayonner Konvention vom zo. Mat 
1808, aufhebt, zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
. - Madden aber. nunmehr zu Warſchau, im Königreis 
che Polen, eine Eiquidationd: Kommiffion, welche das Schul⸗ 
denweſen des ehemaligen. Herzogtums Warſchau für“die 
jenfeitigen Landestheile regufirt, in Wirffamfeit getreten; 
und dieſerhalb das: Erforderliche auch dieſſeits durch die 
Amtsblätter und Zeitungen der Provinz befannt gemacht 
iſt, finde. ich, mich :weranlaßt, diejenigen dieſſeitigen Glaͤu— 
Biger, ‚welche im Königreiche Polen hypothezirte Kapitas 
lien ftehen, und davon Zinſen-Ruͤckſtaͤnde bis Weihnach- 
sen 1815 zu fordern haben, auf den Inhalt des Artikels 
HI. jener additionellen Artikel wiederholentlich aufmerk⸗ 
ſam zu machen, 
Gedachter Artikel lautet wörtlich folgendermanßen: 
„Was die Zinfen feit dem. Jahre 1806 betrifft, fo ſoll 
bie eine Hälfte derſelben, in gleiche Theile vertheilt, 
binnen ſechs Jahren, von Weihnachten dieſes Jahres 
(1815) ab -gerechnet, mit den laufenden Zinfen zus 
‚gleich abgeführt werden. Die zweite Hälfte find die 
Kreditoren erſt dann zu fordern berechtigt, wenn die 
“ Megierung den Schuldnern die Krieges = Lieferungen, 
Vorſchuͤſſe und - fonftigen Leiftungen vergüten wird. 
a Vergütung beſtimmt zu gleicher Zeit die Art und 
eife, im welcher die zweite Hälfte bezahlt werden 
muß, dergeſtalt, daß. die Kreditoren immer auf den 
ganzen -DBerrag dieſer Vergütigung, ſo weit‘ fie zur 
Deckung diefer zweiten Hälfte nöthig iſt, Anfprüche bes 
halten SE ne 
Zur Sicherſtellung jener zweiten Hälfte der Zinfen- 
Piücktände für die dieffeitigen „Gläubiger iſt erforderlich, 
auf die Forderungen ihrer "Schuldner im Königreich Pos 
len, qus der Zeit des Herzogthums Warſchau Beſchlag 
zu legen. Ich ſtelle daher jedem dieſſeitigen Inhaber 
folcher im Koͤnigreiche Polen hypothezirten Kapitalien ans 
heim, mir feinen Schuldner namhaft zu machen und den 
Betrag des Kapitals, fo wie des Zinfens Kückftandes- anz 
angeben; ich würde dadirch in den Stand gefrgt werden, 


er. - 
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* Weitere wegen ber Arreſtſchlaͤge veranlaſſen iu 
koͤnnen. 

Daß dieſe Bekanntmachung anf die im Königreiche 
Polen mit Beſchlag belegten‘ Kapitalien ‚der dieffeitigen 
Geiftlichkeit nicht Anwendung ſub⸗t verſteht 8 von 
ſelbſt. 

Poſen, den 22; September 1824... 

Koͤnigl. Preuß. Ober⸗ Praͤſident des Großherzogthums 
Poſen. 
Zerboni di Spoſetti. 


— 


. 12. 55* 
Publikandum der Central⸗Liquidations⸗Kommiſſion des 
Königreichs Polen, den Gebrauch des Stempelpa⸗ 
pierg zu Eingaben an dieſelbe betreffend. ' 





Da aus mehreren VBorftellungen wahrgenommen wor⸗ 

den ift, daß Privatintereffenten, entweder gar kein Stem⸗ 
pelpapier, oder doch fulches, welches nicht vorſchriftsmaͤßig 
ift, adhißiven, und demnach die im Neichötagsgefege nom _ 
Jahre 1811 bezeichneten Kontraventionsftrafen .auf fich 
ziehen, fo bringt die Central: Liquidationd - Kommiffion zur. 
Kenntniß eines Jeden, den dieſes interefliren Fann, daß 
in Gemäßheit des von der Negierungs s Kommiffion ber 
Einfünfte und des Schatzes unterm 22. Juli d. J. ers 
-läuterten 2often $. litt. c. jened Gefeges, alle Eingaben 
an die gedachte Central Liquidationd » Kommiffion ald da 
find, Noten, Vorftelungen, Gefuche um Auskunft ꝛc. auf 
Stempelpapier. zu dem Betrage von 2 FI. poln. gefchries 
ben fein muͤſſen; alle Beweisftücke zu folchen Eingaben 
brauchen dagegen nicht mit Stempelpapier verfehen zu 
worden. Wenn über diefes Privatinsereffenten gefonnen 
find, die Bemweisftücke zu ihren Forderungen entweder 
ſelbſt, oder durch. Bevollmaͤchtigte im Bureau der Central⸗ 
Figuidasiongs Kommiffion wiederzulegen, fo ſollen ſolche 
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ohne Stempelpapier zu den von den Mäthen diefer Kom⸗ 
miffion aufzunehmenden Protofollen angenommen werden. 
Dieſe Bekanntmachung wird, damit fie jur Kenntniß 
eineB jeden gelange, in die Zeitungen ‚und Woywod⸗ 
fehaftöblätter eingerückt werden... . Fan) 
Warfchau, den 14. September 1824. 
"Der Staatsrath, Präfident. - 
: .(g.) v. Kalinowski. 
' Der General: GSecretair. 
(gez.) F. Starzynski. 
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III. 
Staats-Einkuͤnfte. 
— BEN A. = 
Finanz Verwaltung im Allgemeinen. 


| 13. a’ 

Publifandum der Könige. Regierung zu Merfeburg, 

Borfchriften für die bei den Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen 

' oder bei den Spezial-Kaffen zu leiftenden Zah; 
Ai lungen betreffend. 


— 


6Gs iſt bemerkt worden, daß die der hiefigen Regie⸗ 
rungs⸗ Haupts Kaffe durch die Spezial: Kaffen aufgerech⸗ 
neten Belege. über die für Rechnung der erftern. geleifte: 
ten Zahlungen fehr mangelhaft find, und daß auf die 
richtige Auittungsaugftellung, die Beglaubigung der Quits 
sungen, die Beibringung von Vollmachten, der Stempel 
n. f. w. von dem Nendanten der Special»Kaffen nicht 
die gehörige Aufmerkfamkeit gewandt wird. 

Um diefem Uebelftande für die Zukunft möglichft vors 
zubeugen, ertheilen wir hierdurch folgende Vorſchriften. 

Jede Quittung muß im Allgemeinen von jegt an 
na folgendem Schema ausgeſtellt fein: R 
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Won dieſen Geldforten werben jedesmal nur die 
betreffenden und wirklich gezahlten Sorten auf— 
gefuͤhrt, die Benennung der andern aber wegge⸗ 


laſſen.) 
Schema. Quittumg. 
Thlr. Sgr. Pf. Gold in Friedrichsd'or 
a 5 Thlr. 
⸗ ⸗ ⸗Conventionsgeld, 
⸗ ⸗ ⸗Preuß. Courant, 
⸗ ⸗ » in Treſor⸗ und Daler⸗ 
fcheinen oder Kaſ⸗ 
ſenbillets. 


Summa Tr. Ser. Bf. 

mit Buchftaben r 

(Hier wird der Geldbetrag, fo wie der Gegen: 
ffand und der Zeitraum, wofuͤr die Zahlung ge⸗ 
ſchieht, genau und ‚ausführlich eingerückt) (habe 
ich) haben wir (je nachdem «8 erforderlich) von 
der Königl. Negierungs- Haupt Kaffe zu Merfes 
burg durch die... (Bezeichnung der unmittel- 
bar zahlenden Spezial: Kaffe) Kaffe zu. .... 
baar und richtig bezahlt erhalten, worüber dieſe 
Quittung ertheilt wird, 
ser... den ten ‚ 38 
(Namensunterfchrift) 
Jede Quittung muß Ieferlich und ohne Raſuren und 
Abänderungen gefehrieben fein und nach obiger Form ent⸗ 
halten: 

1) Die gezahlten Münzforten im Eingange nach Zah: 
fen, die Summe (in fofern mehrere Münzforten ges 
zahlt werden) in Zahlen und mit Buchftaben, nach 
Thalern, Silbergroſchen und Pfennigen ganz ausge⸗ 

⸗ ſchrieben; —A 

2) den Gegenſtand ausfuͤhrlich und bei fixirten Gehaͤl⸗ 
tern, ſo wie periodiſch wiederkehrenden Zahlungen 
uͤberhaupt, auch den Zeitraum wofuͤr die Zahlung 
geſchieht; ſodann nach, dem vorftehenden Schema- die 
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Benennung” der Raffen, von und durch welche die 
Zahlung geleiſtet wird; 

3) den Wohnort, das Datum der Quittungs ausſtel⸗ 
lung, fo mie die Unterfchrift de DVor- und Zuna⸗ 
mens und des Charakters ded Empfängers; 

‚4) von Schreibend Unerfahrenen gefchieht die Unter- 
fchrift ded Empfängers mittelft. eigenhändiger Zie⸗ 
hung von 3 Kreuzzeichen, wobei von dem Ortsbürs 
germeifter, oder von dem Prediger, oder von einer 

andern, ein Öffentliches Amt beffeidenden Perſon, 

Gedoch mit Ausnahme der zahlenden Kaffen » Beams 

“ ten), unter Beifügung des Dienficharafters, der 
Name, der Stand und die Nichtigkeit der eigenhän« 
digen Kreuzziehung des Empfängers beurfundet wer⸗ 
den muß. 

Die hisher oft geſchehene bloße Veſcheinigung 
von einem oder zwei gaͤnzlich unbekannten Zeugen 
darf nicht weiter. ſtatt finden. 

) Die Unterfchriften von Privatperfonen, denen Zah⸗ 
lung geleiſtet wird, muͤſſen, um etwanigen kuͤnftigen 
Erinnerungen zuvorzukommen, in ſofern ſolche nicht 
hinreichend bekannt find, oder z. B. bei Bauten und 

Reparaturen, nach den, den Anweiſungen originali⸗ 
ter beiliegenden Contracten oder Verdingsprotocollen 
nicht als richtig zu beurtheilen ſind, von den Orts⸗ 
buͤrgermeiſtern, oder von ſonſtigen oͤffentlichen Behoͤr⸗ 
den, als richtig beſcheinigt werden. 

Bei Unterſchriften von, in Koͤniglichem Dienſte 
ſtehenden Beamten ſind dergleichen Beſcheinigungen 
aber nicht noͤthig. 

6) Die Rendanten einer Gemeinde, Kirche, Fundation, 
oder irgend einer andern oͤffentlichen Anſtalt, müf- 
fen den Quittungen ihre Amtsſiegel beidrucen, und 
wenn fie Eein folches befigen, fo muß die Richtige’ 
feit der Unterſchrift von dem Bürgermeifter, dem 
Pfarrer, oder dem Gerichte des Orts mit Beldrüfs 
fung des Amtsſiegels befcheiniget werden. , 

2 Berden durch Bevollmaͤchtigte Gelder erhoben, fo 
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muß eine gerichtliche oder notarielle Vollmacht, bei 
Erbnehmern aber eine ‚Deglaubigung des Gerichts, 
daß der oder die N. N. einzige Erben des verffors 
benen N. N, find, und an fie ie die Zahlung geleiftet 
werden Faun,-den Quittungen in originali beigefügt 
werden. 

3) Zu den flempelpflichtigen Quittungen muß der ers 
forderliche Stempelbogen nach dem beftehenden Stem⸗ 
pelgefege gebraucht oder umgefchlagen werden. 

Außerdem bemerfen wir - noch 

I. Bei den feftfiehenden Zahlungen: 

1) alle Gehälter, Venfionen, Wartegelder und Unter 
ftügungen dürfen nur in den beftimmten Monats⸗ 
friſten, und 

2) alle Competenzen, Fundationen, Grund⸗ und Yaf- 
fiorenten, Cultuskoſten, fo wie die Zinfen von Staats, 
Paffiv-Kapitalien, nur an den DBerfalld- Terminen 
bezahle werden, welche den Spezial Kaffen von der 
Haupt Kaffe in den betreffenden Etatsauszůgen ans 
gegeben find. 

Sodann find aber auch alle Dyittungen über bie 
unter 2. benannten Zahlungen, ohne Ausnahme, nach den 
vorftehend sub 5. 6. und 7. gegebenen Beſtimmungen, 
von den Ortöbärgermeiftern, Pfarrern, Gerichten u. f. m. 
als richtig zu befcheinigen, weil gerade bei Diefen, von der 
Staats: Kaffe zu leitenden Zahlungen die Empfänger am 
meiften werhfeln. 

Ferner iſt fehr firenge darauf zu halten, dag nur 
an diejenigen Betheiligten Zahlung geleiftet werde, welche. 
in den vorgedachten Etatsauszuͤgen aufgeführt fliehen. 

Ganz insbefondere finder diefes auf die Zahlung der 
Zinfen von den Staats, Paffiv - Kapitalien (Kandes⸗ und 
 Domainen»Schulden) Anwendung, welche allein nur an 
die in den Etats aufgeführten Gläubiger, oder deren 
gehörig Bevollmaͤchtigte, zu entrichten find. 

Wenn Erben oder andere Individuen, auf welche 
die Pafliv-Kapitalien durch Ceffionen übergegangen find, 
deren aber der Etat nicht erwaͤhnt, die Zahlung verlan⸗ 
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‘gen, fo kann letztere deffen ungeachtet: nicht gleich erfol⸗ 
gen, fondern die betreffenden Kaflen haben vielmehr die 
Intereſſenten zu bedeuten, daß fie zuvoͤrderſt die in Hänz 
den habenden gerichtlichen Verhandlungen über den recht⸗ 
maͤßigen Beſitz der Obligationen urſchriftlich an uns ein⸗ 
reichen muͤſſen, worauf wir alsdann die neuen Glaͤubi— 
‘ger in die Zinſen-Etats eintragen, und die Haupt-Kaſſe 
mit der erforderlichen Zahlungsanmeifung verfehen werden. | 
Dei der großen Menge von jährlichen Zinfenzahluns 

gen und um bierbei ſtets die nöthige Ueberficht zu erhals | 
ten, empfehlen wir diefen Gegenfland ganz befonders der 
Aufmerkſamkeit der zahlenden Spezial: Kaffen, 

II. Bei nicht feftfiehenden Zahlungen: ' 

Hierunter werden befonderd die Zahlungen auf un 

fere oder Anweifungen der Haupt: Kaffe u. f. w. ver⸗ 
fanden, und gelten für diefelben alle Vorſchriften, wel⸗ 
the wir im Eingange sub 1. biß 8. gegeben haben. 
Außerdem ‚bemerken wir aber noch, daß bei Auf- 
rechnung von Anmweifungen die darin bezogenen Belege 

nebft deren Anlagen genau im Auge zu behalten find, 
ohne welche die Aufrechnung nicht erfolgen darf, 
Auch muß vor der Aufrechnung jedesmal die Nich- 
tigkeit jener Belege und deren Anlagen, binfichtlich der 


. dabei befindlichen Quittungen und der erforderlichen Stem⸗ 


pelbogen, gepruͤft und etwanigen Mängeln ſofort abge⸗ 
holfen werden. 

Endlich erwaͤhnen wir noch, daß die Quittungen der 
Tageloͤhner in den Loͤhnungsliſten uͤber Straßen- und 
Waſſerbauarbeiten, von den, den Bau leitenden Baube— 
amten oder Bananffehern, und in deren, Ermangelung 
von den Ortsbürgermeiftern ꝛc. binfichtlih der Namens» 
unterfihriften und der dabei häufig vorfonmenden Kreuz 
zeichen als richtig und zugleich auch von den genannten 
Beamten dahin befcheinige fein muͤſſen, daß die Zahlung 
richtig gefchehen fei. 

Die Regierungs⸗ Haupt: Kaffe, fo wie alle Spezial- 
Kaffen unfers Verwaltungs-Bezirks, werden hierdurch 
angemwiefen, fih auf das Genaueſte nach vorftehenden Bes 
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ftimmungen zu richten, und erhaͤlt die Haupt: Kaſſe zu⸗ 
gleich den Auftrag, die ihr von den Spezial-Kaſſen wis 
der Vermuthen etiva noch ferner zugehenden unbrauchbas 
ren Belege und Quittungen von den, betreffenden Ablie⸗ 
ferungen abzufegen, und folhe zur Vervollſtaͤndigung züs 
ruͤckzuſenden, uns aber im Wiederholungsfalfe Anzeige‘ ‚u 
machen. 

Schließlich machen wir das Publifum darauf aufz 
merffam, daß jeder Zahlungsnehmer, welcher ‘die Beob⸗ 
achtung der ‘hierin vorgefihriebenen, zur Erhaltung der 
Ordnung hoͤchſt nöthigen Formalitäten, unterläßt, es ſich 
lediglich beizumeſſen hat, wenn ſeine Befriedigung einfts 
weilen zuräckgemwiefen wird. 

Merſeburs, den 8. September 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regieruns. 





14, 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Streiſund bie 
Einnahme und Ausgabe bes preußifchen Geldes ſtatt 
pommerſchen Courants bei allen — Kaſſen 
betreffend. 


— — 


Durch die Allerhoͤchſte Labinets⸗ Ordre vom Zr. As 
guft 1822 (abgedruckt im hiefigen Amtsblatte vom: Fahre 
.1822, ©. 541.) if fefigefegt, daß alle aus den oͤffen t⸗ 
lichen Kaffen zu leiftende Zahlungen, welche früher in 
altem ſchwediſch⸗ pommerſchen Courant normirt oder auf 
andere gültige Weife in diefer Münze beſtimmt find, in 
preußifchem. Courant nach. dem Saße, daß 100 Rthlr. 
pommerfched Eourant gleich find 1135 Nthir. preußifches 
Eourant, alfo mit einem Aufgelde von 13% pro Cent, 
umgerechnet und berichtiget werden ſollen. Auch follen 
nach eben diefem Sage die Kaffen bei der Einnahme ver⸗ 
fahren, den Zahlungspflichtigen fol jedoch frei fiehen, die 
in pommerfchen Courant zu leiftenden Zahlungen, fo lange: 


dieſe Muͤnzſorte noch in Umlaufe ift, einftweilen noch im 
diefer zu berichtigen. ' 

uUnter den in diefer Allerhoͤchſten Kabinets- Ordre 
angeführten Sffentlichen Kaffen find nicht nur die 
Koͤnigl. Staats-Kaſſen, fondern auch alle fiändifhe und 
Communal⸗Kaſſen und die Kaffen beſonderer öffentlicher 

Inſtitute gemeint. Da indeflen bisher irrig angenommen 

worden ift, daß diefe Alterhöchfte Beftimmung vom 31. 
Auguſt 1822 fich lediglich auf die Königl. Staats» Kafs 
fen beziehe, fo machen wir, in Folge höherer Verfügung, 
hiermit ausdrüclich darauf aufmerffam, daß auch dars 
nach bei den unter Aufficht und Verwaltung der Lands 
ſtaͤnde ſtehenden Kaffen, deögleichen bei allen Communalz, 
Kirchen» und SchulsKaffen und den Kaſſen befonderer 
öffentlicher Inſtitute, namentlich alfo auch der Feuer-Aſ⸗ 
ſecuranz⸗ Societäten, verfahren werden muß. 

Es ſind daher die Etats und Rechnungen aller. dies 
fer Kaſſen nur auf preußifches Courant zw richten, und 
Einnahmen und Ausgaben DA, wo es noch nicht geiches 
hen, nach dein ‚gefeglich fefiftehenden Verhältniffe auf diefe 
‚Münze zu reduciren. 

Wir fordern fänmtlihe Behörden unſers Verwal⸗ 
tungs⸗Bezirks, welchen die Auffiht und Verwaltung ders 
artiger Kaſſen zufteht, hiermit auf, fih fortan nach dies 
fer Beftimmung genau zu richten, und fofort die nöthige 
‚Anordnung zu treffen, daß. diefelde bei ihren Kaffen in 
Ausführung gebracht werde, indem nur dadurch die in 
dem Gefege über die Münzverfaffung vom 30. September 
1821 anögefprochene Allerhöchfte Willendmeinung, eine 
gleichförmige fefte Währung und Nechnung der Gold⸗ und 
Silber: Münzen in fämmtlichen preußifhen Staaten eins 
zuführen, in Ausführung gebracht werden kann. 

Stralfund, den 14. Auguſt 1824. 

Königl. Preuß. Regierung. 
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15. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Porsdam, das 
Verfahren rücfichtlich der Invaliden⸗ Verſorgungg ⸗ 
ſcheine bei Rechnungs⸗Angelegenheiten betreffend. 
Unter den Dienſtſtellen, welche ausſchließlich mie In⸗ 
validen beſetzt, und wobei die Verſorgungsſcheine der letz⸗ 
tern als Belaͤge den Rechnungen beigefuͤgt werden muͤſſen, 
ſind auch ſolche Stellen vorhanden, welche blos auf Kuͤn⸗ 
digung verliehen werden. Da es nun mit Inkonvenien⸗ 
zen verknuͤpft iſt, wenn nach erfolgter Auffündigung die 
Driginal » Verforgungsfcheine aus den Rechnungsbelägen 
wieder herausgenommen und den Invaliden zurückgegeben 
werden muͤſſen, fo if durch einen Beſchluß des Koͤnigl. 
Geheimen Staatsminiſterii vom 14. April d., 4 beſtimmt 
worden: daß die Zerforgungsfcheine fülcher auf Kündis 
gung angenommenen Invaliden nur in beglaubter Ab: 
föhrift zu den Nechnungsbelägen gegeben, vie Driginale 
aber bei den Akten aufbewährt werden follen, um folche 
nach etwa erfolgender Entlaffung jederzeit zurückgeben zu 
Fönnen. Ser, 
Den betheiligten Behörden wird diefe Beſtimmung 
zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht. 
Potsdam, den 29. Auguſt 1824. 
RKoͤnigl. Preuß. Regierung, 


— — 


16. 

Schreiben des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums an das 

Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterium, die Verpflegungskoſten für 

unvermoͤgende Zoll⸗ und Steuer⸗Kontraven enten waͤh⸗ 
send ber ſummariſchen Unterfuchung betreffend, 

Aus Veranlaſſung Ener Ercellenz hochgeehrten Schrei⸗ 

bens vom 12. d. M. iſt der Regierung zu Merſeburg er⸗ 


Öffnet worden, daß die Verpflegungsfoften für unvermoͤ⸗ 
Annalen Heft III. 1824. Yy 
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gende Zolls und Stener » Contravenienten, während der 
. fummarifchen Unterfuchung durch- die adminiftrativen Bes 
hoͤrden, und in Fälfen wo flatt der, durch Regierungs⸗ 
Reſolute erkannten Geldbußen, "gerichtlich koͤrperliche Stra- 
fen feftzufegen find, bis zu derem Vollziehung dem Krimis 
sale Fonds der Gerichte nicht zur Laft fallen können, ſon⸗ 
dern von der Regierung übernommen erben müffen, 100 
‚nach felbige alfo auch in dem, von dem Dber: Landesge- 
richt zu Naumburg zur Sprache gebrachten Spezialfalle 
gegen die Maurergefellen N. N. und N. N. verfahren 
wird. 
Berlin, den 20. Januar 1824. 
v. Klewiz. 


An 
des Königlichen wirklichen Geheimen 
Staats» und Zuftig-Minifters 
Herrn von Kircheifen 
Ereellenz. 





B. | 
Steuer 


' 17. i 

Cirkular-Reſcript des Königl. Finanz Minifteriums an 

ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Erhebung. der 
Gegwerbeſteuer betreffend. 

In der Eirenlars Verfügung vom 16. Auguſt d. J. 
wegen Hebung der Klaſſenſteuer, iſt, bereits der 1. Ja⸗ 
nuar 1821 als Zeitpunkt angegeben, von welchem ab, 
die Gewerbeftener nach dem Gefeg vom 30. Mat d. J. er⸗ 
hoben werden ſoll. Dabei verbleibt es, und damit dieſe 
Steuer uͤberall gleichmaͤßig verwaltet werde, werden der 
Koͤnigl. Regierung folgende Vorſchriften ertheilt: 


I 
Sowohl bei der Abgrenzung des Hegierungs » Ber 
zirks in die 4 Abtheilungen, welche dad Gefeg vorfehreidt, 
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als auch bei Beſtimmung ded von den Baͤckern und Flei⸗ 

fchern in der ıflen und 2ten Abtheilung zu zaßlenden 
Satzes von 6 pf. von der Einwohnerzahl, richtet fich die 
Königl. Regierung nach. dem, was die Beilage B, zum 
Gefege ald Kegel angiebt. Wenn befondere Umftände für 
einzelne Orte eine Abweichung begründen, jegt oder kuͤnf⸗ 
tig, ift an das unterzeichnete Minifterium Bericht zu ers 
ftatten. Es darf jedoch hierdurch das Gefchäft der Auf- 
nahme und Abfhägung für jegt nicht aufgehalten, viel 
mehr müffen überall die Säge, wie fie das Gefeg vors 
fchreibt, angenommen werden. j 


2, 

Da jeder, der ein Gewerbe, es mag fienerfrei ober 
pflichtig fein, betreiben will, imgleichen der den Betrieb 
feines bisherigen Gewerbes im Drte aufgeben will, der 
Drtd-KRommunals Behörde davon Anzeige machen, muß, 
(Geſetzſamml. $.19.), fo Fann und muß viefelbe hierdurch, 
und tie folched ohnehin ſchon zu ‚ihren Obliegenheiten 
gehört, ſtets voͤllig unterrichtet fein, von wem und in 
welchem Maaße ein Gewerbe getrieben wird. Es iſt von 
ihr auch darüber eine Nachweifung zu führen, woraus ei⸗ 
nes jeden Gewerbetreibenden 
2a. Name und Vorname, 

b. deffen Gewerbe, 

c. zu welcher Zeit er folches angefangen, oder ben Be⸗ 

trieb angezeigt habe, und 

d. ob es dem Umfange nach fienerpflichtig fei oder nicht, 

mit Zuverläßigfeit entnommen werden fann. 
Erachtet die Kommunal: Behörde, um folhe Nachweifung 
zuerft anzulegen, für nöthig, von allen Orts⸗-Bewohnern, 
welche im bevorftehenden Jahre ein Gewerbe fortfegen 
wollen, welches ftenerpflichtig if, oder feiner Gattung nach 
fteuerpflichtig fein kann, folched anzeigen zu laſſen, fo mag 
dazu von ihr eine Aufforderung, mit Beflimmung einer 
Srift, erlaffen werden. 
EGEs iſt indeffen wohl anzunehmen, daß jede Kommu⸗ 
nals Behörde die feitherigen Gemwerbetreibenden im Orte 
genugfam kennt und. mit — der letztjaͤhri⸗ 
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gen: Gewerbeftener Aufnahme‘ die Nachweiſung anzulegen 
im. Stande fein wird. 
Sowohl jegt als Fünftig bleibt es aber erforderlich, 
— der, welher 
ein Gewerbe zuerft anfangen twil, 
fein ſteuerfreies Gewerbe dahin ansdehnt, daß ed 
flenerpflichtig wird, 
c. fein bisheriged Gewerbe im Orte aufgiebt, 
d, ein "Gewerbe umherziehend betreiben will und dazu 
eined Gewerbeſcheines bedarf, und endlich 
e, zur Fortfegung feines Gewerbes im folgenden Jahre, 
aus polizeilichen Gründen, Zeugniffe beibringen muß, 
" (Gefeg vom 7. September 1811 $.131.) in den Drei 
erften Fällen allemal fogleich, und in den beiden letz⸗ 
tern, alle Jahr, zur Zeit, wenn die Aufnahme der 
Steuerrolfen. geſchehen foll, Anzeige einreiche, 


3. ; 

Die Kommunals Behörde, muß jedem, ber zum 
Betriebe eines Gewerbes am Orte fih gemeldet, darüber, 
daß er ſolches gehörig angezeigt habe, allemal eine Bes 

ſcheinigung fohriftlich ertheilen. 

. Sind gefehlich begründete Hinderniffe vorhanden, ihn 

. zum Betriebe ded Gewerbes im Orte uͤberhaupt zuzulaffen, 
oder hat, derfelbe, bevor er das Gewerbe anfangen fan, 
noch etwa befondere Eigenfchnften zu. erweifen, Legitimas 
tionen u. f. w. beizubringen, und folche feiner Eingabe 
: beizufügen verabfäumt: fo muß ihm darüber das Nötkige 
zugleich beiehrend eröffnet werden. Eben fo kann derjenige, 
‚welcher anzeigt, daß er fein Gewerbe zu betreiben auf: 
höre, eine fehriftliche Befipeinigung der erfolgten Anzeige 
verlangen, \ 


Bevor die Aufnahme — muͤſſen die $. 26. des 
Geſetzes benannten Gewerbe durch die Kreis⸗ und Kom⸗ 
munals Behörden aufgefordert werden, ihre Abgeordneten 
und deren Stellvertreter, mit Beobachtung der im $. 28. 
des Gefeges enthaltenen Beftimmungen zu wählen. Im 

den Städten muß. bie Wahl durch perſoͤnliche Zuſam⸗ 


— 


menkunft bewirkt werden, in den Kreiſen kann der Land⸗ 
rath zu dem Ende einen Umlauf ergehen laſſen, auf dem 
jeder ſeine Stimme abgiebt. 

Entſtehen Auslagen durch das tZuſammenkommen der 
gewaͤhiten Abgeordneten in der 4ten Abtheilung, fo find 
ſolche aus der Gebühr der 4 pro Cent zu beſtreiten. 

In den 3 erften Abtheilungen werden dergleichen 


Koften nicht vorkommen. 
Die Behörden, welche die Wahlen leiten, Haben dar⸗ 


auf zw ſehen, daß dabei die Beſtimmungen $..28. des 


Geſetzes erfüllt werden. 

Künftig muͤſſen die Geſellſchaften im Oetober ihre 
Abgeordneten fuͤr das folgende Jahr gewaͤhlt, oder die 
Beſtaͤtigung der bisherigen erklaͤrt haben. 

5. 

Aus der zu 2. gebachten Nachweifung der Gewerbes 
treibenden Jäßt die Kommunal: Behörde alle diejenigen, 
welche im naͤchſtfolgenden Jahre ein ſteuerpflichtiges Ge⸗ 
werbe treiben wollen, in eine Liſte, nach dem unter A. 
beiliegenden Muſter zut Gemwerbeftener-Nolle, aufnehmen, 
und die Spalten 1, 4, 5. und 6. ausfüllen. - 

:Diefe Lifte bildet die Grundlage der Gemwerbeftener- 
Rolle. Dieſelbe muß in jedem Orte jegt gleich, und 


Eünftig aMjäprtich im Oktober fürs nächfifglgende Jahr 


gefertigt werden, 


Sobald die Fertigung, gefchehen ift, muß von den 
zur sten Abtheilung gehörigen Gewwerbetreibenden, folche 


dem Landrathe des Kreifed zugefandt werden, damit ders 
felde daraus, nach Maaßgabe der Beſtimmung im $. gr. 
ded Geſetzes, die Lifte für den ganzen Kreis zuſammen⸗ 
tragen laſſe. 

Künftig kann das Verfahren. hierbet in der Art abs 
gefürzt werden, daß der Einwohner feldft, nach der Hebe⸗ 
Rolle des Faufenden Jahres und den ihm bekannt geworz 
denen nachherigen Zu⸗ und Abgängen, die Lifte fürs fols 
gende Jahr fertigt, dann der Landrath in der gen Abthei⸗ 
lung und die Remamunai· Bepörhe in den Abrigen Abthei⸗ 


\ 
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Iungen ‚durch Vergleichung mit der Nachweifung (zu 2.) 

"und nach -fonftigen Ermittelungen, folhe prüft, ergänzt 

und das Weitere veranlaßt, die Gemwerbefteuer: Role zu 

Stande zu bringen. 

Die Steuerpflichtigen werden nach Folge und Maaß⸗ 

gabe der in der Beilage B. zum Gefege aufgeführten ſteuer⸗ 

‚ Mlichtigen Gemwerbsgattungen abgefondert, fo daß zuerſt 

zuſammengeſtellt werde: 

A, die Steuerpflichtigen vom Handel mit faufmäns 
niſchen Mechten, 4 

B. die Steuerpflichtigen vom Handel ohne kaufmaͤn⸗ 

mniſche Rechte u. ſ. w. 

Perſonen, die fuͤr mehrere Gewerbe ſteuerpflichtig ſind, 
werden bei jeder betreffenden Gewerbsgattung beſonders 
aufgeführt. Eben fo wird jemand, der mehrere Comtoire, 
Laden ıc. hat, für jedes derfelben beſonders verzeichnet. 
Dei den Gemwerbetreibenden jeder Gattung ift möglichft die 
alphabetiſche Ordnung zu beobachten. , 

Wo die Gemwerbetreibenden zahlreich find, Fönnen 
mehrere Liften angelegt-werden, fo daß z. DB. in die eine 
Die Dandeltreibenden, in die andere die Dandwerker u. fr 
w. aufgenommen werden. 

6 

Sobald die Fiften der Steuerpflichtigen angelegt find, 

. wird durch Ausfülung der übrigen Spalten die Steuer⸗ 
Rolle zu. Stande gebradt. 
Des Endes wird bei den flenerpflichtigen Gewerbs⸗ 
gattungen A. B. C, D. E, u. H. der Beilage B. zum 
Gewerbefteuer » Gefege der Steuerbetrag, welcher theils 
nach der Zahl der Gewerbetreibenden, theils aber nach 
der Volkszahl anzunehmen ift, fummarifh ausgeworfen, 
wie in dem Muſter zur Gemwerbefteuers Rolle anſchaulich 
gemacht ift. 

Dei Anfegung des Steuerbetraged der Bäcker und 
Steifcher in mahl- und fchlachtfleuerpflichtigen Städten 
der erſten beiden Abtheilungen ift die Volkszahl mit In⸗ 
begriff der Vorftädte und naͤchſten Umgebungen, fo weit 
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fie mahls und fchlachtftenerpflichtig find, iu Anwendung zu 
bringen. 

Wo Militair garnifonnirt, welches aus Magazinen 
mit Brodt verpflegt wird, ift felbiged bei der Beodlferang 
in Abzug zu bringen. ’ 
Alsdann find unverzüglich Auszüge aus der Steuer⸗ 
Rolle, fo weit die Gemwerbetreibenden zu einer Steuer⸗ 
Verbindung (Geſetz $. 26.) gehören, den Abgeordneten 
der Geſellſchaften mitzutheilen, unter Feſtſetzung eines 
furzen Termins, binnen welchem fie die Vertheilung der 
fummarifch ausgeworfenen Beträge unter die einzelnen Cons 
tribuenten bewerfftelligen müffen. Zur Verhütung von 
Mißgriffen bei diefem für manche Abgeordnete vielleicht 
fremdartigen Gefchäft, und um Aufenthalt vorzubengen, 
fönnen die Behörden den Abgeordneten das erftemal eis’ 
nen Deputirten zur Seite fielen, unter deffen Leitung, jer 
doch ohne allen materiellen Einfluß, das Gefchäft vollzo⸗ 
gen werde. 

Wenn die Abgeordneten die Repartition vorgenom⸗ 
men und den von ihnen ausgefuͤllten, durch ihre Unter⸗ 
ſchrift legaliſirten Auszug der Lifte zuruͤckgereicht haben, 
erfolgt die Uebertragung der einzelnen Beitraͤge in die Ge⸗ 
werbeſteuer⸗Rolle. 
Waͤhrend die Abgeordneten ihr Repartitions ⸗Ge⸗ 
ſchaͤft beſorgen, koͤnnen die Behörden die Steuer: Verans 
lagungen für die Gemwerbögattungen B. F. G. H. J. K. 
bewerkſtelligen. 

Bei Vertheilung des ſummariſchen Betrages fuͤr die 
Gewerbsgattungen B. u. H. muͤſſen die Aufnahme-Be⸗ 
hoͤrden die Beſtimmung $. 30 b des Geſetzes, durch Zu⸗ 
ziehung erfahrner und mit dem Vertrauen ihrer Mitbürs 
ger verfehener Gewerbsgenoſſen beachten. 

Glauben fie von deren Meinung aus uͤberwiegenden 

Gründen abgehen zu müffen, fo bleibt ihnen zwar folches 
unbenommen, es find aber dann, in der legten Spalte 
der Rolle, die Gründe dafür anzugeben. 

Handwerker, bei denen die Zahl der Gehülfen abzu⸗ 
wechfeln pflegt, 3. B. Maurer und Zimmerleute, find, 
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wenn fie auch nur einige Zeit im Jahre zwei Sehätfen. 
haften, für das ganze Jahr als fienerpflichtig zu achten, | 

Bei den Gemwerbd:Gattungen F. G. I. und K. iſt 
die Steuer für jedes einzelne Individuum nach Maaßga—⸗ 
be feines Gewerbes, oder der Befchaffenheit feiner gewerb⸗ 
lichen Anlagen, mie das Geſetz es la in Anfag 
zu bringen, i 
- Um bei Brauereien und Brennereien die Stener⸗Au⸗ 
ſaͤtze zu finden, ſollen die Steuer-Aemter den Aufnahmes 
Behoͤrden, auf deren Requiſition, aus den Steuer-Regi⸗ 
fiern den Geld» Betrag anzeigen, den jeder Brauerei⸗ und 
Brennerei: Inhaber vom ı. October des vorigen bis letz⸗ 
ten September des laufenden Jahres gezahlt hat. 

Es können auf 23 Rthl. Braumalz- Steuer 36 Schef: 
fel und auf 35 Rthlr. Branntwein⸗ Steuer 48 Scheffel 
gerechnet werden. 


T- 

Auch von den Gewerbetreibenden, die umherziehen 
wollen, Finnen die Pandräthe in der 4ten Abtheilung und 
die Kommunal: Behörden in den übrigen Abtheilungen die - 
‚ Anmeldung annehmen und fie, begleitet mit ihrem Guts 
achten über die Zuläßigkfeit ihres. Gefuchd und den erfor 
berlichen Legitimationen, in die Nofe zulegt aufnehmen, 
mit Auswerfung ihrer Gewerbeſteuer nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes. 

Fuͤr Perſonen, welchen die Betreibung eines umher⸗ 
ziehenden Gewerbes geſtattet wird, ſind die Gewerbeſcheine 
nach beiliegendem Muſter B. auszufertigen, mit einer fuͤr 
den ganzen Regierungs-Bezirk fortlaufenden Nummer zu 
verſehen, and iſt darüber ein beſonderes Gewerbeſchein⸗ 
Regiſter zu fuͤhren. 

Bei Aushaͤndigung des Gewerbeſcheins hat der Steuer⸗ 
Empfänger von dem Extrahenten des Gewerbeſcheins ſei⸗ 

nen Namen eigenhaͤndig auf ſelbigem ſchreiben zu laſſen, 

und daß es von ihm geſchehen ſei, auf dem Gewerbeſchein 
zu vermerken, vor Einzahlung der Steuer fuͤr das ganze 
Jahr auch den Gewerbeſchein nicht auszuhaͤndigen. 
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Den Gemwerbefchein "für das abgelaufene Fahr muß 
er fih zurückgeben laſſen und der Koͤnigl. Regierung ein⸗ 
ſenden. 

Kein Gewerbe, welches umherziehend betrieben wers 
den ſoll, darf vor dem Befige eines Gemwerbefcheind ange⸗ 
fangen werden. Um indeffen Fremden, die ins Land kom⸗ 
men, ein an fich zuläßiged Gewerbe umberziehend zu bes 
‚treiben, den Aufenthalt zu erfparen, der damit verfnüpft 
iff, wenn diefelben erft die Zufertigung eined Gewerbes - 
ſcheins durch die Könige. Negierung abwarten follen, kann 
dieſelbe Landräthe in den Kreifen an der Gränze ermäch- 
. tigen, in folhen Fälfen Gemwerbefcheine zu ertheilen und 
ihnen zu dem Ende einen Vorrath von Blanquets zur 
Ausſuͤllung zufertigen. — Ueber die Verwendung der. - 
Blanquets ift der Königl. Megierung mit der Zugangsliſte, 
welche die Einnahme für die audgegebenen Blanquets - 
nachweifen muß, zugleich der Nachweis der ausgegebenen 
Blanquets feldft nach dem beiliegenden Muſter unter C. 
zu liefern. ; 


Es verſteht ſich, daß dergleichen Gemwerbefcheine fo 
gut wie. jeder andere nur gegen Entrichtung. des vollen 
jährlichen Steuerfages ausgehändigt werden dürfen, auch 
ihre Nummer haben und von der Koͤnigl. Regierung ge⸗ 
nau kontrollirt werden muͤſſen. 


Die unentgeltliche Ertheilung von Gewerbeſcheinen 
fuͤr umherziehende Perſonen findet in der Regel zwar nicht 
ſtatt; fuͤr Invalide, welche, um ihren nothduͤrftigen Unterhalt 
zu finden, als Leyermaͤnner und Mufifanten, oder umher⸗ 
ziehend ein anderes Gewerbe feither betrieben haben, kann 
nah Beſtimmung des Königs Majeſtaͤt ausnahmsweiſe 
auch unentgeltlich der Gewerbefchein gegeben werden. Es 
muͤſſen indeß auch die Haufirer, welche fleuerfrei Gewers . 
befcheine erhalten, in die Rolle aufgenommen werden, die 
zum Anſatz der Steuer beftinimte Spalte der Rolle wird 
aber bei felbigen ‚durchftrichen und zur Seite (letzte Spalte 
ber Rolle) bemerftn „gratis ertheilt.“ 


Uebrigens befreit der Hanfir > Geworbeſchein Feinen 
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Inhaber von Beobachtung ber Vorſchriften des allgemeis 
sen Paß⸗Reglements. 


8% 

Wenn dad Aufnahmes und Abfchägungs=Gefchäft 
beendigt ift, find die Steuerroffen mit den Abfchägungs- 
Verhandlungen, den erforderlichen. Fegitimationen ꝛc. bes 
legt, alsbald und Fünftig vor Ende des Monats 
November jeden Jahres an die König, Regierung 
einzuſenden. 


Die Koͤnigl. Regierung unterziehet ſich, nach Em⸗ 
pfang der Steuer,-Rollen, deren Prüfung, wobei beſon⸗ 
ders zu beachten, daß der Mittelſatz bei den Gewerben, 
die einem ſolchen unterliegen, richtig angewandt ſei, die 
geſetzlichen Abſtufungen der Steuerſaͤtze und deren Mini⸗ 
mum beobachtet worden; die Zuziehung der Abgeordneten 
der Geſellſchaften und anderer Gewerbsgenoſſen nicht un⸗ 
terlaſſen ſei; in den Faͤllen, wo die Behoͤrden von dem 
Gutachten der zugezogenen Gewerbs⸗Genoſſen abgegangen 
ſind, ihre abweichende Meinung ſich rechtfertige, bei den 
Gewerben, welche im Verhaͤltniß zu ihrem Umfange oder 
nach der Beſchaffenheit der Gewerbsanlagen beſteuert wer⸗ 
den ſollen, dieſer Maaßſtab richtig zutreffe. 

Nach den aus der Pruͤfung etwa hervorgehenden 
Veraͤnderungen werden die Steuerrollen feſtgeſetzt und 
von der Koͤnigl. Regierung vollzogen, 

Es laͤßt die Könige. Regierung eine Zufammenftels - 
lung nach dem Mufter unter D. fertigen, und wenn fol- 
ches gefchehen, die Rollen mit den dazu gehörigen Gewer⸗ 
befcheinen ohne Verzug den Aufnahmes Behörden zuruͤck⸗ 
fenden, Die Zufammenftelung der Rollen wird, wenn fie 
nach Eintragung der legten Rolle gefchloffen ift, dem Fis 
nanzzMinifterium fpäteftend. bi8 zum 20. Dezember 
in doppelter Ausfertigung eingefandt. 


9 
Nachdem die Aufnahme, Behörden die Gewerbefteuer: 
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offen von der Koͤnigl. Megierung zuruͤckerhalten haben, 
welche fpäteftend mit dem 20. December. gefchehen fein 
muß, machen fie die darin verzeichneten Perfonen mit dem 
fie treffenden Gewerbeftenerfage fogleih befannt, mittelft 
Zetteld, welcher jedem einzelm zuzufenden if. Zu diefem 
Befanntmarchungs Zettel liegt ein Diufter unter E. hier bei. 


10. 


Behufs der Erhebung müflen aus den Gewerbeſtener ⸗ 
Rollen Heberollen gefertigt werden. 

Das bei der Klaſſenſteuer⸗Inſtruction vom 18. Au⸗ 
guft d. J. gegebene Mufter A. findet auch hier Anwen 
dung. Die Fertigung der Heberolle aus der Gewerbes 
fteuer- Rolle ift in den Städten der,3 erflen Abtheiluns 
gen das Gefchäft.ded Ortsempfaͤngers felbf. In der 
- sten Abtheilung, wo ed diefer Empfänger. mehrere und 
doch nur Eine Steuerrolle giebt, muß der Einnehmer 
derjenigen Kaffe, in welche die Steuer von den Orts⸗ 
empfängern eingezahft wird, das Ausziehen der nöthigen 
Heberolfen aus vderfelben beforgen, und jedem Ortsem⸗ 
pfänger das ihn Detreffende ohne Verzug zukommen 
laſſen. 


II 


/ Wegen ee fäumig gebliebenen Stenerpflichtigen wird 

ganz nach Vorſchrift der Klaſſenſteuer-Inſtruction F. 5. 
verfahren. Eben fo ‚gelten auch für die Gemwerbefteuer 
die Vorfchriften jener Inſtruction SS. 6. 7. ga. 8b, 9. 
10. u. 11., wobei jedoch bemerkt wird: 


zu 5.9 daß die Empfänger in den mahls und fehlacht- 
fleuerpflichtigen Orten die Gewerbefteuer für jegt 
an diejenige Königl. Kaffe abzuführen haben, wel: 
che mit Erhebung der Mahl» und Schlachtfteuer 
beauftragt ift; in den übrigen Orten aber an dies 
jenige Kaffe, wohin die Klaffenfteuer abgeliefert 
wird; 

m 5.11. daß, bei fruchtlos gebliebener Erefution, fall die 
gänzliche Unvermögenheit des Steuerfchuldigen zur 


I 
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Entrichtung der Steuer nicht als wahrſcheinlich 
anzunehmen, bie Kommunals Behörde befugt iſt, 

die durch $. 35. des Gefeges beftinmien Zwangs⸗ 

mittel zu ergreifen. 

12. 

Am Schluſſe eines jeden Halbjahres, alſo im Juni 
und December, hat die, Aufnahme-Behoͤrde ein Verzeich— 
niß der im Reſt verbliebenen und entweder ihrer Webers 
zeugung nach völlig unbeitreiblichen oder doch zur Zeit 
noch nicht einziehbaren Beträge, (wozu fie- fich des Mus 
ſters D. zur Klaſſenſteuer-Inſtruction, zu. bedienen hat,) 
dem Drtdempfänger zuzuftellen, welcher felbiged mit den 
Geldlieferungen jener beiden Monate an die Königl. Kaffe 
befördern muß. Dieſe fendet folches fogleich der Koͤnigl. 
Negierung ein. Im der zten Abtheilung müffen die Ver—⸗ 
zeichniffe von jener Kaffe gefammelt, in ein Haupt⸗Reſt⸗ 
verzeichniß zufammengetragen und durch den Landrath- 
por Ende der Monate Juli und Januar der Königl. 
Regierung eingefandt werden. 


12 
Perſonen, welche fich durch die ihnen auferlegte Ge- 
werbefteuer praͤgravirt glauben, muͤſſen ſich, mit Bezeich⸗ 
nung ihrer Nummer in der Steuer-Rolle und unter An⸗ 
führung der Gründe, nach $. 33b des Geſetzes in der 
ten Abtheilung an die Kreis- und in den 3 erften Abs 
theilungen an die KommunalsBehörde wenden. Dieſe 
Haben, nach Verſchiedenheit der Fälle, mit diefen Rekla⸗ 
mationen folgendermaßen zu verfahren: . . 

a. gehört der Neklamant zu einer der Gewerbagattun⸗ 
gen A. C. D. E., ſo iſt die Reklamation zuvoͤrderſt 
den Abgeordneten der Geſellſchaft zur Erklaͤrung 

vorzulegen, 

Zinden dieſe fie begründet, fo muß die zugeflandene Er⸗ 
mäfigung auf die gleich zu erwähnende Abgangs-Liſte 
gebracht, für das folgende Fahr aber dagegen der auf 
aubringenden Steuer Summe zugefchlagen werden. Wird, - 
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% DB. ber. SEEN der Steuer aller  Gaftwirthe 
son 120 durch Ermäßigung um 10 Rthl. vermindert, fo 
muß dieſer Sefammtbetrag im folgenden Fahre gefchloffen, 
(voraußgefegt, daß die Zahl der Steuernden unverändert 
bleibe), auf 130 NH. angenommen und unter die Theil 
nehmer repartirt werden.  Dergleichen Steuer: Abgänge 
hat übrigens die Könige. Regierung zur Benutzung bei 
Pruͤfung der Rollen für das folgende Fahr befonders no- 
tiren zu Saffen. In dem vorangeführten Falle bedarf es 
einer Beförderung der Reklamation an: die Koͤnigl. Res 
gierung nicht. Weigern fich Hingegen die Abgeordneten 
Auf die Reklamation einzugehen, fo iſt felbige der Koͤnigl. 
Regierung zur Entfcheidung vorzulegen, ‚ 


b, Gehört der Reklamant zu den Gemwerbsgattungen 
F.G. H. 1. K. u. L, fü muß die Reklama⸗ 
tion, wenn nicht die Weberzeugung vorhanden ift, 
daß bei der Veranlagung ein faktiſcher Irrthum 
zum Grunde gelegen habe, unter welchen Umftänden 
nur allein eine Herabfegung der Steuer ohne Wei: 
teres zuläßig, iſt ungefäumt an die Königl. Regie⸗ 
rang, mit dem Gutachten der Behörde begleitet, zur 
Entfcheidung eingefandt, auch zu dem Ende ein vis. 
dimirter Auszug ans der Steuerrolle beigelegt werden. - 


"14. er 

Eine Veränderung im Gemwerbeftenerfage während 

des Saufenden Jahres fol nicht veranlaßt werden, das 

durch, daß etwa ein Gewerbe dergeftalt an Umfang zus 

nimmt, daß ein höherer Steuerfas anwendbar wäre, oder 

umgekehrt ein Gewerbe fo weit herabfinft, daß es fich zu 

einer- geringerk Steuer eignen oder auch durch Befchräns 

fung fieuerfrei würde, fondern es follen dieſe Veraͤnde⸗ 

rungen nur erft bei der Veranlagung für das folgende 
‘ Jahr Herückfichtigt ‚werden. 


Es ift indeß nicht zu vermeiden, daß die jährliche . 
Soll⸗Einnahme der Gewerbeftener, welche fih aus der 
Zuſammenſtellung der: Gewerbeſteuerrollen bildet, dennoch 
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im Laufe des Jahres * Zufaͤlligkeiten ſich aihohe oder 
vermindere. 

Veranlaſſungen zur Erhoͤhung der Soll⸗ Einnahme 
find: 

a. Wenn Gewerbeſteuerpflichtige bei der Aufnahme uͤber⸗ 
ſehen worden; 

b. Wenn Jemand im Laufe des Jahres ein ſteuer⸗ 
pflichtiges Gewerbe in einem Orte anfängt. (Aus— 
nahme Baͤcker und Fleiſcher, bei welchen Zugaͤnge 
unberuͤckſichtigt bleiben.) 

c. Wenn Fremde ind Lard kommen, und darin zulä- 
ßige fteuerpflichtige Gemsrbs » Handlungen verrichten, 
oder auch 

d. wenn fie einen Gewerbefchein zum Umberziehen er- 
halten. 


DVeranlaffungen zur Verminderungen find: 


aa, wenn auf gefchehene Reklamation die Gewerbeftener 
erlaffen oder ermäßigt wird, 


bb. wenn Jemand im Laufe des Jahres fein Gewerbe 
im Orte aufgiebt, oder durch eingetretenen Todesfall 
ein Gewerbe aufhört. 


Für Bäder und Fleiſcher ift der ausfallenbe Be⸗ 
trag zwar gleichfalls in die Abgangs-Liſte zu verzeichnen, 
fuͤr das folgende Jahr dagegen aber nach dem zu 13. 
gegebenen Beiſpiel der Steuer-Summe wieder zuzuſchla⸗ 
gen, welche jene Gewerbe aufzubringen haben. Ihnen 
ſtehet es dagegen frei, bei Vertheilung der Steuer⸗Sum⸗ 
me auf die einzelnen Contribuenten fuͤr diejenigen der 
Geſſellſchaft, welche im Laufe des verfloſſenen Jahres neu 
hinzugefommen find und das Gewerbe ftenerfrei betrieben 
haben, durch die Abfıhägung für das laufende Fahr die 
Steuer fo zu ftellen, daß der Erwerb des verfloffenen 
Jahres dabei berückfichtigt wird, 


Alle Erhöhungs- und eben fo auch die Verminde⸗ 
rungs⸗Faͤlle find Beziehungsweiſe in die Zu⸗ und Abs 
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gangs«Liften, zu welchen dad Mufter unter: F. hierbei ers 
folgt, aufzunehmen. Es gilt dabei ald Regel: 

1) In den Fällen a. und d. tritt die Erhöhung vom 
Unfange des Kalenders Jahres ein. 

2) In den Fälfen b. und c. wird der Monet, in wel- 
chem das Gewerbe angefangen, für voll gerechnet, 
3) In dem Falle aa, findet die Verminderung vom 
Anfange des Kalender» Jahres an, flatt. 

4) In dem Falle bb. wird der Monat, in welchem 
das- Gewerbe aufhört, auch für voll gerechnet, und 
der Erlaß tritt erft mit dem folgenden. Monate ein, 
Doch muß die Anmeldung vor dem gten Monats: 

Tage gefchehen, widrigenfalls auch dieſer Monat’ 
noch zahlbar Bleibt. 


Wer auf länger ald einen Monat voransbezahlt 
hat, wird bei. vorfommenden WVerminderungs- Fällen des⸗ 
halb nicht ungünftiger behandelt. | 

Die Anfertigung der Zu: und Abgangs-Liſten ges 
fhiehet in der 4ten Abtheilung von dem Nendanten der 
Könige. Kaffe, welcher die Gelder empfängt, unter Aufs 
ficht des Landraths. 

Dem Landrathe muͤſſen daher von den Orts⸗-Be⸗— 
hörden des Kreifes. die vorgefommenen Zus und Abgänge 
angezeigt tverden, 

Für die Städte der 3 erfien Abtheilungen iſt die 
Fertigung jener Lifte Sache der Kommunal-Behoͤrde. 

Halbjäprfich, und zwar zum 20. Jani und 20. Des 
cember werden die Zus und Abgangs-Liſten gefchloffen 
und der Könige. Regierung eingefandt, welche fie auf 
den Grund der allgemeinen gefeglichen und fpeziellen Bes 
flimmungen zu prüfen, zu berichtigen, zu beftätigen und 
der Behörde zurückzufertigen hat, nachdem fie den Daupts 
Betrag bei ſich hat notiren laffen. 

Wegen des dem Finanz Minifterio zu liefernden 
Nachweiſes der zus und Abgänge, der Prüfung ꝛc. ıc 


5. EBEN | 
der Neft-Verzeichniffe und ebenmaͤßigen Nachweiſes der 
erfolgten Niederfchlagungen an Neften wird auf die Ver 
fügung vom 18. Auguſt d. J., die Erhebung der Klaſ—⸗ 
fenftener betreffend, zu 4 und 7 Bezug genommen. Es 
gift Übrigens ‚auch für die Gewerbeſteuer die Beſtimmung 
$. 17. der Klaſſenſteuer⸗Inſtruction. 


15. 


Diejenige Kaffe, welche von den Drts-Erhebern 
die Gewerbeftener einzuziehen hat, muß von dem Ber 
trage unterrichtet fein, welcher an fie abzuführen. ift. 
Zu dem Ende hat die Königl, Regierung jeder folcher 

“Kaffe zeitig den betreffenden Ertract aus der Zufams 
menftellung der Rollen zuzufertigen und in eben der Art 
auch mit den halbjährig von ihr beftätigten a und 
Abgangs. Liften zu verfahren. 

Vebrigens finder hier wegen des von —— Kaſ⸗ 
fen zu führenden Contos F. 20. der Klaffenftener: In 

ſtruction Anwendung. Auch gilt bier die Vorſchrift SS. 
21. 22. und 23. jener Inftruction. Zu 23. wird indeß 
bemerkt, daß in den Städten, welche nicht unter dem ' 
Sandrathe in. polizeilicher Hinſicht ftehen, - bei fruchtlos 
gebliebener Erecution, ‚die Anzeige ohne MWeitered an die 
Koͤnigl. Regierung zu erflatten iſt. 
Bei vorkommenden Contraventionen werden die Pro⸗ 
zeſſe von der Aufnahme⸗BBehoͤrde inſtruirt, und die Akten 
der Königl, Regierung zur Entfcheidung eingefandt. 

Nähere Beftimmungen hierüber, wie auch. über die 
Verwendung der Strafgelder werden in einer allgemeinen 
Prozeß⸗Inſtruction ertheilt werden. 


17% 
Wegen der erforderlichen —— wird auf 6. 18. 


der Klaſſenſteuer⸗Inſtruction Bezug genommen. Die 
: Koften 


0 
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Koſten fuͤr den Druck der kuͤnftig erforderlichen wenigen 
Gewerbſcheine und der Formulare, welche. die Berech⸗ 
nung zwifchen den Empfangs = Kaffen und der Regierungs⸗ 
Haupt-Kafe nothwendig macht, muͤſſen Beziehungsweiſe 
aus dem Beduͤrfniß⸗Fonds fuͤr das Collegium und dem 
allgemeinen Druckkoſten⸗Fonds entnommen werden. 


18. 


Der Ertrag der Gewerbeſteuer wird durch die ges 
wöhnlihen Adminiftrations = Ertracte von der direkten 
Steuer mit nachgemiefen. j 

Berlin, den 10. Dovember 1820. 


Finanz⸗ Miniſterium. a 
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A, 
Rolle für das Jahr ıg ) 
benden Umfang Steuerſatz. 


Gründe für Den — — 

Fruͤnde für den in] jährli-| monat- 

Gewerbe |Borfchlag gebrach-] cher. | Licher | Demerfungen. 
len Steuerfak: Rihl. Rtl. Gr 

6. 7. 











Handel mit kauf⸗ 
maͤnniſchen 
Rechten · 
Handelt mit Ellen-| 24 | 2 
waaren in einem et⸗ - 
was mehr als mit- 
telmäßigen Umfange 


J 


ide 
Rechte. 


Gaſt⸗ are 
Schankwirthe. 


— — Summa — 128 
Steifaer. F Bemerkung. 
— — J—Durch eine Re⸗ 
capitulation * 


— Schluſſe der 
—— die 
upt-Summe 
| — 
u. ſ. w. - Summaj . 120 


3 2 
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B, 
Gewerbe, Syein 
Nro, 
gürtig für das Jahr. 18 und micht länger, 
Wappen.) 
Gegenwaͤrtiger ee iſt dem 
wohnhaft zu gehe auf 


fein Anfuchen ertheilt worden je giebt ihm die Bea 
fugniß — _ — 


Allen, ihn und ſein Gewerbe treffenden, polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen bleibt er unterworfen, und muß ſich an jedem 
Orte, wo er ſein Gewerbe ausuͤben will, zuvor bei der 
Ortösobrigkeit melden. 
den ten 18 
Königliche Regierung. 
Stempel.) 


Eigenhändige Unterfchrift des 
Inhabers 


In meiner Gegenwart eigenhaͤndig 
unterzeichnet. 
(Ort) den ten 
Der Steuerempfänger 
N. N. 


Bemerlung Wenn bei dem Gewerbe Gebuͤlfen zugezogen wer—⸗ 
müffen diefe in dem Gewerbes Schein namentlich 
Aufsefüpe werden: 


J 


Nachweis der ausgegebenen Blanquets. 


An Blanquets ſind eingegangen: 


mit der Verfügung der Königl. Regie- 
rung vom, ten 48. 

Davon find ausgegeben und nachge⸗ 

wiefen worden: 

Durch die Zugangs Lifte für das Iſte 
—— angs-Lifte für das 2 

⸗ uͤ e 

halbe des 3 — 

zufammen . P i 

Folglich in Beſtand verblichen . 


* 


Bemerkung: 


Die Nachweife wird den halb- 
jährlihen Zugangs=Lifien beigelegt. 
Die bei Einfendung der Zugangs- 
Sitte für das 2te halbe Jahr noch vor- 
handenen Blanguets find diefer Nach: 
weife anzufchliegen, und der König): 
Regierung zurüczureichen, da Die 
Blaͤnquets, welche für das abgelaufe- 
ne Jahr befiimmt waren, für das fol- 
. gende Jahr nicht verwendet werden 

dürfen. 






C 


/ 


Anzahl: NRummer der Blatt« 
Stüf. quets. { 


24 bis 30 


24 bis 25 


5 
3 126 big 28 
8 





2 | 29 und 30 / 


* 


Bm aanajio * 
vo⸗ PING 1990 
Sunaagnag 209 Ay mo 
WAUIAPAPIDAUG) 
2a 14vFurs a2ao -14vF30R 
PR aanoaao E 














eifcher- Ge⸗ 
werbe 

















— "HD PING 2990 
F —— Bun aꝛg >Jdoy mo 
= "WENIPAPIRAHGO) 
& 290 140Rurs araa I4VFSNOR 





"WAPR =D E| 












Bezirk der Königlichen 


Zufammenftellung der Gewerbeftener: 
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Regierung zu N.N, 
Rollen fuͤr das Jahr 18 












Davon 
Braue⸗ 
Ben gehen ab 
reien. werker. A pCt 


; jährli- Commu⸗ Blei⸗ 
chen nal-He⸗ hende 
Steuer. 















Anzahl der Gewerbetreibenden. 
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Bemerkung. 

Die Zufäbe zu der aufzubringenden 
Steuer, (Conf. Verf. zu 13. u. 14.) - 
find unter dem Steuer» Betrag mit 
der Bemerfung: Zufaß, befonders auf 
zuführen, und demnächft mit zur Sum⸗ 
me zu ziehen. 
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“4 
Ä 


J — E. 

Nach der Gewerbeſteuer⸗Rolle auf das Jahr 18 
No. (der Steuer Rolle) it der (Name und Vorname) 
für Ei Betrieb des Gewerbes als (Gewerbe) 


mit dem jäßrfiehen Steuer - Betrage von | Rthl. in 
Anfag, gekommen, welche monatlich mit Kehl. gr. 


und zivar jedesmal vor dem gtem Re abzuligs 
fern iſt. 







Dr) den tem 18 
J Uunterſchrift der Behörde.) 
> J F. 
Zugangs⸗Liſte (Abgangs-⸗Liſte) zur Gewerbeſteuer-Rolle 
der Stadt (des Kreiſes) 
für das te Halbjahr 18 
, Zugang | 
Woh⸗ de betreibend 
oh⸗ des Gewerbetreibenden Abgang) Der — 
nung Zugang 3 2“ j 
4 u 
sl und Aebgang) Abgangs) 
* hebt an | bis zum 
„| Raus- Gewerbe. ibe- — mit dem dee 
a uſſe 
No. [Vorname Monat 
& 


Rthl. Rt. ar. Rthl. ar. 





| Urfa ch en 
des Zugangs (Abgangs.) 
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R 18. 
Cirenlar-Refeript des Königl. Finanz: Miniftertum an 


fümmtliche Königl. Regierungen, die Gewerbefteuer 
ber Baͤcker und Schlächter betreffend. 


— 


Die Beftimmung No. 11. in der Beilage B. zum 

Gewerbeſteuer⸗-Geſetze vom 30. Mai 1820 

daß bei den Baͤckern und Schlaͤchtern der durch neu 

Antretende im Laufe des Jahres entſtehende Zugang 

der Geſellſchaft zu gut kommt, daß ſie aber auch fuͤr 

den Abgang durch Austretende im Laufe deſſelben Jah— 

res haftet, 
beziehet ſich, wie aus der ganz allgemeinen Beſtimmung 
in No. 8. derſelben Beilage hervorgehet, 

wonach da, wo ein Mittelſatz für jede Abtheilung beſte⸗ 

het, derfelbe, mit der Zahl der Gemwerbefteuerpflichtigen 

multiplizirt, die Summe beftimmt, welche die Stadt 

oder der Kreis an Gewerbefteuer aufbringen muß, 
fediglich auf den, in No. 10, jener Beilage vorausgeſetz⸗ 
ten Fall, wo die Gemwerbefteuer im Verhältniß der Bevoͤl⸗ 
ferung erhoben wird, als in welchem ‚allein, nach der Ei⸗ 
genthümlichfeit des Befteuerungs- Fußes, der. Zus oder, 
Abgang einzelner Gewerbetreibender nicht von Einfluß auf. 
die Totalſumme der aufzubringenden Steuer fein Tann. 
Da nun bloß in den Städten der I. und II. Abtheilung 
die Bäder und Schlächter ihre Gewerbeſteuer nach der 
Bevölkerung aufbringen müffen, fo werden die Beftimmuns 
gen der, im Danziger Amts: Blatt pro 1820 in Pag. 
538 bis 551 befannt gemachten Circulair » Verfügung von 
10. November 1820 $. 14. zu b. 

wonach bei Bäckern und Schlächtern die Zugänge ganz 

alfgemein unberückfichtigt bleiben und Feine Veranlafs ı 
> fung zur Erhöhung der Sol: Einnahme fein follen, 
fo wie zu bb, 

wonach der, für Bäcker und Schlächter, deren Gewerbe 

aufhört, ausfallende Steuerbetrag allgemein für das 
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folgende Jahr, der Steuerfumme wieder zugefchlagen 
werden foll, welche diefe Gewerbe aufzubringen haben, 

biedurch dahin erklärt, daß diefelben nur auf die Bäcker 

und Schlächter in den Staͤdten der I. und II. Abtheilung 

Anwendung finden. In der III. und IV, Abtheilung ift 

dagegen der Ab⸗ und Zugang der Gewerbetreibenden, auch 

bei den Bädern und Schlächtern, ganz in derfelben Art 

"zu berückfichtigen, wie bei allen übrigen Gemwerbetreibenden, 

die nach Mittelfägen fienern. 

Die, im $. 13. Lit, a. der Circular » Verfügung vom 

10. November 1820 enthaltene Beſtimmung über den Zus 

ſchlag des, durch die Ermäßigung der Steuer eines ein⸗ 

‚ zelnen Gemwerbetreibenden entfiehenden Ausfalls, zu dem 

im folgenden Jahre aufzubringenden Gefammtbetrage, fin- 

det aber, wie fich von felbft verfiehet, in fämmtlichen 4 

- Abtheilungen, auch auf die Bäcker und Schlaͤchter An⸗ 

wendung. 

Berlin, den 4. Auguſt 1824. 
Finanz» Minifterium. 
General, Verwaltung ‚der Steuern. 
x Maffen. 


19 
Publifandum des König. Oberlandesgerichts zu Bres—⸗ 
lau, die Beſteuerung des Bieres und Brannte⸗ 
weins betreffend, 


— 


Die Mangelhaftigkeit der durch das Gefeß, vom 8. 
Sebruar 1819, angeordneten Controlle für die Brauſteuer 
und die daraus entftehende Ungleichförmigkeit der Beftenes 
rung zum Nachtheil der gemwiffenhaftern Gemwerbetreibens 
den, haben des Königs Majeftät veranlafßt, auf den Ans 
trag: des Könige. Staats - Minifterii Folgendes zu be⸗ 
ſtimmen: 

1. Jeder Brauer iſt verbunden, ſeinen Vorrath an 

Malzſchroot nur an einem gewiſſen, ein fuͤr allemal 
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zu beftimmenden Ort, twelcher zu-jeder Zeit der Re⸗ 
vifion der Steuer» Beamten unterliegt, aufzubewahren. 

Alles Matzfchroot, welches ſich ſowohl an diefem 
Ort, ald andermärtd, bei dem Brauer über das zur 
Einmaiſchung längftens für den folgenden Tag des 
klarirte und verflenerte Quantum vorfindet, ſoll ohne 
Ruͤckſicht auf die angebliche Beſtimmung, als Gegen⸗ 
ſtand einer beabſichtigten Defraudation angeſehen, 
und die Aufbewahrung an einem andern als dem 
dazu deklarirten Ort, abgeſehen von der Defrauda⸗ 
tionsſtrafe, mit einer Ordnungsſtrafe von einem Tha⸗ 

ler fuͤr den Centner geahndet werden. 
2. Die Deklaration des Brauers, Behufs der Verſteue⸗ 
rrung, ſoll ſich auch darauf erſtrecken, wie viel Bier 
er aus dem angegebenen und zu verſteuernden Malz 
fchroot ziehen will, Abweichungen von diefer Angabe, 
welche 10 Prozent überfteigen, follen eben fo wie 

Abweihungen von, der angemeldeten Zeit der Eins 


- 


maifchung beftraft werden. . 

Hei dem gemeinfchaftlichen Betriebe der Braue⸗ 
rei und Brennerei, darf zu leßterer reined Malzs 
fehroot nicht verwendet werden. Cine Gemenge von 
Schroot raus gemalztem und ungemalztem Getreide 
ift zuläfig, die Mifchung muß jedoch) vor dem Schroo⸗ 

ten auf der Mühle in den Koͤrnern geſchehen. Wird 
neben der Brauerei Branntwein aus Kartoffeln ges 
brannt, fo foll zwar der Gebrauch von reinem Malz⸗ 
ſchroot zu letzterm Behuf geſtattet werden, das hier⸗ 
zu ſowohl, als zur Brauerei zu Verwendende muß je⸗ 
doch beſonders deklarirt und aufbewahrt werden, und 
ſind auch die Raͤume fuͤr jenes unter Aufſicht und 
Controlle der Steuer⸗-Beamten zu ſetzen. 
Ferner haben des Koͤnigs Majeſtaͤt nach dem An⸗ 
trage des Staats-Miniſteriums nunmehr definitiv zu ges 
nehmigen geruht: daß in die Stelle des durch das Ges 
fe, vom 8. Februar 1819,- angeordneten Blafenzinfes, eine 
Maiſchbottig⸗ Steuer eingeführt, und bei deren Erhebung 


706 

nach dem vorkäufig Alterhöchft gröitfgten Negulativ, vom 

1. Dezember 1820, verfahren werden foll. 

Um jedoch den gefeglichen Steuerfag von ı Grofchen 

‚3 Denar vom Quart gewonnenen Branntwein zu erreis 

chen, und dabei dem ländlichen Gewerbe eine Erleichte⸗ 

rung zu gewähren, find von des, Könige Majeſtaͤt fol⸗ 
gende naͤhere Maaßregeln feſtgeſetzt worden: 

1. Die Abgabe von der Bereitung des Branntweins 
aus Getreide oder mehreren Subſtanzen, ohne Un⸗ 
terſchied der Staͤrke der Beſtimmung deſſelben, ſoll 

von den zur Einmaiſchung oder Gaͤhrung der Mais 
ſche benutzten Gefäßen, mit ı Silbergroſchen 6 Pfen⸗ 
nigen für jede zwanzig Quart ihres Raums⸗Inhalts 
und fuͤr jede Einmaiſchung erhoben werden. 

2. Landwirthſchaftliche Brennereien, die nur vom r. 

November bis zum 1. Mai im Gange find, nur aus 
felbft gewonnenen Erzeugniffen brennen, und an eis 
nem Sage nicht über goo Quart Bottigraum zum - 
Einmaifchen anfagen, entrichten einen Silbergrofchen 
vier Pfennige von zwanzig Quart Maifchraum. 

3..Die Gewerbeſteuer der Branntweinbrenner, wie fie 
durch das Gefeg, vom 30. Mai 1820, angeordnet 
ift, wird neben der Steuer von der ‚inkändifchen 

DBranntweinbereitung ferner nicht erhoben. 

4. Für die Bramntweinbereitung aus andern als meh- 
ligen Subſtanzen wird flatt des Blafenzinfes, eine 
gleichmäßige Steuer von der zu verarbeitenden Sub⸗ 
fanz nach deren Quantitaͤt feſtgeſetzt und erhoben 
werden. 

5. Die Einmaiſchung oder Zubereitung von Maiſche, 
welche den Steuer Beamten gar nicht angefagt, 
oder die an andern Räumen oder in andern Gefä- 
Ben ald den angefagten vorgenommen wird, foll an 
und für fih mit einer Geldbuße von Einhundert 
Thalern, und der Confiöfation der gebrauchten Ges 
fäße befiraft werden, die gefegliche Defraudations⸗ 
firafe daneben aber nur alsdann eintreten, wenn die 
Abſicht einer Verkürzung der Stener narhgemwiefen wird. 
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Vorfiehende Beftimmungen, welche vom 1. Fe⸗ 
bruar d. J. in Kraft getreten find, werden ſaͤmmt⸗ 
lichen Gerichten in dem Departement des unterzeich- 
neten Königl. Ober» Landes Gerichtd, zur Nachricht 
und Nachachtung hierdurch bekannt gemacht. 
Breslau, den 2. Juli 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Ober⸗ Landes⸗ Saint v von Schleſien. 





20. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Stettin, den 
Gebrauch der Maiſchbottiche betreffend. 


— — 


Im Bezug auf den $.17. der Ordnung zum Steuer⸗ 
geſetz vom 8. Februar 1819 und in Gemäßheit einer Ver: 
fügung des Königl. Finanz» Minifteriumd vom 16. Juli 
d. J. machen wir den Branntweinbrennern und Böttchern 
zur Nachricht und genaueften Befolgung hiemit bekannt: 

daß Fein Branntweinbrenner einen neuen Maifchbottich, 
fertigen und einen im Gebrauch fich befindenden Maifch- 
bottich verändern laffen darf, ohne dem Gteueramte, in 
deffen Bezirk die Brennerei ‚belegen tft, davon vorher Ans 
zeige zu machen; und, daß eben fo wenig ein Böttcher 
neue Maifchbottiche fertigen oder ſchon vorhandene ver- 
ändern darf, - ohne davon zuvor dem: Steueramte, nach 
der Analogie des $. ı7 des erwähnten Gefeßed, eben 
falls fofort Anzeige zu machen: wenn fie nicht im bie ges 
fegtiche Strafe verfallen wollen. - 

Die Ober-Inſpektoren, Ober » Steuer » Eontroffeure 
und die Steuerämter werden angemwiefen, darauf forgfäls 
tig zu wachen, daß diefe Beſtimmung befolgt werde, 

Sr den 12. Yuguft 1824. 

Koͤnigl. Preuß. — 
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 "2L. 5 i . 
Publifandums des Könige. General: Profurators in 


En, die Stempelfreiheit der poligeigerichtlichen 
Urtheile betreffend. 


— 


. Zufolge einer Benachrichtigung des Herrn Provin⸗ 
zial» Steuerdireftord vom zten Juli c. hat ein hohes Fi« 
nanz= Minifterium, unter dem 4. ee c. und 4. Juni cc, 
zu befiimmen gerubet: 
daß. der, feiner Zeit initgefbeifte Beſchluß des Koͤ⸗ 
nigl. Staats-Miniſteriums, wornach Straf-Reſo— 
lute der Finanz» und Polizei-Behoͤrden für den Fall, 

. daß die Strafe, den Werth des Konfisfats mit einbe⸗ 
griffen, fünf Thaler und weniger in Geld oder vers 
haͤltnißmaͤßiges Gefängniß beträgt, fiempelfrei fein fol- 
fen, auch auf die Urtheile Anwendung finde, welche 
nach der Nheinifchen Berfaffung zur Beftrafung gerins- 
ger Polizei-Vergehen durch die hiefigen Polizei⸗Ge— 
richte erlaffen werden, und welche gleichfalls das ans 
gegebene Straf-Maaß nicht überfchreiten. 

Sämmtlichen Beamten des öffentlichen Minifteriums, 
wie auch fämmtlichen Polizei» Gerichten und allen, die ed 
ſonſt angehen fann, wird diefe Entfcheidung der hoͤchſten 
 Sinanz » Behörde zur Nachricht und Achtung mitgetheilt 
und befannt gemacht. 

Coͤlln, den 12. Juli 1824. 

De General⸗Prokurator 
Boͤlling. 





22. J 
Pnblikandum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Anwendung der Stempel in Beſtallungs⸗Angele⸗ 

genheiten betreffend. 


— — 


Das Königl. Hohe Finanz: Minifterium hat durch 
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ein Nefeript vom 30. Juli v. J. beftimmt: daß die Bes 
ſtallungen befoldeter Beamten dem Stempel von 15 Ser, 
unterliegen, daß die Vereidigungs- Verhandlungen und 
Snftallationds Protokolle, in fofern Ießtere zugleich eine 
Bereidigung oder eine Verpflichtung des einzuführenden 
Beamten zur Uebernahme der Gefchäfte feiner neuen Stelle, 
fei e8 auch nur durch Hinweifung auf den früher ſchon 
geleifteten allgemeinen Dienfteid, enthalten, fempelpflich- 
tig find, und daß es hiebei Feinen Unterfchied macht, ob 
die neue Stelle 50 Rthlr. und mehr oder weniger als die 
frühere einträgt, indem der Grund der diesfaͤlligen Stem—⸗ 
pflichtigkeit alsdann die erneuerte, oder auf einen andern 
Gegenftand als die frühere gerichtete Verpflichtung: ift, 
und die bei Beftallungen von Inter Beamten, deren Ge⸗ 
Halt nicht soNthl. erreicht, nachgelaffene Nichtanwendung 
ded Beſtallungs-Stempels auf diefen Gegenfiand nicht 
paßt, mithin nicht ausgedehnt werden kann; daß dagegen 
die Kaffen-Anmweifungen, weil felbige zur Dienſt-Korre⸗ 
fpondenz der Behörden gehören, und die Benachrichtigung 
an den beftallten Beamten über die erfolgte Anweifung 
der Kaffe zur Zahlung feines Gehalts, da felbige eine 
‚Amts Handlung ift, welche aus der Beflallung des 
Beamten- folgt, und wofür Fein Grund der befondern 
Stempelpflichtigfeit vorhanden if, feinem Stempel untere 
worfen. find. 

Bei Gehaltd-Zahlungen von so Nthir. oder darüber 
muß aber, in Folge eined an die Könige, Negierung in 
Danzig ergangenen Reſcripts des hohen Finanz, Minifterii 
vom 21. December 1822, zu der Bekanntmachung an den 
betreffenden Beamten der gefegliche Stempel von 15 Ser. 
genommen werden. 

Dieſe Beſtimmung wird hiedurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 

Bromberg, den 30. Juni 1824. . 

Koͤnigl. Regierung. Zweite Abtheilung. 
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23. 
Publikandum des Koͤnigl. Oberlandesgerichts zu Bres⸗ 


lau, den Werthſtempel bei Verkaͤufen zwiſchen As⸗ 
zendenten und Deszendenten betreffend. 





Den ſaͤmmtlichen Gerichten in dem Departement bed 
unterzeichneten König. Ober» Landes- Gerichts wird hier- 
mit befannt gemacht: J 

daß nach einer von dem Koͤnigl. Finanz-Miniſterio 

unterm 18. Mai curr. ergangenen Declaration ded 

"Stempel: Gefeged vom 7.März 1822, bei reinen Ver 

Fäufen zwifchen ‚Aszendenten und Deszendenten, wo 

weder eine Auseinanderfegung noch die Fünftige Erbfol= 

ge berückfichtige worden, die Befreiung von dem Werths 

fiempel à 1 Procent des. Kaufpreifes nicht flatt findet. 
Breslau, den 25. Juni 1824. 

Könige, Preuß. Ober» Landes» Gericht von Schlefien. | 





24: J 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die 
Stempelpflichtigkeit der Kalender betreffend. 


Es ſind daruͤber Zweifel entſtanden, ob die Stem⸗ 
pelpflichtigkeit der Kalender auf dem Verkaufe, oder viel⸗ 
mehr ſchon auf dem Verlage derſelben beruhe? Zur Be⸗ 
ſeitigung derſelben wird zufolge eines Reſcripts des Koͤ— 
nigl. Miniſteriums des Handels vom 12. Auguſt 1824 
hierdurch bekannt gemacht: daß das letztere der Fall, und 
die Defraudation vollbracht iſt, wenn ſich ungeſtempelte 
Kalender im Beſitze eines inlaͤndiſchen Verlegers finden. 

Die Kalender-Verleger ſind nach dieſem, aus! der 
Alterhöchften Kabinets⸗Ordre vom 30. Auguſt 1816 (Ge 
feg- Sammlung 1816, pag. 210) fich ergebenden Grund: 
fage gehalten, fämmtliche auf ihre Veranlaſſung gedruckte 
Kalender fofort, und ohne Nückficht darauf, ob fie zum 

a Ber: 
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Verkauf kommen, oder nicht, der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Stempelung zu unterwerfen; wogegen es ſich von ſelbſt 
verſteht, daß der Stempel» Betrag für die nicht abgeſetz⸗ 
ten Kalender, auf vorgängige, vor dem Erſten Noveinber 
‚eines jeden‘ Jahres einzureichende Liquidation — zuruͤck 
erſtattet wird. Mit den diesfaͤlligen Liquidationen 
ſind zugleich die beſtempelten Titelblaͤtter der unverkauften 
Kalender als Belaͤge einzureichen. 
— Hiernach werden ſich die Kafenders Verleger und 
Verkäufer zu achten haben. . 

Die Steuer: und Polizei: Behörden iverden zur ges 
nauen Beruͤckſichtigung dieſes Gegenſtandes lin * 
wieſen. 

Breslau, den 25. Auguſt 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung, 





Ü 25. 
Allerhdchſte Kabinets⸗Ordre, die — wegen 
Steuer⸗Kontraventionen betreffend. 


⸗ 


In Verfolg Meiner am 19. April v. $. an Sie, 
den Finanz-Miniſter, erlaſſenen Ordre ermaͤchtige Ich 
Sie auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag vom 4. d. M. 
alle Steuer = Kontraventionen in den einzelnen Haupt⸗ 
Amtss Bezirken, deren richterliche Erörterung entweder 
von der Verwaltungs, Behörde nöthig befunden, oder 
‚von AUngefchuldigten verlangt wird, nach Maaßgabe des 
Beduͤrfniſſes durch verpflichtete Juſtiz-Beamte, welche da⸗ 
zu bleibend zu beauftragen find, in der’ Eigenfchaft ges 
wöhnficher Unterfuchungs: Richter erörtern zu laſſen. 

— den 13. April 1824. - 


Friedrich Wilhelm, 


» An R 
die Stants- Minifier v. Ktecheifenr 
und v. Klewik. R 








innalen Heſt III. 1324. 7. Yaa 
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a8. ix; 26. in 
;Circufars Refeript: der - Könige. Minifterien der Juſtiz 
und der Finanzen, diefelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Des Koͤnigs Majeftät haben in DVerfolg der den 
fänmtlichen Gerichts: Behörden unterm 20. Juni (Jahr- 
bücher von Kamptz, Bd. 21. ©. 318.) und den Königl. 
‚Regierungen unterm 29. Juni d. J. befannt gemachten 
Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 19. April a. p. mittelft 
Alterhöchfter Kabinets-Drdre vom 13. April d. J. ferner- 
weit, zu. beſtimmen geruht: 

daß die den einzelnen Haupt⸗ Zoll: oder Haupt-Steuer- 

Aemtern beigeordneten Juſtiz-Beamten ale Gteuers 

Eontraventionen, deren richterliche Erörterung entweder 

von der Verwaltungs: Behörde noͤthig befunden, oder 

von dem Angefchuldigten verlangt wird, in der Eigen 
. Schaft gewöhnlicher Unterfuchungs- Richter inſtruiren 
ſollen. 

RKontraventions-Faͤlle, in welchen der Antrag des 
Angefchuldigten die gerichtliche Unterfuchung nicht veran- 
laßt, find nur dann von den Hauptämtern an die zur 
Unterfüchung der Steuerbergehungen beftellten Juſtiz⸗-Be— 
amten abzugeben, wenn der Thatbeftand ohne Beihülfe 
richterlicher Unterfuchungsgewalt, d. 5. ohne Beweiſes⸗ 
Aufnahme oder Kontumazials Verfahren, nicht zuverläßig 
fefigeftellt werden Fann, und wenn folche Kontraventions- 
Säfte zugleich fo erhebfich find, daß auf eine die Summe 
von zehn Thalern überfteigende Geldbuße ald ordentliche 
Strafe zu erfennen ift. 

- Vergehungen, welche nach den Strafbefiimmungen 
der Steuergefege mit Arreft » Strafe geahndet werden fols 
fen, (wozu die Fälle der Strafverwandlung wegen Zah 
lungs⸗ Unfähigkeit jedoch nicht gehören) und Gteuerverges 
hungen, bei denen gemeine. Verbrechen 3. B. Fälfchung, 
thärliche Widerfeglichfeit uw. f. w. concurriren, müffen das 
gegen ohne Unterfchied vom Juſtiz-Beamten umnterfucht 
werden. 
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Damit der Allerhoͤchſten Abſicht, durch diefe Maaß⸗ 
regel ſchleunige und zweckmaͤßige Unterſuchung der Steuer⸗ 
Kontraventionen zu bewirken, und insbeſondere den Zeit⸗ 
verluſt zu beſeitigen, welcher bisher mit den einzelnen es 
quifitionen der DVerwaltungds Behörden am die Oberge⸗ 
richte, und mit den beſondern Auftraͤgen der Letztern an 
die einzelnen Juſtiz-Beamten verbunden geweſen, pflichts 
mäßig entfprochen werde, muͤſſen die hiernach mit Unter⸗ 
ſuchung der Steuer⸗Vergehungen ein fuͤr allemal beauf⸗ 
tragten Juſtiz- Beamten unmittelbar nach dem Empfange 
des Antrages‘ des betreffenden Haupt» Umtes, oder der 
Berufung der Angefchuldigten die Unterfuchung einleiten, 
und folche feldfttändig nach den allgemeinen, für. den 
Unterfuchungss Prozeß gegebenen Borfchriften ſpruchreif 
inſtruiren. 

Sie laſſen uͤbrigens nach wie vor, in Befolgung des 
Circular⸗Reſcripts — 4. November 22. (Rampg Jahr⸗ 
bücher, Band 20. ©. 274) den Ober-Inſpektor oder ein 
anderes von dieſem deputirtes Mitglied ded Haupt, Arts 
tes bei den Unterfuchungs » Verhandlungen zu, und beach» 
ten deffen gutachtlihe Bemerkungen, in ſofern folche nicht 
auf bloße Rechtsfragen, fondern auf die Steuer-Verfaſ⸗ 
fung Bezug haben. Die gefchloffenen Verhandlungen find 
nach dem Circular : Neferipte vom 14. Sebruar <. den 
Haupt⸗Aemtern auf deren Antrag zur Abgabe eines Gut 
achtens vorzulegen. 

In Unterfuchungefachen im welchen von einem Ans 

gefhuldigten auf gerichtliche Unterfuchung und Entſchei— 
dung angetragen worden, werden die foruchreifen Akten 
vom Unterfuchungsrichter zur Abfaffung des Erfenntniffes 
an die competente Gerichtö- Behörde eingefendet. 
Die auf den Antrag der Verwaltungs: Behörde vom 
Unterfuchungs = Nichter geführten LUnterfuchungen gehen 
aber zunächft an die Negierung oder an den Provinziafe 
Steuer: Direktor zur Abfaffung eines Straf Nefoluts. 

Provozirt der Angefchuldigte nach dem Empfange 
des Reſoluts, welches allemal der Unterfuchungs: Richter 
publiziert, auf vechtliches Erkenntniß, fo gehen hach ges 
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ſchloſſenem Verfahren die Akten unmittelbar som Unter 
ſuchungs⸗Richter an den competenten Gerichtshof. Akten 
zu denen der Denunziat wider das Reſolut der Megies 
rung oder des Steuers Direftord den Recurs an das Fis 
nanzs Minifterium anmeldet, fendet der Unterfüchungss 
Richter zur weitern Verfügung an die Provinzial-Steuers 
Derwaltungss Behörde zurück. 

‚ Die den Haupts Aemtern beigeorbneten Juſtiz⸗Be⸗ 
amten, denen fchon durch das Unterfuchungs » Gefchäft 
nähere Kenntniß der angeftellten Stener: Beamten des 
überwiefenen Haupt Amts: Bezirfed zugeht, follen auch 
zur Führung derjenigen fchivierigen Unterfuchungen der 
Dienſt-Vergehungen, auf deren Grund nach Allerhoͤchſter 
Kabinetd- Drdre vom 2. November 1822. Degradation 
oder Gehalts: Kürzung bei dem Finanz Minifterium, oder 
aus dem Gefeg vom 21. Februar 1823. Amts-Entſetzung 
beim Koͤnigl. Stahts, Dinifterium in Antrag gebracht wer⸗ 
den fol, in der Pegel beauftragt worden. Der Unter: 
fuchungs; Richter ift ferner gleich andern Zuftiz- Beamten, 
gehalten, die ihm ex $. 30. der Verordnung vom 26, 
Dezember 1808 wegen verbeflerter Einrichtung der Pro: 
vinzial= Behörden in Gegenftänden der Steuer- Berwal- 
tungd: Behörden der Provinz zugehende Aufträge auszu⸗ 
richten, und bat fich namentlich der Aufnahme der Cau⸗ 
tiond = Verhandlungen von Steuerpflichtigen zu unterzie⸗ 
ben. Die den Haupt Aemtern beigeordneten Juſtiz⸗Be⸗ 
amten, werden aus den Fonds der Steuer: Verwaltung 
firirte Honorare beziehen. In den Unterfuchungen folcher _ 
Straffälle, welche entweder von den Steuer : Verwaltungss 
Behörden entfchieden werden „ oder in denen das richterli⸗ 
che Erkenntniß den Angeſchuldigten freiſpricht, ſind ſo we⸗ 
nig als fuͤr außerprozeſſualiſche Verhandlungen, Gebuͤhren 
oder Copialien anzuſetzen. Baare Auslagen, wozu auch 
regulatiomäßige Reiſekoſten und Diäten in geeigneten Faͤl⸗ 

len gehören, liquidiren diefelden den Hauptämtern zur 
Erftattung, und diefe follen deren Feflfegung und Anwei⸗ 
fung ungefiumt bei den Provinzials Steyer» Behörden in 
Antrag bringen, , 
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Die Gerichte und ſaͤmmtliche Steuer⸗Behoͤrden, de: 
wen diefe Verfügung zugeht, haben ſich hiernach gebuh⸗ 
send zu achten, Ar 
Berlin, den 12. Juni 1924. 





Der Juſtiz⸗Miniſter. Der Finanz⸗Miniſter. 
v. Kircheiſen. v. Klewitz. 
6. 
Jagd⸗ und Forſt⸗Verwaltung. 
. * 27. , s R 


Publifandum des Könige. Ober⸗Praͤſtdiums zu Kb 
nigsberg in Pr., die Ausfertigung von Lehrbrier - 
feen für ausgelernte Jäger betreffend. 


Es ifi von dem Koͤnigl. Finanz» Minifterio feſtgeſeht 
worden; 


daß der Forſtbediente, bei weichem ein Lehrling tn Un⸗ 
terweifung geſtanden, über Die von diefem, während der 
Lehrzeit erlangten Kenntniffe, zu welchen befonders die, 
zu regelmäßiger und waidmännifcher Ausübung der 
Jagd erforderlichen Fertigkeiten und deutliche, auf oͤrt⸗ 
liche Unterweifung gegründete Begriffe von den Forfts 
Eulturs Arbeiten und. der Zugutmachung der Hölzer ges 
hören, ein Zeugniß ausftellen muß, welches ſich auf 
‚eine, in Gegenwart des Forſt-Inſpectors und zweier 
verwaltenden ForfisBedienten als Zeugen, gehaltenen 
Prüfung gründen, und von diefen Anmwefenden wit uns 
terzeichnet, auch von dem DbersForfts Beamten der 
Negierung beglaubigt feig muß, Dieſes Zeugniß fol 
dann als Lehr- Brief gelten, und fo viel die nöthigen 

Forſt⸗ und Jagdkenntniſſe betrifft, zur Erlangung eined 

Unterförfter »Poftend genuͤgen. 


x 
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Diefe Veſtimmumg wird hiemit zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht. 
Koͤnigsberg, den 29. Juli 1824. 
Der Ober⸗Praͤſident von Preußen. 
von Schoen. 





28. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, die 
Beſtraſfung der Jagdverbrechen betreffend. 


— — 


Es ſind Klagen bei uns eingegangen uͤber Jagd⸗ 
Unfug, welcher den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
entgegen, ſelbſt von Jagdberechtigten ausgeuͤbt, oder ge⸗ 
ſtattet wird. 
Dies giebt und Veranlaſſung hiemit die geſetzlichen 
Beſtimmungen in Erinnerung zu bringen, welche mit Bes 
zug auf die Forft- Ordnung für Pommern vom 24. Des 
zember 1777, beſonders aber in der erneuerten Verord⸗ 
nung wegen Befirafung der Forfts und Jagd» Verbrechen 
vom 32. Juni 1800 erfaffen find. 
Hiernach fteht $. 2. Tit. IV. feft, daß: 
a) „wer, es fei zw welcher Zeit und im welchen Jagd⸗ 
Diſtricten es wolle, Ricken, Auerhennen und Birk 
hennen oder; 
b) in der Seß- und Brütezeit unbefugter Weife auf 
den Könige, Gehägen, Wildbahnen und Jagden, 
oder auch auf ſtaͤdtiſchen Jagden, nachftehendes Wild⸗ 
pret ſchießt oder faͤngt, außer der Bezahlung des 
Wildpret und Schießgeldes nach der jedesmaligen 
Mildprets, Taxe an Strafe erlegen ſoll. 
fuͤr einen Hirſch, ein Schmalthier oder Spießer 
200 Rthlr. 

fuͤr ein wild Kalb, Reh, Schwein, 
Keiler oder eine Bache ... 100 Rthlr. 
für einen Friſchling.. .5 Rthlr. 
für einen Haſe.20 Rthlr. 
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. für einen: Faſan, Schwan, Auerhahn oder Henne, 
Rebhuhn oder Haſelhuhn . 10 Rthlt. 


Hiervon ſind nur diejenigen Säge, — 

wo ed denjenigen, welchen die Mittel» Jagd verlies 
hen oder verpachtet worden, geſtattet ift, zu ihren 
außerordentlichen Ausrichtungen, Rehboͤcke auch in 
der Gehzeit zu fchießen, wobei jedoch die Börzeigung 


von ‚gültigen Atteften in Gemäßheit der Circular ⸗ 


Berfügung vom 13. November 1789 fchlechterdings 
zur Legitimation nothwendig iſt. Nach $. 3. diefer 
Berordnüng iſt das Ausnehmen der Kibiz / Eier zu 
allen Zeiten, wenn nicht die Erlaubniß der Jagdbe⸗ 
rechtigten oder der Königk. Forſt ⸗/Bedienten dazu be⸗ 

ſonders ertheilt worden, bei 2 Rthl. Geld» oder: ache⸗ 
taͤgiger Gefaͤngnißſtrafe verboten.“ 

Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen find bereits durch 
die Bekanntmachung vom 6. September 1818 (Amtsblatt 
de 1818 Ro. 37. Seite 279) ausführlich im Erinnerung 
gebracht, und werden hiermit zu Jedermanns Nachach⸗ 

“tung mie dem Bemerken wiederholt, daß dem König: 
Sorfe: Perfonal ſo wie den Steuer: und Polizei, Offizian⸗ 
ten eine genaue Vigilance deshalb zur Pflicht gemacht 
worden iſt, und gegen die Contravenienten ganz nach der 
Strenge des“ Geſetzes verfahren werden wird. 

Schließlich wird hierdurch noch bekannt gemacht, 
daß in den Koͤnigl. Forſten ſeit dem Jahre 1818 die Vor⸗ 
kehrung gettoffen worden iſt, daß, zur Verminderung des 
Schwarzwildes, daſſelbe auch waͤhrend der Schonzeit von 
dem. Koͤnigl. Forfiperfonale geſchoſſen werden kann. Wie 
muͤſſen den Wunſch Hinzufügen, daß auch hinſichtlich der 
rivat⸗ Jagdberechtigten alles für die Verminderung dies 
ſes dem Landmann fo fchädlichen Wildes gefchehe, das. 
auch von den Koͤnigl. Jagdpächtern in der Schonzeit er⸗ 
legt werden kann. 

Coͤslin, den 22. Auguſt 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





2% h 
Publikandum der Königl. Regierung zu Oppeln, ben 
Derkauf von defraudirtem Wildpret und Holz ber 
treffend, 


— 


Die Hole, Maſt⸗ und Sagd»Drdnung für das 
Derzogthum Schlefien, vom 19. April 1756, enthält im 
$. 4. Tit. XVII, die Beftimmung: daß Fein verbotenes 
Wildpret ohne Atteſt in die Städte eingebracht werden 
darf. In dem Megulativ vom 26. Maͤrz 1788 wird die⸗ 
ſes Verbot erneuert, mit der Maaßgabe: daß überhaupt 
nichts von Wildpret: in die Städte "eingebracht werden 
ſoll, was nicht durch Attefte von dem Befige der Jagd, 
woher ed kommt, oder von dem beftellten Nevier> Forft- 
Dedienten als rechtmäßiges Eigenthum des Def itzers aus⸗ 
gewieſen wird. 

Es iſt ferner in den Circularen vom 3. gebruar 1786 
und 2. April 1795 verordnet: daß Vecturanten, welche 
Holz zum Verkauf in die Städte bringen, das Eigenthum 
deffelben durch ein Atteſt des Forſt⸗-Eigenthuͤmers nachs 
weiſen ſollen. 

Dieſe Vorſchriften find in neuern Zeiten wenig be» 
achtet worden. Indem wir ſie hiermit in Erinnerung 
bringen, werden die Polizei-Behoͤrden und Beamten, fo 
- wie die Beamten des indirekten Steuerweſens angewieſen, 
auf die Befolgung derfelben zu invigiliven, und Contra— 
ventionsfälle fofort der Drtds Polizei Behörde anzuzeigen, 
welche Iegtere nach vorheriger fummarifcher Bernehmung 
des Eontravenienten, die Pfandgelder einzuziehen, und 
dem refp. Jagd: und Forft: Eigenthümer zum weitern 
Verfolg der Sache Nachricht zu geben hat. 

Die. Pfandgelder werden nach der Beſtimmung der 
oben bezogenen DBorfchriften, in der Art vertheilt daß da⸗ 
vou der Denunciant 2, der Magiftrat 7 z und die Orts⸗ 
Urmens Kaffe + erhält. 

Oppeln, den 26. Juli 1824. 

Könige. Preuß. Megierung: 





719 
| 3% | | 
Publikandum der Königl. Regierung zu Trier, bie Nie 
derlaffungen der Holzhauer und Kohlenbrenner in 
MWaldüngen betreffend, 


— 


Zur Verhütung des Mißbrauchs, daß Holzhauer 
und Kohlenbrenner ſich in Koͤnigl. Gemeinde- und nz 
ſtituts⸗Waldungen niederlaſſen, zum Nachtheile ihrer ſitt⸗ 
lichen Bildung, der Sicherheits⸗ Polizei und der Beſteue⸗ 
rung, 

verordnen wir: 


F. 1. Als Holzhauer und — dürfen 
nur folche angenommen werden, ‚bie nachweifen, daß fie - 
in irgend einer Gemeinde wirklich wohnhaft find. 


$. 2. Es dürfen aber diefe Holzhauer und Kohlen 
' brenner ihre Zamilien nicht mit in den Wald nehmen 
und bei fi ch behalten. 


$. 3. Wenn Schläge auf dem Stamme, oder a 
der Faͤllung zum DVerfohlen veräußert werden, fo haben 
die Ankäufer die vorflehenden ($. 1. u. 2.) Bedingungen 
gleichfalls zu beobachten, ohne daß diefelben in den Kaufs 
‚Contract aufgenommen oder bei der Lizitation befannt ges 
macht zu werden brauchen. 

$ 4 Holzhaͤuer oder Kohlenbrenner duͤrfen nach 
Beendigung ihrer Arbeit nicht länger als hoͤchſtens g Tage 
im Walde geduldet werden. 

$. 5. Die Könige. Landräthe nnd Hürgermeiffer 
find verpflichtet, die Perfonen, welche nach vorfiehenden 
Beftimmungen nicht im Walde zugelaffen oder geduldet 
werden dürfen, aus bemfelben, noͤthigenfalls unter Ans 
wendung von Ziwwangsmitteln, zu fehaffen, fie nach ihrem 
Mohnorte ‚zurückführen. zu laffen, und ihre Hütten oder 
fonfligen Wohnungs» Auflagen zu zerfiören, vorbehaltlich 
der nach Befinden der Umftände etwa einzuleitenden ges 
richtlichen Verfolgung.  Deimathlofe Perfonen ſind als 
Vagabonden den Berichten zu atelilew 


‚do 


Erfolgt die Ausweifung and einem Königl. Walde, 
fo ift der DOberförfter dabei zuzuziehen. 

:$. 6. Zur Anzeige folcher Zuiderhandfungen find 
die hütenden Forfibeamten zumächft ‚verpflichtet, Jeder 
Forſtbeamte der fie unterläßt und jeder Beamte, der die 
Beachtung der hier ertheilten Vorfchriften verfäumt, fol 
von und mit einer Ordnungoͤſtrafe von fünf bis dreißig 
Thalern beftraft werden. 
ve Trier, den 18. Auguft 1824. 

König. Preuß. Regierung, 





21. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, das 
Sammeln des Raff- und Leſeholzes betreffend. 


Das Eindringen der in den Koͤnigl. Forſten zum 
Sammeln des Raff- und Leſeholzes Berechtigten in die 
Holzſchlaͤge, waͤhrend dieſe noch im Hiebe begriffen ſind, 
hat Mißbraͤuche und Unordnungen zur unvermeidlichen 
Folge. Es wird daher in Gemaͤßheit der Reſcripte des 
Koͤnigl. Finanzminiſterii vom 10. Dezember pr. und 17. 
Mai c. feſtgeſetzt, daß das Sammlen des Raff⸗ und fe 
ſeholzes von den dazu Berechtigten in den Holzfchlägen, 
worin die Holzfchläger noch mit dem Aufarbeiten und 
Aufklaftern des Holzes befehäftige find, nicht erfolgen, 
und jedenfalls nicht eher Statt finden darf, ald bis das 
gefehlagene Holz gehörig anfgeklaftert und aufgenommen 
iſt, und die Holzſchlaͤge ganz oder theilmeife von den ver- 
waltenden Forft- Beamten als zum Sammlen des Naff- 
und Lefeholzed geöffnet, bezeichnet find, 

Jede Kontravention von Seiten der zum Raff⸗ und 
Leſehozfammlen Berechtigten hiergegen, wird mit einer 
Forſt/Polizeiſtrafe von Funfzehn Silbergroſchen bis Zwei 
Thalern geahndet werden. 

Die Revier-Oberfoͤrſter haben jedoch hierbei dahin 
zu fehen, daß die Eröffnung der Holzfchläge zum Raff⸗ 


“ 
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und Leſeholzholen ſo — als es die Aufrechthaltung der 
forſtpolizeilichen Ordnung geſtattet, nach den Lokalumſtaͤn⸗ 
den ganz oder theilmeife erfolgt, und es muß moͤglichſt 
dafür geforgt werden, daß Einmierher und Berechtigte durch 
andere Nichtberechtigte nicht beeinträchtigt werden. 

Porsdam, den 31. Juli 1824. 
‚Königl. Preuß. Negierung. Zweite Abtheilung. 


ar 32. | 
Refeript. der Königl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Stettin, vie 
Beitreibung der von den Forftgerichten erfannten 
Geldſtrafen und Enefchädigungen betreffend, 





Die unterzeichneten Minifterien koͤnnen der von der 
Könige. Regierung in ihrem Berichte vom 16. Mai d. J. 
und von dem Dberlandes- Gerichte in dem diefem Berichte 
beigefügten Schreiben vom 22. März d. J. geäußerten 
Meinung über die Beitreibung, der von den Forft- Gerich- 
ten erfannten Geld; Strafen und Entfchädigungen nicht 
beipflichten. . 

Denn da der $. 29. bed Forſt⸗ Straf: Gefehes vom 
7. Juni 1821 ausdrücklich ‚darauf verweifet, daß, wenn 
der DVerurtheilte nicht zur Gemeine gehöre, Geld > Strafe 
und Entfhädigung auf dem fonft gewöhnlichen 
Wege beigetrieden werden folle: fo fann ed mit Ruͤck⸗ 
fiht anf die allgemeine Gerichts-Ordnung Th. I. Tit. 24. 
$. 1. nicht zweifelhaft fein, daß der resp. inftruirende: 
und in prima .instantia erfennende ForftsNichter allein 
die Erecution verfügen, mithin diefer nach Maaßgabe der 
eintretenden Umftände und Verhaͤltniſſe denjenigen Richter 
requiriren muß, unter deffen Surisdiction der Defraudant 
gehört. Alle von der Königl. Negierung und dem Dber- 
Landes » Gerichte dagegen angeführten, aus. der Abficht des 
Gefeged vom 7. Juni 1821 hergenommenen Gründe koͤn⸗ 
sen bei der im. $. 29. ausdrücklich erklärten Willens 
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Meinung des Geſetzgebers um fo’ weniger in Betracht 
fommen, ald aus dem qu. Gefege fehr deutlich erhellet, 
daß von Dem fonft gewöhnlichen Wege nur inden 
beiden Faͤllen, wenn von Defrandanten: in Königlichen 
oder in Gemeinde⸗Forſten die Rede ift, die dort näher 
beſtimmten Ausnahmen Statt haben, fonft aber als 
Regel bie allgemeinen gefeglichen Beftimmungen (3. B. 
bei Privat/Forſt⸗ Beſitzungen) $.29. zur Anwendung kom⸗ 
men ſollen. 

Hiernach hat ſich die Koͤnigl. Regierung in vorkom⸗ 
menden Faͤllen Ihrer Seits zu achten, ſo wie auch von 
Seiten des Herrn Juſtiz⸗Miniſters, der mit dieſen An 
ſichten ganz einverſtanden iſt, das Ober⸗Landes⸗Gericht 
danach angewieſen worden iſt. 
Berlin, den 3. Juli 1824. I 
Miniſterium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 

In Abweſenheit der Herrn Chefs Excellenzien. 





Köhler, Wilkens. 
D. 2 
Bergwerfsr Regale, 
3... 


Polizei⸗Ordnung des Könige. Miniſteriums des Innern 
für die Pochwerke und Erzwäfchen am Bleiberge. 


— — 


Da es nothwendig erachtet worden iſt, den fortwaͤh⸗ 
rend Statt ſindenden verderblichen Verſandungen des Blei⸗ 
bachs und der ihn aufnehmenden Gewaͤſſer in den Regie⸗ 
rungs⸗Bezirken Köln und Aachen, durch eine, beffimmte 
Vorfchriften Über den Betrieb der Aufbereitung, fo wie 
der Poch⸗ und Wafchwerfe am Bleiberge enthaltende Po⸗ 
lizei⸗Ordnung, für die Zukunft gründlich abzubelfen, fo 
wird der von Seiner Majeftät dem Könige, mittelſt Al⸗ 
Verhöchften Kabinets /Ordre vom zo. Mai 1924 ertheilten 


t 
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Yutorifation gemäß, von dem nt Miniſterium 
des Innern, Nachſtehendes verordnet: 

Art. 1. Kein Pochwerk und keine Erzwaͤſche foh 
betrieben twerden, ohne ein Berechtigungs-Dokument, in 
welchem die rechtlichen und polizeilichen Verhaͤltniſſe der 
Anlage und des Betriebes genau beftimme find. . 

Art. 2. Die vorfiehende Feftfegung erftreckt fich auch " 
auf die bereitd vorhandenen Anlagen diefer Gattung. Has 
ben ſolche irgend eine Berechtigung für fich, fo follen die 
darüber fprechenden Dokumente geprüft, und, wo ed noͤ⸗ 
thig iſt, vervolftändigt werden. Wo Feine Berechtigung 
oder nur ein allgemeines Mecht aus dem Beſitze eines - 
Bergwerks oder eines Grundſtuͤcks vorhanden ift, da fols 
Ien, wenn es Statt findet, ausdruͤckliche Berechtigungen _ 
ertheilt, oder wenn polizeiliche Gründe entgegenfichen, vers 
weigert werden. 

Die Befiger der am Dleiberge jest beſtehenden Poch⸗ 
und Waſchwerke werden demnach angewieſen, ihre Berechs 
.tigungs » Titel binnen der im $.ı. der vom Königl. Ober⸗ 
Bergamte für die Niederrheinifchen Provinzen unterm 23. 
September 1823 erlaffenen, vom unterzeichneten Minis 
e. genehmigten, und durch die Amtsblätter publicirten 

erordnung, fefigefegten Friſt, vollftändig vorzulegen. 

‚Art. 3. Das unterzeichnete Miniftertim wird auf 
den, von König. Ober-Bergamte nach vorgaͤngigem jes 
desmaligen Einvernehmen mit den betreffenden Koͤnigl. 
Regierungen zu mächenden Antrag, über die Zuläffigkeit . 
diefer Berechtigungen erkennen, und die Dokumente voll - 
ziehen. « 

Art. 4. Für die Regulirung der Poch⸗ und Wafchs 
werks » Anlagen am Bleiberge, ſowohl der fchon beftehens 
den, ald der etwa mit erforberlicher fpezieller Erlaubniß 
kuͤnftig noch anzulegenden wird als allgemeine Beſtim⸗ 
mung angeordnet, daß die fämmtlichen technifchen Bes 
triebs⸗ und Arbeitsoorrichtungen an Sümpfen, Gerinnen, 
Gräben, Wafchheerden, Stoßwerfen u. f. w. in einer ges 
vegelten Ordnung und Reihenfolge angelegt fein müflen, 
worüber der am Bleiberge anzuftellende DMevier- Beamte - 
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‚ die pofizeifiche Aufficht zw führen, und befonderd darauf 
zu fehben hat, daß Feine Poch- und MWäfch- Abgänge in 
die Bäche geführt werden. GSögenannte Schüppgräben 
oder Aufbereitungd Vorrichtungen anderer Art, follen aus 
Berhalb der, im nachfolgenden Art. 5. erwähnten Plans 
zeichnung feftgefegten Grenze des Wafchiwerkö, Plages, nicht 
geduldet werden. 

Art. 5. Für jedes, entiveder ſchon beftehende, oder 
mit erforderlicher Erlaubniß noch ferner anzulegende Poch⸗ 
und Wafchwerf, fol ein in dreifacher Ausfertigung von 
dem Befiger einzufiefernder Plan, die Ausdehnung und 
die ganze Vorrichtung der Anlage mit allen ihren Zubes 
hörungen, glaubhaft nachweifen, welcher Plan zur Erläus 
terung des Berechtigungs : Dokuments, fowohl bei dem uns 
terzeichneten Minifterio,, wie bei dem König. Ober: Berge 
amte, und bei dem Königl, Bergamte zu Düren deponirt 
bleibt. 

Der Maaßſtab nach welchem diefe Niffe zu fertigen 

find, fol fein „35° der natürlichen Größe für die Situa— 
tion und. Wafferführüng, und +45 für bie Zeichnung der 
technifchen Vorrichtungen, 
Art. 6. So wie das Berechtigungd - Dofument und 
der beigefiigte Pian die Anlage bezeichnen, fol diefelbe von 
dem Berechtigten im Stande erhalten, hingegen ohne Borz 
wiffen, und erhaltene, in jedem einzelnen Falfe fchriftlich 
nachzumweifende, auedrügflihe Genehmigung der Behörde, 
nicht die getingfte Veränderung daran, weder an dem Waf- 
Tergefälte, den Grabenleitungen und Schügen, noch an der 
Zahl, Ordnung, Reihenfolge, Geftalt und Größe der me— 
chaniſchen Vorrichtungen Seitens der Poch- und Wafche 
werks-Beſitzer, oder überhaupt von irgend Jemand, vor⸗ 
genommen werden duͤrfen. 

Art. 7. Die Verg-, Poch- und Waſchwerks-Beſitzer 
ſollen ſich angelegen ſein laſſen, das techniſche Verfahren 
bei der Aufbereitung ihrer Erze überhaupt zu vervollfomms 
nen, die demfelben jest noch anklebenden Mängel zu vers 
beffern, namentlich aber folfen fie: das fehädliche, und die 
Bleibachſs-Verſandungen fehr befördernde Todpochen der 
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Erze- gänzlich permeiben, und allen, bie Unſchaͤdlichmachung 
jener. Werkſtaͤtten fuͤr die Grundeigenthuͤmer bezweckenden 
Vorſchriften der Bergwerks⸗ Behoͤrde, ſowohl zur Vor⸗ 
richtung der Anlage ſelbſt, als zur Manipulation beim 
Pochen und Waſchen, gebuͤhrende Folge. leiſten. 

Art. 8. Damit das zur: Tages-Aufbereitung ges 
langende Haufwerk möglichft vermindert, und: hierdurch) 
in gleicher Maaße eine Danptveranlaffung der. biäherigen 
Bleibachs⸗ Verſandungen gehoben werde, ſo ſollen die 
Bergwerks⸗ Betreiber ſich bemühen, ihre Erze ſchon in der 
Grube durch eine den örtlichen Verhältniffen angemeflene 
Grubenaufbereitung zu Foncentriren, fo daß. auf. der einen 
Seite nicht zu viel Erztheile im Verſatze bleiben, auf der 
andern Seite aber nicht zu viel Sand zu Tage gefördert 
und. auf die Halden, fo wie unter bie Pochſtempel ges 
bracht wird. 

Um die wegen der innern Gruben »Aufsereitung er⸗ 
forderliche Kontrolle auch mit durch die geſetzlich allgemein 
vorgeſchriebenen Grubenriſſe zu erlangen, ſollen ſolche auf 
Koften der Bergwerksbeſitzer, fo oft es von der Berges 
werf3=Behörde erforderlich gehalten wird, durch einem 
Königl, Markfcheider nachgetragen und vervollſtaͤndigt 
werden. 

Art. 9. Die Erzhalden auf den Gruben follen zur 
Sicherfiellung gegen ein DVerftäuben der leichten und ſan⸗ 
digen Erztheile und Berge bei Windftürmen, fo wie gegen 
das Wegftößen derfelben bei Regen- und Fluthzeiten, durch 
welches. beides fonft gar leicht natürliche DVerfandungen 
entftehen, ohne daß ein fFünftig 'geregelter Poch- und 
Mafchwerfsbetrieb folches hindern Fönnte, Geitend der 
Dergwerfsbefiger mit der erforderlichen Befriedigung durch 
Slechtwerf, Bohlenverfehlagung oder fonft verfehen, und 
Dadurch deren allmählige mehr Schuß gewährende Bera⸗ 
ſung zu befoͤrdern geſucht werden. 

Art. 10. Um aber den durch natuͤrliche Ereigniſſe 
entſtehenden, durch den Betrieb der Poch-⸗ und Waſch⸗ 
werke nicht unmittelbar verſchuldeten Bleibachs-Verſan—⸗ 
dungen kuͤnftig noch weiter vorzubeugen, ſo ſollen zur 
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Auffangung de3 bei flarfen Windftärmen oder bei Fluth⸗ 
zeiten, diefer Befriedigung ungeachtet, etwa von den Erzs 
“ plägen und Halden der Schächte verftäubten oder wegge⸗ 
flößten Sandes, in den verfchiedenen Ihälern des Blei⸗ 
berger Erzrevierd, wie zB. im Thale des Trockenbaches, 
im Püntersgraben, und wo es fonft nöthig befunden wird, 
‘an den dazu geeigneten Punkten, zweckmaͤßige, übrigens 
ganz einfache Flecht- oder Krippwerfe angelegt und ges 
hörig erhalten werden. 

“ Art. 11. Alle ſogenannten Bachfchüppereien, wo⸗ 
durch zum offenbaren Rachtheile der Grundbefiger, und 
im: Widerfpruche mit dem Zwecke gegenwärtiger Verord⸗ 
‚nung, das Fiußbette fietd neu aufgemühlt, und dadurch 
Verfandung der Gewäfler befördert wird, follen gänzlich 
eingeftellt werden und für immer unterfagt bleiben. 

Der Betrieb von fogenannten Halden : Wäfchereien 
kann nur geflattet werden, wenn die dazu geeigneten Zu⸗ 
gutmachungspunfte an völlig unfchädlichen Pläßen, mit 
ſpezieller Anordnung wegen gänzlihem Zurüchalten der 
Aftern und des Schlammes, in entfernt belegenen Bes 
bältniffen oder Sammelteichen, als unnachtheilig erkannt, 
und von der Bergwerk: Behörde mit beftimmter Begren⸗ 
zung vorgefchrieben worden find. 

. Art. ı2. Die Vorrichtungen zum Auffangen der: 
von den Pochwerken und Wafchheerden, auch fogenanns 
ten Schüppgräben kommenden Trübe, müffen eine hinrei⸗ 
chende und folche Ausdehnung erhalten, daß in. ihnen der 
Abflug der Wafler ohne allen fihtbaren Erzgehalt in die 
freie Fluth erfolge. Zu deffen mehrern Verficherung ſol⸗ 
len bei jedem. Pochwerfe, am Endpunfte feiner Vorrich⸗ 
tungen, nach von der Bergwerks-Behoͤrde zu ertheilender 
Vorſchrift, zwei Haupt: Sammelfümpfe von angemeffener_ 
Größe angelegt werden, in welchen ſich fämmtliche Abs 
flußwafler vereinigen und ihren Schlamm abfegen., Die 
Abflußgraben follen völlig ſoͤhlig geführt werden. 

Art. 13. Alle zum Auffangen der Trübe, fo mie 
der vom Pochen und Wafchen fallenden Sands und 
Schlamm Abgänge dienenden Vorrichtungen, ſollen zur 
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rechten Zeit, namlich che fie ganz gefüllt find, aüsgeſchla⸗ 
gen, und das Haufwerf an folchen, durch die Bergwerks⸗ 
Behörde vorzufchreidbenden Stellen aufgeftürzt werden, wo 
ſolche durch Regen. oder andere Zufaͤlle nicht fortgeſpuͤlt 
werden Fönnen. Namentlich gilt dies von den im vor⸗ 
hergehenden Artikel erwähnten, bei jedem Pochwerke ans 
ulegenden zwei Haupt: Sammelfümpfen, in welche alle 
vom Pochen und Wafchen fallende Sand- und Schlamms . 
abgänge. wechfelsweife geführt werden müflen, fo daß waͤh⸗ 
trend der. eine Haupt: Sammelfumpf ausgefchlagen wird, 
der andere zum fernern. Auffangen: der, Aftern dient. 

Art. 14. Insbeſondere follen die Aftern. oder “der 
ausgewafchene Sand auf beftimmte, von. der Bergwerks⸗ 
Behörde anzumeifende, hinlänglich große Haldenpläge aufs 

geftürzt. werden, welche entweder fo weil entfernt, oder- fo - 
befriedigt fein müflen, daß davon nichts in den Bach ges 
fpült werden fann. Im letztern Falle follen die Haldens 
pläge mit Flecht⸗ oder Krippwerf umgeben, und dadurch 
zugleich das Berafen derfelben um fo mehr befördert werden. 

Art. 15. Ale und jede eigenmächtige Anlage von 
Kanälen, verdeckten Abzugsgräben, Schleufen oder von ir⸗ 
gend einer andern Morrichtung, welche. zur unbemerften 
Abführung von Aftı n in den: DBleibach führen Eönnten, 
ift durchaus unterfagt. 

Art. 16. Um aller unvermerkten,- heimlichen oder 
ſonſt der Beaufſichtigung ſich entziehenden Fortſchaffung 
von Aftern, oder gar eines Theils der aufgeſtuͤrzten Hal⸗ 
den in den Bleibach, wirkſam zu entgegnen, ſo ſoll inner⸗ 
halb des Diſtricts, wo die Pochwerke laͤngs des Bleibachs 
liegen, naͤmlich von dem Ort Commern aufwaͤrts keine 
Schleuſe geduldet werden. Die jetzt vorhandenen Schleu⸗ 
ſen ſollen abgeworfen, und an deren Stelle wohlverwahrte, 
ſteinerne Wehre eingebaut werden. 

Art, 17. Was innerhalb dieſes Diſtrikts zur Rei⸗ 
nigung, Inſtandhaltung, Uferbefeſtigung ꝛc. des Bleibachs 
von den betreffenden Behoͤrden angeordnet werden wird, 
ſoll auf. Koſten der Poch⸗ und Waſch-Berechtigten aus⸗ 
gefuͤhrt, und der Betrag durch das Koͤnigl. Ober⸗/Berg⸗ 
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amt nach der durchſchnittlichen Vroduttion der‘ einjein 
Werfe vepartirt werden. 

Art. 18. Es ſoll unbet zůglich ein ——— 
am Bleiberge angeſtellt werden, deſſen weſentliche Oblie⸗ 
genheit ſein wird, unter Leitung des Koͤnigl. Bergamts zu 
Düren, den dortigen Bergbau- und Aufbereitungs - Bes 
"trieb zu beobachten, zu berathen und polizeilich zu beauf⸗ 
ſichtigen, inöbefondere aber über die-Ausführung der in 
gegenmwärtiger Verordnung. für die Poch⸗ und Wafchbes 
rechtigten enthaltenen Vorſchriften zu wachen, und Kons 
traventionen theild zu verhüten, theild, wenn deren vors 
gefommen, zur Kenntniß der Behörde zu bringen 

Zu der Befoldung des diefem Beamten zu bemilfie 
genden Gehaltes, follen die erforderlichen, nach Maaß—⸗ 
gabe der Produktion der einzelnen Werke zu regulirenden 
. Beiträge von den Poch- und Waſchwerksbeſitzern entrich- 
tet werden, fo wie dies früher, nach Beftimmung des 
Präfectur s Befchluffes vom 30. Dezember 1806 gefchehen iſt. 

Art. 19. Die von dem am Bleiberge angefiellten 
Nevier: Beamten oder Bleibachs: Anfpeftor über Contra: 
ventionen aufzunehmenden DBerbat: Prozeffe follen, in fofern 
die darin bezeichneten Thatſachen auf eigne Wahrnehmung 
gegründet find,; vor den Gerichten: eine vollkommene ges 
fegliche Beweisfraft haben, zu welchem Behufe derfelbe 
noch beſonders gerichtlich vereidigt werden fol. 

Art. 20.' Jede Poch- und Waſchanſtalt, die nicht 
von einem Berechtigten mit eigener Dandarbeit oder ums 
ter feinen Augen betrieben wird, muß einen beflimmten 
und beftändigen Auffeher haben, der ſich über feine Tüch> 
tigfeit zu einem folchen Poften vor dem Königl. Bergamte 
zu Düren ausmweifen, und von demfelben ‚über feine Ob⸗ 
liegenheiten in polizeilicher -Hinficht inftruirt werden fol. 
Ein folcher Auffeher kann mehreren beifammen liegenden 
Poch- und Wafchwerfen vorftehen. Er ift für feine Dienfts 
führung nicht allein feinem Lohnherrn, fondern ‚auch der 
Bergwerfös Behörde verantwortlich, 

Art. 21. In jeder Pochz und Wafch: Anftalt fol 
ein: Tagebuch oder Regifter nach vom Koͤnigl. Ober Berge 
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amte Borzufchreißender Form geführt, und darin nicht nur 
alle ungewöhnlichen Ereigniffe, fondern auch. der gewoͤhn⸗ 

liche Gang und Effect der Arbeiten aufgezeichnet, dies Re⸗ 
sifter aber dent Neviers Beamten, fo wie den -fonft mit 
Reviſivnen beauftragten: Bergmerkss Beamten Jederzeit sur 
Einſicht offen gelegt werden: 

Die revidirenden Bergmwerfss Beamten follen- in. ſelbi⸗ 
gen, bei jedesmaliger Reviſion, ihre techniſchen Bemerkun⸗ 
gen und polizeilichen Anordnungen,’ zur‘ gehörigen Kennt⸗ 
niß und. Befolgung derfelben: von’ Seiten der Pochwerfss 
Befiger und deren Auffeher, fchriftlich niederfegen. 

Art. 22. Für alle vorfommende Entgegenhandluns 
gen wider- die, Beſtimmungen diefer Verordnung, follen die 
im Bergwerfd: Gefege vom 21. April 1810, und im Bergs 
werfssPolizei-Gefege vom 3. Januar 1813 angeordneten 
Strafbeftimmungen in Anwendung and Ausübung kommen. 

Art. 23. Im allgemeinen find zwar die Poch⸗ und 
MWafch - Berechtigten für ihre Lohnarbeiter verantwortlich, 
das Königl. Bergamt zu Düren fol jedoch befugt fein, 
Bernachläfigungen oder Ungehorfam der Auffeher und Ars 
heiter bis. zum Detrage eined halben Wochenlohns an 
Gelde zu firafen, und dieſe Strafen durch die Berechtigs 
zen vollziehen zu laſſen, oder auf die Ablegung der Ars 
Beiter zu dringen; . 

Art. 24. Obgleich diefe Polizei: Ordnung zunaͤchſt 
für die Poch- und Waſchwerke am Bleiberge beſtimmt iſt, 
fo fol diefelbe jedoch überall in dem auf der linken Rheins 
feite belegenen Theile des Verwaltungs: Bezirfd vom Rhei⸗ 
nnifchen Dber: Bergamte Anwendung finden, wo ähnliche 
Verhaͤltniſſe Statt finden. 

Art. 25. Das Könige: Ober: Bergamt für die Nies 
derrheinifchen Provinzen iſt mit der Ausführung gegen“ 
wärtiger Verordnung, welche durch die Amtsblaͤtter der 
Könige. Regierungen zu Koͤln und zu Aachen publicirt 
werden ſoll, beauftragt. 

Berlin, den 30. Juni 1824. 

ER s.) Niniſterium des Sat 
— (gg) u Schuckmann. 
Bbb 2 
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Vorſtehende, von dein hohen Minifterio des Innern 
erlaffene, eine Abſtellung der feitherigen und noch fortwaͤh⸗ 
rend Statt findenden- verderblichen DVerfandungen des 
Bleibachs und der ihn aufnehmenden Gemäffer in den 
Regierungd- Bezirken Köln und Aachen bezweckende Po⸗ 
fizeis Ordnung für die Pochmwerfe und Erzwäfchen am Bleis 
berge, wird vorfehriftsmäßig hierdurch zur allgemeiner 
Wiſſenſchaft und allen. Betreibern von Pochwerken und 
Erzwäfchen. mit der Verwarnung zur firengfien Nachachs 
tung befannt gemacht, daß alle gegen diefe mit ausdruͤck⸗ 
licher Allerhoͤchſter Sanktion ertheilten Vorfehriften, etwa 
vorkommenden Kontraventionen, unnachfichtlich den kom⸗ 
petenten Gerichts: Behörden zur gefeglichen Verfolgung 

Beſtrafung angezeigt werden follen. 

Köln, den 30. Juli 1824. Bonn, den 20, Juli 1824. 
aui Preuß. Regierung. Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Bergamt 
fuͤr die Niederrhein. 
Provinzen. 


34. 
Reſcript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums an das Koͤ⸗ 
nigl. Oberlandes-Gericht zu Glogau, die Tragung der 
Koſten bei gerichtlichen Unterſuchungen wegen vers 
ungluͤckter Bergleute betreffend. 


— 


Auf den Antrag des Schleſiſchen Ober-Berg⸗Amts 
zu Brieg iſt beſchloſſen, daß in den Faͤllen, wo Bergleute 
in den Gruben zu Tode kommen, zwar die Roſten der 
gerichtlichen Erhebung des corporis delicti von der Berg⸗ 
> amtlichen Sportel⸗Kaſſe übernommen, dagegen, wenn nach 
dem Defultat des Tharbeftandes eine fernere Unterfuchung 
eröffnet werden muß, die darin erwachſenen Koften, bei 
obwaltendem Unvermögen des Inkulpaten, nicht voh dem 
Dominium/ auf 1 Territorium die Grube liegt, ge⸗ 
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tragen, Aonbern aus dem Sfienstigen Merian ge⸗ 
zahlt werden ſolien. 

Berlin, den 30. Auguſt 1824; F 
Der Juſtiz ⸗Miniſter. — 
v. Lirhetfen. 





Poft + Verwaltung 


J gg 
Eaet⸗ aus dem General⸗Circulare des Konigl Gen⸗ 
ralpoſtamts, an ſaͤmmtliche Poſt⸗ und Poſtwaͤrter⸗ Aem⸗ 

ter, verſchiedene Poſtvorſchriften und Beſtimmun⸗ 
gen enthaltend. 
Dienfts Correfpondeng der Juſtiz Behörden, ſoll, wenn bie 
’ — — ſind, nur in dringenden Faͤllen mit der 
Drief⸗Poſt befoͤrdert werden. 


2. Mit Berg auf die Circular⸗ Verfuͤgung vom 25. Sep⸗ 
—teember ©. J. No. 25. wird den Poſtaͤmtern bekannt 
gemacht, daß nunmehr auch die Juſtiz⸗Behoͤrden, 
von dem Chef der Juſtiz, mittelft Circulars Verfügung 
angemwiefen worden find, von der Defugniß zur Benut⸗ 
zung der Meit-Poft, Hinfichtlich der ſchweren, unter 
portofreier Rubrik gehenden Dienft Briefe, nicht anders, 
als wenn ed die Noth erfordert, Gebrauch zu machen, 
und eine Sache blos darum, weil fie etwa in dem 
Bureaux aufgehakten worden if, nicht der Keit-Poft 
zuzuweiſen. In den Fälfen, wo letztere zur Verfendung 
benugt werden muß, ſoll der Decernent ſolches bei 
Nevifion des Concepts. vermerken; der Kanzlei iſt Dies 
ſes nicht zu überlaffen. 


Ueber das Nachſenden von Briefen an ſolche Perfonen, die 
feinen ‚bleibenden Wohnfig haben. - 


3. Es ſoll fuͤr die wolge als — gelten, daß Briefe, 
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van. Perſonen, ‚welche. feinen bleibenden Wohnſitz haben, 
und fih am Beſtimmungs-Orte des Briefes bei deffen 
Eingang nicht mehr «befinden, den Empfängern nur 
dann nachgefandet werden follen, \ 
wenn der: Abſender folches auf dem Couverte ausdrucklich 
verlangt, 
oder 
wenn der deſignirte Empfaͤnger bei ſeiner Abreiſe aus dem 
Orte ſeines einſtweiligen Aufenthalts, die Rachſendung bei 
dem betreffenden Poſt-Amte beftellt hat. 

Sm erftern Falle haftet, wenn hiernächft der Brief 
nicht beftellt werden Fann,. der. Abfender für dad.ganze 
Porto, im letztern Falle hingegen . nur für das Porto 
bis zu dem ' auf der Adreffe genannten Reflimmungss 

Ort. 

Iſt weder die eine noch die andere Beſtimmung vom 
Abſender oder Empfänger erfolgt, fo muß ſich das bes 

- treffende: Poſt-Amt zwar alle Mühe geben, den Brief 
richtig zu beftellen, kann aber, bei Zweifeln oder ge⸗ 
gründeten Bedenken den Brief unmittelbar an den Ab⸗ 
fendungsort remittiren. Die- perföntichen. Verhältniffe 
der Adreffaten, ‚ und die größere oder. geringere Gichers 
heit derſelben, muͤſſen hier in Berückfichtigung gezogen 
werden. Iſt z. B. der Brief an eine Perfon gerichtet, 
die am Drte anfäflig, und von welcher die Einlöfung 
des Briefes zu erwarten ift, ſo kann der Brief fuͤglich, 
auch wenn der Adreſſat keine ausdruͤckliche Beſtellung 
hinterlaſſen hat, nachgeſandt werden. Die Poſt⸗ Amts⸗ 
Vorſteher muͤſſen hierbei nach eigener Beurtheilung han⸗ 
deln, und die Sicherſtellung der Correſpondenz, ſo wie 
das Intereſſe der Kaſſe mit der noͤthigen Gefaͤlligkeit 
gegen das Publikum zu vereinigen ſuchen. 


Hauͤtfs⸗Anſpoaͤnnern duͤrfen von ihren Verdienſt⸗Geldern feine 
Abzüge gemacht werden. 


4 Nach der Circufar. Verfügung vom a1. 1. gebruar 1812 


ift jeder Poſtmeiſter bei eigener Verantwortung verpflich⸗ 
tet, mit Nachdruck darauf zu halten, 
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aAa) daß die Vofthaltereien ſtets diejenige „Anzahl. von 

Pferden unterhalten, die. fie nach ihren Contracten 

zu. unterhalten. verbunden ‚find, oder die nach Maaß⸗ 

gabe der gewöhnlichen Srequenz; der Noute erfordert 
wird, 

b) daß von den Pofthaltereien,. da wo Huͤlfsleiſtungen 
angeordnet find, ſolche nur in Faͤllen der. Noth ‚ges 
fordert. werden, keinesweges aber um zur Zeit der 
Acherbeftelung und Erndte das Poſt-Angeſpann zur 
Wirthſchaft zu. benutzen, vder bei fehlechtem Wege 
zu fchonen, ‚überhaupt nicht blos unter Umftänden, 
wo dad Poſt-Fuhrweſen befonderd laͤſtig oder vers 
‚gleichungeweife- ” andern Verrichtungen ‚weniger eins 
eintraͤglich iſt. 

— der aus dem Auslande eingehenden Briefe. 

5. Bei vorkommenden. Befchwerden: über vermeintliche 
PortosVertheuerung oder verzögerte Beftellung folcher 
"Briefe, die aus dem Auslande gefommen, wird: die Er- 
- ‚mittelung oftmals dadurch fehr erfchwert, daß die Adreſ⸗ 
fen der Briefe. nicht ergeben, wann und über welches 
Grenz Poftamt folche eingegangen find. Dem zu: bes: 
gegnen follen, vom Eingang diefer Eircufar= Verfügung ' 
an, alle aus dem Auslande eingehende Briefe, ohne 
Unterſchied ob fie mit Geld ꝛc. befchiwert, oder von 
Packeten begleitet find oder nicht, und ohne Nückficht, 
ob fie im Preußifchen bleiben oder tranfitirem, mit dem 

Stempel ded Grenz: Poft:- Amts, bei welchen fie dom 

Auslande eingehen, deutlich —* ‚werden. 

Diefe Vorfchrift findet jedoch. auf die Grenz: Pofts 
Aemter in Memel, Aachen, Emmerich und Saarbruͤck 
keine Anwendung. Bei dieſen ſoll es bei dem u 

: "gen. Verfahren bewenden. 


Das Franko für folche, an Behörden gerichtete Eingaben, wel⸗ 
he der Abſender Hätte franfiren ſollen, die aber unfrankirt 
eingehen, fol nicht durch Anrechnung als „Pro“ einges 
zogen werden. 


2. Es gefchieht zum oͤſtern, daß bie Koͤnigl. Regierungen 


* ! 


und andere Behörden, wenn fie aus dem halte der 
unfranfire eingehenden Eingaben erfehen, daß folche 
frankirt hätten’ abgefandt_mwerden follen, das Convert, 
mit Bezeichnung des” Abfenders, dem PoftzAmte zus 
ruͤckgeben, und dem letztern überlaffen, den Franfos 
Betrag vom Abfender durch Anrechnung einzuziehen. 
Nicht felten verweigern die Abfender die Nachzahlung, 
wodurch fodann unangenehne Weitläuftigfeiten herbeis 
geführt werden. DVerfteht ſich aber auch der Adfender 
zur Nachzahlung, fo fann die Einziehung des Franko 
Doch nicht anders als durch Auslieferung des Comverts 
gefchehen, womit der Betrag ald „pro“ angerechnet 
worden if. Es kann alfo dann die in dem Generals 
Eirculare No, 28. vom 23. Septbr. v. J. $. 19. ent⸗ 
haltene Beftimmung nicht erfüllt werden, wonach jede 
ſolche Anrechnung. ald Belag bei der Karte bleiben fol. 
Um nun eines Theils diefe Beſtimmung aufrecht zu ers 
halten, anderen Theils aber auch den bei verweigerter 
Nachzahlung entfichenden Weitlaͤuftigkeiten zu begegnen, 
haben die Poſt-Aemter für die Folge, wenn ihnen ders 
< gleichen Comvertd zur Einziehung ded Franko uͤberge⸗ 
ben werden, dieſes Verlangen auf befcheidene AWeife 
- abzulehnen, und den Behörden zu überlaffen, ihrer 
Seits das angefeßte Porto von dem Einfender der bes 
treffenden Vorſtellung, mittelſt portopflichtiger melde 
gung einzuzichen, 


Wegen Atteſtirung der Siguidationen: der Militatts über bes 
zahlte Ueberfracht. 


®% Der betreffenden Militair- Behörde iff angezeigt. wor⸗ 
den, daß verfshiedene Poſt-Aemter fich weigern, die 
ihnen vorgelegten Liquidationen über die Vergütung 
für Ueberfracht zu atteſtiren, welche in mehreren FÄl- 
len den auf Poſtfrei-Paͤſſe reifenden Offizieren und 
Deamten, fo wie auch folchen commandirten Offizieren 
zugeſtanden wird, die den Marfch zu Fuß machen müfs 
fen, und ihr Gepäck mit den Poften befördern laſſen. 
Da die Mititair Intendanturen nicht die nöthigen 
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Hulfsmittel beſitzen, ſolche Liquidationen, gründlich: zu 
prüfen, dieſes aber von: den Poft - Anftalten - in. den 
mehrften Fällen ohne Schwierigkeit gefchehen kann, fo 
haben „die Poſt⸗-Aemter der, Repifion und, Atteftirung 
ſolcher Liquidationen ſich für‘ ‚die Folge unweigerlich 
zu unterziehen. 


In wiefern die — — Doften mn * 
lorene Packete Erſatz leiſten. 


9 Nach den,. im Herzögthum Braunſchweig geltenden 
Verordnungen wird für Gegenſtaͤnde, welche auf den 

Herzoglich Braunfhweigfhen Poſten verloren gehen, 

im Fall deren Werth nieht angegeben ift, auf Packet⸗ ı 
bis 50 Pfund fhwer nur 5 Rtehl., und über so Pfund 
ſchwer hoͤchſtens 10 Thaler vergütet. Die Poft: Yemter 
haben die Aufgeber von Sachen, welche mit den Hers 

# z0glich Braunſchweigiſchen Poſten befoͤrdert werden, mit 
dieſen Anordnungen bekannt zu machen, und ſie auf⸗ 
zufordern, auf der Adreſſe ic. den Werth des Packets 
Anzugeben. An Drten,- von wo aus oͤfters Sendungen 
nach dem Braunſchweigſchen geſchehen, ſind jene An⸗ 
ordnungen durch die öffentlichen Blätter zur Kenntniß 
des Publikums zu bringen. 


Bon des Eintragens der ſteuerpfichtigen Packete das 
Conto des Steuer: Amts, 


10. In der Eircnfar » Verfügung vom 19. Juli 1822 No. 
21. iſt vorgeſchrieben, daß zur: Vermeidung von Difs 
ferenzen mit den Steuer; Nemtern, die Poſtwaͤrter⸗Aeni⸗ 
ter und Brief Sammlungen, die Notizen wegen der 
aus dem Auslande eingegangenen, mithin. fteuerpflichtis 
gen Packete ‚ if das Eingangs-Regiſter des Steuer⸗ 
Amts: eintragen, und daß auch die Poſt⸗Aemter an 
kleinen Orten fich wegen. gleicher Einrichtung mit den 
Steuer-Aemtern einigen follen. 
Dieſe DVorfchriften,- denen bisher ‚nicht überall ges 
nügt worden ift, werden zur Fünftigen genauen Befol⸗ 
gung hierdurch in Erinnerung — 


J 
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er "Tomtrastfehnepuingen fol, "uk. Erſputung ber: Reiſo Loſen, 

* — eingeladen werden, ſich im Pe 
‚eingufinden.: i 


x. Su ſolchen Faͤllen, wo ein Poſt⸗ Amt den Auſtras 
erhaͤlt, mit dem bisherigen oder einem bereits ermittels 
ten Poft-Fuhr- Entrepreneur einen neuen Contract, es 
ſei nun unter bereits fefigeftellten, oder noch zu verab⸗ 
redenden Bedingungen, abzuſchließen, ſoll nicht mehr, 
‚Aue: es. bisher Häufig gefchehen ift, der Poftmeifter oder 
, einer der andern Beamten des Poſt⸗ Amts, fih nach 
* Wohnorte des Entrepreneurs begeben, ſondern es 
ſoll, zur. Erſparung der Reiſe⸗Koſten, der Entrepreneur, 

unter Angabe des Zwecks aufgefordert werden, ſich im 
Poſt⸗ Amte einzufinden, - woſelbſt a: das Noͤthige 
„Mit. ihm au verhandeln ift, 


Anders: verhält es fich „wenn R. auf Ausmittelung 
Seine Entrepreneurd ankommt. In diefem. Falle. muß 
fich ‚allerdings, der Beauftragte nach dem betreffenden 
Drte begeben, und, es fönnen dann auch Die Bilder 
ſten und Diaͤten liquidirt werden. 


Taxirung der Ducaten. 


12. Die Cours-Ordre vom 28. Mär; 1806 beftimmt, 
daß der Ducaten, bei Anwendung der Gold: Portos 
Taxe, zu 3 Thlr. gerechnet werden fol. Jener Courds 
: Drdre liege’ das Ediet vom 7. Mai. 1787. zum Grunde. 

Letzteres ſpricht F. 6. No. 2, nur von dem Falle, mo 
jemand Abgaben, die in Silber⸗Courant zu. entrighten 
ſind, in Ducaten entrichten will. In dieſem Falle iſt 

der Courant⸗Werth der Ducaten auf 3Rthlr. feſt⸗ 

geſetzt. Da aber bei Anwendung der Gold-Porto⸗ 

+ Zare. nicht der Courant⸗-Werth der Gold-Muͤnzen, ſon⸗ 
dern der urfprüngliche Gold» Werth derfelben ohne Agio 
berechnet werden muß, und 

der: Muͤnz⸗Tarif vom 28. Februar 1816 und der 
Muͤnz⸗ Tarif vom: 15. October 1821 imgfeichen 
das Allgemeine Landrecht Theil I. Tit. XI. $.784. 
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den She der Ducaten zu 23 Thlr. feſt⸗ 
ſetzen, fo kann ſolcher auch bei Erhebung des 
Porto nicht höher angefchlagen werden. 

Es wird daher hierdurch feftgefegt, daß vom 15. Octo⸗ 
ber c. an, bei der Gold-Porto-Taxe der Ducaten zu 
23 Thlr. allgemein angenommen, und mithin‘ die obige 
Beſtimmung vom 28. Maͤrz 1806 aufgehoben fein foll. 


— Wie lange Manuale und Geidſcheine aufzubewahren. 2 
13. Mehrere Poſt-⸗Aemter find ‚zweifelhaft darüber, wie 


mAange die Manuale und Geldſcheine aufzubewahren find? 


Wenn gleich die Poſtordnung Aöfchnitt 13. $. 10. 
den Zeitraum, binnen welchem die Abſender von Gels 
dern auf die ihnen ertheilten Geldfcheine einen Anfpruch 
gründen koͤnnen, auf Jahr. und Tag befchränft, fo folgt 
doch daraus nicht, daß auch die Poſt-Manuale und 
- Gelöfcheine nur auf. fo ange, oder höchftens zwei Jahre 
lang aufzubewahren wären. Die. längere Anfbewahs 
rung der Manuale, und eben fo auch der Geldfcheine 
über eingegangene. Gelder, ift ganz unabhängig von der 
ı Bertretungs + Verbindlichkeit, zumal die durch die Poſt⸗ 
Ordnung fefigefegte nur einjährige Dauer derfelben nie 
mals dem einzelnen Dffizianten, als folhem zu gute 
fommen, und diefen von der Nachweiſung der ihm Übers 
lieferten Gelder entbinden kann. Es ift dabei zum Bes 
ſten des Publiftums auf den ‚möglichen Fall Ruͤckſicht 
zu nehmen, daß einem oder dem andern Correfpondens 
ten fehr daran gelegen fein Fan, auch noch nach mehs « 
reren Fahren Die erfolgte. Ubfendung eines Briefes.gder . 
Packets nachgewieſen zu erhalten. Deshalb ift e8 nds 
thig, daß die Manuale und Geldfcheine wenigſtens 10 
Fahre bei jedem Pofts. und. Poftwärters Amte aufbes 

wahrt werten. F 

Berlin, den 29. September 1824. 
Der General⸗ Poſtmeiſter. 
Basler, 





2. 

u, ar, 46. . 

Circulare des König. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 

Poſt⸗Aemter, das Verfahren mit den in den Brief⸗ 
kaſten vorgefundenen Briefen betreffend. 


— 


In dem Circular vom 31. Dctober, und in der at 
einzelne Soft, Aemter erlaffenen_Verfüguug vom 28. De⸗ 
zember 1823, fo wie in der einen Beilage der letztgedach⸗ 
ten Derfügung ift der Zweck der damals eingeführten 
‚ Brieffaften erfäntert, und zugleich genau beflimmt morden, 
welche Briefe nur in den Kaften gelegt: werden dürfen, 
und wie ed mit den Briefen, die nicht hinein gehören, 
und doch darin fich vorfinden, gehalten werden Toll. 
Darnach dürfen nicht in den Briefkaſten geworfen, 
fondern müffen am Annahme-Fenſter abgegeben werden: - 
“ a) alfe mit „Franko“ bezeichnete Briefe; 
*+ b) alle Briefe nach dem Auslande, die ganz oder theils 
"u. geife dem Frankirungs-Zwange unterworfen find; 
Halle Briefe am ded Königs Majeftät, und an bie 
Prinzen nnd Prinzeffinnen des Königl. Hauſes, fers 
ner die Briefe am die Geheimen Staats » Minifter, 
an die General: Adjutanten Sr. Majeftät und an 
die Geheimen Kabinetsräthe; 
d) alle Briefe in den Ort felbft oder im deffen naͤchſte 
Umgebung, fo wie nach umfiegenden Dörfern, wo⸗ 
8. hin Feine Pofts Verbindung iſt; 
E) alle ‚mit Geld, Treforfcheinen, Staatöpapieren ꝛc. 
‘ befchwerte Briefe, deögleichen die recommandirten 
Briefe. 
Von dieſen Briefen, wenn ſie ſich im Kaſten vor⸗ 
finden, ſollten die sub a. b. und c. bezeichneten 
3 Tage lang am Annahme: Fenfter ‚Öffentlich ausge 
ſtellt, und dann, wenn fie bis dahin nicht zurückges 
fordere find, uneröffnet verbrannt, 
‚die sub d. erwähnten aber auf der Stelle uneroͤff⸗ 
net verbrannt werden. e 
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Dieſe Bellcamuhen find» bisher aberall in Ausuͤbung 
ee Das General: Poft- Amt trägt jedoch Beden⸗ 
fen, das. unbedingte Verbrennen der sub. a. b. und c. 
bemierften Briefe fortdauern zu laffen, da .die Erfahrung 


Schuld ihrer Dienfiboten oder anderer. Perfonen, denen 
fie. die Aufgabe der Briefe Übertragen, leiden. Bei Franko⸗ 
Briefen findet in der Regel eine unterſchlagung des Franko⸗ 
Geldes Seitens gedachter Perſonen ſtatt. Das Verbren⸗ 
nen ſolcher Briefe vereitelt nicht allein jede Unterſuchung 
und Entdeckung, ſondern es koͤnnen dadurch auch, unges 
achtet der getroffenen Vorſichts-Maaßregeln, wichtige und 
mit unerfeglichen Einlagen verfehene Briefe mit verbrannt 
werden, wodurch der Abfender für eine bloße —— 
keit zu hart beſtraft wuͤrde. 


lehrt, daß die Correſpondenten mehrentheils durch ‚die 


7 


Aus dieſen Ruͤckſichten ſollen bei der Behandlung * 


in die Briefkaſten verbotwidriger Weiſe geworfenen Briefe 
folgende Modificationen eintreten. 


1. Die mit „Franko“ bezeichneten Briefe, desgleichen bie 
recommandirten Briefe nach dem Inlande, werden 
nicht mehr verbrannt, auch nicht eröffnet und zurück 

‚ gegeben. Sie werden vielmehr mit: der nächften Poſt 
nach dem Befimmungsorte abgefandt, nachdem zuvor 
der erpedirende Beamte, der fie in Empfang nimmt, 

die Worte „Franko“ oder „recommandirt“ mit Beifüs 


gung feines Namens auf der Adreffe roth durchftrichen » 


und darneben bemerkt hat, „im Briefkaſten vorgefunden.“ 


2. Die ganz ‚oder theilweiſe dem Franko⸗Zwange unter⸗ 
woorfenen Briefe nach dem Auslande, und. die Briefe 
an die,sub c. gedachten Allerhoͤchſten und Höchften Pers 
fonen und hohen Staats: Beamten. werdem-auch nicht 

mehr verbrannt. _ Sie werden von. den Poſt-Aemtern 
der Provinz nach 3taͤgiger Ausſtellung an die Briefe 


Oeffnungs-Kommiſſion in Berlin, und zwar getrennt - 


von den Netour: Briefen, eingefandt. Auf dem Schreis 


sr ben an- die- HeffnungssKommiffion muß der Inhalt 


mit „Briefe aus dem Brieffaften“ ausdruͤcklich bemerkt 
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fein. Das Schreiben geht herwaͤrts unter dem Rubro 
„Poftfachen“ portofrei. 

Gedachte "Kommiffton wird dieſe Briefe unver⸗ 
zuͤglich oͤffnen, den Namen des Abſenders, ‚wie bei 
den Netours Briefen, auf der Nückfeite bemerken und 
dann die Briefe auf der Stelle unter Couvert des Pofts 
Amts remittiven. Das Poſt-Amt giebt dann die Briefe, 
wenn. die Abfender befannt find, an die feßtern mit 
der nöthigen Belehrung zurück, im andern Falle vor» 
nichtet fie der Poftmeifter uneroͤffnet. Sind Xttefte, 
oder andere erhebliche Dofumente in dem Briefen bes 
findlich; fo wird die Oeffnungs-Kommiſſion diefes auf 
der Nückfeite bemerken. 

Briefe mit dergfeichen Inhalt von Dofumenten:c, 
dürfen nicht verbrannt, fondern müffen, wenn der Abs 
fender. nicht auszumitteln ift, dem General: Poft: Amte 
eingefandt. werden. 

Für diefe Hin- und Herfendung, welche ‚die Cor⸗ 

reſpondenten durch ihre Schuld veranlaſſen, wird fuͤr 
jeden Brief von dem Abſender das Porto für die ein— 
malige Beförderung eingezogen. Herwaͤrts gehen die 
Driefe, wie oben. fchon, bemerkt ift, frei; bei der Rück 
‚ fendung aber wird die Deffnungs: Kommilfton auf der 
Adreffe an das Poſt-Amt die Zahl der eingefchloffenen 
. Briefe vermerfen, und darnach wird das Porto in der 
Karte ausgeworfen und berechnet. - 

3. Briefe der sub d. bezeichneten Art werden von den 
Vorſtehern der Poftanftalten ebenfalls an die Derfnungs- 
Kommiffion eingefendet, und damit eben ſo verfahren 
wie ad 2, vorgefchrieben ift. 

4. Briefe mit Geld, Treforfcheinen, Staatöpapieren ꝛc. 
befchwert werden wie die fimplen Briefe behandelt. : 
5: Das Hof: Poft- Amt zu Berlin übergiebt die’ hiernach 
zur Eröffnung und Vernichtung beflimmten Briefe ges 
gen Dnittung unmittelbar an die Oeffnungs » Kom⸗ 

miſſion. 
6. Die Warnung auf dem Anſchlage an dem — 
bleibt unveraͤndert. 


4 
‚Sämtliche Poſt⸗ Aemter Haben: diefe neue een 
mungen genawizw befolgen. :- Et 
Sranffurt a. M. den 19: Auguſt 1894: nr 
‚De General: Pofts Meifter. 
Nagl et.» 
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Circulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
Poft-Aemter, die Reſtitution des inexigiblen Porto 
betreffend. ° : 


. — 4:') , 
i 3 N NER FL 


» ii 


14 


Dem Poſt⸗ ‚Ynite — zu N. N. wird — be⸗ 
kannt gemacht: daß in der Liquidationen, uͤber 
dad zu reſtituirende inexigible Porto im Einverſtaͤndniß 
der Koͤnigl. Ober⸗ Rechnungs⸗ — ——— a 
ift, daß: 

1. diefen Fiquidationen die Couverts oder Adreffen ent⸗ 
weder in D:iginal oder. in beglaubigter Abfchrift mit. 
allen Poft= Zeichen und No. beigefügt werden müffen, 

und 

2. nur derjenige Yorto «Betrag reſtituirt werden fol, 
welcher nach den Pofts Karten und nach dem Atteſte 

des Poſt Amtes wirflich zur Könige. Kaffe berechnet 
und gefloffen ift._ Auslaͤndiſches Porto, Pro-Cura- 

: Gebühren, die Packkammer ‚und Beftellgelder aber 

werden nicht veftitwirt, daher dieſe in die Liquidatios 

nen auch nicht aufgenommen werden Dürfen. 
Das Poſt⸗Amt hat diefe Beftimmungen den bes 

treffenden Behörden, welche inerigibles-" Porto. zue 

Reſtitution liquidiren, mitzutheilen. 

Die bei’ dem. General: Poft- Amte von dortigen 

Behörden unmittelbar eingehenden Fiquidationen fol 

len dem ‚Poft-Amte zur Prüfung und Berichtigung 
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zugefertigt, und: Eünftig . überhaupt nur durch Die 
Doft- Behörden Hierher eingereicht werben. 
Berlin, den: 6. September 1824. 
General Pofi- Amt. 
F In Abweſenheit des General⸗ Poſtmeiſters. 
Emmich. Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Naumann. 
Seidel. Timme. Schiller. 


38. 

Circulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
im Inlande belegene Poſtaͤmter und Poſtwaͤrter⸗Aemter 
(mit Ausſchluß derjenigen, welche Feine Lohnfuhr- Zettel 

ertheilen), die Einführung der ——— be⸗ 
treffend. 





Durch die Circular-Verordnung vom 10. Februar c. 
Nro, 8, ift den Poſt-Aemtern und Poftwärter , Nemtern 
eine Inſtruction in Bezug auf das Gefeg vom 10. Ja⸗ 
nuar d. J., die Einführung der Lohnfuhr» Abgabe betrefz 
fend, ertheilt worden. Die Geitend ded General: Boft: 
Amts unterm 15.Xpril c. erlaffene öffentliche Bekanntmas 
hung in den Amts: Blättern fämmtlicher Könige. Negies 
rungen, enthält indeß mehrere Fefifegungen, welche in dem 
gedachten Circnlar vom 10. Februar und in dem’ fpätern 
vom 17.März c. No.14. noch nicht aufgenommen find. 
Auch find verfchiedenen PoftAemtern in vorgefommenen 
Sälten Anweiſungen gegeben worden, : welche eine. allges 
meine Anwendbarkeit haben. Zur "Gleichförmigkeit des 
Berfahrend wird daher eine Ergänzung der Inſtruction 
vom 10. Februar d. J. für nöthig erachtet, und deffen zu⸗ 
folge den Poft-Aemtern und Poftwärtereien zur genauften 
Defolgung Nachſtehendes befannt gemacht. . 

1. 
Ruͤckkehrende Lohn⸗Perſonenfuhren. 
Ruͤckkehrende mit Perſonen beſetzte Lohn⸗-Perſonen⸗ 


Fuhren ſind abtragspflichtig, es moͤgen nun andere Perſo⸗ 
nen 
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nen als diejenigen, die hingefahren FRE oder dieſelbn 
Perſonen mit der ruͤckkehrenden Fuhre befoͤrdert werden, 
Ausgeſchloſſen iſt jedoch der Fall, wenn ein Lohnfuhrmann 
nach einem Orte uͤber zwei Meilen weit, eine Perſonen⸗ 
fuhre verrichtet, unterweges eine Poſtſtation nicht zu bes 
ruͤhren hat, am Beſtimmungsorte der Fuhre ſich auch keine 
Poſtſtation befindet, und der Fuhrmann nun mit andern 
Perſonen, als diejenigen, die hingefahren ſind, auf den 
Grund eines ganz neuen Abkommens zurüuͤckfaͤhrt. Als—⸗ 
dann iſt die Ruͤckreiſe abtragsfrei. 


2. 


Von Fuhren, die nach Doͤrfern und PR nach 
folchen Orten über 2Meilen gehen, wo- feine Erttapoft- 
Anſtalt befteht, ift der Abtrag auch für die Ruͤckreiſe ders 
- felben Perfonen von der, den Schein ausſtellenden Station 
zu erheben. Es wird jedoch die Abtragspflichtigfeit einer 
ſolchen rügffehrenden Fuhre auf. folhe Fälle beſchraͤnkt, wo 
der Aufenthalt des Reiſenden nur von fo Furzer Dauer 
ift, daß er bei Benugung der ErtrasPoft nach den beſte⸗ 
henden Vorſchriften durch ein und diefelben Pferde wieder _ 
hätte zurückgebracht werden können. Wenn das Fuhrwerk 
alſo über 6 Stunden an dem Beſtimmungsorte bleibt, fr 
fi für die Retour fein Abtrag zu — 


3+ “ 
go» Perfnefahen aus Drten, wo feine Era, Popanfae ; 
befindfich if. 

Diejenigen Lohnfuhrleute, — von einem Orte aus⸗ 
fahren, wo ſich Feine Extra⸗Poſtanſtalt befindet, find zwar 
bis zur nächften Poft- Station vom Abtrage befreit. Von 
diefer ab tritt aber bei Fortfegung der Neife die gefegliche _ 
Lohnfuhr- Abgabe ein. Die nÄchfte Station darf auch. 

; nicht umfahren werden, gegentheild der Contravenient in 
die gefegliche Strafe verfällt. 


4 
Abweichung von dee Poſt-Straße. 


Wollen die Fuhrleute einen — Weg, als die 
Annalen Het IL, ‚ns ; Ecce N 
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ordinaire Poft» Straße: einföhlagen, fo haben fle auch nur 
‚ben Abtrag von dem nähern Wege nach der ertrapofimäs 
Figen Entfernung, zu bezahlen. In dem Zettel muß in 
diefem Falle die Tour möglichft genan bezeichnet und dem . 
Fuhrmann angedeutet werden, daß er von dem vorges 
fchriebenen Wege nicht abweichen, oder folchen mit der laͤn⸗ 
gern Poft» Straße vertaufrhen dürfe, widrigenfalls er als 
Eontravenient behandelt werden ‚würde, J 

FR | 

Aufnahme von Perfonen vor den Thoren, 

Es ift dem Lohnfuhrmann nicht geftattet Perſonen 
vor den Thoren eined Orts, wo eine Ertra=Poftanftakt 
ift zur Beförderung über zwei Poftmeilen weit aufzuneh- 
men, ohne zuvor einen Poftfchein zur Fuhre im, Orte, ge- 
löfet zu haben. Die Entgegenhandlung zieht die in dem 
Gefege beſtimmte Strafe nach fich. 

. 6 
Borleges- Pferde 


Vorleges Pferde find nur in fo weit abgabefrei, als 
ihre Zahl diejenige der vor dem Wagen des Neifenden 
fih befindenden eigenen Pferde nicht uͤberſteigt. Sind 
aber mehr VBorlege: Pferde ald eigene Pferde des Reiſen⸗ 

den vorhanden, fo fol die Zuhre überhaupt als Fohnfuhre 
angefehen, und der Abtrag für fämmtliche Pferde ents 
richtet werden, 2 


n 7. ; 
Thellwelſe Zuräclaffung der Beſpannung untertdeges, 


Zeigt der Lohnfuhrmann an, daß er einen Theil der 
Belpannung unterweges zuruͤcklaſſen werde, fo iſt ſolches 
in dem Pofifcheine zu bemerken, und die Abgabe für dies 
fen Theil der Befpannung nur fo meit ald die Mitnahs 
me gefchieht, zu erheben. 

Auf das Vorgeben des Lohnfuhrmanns, daß er ein 
oder das andere Pferd unangelpannt nebenher ‚gehen laffe, 
ſoll in des Regel nicht Rückficht genommen werden. 


‚Einfpänniges Lohnfuhrwerk. 

Einfpänniges Lohnfuhrwerk iſt dem Abtrage eben 

falls unterworfen. 
* 
Lohnfuhrwerk vom Reiſenden felbft geführt. 

Es macht feinen Unterfchied bei Bezahlung des Abs 
trags, ob der Neifende felbft dad gemiethete Fuhrwerk 
führt, oder ob diefes durch den Kutfcher oder Knecht des 
Vermiethers gefchieht. h 

Wird der 'Neifende als Führer des Lohnfuhrwerfs 
ohne den erforderlichen Poftfchein betroffen, fo wird er 
zunaͤchſt wegen der begangenen Contravention in Anfpruch 
‚genommen, zur Depofltion von Zehn Thaler Strafe, und 
wenn er dazu außer Stande, auch als hinlänglich ficher 
nicht bekannt ift, zur Geftellung eined Buͤrgen veranlaßt, 
äußerfien Falls aber wird das Suprwert mit Arreſt belegt. 
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* Lohnfuhren der — Diener in Amts angelegenheiten. 


Befrelung der Amts-Fuhren der Geiſtlichen und Land⸗ 
raͤthe in ihrem Bezirke. 


Lohnfuhren, welche von Koͤnigl. oder andern oͤffent⸗ 
lichen Beamten, zur Ausfuͤhrung von Dienſtgeſchaͤften ge⸗ 
dungen werden, ſind in der Regel von Entrichtung des 
Abtrages nicht ausgenommen, da der Zweck der Reiſe 
und der Stand des Reiſenden hierbei nicht in Betracht 
kommen kann. Jedoch ſollen die Amtsfuhren der 
Geiſthichen in ihrem Kirchſprengel, fo wie dieje⸗ 
nigen der Landräthe in ihrem ERADEAEHLIEN 
Bezirke von der Abgabe befreic fein. 


11. 
Militalr/ Fuhren. Fuhren der Offiziere. 

Cohnfuhren zum Transport von Militair Perfonen 

der untern Grade bei Neifen im Dienft, wenn fie auf . 


Koften des Staats geſchehen, find. abgabefrei, 
Eric 2 


maß 
Bedienen fich hingegen Offiziere eines Lohnfuhrwerks 
zu ihren Dienftveifen, fo muß der geeignete Poftfchein ge- 
hoͤſet werden. 

12. 

Trausportfuhren mit Sträflingen und Verbrechern. 
Diie gedungenen Transportfuhren mit Öträflingen 
und Berbrechern, deren Beförderung durch die Poſten 
nicht erlaube ift, bleiben von Bezahlung des Abtrags bes 
freit. 

13. 


| Fuhren mit Waaren und fändlichen Erzeugniſſen. 
Umzugsreifen von Familien. 


Die Fuhren der Handwerker, Wirthſchafts⸗ Bas 
und Landlente !c., welche mit Waaren oder ländlichen Er: 
zeugniffen befanden find, deren Beförderung allo Haupt: 
fache ift, bleiben von Bezahlung des Abtrags befreit, feldft 
wenn außer dem Eigenthümer des Fuhrwerks auch noch 
einige Leute gelegentlich mitfahren. Eben fo follen auch 
die leer zurückgehenden gewöhnlichen Fracht-, Arbeits: und 
MWirthfchafts: Wagen, die zum Transport von Waaren, 
Getreide und andern ländlichen Produften gedient haben, 
‚und denen die gewöhnliche Bequemlichkeit der Perſonen⸗ 
Wagen, als Einfchnall: Gefäße ıc. abgehen, auch in dem 
Falle von Bezahlung des Abtrages befreit bleiben, wenn 
darauf einige Perfonen gelegentlich gegen ein Trinkgeld 
"mit zurückgenommen werden. Ferner find bei Verändes 
rungen des Wohnorts einer Familie, die mit deren Ef- 
fecten bepackten Lohnfuhrwerfe abgabenfrei, wenn gleich 
die Perfonen der Familie fich auf dem Fuhrwerke befins 
den. Jedoch müffen jene Effecten nicht. blos in poſtmaͤ— 
Figen Collis, fondern in Meubles, Wirthfchaftsgeräth 
und vergleichen” beftehen, 

I4 
Gefaͤlligkeits Fuhren. 
Fuhren, die aus Gefaͤlligkeit gegeben werden, ſind 


‚“ 
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von dem Abtrage befreit. Wenn Herrfchaften, die zum 
eigenen „Gebrauche Pferde halten, Jemand befördern laffen, 
fo kann ald Regel angenommen werden, daß dafiir Zah⸗ 
lung nicht geleiftet werde. Hingegen haben wirkliche Fuhr⸗ 
leute, wenn fie nicht etwa ihre nahen Anverwandten 
fahren, ſtets die DVerbindlichfeit den Poftfchein zu loͤſen. 
Bei allen übrigen Fuhrwerfen kommt es auf die Ermitte- 
fung der befondern Umftände an, wenn behauptet wird, 
daß die Perfonen-Fuhre ganz unentgeltlich geleiftet fei. 


Was die. Controlfe betrifft, fo zeichnen fh eigene 
Eqnipagen gewöhnlich durch ihr Aeußeres aus, 


Dei Fuhrwerken, welche dem Controls Beamten nicht 
als Eigenthum- eined Lohnfuhrmanns befannt_find, den⸗ 
noch nicht das Aeußere einer berrfchaftlichen Equipage 
haben, muß die Angabe des Reiſenden, daß er mit eiges 
- nen Pferden fahre, fo lange für richtig angenommen - ters 
den, ald nicht gegründeter Verdacht entfieht, daß die An⸗ 
gabe untichtig fei. Ein umfichtiger Control» Beamter wird 
nach den: Umſtaͤnden fchnelle Prüfungsmittel auffinden, oh⸗ 
ne den Neifenden N au fallen, und Defchwerden zu 

veranlaſſen. 


13. 
Feſtſtellung der Entfernungen, 


Dei Berechnung des Abtragd für die umliegenden 
Hrte dient der Öffentlich aushängende Ertra , Pofts Tarif 
zur ‚Leitung. Iſt diefer unvollſtaͤndig, weil die Entfernuns 
gen der Oerter über zwei Meilen, wohin Feine Poften 


gehen, nicht durch Vermeſſung, oder durch Verfügungen - 


des General Poft: Amts beſtimmt find, fo müffen, in Hins 
ficht derjenigen Drte, wegen welcher ‚folched noch night 
gefchehen, die Poft- Behörden mit den Dres» Polizei» Des s 
Hörden und dem Landrathe des Kreifed in Communication 
treten, folchergeftaft dig Entfernungen jener Derter ermits 
tein, und hiernach wegen Ergänzung des — 
die noͤthigen Antraͤge machen. 
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16. 


Lohnfuhrzettel follen zu jederzelt ausgegeben werden, 
Mißbrauch diefer Erleichterung Seitens der Fuhrleute. 


Die Ausgabe der Lopnfuhrzettel darf nicht auf die 
gewöhnlichen Amtsftunden befchränft werden. Die Löfung 
der Zettel muß zum Beften der Könige. Kaffe und des 
Publikums zu allen Zeiten, unweigerlich eben fo ftatt fins 
den koͤnnen, ald dem, Publikum geftattet iſt, Extra⸗-Po⸗ 
fien und Eftafetten zu jeder Zeit zu beftellen. Es ift nicht 
anzunehmen, daß Lohnfuhrfente eines Orts gefliffentlich 
um die Poftbeamten zu beläftigen, und ihnen den: Dienft 
zu erfehweren, des Nachts den Poftfchein Begehren wer⸗ 
ben, wenn fie ihn bei Tage hätten loͤſen koͤnnen. Ges 
ſchieht dies dennoch, fo find die gehörig befcheinigten, ‘ 
ſpeziellen Fälle sur weitern DBeranlaffung anzuzeigen, i 


17. 
Verfahren bei Eontraventiong: Fällen. 

Bei entdeckten Contraventionen iſt nach ber Vor: 
ſchrift des $.9. des Circulare vom 10. Februar d. J. zu 
verfahren. Inſonderheit muß jede Beſchlagnahme des 
Fuhrwerks vermieden werden, wenn der Contravenient 
ſich irgend als anſaͤſſig legitimiren kann. Die angebrachs 
ten Denunciationen find gehörig zu pruͤfen, und diejeni— 
‚gen, welche nach den ergangenen Verordnungen unbegrüns 
det find, zurüczumeifen. Beruhigt fich der Denuncant 
hierbei nicht, fo kann der Fall zwar dem General, Pofts 
Amte vorgetragen, inmittelft aber muß der Einforderung 
der Strafe Anftand gegeben werden. 


Die als begründet erfcheinende Denumnciation ift dem 
Eontravenienten vorzuhalten, feine Erflärung, worin dad 
Wefentliche, nämfich 

die gefchehene Derfonen- Beförderung gegen Lohn, der 
Beſtimmungsort der Fuhre nebft der Meilenzahl, und 
bie nicht erfolgte Löfung des Poftfcheing, 
vorfommen muß, ohne viele Worte zu Protokoll zu neh⸗ 
men, und wenn .er erhebliche Erinnerungen macht, mit 
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der Niederſchreibung derſelben zu verfahren, jedoch auch 
ſofort auf deren Erweis zu dringen. Die gewoͤhnlichſten 
Einreden ſind die der unentgeltlich geleiſteten Fuhre, oder 
daß dieſelbe nicht als eine Perſonen⸗Fuhre, ſondern als 
Waaren⸗Fuhre zu erachten ſei. Jener Einwand verdient 
nur Beruͤckſichtigung, wenn der Contravenient nicht Lohn⸗ 
Fuhrmann iſt, und er iſt am leichteſten durch die Verneh⸗ 
mung des Reiſenden, die unter der Eroͤffnung, daß die 
Ausſage noͤthigen Falls vor ‚Gericht..befchworen werden 
muͤſſe, zu bewirken iſt, zu beſeitigen. Ob hingegen der 
Waaren⸗Transport hei einer Lohnfuhre die Hauptſache 
ausmache, muß wo moͤglich gleich durch Beſichtigung des 
Wagens ausgemittelt, und der Befund zu Protocoll ver⸗ 
zeichnet werden. Ueberhaupt iſt das Sachverhaͤltniß bei 
Perſonen Fuhren, die auf ihrer Fahrt angehalten wer⸗ 
den, auf der Stelle kurz, aber vollſtaͤndig zu ermitteln, 
und die Verhandlungen find ſodann ohne Beitvertuft an 
bad General: Poft> Amt einzureichen. 


x 18. 

Portopflichtigkeit in Sontraventioht, Gaden, Br 
Die Einfendung der GStrafgelder zur Poſt⸗Straf⸗ 
Kaffe gefchieht portofrei. Das Franfo: Geld, fü wie dad 
Porto für die der Poft- Behörde zukommende Straf- Vers 
fuͤgung muß von den Contravenienten eingezogen werden. 
Eine Ausnahme findet nur dann fiatt, wenn der Contra⸗ 
‚ venient bei feiner Vernehmung die gefegliche Strafe ohne 
Vorbehalt fogleih bezahlt. In dem Falle fol er Feine 
weitere Koften tragen, fondern die Einfendung des Geldes 

gefchieht unter der Rubrik „Poſt⸗Sache.“ 
Dem Poſt-Amte in N. N. pird aufgegeben, fich 
nach diefen Beflimmungen genau zu achten, und auch 
datanf zu wachen, daß ein gleiches von den untergeord- 
neten Boftwärter ⸗Aemtern gefchieht. Zu diefen Zwecken 
erfolgen Exemplare hierbei. 
Den Controll⸗Beamten iſt von dem gegenwaͤrti⸗ 
gen Circulare ebenfalls Mittheilung zu machen, und es 
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‚find dieſelben aufzufordern, ihr -Dienfiverfahren danach 
einzurichten. j : 
Grankfurt a. M. den 21. Auguft 1824. 
Der ‚General : Poftmeifter. 
En Nagler⸗ 





* 39. 

Publikandum der⸗Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, bie 
Befreiung der aderbautreibenden Landleute und Staͤdte⸗ 
bewohner von der Abgabe an bie Poft+Kaffe für Leis 
ftung gelegentlicher Miethsfuhren betreffend. 


— 


- Mit Bezug auf die Allerhoͤchſte Verordnung, ˖ vom 
20. Januar d. J. (Gefegfammlung No. 2,, pag. 16), we⸗ 
gen der einzuführenden Abgabe auf Perfonen Fuhren der 
Miethskutſcher über = Meilen hinaus, und der Bekannt⸗ 
machung des Könige. General: Poft» Amts zu Berlin, vom 
15. April d. J. (Amtsblatt, Stuͤck XVIIL, pag. 146, 
No. 92.), wird fernerweit hiedurch zur Sffentlichen Kennts 
niß gebracht, wie Seitens der hohen Minifterien für Ges 
werbe und Handel, des Innern und .der Polizei und der - 
+» Binanzen, folgende Erläuterung obiger Seflfegungen ges 

nehmigt worden. 

Inder Alterhöchften Verordnung, vom 10. Januar 
e. a, find ad 2. unter der Bezeichnung: 

„Miethskutſcher und Lohnfuhrleute“ 
nur wirkliche Gewerbetreibende zu verſtehen, welche 
ihren Erwerb ausſchließlich aus der Beförderung von Pers 
fonen and Frachten entnehmen, und davon Gemerbefteuer 
entrichten, weshalb denn auch nur Fuhrleute diefer Art 
von den Perfonen=Fuhren, die fie leiften, die Abgabe von 
Einem Silbergrofchen für Pferd und Meile an die Poft 
Kaffe zu entrichten fehuldig find. 

Es ſind aber dieſe Abgabe zu entrichten nicht 
ſchuldig, diejenigen Landwirthe, ſowohl Ackerbuͤrger in 
den Staͤdten, als eigentliche Landbewohner, welche nach 
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SG. 16. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes, vom 30. Mai 1820, 
gewerbeſteuerfrei bleiben, wenn fie mis ihrem Wirth⸗ 
Shaftsgefpann gelegentlih auch Frahtfuhren 
leiften, und es foll die Benennung: Srachtfuhren: fo wie - 
ed bisher wegen der Entrichtung der Gemwerbefteuer ſtatt 
gefunden bat, auch diejenigen, nicht eigentlich zur Fort: 
Schaffung von Waaren und Gütern beftimmten uhren, - 
mit umfaffen, zu welchen gelegentlich folche Ackerwir⸗ 
she ihr Angefpann zu beugen pflegen, theild um bei Bes 
förderung von Waaren und ländlichen Erzengniffen Pers 
fonen zufällig mitzunehmen, — welches aurh fchon $. 6. 
der Bekanntmachung ded Deren General- Poftmeifters, vom 
15.Xpril d. 9. geftattet, theild um Individuen der untes 
ren Volksklaſſen, welche fich der gewöhnlichen oder Ertras 
oft nie bedienen, der Pofteinnahme daher auch feinen 
. Eintrag thun fönnen, zu befördern ;.— theild um zu eis 
ner Zeit, mo fie ihres Angefpannes zur, Ackerbeftellung 
nicht bedürfen, daffelbe zu einer kleinern Reiſe, ſelbſt wenn 
fR über zwei Meilen hinaus fein follte, zu vermiethen, 
wo denn folches Gefpann dem eigenen des Reiſenden gleich 
zu achten if. 

Hierin darf aber fein Grund gefucht werden, dem 
eigentlichen Zweck der Allerhoͤchſten Verordnung, vom 10. 
Januar c. a, zu nahe zu treten, und, fo wie bei Der 
pflichtung folcher Ackerwirthe zur Gewerdeſteuer, muß der 
Begriff des Gelegentlichen aufs Garauefte auch hier⸗ 
bei im Auge behalten mwerden,, wenn die vorkommende 
Suhrenleiftung nicht für eine Gontravestion gelten, und 
durch die Strafe des Gefeßes, vom 26. 6. Mai 1820, des 
troffen werden fol. 

Dppeln, den 29. Juli 1824. 

* Könige, Regierung. Zweite Abtheilung. 
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F. 


Staats:-Schuldenwefen. 


40. 
Ueber die Behandlung der. Verwaltungs: Anfprüche an 
. das Preußifche Gouvernement aus ber Zeit der ehema⸗ 
en Fremdherrſchaft in den neu und wiedererober⸗ 
ten Provinzen. 





a, 

Ans den, von mehreren Regierungen erflatteten, Des 
richten ergiebt es fih, daß. ein zufälliger Umftand, in die 
Anwendung der durch die allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 
4. Februar v. J. ertheilten geſetzlichen Vorſchrift, wonach 
hinſichtlich aller aus der Verwaltungszeit vor der dieſſei⸗ 
tigen Landes⸗-Occupation in den neu und wiedereroberten 
Provinzen vorfimmenden Anfprühe an die Verwaltung 
ein gerichtliched Verfahren nicht ſtatt finden fol, — Zwei⸗ 
fel gebracht hat. 

In der eben gedachten Königl, Kabinetdordre wird 
nämlich auf eine frühere, an das Koͤnigl. Staatsminifter 
rium erlaffene alerhöchfte Kabinetsordre vom 30. Juli 
1822 Bezug genommen, durch welche ded Könige Maje⸗ 
ftät die Grundfige feftzuftellen geruhet haben, nach wel⸗ 
chen die DVBerwaltungsanfprüche an den Staat aus der 
Zeit vor dem Aufhören der Sremdherrfchaft in den new 
und piedereroberten Provinzen, regulirt werben follen. 
Diefe, hauptſaͤchlich zur Nichtfehnur der oberen Vers 

waltungs» Behörden ertheilte, Königl. Kabinetsordre, ift 
nicht in die Gefegfanmlung aufgenommen worden, und es 
iſt dagegen eine allahöchfte Kabinetsordre vom 30. Juli 
1822 in der Geſetzſemmlung von 1822 unter Nr. 749 
zur Publikation gekommen, welche die Feſtſetzung eines 
Praͤkluſtv⸗-Termins, vegen Anmeldung etwaniger Anfprü- 
che auf Gehaltd:, Warte-Geld⸗ und Penfions , Entfchädis 
gung zum Gegenftant hat, und mit der allerhächften Kas 
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binetsordre vom 4. Februar v. J. in gar Feiner Beziehung 
ſteht; alfo auch nicht, wie vermeint worden, in einer fols 
Ken, daß die Ausfchließung des Prozeßganges fih nur . 
auf Gegenftände der Gehalts, Wartegeld⸗ oder Penſions⸗ 
Anſpruͤche bezoͤge. 

Um allen fernern Mißverſtaͤndniſſen der Verwaltungs⸗ 
Behoͤrden vorzubeugen, hat die unterzeichnete Immediat⸗ 
Kommiffion das Erforderliche an die, bei der abgeſonder⸗ 
ten Reſtverwaltung betheiligten Regierungen und Liquidas 
tions: Kommiffionen erlaffen, und da aller Wahrfcheinlich- 
feit nach auch bei manchen Gerichts-Behoͤrden eine unrichtige 
Anficht durch ein gleiches Mißverſtaͤndniß veranlaßt wer⸗ 
den dürfte, — (wie denn auch. neuerlich die Regierung 
zu Trier einen folchen Zweifel vorgetragen bat, welcher 
in einen noch vor dem dortigen Landgericht eingeleiteten 
Prozeß, des Gutsbeſitzers N. N. wider den Fiskus aufge 
ſtellt worden) fo beehrt fich die unterzeichnete Immediat⸗ 
Kommiffion Ein Könige. Hochlöbliches Juſtizminiſterium 
um gefällige Belehrung der Gerichts = Behörden der Rheins 
provinzen, der dieffeitigen Landestheile des ehemaligen 
Großherzogthums Berg und Königreichd Weftphalen, fo 
wie des Großherzogthums Warfchau, und um geneigte 
Nachricht von dem Verfügten, ganz ergebenft zu erfuchen, 

Berlin, den 14.Februar 1824. 

Ammediat » Kommiffion für die  abgefonderte BB 
. DBerwaltung. 
von Ladenberg. 


| Ein singe ae Zuftig 
iniſterium 
b. 


Auf den Bericht des Staatswiniſteriums vom 27. 
April c, . 
betreffend die Behandlung der Verwaltungsans 
ſpruͤche an das Preußifche Gouvernement, aus der 
Zeit der ehemaligen Fremdherrfchaft, in den nen 
und wieder eroberten Provinzen, 
nehme Ich Feinen Anftand, zuoörderft die in Vorſchlag ge⸗ 


we 
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brachten — Grundſaͤtze zur Regulirung dieſes 
Schuldenweſens, dahin zu genehmigen, daß 

Leine Verpflichtung des allgemeinen Preußiſchen Staats 
fonds aus den, von den vorigen Gouvernements eins 
gegangenen, Verbindlichkeiten unftreitig in ſoweit vors 
handen, als es ſich mit dem allgemeinen Beſten vers 
trägt und demgemäß die hoͤchſte. Staatögewalt folche 
anerkannt hat, weiterhin aber, nämlich als abfolut nach 
den urfprünglichen Berhältniffen betrachtet, ſtaats⸗ und 
völferrechtlich fo beftritten erfcheint, daß fie, wo nicht 
an und für fich ‘der richterlichen Kognition unbehörig, 

doch wohl geeignet ift, derfelben entzogen und zum ads 
miniftrativen Verfahren verwiefen zu werden; 

I, im adminiftrativen Verfahren Modififationen, welche 
die Maffe der Anfprüche befchränfen, möglich und noth⸗ 
wendig find, und die Anwendung der Grundfäße der 
franzöfifchen Sriedensfchlüffe dabei, zwar nicht als eine 
an ſich rechtöbegründete Analogie, wohl Aber aus dem, 
auf die Hoffnung der Ausführbarkeit gegründeten, Bes 
ſchluß der Staatsgewalt, ftatt finden fann; i 

UI. in den ehemals franzöfifchen Provinzen außerdem, 
was gegen Frankreich und den franzöfifchen Averfionals 
Fonds liquidirt worden ift, aus der Periode Bis zum 
1. Januar 1814 an Verwaltungs, Paffiv ‚ Neften, nichts 
weiter zu bewilligen und zu vergüten iſt; 

TV. in den ehemals Bergfchen und Königl. Weftphälifchen 
Landestheifen, der Liquidation, bei dem jeßigen Gous 
vernement, in demfelben Umfang und derfelben Kathes 
gorie, fatt gegeben werden fol, wie folche gegen Frank⸗ 
reich in den ehemals franzöfifchen Provinzen durch den 
Parifer Frieden begründet worden. ift. 

In Abfiht der Ausführung vorfiehender Grunds 
fäße, wit Ich nach dem Nortrag ded Staats, Minifte 
riums noch folgendes näher beſtimmen und erflären: 
3) Die Adminiftrationsfchulden, von denen bier die 

Rede iſt, bilden den Gegenfag von den verbrieften, 
zur Staatsſchuld förmlich verzeichneten (verzinsli« 
eben oder unverzindlichen) Landesfchulden, von wel⸗ 
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then nur die Zinfen einer jeden Periode in die Klaſſe 
der Vertaltungsfchulden eben diefer Periode fallen. 

2) Die Liquidität diefer Adminiſtrationsſchulden iſt in 
der Regel nach demjenigen DVerwaltungsgrundfägen 
und Regeln zu beurtheilen, , welche zur Zeit ihrer 
Entftehung, oder wenn fie fich geändert hätten, un⸗ 
mittelbar vor der diesfeitigen Landes »Deccupation ge 
golten baden, in fofern folche nicht als offenbar ums, 


gerecht, durch die von Mir erlaffenen Beflimmunz . 


gen, aufgehoben worden find. 

. 3) Bei den ehemaligen Weftphälifchen Vrovinzen ' ift 
von der gegenwärtigen Negulirung auszunehmen, 

alles, was als eigentliche Centralfchuld des ganzen 

vormaligen Königreich8 anzufehen ift, worüber jetzt 
unter den fämmtlichen theilnehmenden Mächten be 
fonders verhandelt wird. 3 

4) Als faktifch begründete Grenzzeitpunkte der Perioden 
der ehemaligen Fremdherrfchaft, werden nach den 


nähern Anträgen, des Schag :Minifteriums, hierdurch “ 


feſtgeſtellt: 


a) fuͤr die Laͤndertheile des vormaligen Koͤnigreichs 


Weſtphalen, mit Ausſchluß der Stadt Magdeburg, 

der 1. Rovember 18133; 

b) für die Stadt Magdeburg, der 1. Mai 18145 

c) für das Fuͤrſtenthum Erfurt und bie Grafſchaft 
Blankenhayn, der 1. November 18135. 

d) für das vormalige Großherzogtum Berg, ber 
11. November 1813; 

e) für den durch den Friebensfhluß vom 20. No⸗ 
vember 1815 von Frankreich erworbenen, früher 
. hin zum Fuͤrſtenthum Saarbruͤck gehörend gemwe- 
ferren Theil ded vormaligen Mofel: Departements 
nah dem Befig: Ergreifungss Patente vom 27. 
November 1815, der 1.Dezember 1815; 

5) Zur Tilgung der anzuerfennenden Anfprüche aus der 
vorigen Negierungszeit, werden vorerft die Einnahs 
men aus derfelben Zeit und die Zufchüffe beftimmt, 
welche den desfallſigen Neftenfonds befonders übers 


— 
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toiefen werden. Es ift daher auch zuſammen zu ſtel⸗ 
len, und zu den gedachten Fonds zu erfiatten, was 
an Einnahme: Neften ans jenen Perioden im allge . 
meine Preußifhe Staatsfonds gefloffen und ihnen 
verblieben, jedoch mit Ausnahme der Kriegedverwens 


dungen, bei welchen es ohne Weitered um fo, mehr 


> fein Bewenden behalten muß, als die vorgeftindenen 


- 


BHeftlände und Einnahme: Quellen der neu und fies 
derertvorbenen, vom Joche der Fremöherrfchaft bes 
freieten deurfchen Länder ihre nächfte und dringendfte 


Beſtimmung in denfelden fanden, und die älteren 


Provinzen in der Kraftanftrengung dermaßen vors 
angegangen waren, daß ohne die höchfte Ungerech⸗ 
tigkeit gegen: dieſe, eine Reklamation jener Verwen⸗ 
dungen aus allgemeinen Staatefonds zu Provinzials 
Zwecken, nicht gefchehen könnte, 


6) Gleichfalls hat es bei dem fein Bewenden, was aus 


den Neft- Einnahmen bereitd an Ruͤckſtandsſchulden 


. einzeln getilgt worden. 
7) Sernerhin follen aber aus den Beftänden der Re⸗ 


fienfonds, Staatsfcehuldfcheine angefauft und die, das 
von eingehenden Zinfen zur Mafle gefchlagen werden. 
Alle weitere Zahlungen find ohne Zinsberechnung in 
diefen Papieren, nach deren Nominalwerth zu leiften; 
die darin nicht zahlbaren Summen werden nur nach 
einem, auf. denjenigen Courswerth, den, die Staates 
ſchuldſcheine am Tage der Feftfegung der Forderung 
haben, zu gründenden Neduftionsverhältniffe, baar 


gezahlt. 


8) Das ganze Liquidationdgefchäft ift für jegt noch oh⸗ 


ne allgemeined Aufgebot. der Gläubiger und ohne 
Öffentliche Feftfegung eines Praͤkluſiv-Termins durch 
zwei Kommiffionen, unter Auffiche und Leitung des 

Schasminifteriums, zu bearbeiten, und zwar 
a) für die Ländertheile, welche zum ehemaligen Groß⸗ 
herzogthum Berg gehört haben, durch eine in 

Düffeldorf niederzufegende Kommiſſton; 
b) für die zum ehemaligen Königreich Weftphalen 
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"gehörig — Provinzen, durch eine beſondere 
Kommiffion in Magdeburg. 

5) Diefe Kommiffionen follen aus drei Mitgliedern der 
Regierung befiehen, , worunter ein Juſtitiarius unter. 
der Direction resp. des Negierungs = Präfidiums zu 
‘ Düffeldorf, und des. Ober -Präfidinms zu Magdeburg. 


‚ 16) Mit diefen Liquidationd- Kommiffionen ift eine be= 
fondere fehiedsrichterfiche Kommiſſion für die ftreitigen 
Säle, in Verbindung zu fegen, an welche alles das 
zur Entfcheidung zu vermweifen ift, was jene Kommiſ⸗ 
ſionen nicht feſtſetzungsfaͤhig erachten. 

Ich genehmige, daß die Entſcheidung dieſer ſtrei⸗ 
tigen Faͤlle der hier ſchon beſtehenden ſchiedsrichter⸗ 
lichen Kommiſſion für die Privat» Reklamationen ges 
gen Frankreich übertragen, und die derfelben für ihs 
ven gegenwärtigen Wirkungskreis ertheilte nftrufs 
tion in angemeflener Art auf die in Rede flehenden 
Gegenftände ausgedehnt werde. Don den Entfcheis 
dungen diefer fchiedörichterfichen Kommiffion foll hier⸗ 

‚ nächft eben fo wenig, ald bei den franzöfifchen Rekla⸗ 
mationen, ein weiterer Nefurs flatt finden Fönnem, 
fondern es vielmehr dabei fein unabänderliches Des 

i wenden behalten. 

11) Die beiden Liquidations⸗Kommiſſionen konſtituiren 
die Activmaſſe in der Art, daß ſie 

a) von allen betreffenden Regierungen die Beſtaͤnde 

— der Reſtenfonds einziehen, 

b) von denſelben Nachweiſungen der Reſt⸗Altiv⸗Aus ⸗ 
fände erhalten, nnd 

©) diefe mictelft möglich ſchnell zu befolgender Re⸗ 
quifitionen an die Behörden einziehen, 

d) über flreitige Nefte nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen entfcheiden. oder berichten, 

e) inerigible bis zum Betrage von zoo Rthl. influs 
five niederfchlagen, 

f) die überwiefenen Zufchäffe in Empfang. nehmen, 

g) den Ankauf der Staatsſchuldſcheine aus den Bes 
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Ständen und fälligen Zinskoupons — in der Re⸗ 

gel durch die Seehandlung — prompt beforgen. 

12) Die, Liquidations = Kommiffionen haben die ange⸗ 
meldeten Forderungen gehörig zu prüfen, und 
a) die ihnen unbegründet fcheinenden zu befonderen 

Etatd zu bringen, und folche monatlich oder nach 
den Umftänden in Fürzeren Terminen, mit allen 
Verhandlungen und Belägen, an die fehiedsrich» 
terlihe Kommiffion einzufenden. Wird nur ein 
Theil des Liquidats befiritten, das Ganze unters 
liegt aber einer nicht zu trennenden Benrtheilung, 
fo ift dad Ganze zur fehiedsrichterlichen Entfcheis 
dung zu bringen. 

b) Was nicht beftritten oder durch die Schiedsrich⸗ 
ter⸗Kommiſſion nicht verworfen worden, wird zu 
den Haupt: Neflamationd- Etatd gebracht, die in 
eben folchen verhältnißmäßigen Zeiträumen mit 
Verhandlungen und Belägen dem Schagminiftes 
rium zur Beftätigung und Zahfungsanweifung eins 
zureichen find. „Die Etatd müffen mit einer kurs 
zen Nelation und einem Öntachten der Liquidas - 
tions⸗Kommiſſion für jeden der einzelnen Liquidas 
tionsfaͤlle begleitet fein. 

. 23) Die Zahlungen müflen nach erfolgter Seftfegung 

ohne Aufenthalt bewirft werden. 

14) Im Verlauf der Liquidationd= Verhandlungen, muͤſ⸗ 
fen die Ueberſichten des Aktiv- und Paffiv-Zuftandes 
der Neftenfonds möglichft und baldigft vervollſtaͤndigt 
werden, und fobald fich mit Gewißheit überfehen fäßt, 
dag — und tie weit. etwa die Paſſivmaſſe die Ak⸗ 
tiomaffe uͤberſteigt, ift die vorbehaltene Frage: 

ob, und wie weit der Mehrbetrag ded Passivi der 
ganzen Monarchie, ald eine allgemeine Staats: 
ſchuld, oder nur den. betreffenden Landestheilen 
als Provinziallaft aufzulegen fei? 

von dem Staatöminifterium in fernere Berathung 

zu ziehen, worüber Sch demmächft befondern gutacht- 

lichen Bericht erwarte, 

».- 15) 
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15) Da Pafjiv: Zinfens Hefte aus den oben zu 4 feflges 
fiellten Perioden als Verwaltungsfchulden auf gleiche 
Meife behandelt werden, und die aus jener Zeit her⸗ 
rährenden Zinfens Forderungen in den new und mies 
dereroberten Provinzen den Neften= Fonds zumachfen 
muͤſſen: fo beftimme ch hierdurch, daß. die Liquidg« 
tion und Abwickelung folcher Aktiv» und Daffiv Zins 
fen= NRückftände wieder unter die Leitung des Schatz⸗ 
Minifteriumsd geftellt werden fol. Die Verwaltung | 
und Berichtigung des Zinfen » Neft: Wefens in. den 
neu, und mwiedereroberten Provinzen aus fpäterer. Zeit, 
fo wie aller Aktiv: und Paffiv: Zinfen Nückftände 
aus jener Periode, in den alten Provinzen, verbleibt 
dagegen der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, 
welche von dieſer Beſtimmung durch. Meine heutige 
Drdre in Kenntniß gefegt worden if. 
Potsdam, den 30. Juli 1822. 
Sriedrich Wilhelm, 


An 
das Staats- Minifterinm. 
c. 
Verfügung. 

Abſchrift dieſes Schreibens und der darin angefüßes 
ten allerhöchften Kabinetsordre vom 30. Juli 1822 wird 
den betreffenden Gerichts> Behörden zur Nachricht und 
Achtung mitgetheilt. 

Berlin, den 8.März 1824. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
v. Rirgeifen. 





41. 
Publikandum der Koͤnigl. Immediat⸗Kommiſſion, die 
Erhebung der ausgelooſeten, mit Praͤmienſcheinen 
verbundenen Staatsſchuldſcheinen betreffend. 


—— 


- Nach der Beſtimmung der Bekanntmachung vom 24 
Annalen Heft III. 1824. Ddd 
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Augüſt 1820 und dem Inhalt der Prämienfcheine ſollen 
die mit den legteren verbundenen ‚Staatöfchuldfcheine bei 
der Erhebung der Prämien vorgezeigt, und auf die höhes 
ren Prämien nebſt ‘den Taufenden Koupons zurück geſtellt 
werden. Da aber in Folge der von der Königl. Haupt⸗ 
verwaltung der Gtaatöjchulden angeordneten Verlodoſung 
‘ son Staatsfchuldfeheinen, mehrere diefer mit den. Präs 
mienfcheinen. verbundene ‚Staatsfchuldfcheine zur Erhebung 
kommen möchten, ſo tft die Veranftaltung getroffen wor⸗ 
den, daß dergleichen bei der: Verloofung ‚gezogene, mit 
Praͤmienſcheinen verbundene Staatsſchuldſcheine, gleich den 
übrigen, bei der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe realifirt 
werden. Dieſe wird alsdann die gefchehere Zahlung des 
Betrags ded Staatsſchuldenſcheins auf dem Dazu gehöris 
gen Prämienfcheine noriren, und im Fälle legterer fpäter- 
bin bei der Prämienziehung herauskoͤmmt, wird damit 
eben fo verfahren werden, . ald wenn der Stadtsfchuld- 
ſchein daran noch befindlich wäre, und bei einem höheren 
Gewinn, wo fonft der Staatsfchuldfchein „hätte eingeliefert 
werden müffen, wird Alddann der Betrag deſſelben mit 
hundert Thalern fammt den Zinfen feit dem Tage des 
Anfangs der betreffenden Prämienziehung bis zum Tage 
der Auszahlung der Prämie, zu 4 Procent dem Inhaber 
von der. ihm gebührenden Prämie abgezogen werden.. 
Berlin, den 1. Dftober 1824. 
König. Immediatkommiſſion zur Vertheilung von Prämien 
auf Staatöfchuldfcheine, 
Rother. Kayſer. Wollny. Krauſe. 


42. | 
Publifandum der Könige. Regierung zu Breslau, den 
Verkauf der. /provinziellen Staatsfehulden- Papiere 
betreffend. 


— — 


Obgleich die Allerhoͤchſte Verordnung vom 2. No⸗ 
vember 1822, wegen Regulirung des provinziellen Staats⸗ 
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Schulden: Wefend, durch die Geſetz⸗ Sammlung für das 
Sahr 1822 Seite 229 zur Öffentlichen Kenntniß gebracht 
“worden, fo haben doch einige in Beziehung auf den Vers 
fauf der provinziellen Staatd » Schulden = Papiere vorge⸗ 
fommene Fälle ergeben, daß jene Verordnung mehreren 
Inhabern von diefen. Papieren unbekannt geblieben ift. 

Im Auftrage der Könige. Haupt: Verwaltung. der 
"Staats, Schulen d- d. Berlin, den 8. Auguft 1824, 
bringen wir daher für den hiefigen Negierungs- Bezirk 
hiermit zur allgemeinen Kenntniß: daß der $. 13 der Als 
lerhoͤchſten Verordnung vom 2.November ı822 die oben⸗ 
gedachte hohe Behörde ermächtigt und verpflichtet, die pro⸗ 
vinziellen Staats » Schulden = Papiere unter: dem Nenn 
werthe durch Ankauf zu tilgen, und daß wir der erhaltes 
nen Anweifung gemäß, die verfaufslufigen Beſitzer folcher 
Kapitalien hierdurch auffordern, mit ihren Verkaufs > Ans 
trägen fi) an ung zu wenden, und und dem gemäß 

1) den Prozent-Satz des zu fiellenden Kaufpreiſes mit 
Beſtimmtheit anzugeben, und 
2) die betreffende Dbligation mit den, das Eigentgunsic, 

befcheinigenden Documenten 

zur weitern DBeranlaffung einzureichen. 
Breslau, den 7. September 1824. 
Königl. Preuß. Regierung. 


43. 
Circular-Refeript des Könige. Juſtiz-Miniſteriums an 
fämmtliche Königl, Fuftize Behörden, den Verkauf von 
= Rapriejngen über provinzielle Staatsſchulden 
betreffend. 


Auf den Antrag der Koͤnigl. Haupt-Verwaltung 
der Staatd- Schulden werden ſoͤmmtliche Gerichts » Behörs 
den hierdurch angemwiefen‘, in den Fällen, in welchen von 
ihnen der Verkauf von Verbriefungen über provinzielle 

Staatsſchulden, die auf namhafte Glaͤubiger ausgeſtellt 
Dvd 2 
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find, und für welche weder ein Boͤrſenverkehr noch ein 
‚allgemeiner Courdfag vorhanden, verfügt wird, der ge= 
dachten Könige. Haupt: Verwaltung — unter deren un— 
mittelbaren Leitung die im $. 13. der Allerhöchften Ra= 
binets⸗Ordre vom 2.November 1822 angeordnete Tik- 
gung der provinziellen Staatsfchulden bemwirft wird, von 
dieſem Verkauf unter fpeziellee Bezeichnung der Obligatios 
nen und der Negierumgen, bei welchen die Kapitalien etats— 
mäßig find, zeitig in Kenntniß zu feßen, damit diefelbe ein 
angemeffened Meiftgebot für den provinziellen Staats— 
Schulden⸗Tilgungs-Fonds veranfaffen koͤnne. 
Berlin, den 12. April 1824. 
Der Zufliz- Minifter. 
v. Kircheiſen. 





44. 
Publikandum der Koͤnigl. Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
ſchulden, die kuͤnftige Depoſition der unerhoben geblie⸗ 
benen Summen von ausgeloſeten, ehemals Saͤchſiſchen, 
jetzt Preußiſchen Staatspapieren betreffend. 


— — 


Die zeitherige Einrichtung bei der Depoſition uner⸗ 
hoben gebliebener Kapitals- und Zinsbetraͤge von ausge⸗ 
loſten Centralſteuerobligationen, auch Kammer: und Steuer⸗ 
Creditkaſſenſcheine, in ſo weit letztere von der Koͤnigl. 
Preuß. Regierung zu vertreten ſind, iſt in Folge hoͤherer 
Beſtimmung dahin abgeaͤndert worden, daß die unerhoben 
gebliebenen Summen von gedachten ausgeloſten Scheinen 
kuͤnftig nicht mehr, wie bisher, bei dem Koͤnigl. Preuß. 
Dberlandess Gericht zu Naumburg, fondern bei der Königl. 
Staatsfchuldentilgungss Kaffe zu Berlin deponirt, auch die 
aus frühern Verloſungen noch vorhandenen und gegens 
wärtig im Depofitum genannten Koͤnigl. Oberlandes, Ges 
richts befindlichen Kapitals» und Zings Beträge von da 
weggezogen, und ebenfalls an die gedachte Staatöfchuldens 
tügungs= Kaffe abgeliefert, die Zahlungen auf ausgeloſte 
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Scheine vorermähnter Art aber, zur Erleichterung für die 
Scheins-Inhaber, bei der Dauptinftitutens und Commus 
nalzRaffe zu Merfeburg, gegen Abgabe der Scheine und 
der dazu gehörigen Talons und Coupons, fofort bei dem 
Anmelden und ohne Koften in Preußifchem Courant mit 
dem courdmäßigen Agio auf das Conventiondgeld, jedorh 
ohne Depofitals Zinfen, geleiftet werden follen. 

Indem nun diefe veränderte Einrichtung hierdurch 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, und die Inhaber 
folcher ausgeloften Central» Steuerobligationen, auch Kam⸗ 
mer s und Steuer, Credit Kaffenfcheine, von denen die uns 
erhoben gebliebenen Kapitals- und Zins» Beträge entiveder 
bereitd deponirt worden oder Fünftig deponirt werden müfs 
fen, aufgefordert werden, fich wegen Nealifirung diefer 
Scheine jedesmal an die vorgenannte Hauptinftituten- und 
Kommunal: Kaffe zu wenden, werden diefelben zugleich 
nochmals darauf aufmerkſam gemacht, daß. die beflimmte 
Frift zu Einlöfung ausgelofter Scheine, mit dem jedesmas 
ligen Eintritt der Leipziger DOfter » und Michaelmeffe den 
Anfang nimmt, und auch mach abgelaufener Meßzahl⸗ 
woche noch ſechs Wochen fortdauert, und dieſe Friſt um 
ſo genauer inne zu halten iſt, als außerdem die Depoſition 
der unerhoben gebliebenen Summen erfolgt, und in die⸗ 
ſem Falle die betreffenden Scheins-Inhaber es ſich ſelbſt 
zuzuſchreiben haben, wenn ſie durch den Verluſt der Zin⸗ 
fen von den zu ſpaͤt erhobenen Kapitals⸗Summen im 
Nachteil Fommen. 

Uebrigens kann fid die zahlende Hauptinftituten- und 
Communal: Kaffe weder mit Zufendung des Geldes, noch 
mit einem diesfälfigen Schriftwechfel befaffen, und die 
Scheins= Inhaber Haben fich daher wegen der Erhebung 
des Geldes perfsnlich zu melden oder Jemand zu beauftragen. 

Berlin, am 20. Auguſt 1824. 

Im Anftrage der Königl. Preuß. Hauptverwaltung 
der Staatöfchulden. 

ne ul Preuß. Negierungs » Chefpräfident, 

von ı Shöndere, 
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45+ 
Publifandum der König. Regierung zu Düffeldorf, bie 
Ruͤckzahlung der Kapitalien- aus der Bergifchen Zwang 
Anleihe vom Jahre 1814 betreffend. 





In Gemäßheit der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordres vom 
20. November 1820, vom 14. Januar und vom 9. April 
d. J. ſoll zur Tilgung der im Jahre 1814 von dem das 
maligen General: Gouvernement des Herzogthums Berg 
ausgefchriebenen Zwangs ‚Anleihe von ı Million Francs, 
eine Summe von 500,000 Francd verwendet werden. Der 
Allerhoͤchſten Beſtimmung gemäß foll diefer von der Cen⸗ 
sral» Neften: Kaffe zu leiftende Beitrag durch die Rechnung 
des Betriebs» Fonds des provinziellen Staatsfchulden = Wes 
ſens gehen, und diefer Fonds ſtatt der durch ihm zu be= 
friedigenden Gläubiger des Zwangs-Darlehns ‚ an dem 
allgemeinen Tilgungs: Fonds Theil nehmen. 

Die Könige. Haupts Verwaltung der Staatöfchulden 
iſt zwar bemüht geweſen, jeden Gläubiger, nach dem Vers 
hältniffe feiner Kapital» Forderung zu der zu vertheilenden 
Summe hieran Theil nehmen, oder eine Verloofung auf 
Höhe der Letzteren eintreten zu laſſen; in Erwägung der 
‚bei beiden Modalitäten eintretenden mannichfachen : Hinz 
derniffe und Weitläufigfeiten ift aber hiervon abgeftanden, 
and von gedächter Rönigl. Haupt» Verwaltung bei nähes 
rer Erörterung dieſes Gegenftandes befchloffen worden: 

1) fämmtlihe Kapitalien bis einfchließlich 150 Thaler 
aus dem abzulegenden Quantum vorab vol zurück 
zahlen, hiervon zur Vermeidung einer Stüc: Zinfens 
Rechnung, bei der Geringfügigfeit der einzelnen Ob 
jefte, die Zinfen nur bis zum 1. Juli d. J. baar 
berichtigen, und 

a) ben, nach Abzug der Kapitalien bis einſchließlich 
150 Thaler von dem Dispofitiond: Quantum noch 
übrig bleibenden Betrag dergeffalt auf die Kapitas 
lien über 150 Thaler vertheilen zu laffen, daß die 
unberichtige bleibenden Kapitalbeträge jedesmal eine 
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(auf volle Hundert ausgehende); „runde: Summe: aus⸗ 

machen. . 

Diefem Befchluffe gemäß find zivei Machweiſungen 
angefertigt, welchen zufolge: 

I, an Kapitalien bis einſchließlich 150 Thaler vorhanden 
ſind und getilgt werden 39,373 —— LH, 

“DM; auf die Kapitalien über 
150 Thl.,ad 194,086 Thl. 

10 Sgr. ı Pfen. abgelegt 

werden 89,586 — 10 — 1— 

zuſammen alfo 128,959 Thl.21 Sgr.⸗Pf. 

Da die Zahlung diefes Betrags fuͤr Rechnung des 

Betriebs⸗Fonds der provinziellen Staatsſchulden geſchieht, 
ſo iſt es erforderlich, daß 

.ı) bei den ganz zurüchzujahfenden Rapitalien bis ein⸗ 
ſchließlich 150 Thaler die Ceſſion der Spezial⸗-Obli⸗ 
gation an die. Staats⸗-Schulden⸗Tilgungs⸗-Kaſſe als 
Verwalterin des gedachten Betriebs-⸗Fonds, Seitens 
der Glaͤubiger mit Cedirung der Zinſen vom 1. Juli 
d. J. ab, erfolge, und derfelben eine beſondere Quit⸗ 
tung ertheilt, dagegen. 

2). bei. den zu acquirirenden Kapitals» Anfeihen über 
150 Thaler, eine gerichtliche Ceffion Seitens des 
Glaͤubigers beigebracht, der. Ceſſion eine beglaubigte 

Abſchrift der, Spezial; Dbligation ‚beigelegt, und diefe 
zu einer felbfiffändigen Partial⸗ Obligation, in Hoͤhe 
der zu ordinirenden Summe erhoben, die Abzweigung 
aber auf dem zuruͤckzugebenden Original⸗Dokumente 
‚vermerkt werde. 

Die Beibringung u Get on durch einen Notas 
riats⸗Akt iſt indeſſen für” jeden einzelnen Gläubiger zum 
Theile mit Anserhälmißmäßigen Koften verknüpft, und ed 
ifi Daher von’ der Koͤnigl. Haupt⸗ Verwaltung der Staatd- 
Schulden .befchloffen worden:  ,„. 

den Glaͤubigern von „Kapitals Forderungen über 150 

Thaler ihre vollftändige Befriedigung -in der Art ans 

zubieten, daß der nach Abzug der auf fie gefallenen 
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baaren Rate noch verbleibende Kapitals⸗Reſt durch 
Staats-Schuldſcheine dergeſtalt abgetragen werde, 
daß der mehrgedachte Betrieböfonds dann ganz und 
gar in die Stelle der gegenwärtigen Gläubiger tritt, 
und diefe fonach durch jenen völlig abgefunden werben. 
Hei dem . gegenwärtigen hohen Kurſe der Staates 
Schuldfcheine einer Seitd, und der Unvermeidlichkeit der 
Unkoften, welche die Ceffion jedem einzelnen Gläubiger 
verurfacht, auf der andern Seite, Läßt fih wohl erwars 
ten, daß die Mehrzahl der Gläubiger diefed Erbieten gern 
annehmen werde, und ift ed alsdann binlänglich, wenn 
die Eeffion auf die auszuhändigende Epezial: Obligation 
gefegt, und der Staatd- Schulden: Tilgungs= Kaffe außers 
dem noch eine befondere Quittung ertheilt wird, wogegen 
Diejenigen Bemweisftücke, durch welche der gegenwärtige Ins 
baber der Kapital, Forderung fich Iegitimirt, der Spezials 
Obligation vollftändig beigefügt werden müffen. 
Indem twir diefe Befimmungen zur Öffentliche Kunde 
bringen, bemerken wir dabei noch Folgendes: 

a) die Rückzahlung der Kapitalien wird mit dem 1. 
September d. J. bei unferer Haupt-Kaſſe für die 
Gläubiger heginnen, welche außerhalb unfered Nes 
gierungd= Departements wohnen; dagegen werden für 
diejenigen innerhalb deffelben die zur Zahlung defes 
girten Kaffen näher bezeichnet werden; 

b) damit die Muittungen vorfchriftsmäßig ausgeſtellt 
und die vorgefchriebenen Formen gehörig befolgt wer⸗ 
den, find diefelben vorher und vor dem Anmelden 
bei der: betreffenden Kaffe den refp. Landräthen vor 
zulegen, welche fie mit der Formel: „gefehen und ges 
nehmigt“ zu verfeben hal ; 

€) die Gläubiger über 150 Thaler muͤſſen während des 
Monats Auguft den Landräthen des Kreifed anzeis 
gen, ob fie zur Vermeidung der mit der Stuͤckzah⸗ 

- Jung verbundenen Formalitäten und Koften, es vor⸗ 
ziehen, das ganze Kapital, theild in Gelde, theils in 
binnen zwei Monaten auszuhändigenden Gtaatds 
Schu :Scheinen nebſt Zins: Coupons vom 1. Juli 
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d. J. ab, anzunehmen; woruͤber alsdann die Herrn: 
Landräthe Ende dieſes Monats zu berichten haben. 
Auszüge aus der Nachweifung find den Heren Lands 
räthen mitgetheilt, iboraus die in Gelde und in Staats⸗ 
papieren zahlbaren Beträge hervorgehen. 
Mebrigend liegen beide Nachweifungen in unferer 
Regiſtratur zur Einficht der Glänbiger offen, 
Duͤſſeldorf, den 6. Auguſt 1824. 
Koͤnigl. Regierung. 





46. 
Publikandum ber Koͤnigl. Immediat-Kommiſſion für 
die abgeſonderte Reſtverwaltung, die Einfuͤhrung der 
ſchiedsrichterlichen Inſtanz bei dem wegen der Anſpruͤ⸗ 
che an die Verwaltung des vormaligen Herzogthums 
Warſchau eingeleiteten Liquidationsverfahren be⸗ 
treffend. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben durch Allerhoͤchſte Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 13. Juli d. I. feſtzuſetzen geruhet, daß 
auch in Bezug auf die Entſcheidungen der, für die Be⸗ 
handlung der Anfprüche aus der Verwaltung des vor⸗ 
maligen Herzogtums Warſchau in Bromberg angeordnes 
ten Liquidationd» Kommiffton, die definitiven Verwerfungen 
auf eingelegten Rekurs, durch die fofort in die Nechts- 
kraft uͤbergehenden Entſchebungen der, für die Weftiphäs 
liſch⸗Bergiſchen Fiquidationer bereits niedergefegten ſchieds⸗ 
richterfichen Kommifjion außgefprochen werden folfen. 

Indem diefe Alterhöcte Beſtimmung zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird, werden in Folge derfelben alfe 
biejenigen, welche Anfpriide an den Herzoglich Warfchauer 
Neftenfonds bei der Ligudationd-Kommiffion zu Broms 
berg rechtzeitig angemeldt haben, und bei den Verwer⸗ 
fungs-Dekreten der getnchten Behörde ſich nicht beruhi⸗ 
gen zu koͤnnen glauben, hierdurch aufgefordert, den Re—⸗ 
kurs gegen das DVerwefungssDefret binnen einer Friſt 
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von Zehn Tagen nach erfolgter Inſinuation des De— 
krets, oder, fofern dieſelbe ſchon früher erfolgt fein ſollte, 
binnen gleicher Frift feit diefer Öffentlichen Bekanntmachung 
bei der gedachten -Liquidationg » Kommiffion einzulegen, wel 
‚che angemwiefen ift,- das Nefurs , Gefuch mit den ſaͤmmtlich 
dort vorliegenden Liquidations- Verhandlungen an Das Koͤ⸗ 
nigl. Minifterium des Innern und die unterzeichnete Im⸗ 
mediat- Kommiffion zur weitern entweder. reformatorifchen 
Entſcheidung oder DVorlegung bei der fchiedsrichterlichen 
Kommiffion einzufenden. — 

Die nach Verlauf der zehntaͤgigen Friſt bei der Pi: 
quidationd sKommiffton eingehenden Nefurögefuche, muͤſſen 
unbeachtet bleiben. 

Berlin, den 17. Auguſt 1324. 

Immediat⸗Kommiſſton für die abgefonderte Reſt⸗ 
! Derwaltung. re 
Wol fart. 


OR — 
Publikandum der Koͤnigl. Kommiſſion zu Danzig,die 
Regulirung des Schuldenweſens des vormaligen 
Danziger Freiſtaats betreffend. 


—— br Du 


Es folk nunmehr in Gemäßheit der Allerhoͤchſten 85: 
pigl. Kabinetd>Drdre vom 24. April d. J., (Geſetzſamm⸗ 
lung No. 860.) betreffend die Grundſaͤtze, nach welchen 
das Schuldenweſen des vormaligen Freiſtaats und der 
Commune von Danzig regulirt werden ſoll, mit Kapita⸗ 
-Jifirung der feit dem 1. Juli 1810 ruͤckſtaͤndigen verſpro⸗ 
ebenen Zinſen, fo wie mit der Verifikation aller auf foͤrm⸗ 
Jiche Schuldverſchreibungen berahenden, imgleichen aller 
übrigen bei und angemeldeten, und von uns angenomme⸗ 
nen Forderungen, vorgegangen werden. Wir fordern das 
her, im Auftrage der Königl. Haupts Verwaltung Der 
Staats» Schulden, ſaͤmmtliche Inhaber: 
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a) von Danziger Stabt- Obligationen aus der freiftädts 
fchen Zeit von ı807 bis 1814, imigleichen. 

b) von fogenarinten ablöslichen alten Kämmereiz und 
‚Hülfsgelder - Obligationen, in fofern deren Verzin⸗ 
fung fchon früher vom Preufifchen Staate über: 
nommen worden, und aus diefen Obligationen noch 
Zinfen aus der gedachten freiftädtfchen: Zeit rückftän- 
dig find, fo mie 

fänmtliche übrigen Gläubiger, welche ſich mit ih⸗ 
ren Anſpruͤchen an den Freiſtaat oder die Com⸗ 
mune von Danzig aus der erwaͤhnten freiſtaͤdt⸗ 
ſchen Zeit bei uns gemeldet haben, und mit die⸗ 
fen Anſpruͤchen von und nicht zuruͤckgewieſen find; 
hiermit auf, die vorhandenen Beweisſtuͤcke über 
ihre Forderungen fpäteftens bis zum 31. Ok⸗ 
tober diefes Jahres bei uns einzugeben, 
“und zwar: ‘ ’ 


I. die oben unter dem Buchfiaben a. erwähnten Stadt: 
Obligationen mit ven dazu gehörigen Zind- Coupons 
welche jedoch nur allein bei den Stadt-Obligationen 

des Fonds von 6, 8 und Pa vorhanden fi fi nd, 
imgleichen 

II. die unter dem Buchftaben b. bezeichneten alten Räu 
mereis und Hülfägelder , Obligationen, 9 


III. alle bei uns notirten Sinterimd Scheine und Kaffens 

Dopittungen, mit Ausfhluß der Quittungen: 

a) über Kopf: und Mierhsfteuer, 

b) über Geldfeiftungen zur Berichtigung der Fleiſch⸗ Lie⸗ 
ferungen, welche nicht am 1. October und 1. Novem⸗ 
ber 1812 ausgeſtellt ſind, 

c) uͤber die Geld⸗Erhebungen laut Ordnungs⸗ Schluß 
vom 20. Mai 1811, und endlich 

d) über die Geld⸗Erhebungen laut, Ordnungs⸗ Schluß 
vom 9. Juni 1813, 

(dieſe hier ausgenommenen Quittungen tonnen 
nicht zur Verguͤtung gelangen, weil ſie uͤber Geld⸗ 
Leiſtungen lauten, welche nach den Beſchluͤſſen der 
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vormaligen freiftädtfchen Negierung als Abgabe 
erhoben worden find,) 

IV. ale in ihren Händen befindliche Kaffen » Anweifun= 
gen und fonflige von den vormaligen freifiädtfchen Be⸗ 
hörden ertheilten Befcheinigungen über Forderungen 
aus Lieferungen und Leiftungen alfer Art, in fofern diefe 
Sorderungen bei uns ſchon früher zur Notirung ange⸗ 
meldet worden find. . 

Damit aber bei diefem fo verwickelt als mweitläuftis 
gen Gefchäfte die nothiwendige Ordnung erhalten werde, 
wird Folgendes beflimint: 

1. Es find. diefe hier vorftehend bezeichneten. Papiere 
nach den, unter den vorftiehenden Nummern von I. bis 
IV, bezeichneten Gattungen befonders zu beften, mit lau⸗ 
fenden Nummern zu verfehen, und von jeder Gattung 
derfelben beſonders 2 gleichlautende Nachweifungen an uns 
einzugeben. — 

2. Forderungen aus gleichartigen Papieren ſind in 
dieſen Nachweiſungen unter beſonderen Abtheilungen zu— 
ſammen zu ſtellen. 

3. Außer der genauen Bezeichnung der Papiere und 

ihres Betrages, der, wenn derfelbe darin in Danziger 

Geld ausgedrückt, zugleich in Preußifchem Silbergelde, den 

Preußiſchen Thaler zu 4331. Danziger gerechnet, anzu⸗ 

geben ift, müffen die Nachweifungen die Angabe des Wohn⸗ 

arts und Charafters, fo wie den Vor⸗ und Gefchlechtss 

Namen des Einfenderd deutlich ausgedrückt enthalten. 

4. Die unterzeichnete Kommiffion kann fih auf Ein, 
fendungen durch die Poſt wegen der daraus zu beforgen, 
den Gefahr und entfpringenden mweitläuftigen Correfpons 
denz nicht einlaffen, vielmehr find die betreffenden Papiere 
von auswärtigen Inhabern entweder felbft oder durch 
hiezu beauftragte Perfonen in unfer Bürean. einzuliefern. 
5. Dem, Einlieferer wird das Duplikat der Noch» 
weifung von den eingelieferten Papieren, mit einer Emz 
pfangs = Befcheinigung verſehen, zu feiner Legitimatiyn zus 
ruͤck gegeben werden. 

6. Die Kommiffion wird fih mit Prüfung der Les 
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gitimation des gegenwärtigen Inhabers der produzierten 
Stadt, Obligationen nicht befchäftigen, indem fie diefen 
"Dokumenten den Vermerk wegen der zu :capitalifirenden 
Zinfen ohne Beziehung auf den urfprüngfichen oder nach: 
folgenden Inhaber beifügen wird. Es Bleibt alſo die 
Sache eines jeden Acquirenten folcher Dofumente, fich von 
der Legitimation feines Vorbeſitzers zu überzeugen. 

7. Dagegen ift ed überall, wo Anerfenntniffe über 
underbriefte Forderungen auf einen andern, ald den ur- 
ſpruͤnglichen aus dem Schulden: Tablean’s erhellenden In⸗ 
Haber derfelben ausgefertiget werden follen, nothwendig, 
daß fich der jegige Inhaber der Forderungen entweder 
durch ein Endosso oder durch befondere Ceſſions-Urkun—⸗ 
den, oder, falls ihm die Forderung durch Erbrecht zuges 
fallen, durch ein Atteſt des die Erbfchaft regulirenden Ge- 
richte, als der rechtmäßige Inhaber gegen uns ausmeife, 
und ed werden daher fänmtliche im diefer Beziehung ins 
tereffirende Perfonen aufgefordert, dad Nöthige wegen ih⸗ 
rer ‚Legitimation bei Zeiten zu beforgen, damit es hiers 
nächft bei Einfendung der. Papiere daran nicht fehle. Wir 
bemerfen hierbei ausdrücklich, | 

8. daß es bei denjenigen, über unverbriefte Forde⸗ 
rungen ausgeſtellten Befcheinigungen (Interimsſcheine, 
Kaffen» Unweifungen ꝛc.) welche durch bloße Endosso’s 
aus Hand in Dand gegangen find, nur der Legitimation 
des gegenwärtigen Inhaber durch das letzte Endosso bes 
darf, daß wir aber auf eine Prüfnng der Nichtigkeit dies _ 
fe8 Endosso’s uns nicht einlaffen können, und daher in 
der Negel den letzten Indoſſator, ohne weitere Vertretung, 
als den rechtmäßigen Inhaber der präfentirten Befcheis 
nigung anfehen, und auf deffen Namen das anderweitige 
Anerkenntniß ausfertigen werden. Eben fo wird in der 
Regel 
"9. die Aushaͤndigung dieſer Anerkenntniſſe, imglei⸗ 
chen die Ruͤckgabe der verifizirten Obligationen an jeden 
Praͤſentanten der ad 5. erwaͤhnten Empfangsbeſcheinigun⸗ 
gen gegen bloße Ruͤckgabe derſelben, jedoch gegen Quit— 
sung des Präfentanten. ohne Weiteres und insbefondere 
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ohne Production” einer etwanigen Vollmacht und ohne 
Prüfung des Umftandes, wie er zum, Befig der gedachten 
Empfangsbefcheinigung gefommen, erfolgen. 

10. Schließlich fügen wir die Warnung bei, die zur 
Einfieferung der fraglichen Dokumente gefegte Frift nicht 
zu verfänmen, indem die Beftimmung eined Präflufios 
Termins, mit deffen Eintritte alle vorher nicht eingegans 
gene Dofumente unfehlbar als erfofchen und werthlos zu 
betrachten, bald zu erwarten ſteht. Endlich werden Auch 


no) 
11. diejenigen Gläubiger uiverbriefter bei und no⸗ 
tirter Forderungen, welche darüber gar feine der vorer- 
wähnten Dokumente in Händen haben, wie dies insbes 
fondere mit den Forderungen an ruͤckſtaͤndigen Zinfen aus 
den Kalfreuthfchen Obligationen der Sal ift, hierdurch vers 
pflichtet, die Ausfertigung der Anerkenntniſſe über ge 
dachte Forderungen bis zu dem oben gefeßten Termine, - 
den 31. Dftober d. J., fehriftlich bei uns nachzufuchen, . 
widrigenfaͤlls fie die nemliche Behandlung, wie die Gläus 
biger, welche die Einreichung ihrer Dofumente in der ges 
fegten Friſt unterlaffen follten, zu erwarten haben werden, 
Danzig, den 21. Juli 1824. 
‚Die zur Regulirung des Schuldenwefens des vormaligen 
Danziger Freiſtaats ernannte Koͤnigl. Kommiſſion. 
Ewert. Flottwell. 


IV. 
NRational-Induſtrie., 


48 . 

Publikandum der Koͤnigl. General⸗-Kommiſſion zu Por 
fen, das Verfahren” bei gürlichen Auseinanderfegungen 
zwifchen den Gutsherrn und ihren bäuerlichen 
Wirthen betreffend. 


Der Abſchnitt 4. im 1. Zitel des Geſetzes vom 8. 


\ 
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April 1823 enthält Feſtſetzungen, welche die Kreis: Vers 

mittelungss Behörden bei Auseinanderfegungen zwifchen den 

Gutsherrn und ihren bäuerlichen Wirthen, im Wege der 

gütlichen Einigung, in materieller Hinfiche zu Beobachten 

haben. 

Ueber. die Förmlichfeit ihres Verfahrens aber ‚hat das 

hohe Minifterium des Innern folgende Beftimmungen ges 
nehmigt: 


$. 

Die Kreis: Blue: Behoͤrden duͤrfen ſich we⸗ 
der auf Vermeſſungen, Bonitirungen und kunſtgemaͤße Des 
rechnungen oder meitläuftige Eroͤrkerungen eintaffen, fie 
möffen vielmehr ſich ſummariſch von den gegenfeitigen Ders 
pflihtängen des Gutsheren und Bauern und den zu dem 
Dauerhofe gehörigen Nealitäten und deren Befchaffenheit 
durch den Augenfchein in Kenntniß fegen, - and darnach 
‚ vermöge eined allgemeinen Weberfchlages die Entfchädts 
gungen an Geld, Getreide, Inventarium "oder Land, oder 
mehrere oder alle Abfindungsmittel zufammen vorſchlagen, 
die Erinnerungen dagegen von beiden Seiten prüfen, wenn 
fie gegründet find, mach diefen die Vorfchläge abändern, 
wenn. fie ungegründet find, die Partheien darüber belehren, 
Gegenvorſchlaͤge hören, ihre Anwendbarkeit oder Unanwends 
barkeit mit den Intereſſenten berathen, und überhaupt als 
les anwenden, wodurch unpartheiifche, umfichtige und ger 
achtete Inſaſſen der Kreife auf die Gemüther der Bethei⸗ 
ligten zur Erreichung des Zwecks wirken -Fönnen. 

iz $. 2. j 

Gelingt dies nicht, ſo wird über den Hergang ber 
Sache ein Protofoll aufgenommen, und der Parthei, wel 
che den Antrag gemacht hat, ein Zeugniß ertheilt, daß 
der DVerfuch zum Vergleich ſtatt gefunden oder fruchtlos 
— iſt. 

$. 


3. 

Die Antraͤge werden von den Partheien bei den vor⸗ 
ſitzenden Mitgliedern der Kreis-Vermittelungs-Behoͤrden 
muͤndlich oder ſchriftlich angebracht. 

Bei denſelben verſammeln ſich ſaͤmmtliche Mitglieder 
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monatlich wenigſtens zwei Mol, und verabreden. die anzu⸗ 
fegenden Lokal: Termine. 


8. 4 er ‚ 
Erfcheint ein oder beide Theile in diefem Termine 
nicht, fo wird angenommen, daß der Nichterfchienene fich 
nicht vergleichen wolle, und dem Provofanten das Atteſt 
F. 2. ertheilt. ı 


8. 5. 

Die Vorladungen, deren richtige Inſinuation zu dem 
Akten befcheiniget werden muß, gefchehen fehriftlih. In 
denfelben ift die Verwarunus $. 4. aufzunehmen. 

. 6. . 

Die Termine müffen fpäteftend 8 Tage nach gemachs 
tem Antrage angefegt, und Fönnen nicht länger als auf 
14 Tage, vom Tage der Vorladung an gerechnet, ausge⸗ 
ſetzt werden. 


9. 7. 

Mit dem Atteſte der Kreis-Vermittelungs-Behoͤrde 
F. 2. meldet fich der Provofant unmittelbar bei der Ges 
neral-Kommiffion. Daſſelbe fteht auch dem Provofaten 
zu, in welchem Falle er aber gleichfalld ein Zeugniß über 
den mißlungenen Vermittelungs⸗ Verſuch extrahiren und 
beilegen muß. 

Dies wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht: 

Poſen, den 28. Suli 1824. 

Könige, General: Kommiffion. 


49. 

Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an die 

Schleſiſche GeneralsLandfchafts-Direction zu Breslau, 
die Amortifation verlorner Pfandbriefe betreffend. 

Auf den Bericht der Schlefifchen General: Lands 


fchafts » Direction vom 7. Juli d. J. betreffend: 
die 
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die beim Aufgebot verlorner Pfandbriefe Behufs deren 

Amortifation zu beobachtenden Förmlichkeiten, 
wird Derfelben das Schreiben des Herrn Yuftiz» Minifters 
vom 27. v. M. über diefen Gegenftand hierbei (Anlage a.) 
abfchriftlich mitgetheilt, und hr dabei bemerklich gemacht, 
dag Ihre Beforgniß für die bereitd abgemachten Fälle nicht 
motiviret zu fein feheint, weil nicht anzunehmen iff, dag 
gegen die bereits in Nechts- Kraft übergegangenen Erkennt: 
niſſe eine Nullitaͤts-Klage werde fubftantiirt werden koͤnnen. 
Pro fururo wird aber der General» Landfchafts » Direction 


unbenommen bleiben, bei dem Oberlandes-Gerichte dahin 


anzutragen, daß die Inſertion nicht allein in den Intels 
ligenzblättern, fondern auch in der Zeitung erfolge. 

Berlin, den 10. September 1824. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
‚Köhler. 
a, 

Die Befchwerde, welche der von Ew. Ercelfenz mits 
telſt des geehrteften Schreibens vom 7. d. Mid. mir ges 
faͤlligſt uͤberſandte, nebſt feinen Beilagen zurückgehende 
Bericht der Schleſiſchen General⸗VLandſchafts-Direction 
enthaͤlt, kann ich nicht fuͤr gegruͤndet halten. Durch die 
gehörig publicirte, alſo auch die Landſchaft verbindende 
Verordnung vom 3. Mai 1804 iſt, wie deren Eingang 
beweiſet, die Vereinfachung und Abkuͤrzung des gerichtli⸗ 
chen Verfahrens beim Aufgebot verlorner Pfandbriefe ber 
zwecft worden. Als ein dazu führendes Mittel war uns 
ter andern im $.2. bei Edictal; Eitationen ganz allgemein 
die Subftitution der Fntelligenzs Blätter fiatt der inländis 
fhen Zeitungen vorgefchrieben. Der $.59. des Anhan— 
ges zur allgemeinen Gerichtd- Ordnung hat diefe Dispos 
fition und zwar dergeftalt aufgenommen, daß auch im 
den, im $. 2. der Verordnung vom 3. Mdi 1804 am 
Schluſſe aufgefuͤhrten Faͤllen, in welchen die Gerichts⸗ 
Ordnung die Einruͤckung der Edictal-Citation in die Zei— 
tungen und nicht in die Intelligenzblaͤtter vorſchreibt, die 
Einruͤckung in die letzteren für hinreichend, aber auch zus 
gleich für nothiwendig zu erachten fei. Bei diefer auf 

Annalen Heſt III. 1824. Eee 
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affe Arten der öffentlichen Vorladung ſich beziehenden Vor⸗ 
ſchrift hat es der Wiederholung derſelben bei den, die ges 
dachten ſpeziellen Faͤlle betreffenden Beſtimmungen und na⸗ 
mentlich bei dem $. 127. Tit.sn Th. L. der Gerichts⸗ 
Ordnung nicht bedurft. BEL a 
Das Dbers Landes »Gericht- zu Breslau verlangt alſo 
mit Necht, daß’ die von der General: Landfchäfts- Dirertion 
erlaffene Edictal⸗Citation derjenigen, welche an einen ver— 
foren gegangenen Pfandbrief Anfprüche zu haben ver⸗ 
meinen, auch durch Einrückung in die Intelligenzblaͤtter 
einer benachbarten Königl. Provinz befannt gemacht wer⸗ 
de, indem durch die Einrücfung in die Intelligenzblaͤtter, 
die Inſertion in die Zeitungen, nicht aber umgekehrt 
durch die Einrücfung in die Zeitungen die Aufnahme im 


. die Intelligenzblätter Äberflüffig geitacht wird. 


Auf eine Declaration des Gefeges ſcheint es mir 
daher nicht anzufommen, aber ich finde auch Feine hin- 
reichende DBeranlaffung, auf eine Abänderung defielben ans 
zutragen, da die gefeßlich vorgefchriebene Bekanntmachung 
foicher Edictal, Eitationen ‚wohl hinreichend if, um ſie zur 
Kenntniß der etwanigen Intereſſenten zu bringen, und 
was insbefondere dad Ausland betrifft, für Perſonen, die 
ſich dort aufhalten, durch die Einrliefung in eine auswaͤr⸗ 
tige Zeitung geforgt ift, auch durch die‘ Einruͤckung "in 
eine inländifche Zeitung für: felbige nicht vielmehr gewon⸗ 
nen werden miürde. ze 1207 

Ew. Excellenz ſtelle ich ganz ergebenft anheim, hier⸗ 
nach die General⸗-Landſchafts-Direetion zu beſcheiden. 

Berlin, den 27. Auguſt 1824: - — i 
4 vo. Kircheiſen. 
des Koͤnigl. Geheimen Staats- Miniſters 

und Miniſter des Innern und der 


Polizei 


5 . 
Herrn von Schuckmann 
Ercellenz- 


— — 
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ge 
Publifandum der Pommerſch⸗ Sonomif Gefeicgafe 
über ‚die Vorzüge und die Mittel zur Verbreitung des 
durch den ıc. v. Schwerz vervollkommneten 
Brabanter — > 


Die großen Vorzuͤge des genannten Pfluges und die 
Erfahrung, daß die Einfuͤhrung fremder Ackerwerkzeuge 
auf anderm Wege faſt immer mißlinge, bewogen mich, 
vor anderthalb Jahren einen gefchicten ‚Schmidt und 
Pfluͤger auf das, mit einer. Ackerwerkzeug⸗ Fabrit verbun⸗ 
dene Lehr-Inſtitut zu Hohenheim in Wuͤrtemberg zu fen- 
den, um bort, an der Quelle, die vollkommene Anfertis 
gung und die richtige Dandhabung jenes Pfluges und ans 
derer ausgezeichneter Acker⸗Inſtrumente fo gründlich. zu 
erlernen, daß er demnaͤchſt hier Unterricht darin geben 
fönnte. 

Der Erfolz diefes, mit bedeutenden Koſten und Auf⸗ 
opferungen meiner Seits verknuͤpften Unternehmens war 
gluͤcklich. Am 12. Juli v. J. legte der, kurz vorher von 
Hohenheim zuruͤckgekehrte Schmidt, mit dem erſten, hier 
eiligſt ſelbſt verfertigten Pfluge vor der General-Verſamm⸗ 
lung der Pommerſch/-oͤkonomiſchen Geſellſchaft ein Probe⸗ 
pfluͤgen Bi welches alle Anwefenden von feinen einleuch⸗ 
tenden Vorzuͤgen uͤberzeugte. Dieſe beſtehen hauptſaͤchlich 
darin: 

1. daß er in jeder Art der Anwendung, bei, viel ges 
tingerer Anftrengung des Zug - Viehes,. bedeutend mehr 
und beffer arbeitet, als der landuͤbliche Pflug. In⸗ 
dem ich ſeit dem Herbſt v. J. meine Guͤter aus— 
ſchließlich mit jenen Pfluͤgen und mit dem Ertirpag 
tor bearbeiten ließ, habe ich praktiſch die Ueberzeu⸗ 
gung erlangt, daß allgemeine Einführung,, derſelben 
nicht allein die Kultur ſehr erhoͤhen, ſondern auch 
das Spann-Vieh —- mithin die Arbeirskofien — 
um ein Viertheil vermindern wire. ‚iR daß febr; 

Ere 
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tonhrfcheinlich im leichten. Boden ein. Pferd — viel- 
leicht ein Starker Ochſe — diefen Pflug werde ziehen 
und fehr gute Arbeit damit leiften koͤnnen; 

2. daß er unter der Pflug» Fahre eine viel ebnere Fläs 
che binterläßt, ald der Näder- Pflug und der Has 
fen; was denn fir den gleichmäßigen Feuchtigkeits⸗ 
Zuftand der Acer» Krume von großem Nugen iſt; 

3. daß beim Umbrechen alter Dreefche, wenn man zwei 
Pfluͤge Hintereinander in einer Fahre gehen Iäft, der 
vorderfie die Dreefch-Narbe, fo dünn man will, abs 
fhälet und umfehret, der folgende aber gleich looſe 
Erde in beliebiger Tiefe darüber wirſt. Ein gleiches 
Derfahren beim Rajohlpfluͤgen bringt die untere Erds 
fhichte, biß gegen zwei Fuß Tiefe, nach oben. Diefe 
einleuchtend vortheilhaften Operationen kann Fein 
anderer Pflug bemwirfen; 

4. daß er beim Querwenden, wie in jeber andern 
Plug: Art, uͤberall beliebig und gleich tief eingreift, 
die Erde vollfommen ummendet, und fie eben fo zer 
bröcelt wie der Hafen, wobei aber die Nude, — 
wodurch bei’ diefer Arbeit die Zug, Thiere fo fehr 
vor dem Raͤderpfluge befäftige und ermuͤdet werden, 
— gar nicht flatt finden; 

5. daß er, bei fehr einfacher, fiherer Stellung und 
feichter Führung, einen feften Gang hat, eine ganz 
reine, gleichwohl bröckliche Furche macht, niemals 
Erde in die offene Furche zuruͤckfallen läßt, und — 
vermoͤge feiner dauerhaften Konftruftion — um vie⸗ 
les Tänger hält, als der landuͤbliche Pflug, wodurch 
feine etwas hoͤhern Anfchaffungsfoften doppelt übers 
toogen werden, 

Um die Verbreitung dieſes Pfluges rc. zu erleichtern, 
bin ich bereit, durch meinen, auf eine Neihe von Jahren 
mir engagirten Schmidt ıc. andere, qualificirte Schmiede, 
Stellmacher und Hofmeifter, auf den Wunfch ihrer Guts⸗ 
derren, in Anfertigung und gefchickter Führung des bes 
fagten Pfluges, des Ertirpatord, des Kultivators und ans 
derer vorzüglicher Ackerwerkzeuge, in Güdenhagen ausler⸗ 
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nen zu laffen. Auf Entſchaͤdigung wegen der, mir das 
durch entfiehenden Verfäumniß leiſte ich gern Verzicht, 
will auch — auf Verlangen — dafür forgen, daß — da 
ich feine eigene Haushaltung, fondern die Geſinde⸗Spei⸗ 
fung bei dem dortigen Brennerei» Pächter verdungen habe 
— derſelbe folche Lehrlinge an dem GefindesTifhe für 
‚2 6r. Cour. pro Tag beföflige. Meinem Werkmeifter aber 
babe ich fiir die Auslernung jebed andern Schmiedes ein 
Douceur von 5 Rthl., und jeded Stellmachers oder Pflü- 
gers von 3 Nthl. zugefichert. 

Für Landwirthe, welchen Dispofition Aber einen 
Schmidt und Stellmacher fehlt, und die es vorziehen, fich 
einen oder mehrere fertige Pflüge zu kaufen, will ich fel- 
bige in meiner Werkſtaͤtte, unter folgenden Bedingungen, 
vollſtaͤndig anfertigen laſſen: 

a. Fuͤr jeden Pflug (mit Oelfarbe-Anſtrich) werden 
achtzehn Mehl. bezahlt, und zwar 6 Rthlr. Franco 
bei der Beftellung und 12 Rthlr. bet der Abholung. 
Daß ich ihn nicht wohlfeiler liefern kann, hat feinen 
Grund in dem Uebereinfommen, welches ich mit meis 
nem Werfmeifter treffen mußte, um ihn für diefen 
gemeinnügigen Plan zu verpflichten. Ausdruͤcklich 
aber mache ich hierdurch darauf aufmerkfam, daß — 
ver das Holz Material nicht rechnet, den Delfarbes 
Anſtrich wegläßt und einen biffigen Schmidt hat — 
fich diefe Pflüge um vieles wohlfeiler, ja vielleicht 
unter 10 Rthlr. würde anfchaffen Eönnen. In Dos 
henheim foll er 30 Rthlr. gelten, 

b.. Die Abholung aus Güdenhagen iſt Sache ded Bes 
fiellerd. Sie muß jedoch mit deffen eigenen, für den 
Pflug beftimmten "Pferden und durch einen umfichs 
tigen, Ienkfamen Knecht gefchehen, der bei feinen Ka⸗ 
meraden Gewicht hat. Derſelbe muß ſich mehrere 
Tage in Güdenhagen aufhalten, um unter Anleitung 

des dortigen Meifterd hinlängliche Uebung in richtis 

N ger Führung des Pfluges zu erlangen, damit dad 
Schickſal dieſes unfchägbaren Ackerwerkzeuges nicht 
abhaͤngig werde von der Unbeholfenheit vorurtheild⸗ 
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voller Knechte, die ſtets gegen das Neue eingenom⸗ 
men ſind. Dieſe Bedingung glaube ich der Ehre 
des Pfluges, dem wichtigen Zwecke feiner Verbrei⸗ 
tung: und ſelbſt dem Intereſſe der Beſteller ſchuldig 
zu fein, . Fuͤr dieſe Ruͤckſichten übernehme ich gern 
das. Kofigeld für den Knecht und den Unterhalt der 

- Dferde während der Lehr: Tage. Die befondere Erle⸗ 
gung des Douceurs von 3 Rthl. an den Werfmeifter 
für. Anlernung des Knechtes kann ich aber nicht er- 
laſſen, weil ich Fontraftlich daran gebunden. bin, 

«.. Sobald diefer Pflug, (wovon in Baiern und Würs 
temberg wegen feiner VBorzüglichfeit viele Eremplare durch 
das Gouvernement unentgeldlich unter Grundbefiger ver⸗ 
theilt find), auf einem der beiden vorerwähnten, zur Wahl 
frei geftelften Wege, in verfchiedenen Gegenden unferer 
Provinz eingeführt fein wird, will die Direction der Pom⸗ 
merfch = Öfonomifchen Gefellfchaft das, Iandwirthfchaftliche 
Publikum davon in Kenntniß feßen, an welchen andern 
Drten der Pflug und feine Würfung in Augenfchein zu 
nehmen fei, 

Don Herzen wuͤnſche ich ‚alfen meinen fieben Ge- 
werbs⸗Genoſſen, daß fie ſich bald die, der Kürze wegen, 
bier nur zum. Theil berührten, großen DVortheile. aneignen 
fönnen, welche. die Anwendung. diefes Pfluges gewährt, 
und werde mich innig freuen, wenn ich, in erwaͤhnter Art, 
dazu beitragen kann. 

„Keuenhagen bei Cöstin, den 13. Juli 1824. 
Sn ARIsEAb der Pommerſch⸗ oͤbonomiſchen Geſellſchaft, 
der Oberßerſmeger v. en g. 
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* 51. — 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten fo 
wie. des Innern und der Polizei an fämmtliche Königl. 


Regierungen, bie Anftellung der Geiftlichen und 
Schullehrer ——— 


— 


Nah Erlaß der, Seitens des — Mi⸗ 
niſterii des Innern und der Polizei bis auf weitere Bes 
fiimmung ergangenen Circular + Verfügungen vom 23.März 
und 29. Mai d. J., in Betreff folher Anftellung von 
Geiſtlichen und Schullehrein, welche verfaffungsmäßig der 
Könige. Negierimg :fonft ohne Anfrage zufteht, hat eine 
nähere Berathung Statt gefunden, und beide unterzeich- 
nete Minifterien haben fih in Folge derfelben dahin ver 
einigt, daß, um gleichzeitig den jenen Verfügungen zum 
Grunde liegenden Zweck zu erreichen, und doch der, mit 
den einzelnen Anfragen verbundenen Beläftigung uͤberho- 
ben zu fein, anftatt der fpeziellen Anfrage für jeden eins 
zelnen Fall, aus den, bei der Könige. Regierung ſchon 
nach der allgemeinen Ordnung nothwendig befindlichen, 
Nachweifungen der Kandidaten der Theologie und des 
Schulfachs ‚diejenigen ertrahirt werden ſollen, welche feit 
Michaelis 1819, von der Univerfität abgegangen find, 
Dieſe ertrahirten Nachweifungen hat fodann die Königl. 
Megierung dem unterzeichneten Minifterio der Geiftlichen, 
Unterrichts: und Mödizinal: Angelegenheiten mit Bemer⸗ 
fung über die ihr befannt gewordene Perſoͤnlichkeit der 
Kandidaten, und von Monat zu Monat die Liften der 
- Meubinzugefommenen, in ſofern Fille diefer Art vorges 
kommen find, einzureichen, welchemnaͤchſt der Königl. Ne: 
gierung, diejenigen Individuen bezeichnet werden follen, 
bei deren Anſtellung als Geifliche oder ald Schullehrer 
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zuodrberft bei dem gedachten Minifterio angefragt, und 
deſſen Entſcheidung abgemartet werden mug, Wenn der 
Gall vorkommt, daß Kandidaten in dem Bezirk der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung angeſtellt, oder befoͤrdert werden ſollen, 
welche in einem andern Regierungs-Bezirk geprüft. wors 
den, und fich daher noch auf Feiner der von der Königl, 
Megierung eingereichten ‚Nachmweifungen‘ befunden haben, 
fo find diefelden zur nächften monatlichen Nachweiſung zu 
bringen, oder, wenn die Sache dringend, ift der Fall bes _ 
fonderd zur Kenntniß des unterzeichneten Minifterii der 
Geiftlichen, Unterrichtds und Medizinal- Angelegenheiten zu 
bringen, und in einem folchen, zur befondern Anfrage ges 
langten, Sal immer nur dann mit der Anftellung vorzus 
sehen, wenn in einem Zeitraum von drei Wochen, mit 
Ausſchluß der Zeit des gewöhnlichen Poftenlaufs, Feine 
Erinnerung dagegen gemacht worden iſt. 

Berlin, den 20. Juli 1824. 
Minifterium der Geiftlichen, Unters Miniſterium des Innern 


richts⸗ und Medizinal⸗Angele⸗ und der Polizei. 
genheiten. In des Herrn Chefs Abwe⸗ 
In Abweſenheit und im Auftrage ſenheit. 
des Herrn Chefs Excellenz. v. Kamptz. 
v. Kamptz. Nicolovius. 
52. 


Circulare des Könige. Minifteriums der Geifklichen, Uns 
terrichts⸗ und Medisinals Angelegenheiten an fänmtliche 
König, Eonfiftorien, die Prüfung der Candidaten 
der Theologie betreffend. 


-—— 


Um zu verhindern, daß ed den Candidaten des Pre 
digtamts und den Theologie» Studierenden, welche von 
einem Koͤnigl. Confiftorio auf eine Zeitlang oder für im⸗ 
mer als untüchtig haben zurückgewiefen werden muͤſſen, 
nicht, wie bereits gefchehen iſt, durch Verſchweigung Dies 
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ſes Umſtandes, gelinge, bei einem andern Conſiſtorio zur 
Pruͤfung zugelaffen zu werden, und von dieſem das ver- 
fagte Zeugniß zw erhalten, wird dem 1. wie fämmtlichen 
Eonfiftorien der Monarchie hierdurch folgendes zur Pflicht 
gemadt: 


1. Das ıc. hat Fünftig von jedem Falle einer folchen 
Zurücweifung den übrigen Provinzials Confiftorien 
fofort Mittheilung zu machen, und derſelben außer 
dem vollftändigen Namen und Geburtsort des Zu; 
rücgemwiefenen, die Bemerkung, ob ihm dag erfor 
derliche Zeugniß für immer oder nur auf eine be 
flimmte Zeit verfagt fei, fo wie eine Neberficht der 
Prüfungsrefultate in den einzelnen Fächern, nicht 
minder die etwa obwaltenden Bedenken gegen fein 
Verhalten in fittlicher Hinficht beizufügen. 


2. Es ift feiner, der auf eine beflimmte Zeit zuruͤckge⸗ 
wieſen worden, vor Ablauf derfelben zu einer neuen 
Prüfung zuzulaffen. 2 


3. Dei der wiederholten Prüfung iſt auf größere Neife 
und Tüchtigkeit in den Difeiplinen, in welchen es 
den Geprüften bei der vorhergegangenen an der nds 
thigen Kenntniß und Gefchicklichfeit gefehlt Hat, ganz 
befonders zu achten. 


4. Sind Ausſtellungen gegen die Moralität des Ges 
prüften die Urfachen des Zuräcweifens geweſen, fo 
iſt ihm das Wahlfähigfeitszeugnig, auch wenn er 
die. erforderlichen Kenntniffe zeigen follte, doch. nur 
unter der Bedingung zu ertheilen, Daß er die zuver⸗ 
laͤßigſten Zeugniffe feines Wohlverwaltens beigebracht 
hat, wobei es nicht genug if, daß. fie in allgemeinen 
und verneinenden Ausdrücen z. B. daß nichts Wis 
driges bekannt fei, abgefaßt find, fündern auf eine 
fo fpezielle Abfaffung ‚gehalten werden muß, daß fich 
aus ihnen die Wahrfcheinlichkeit - der erfolgten 
Befferung fchöpfen laͤßt. Es wird dabei immer 
zweckmäßig fein, die Anfichten des Conſiſtoriums, 
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welches jene Ausftellungen gemacht hat, vorerſt zu 
vernehmen. 
Berlin, den 19. Februar 1824. 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinat- 
Ungelegenheiten. 
y Nicolovins, 





53. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums der Geifkli- 
chen, Unterrichtss und MedizinalsAngelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, das Difeiplinar + Ber: 
fahren gegen Kirchen» und Schul-Beamte betreffend. 


Dem Minifterium werden vielfältig die gegen Kirs 
chen⸗ und Schuls Beamte im Difciplinar Verfahren ges 
führten Verhandlungen zur Entfcheivung eingefandt, ohne 
daß die Nothwendigkeit hiervon in den beficehenden gefeßs 
lichen Vorſchriften beruht, alfo zur unnügen, bis zur Uns 
ausführbarfeit endlich fich fleigernden Gefchäftsvermehrung 
des Minifterii gereicht. Um diefem Einhalt zu thun, wird 
die Könige. Negierung darauf aufmerffam gemacht, 

1) daß, wenn vorerft nur zur Zrage kommt, ob der 
Beichuldigte bis zur definitiven Entfcheidung vom 
Amte zu fuspendiren fei, bei allen denen. es Feiner 
Berichtserftattung an das Minifterium bedarf, deren 
Anftellung von der Königl. Regierung felbft ausgeht; 

2) daß wenn die Anfehuldigungen zugleich gemeine in 
den Gefegen — außer der Amtsentfeßung oder Des 
gradation — noch befonderd verpönte Vergeben in 
fich faflen, die. Entfcheidung des Ganzen den ordent⸗ 
lichen Gerichten überlaffen werden muß, und nur 
dann, wenn die Umftände fo ganz befonderd drin- 
gend und erheblich find, daß eine nur vorläufige . 
Amtsentfeßung ‚nicht ausreichend. befunden wird, fons 
dern fogleich ſchon und jedenfalls die definitive Ent- 
faffung und anderweite : Befegung der Stelle für | 
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nothwendig „erachtet. wird, — unter näherer Aus⸗ 
führung folcher Umftände, und nach vorgängiger. zu 
diefem Zwecke zu bewirkender Vernehmung des zu 
Entlaſſenden — die desfallſige Difeiplinar + Beftims 
mung auszuſprechen iſt. 

3) Die Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 12. April 1822 
(pag. 105 Geſetzſammlung) verordnet sub 1. 
daß gegen die nach F. 532. Th. II. Tit ur, des 
allgemeinen Landrechts von den geiftlichen Obern, 
resp. von den Konfiftorien. und Regierungen ans 
gedeutete Entfegung eined Pfarrers wegen begans 
gener Exzeffe in feinem ‚Amte der im 9.533. lc. 
begründete Antrag auf förmliche gerichtliche Untere 
fuhung und Entfcheidung nicht mehr Statt fins 
den fol, fondern nur ein Recurs an den Mini: 
fiee der Geiſtlichen und Unterrichts » Angelegens 
beiten. 
Die $$: 532. 533. 534. ibid. verordnen Folgendes: 
Hat ein Pfarrer in feinem Amte grobe Erceffe 
begangen, fo muͤſſen die geiftlichen Obern ihm die 
Führung feines Amtes vorläufig unterfagen, wer 
gen deffen Wahrnehmung die erforderlichen Ans 
ſtalten treffen, die nähere Unterfuchung verhängen, 
und nach dem Befunde derfelben ihm die Ents 
feßung. andeuten. 
Will ih der Pfarrer dabei nicht beruhigen, fo 
ſteht ihm frei, auf foͤrmliche gerichtliche Unterfus 
‘hung und Entfeheidung anzutragen; er muß fich 
aber dazu binnen vier Wochen nach angedeuteter 
Entſetzung melden, ’ 
Mit dieſen $$. ſteht in Beziehung auf die niedern 
5 Kirchenbepienten in Verbindung der $. 567. ibid. wel- 
cher Folgendes ‚enchält: ——— 
Vebrigens gilt von der Aufſicht der geiſtlichen Obern 
uüber fie, von ihrer Beſtrafung bei vorkommenden 
.c. Amtövergehungen, ingleichen von ihrer. Entfegung, 
0 ; Ale, was in Anfehung der, Pfarrer, verordnet iſt. 
Alle dieſe Beſtimmungen find in Abſicht des disci⸗ 
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plinariſchen Verfahrens gegen Prediger und Kirchen⸗ 
beamten, mit Einſchluß auch des zuletzt ad =. dieſer 
* Verfügung gedachten Falled, genau und dergeſtalt fers 
nerhin zu beobachten, daß nur diejenigen folcher Gas 
hen hieher zur Entfeheidung gefandt werden, wo bins 
“nen der geordneten Frift gegen die von Geiten der Kö- 
nigl. Negierung angedentete Entſetzung der Recurs an 
das Minifterium eingelegt worden; und es ift auch in 
ſolchen Sachen darnach zu verfahren, welche bereits 
dem Minifterio vorgelegt waren, und zur Ergänzung 
irgend eines andern Punktes vemittirt worden find. 
Uebrigens verfteht es fich von felbft, daß bei einer 
beabfichtigten Entfeßung eines in hoͤhern Verhaͤltniſſen 
ftehenden, und in diefer Beziehung nicht von der Koͤ⸗ 
nigl: Regierung aus eigener Berechtigung angeftellten 
Mfarrerd immer Bericht erftattet werden muß. 
Berlin, den 27. Auguſt 1824. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrihtds und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Geiftfiche» und Unterrichts Abtheilung. 
Nicolovind, ©. Kampf. 
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Publifandum der Königl. Regierung zu Danzig, bie 
Pflichten und Rechte der Civil-Prediger als Stell, 
vertreter der Militairs Prediger betreffend. 


Es iſt zw unſerer Kenntniß gefommen, daß theild 
von Civil s Geiftlichen evangelifch > Iutherifcher Confeſſion, 
welche in Garnifons« Stätten, wo fich fein Militair » Pres 
diger befindet, die Stelle deffelben zu vertreten haben, 
theils von Geiftfichen veformirter oder römifch Fatholifcher 
Confeffion, welche bei Mititair:Perfonen gleicher Confefs 
fion, die ſich an ihrem Garnifon» Drte befinden, Hands 
fungen des geiftlichen Amtes verrichten, theild von Civils 
Geiſtlichen außer den Garnifon, Orten, welche dieß bei 
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Benrlaubten, bie nicht zu der Krieges⸗Reſerve gehören, 

thun, nicht immer, was in diefem Verhältniffe verfaffungss 

mäßig ift, beobachtet, und namentlich in Hinficht der 

Stol:Gebühren bisweilen die Norm aus der Acht gelafs 

fen wird, melde das Königl. Preuß. Militair : Kirchens 

Peglement vom 28. März 1811, (Geſetzſammlung vom 

Jahr 1811 No. 14. No, 31.) darbietet. Wir ‚bringen 

daher hiedurch die betreffenden Beſtimmungen bei den 

Eivil: Geiftlihen unſers Gefchäftd-Kreifes zur Beachtung. 

und Befolgung in Erinnerung. . 

I, Sür die Civil» Geiftlichen, welche in Städten, wo eine 
Garnifon, aber fein, für diefelbe beftimmter Militairs 
Prediger fich befindet, die Stelle des Iegtern zu vers 
‚treten haben. 

A. Allgemeine Befiimmungen, 

a) In Garnifon, Städten, wo fich fein, für diefe Gar⸗ 
nifon beftimmter Militairs Prediger befindet, tritt eis 
ner der flädtifchen Prediger evangelifch = Iutherifcher 
Eonfeffion (M. Regl. I. 8.,) welcher Handlungen 
des geiftlichen Amtes zu verrichten überhaupt befugt 
if, der Hegel nach der Erfte derfelben, ald Stell 
vertreter des betreffenden Militair- Predigers ein. 
(M. Regl. V. A. No. 17. 30. Regl. 52.) . Die 
Gefchäfte dieſer Stelfvertretung unter mehrere Geift 
liche derfelden Confeffion in folcher Stadt zu vers 
theilen, ift nicht geftattet, und follte etwa bisher in 
einer folchen Garnifon =» Stadt unſers Gefchäfts- 
Kreifes diefe, zu unnöthigen Weitläuftigfeiten und 
großen Unordnungen Veranlaſſung gebende, Einrichs 
tung gegen die gefeßliche Beffimmung flatt gefunden 
haben, fo muß fie von jest ab, aufhören. 

— Handlungen ‘des geiſtlichen Amtes, welche ſolcher 
Stellvertreter als folcher verrichtet, gehören in die 
Kirchen » Bücher feiner Civil: Gemeinde ſo wenig, ald 
in die Populations=Liften diefer Art, 

B. Befondere Befimmungen. 

1) In Betreff der, bei ſolcher Garniſon vorkommenden 

Zaufen. 


788 

a) Dahin gehören die Taufen der ehelichen Kinder, 
deren Vaͤter zu der Garnifon gehören, und der uns 
ehelichen Kinder, deren Mütter in fofern zu der 
Garnifon gehören, als fie Soldaten: Töchter find, 
und fih noch in dem Haufe ihrer Eltern befinden. 
1, c. No. 13. 19.) 

b) Der Stellvertreter hat auf die Verrichtung dieſer 
Taufen und die feſtgeſetzten Taufgebuͤhren ein Recht, 
wenn in jenem Falle der Vater, in dieſem die Muts 
ter evangelifch :Iucherifcher Confeſſion if. Iſt aber 
dort der Vater, bier die Mutter reformirter, oder 
römifch-Fatholifcher Confefjion, fo darf er weder, 
wenn er zur VBerrichtung der Taufe eingeladen wird, 
diefem Gefchäfte fih entziehen, noch, wenn ein Geifts 
licher gleicher Confeffion dazu gewählt wird, wider: 
fprgehen, oder auf Gebühren Anfpruch machen. (l.c. 
No; 13. 17.) 

©) Die Taufgebühren, welche Feldwebel, Wachtmeifter, 
Unteroffiziere und gemeine Soldaten, fo wie Spiels . 
leute, Büchfenfchäfter, Büchfenmacher und Fahnen⸗ 

ſchmiede zu entrichten haben, betragen in Beziehung 

. anf den Geiftlichen 6Gr. Courant oder 7 Sgr. 6pf. 
und in Beziehung auf den Küfter 2 Gr. Courant 
oder 2 GSgr. 6pf. Don Staabs- und andern Offi⸗ 
zieren hat der Stellvertreter die Taufgebühren nach 

- der, fonft in der Provinz gültigen Stol⸗Gebůͤhren⸗ 
Taxe zu erwarten. (l. c. No. 12.) 

“ d) Der Stellvertreter if verpflichtet, -ein Verzeichniß 
der, von ihm in-diefer Qualität verrichteten Taufen, 
welches alle die, nach den beftehenden Vorfchriften 
in die Taufbücher gehörenden Punkte angiebt, zu 
halten und daſſelbe am Ende des Jahres dem Mis 
litair » Prediger, zu deffen Gemeine die Garnifon 
gehört, zur Eintragung in die Taufregifter, wie in 
die Populations:Liften, zu überfenden. (l.c. No. 18.) 

e) Attefte über die von ihm verrichteten Tanfen auszus 
ftelfen, fteht dem Stellvertreter zw, doch nur im Laufe 
des Kirchen » Jahres, in welchem diefe Dandlungen 
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berrichtet worden find. dl. c. No, 49.) Die Gr 
bühren für ſolches Atteft betragen 8 Gr, Eourant 
oder 10 Sgr. (1. c. No. 50.) 

2) In Betreff der, bei. folder Garniſon vorfommenden 
Proflamationen. 

a) In fofern die Proffamationen den; zur Garnifon” 
gehörenden Bräutigam betrifft, muß fie, ohne Unter⸗ 
fehied der Eonfeffion, in der Kirche des, die, Stelle 
des Militairs Predigerd vertretenden Civils Predigers 
verrichtet werden, das Aufgebot der Braut geht in 
‚der. Kirche * ſich, zu welcher dieſe gehoͤrt. dic 
No, 25. 

b) Ale, in Seireff der Proffamation überhaupt: erlafs 

: fene Verordnungen find von dem Stellvertreter forg- 
-fältig zu beobachten. (l. c. No. 20.) 

+ €) An Prokflamationd = Gebühren erhält derſelbe von 
dem Seldivebel bis abwärts zu dem gemeinen Sol: 
daten 6 Gr. Courant oder 7 Sgr. 6pf. In Anfehung 
der Staabs- und anderer Offiziere findet die, unter 
B. 1. c. erwähnte Beflimmung ftatt. (1, c. No, 32. 

30.) 

d) Gehört die Braut des zu proffamirenden Braͤuti⸗ 
gams aus der Garniſon zu der Gemeinde des Stell⸗ 
vertreters, als Civil-Geiſtlichen, fo erhält dieſer die 
Gebuͤhren nur einfach, wie die Proklamation nicht 

doppelt von ihm verrichtet wird. 

3) In Betreff der, bei folcher Garnifon porfommenden 

Tranungen.. 

a) Diefe verrichtet der Stellvertreter in der Regel, b. h. 
wenn nicht das Brautpaar ihn von freien Stuͤcken 
dafür honorirt, unentgeltlich. (l.c. No. 30.). 

b) Er hat dabei die, in Hinſicht der Trauung uͤber⸗ 

haupt erlaſſenen Verordnungen, wie diejenigen, wel⸗ 
che die Trauung der Militair-Perſonen insbeſondere 
betreffen, und. in dem Militair⸗-Kirchen⸗Reglement 
unter V. A. No. 21—24, 26—28. 31. zu finden 
find, zu beobachten. | 

e) Er ift nach der Analogie von IV, 8. 12. gegen das 
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Ende und. von V. A. No, 16, verpflichtet, dem bes 

treffenden Militair » Prediger zur Eintragung diefer 

Handlung in das Traubuch feiner Kirche, Anzeige 

davon zu machen. 

d) Iſt der zur Garnifon gehörende Bräutigam refors 
mirter oder römifch Fatholifcher Eonfeffion, fo darf 
der Stellvertreter weder, wenn er die Trauung zu 
verrichten erfucht wird, dieſem Gefchäfte fich entzies 
hen, noch, wenn .ein Geiftficher gleicher Eonfeffion 
dazu gewählt wird, widerfprechen. (l. c. No. 16.) 

e) Attefte, über die von ihm verrichteten Trauungen aus⸗ 
zuftellen fteht ihm nicht zu, da er weder dad Milis 
tair⸗Kirchenbuch führt, noch, wie in Betreff der Tau 
fen, ein Verzeichniß der, im Laufe des Jahres von 
ihm, als Stelivertreter, verrichteten. Trauungen, das 
die Stelle des Duplikats vertreten fünnte, (1. c. No. 
4. ©.) hält, fondern die, unter B. 3. c. im Vori⸗ 
gen angegebene Obliegenheit hat. 

4) In Betreff der, bei folder Garnifon vorkommenden 

s DBeerdigungen. 

a) Werden bei Beerdigungen Verſtorbener aus der Gar⸗ 
niſon, Leichen- oder Stand-Reden verlangt, ſo iſt 
der Stellvertreter, gleich dem Militair-Prediger (M. 
R. V. A. No. 38.) ſie zu halten verpflichtet. 

b) In Hinſicht der Gebühren bei dieſen außerordentlis 

— Faͤllen giebt es keine geſetzliche Beſtimmung. 
(I. c.) 

c) Bei Beerdigungen, wo ſolche Reden nicht vers 
langt: werden,. erhält der Stellvertreter des Miliz 
tair=Predigers fo wenig als diefer (l. c.) Gebühren. 

d) Todten=Attefte auszuftellen feht aus dem, unter 3. 
e; im Dorigen angegebenen Grunde dem Stellver⸗ 
treter nicht zu, fondern nur dem Militair- Prediger, 
welcher nach V. A, 39. des M. R. von jeglichen, 
in feiner Gemeinde vorgefallenen Todesfalle die zur 
Eintragung in die Todten»Megifter erforderliche Ans 

zeige durch die betreffenden ————— er⸗ 


‚hält, B 
5) 
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s) In — der, bet ſolcher Garniſon — 
Suͤhneverſuche und Eides-Schaͤrfungen. 
a) Der Stellvertreter iſt verpflichtet, von einem Gerichte 
zum Suͤhneverſuche bei Eheleuten aus der Garniſon 
aufgefordert, dieſem Geſchaͤfte ſich zu unterziehen, und 

zwar bei Unteroffizieren und gemeinen Soldaten uns 
entgeldlich, und von dem Erfolge dem Gerichte ſchrift⸗ 
lich Anzeige zu machen, (l. c. No, 33.), 

b) desgleichen, gerichtlich zur Eided, Schärfung bei Ders 
fonen aus der Garniſon requirirt, diefer Aufforde⸗ 
rung zu genügen. (l. c. No, 34.) j 

6) In Betreff der Confirmation der, dad dazu erforderlis 
che Alter habenden Kinder aus der Garnifon und der 
Borbereitung dazu. - “ 

a) Der Stellvertreter hat diefen Kindern, fofern fie daß 
13te Jahr zurückgelegt haben, und’ feiner Eonfeffion 
find, ein Jahr lang an zwei Tagen-in der Woche 
den erforderlichen Confirmanden , Unterricht in feiner 
Behauſung zu ertheilen und vollzieht, wenn fie tüchs 
tig befunden find, Die feierliche Einfegnung derſelben 
in der Kirche. (l. c. 8.) 

b) Die übliche Kemuneration ift er anzunehmen befugt, 
darf fih aber nicht weigern, die Kinder dürftiger 
Eltern unentgeldlich zu unterrichten und einzufegnem. 
(I. c.) 

7) In Betreff der Krankenbeſuche. Der Stellvertreter 
ift verpflichtet, die Kranken der Garnifon, zu welchen 
er gerufen wird, aber auch ohne Aufforderung dazu 
befonders die Kranfen in den Lazarethen unentgeldlich 
zu befuchen. (l. c. No. ı7. Regl. No. 37.) 

DI, Für die Geiftlichen reformirter oder roͤmiſch⸗ katholi⸗ 
ſcher Confeſſion, welche von Militair-Perſonen ihrer 
Confeſſion, kirchliche Handlungen ꝛc. bei denſelben zu 
verrichten erſucht werden. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Wie Militairs Perfonen reformirter oder roͤmiſch⸗ka⸗ 
tholiſcher Eonfeffion frei ſteht, gr nur hei Geiftlis 
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— ‚ihrer Confefflon zur Blichte ind zur Cominu⸗ 
nion zu gehen, und ihre Kinder von denfelben con= 
ffirmiren zu laſſen, (l. c. No. .16.) fondern auch zur 
Vollziehunga der, bei ihnen“ vorfommenden Taufen und 
car Zranungen ſolche Geiftlichen: zu wählen, ohne zur 
— Gebühren Zahlung am‘ den Militair- Prediger; oder 
sirheflen Stellvertreter verpflichtet zu fein, (lc. No.. 
13. 16.) fo. find. auch diejenigen: Geiftlichen folcher- 
.ı  Eonfeffionen, welche dazjw.. gewählt worden, befügt, 
sr diefe Handlungen: zu verrichten. (I. c.) ’ 
2) Solche Handlungen gehören weder in die Kirchen. 
an. „bücher, noch indie PBopulations -Lifien der Civil-Ge⸗ 
Ameinden; hin jenen Eönnen fie alfenfalls ante lineam 
wotiet ‚werden. dl. c. No, 15.) 
—* B. Befondere Beſtimmungen. 


he Sn Hetreff ber Taufen. 
sta) Solcher Geiftliche erhält, wenn er nicht am Gars 
nifon- Orte wohnt, freie Fuhre dahin von den 
Eltern des Täuflings. (1. c/ No. 14.) 
b) Er hat auf die unter I. B. s. c. im Vorigen 
“ angegebenen Gebühren ein ‚Recht. 
c) Er iſt verpflichtet, dem Militair, Prediger, zu 
deffen Gemeinde diefe MilitairsPerfonen gehören, 
eine Negiftratur diefes Firchlichen Acts zur Bes 
2nutzung für das Militair- IR zuzuſtellen. 
(13. A, V. des M. R.) 
In Betreff der Trauungen. 
a) Hier gelten die unter I. B. 3. b. im Vorigen 
angegebenen Beftimmungen. 
"b) Die Tranungs» Gebühren betragen in Beziehung 
Auf den Geiftlichen 1Rthl., in Beziehung auf den 
Küfter 8 Gr. Courant oder ro Sgr. Bei der 
Trauung eines Offiziers findet in Hinficht der 
Stol-Gebuͤhren, die unter I. B. 1. c. im Voris 
gen erwähnte Beſtimmung Anwendung. (32. A, V. 
DEMNR)“. 
* Nach songener Trauung. it dein — 
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Meilitair ⸗Prediger eine Regiſtratur dieſes Acts zur 
—— fuͤr das Militeir Kirchenbuch zuzu⸗ 
ſtellen. (sc; 16.) 
in. Fuͤt diejenigen Civil⸗ Beiſtlichen, onfer den Garnifons 
Drten, welche bei, Militair- Perfonen; die fih, ohne 
zur Krieges: Neferve zu gehören, in Sprengeln derfels 
ben auf Urlaub befinden, Firchliche Handlungen zu ver: 
richten erſucht werden. 
ı) In Betreff der Taufen. 

a) Sie fünnen in ſolchem Falle Taufen 6a denſelben 
verrichten, haben aber, nach der Analogie von 12. 

IV. und 13. 16. A. V. des M. K. R., die Ob⸗ 
liegenheit, dem betreffenden Militair-Prediger die, 
zur Eintragung dieſer Handlungen in das Tauf—⸗ 
buch erforderlichen Notizen zu überfenden. 

b) In Hinficht: der Gebühren gift. die, unter I, B, e. 

im Vorigen beigebrachte Beſtimmung. 
2) In Betreff der Trauungen. 
a) Sie koͤnnen in folhem Falle Trauungen bei den⸗ 
: 2 ‘felben verrichten, wenn ihnen der Trauſchein mit 
der Befcheinigung: des Militair- Predigerd, daß die 
Proclamation in der Militair- Kirche, ohne Ein 
fpruch vor ſich gegangen, und die vorfchriftsmäßige 
Stol:. Gebähren- Zahlung erfolgt iſt,  vorgezeige 
und nachgeiviefen wird, daß eben dies von der 
Proclamation der Braut am Aufenthalts - Dur: 
derfelben gilt. 

b) In Hinfiht der Gebühren gilt die, unterm II, 

“ B. 2. b. im Vorigen beigebrachte Beftimmung, 

c) Dem Militair- Prediger muß bier, mie bei den 

Tanfen (III, 1. a, im DVorigen) Anzeige gemacht 

.. werden. _ j 
3) In Betreff.der Beerdigungen. =. 

a) Der Eivil- Geiftliche giebt die, zur Beerdigung auf 
dem ECivil- Kirchhofe erforderliche. Anmweifung, und 
bringe den Todesfall, der weder in das Kirchen: 
buch, noch in die Populations-Liſte der Civil, Ges 
meinde gehört, zur Kenntniß des Militair-Predigers. 

Sff2 
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b) Gebuͤhren Zahlung finder’ Hei Beerdigungen bifer 
Are nicht ſtatt. (M. Rgl. I. B.4. c. im Vorigen.) 
Wir erwarten von den Civil-⸗-Geiſtlichen unſers Ge⸗ 
ſchaͤfts⸗Kreiſes treue Befolgung dieſer Beſtnninungen. in il 
Danzig, den ı2. September 1824: 
Königl. Regierung... Erſte ubrhetung, 


Ss... 
Publifandum der Königl. Regierung zu Danzig, wegen 
des Verfahrens gegen diejenigen Inlaͤnder des Fathos 
liſch⸗ geiftlichen Standes, welche fich a Landes 
J 5 begeben. 


.—_ 


Im Auftrage der Koͤnigl. hohen Minifterien der 
Geiftlihen, Unterricht3s und Medizinal» Angelegenheiten 
und ded Innern vom 12. Auguſt c., bringen wir hiedurch 
zur allgemeinen Kennmiß und Achtung derjenigen Indi⸗ 
viduen, welche fi den Fathofifch-geifllichen Studien mwid- 
men, daß folchen Inlaͤndern, welche ohne Vorwiſſen und 
Erlaubniß der Staatds Behörden entiveder, um dem Kriegs⸗ 
dienſte oder um den vorgefchriebenen. Prüfungen ‚gu, entges 

‚ben, fi) außer Landes begeben und dafelbft von fremden 
Bifhöfen die Weihen angenommen haben, feine Aufnahme 
und Anftellung in der inländifchen katholiſchen Geiſtlich⸗ 
keit gewählt werden ſoll. 

Die Herren Landraͤthe und Polizei- Behörden werden 
aufgefordert, dieß den Individuen, weiche ſich dem katho⸗ 
liſch/theologiſchen Studio widmen wollen, und ſich des⸗ 
wegen, entweder Behufs Ableiſtung ihrer Militair-Pflicht 
bei den Kreis-Erſatz-Kommiſſionen melden, oder Paͤſſe 
zu Reiſen nach Hochſchulen oder nach dem Auslande nach⸗ 
ſuchen, bekannt zu machen. 

Danzig, den 7. September 1824. 

Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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. 19 ealat pa N BuRe 36. IE | . en 
Regutariv der Königl. Regierung zu Erfurt, die Unfew 
„aieing ber Kirchen» Pfarr» und Schulmatrifel bee 
treffend. 


? 
«+ 


— 


Zur ‚Erhaltung. des. Vermoͤgens und der Einfänfte | 


der Kirchen, Pfarren und Schulen find die Matrikel Höchft 
wichtige Urkunden. Sie beftehen bereit? Bei mehreren 
Kirchen . in dem hiefigen -Negierungs «Bezirke, und bewaͤh⸗ 
ven ihren Nutzen; aber zum größten Theil. rühren die 


vorhandenen Matrifet aus der ältern Zeit ber, feit wels _ 


her fich die Verhältniffe ganz geändert haben, und ſind in 
ihren Beftimmungen dunkel, fo daß fie zu Streitigkeiten 
Veranlaſſung geben, zum Theil fehlen ſie auch noch ganz. 
Es if Daher hoͤchſt noͤthig, daß fie, wo. es erforderlich iſt, 
eruenert oder errichtet werden. Bei mehreren und vor⸗ 
gelegten, Entwürfen zu Matrifeln haben mir aber bemerkt, 
daß, die. DVerfertiger deren „eigentliche Befimmung ' nicht 
tichtig, aufgefoßt,. und mehr eine Weberficht der Einnahme 
der. Kirche, Pfarre und Schule, als die, Grundlage zu eis. 
ner Matrikel geliefert. haben... Es war dabei nicht bes 
rüdfichtigt, daß, die Matrifel eine Urkunde fein fol, aus 
welcher noch in ſpaͤtern Zeiten bei den etwa im Laufe der 
Zeu eingetretenen Verdunkelungen der jetzige Zuſtand und 
Umfang. der Gerechtfame der Kirche, Pfarre und Schule 
und der Grund, worauf folche beruhen, nachgemiefen wer— 
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den ſoll, ſo daß die Matrikel als eine glaubwuͤrdige Ur⸗ 


funde bei der Entſcheidung etwa kuͤnftig deshalb entſte— 
hender Streitigkeiten zum Grunde gelegt werden kann. 

+:. Deshalb ertheilen ‚wir nachſtehende nähere Anwei⸗ 
fang, in welcher. Form die Matrikel abzufafien find, und 
was dieſelben enthalten müffen, fo wie über das Verfah⸗ 
ren bei deren Aufnahme, damit der Zweck, der dadurch 
beabſichtigt wird, wirklich erreicht werde. . - 


‚Die Kirhenmatrifel ah, dem Titelblatte 


den. Namen und das Patronat der Kirche, fo wie die Ges 
meinde ’ oder. die mehreren Gemeinden und die einzelnen. 
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Drtfchaften, für weiche folche Keftimme iſt, enthalten. Bei 
Toͤchterkirchen, fofern diefe ein abgefondertes Vermögen und 
eine abgefonderste Verwaltung deffelben haben, ift eine be⸗ 
ſondere Matrikel aufzunehmen. Die Matrikel ſelbſt muß 
nach folgenden Rubriken angelegt werden. 

Erſtens: Grundſtuͤcke der Kirche, 

a) Das Kirchengebäude nach feiner Größe und Beſchaf⸗ 
fenheit befchrieben, 
b) der Kirchhof, * 

Demnaͤchſt die übrigen Grundftäke und zwar: 
©) Ackergrundſtuͤcke, Rs, Re 
ch Wieſen, 

e) Gärten, 

) Walduugen. Be 
Alle diefe Grundftäcke müffen nach ihrer Lage, Grö« 
Pe, Gränzen, wobei die jegigen Nachbarn und bie Num⸗ 
mern des Flur⸗ oder Lagerbuchs, falls die Gtundfiüde 
ſolche haben, anzugeben ſind, auch in ſich dazu eignenden 
Faͤllen nach ihrer Form genau bezeichnet und beſchrieben 
werden. Sind ſolche fruͤher vermeſſen worden, und Char⸗ 
ten von denſelben im Pfarrarchiv vorhanden; fo muß 
dieß, und von welchem verpflichteten Feldmeſſer ſolche aufs 
genommen worden find, in der Matrifel bemerkt, fo wie, 
wenn diefe Grumdftücke verfteinige find, die Lage und Ent⸗ 
fernung der Steine moͤglichſt genau bezeichnet werden, da⸗ 
mit bei etwanigen Graͤnzverdunkelungen die richtige Graͤnze 
—— nach der Matrikel wieder hergeſtellt werden 
ann. 
Zaugleich if bei jedem Grundfhice anzuführen, auf 
welche Weife die Kirche zu dem Eigenthume deſſelben ges 
langt ift, ob ſich darüber Urkunden oder fonftige Nachriche 
ten im Pfarrarchio vorfinden, oder ob die Entftehung des 
Eigenthumsrechts jegt nicht mehr nachgemwiefen werden 
fann, und fich im unverdenklichen Beſitze gründet. 

Ferner ift dabei anzugeben, ob und welche Befreiun— 
gen den Kirchengrundſtuͤcken von Öffentlichen und Gemein⸗ 
delaften und Leiftungen und aus welchem Grunde zuſte⸗ 
deu, (Ang. NR Th. 2, Tit. 11. $, 165, 166, 774 bie 
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777:) ſo tie auch bei jedem: Grundſtuͤcke zu bemerken if; 
ob; die freie Verfügung. den Kirche über Die Subſtanz dber! 
über die Nutzungen deſſelben auf irgendeine Weife beſchraͤnkt 
iſt, ob naͤmlich ſolche nach der beſtehenden oͤrtlichen Ver⸗ 
faſſung dem Pfarrer, Schullehrer, Kirchenvorſteher ꝛc. zum: 
theilweiſen Benutzung frei oder gegen eine beſtimmte Abe 
gabe an die Kirche oder unter ſonſtigen Bedingungen Übers: 
laſſen, ob ſolche in Erbpacht gegeben ſind sc (Allg, LM) 
Th. J. Tit.21. $.187 bis 226.), ob darauf einem Drit⸗ 

ten: Servitutgerechtſame z. B. Dütunger oder: Holzuugs⸗ 
Gerechtigkeiten, Ueberfahrt, Trift ze. zuſtehen (Allg. L. R. 
Th. I. Dit: 22.), auch) obrdanpn :Geld s: ober); ge 
ben; nnd welche, an einen Dritten’ zu ientrichten find. ur 
8* Bwottend Erbzinſen Zunnd zwar Hola und Lins⸗ 

Nzinſen beſonders ‚verzeichnet, 

— in Naturalien, Getreide, Wachs, Ganſen, Hühner, 
» Eiern. us f. wi’ : ' | 
“> in Gelde (cf. Allg. % R. Th. I. Su. 18. 6. tar 

bis 757 und 8132)6 
Es iſt hier, außerdem, daß der Sera der Zinfen,. bie 
Zeit, wann folche- zu entrichten, genau ‚angegeben werden 
ntüffen,"befonders «wichtig, daß das Grundſtuͤck, woraͤuf 
jeder einzelne Zins ruht, genau bezeichnet werde, damit 
falls kuͤnftige Verdunkelungen eintreten ſollten, aus der 
Matrikel:: das zinspflichtige Grundſtuͤck nachgewieſen wer⸗ 
den kann. Es muß daſſelbe daher nach ſeiner bekannten 
Lage und Groͤße mit der Nummer des Flur⸗ und Lager⸗ 
buchs, und nach ſeinen jetzigen Graͤnznachbarn bezeichnet 
und! der. Name des jetzigen Beſitzers angegeben werden. 
Da bein der neuerlich erfolgten Regulirung des Hypo⸗ 
thekenweſens die ſaͤmmtlichen Realanſpruͤche an fremde 
Grundſtuͤcke zur Eintragung haben angemeldet werden muͤſ⸗ 
ſen, und die Hypothekenſcheine fiber die geſchehene Ein⸗ 
tragung ſich wahrſcheinlich in den Haͤnden der Kirchenver⸗ 
waltung bald befinden werden: ſo iſt es zweckmaͤßig, dieſe 
Angaben auf den Grund der Donoetunggeint: in die Mae 
trikel aufzunehnten. <u= . 
Wenn die‘ Natırratzinfen nach Kine gatticen Bewig 
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der hiefigen Gegend, z. B. nach erfurter, muͤhlhaͤuſer, nord⸗ 
haͤuſer Gemaͤß bis jetzt geliefert worden ſind: ſo koͤnnen 
die Zinſen zwar nach dieſem Gemaͤß in die Matrikel ein⸗ 
getragen werden, es muß aber alsdann der Betrag nach 
preußischen -Gemäß. ausdrücklich im-der Matrifel . bemerft 
werden. Eben ſo ift bei den Geldzinfen die Währung 
und deren Verhaͤltniß gegen preuß. Courant nach dem 21 
Guldenfuß oder gegen Conventionsgeld nach dem 20 Gul⸗ 
denfuß in der Matrikel anzugeben. 
Drittens: Zehnten (ek. Allg. L. R. <. 2. Si: 11, 
$..857 bis 938.)... .- 
Hierbei iſt eben daffelbe, was bei den Erbzinſen er⸗ 
waͤhnt iſt, zu beobachten, und muß beſonders der Um⸗ 
fang des Zehntrechts, und auf welche Gegenſtaͤnde ſich 
daſſelbe erſtreckt, und ob demſelben alle Grundſtuͤcke der 
Flur oder nur beſtimmte Grundſtuͤcke derſelben unterwor⸗ 
“fen find, die in dieſem Falle, wie bei den Erbzinſen, genau 
zu bezeichnen ‚find, beftimme angegeben werden. Eben fo 
iſt die Art, wie die Erhebung des Zehnten bewirkt wird, 
genau zu bezeichnen. 
Wenn der Zehnte unbedingt den zehnten Theil aller 
auf ſaͤmmtlichen Grundftücken der Flur gewonnenen Er⸗ 
zeugniffe, gleichviel ob und mit welchen Gegenftänden das: 
Grundſtuͤck bebauet iſt, umfaßte: fo wuͤrde derfelbe als 
eine Parochialabgabe zu betrachten fein, und unter die 
fiebente Nubrif gehören. Allein einzelne Erfahrungen: 
haben ergeben, daß, wenn dies auch bei dem Urſprunge 
des Zehnten der Fall gewefen fein mäg, doch feit jener 
Zeit die Sache fich nach und nach dahin geändert hat, 
daß bloß noch der Name geblieben, dagegen aber der 
Zehnte häufig nicht auf fämmtlichen Flurgrundſtuͤcken ruht, 
auch nicht der zehnte Theil jedes Erzeugniffes, fondern eine 
Beftimmte Abgabe an beftimmten Natnralien oder in Gelde 
geworden ift, und fich weder nach der jeßigen Größe des 
Grundſtücks, noch nach dem Erzeugniffe deffelben richtet. 
In dieſem Sale hat aber der frühere Zehnte: jegt die 
Natur eines Zinfes angenommen, und ed darf bei vers 
Änderter Cultur nicht ein anderes. Naturale als Zehnt ges 
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fordert, auch das Zehntrecht nicht auf ſpaͤter ecultivirte 
Grundſtuͤcke, weiche demſelben Bis dahin nicht unterwor⸗ 
fen waren, ausgedehnt werden. Die jetzt beſtehende Ver⸗ 
faſſung muß daher auf das genaueſte eroͤrtert werden, und 
in dem vorausgeſetzten Falle, daß die unter dem Namen 
des Zehnten zu erhebende Abgabe die Natur eines Zinſes 
hat, muß die Ermittelung des verpflichteten Grundſtuͤcks 
ganz in gleicher Art, wie bei den Erbzinſen, erfolgen. 
2 Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß da, wo 
nicht die Kirche, ſondern der Pfarrer oder Schullehrer 
eine ſolche Abgabe zu erheben hat, ſolche in die — 
oder Schulmatrikel und nicht hieher gehört. 

Viertens: Lehnrech te der Kirche (Allg. L. Rush 
Rit. 18. 9.714 bis 746.)' 

Die Bezeichnung der Grundſtuͤcke, auf meiden: biefe: 
Lehnrechte ruhen, muß, wenn fie nicht bereitd in der zwei⸗ 
ten: Rubrik geſchehen, wie bei den Erbzinfen auf das bes: 
flimmtefte Statt haben. Dabei muß ‚aber. noch befonders, 
bemerkt werden; :.ob das Lehngeld blos in einem Schreib⸗ 
ſchilling beſteht, und bei allen Beränderungsfällen erhoben, 
oder ob folches nach Procenten von der Kauffumme bes 
rechnet wird; wie viel Procente erhoben werden; ob zu⸗ 
gleich “außer dem Lehngelde noch ein Auflaßgeld bezahle 
werden muß; ob ſolches blos in Kauffällen oder auch im: 
Erbfaͤllen und im legten Falle nicht blos, wenn das Grund⸗ 
ftüd an Teftämentserben, ‚oder Seitenverwandte des Erb⸗ 
laſſers, ſondern auch, wenn es auf die Kinder fällt, ent⸗ 
richtet werden muß; ob der Theil desjenigen Kindes, wels 
ches unter. mehreren Geſchwiſtern das Grundſtuͤck übers 
nimmt, vom Lehngelde frei bleibt m. f. wm. Die ſtattfin⸗ 
dende Berfaffung muß, wenn bei alten. Grundftücen. dafs: 
ſelbe Verhaͤltniß obmwalter, im Allgemeinen, wenn aber 
für : verfchiedene : Grundftücke andere ..Berhältniffe Statt 
haben, für diefe Grundftücke auf das Genaueſte angegeben 
werden. . 

Fuͤnftens: Kapitalvermögen. 

An der Matrikel bedarf ed nur ber Yngabe des ges 

genwärtigen Zuftandes deſſelben nach feinem Betrage, Minze 
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forten. und: Zindfüße ‘Dagegen bedarf es nicht einer Er⸗ 
wähnung der einzeinen Schuldner, indem diefe BEN 
und ans: der Nechnung zu erfehen find. 

Sechſtens: Befondere Gerechtſame und Ein⸗ 
nahme der Kirche. 

Hierher gehoͤren alle beſondere Gerechtſame, weile: 
nicht im den vorigen Titeln begriffen find, mithin Befreis 
ungen von fonft gewöhnlichen Laften, fo: wie: alle befondere: 
©erechtfame, wenn fie: auch. Feine Einnahmen, die in der 
Kirchenrechnung erfcheinen, gewähren; ferner die beſtimm⸗ 
tem Zahlungen, welche aus Königl. Kaſſen, aus Gemein⸗ 
des Kaffen, von Privatperſonen, vermoͤge beftehender Les 
gäte, von Handiverfen, Zünften u. f- 10; igeleiftet werden. 

Dei allen diefen Zahlungen muß der. Betrag fowohl 
in: der Matrikel angegeben fein, als auch :befonderd der 
Grumd, ‚worauf der Anfpruch beruft, und dieß aus den 
in dem Kirchenarchiv befindlichen Akten, Nachrichten und 
Urkunden erörtert umd- auseinander gefeht werden. <. : 

Siebentes: Deiträge der Parochianen. 

- Unter diefen: Beiträgen find alle diejenigen Leiſtungen 
und Zahlungen an die Kirche begriffen, welche nicht, wie 
die vorerwähnten, auf. einem fpeziellen Rechtstitel berus 
ben, fondern die aus der Pflicht der Mitglieder der Kir⸗ 
chen⸗Geſellſchaft, zur Erhaltung der Kirche Beiträge zu 
leiten, fließen, und in einer frühern Bereinigung der. Ges 
meinde, ‚oder in höheren Anordnungen: ihren: Urfprung has 
ben, denen daher auch ‚alle Mitglieder: dern&emeinde uns 
terworfen find, ohne daß es darauf. ankommt, ob fie je- 
nor Vereinigung beigetreten: find, oder zur Zeit, ald bie 
Mordnung erfolgte, ſchon zur Gemeinde- gehört, oder * 
— angeſiedelt haben. — 

Die Verhaͤltniſſe in den einzelnen Gemeinden ſind in⸗ 
veſen hierin ſehr verſchieden „ſo daß hier nur beiſpiels⸗ 
weiſe einige Faͤlle angefuͤhrt werden koͤnnen. Es wird 
zweckmaͤßig ſein, dieſe Beitraͤge in ordentliche und außer⸗ 
ordentliche zu theilen. 

Zu den ordentlichen gehoͤrt zuerſt der in einigen Ge⸗ 
meinden ſtattfindende regelmaͤßige jährliche Beurag, wel⸗ 
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cher von jeden Einwohner jaͤhrlich zum Kirchen Kaffe ben: 
zahle werden muß. Der Betrag iſt aber eben fo verſchie⸗ 
den, als der: Grand, wornach folcher veranlagt: iſt, indem 
theild von jeder Familie, 'oder vor jedem Hauſe, ober! 
Geunöftäeke ein beſtimmter gleichförmiger Beitrag gezahlt, 
oder dabei unter Gerechtigkeits⸗ Anbauerhaͤuſern und Eins; 
miethlingen unterſchieden wird. ° 


} 1 SE] 4 


Sie dabei obwaltenden oͤrtlichen Verfaſſungen, ob. 
und auf welchen Vereinigungen der, Gemeinde, oder auf 
welchen Anordnungen, der höhern Behörde. folche beruhen, 
ober, ſofern dieſe nicht mehr aufgefunden werden koͤnnen, 
ttfindende Obſervanz, muß dabei auf das genaueſte 
und pentlichfie in ber Matrikel auseinandergeſetzt ſein. EB. 
iß die größte Beſtimmtheit Hier um fo mehr erforderfich,. 

enn. in. Fünftigen Faͤllen außerordentliche Beiträge 

terfügung der Kirche nöthig werden follten, der 
ſe erdurch ergebende Fuß zur Aufbringung der Eirchlis 
Gen Anlage in der Regel zum Örunde gelegt werden muß, 


“3° Werner beſteht an einigen Orten die Verfaſſung, daß: 
die’ Riechenfändereien im Gemeindedienſte begattet/ und 
dabei Hand⸗ und Spanndienſte geleiſtet, oder daß gewiſſe 
enaͤmter, z. B. das der Altariſten, Klingebeuteltraͤ⸗ 
ger 26., nach beſtimmter Ordnung von den Parochianen 
verwaltet werden muͤſſen. Eben fo find Faͤlle vorhanden, 
wo nach “einigen oͤrtlichen Verfaſſungen, bei Taufen, Trau⸗ 

tigen, Begraͤbniſſen 2&;,-theils für den Gebrauch ber Kir⸗ 
chengeraͤthſchaften, oder fuͤr die auf dem Kirchhoſe bewil⸗ 
Stabſtaͤtte, theils als eine Abgabe gewiſſe beſtimmte 
kaͤge zur Kirchen-Kaſſe fließen. Auch kommt es vor, 
daß nach oͤrtlicher Verfaſſung beſondere Kirchſtuhl⸗Ord⸗ 
nungen beſtehen, wo nach Ablauf gewiſſer Jahre oder bei 
Erledigung eines Kirchſtuhls gewiſſe Abgaben an Die Kir⸗ 
chen⸗Kaſſe bezahlt werden (Allg. L. R. Ih: a. IM. ir. 
$: 676 bis 685), oder daß der Ertrag des Klingebeutels 
nicht zur. Kirchen» Kaffe, fondern zur Armen: Kaffe fliege 
($. 665: a. a. O.) Der Inhalt der desfalls beftehenden 
Verordnungen, oder die desfalls beftehende Obſervanz muß 


* 


802 i 
in aͤllen dieſen und andern Faͤllen auf: bad genanefle in 
* Kirhenmattifel auseinander gefeßt erden. 


Zu den außerordentlichen Beiträgen. gehören beſon⸗ 
J— die Beiträge zum Bau und zur Beſſerung der Kits, 


ce, weshalb faft in. jeder Gemeinde befondere Obſervan⸗ 
zen Statt finden. In einigen leiſtet der Patron einem 
beftimmten Beitrag zu den Koften des Baues, oder er iſt 
ganz davon. befreit, oder er liefert unbedingt dad dazu ers 
forderfihe Bauholz, oder nur bedingt, in’ ſoweit folches 
in feinen Waldungen vorhanden ift, u. f. w. Andererſeits 
werden in einigen Gemeinden alle Hand» und Spann⸗ 


dienfte unentgeldlich geleiftet, und ed finden dabei beſon⸗ 


dere Grundfäge der DVertheilung Statt, oder es werden 
nur beſchraͤnkte Hand» und Spanndienſte, z. B. auf ges 
wiſſe Entfernungen, oder auf eine gewiſſe Zahl von Ta⸗ 
gen, oder auch gar nicht geleiſtet. In einigen Orten 
werden gewiſſe Geſchaͤfte, z. B. das Brechen der Steine, 
zu den Handdienſten ss. an andern Drten nicht. 
In einigen Orten werden die fänmtlichen Baukoften, 
oder Das nach Abzug. der Beiträge des Patrons und der 
von den Gemeindegliedern zu leiftenden Hand» und Spanus: 
dienfte noch Fehlende aus der Kirchen, Kaffe allein, oder 
nach: gewiffen DVerhältniffen aus der Kirchen: Kaffe und, 
der. Gemeindes Kaffe getragen, oder es werden gemwiffe bes. 
Fimmte Materialien. auf Koften der ‚einen oder andern. 
Kaffe. beſchafft. Auch malten zuweilen Verfchiedenheiten. 
der Beitragspflichtigkeiten ob, fofern es die Unterhaltung. 
des eigentlichen. Kirchengebaͤudes, oder des Thurms, der, 
Glocken oder des Glockenſtuhles betrifft. - Endlich aber bes 
ſtehen in den Faͤllen, wo eine Filial= Gemeinde zur Kirche 
gehört, häufig befondere- Berhäteniffe, nach welchen letztere 
zur Unterhaltung der Mutterkirche- heizutragen- hat... 

... Da nad der gefeglichen Vorſchrift, in Hinficht der 
Aufbringung der Koften bei Kirchenbauten ‚und Neparatus 
ren, zunächft nach den örtlichen DObfervanzen verfahren 
werden fol (Allg. L. R. Th. >. Tit. 11. $. 710 und 
folgende): fo ift ed möthig, daß bei der Errichtung der 
Matrifel diefe Obfervanzen genau erörtert, und eben. fo 
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‚genau und beſtimmt in die Matrifel eingetragen werden, 
 »damit Streitigkeiten und Proceſſen, die fo leicht über: dies 
ſen Gegenftand entftehen, dadurch vorgebeugt werde. Es 
:müffen daher von den Predigern des Orts zuvoͤrderſt alle 
Nachrichten, die fih aus Urkunden und dem Pfarrarchiv 
"über-früher ‚vorgefaffene Bauten und Neparaturen ; ſo wie 
aus. den Kirchen- und GemeindesNechnungen vorfinden, 
forgfältig ‚gefammelt, und das obwaltende Verhaͤltniß das 
durch erörtert werden. Dabei if jedoch darauf Nückficht 
zu nehmen, ob die Beitraͤge des Patrond oder der: Ge 
meinde unabhängig von dem Umftande, ob die Kirche ſo⸗ 
weit vermögend: "war, um den Bau ſelbſt zu bewirken, 
oder blos wegen des Unvermoͤgens der Kirche geleiſtet 
‚worden find, weil im erſten Fall ſich eine beſtimmte Vers 
faſſung über die Verbindlichkeit zum Bau und zur Unter 
haltung des Kirchengebäudes ergiebt, mithin hierbei nicht 
von einer blos fubfiviarifchen Verbindlichkeit die Rede: ifk, 

Achten: Leiſtungen der Kirche, 

Diefe: fönnen in ordentliche und außerordentliche ge 
theilt werden. Bei den meiften Kirchen erhalten die Pfar⸗ 
rer, Schulfehrer und die untern Kirchenbedienten einen 
Theil oder ihre ganze Befoldung aus der Kirchen: Kaffe 
in Gelde oder in Naturalien. 

i Es ift zweckmaͤßig, hier im allgemeinen die beſtehen⸗ 
de Verfaſſung der Kirche zu bemerken, ob einer oder meh⸗ 
rere Pfarrer, und welche Unterbeamten bei der Kirche, 
und auf welche Weiſe und von wem ſolche bisher erwaͤhlt 
und angeſtellt find; welche Geſchaͤfte dem einen oder an⸗ 
dern mach der jetzt beſtehenden Verfaſſung obliegen; welche 
Verfaſſung in Hinſicht der Kirchenvorfteher Statt findet, 
und hieran kann ſich die Erwaͤhnung reihen, ob und wel⸗ 
then Gehalt jeder aus der Kirchen-Kaſſe zu beziehen. hat, 

Außerdem aber beftehen bei mehreren Kirchen Stif— 
tungen, von. welchen die Kirche die Zinfen: bezieht, aber 
diefelben ganz oder zu einem beftimmten Theile wieder zu 
andern Zwecken verwenden muß, z. B. zur Unterſtuͤtzung 
armer bülftofer Perfonen, zu Stipendien, zur Anfchaffung 
von Schulbüchern ꝛc. Der Inhalt diefer Stiftungen, der‘ 
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Fonds, welcher der Kirche gefchenfe oder vermacht iſt, der 
Zweck defielden und die. darüber in dem Gtiftungsurfuns 
den enthaltenen Beſtimmungen find, hier. indie Matrikel 
aufzunehmen; Die befondern Abgaben, welche die Kirche 
zu entrichten bat, ſind, und zwar mit: Anführung -des 
Grundes, morauf fie. beruben, oder, im foweit fie. anf 
Grundſtuͤcken der Kirche haften, mit Hinweiſung auf. die 
erfte Rubrik zu ermähnen,. und dabei fowohl.der Gegen- 
ſtand, welcher geleiſtet wird, die Verfallzeit, wofür und 
an wen ſolches zu: leiften. ift, beſtimmt anzugeben. 

Zu dem außerordentlichen Leiftungen der Kirche ge= 
hören. die. etivanigen Beiträge zu Dia und Schulden⸗ 
ten u. dgl. 

Ein Derzeichniß der in der Kirche befindlichen Sat 
lichen Gegenftände oder ſonſtigen beweglichen Sachen, als 
Stocen, Drgel, Gefäße, Bekleidungen der Kanzel, * 
Altars, des Taufſteins, die vorhandenen: Kirchenbuͤcher, 
Stuhlregiſter, Sager= und Zinsbuͤcher, oder andere Schrif⸗ 
ten und Bücher ‚die Gerärhfchaften in der Saeriftei u. f. 
10;, eignet fih wegen des oftmaligen Abs und Zuganges 
nicht zur Eintragung in die Matrifel, fondern ed iſt zweck⸗ 
mäßiger, daß darüber ein befonderes Sinventarium aufge 
nommen und gehalten wird. mn der Matrifel ift blos 
zu erwähnen, daß darüber ein befondered nventarium 
vorhanden: if, und. fich im Kirchenarchiv befindet. 

Fuͤr die Pfarrmatrikel gilt in Dinfiche der Ge 
nauigkeit und Ermittelung des Grundes, worauf fie ber 
ruben,. daffelbe, was bei den Kirchenmatrifeln erwähnt 
if. Falls am einer Kirche mehrere Pfarrer fich befinden; 
fo bedarf es der Aufnahme einer befondern. Matrifel für 
jeden Pfarrer nur alddann, wenn für jeden ein befonderes 
Dfarrvermögen vorhanden iſt, nicht aber alsdann, wenn ' 
das Vermögen gemeinfchaftlich ift, und beide Pfarrer, 
werm auch nach verfchiedenen DVerhältniffen, ihre Beſol⸗ 
dungen daraus erhalten oder folches benugen: 

Es iſt dabei zuvoͤrderſt hinſichtlich der Grundſtuͤcke zu 
bemerten,. daß die zur Pfarrei gehörenden. Wohngebäude 
nebft, Seitengebäuden. nach Lage, Groͤße, Graͤnzen ynd 


Dachbarn genau beſchrieben werden: müffen.: Beſonders 
muͤſſen die Pfarrwaldungen, die Nutzungsrechte des Pfar⸗ 
rers, und ob ſich ſolche auf alle Waldnugungen. oder auf 
gewiſſe Arten derfelben, z. B. Breunholz, Bauhalz, Gras⸗ 
nutzung, Maft; Huͤtung ꝛc., erſtrecken, ob der Pfarrer auf 
unbeſtimmte Weiſe, oder nur auf beſtimmte Anweiſungen 
eines. Dritten, Holz aus dem Walde entuehmen darf, und 
in wiefern die, Gemeinde, oder welche. Behörde eine: Mit 
wirkung bei Anmweifung des Holzes für den Pfarrer auge 
übt, genau angegeben: werden. . "Zugleich" find die etwa 
ftattfindenden Gerechtſame, Die von eittem Dritten oder 
der Gemeinde in der Pfarrwaldung ausgeuͤbt werden, z. 
B. das Recht, Raff- und Leſeholz zu entnehmen, Maſt 
ſammeln, zu. huͤten ꝛc., dabei anzufuͤhren. (cf, — 

R. Th. 2. Tit. 12.9. 804 bis 864). 

Bon den Grundſtuͤcken, Erbzinfen u. ſ. w., — 
der Pfarrer zu benutzen und zu erheben. hat, gehören nut 
Diejenigen in die Pfarrmatrifel ;: welche "ausdrücklich: zum 
Pfarrvermögen gehören. und‘ bisher dazu gerechnen worden 
find. Sind ſolches Kirchen - Örundfkicke "oder Kirchen 
Zinfen 2c., von welchen. dem Pfarcer: nur der Nießbrauch 
angemiefen ift, p — nd ‘fie in die Kirchen. Matrifel‘ ee 
ssehmen. 

Die Rubriken 2 bis 5. der Kirchen ⸗Matrikel find, 
wenn dergleichen, Pfarr⸗ Vermögen vorhanden iſt, auch: im 
die Pfarr =Matrifel aufzunehmen;,: und dabei alled das zu 
beobachten, was oben: angegeben ft, : 

Sn: die o6ſte Rubrik: Befondere Gerechtfäme und: Eins 
nahmen der Pfarrei, find diejenigen Befoldungsftücke, wels 
che der Pfarrer außer dem Pfarr-Vermoͤgen zu beziehen 
ben’ hat, aufzunehmen. Es ift alfo, falls die Grundſtuͤcke, 
Erbzinfen x, Kirchen: Vermögen find, das Benutzungs— 
recht diefer Grundftücke und Zinfen in diefe Rubrik ein⸗ 
zutragen. Ferner alle Einnahmen‘, die der Pfarrer: aus 
Königl. Kaſſen, aus den Kirchen + oder Gemeinde: Kaffen;: 
von Patronen, aus Stiftungen und Legaten zu beziehen, 
und ob er dafuͤr noch beſondere Gefchäfte zu verrichten 
hat, zu. vermerken, wobei, foweit es thunlich iſt, der Ur⸗ 
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fprung und der Gruͤnd, worauf das Recht, dieſe zu bezie⸗ 
hen, beruht, eroͤrtert und mit Genauigkeit angegeben wer⸗ 
den muß. 

Beſonders gehoͤrt hieher aber noch die Theilnahme, 
die den Pfarrern auf dem Lande an den nutzbaren Mech 
ten 'der Gemeinden, 3. B. an Ländereien, Holz, Grasnut⸗ 
zungen, Trift, Hordenfchlag, Treber u. f. w. zufteht, und 
die mit dem Namen der Nachbarrechte und Gemeinde | 
rechte bezeichnet werden. Der Umfang diefer Gerechtfame, _ 
was der Pfarrer. zu beziehen und zu benugen hat, oder 
auszuüben berechtigt ift, auch, fo weit es fich ermitteln - 
läßt, aus welchem. Grunte und zu welchem Zwecke ihm 
ſolches bewilligt worden, muß genau und befiimmt ‚ange 
geben werden, weil darüber fo leicht ‚Streitigkeiten mit der 
Gemeinde entfiehen, welchen vorgebeugt werden muß. Auch 
gehören hieher die etwanigen befondern Verbindlichfeiten 
der. Gemeinde oder einzelner. Mitglieder derfelben zur Bes 
ſtellung der Pfarräcker, zu Leiſtung feiner Fuhren Behufs 
der Aernte, des Holzes aus der Pfarr: Waldung u. f. w., 
oder Behufs des in der Filial- Kirche zu haltenden Gots 
tesdienftes oder fonft verzunehmender Firchlicher Handlungen. 

Die in die zte Rubrik einzutragenden Beiträge der 
Parochianen theiien fich in ordentliche und außerordentliche. 
... Zu. den ordentlichen gehören die in mehreren Ge⸗ 
meinden ftattfindenden Brote, Gangbrote, Sprengelbrote, 
Eier, Hühner, die zu verfchiedenen Jahreszeiten gegeben 
werden. Die Berfaflung wegen diefer Brote, deren ‚bes 
fimmte. Groͤße und Güte, ob folche von jedem Haufe, 
jeder Familie, von Acergrundftücken, auch von folchen, 
deren Beſitzer in andern Dörfern außer der Parochie 
wohnen, gegeben werden müffen, auch ob folche überhanpe- 
eine Parochial- Abgabe find, und von jedem gleichviel. ger 
geben werden müffen, oder ob folche, auf fpeziellen Grunde 
ftücfen rubend, als Zinfen zu betrachten find, muß genau 
erörtert werden, da hierbei mehrere Örtliche —— 
heiten obwalten. 

Außerdem gehoͤren zu den ordentlichen Gebuͤhren, die. 
StolsGebühren,. welche ‚fo lange noch keine allgemeine 
tol⸗ 
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Stofgebügren: Tare erſchienen ift, nach den fpegiellen Stol⸗ 
gebühren Taren und nach: der Obfervanz zu erheben find, 
Es ift noͤthig, daß ih diefer Rubrik der Matrifel die ganze 
Verfaſſung des Stolgebuͤhren-Weſens auseinander gefegt 
werde, ohne ſolches blos auf die Gebuͤhren des Pfarrers 
zu beſchraͤnken, damit hier die ganze Sache im Zuſam⸗ 
menhange vorgetragen wird, und bei den Schullehrern 
und andern Kirchen-Beamten die Gebuͤhren derſelben blos 
kurz und mit Hinweiſung auf dieſe Auseinanderſetzung an⸗ 
gefuͤhrt werden koͤnnen. 

Es ſind hierbei zu unterſcheiden die Stol Gebuͤhren bei 
Taufen, bei Aufgeboten und Trauungen, bei Begraͤbniſſen, 
Leichenpredigten, nach den in verſchiedenen Fällen ſtattfin⸗ 
denden höhern oder geringeren Sägen, an Beichtgeld, wo 
foiches befteht, für. Zeugniffe aus den Kirchen» Büchern, 
Eintragungen in diefelben, Zufchreibung der Kirchenfige 
u. f. w. 

Zu den außerordentlichen Beiträgen gehören die Bei⸗ 
träge bei Pfarrbauten, wobei dad Verhaͤltniß, in welchem 
die Töchter Gemeinden, oder einzelne Eingepfarrte, Vop 
werfe, Mühlen oder fonftige Ortfchaften ꝛc. beizutragen 
haben, befonders zu berückfichtigen if. Es wird hierbei 
auf dasjenige verwiefen, was bei den Kirchenbäuten oben 
bereitd erwähnt ift, wobei jedoch auf die im $. 784 bis 
787. Th. 2. Tit. 11. des allg. L. R. beſtimmte Verpflich⸗ 
tung der Pfarrer und Kirchenbedienten hinfichtlich der Eleis 
nen Reparaturen Nückficht zu nehmen: ift. 

In Hinficht der Leiftungen von dem Pfarr-Vermoͤ⸗ 
gen wird auf die oben angegebenen. Beftimmungen bei 
der sten Rubrik der Kirchen Matrifel verwiefen. 

In einer hinzuzufuͤgenden gten Nubrif werden die 
Grundfäge darzulegen fein, nach welchen bisher bei der 
Auseinanderfegung der Einkünfte zmwifchen den Erben des 
verftorbenen Pfarrers und deſſen Nachfolger verfahren 
worden ift, fo wie von der flattfindenden Önadenzeit, von - 
den Unterftügungen, welche Wittwen und Kinder aus vors 
handenen Stiftungen oder Wirtwens und Waifen- Ders 
pflegungsanftalten zu. beziehen haben. Hieran ſchließt ſich 
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zugleich die Erörterung, moher bis jet bei jeder Kirche 
die Koften der Vocative, Präfentation und Einweifung 
getragen worden find, und in welcher Maaßgabe dem an 
ziehenden Pfarrer Neifekoften oder freie Fuhren gewährt 
worden find (Allg. L. R. Th. 2. Tit. 11. $. 406. 408 
bis 411.), auch od befondere Obſervanzen, hinſichtlich der 
Vergütung der während der Erledigung ſtellvertretenden 
Geiftlichen bisher Statt gefunden haben, (Allg. L. R. a. 
a. D. $. 853 bis 855.) 

Für die Schulmatrifel gilt daffelbe, was für die 
Pfarrmatrikel angegeben ift; fo daß es hier deshalb Feiner 
weitern Erläuterungen bedarf. Es ift indeffen hierbei 
auf diejenigen zufälligen Beiträge, welche zur Schufe oder 
zur Befoldung des Schulwefens zu leiften find, als z. B. 
Neujahrsgeld, Umgänge, Pfinafimaien, Holz zur Heigung 
der Schuiftuben u. f. w. Nüdfiht zu nehmen, 

Dei den Kirchen find außerdem noch mehrere. Unters 
bedienten, DOrganiften, Küfter, Calcanten, Läuter u. f. w. 
angeftellt, für welche e8 der Aufnahme einer eigenen Mas 
trifel, in fofern nicht für einzelne diefer Stellen ein eige- 
ned Vermögen vorhanden ift, nicht bedarf. Es iſt aber. 
nöthig, daß dasjenige, was file an Gehalt und aus wel 
chen Fonds, und was fie an Accidenzien zu beziehen has 
ben, in einem befondern Anhange zu der Schulmatrifel 
aufgeführt werde, ‚wobei überall, fo mweit diefe Einnahmen 
aus der Kirchen-Kaſſe erfolgen oder in Stol. Gebühren 
beftehen, auf die Matrifel hinzumweifen ift, wo der Grund 
und Betrag diefer Einnahmen der untern Kirchenbedienten 
bereitd aufgeführt fiehen. 

Was das Verfahren bei Aufnahme der Matrifel 
betrifft, fo erfordert die Wichtigkeit einer folchen, für eine 
fpätere Zukunft beſtimmten Urkunde, die größte Gründ« 
lichfeit, Genauigkeit und Sorgfalt. Es ift daher zunächft 
die Sache der Ortsgeiſtlichen und der Schullehrer, alles, 
was zum Vermögen der Kirche, Pfarre und Schule ges 
hört, unter Hückfprache mit dem Patron und dem Pres⸗ 
byterium volftändig zufammen zu ftellen, den Grund, wor⸗ 
auf dieſes Vermögen beruht, und die Verfaffüngen, aus 
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welchen die Gerechtfame und Einnahmen der Kirche, Pfarre 
and Schule fließen, aus den-in dem Pfarrarchiv vorhans 
denen Urkunden, Aften und Nechnungen, und aus ander 
einzuziehenden, fihern Nachrichten zw ermitteln, nach den 
oben angegebenen. Gegenftänden fo zw ordnen, wie es in 
die kuͤnftige Matrifel eingetragen werden kann, ſo daß 
ſolches ald vorläufiger Entwurf der Matrikel betrachtee 
werden. kann. Sobald hiernach alles vollftändig gefams 
melt und aufgeftellt ift, haben fie dem betreffenden Su⸗ 
perintendenten diefen Entwurf einzureichen, die etwa noch 
erforderlichen Erläuterungen, fo wie auch diejenigen Aftens 
ſtuͤcke, Rechnungen u. f. w. beizufügen, aus: welchen ſich 
die Volftändigfeit und Nichtigkeit der von ihnen gefams 
melten Nachrichten ergiebt. 

Der Superintendent hat nunmehr alfed zu prüfen, 
und, wenn Erinnerungen in legterer Beziehung zu machen 
find, das Nöthige wegen deren Ergänzung und Vervolftäns 
digung zu verfügen, fonjt aber dem. Landrathe davon wei⸗ 
tere Mittheilung zu machen, damit beide gemeinfchaftlich 
alsdann an Drt und. Stelle dem  Privatpatrone, wen 
ein folcher vorhanden ift, dem Presbyterium und der vers 
fammelten Gemeinde jenen Entwurf vorlegen, und fie mit 
ihren etwanigen Einwendungen und Erinnerungen hören, 
oder ihr Einverftändnig mit demfelben aufnehmen, und die 
Verhandlung von dem Patron, dem Presbyterium und der 
Gemeinde unterfchreiben laffen. Die Mitwirfung des Lands 
raths zu dem obigen Zwecke ift befonderd um desmwillen 
nothmwentig; um: ſowohl darauf zu fehen, daß den obigen 
Vorfhriften ‘wegen Anfertigung der Matrikel vollſtaͤndig 
genügt, daß Die obwaltenden VBerhältniffe und Gerechtſa⸗ 
me vollſtaͤndig, deutlich und beftimmt in-die Matrifel, eins! 
getragen: werden, und nicht durch Unbeftimmtheiten und: 
zweifelhafte Ausdruͤcke zu kuͤnftigen Streitigfeiten Veran⸗ 
laffung gegeben wird, als auch noch befonders, falls ſich 
Streitigkeiten, Zweifel oder Ungewißheiten über diefe Ver: 
häftniffe zwifchen dem ‚Patron, dein Presbyterium und der 
Gemeinde ergeben ſollten, mit Beruͤckſichtigung der beſte⸗ 
henden Geſetze und etwanigen — Obſervanzen eine 
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Ausgleichung und Vereinigung zu Stande zu bringen. 
Sollte aber dies nicht gelingen, ſo muß zwar in der Ma⸗ 
trikel bemerkt werden, was als beſtehend anerkannt wor⸗ 
den, und daß und weiche Punkte in Hinſicht dieſer Ver⸗ 
haͤltniſſe ſtreitig ſeien; es wird aber demnaͤchſt von der 
Regierung gepruͤft werden, ob die Sache dazu geeignet 
iſt, daß von derſelben eine vorlaͤufige Beſtimmung, wie 
es in der Zwiſchenzeit zu halten ſei, ausgehen koͤnne, und 
werden dann die ſtreitenden Theile zum Rechtswege ver⸗ 
wieſen werden. 

Demnaͤchſt iſt von dem Landrathe und Superinten⸗ 
denten der nach den Verhandlungen berichtigte Entwurf 
der Regierung zur Pruͤfung einzureichen, welche ihre et⸗ 
wanigen Erinnerungen oder ihre Erklaͤrung uͤber die Voll⸗ 
ſtaͤndigkeit der Urkunden ertheilen wird. Damit aber die 
Matrikel Beweiskraft fuͤr kuͤnftige Zeiten haben, iſt als⸗ 
dann erforderlich, daß das Presbyterium und die Gemein⸗ 
de und bei Privat-Patronat-Kirchen auch der Patron den 
Anhalt der Matrikel vor Gericht als richtig - anerkennen, 
und daß dies Anerfennmiß jeden Eremplar der Matrikel 
angefügt werde. Eines Anerfenntniffes Seitens der. ein- 
zeinen Schuldner der Kirche bedarf ed. nicht, da diefe, auf. 
einem beſondern Dechtötitel beruhenden Nechte der Kir 
Sen, Pfarren und Schulen in den außertem gefeglich bes; 
Fimmten Formen beglaubigt und, fo weit fie fich dazu eigs 
nen, in die Hypotheken Bücher eingetragen werden müffen. 

Hiermit: fehließt fi) die Matrifel, in Hinſicht wel⸗ 
cher wir noch folgende allgemeine Vorſchriften ertheilen. 
Jede Matrikel muß, ſobald der. Entwurf von der Regie⸗ 
rung genehmigt worden, dreifach qusgefertigt, und auf 
ſtarkes dauerhaftes Papier moͤglichſt deutlich geſchrieben, 
und die Seiten mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet wer⸗ 
den. Beſonders iſt eine zu kleine Handſchrift und jede 
Art von Abkuͤrzungen zu vermeiden, weil dadurch beſon⸗ 
ders in ſpaͤtern Zeiten die Matrikel unleſerlich werden. 
Die Kirchen, Pfarr» und Schul-Matrikel werden in der 
Regel in einen Band und nicht in getrennte Bände dauers 
haft eingebunden... Dad: eine: Eremplar wird bei der: Res 
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sierung‘, das andere bei dem Superintendenten und das 
dritte beider Kirche und zwar, fo ‚weit es zu beichaffen 
ift, am einem voͤllig fewerfichern und trocknen Orte auf⸗ 
bewahrt. An das bei der’ Kirche aufzubewahrende Exem⸗ 
plar iſt noch eine hinreichende. Anzahl weißes Papier’ zu 
der nachfiehenden Beftimmung anzubinden, wenn es nicht 
etwa vorgezogen werben folkte, einen befondern Band‘ au⸗ 
ser der. Matrifel: deshalb anzulegen; Es iſt nemlich eben 
fo nothwendig als zweckmaͤßig, daß nicht ‘blos der Zus 
fland der. Kirche, . Pfarre und Schule und deren Vermö- 
gend, mie er fich zur Zeit der Aufnahme‘ der Matrifel 
befand, ſondern auch, daß ſowohl die Veränderungen, weh 
che fih damit im Laufe der Zeit zutragen, als auch"die 
äktern Nachrichten, welche verloren gehen: Fönnten, FÜR 
die. Zufunft erhalten werden. Daher wiirde diefer anzu⸗ 
legende Band in vier Abtheilungen zw folgenden Beſtim⸗ 
mungen zu. benuger fein; nemlich: * "2 

a) zu Abfchriften aller für die Kirche, Pfarre und 
Schule merfwürdiger und wichtiger und. zwar nicht” blos 
gegenmwärtiger, fondern auch Fünftiger Urkunden. Die Ue⸗ 
beseinftimmung der Abfchrife mit dem Original ift in wich“: 
tigen Faͤllen von einer Gerichtd- Behörde, in minder wich⸗ 
tigen Fällen von dem. Presbyterium zu beglaubigen, das 
mit, wenn’ dergleichen Urkunden, wie es leider oft der Tall 
gewefen ift, verloren gehen, doch der vollſtaͤndige Inhalt 
für die Nachwelt aufbewahrt wird.“ 4 

b) Die zweite Abtheilung würde, da in: die Matri⸗ 
fel, als gerichtlich anerfannte Urkunden Feine nZufäge ges 
macht, auch feine Ausftreihungen darin vorgenommen 
werden dürfen, ‘zur Eintragung alfer Veränderungen, wel⸗ 
che fich mit dem Kirchen⸗ Pfarr = und: Schals Vermögen 
ereignen, zu beftimmen fein, wenn neue Grundſtuͤcke hins 
zufommen oder verloren gehen, Zinfen und Lehnverhaͤlt⸗ 
niffe adgeläft werden, oder neue Einnahmen der Kirche, 
Pfarre oder Schule durch Stiftungen, oder Bewilligungen 
- erfolgen, um hierdurch den Urfprung aller. Veränderungen, 
welche die Matrifel im Laufe der Zeit erleiden, mit Ges 
wißheit in dee Zukunft nachweiſen zu Eönnen. 


a: 0: Die: Dritte: Abtheilung würde dazu zu: beſtimmen 
fein, sum die Nachrichten über das Entftehen der Kirche, 
der. dabei und bei der Pfarre und Schule vorhandenen 
Stiftungen, über: die in jener befindlichen Kunſtwerke und 
merfwürbdigen Denkmäler, welche. eine hiftorifche Beziehung 
haben, und über deren Urfprung ıc. zu fammeln und zus 
ſammen zu tragen. Bei der Fortführung diefer Nachrichs 
ten „würden hier befonders diejenigen Perfonen, welche fich 
um die Kirche durch Stiftungen, oder auf fonftige Weife 
verdient gemacht haben, ferner neuere, der Kirche zuge 
fommene Kunftwerke, oder Denkmäler, Neubanten. oder 
bedeutende Berbefferungen der Kirchen, Pfarr, oder 
Shul- Gebäude, neue Einrichtung in Hinſicht ded Gots 
tesdienſtes oder der Schule, fo wie Nachrichten von ben 
angeſtellten Pfarrern und Schuffehrern einzutragen fein. 
d) Die. vierte-Abtheilung wuͤrde endlich für diejenis 
gen merkwürdigen und außerordentlichen Naturbegebenheis 
ten. und ſonſtigen Ereigniffe in-der Gemeinde oder in der 
Umgegend zu, beftimmen fein, die nicht unmittelbare, Bezie 
dungen auf: die Kirche haben, ſoweit ſolche von. der Art 
find, daß es angemeſſen erfcheint , eine Nachricht davon 
ouf die Nachwelt gelangen zu laſſen, wodurch. der’; Zweck 
einer. örtlichen. Chronik erfüllt wird. vw. ra te 
‚ b Die Prediger haben beſonders die Verpflichtung, ‚dies 
ſes Buch zu führen, und die Schullehrer. find: gehalten, 
die dabei vorkommenden : Abfchriften einzutragen. +; i Die 
Superintendenten haben bei Gelegenheit der Kirchenvifitas 
tionen „darauf. zu fehen, ob beide diefen Verpflichtungen 
nachkommen. u 
sn Wir wuͤnſchen und erwarten ed, daß bie Herren 
Landraͤthe, Superintendenten, Geiftliche und Schullehrer 
ſich von der Wichtigkeit diefer Angelegenheit überzeugen, 
und allen Fleiß und Eifer anwenden werden, daß der das 
durch beabfichtigee gute Zweck möglichft bald ereicht werde, 
u... Erfurt, den: 24. September: 1824. \ 

x Koͤnigl. Preuß, Regierung, 
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Kefeript der Koͤnigl. Minifterien ber Geiftlichen, Untere 
richte und Mebizinals Angelegenheiten und des Innern, 
an die Königl. Regierung zu Potsdam, die Ablöfung 
‚der Erbzinss oder Erbpachtsrechte, fo wie die Verwand⸗ 
lung von Naturalsfeiftungen ıc. in Geldrenten 
bei Pfarrereien betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung eröffnen wir auf ihre Ans 
frage in dem Berichte vom 31. Dftober v. J., daß in 
der Beftimmung des $. 7. der Declaration vom 29. Mai 
1816 Inhalts welcher das Edict vom 14. September 1811 
wegen Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Vers 
hältniffe, auf Pfarr- und. Kirchen Ländereien nicht Ans 
wendung findet, durch die Ablöfungs- Ordnung vom 7. 
Juni v. J. nichts geändert ift. Legtere handelt nemlich 
allein von Ablöfung der Leiftungen von folchen Stellen, 
die eigenthuͤmlich zu Erbzind= oder ErbpachtdsNechten bes 
feflen worden. 


Auch Hihfichtlich diefer ift die Declaration vom 31. 
Mai 1816 zu $. 2. des Edictd vom 14. September 1811 
wegen Beförderung der Landcultur in Kraft geblieben. 
In dem $. 29. der Ablöfungs- Ordnung werden nemlich 
die vorgedachten Vorfchriften, von welchen die Declaras 
tion vom 31. Mai 1816 einen ihtegrirenden Theil aus⸗ 
macht, beftätigt, und über das Erbpachts-Verhaͤltniß bins 
aus auch auf die Geld: feiftungen der Eigenthuͤmer und 
Erbzinsleute ausgedehnt. Was alfo in jener Declaration 
verordnet worden, behält nicht nur binfichtlich der Erbs 
pächter feine Kraft, fondern findet auch Anwendung auf 
‚andere zur Kathegorie der Eigenthämer und Erbäzinsleute 
gehörenden DVerpflichteten. 

Die Beſtimmungen jener Declaration befchränfen fich 
aber blog auf die Ablöfung, und fichen alfo- der im $. 
46. ausgebrücrten Verwandlung der Natural Leiſtungen ic. 


Ba i x 
in eine mit den ———— — und fallende Geld⸗ 
Rente, nicht entgegen. 
"Berlin, den 8. Januar 1822. 
v. Altenſtein. v. PETER 


53. . 
Nublifandum der Königl. Regierung zu Liegnig, wegen 
des verbotenen DBeifegens der Leichen in den Gruͤften 
der Kirchen, und wegen vorſchriftsmaͤßiger Anle⸗ 
gung der Gräber. 


— 


Es iſt in der neueſten Zeit befannt worden, daß noch 
immer in den Grüften der Kirchen, namentlich der katho⸗ 
Sifchen, menfchliche Leichname beigefegt werden. Dieß ifl 
durch den $. 184. Tit. XI. Th. Il. des Allgemeinen Lands 
rechts unbedingt verboten, und wird folched den Einge⸗ 
fefienen des hiefigen Negierungs» Departements, vorzüg- 
lich aber den Herren Geiftlihen beider Confeffionen mit 
der Bedeutung erinnerlich gemacht: daß jede Vernachläßis 
gung diefes Verbotgeſetzes Fünftig mit einer polizeilichen 
Strafe von 3 bis 5 Rthlr., welche fowohl die Angehöris« 
gen des beigefeßten Leichnams, als den Geiftlichen der 
Kirche, der die Beifegung in derfelben zugelaffen hat, trifft, 
geahndet werden foll; fo wie es fich denn auch von ſelbſt 
verficht, daß nach Beſchaffenheit der Umftände die Forts 
fohaffung des ſchon beigefegten Leichnams aus der Kirchens 
Gruft noch außerdem verfügt werden wird. 

Auch wird darauf aufmerkfam gemacht, daß an vies 
len Drten die wirkliche Beerdigung der Leichen mit großer 
Sorgloſigkeit bewerkftelligt, die Gräber oft nur zwei bis 
drei Fuß tief in die Erde hinein gegraben, und nicht gegen 
ſchnelles Zufammenfallen des Grabhügeld durch Raſendek⸗ 
fen gefichert werden, woraus mancherlei Webelftände hers 
vorgeben, 

Kinftig muß jedes Grab für Ermwachfene ſechs Fuß, 
jedes Grab für Kinder bis zu 14 Jahren und darunter 
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fünf: Fuß. tief in die Erde hinein gearbeitet, and ber Grab⸗ 
hügel durch eine Nafendecfe gegen ſchnelles Zufammenfals 
len gefichert werden. — Hierauf haben fowohl die Herren 
Orts-Geiſtlichen ald auch die Orts- und Kreis: Polizeis 
Behörden zu achten. 

Liegnig, den 11. Auguſt 1824. 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheiuns. 





59 
Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, bie 
DBefchneidung der Juden Deaeeah, 





Es iſt der Fall vorgefommen, daß ein Juden-Kind, 
in Folge ungefchickter Handhabung bei der Befchneidung, 
acht Tage nach diefer religiöfen. Ceremonie, geftorben ift, 
Um ähnlichen Unglücsfällen für die Zukunft zu U 
ordnen wir hierdurch an: 

1) daß zu dem, Amte. eined Beſchneiders nur aners 

kannt fittliche Individuen gewählt werden, 

2) daß ein jeder Befchneider über die Operation der 
Defchneidtung und über die Vorſichts-Maaßregeln 
vor, bei und nach derielben fi) von dem betreffen- 
den Kreis - Phnfifus gründlich prüfen, und über den 
Ausfall diefer Prüfung ein Atteſt ausftellen laſſe, 
und 

3) daß Befchneider, welche. diefe Prüfung entweder nicht 

‚ beifällig beftehen, oder welche ſich derfelben nicht 
unterwerfen wollen, die Operation der Befchneidung 
nur in Deifein eined approbirten Wundarztes vers 
richten dürfen, und dem Weifungen deffelben in tech« 
nifcher Hinſicht fich unweigerlich fügen müffen, 

Die Polizei: Behörden werden für die Ausführung dier 
fer Anordnung verantwortlich gemacht, und bemerken wir 
noch, daß Kontraventionen gegen diefe Beftimmungen, nach 
Befinden der Umflände und mit Vorbehalt des bei Uns 
oluͤcksfaͤllen an den Schuldigen zu nehmenden Regreſſes, 
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mit verhäftnigmäßiger Gefängnißftrafe geahndet erben 

ſollen. 

Bromberg, ben 8. September 1824. 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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Deffentlicher Unterricht, 


Zur 60. 
Publifandum des Könige. Konfifforiums zu Chlln, den 
zeitigen Eintritt in die höhern Schulen betreffend. 


— 


Noch immer zeigt die Erfahrung, daß in hiefiger 
Provinz junge Leute, welche eine höhere wiſſenſchaftliche 
Bildung erfireben, größtentheild zu fpät und felbft in eis 
nem ſchon vorgerücten Alter den Gymnaſien und höheren 
Schulen übergeben werden, ohne für eine ihrem Alter ans 
gemefiene Kaffe hinreichend und gleichförmig vorbereitet 
zu fein, wodurch denn, der Nachtheile für die Anftalt, in 
welche fie aufgenommen werden, nicht zu gedenken, ihnen 
feld in der Regel ihre ganzer Lebensplan verrückt oder 
verleidet wird. Davon fällt dann die Schuld nicht auf 
die Schule, die ihren gemeffenen Gang ruhig fortfchreitet, 
fondern auf die Eltern und deren Stellvertreter, die nicht 
früh genug einen ficher zum Ziele führenden Vorberei⸗ 
tungsplan für ihre Kinder und Pflegbefohlene ind Auge 
gefaßt haben, und vorzüglich auf diejenigen, melde das 
Vertrauen unfundiger Eltern mißbrauchend, die ihnen ans 
vertraute Jugend einen planlofen, mit dem öffentlichen 
Unterrichte in feiner Weife im Einflange ftehenden Weg 
oft viele Fahre hindurch fortführen, nach: deren Verlauf 
dahin der Unterriche in einer Öffentlichen höheren Schule 
wieder von unten herauf begonnen werden muß. Geſetzt 
auch, ed würde dann das: Ziel noch norhdärftig. erreicht, 
fo geſchieht e8 auf jeden Fall um mehrere Jahre fpäter, 
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als es Hätte’ geſchehen Finnen, und der Verluſt dieſer 

Jahre laſtet ſchwer auf denen, die ihn verſchuldeten 

Das Koͤnigl. Konſiſtorium findet ſich durch dieſe nie⸗ 
Berfchlagende Erfahrung veranlaßt, Öffentlich ein Wort der 
Belehrung und der Warnung auszuſprechen für alle. diese 
jeniigen, welche im die Gefahr kommen koͤnnten, eine fols 
be Schuld auf fich zu laden, und hofft durch diefe Bes 
fanntmachung einem wefentlichen Gebrechen der verfchies 
denen höheren UnterrichtdsAnftalten der Provinz für die 
Folge adgehoffen zw fehen. 

Eine gründliche und allen Anforderungen moͤglichſt 
entfprechende Vorbereitung für ein höheres wiffenfchaftlis 
ches Studium auf der Univerſitaͤt kann nur auf einemt 
Gymnaſio gewonnen werden, und felbft. da, wo ein guter 
und gründlicher: Privat Unterricht für alle mwefentliche Uns 
terrichtös Gegenftände bis zu einem ‘gewiffen Alter bins 
reicht, ift doch zur Vermeidung der Einfeitigfeit und zur 
Ergänzung des Mangelnden die Vollendung des Schuls 
unterrichts in den obern Klaffen eines Gymnaſiums noths 
wendig. : Den mittlern und untern Klaffen der Gymnas 
ſien ſtehen aber: die der Progpmnafien und höheren Stadts 
ſchulen gleich, und halten mit ihnen gleichen Schritt, 
110: Die Stufenfolge ded Unterrichts “in den 6 Klaffen 
der Gymnaſien und der ihnen zum Theil gleich ſtehenden 
Schulen iſt aber fo abgemeffen, daß die Aufnahme in die 
unterſte Klaſſe, die Sexta, bei gehöriger Vorbereitung in 
ber Elementa» Schule mit dem vollendeten gten Lebensjahre 
Statt finden, der Kurſus in den 3 untern Klaſſen in 3, in den 
3 obern in’ etwa 6 Sahren vollendet, und der :Univerfis 
taͤts⸗Kurſus daher mit dem vollendeten: ı gren Lebensjahre 
‚begonnen werden kann. Dem VBorarthrile, daß zur Auf⸗ 
nahme in die Sexta fchon Kenneniffe: der lateiniſchen 
Sprache erforderlich feien, muß hier durchaus widerſpro⸗ 
ehen werden; es ift vielmehr zu mwünfchen, daß diefer. Uns 
terricht bis. anf den Eintritt in die Serta des Gymnaſii 
verſchoben, dagegen: die Kenntniß der deutfchen Sprache 
und vorzüglich ihrer Rechtſchreibung vorher weiter gefoͤr⸗ 
dert. werde, als Died. gewöhnlich gefchieht. Ein vorberge 
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hender "Unterricht: im. Pateinifchen ohne gleichmäßige Aus⸗ 
bildung im -deutfchen, in der Mathematif, Gefchichte u. ſ. 
vw. fann zur Aufnahme in eine höhere Klaffe der Gymna⸗ 
fien in feinem Fall dienen, was hiemit zur Warnung oͤf⸗ 
fentlich und amtlich befannt gemacht wird. 

Auf eine gleiche. Weife muß hier ‚dem Wahne be⸗ 
gegnet werden, als laſſe ſich bei weiterem Alter der Gym⸗ 
naſial⸗Kurſus ſchneller vollenden, was bei: dem. fireng 
abgemefjenen Unterrichtdgange auf diefen Schulen und den 
nur jährlich fatefindenden Verſetzungen, : die überdies im 
- den oberen Klaffen noch durch den vorfchriftgmäßigen zwei⸗ 
jährigen: Kurfus befchränft find, auch bei dem beften Wil» 
Sen nicht möglich, und nur. in Äußerft feltenen Fälten durch 
außerordentliche Umftände begründet und geflattet wird. 

Wenn nun bei den unter Benutzung der dargeboter 
ner Gelegenheit für die zeitige Vollendung der Schuibils 
dung fo guͤnſtigen Umftänden dennoch die mittlern Klaffen 
- uunferer Gymnaſien flatt 12 bis ı4jähriger Knaben gros 
Fentheild 18 bis zojährige Juͤnglinge zählen, welcher 
Gewinn iſt davon für diefe ſelbſt und. fir. das bürgerliche 
Leben zu erwarten? Abgeftumpft durch einen vieljährigen 
geifteödtenden Unterricht treten fie in eine Laufbahn ein, 
in welcher fie nicht mehr heimifch werden koͤnnen. Komme 
ihnen ja noch ein gutes Gedächtniß zu Hülfe, ſo lernen 
fie hohle Worte ohne Sinn; fehle ihnen auch diefes, fo 
bleiben fie fo unmwiffend, wie fie gefommen find, und. in 
beiden Fällen ift weder ihnen, noch dem Gemeinwohl ges 
holfen. Hat dagegen ihre Geift der langen. Marter noch 
nicht unterliegen Fünnen, fo fühlt er fich durch die in den 
neuen Umgebungen ihm geſteckten Gränzen<beengt, fucht 
diefe, wo er nur kann, zu überfpringen, und eilt ohne die 
gehörige Neife erlangt zu haben, zu der Hochfehute, die 
ihm die Lücken der Schulbildung nicht ausfüllen Fann. 

So erklärt fih denn ganz natürlich. die übergroße 
Zahl der Zünglinge, welche in hiefiger Provinz die Abis 
tnrienten: Vrüfung auf den Gymnafien umgehen, und uns 
reif zur Univerfität hinübereilen. 

Um die Eltern, welche. diefem Drängen und Sreiben 
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threr Söhne To unzeitigen Vorſchub Teiften, zeitig’ genug 
zu warnen, fei ihnen Hier: nur roch die Bemerkung zur 
Beruͤckſichtigung hingeftellt, daß zu allen den Aemtern, 
weiche eine höhere wiffenfchaftliche Vorbereitung erfordern, 
die Zahl der Bewerber ſich mir jedem Jahre mehrt, dag 
daher bei gleicher, ja zunehmender Strenge der Prüfung 
zu diefen Aemtern die Halbwiffer nothivendig immer mehr 
zurückftehen müffen. 

Der ernſten Warnung ſtehe ein guter Rath zur 
Seite. Wer irgend die Abſicht haben kann, ſeine Soͤhne, 
ſei es, daß er ihnen in der Folge ſelbſt die Wahl uͤber⸗ 
laffen will, oder nicht, für ein ‚höheres mwiflenfchaftliches 
Studium zu beflimmen, der ſchicke fie zeitig genug in die 
Elementarfchule, damit fie neben der allgemeinen Erwek— 
fung und Uebung der DBerfiandesfräfte bis zum vollendes 
ten neunten Jahre fo viel Iefen, fchreiben und rechnen 
lernen, um dem Unterrichte in der unterften Klaffe einer 
böhern Schule folgen zu. können. - Zieht ek eö dann vor, 
fie einem Privatlehrer eine Zeitlang anzuvertrauen, fo 
- überzeuge er fich menigftend zuvor, daß der Unterrichtds 
gang deffelben mit den Klaffen der Gymnaſien gleichen. 
Schritt halte, wache ſelbſt oder durch einen ſachkundigen 
Bekannten uͤber die Fortſchritte, und treffe, wo dieſe zu 
wenig bemerkbar ſind, zeitig genug die noͤthige Abaͤnderung. 

Machen es die Umſtaͤnde irgend möglich, fo iſt die 
Ueberweiſung an diejenige öffentliche Schule, in welche der 
Eintritt Fünftig doch einmal Statt finden fol, gleich von 
der, unterſten Stufe an vorzuziehen. 

Dies ſei beſonders mit Hinſicht auf die hieſigen 
Schulanſtalten allen denen ans Herz gelegt, welche fuͤr 
ihre Soͤhne Anſpruͤche auf den Genuß einer der hier ver⸗ 
walteten Stiftungen haben. Es kann nur mißfällig bes 
merkt werden, daß tiefe gewöhnlich den Zeitpunkt des Ein⸗ 
tritts in den Genuß der Stiftung abwarten, ehe.die Ueber 
weifung an die berechtigte Schule erfolgt, ohne das Verhaͤlt⸗ 
niß der geiftigen Ausbildung zu dem Alter zu berückfichtigen. 

... Den. Familien» nfpektoren und. Kollatoren folcher 
Stiftungen muß es dringend empfohlen merden, bei Ders 
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keihung-derfelben dieſes DVerhäftnig nicht aus der Acht. zu 
kaffen, damit die ihrem. Zwecke nach fo wohlthätigen Ins 
ſtitute nicht für das Gemeinwohl verderblich werden, in: 
dem fie eine große Menge von Jhnglingen zu einem Bes 
rufe hinführen, für den fie nicht geeignet find, und die 
nur, das Mittel zum Zwecke erhebend, mürdigere Juͤng⸗ 
kinge in der Verfolgung ihres Ziele zuriickhalten. 

Das Könige. Konfiftorium wuͤnſcht dieſer Befanntmas 
hung in der Provinz eine möglichft allgemeine DBerbreis 
tung durch die Öffentlichen Blätter. 

Köln, den 17. Juli 1824. 

Könige. Konfiftorium. 


; 61% 

Publifandum des König. Konfifforiums zu Münfter, 

die Erziehungs Anftalt im Waifenhaufe zu Halle 
betreffend. 


— 


Zur Nachricht für diejenigen, welche von der, mit 
der Hauptſchule im Waifenhaufe zu Halle verbundenen 
Erziehungs: Anftalt für ihre Söhne oder Pflegbefohlenen 
Gebrauch zu machen wunſchen, wird folgendes befannt 
gemadt: 

3) Die Hauptfchule zerfaͤllt in zwei Abtheilungen: in 
die lateiniſche oder gelehrte, und in die Neal⸗Schule 
In jener iſt der Unterricht zunaͤchſt für forche ber 
rechnet, welche ſtudiren, in diefer für diejenigen, twets 
che fih zu einer anderweiten Beſtimmung vorbereis 
ten wollen. 

2) Es find täglih 6 Schulftunden. Am Mittwoch und 
Sonnabend fallen die nachmittäglichen Lehrfiunden 
aus, und wird diefe Zeit zu Eörperlicher Bewegung 
zc. unter Aufficht der Lehrer verwendet. 

3) Die Zöglinge der Erziehun;s:Anftalt wohnen in dem 
fogenannten Schuͤlerhauſe des Waifenhaufes, und 
find ın Infpectionen serpeilt, deren jede, unter einem. 
Collaborator ſteht.“ 
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4) Die Anmeldung wegen der Aufnahme der Zöglinge 
muß bei dem Paftor und Inſpector Tiebe, der auch 
alfe übrige Correſpondenz in den Schüler» Angele- 
genheiten beforgt, gefchehen, wegen der jeßigen gro- 
gen Frequenz der Anftale aber wenigftend ein. Vier: 
teljahe vor dem Eintritt. Diefer findet am zweck 
mäßigften in der Mitte des April oder des Okto⸗ 
bers ſtatt, und: werden nach einer Prüfung jedem 
neuen Ankoͤmmling in jedem einzelnen Face die 
Klaffen, worin er zu fißen fommt, angemwiefen, 

5) Der ganze lateinifche Schul: Eurfus ift auf 6 Fahre 
berechnet. 

6) Die vierteljährigen Koften eined Zöglings in der 
Erziehungs : Anftalt find: 

a. für den Tisch, nach Unterfchied der Koft 21Rthlr. 
16 Ggr. — 17 Rthlr. 8Ggr. — 13 Rthlr. oder 
8Rthlr. 16 Ggr.; der legtere Preis bedingt nur 
den Mittagstifch, 

b, für die Stube zu 4 Zöglinge, nebft Holz, ich, 
Aufwartung 5 Rthlr. (für eine Stube zu 8 die 
Hälfte); 

c. für den Unterricht, > Rthlr. 

d. für das Bette, ı Athir. 6 Ggr. 

e, für den Arzt, für Wafchgeld, Schuhpugen, Rei⸗ 
nigung ꝛ⁊c. ı Nthl. 14 Gyr. bis 2 Rthlr. 2 Gar. 

f. zum wöchentlichen Tafchengelde 2 Rthlr. 4 Ggr. 
bis 4Rthlr. 8 Ggr. Hiernach betragen die ſaͤmmt⸗ 
lihen Koften nach Unterfchied vierteljährlich 36 
Rthlr. 8 Ggr. — 32 Rthlr. — 26 Rthlr. 14 Sur. 
21Rthlr. 4 Ger. 

Außerdem merden bei dem Antritt noch zur 
Schul⸗Bibliothek 12 Ggr., der Schul:Kaffe 16 Ggr., 
dem Speifewirth 9, ı2 bis 16 Ögr. und fonft noch 
einige geringfügige Beiträge gezahle — Der bei, 
dem Preife von 8Rthlr. 16 Ggr. berückfichtigte 
freie Abendtiſch muß nachgefucht, und das, 
Beduͤrfniß dargetdan werden. — Noch weniger 
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Bemittelte Können am Tifche der Beneficiarien 
für 12 bis 14. Ggr. wöchentlich fpeifen. 

7) Unbemittelte können freien Unterricht und freien 
“ ifch, oder beides zugleich erlangen, ed muß aber 
durch glaubhafte Zeugniffe das Beduͤrfniß gehörig 
nachgemwiefen werden. — Jedoch gelangt Niemand 
zu diefen Beneficien fogleich bei feinem Eintritt in 
die Anftalt, fondern ſolche muͤſſen erfi nach und 
nach durch Fleiß und Wohlverhalten erworben wer⸗ 
den. Auch ift wegen der großen Anzahl vorhandes 
‚Erfpectanten nicht um Voraus zu beflimmen, wann 
dazu gelangt werden kann. Freiftellen auf den Stu⸗ 
ben find nur in fehr geringer Anzahl vorhanden. 
3) Aber auch in dem Falle, daß Jemand alle Benefi⸗ 
zien genießt, ift doch immer noch ein jährlicher Zus 
ſchuß von Go bis 70 Rthlr. zu feiner Erhaltung nd» 
thig, indem ganze Sreiftellen nur in der eigentlichen 
Maifenanftalt, worin Dürftige vaterlofe Kinder 

Eoftenfrei. erzogen werden, flatt finden. 
Eine umftändfichere Nachricht kann in unferer Regi— 

ſtratur eingeſehen werden. 
Muͤnſter, den 26 September 1824. 
Könige. Preuß. Konſtſtorium. 


62. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriumg der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichtss und Medizinal- Angelegenheiten an 
fämmtliche Koͤnigl. Konfiftorien, die Beaufſichtigung 
der auswärtigen Schüler auf Gymnaſien betreffend. 





Die Erfahrung hat gelehrt, daß diejenigen Schäfer 
von Gymnafien, deren Eitern, Qormünder oder Pfleger 
nicht an dem Dite des betreffenden Gpmnafii wohnen, 
wegen Mangeld an der erforde.lichen häuslichen Aufficht 
bisweilen auf Abwege gerathen und einen nachtheiligen 
Einfluß. auf 'die in den. Gymnaſien aufrecht zu erhaltende 

i gute 
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gute Difeiplin üben. Das Minifterium ficht ſich daher 
veranlaßt, hinſichtlich der gedachten Schuͤler Folgendes 
anzuordnen: Bon Ä 

1) Jeder Schüler eines Gymnaſti muß, wenn "feine 
Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger nicht an dem Drte 
des Oymnafii wohnen, von diefen zur beſondern Fürs 
forge einem tüchtigen Auffeher übergeben fein, der 
dem Director oder Nector des Gymnaſiii bei der 
Aufnahme des Schülers namhaft zu machen ift, und 
welcher über feinen Privatfleiß und fein fittliches 
Betragen außer der Schule eine ernſte und gewiſſen⸗ 
hafte Aufſicht zu führen hat. “ 
2) Ein jeder der gedachten Schüler hat dem Director 
oder Rector des Gymnaſii die Wohnung, welche er 
in der Stadt zu beziehen gedenkt, bei feiner Auf- 
nahme anzuzeigen. . 
3) In seinem Wirthshauſe zu wohnen, oder feine Koft 
an der Wirthstafel zu nehmen, ift keinem folchen 
Schüler verftattet. 
4) Er darf während feines Aufenthaltd am Gymnaſio 
nicht feinen Auffeher oder feine Wohnung wechfeln, 
ohne vorherige Anzeige bei dem Director oder Rector 
des Gymnaſii und ohne ausdrückliche Genehmigung 
deſſelben. —* 
Berlin, den 31. Juli 1824. 
Minifterium der Geiftlihen, Unterrichtds und Medizinals 


Angelegenheiten. | 
In Abwefenheit und im Auftrage des Deren Chefs 
Ercellenz 
a von Kamptz. 


# 
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63. 
—— des Koͤnigl. Miniſteriums des — 
und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die Verhuͤtung des heimlichen Verkehrs der Gymnaſia⸗ 
ſten und Schuͤler mie Schauſpieler-Geſellſchaften 
betreffend. 

Da in kurzer Zeit an zwei Orten Gymnaſiaſten heim- 
lich. zu conceffi onirten Schaufpieler = Gefelifchaften übergegans 
gen und von vdenfelben als Mitglieder angenommen wor⸗ 
den, dieſem Unfug aber nicht nächgefehen werden. kann; 
fo wird die Königl. Regierung beauftragt: 
3) fänmtlichen für ihren Bezirk jegt und kuͤnftig conceſ⸗ 

fionirten Schauſpiel⸗-Unternehmern bei Vermeidung zu⸗ 

verläßiger fofortiger Caffation der ihnen ertheilten. Con⸗ 
‚ ceffionen zu unterfagen, einen Verkehr der Gymnaſiaſten 
oder Schüler, mit ihrer Schaufpiel« Gefellfchaft oder 
deren. Mitglieder zu dulden, oder wohl ‚gar fie als 

Mitglieder, Lehrlinge, Gehülfen oder unter irgend ei- 
‚nem andren Schein und Namen in ihre Gefellfchaft 

aufs oder fie mit fich zw nehmen, falld nicht der Va— 

ter oder Vormund zu dem Engagement feines Sohnes 
“oder Mündeld die Genehmigung bei der Orts: Polizeis 

Behörde fchriftlich gegeben hat, 

2) alle Poligeis Behörden, befonders die in Gymnaſial⸗ 

Städten, anzumeifen, hierauf genau zu halten, und zu 
dem Ende bei der Ankunft und bei dem Abgang einer 

Schauſpieler⸗Geſellſchaft das DVerzeichniß der Mitglies 
der und Angehörigen derfelben genau zu renidiren, und 
wenn ſich dabei eine Contravention der vorftiehenden 

Beſtimmung ergeben follte, dem Vorfteher der Schau⸗ 

fpieler= Gefellfchaft die Conceffion ohne meitered abzu- 

nehmen, und fie an die Königl. Regierung zur weitern 

Beförderung an das Minifterium einzufenden. 

Berlin, den 14. Auguſt 1824. 
‚Minifterium des Innern und der Polizei. 
Sn Abwefenheit ded Herrn Minifters Excellenz. 
v. Kampp. 
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s4.“ — 
Reſeript bes Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen, Une 
terrichts⸗ und Mebizinal⸗Angelegenheiten an den Koͤnigl. 
Staats: Minifter und Ober-Praͤſidenten, Herrn von 
Ingerslebeh Epeellenz, zu Coblenz, den Gymnaſien⸗ 
Beſuch von Seiten ber dem geiftlichen Stande fich 

widmenden katholiſchen Fünglinge betreffend, 


— 


Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die Juͤnglinge 
katholiſcher Konfeffion in den Nheins Provinzen, welche 
fih dem geiftlihen Stande widmen wollen, um ihre Stus 
dienzeit abzufürzen, häufig von den Gymnaſten abgehen, 
ohne die obern Klaſſen befucht zu haben, fo feßt das 
Minifterium hiedurch feft, daß zu den von dem Staate ges 
ſtifteten Yurfen in den Priefter- Seminarien Feine andere 
als folche zugelaffen werden follen, welche mindeſtens Ein 
Jahr Fang in der Prima oder oberften Klaffe eines Gym 
nafüi, welches zur Univerfität zw entlaffen berechtigt iff, 
zugebracht haben. Diefe Verfügung fol von jegt an 
einftweilen. für die mächften drei Fahre beftehen, jedoch 
auf diejenigen, . die zur Zeit der Publikation diefer Verfuͤ— 
gung im rechtlichen Befige eines folchen Beneficii find, 
nicht Anwendung finden. Das Minifterium erfucht und 
beauftragt Ew. Excellenz hienach das Weitere zu veran⸗ 
laſſen, und daruͤber zu wachen, daß dieſer Anordnung ge⸗ 
nau nachgekommen werde. 

Berlin, den 19. Auguft 1824. ' 
“ Miniftierinm der Geiſtlichen, Unterrichtd> und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. _ 
Unterrichts» Abtheilung. 
v. Kamp, 
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65. 
Publikandum des 8 Rönigl Konſiſtoriums zu Colln, die 
Pruͤfungen der Abiturienten betreffend. 


Bei den verſchiedenen Gymnaſien unſeres Bereiches; 
welche zur Univerſitaͤt entlaſſen, hat bisher noch eine große 
Verſchiedenheit in der Zeitbeſtimmung fuͤr die Anfertigung 
der ſchriſtlichen Pruͤfungsarbeiten der Abiturienten ges 
herrſcht, und diefe Winführ hat die Weberfchreitung eines 
ſchicklichen Maßes zur Folge gehabt. Um indeffen auch 
in diefer Hinficht einen fihern Maaßſtab zu gewinnen, 
wornach die verfchiedenen Leiſtungen gegen einander gehal⸗ 
ten und gewürdigt werden Finnen, bedarf es für Diefe 
Beſtimmung einer gewiſſen Gleichförmigfeit an allen Gym⸗ 
nafien, und wir feßen daher hiermit feft, daß die dem 
Abiturienten für jede einzelne Arbeit zu geftattende Frift 
das Zeitmaaß von ſechs Stunden nicht üderfchreiten darf, 
fo daß fämmtliche Arbeiten für die fihriftliche Prüfung 
innerhalb ziveien Tagen vder vier halben Tagen angefer- 
tigt fein mäffen. ‚Daß nicht alle Themata den Abiturien= 
ten auf einmal gegeben werden dürfen und Niemand. Ges 
legenheit erhalte, bei deren Bearbeitung unerlaubte Hülfs- 
‚ mittel zu benugen, verfieht fich von ſelbſt; aber gegen ei= 
nen andern Mißgriff müffen wir hier ausdrücklich warnen, 
der darin fich zeigt, daß Themata oder Aufgaben zu den 
fchriftlichen Arbeiten gegeben werden, welche im Laufe des 
Unterrichts in der Klaffe ſchon vorgefommen oder bearbeis 
tet find. 

Ueberhaust wird der eigentfiche Zweck der Abituriens 
ten, Prüfung ganz verfehlt, wenn fie nur auf einen glaͤn⸗ 
zenden Erfolg berechnet wird, und in diefer Beziehung im 
einen Wettftreit unter den Gymnaſien ausartet. Diefe 
follen nur allein dahin ihr ganzes Streben richten,. daß 
fie die ihnen anvertraute Jugend den befiehenden DVors 
fchriften gemäß auf eine zweckmaͤßige Art für die Univer— 
fität vorbereiten, und die Lehrer derfelben haben den bei 
der Abitnrientens Prüfung fich zeigenden Erfolg ihrer Bes 
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mahungen ruhig abzuwarten. Die Direktoren der Gym⸗ 
naſien werden daher mit aller Sorgfalt darüber wachen, 
» daß jener Zweck von aller unlautern Beimifhung rein 
erhalten und in diefer Heinheit beim Unterricht dutchgäns 
‚gig verfolge werde , damit fi bei der Jugend eine unei⸗ 
gennügige Liebe zu edfer Kunft und Wiffenfchaft entfalten könne, 
Vebrigens beziehen wir und auf die in unfrer Vers 
ordnung vom 18. Juni 1822 *) unter Nro. 9. gegebenen 
Beflimmungen. 
Koͤlln, den 15. März 1824. 
Das Königl, — 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichtss und. Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien, die Gymnaſi ial⸗ 
Pruͤfungs⸗Programme betteffend. 

Um hinſichtlich der Schul: Programme bei allen in⸗ 
ndiſchen Gymnaſien theils die noͤthige Gleichfoͤrmigkeit 
und Vollſtaͤndigkeit zu bewirken, theils den Vorſtehern der 
Gymnaſien dieſes Geſchaͤft durch gemeſſene Vorſchriften zu 
erleichtern, ordnet das Miniſterium Folgendes an: 

I. Zu der in einem jeden Gymnaſio jährlich um Oftern 
oder Michaelid zu veranftaltenden öffentlichen Prüfung 
ſoll durch ein- in Quartform gedruckte Programm eins 

geladen. werden. Dem Königl. Konſiſtorio bleibt es 
überlaffen, mit Näckfiht auf die provinzielfen oder lo⸗ 
calen Verhaͤltniſſe und die bisherige Obfervanz zu bes 
. fimmen, ob diefe äffentliche. Prüfung um Oſtern oder 
um Michaelis gehalten, und fomit auch das zu derfel- 
ben einladende Programm um den einen oder dem ans 
dern. Zeitpunft ausgegeben werden folk. 
"U. Das von einem jeden Gymnaſio jährlich auszugebende 
Programm fol in der Regel beſtehen: 
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a) aus einer Abfandlnng über ‚einen wiſenſchaftlichen, 
dem Berufe eines Schulmanns nicht fremden, ein 
allgemeines Intereſſe, mindeftens der gebildeten Stände . 
am öffentlichen Unterricht im Allgemeinen oder an dem 
Gpymnafiim infonderheit erweckenden Gegenfand, deffen 
Wahl innerhalb diefer Grenzen der Beurtheilung des 
Verfaſſers überlaffen bleibt, auch ſoll geftattet fein, 
flatt der obengedachten Abhanblung eine in dem be⸗ 
treffenden Gymnaſio ſchon gehaltene Rede in dem 
Programm abdrucken zu laſſen, wenn daſſelbe jenem 
Zwecke entſpricht, oder durch innern Werth ſich be⸗ 
ſonders auszeichnet; 
b) aus den Schul⸗Nachrichten. 
II, Die den Schul-Nachrichten voranzufchickende wiffens 
ſchaftliche Abhandlung folk abwechfelnd das eine Jahr 
in fateinifcher, das andere in deutfcher Sprache ges 
fchrieben werden, und nicht blos dem Director, fohdern 
auch den fämmtlichen Oberlehrern des Gymnaſii foll 
nach einer von dem Könige. Konfiftorio mäher zu bes 
fimmenden Neihefolge die Verpflichtung obliegen, jene 
Abhandlung zu den Schul: Programmen zu Fiefern. 
IV. Der für die Schul: Nachrichten beſtimmte zweite Theil 
des Programms iſt ausfchließlich von dem. Director 
oder Rector des Gymnaſti, und zwar nur in deutſcher 
— abzufaſſen, und ſoll folgende Abſchnitte ent⸗ 
alten: 

A. Der erſte Abſchnitt ſtellt die allgemeine Lehr⸗ 
Verfaſſung des Gymnaſii dar, führt: die Klaſſen in ih⸗ 
ver Neihefolge von der Prima abwärts auf, und bei 
jeder. derfelben, 

ı) den Ktaffen» Ordinarius und die übrigen Lehrer. , 

2) Die Lehrgegenftände und die für einen jeden ders 
felden beftimmte wöchentlihe Stundenzahl. 

3) Die Lehrbücher mit beftimmter moͤglichſt kurzer 
Nachmeifung, was während des Schuljahrs in jes 
dem Gegenftande behandelt, wo angefangen, tie 
weit vorgerüct, und mie viel. geleiftet worden iſt. 
Es Fönnen in diefem Abfchnitte die Eehrgegenftände 
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die BAR auswachen, ante ich Lehrer and 


t 


dag; 


Lehrbücher anfchließen, fo daß es geradeenicht noth⸗ 


— wendig iſt, die Lehrer, Lehrgegenſtaͤnde und Lehrbů⸗ 


cher, jedes unter einer beſondern Rubrik aufzufuͤh⸗ 


an ren. Diefer Abſchnitt muß außerdem nicht minder 
weſentlich alle diejenigen ‚Anordnungen, vortragen, 


welche in dem Zeitraume für welchen das Programm 


beſſinmt iſt, in Beziehung auf innere und aͤußere 


Schul⸗Diſciplin, Lehrmethode, Lehrgegenſtaͤnde und 


jede andere Verhaͤltniſſe, ſowohl vom Miuiſterio und 
dem Konfiftorio als von der Focal» und Schul⸗VPe⸗ 
boͤrde erlaſſen und vorgefchrieben werden, dergeffält, 


‚daß. aus diefer Darftellung eine vollſtaͤndige Webers. 


ſicht aller. diefe Gegenſtaͤnde betreffenden, Verändes 
rungen hervorgeht, und dem Publikum außerdem. die - 
Ueberficht des ganzen Lehrſyſtems jährlich „gegeben 
wird. Dieſer Abſchnitt hat aber auch zugleich. die 
Beſtimmung, durch öffentliche Erwähnung des Ges 
leifteten dem Fleiß und Eifer derjenigen Lehrer, wel⸗ 
he ſich hierin ausgezeichnet haben, die verdiente Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren zu laſſen, ‚weshalb die den⸗ 
felben zu Theil gewordenen ‚Belobungen und Aner⸗ 
kennungen in demfelden anzuführen find. - 

B. Der zweite Abfchnite foll eine Furze Ehronie des 
Gymnafii von dem verflöfenen Schuljahr enthalten. 
Alis regelmäßige Artikel ‚gehören hieher befonderg 


a) die Eröffnung des Schuljahrs, 


2) die Haterländifchen Schul und etwanige andere 


Feſte zum Andenken an die" Wöhlthäter der Anſtalt, 


3) Nachrichten von Veränderungen im Lehrers oder 


Beamten Perfonal des Gymnaſii, längere Krankhei⸗ 
ten der Lehrer, von der fuͤr ſolche Zeit angeordneten 
Aushuͤlfe ıc. und Beer 


4) außerordentliche Ereigniffe, welche: ſich bei‘ einem 


Gymnaſio während des Jahres zugetragen: haben; 
C. Der dritte Abſchnitt fol eine ftatiflifche Ueber⸗ 

ſicht enthalten, welche hauptfaͤchlich folgende Punkte 

zu beräckfichtigen hat; 2: ! 


- 
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1) bie Zahl der Sqhuler — im Samen ats in 
. jeder einzelnen Klaffe, 

2) eine Angabe ber während des Schuljahrs nen aufz 
genommenen, und der auf die Univerfität, oder zu 
andern Lehranftalten, oder zu andern Berufsarten 
abgegangenen Schüler, Bei den zur Univerficät ab⸗ 
gegangenen Schülern, find die Nummern des Pruͤ⸗ 
fungszeugniffes, welches fie erhalten haben, jedoch 

ohne ein weiteres Urtheil über fie hinzuzufuͤgen, fo 

wie die ihnen ertheilten Praͤmien anzufuͤhren, 


3) der Stand des Lehrapparats neue bedeutende Wer⸗ 
Ba mehrungen deſſelben in möglichfter Kürze aber mit 
dankbarer Erwaͤhnung der Geſchenke, welche etwa 
von patriotiſchen Wohlthaͤtern gereicht worden ſind; 
A: die dankbare Erwaͤhnung der zum Beſten des Gym⸗ 
naſii gemachten frommen Stiftungen, und der Un⸗ 
terſtuͤtzungen, welche die Schuͤler theils aus oͤffentli⸗ 


‚ hen, theils aus Privatmitteln im Laufe des Schul⸗ 


jahrs erhalten haben. 

D. Endlich foll der vierte Abſchnitt über die zu 
veranftaltenden öffentlichen Prüfungen, Deflamationdz 
und Redeuͤbungen, und namentlich über die Klaffen, 
welche hei der Prüfung auftreten. Die Gegenftände 
‚der Prüfung, und die Lehrer, . welche -diefelbe vor= 
nehmen werden, , über die einzelnen Schüler, welche 
Neden halten oder deffamiren werden, fo wie endlich 

uͤber den Anfang des neuen Lehrkurſus, und uͤher 

die zur Prüfung und Aufnahme neuer Schuͤler bes 
ſtimmten Tage die erforderlichen Anzeigen enthalten. 

V. Durch diefe Beftimmungen follen übrigens die Diref- 
toren oder Meftoren der Gymnaſien bei Abfaffung der 
jährfihen Schulnachrichten nicht auf die oben. bezeich- 
neten Nubrifen allein befchränft fein; . vielmehr bleibt 
ihnen unbenommen auch, dasjenige, was fie aus ihren 

Denbachtungen für einen folchen oͤffentlichen Schulbe⸗ 

richt Geeignete vorzutragen wuͤnſchen, und unter dem 

im Obigen vorgefohriebenen Artikeln Feine angemeflene 
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Stelle findet, in ber Einleitung oder am Schluſſe der 
Schulnachrichten beizufuͤgen. 

VI. Die Koſten, welche der Druck des jaͤhrl. Schul⸗ Pro⸗ 
gramms verurſachen wird, ſind aus den etatsmaͤßigen 
Fonds des betreffenden Gymnafii, oder, falls dieſe hiezu 
nicht ausreichen, mittelſt eines von ſaͤmmtlichen Schuͤ⸗ 
lern des Gymnaſii aufzubringenden, und von. dem Koͤ⸗ 
nigl. Konſiſtorio naͤher zu beſtimmenden außerordentli⸗ 
chen Beitrags zu beſtreiten, jedoch hat das Koͤnigl. Kon⸗ 
ſiſtorinm bei Entwerfung neuer Etats für die Gymna⸗ 

ſien feines Bezirks darauf zu achten, daß bei einen je⸗ 
den Gymnaſio zur Beftreitung der Druckfoften der Schuls 
Programme: eine, angemefiene Summe möglichft ausge 

worfen werde. Vorausgeſetzt, daß die den Schulnache: 
sichten vorangufchicfende miflenfchaftliche Abhandlung 
feine zu große Ausdehnung gewinnt, kann ein folches 
Schul-Programm ganz füglich auf zwei oder.drei Bo⸗ 
gen in Quartform beſchraͤnkt, und fomit die jährfiche' 
Ausgabe für den Druck deflelben "nicht fo bedeutend 
werden, daß: diefelbe irgend einem Gymnaſio zu ſchwer 
fallen ſollte. 

VII. Außer den Exemplaren der Programme und Schul⸗ 
ſchriften, welche vorſchriftsmaͤßig an die Koͤnigl. Bibli⸗ 
otheken in Berlin, Breslau, Bonn, Halle, Koͤnigsberg 
und Greifswald jaͤhrlich einzuſenden ſind, hat das Koͤ⸗ 
nigl. Konſiſtorium am Schluſſe eines jeden Jahres von 
dem, im Laufe deſſelben ausgegebenen Programmen der 
Gymnaſien ſeines Bezirks Zehn gebundene und mit ei— 
nem Umſchlage verſehene Exemplare dem Miniſterio ein⸗ 
zureichen. 

VII. Diefen Erempfaren find die vorſchriftsmaͤßigen Kon, 
duitenliften über die Lehrer der Gymnaſien altjährlich 
beizufügen, und hat das Könige. Konfiftorium zugleich 
über den Zuftand jedes einzelnen: Gymnaſii feines Be⸗ 
zirks über die im demfelben berrfchende mehr oder. we⸗ 
niger beifallswerthe Difeiplim, fo wie über ae für ein 
Gpmnafium. wichtige Punkte, welche fich zur. Mittheis 
ſung an das Publikum nicht gignen, und deshalb auch 
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in dem Schul, Programm: hicht fuͤglich eine Stelle fin⸗ 
den Eönnen, ausführlich zu berichten. In dieſen Jah⸗ 
reöbericht find zugleich folche Anfragen, Anzeigen und 
v Vorfchläge oder Gefuche aufzunehmen, welche das All⸗ 
gemeine der Gymnaſial⸗-Verfaſſung betreffen; die ein 
Ghymnaſium im Einzelnen angehenden Bedürfniffe, und 
die hierauf bezäglichen. Anträge muͤſſen aber. nach wie 
vor der fpegiellen Berichtserftattung: des Koͤnigl. Kon⸗ 
ſiſtorii vorbehalten bleiben. 

Das: Minifterinm beauftragt das Königt. Konfifio- 
rium, den obigen Beflimmungen gemäß das. weiter Erfor- 
derliche fchleunigft zu verfügen, damit, wo möglich ſchon 
im bevorfiehenden Herbfte hiernach verfahren: werden koͤn⸗ 
ne... Falls letzteres, wie jedoch ungern geſehen werden 
wird, nicht mehr zuläßig fein follte; ſo ift in naͤchſtem 
Programm die ad IV. A, vorgefchriebene Hiftorifche Weber: 
ficht der erlaffenen Lehr-, Difeiplinars und übrigen Vor⸗ 
ſchriften, unfehlbar nachzuboten. 

Berlin, den 23. Auguft 1824. - 

Minifterium der -Geiftlichen ,_. Unterrichts und Medizinal- 
Angelegenheiten. 
Unterrichts , Abtheilung. 
- v. Kampp. 





67. 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern und ber. 
Polizei, am den Königl. Regierungss Bevollmächtigten 
Herrn Geheimen Regierungsrat Neumann zu Bres- 
lau, die Beherbergung fremder Studierenden. bes 
treffend. 
Das unterzeichnete Minifterium iſt wegen des, von 
Em. Hochmwohlgeboren in dem Bericht vom 4. v. Mts. 
gemachten Vorſchlags: 
daß die, unterm 9. Juni d. J. an fämmtliche Königl. 
Univerfitäten ergangene. Eirculars Verfügung, nach wels 


cher den Studierenden, die Beherbergung eines. anderen 
Studenten fowohl von inländifchen, als ausländifchen 
Univerfitäten, jedoch wit Ausnahme der leiblichen und 
Stiefbrüder, unbedingt verboten worden, auch auf die 
Eandidaten und Gymnaſiaſten ausgedehnt werde, 
‚mit dem Königl. Minifterio der Geiftlihen, Unterrichtös 
und Medizinal- Angelegenheiten in Communication getre⸗ 
ten. Da Daffelbe mit diefem Vorſchlage einverfianden, 
ift, fo werden Ew. Hochwohlgeboren hiermit authorifiet,, 
dem gemäß die erforderliche Bekanntmachung zu erlaffen. 
Berlin, den 5. Auguft 1824. . 
Diinifterium ded Innern und der Polizei. 
In Abwefenheit des Herrn Chefs Excellenz. 
v. Kamp. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗-Angelegenheiten an 

— Koͤnigl. Regierungen, die — 

im Lehrfache betreffend. 2 


Es ift zur Kenntniß Seiner Majeftät des Königs. 
gefommen, daß gegenwärtig häufiger als fonft zu Lehr« 
ſtellen an inländifhen Schulen, Ausländer vorgefchlagen: 
und angeftellt worden, welche zum Theil nicht einmal. auf 
inlaͤndiſchen Univerfitäten und Bildungs: Anftalten ſtudirt 
baben, und deren Grundfäge und Gefinnungen mit Sicher⸗ 
heit nicht beurtheilt werden fünnen. Seine Majeftät: der, 
König haben daher mittelft Allerhoͤchſter Kabinetsordre 
vom 21. v. M. zu befehlen geruht, daß dieſes Verfahren 
fortan abgeſtellt werden ſoll. 

Zu Folge einer weiteren Allerhoͤchſten Beſtimmung 
iſt uͤberhaupt bei Anſtellungen im Lehrfache von dem un⸗ 
abaͤnderlichen Grundſatze auszugehen, daß oͤffentliche Lehr⸗ 
anſtalten weder durch bloße wiſſenſchaftliche Bildung der 
Zoͤglinge noch dadurch, daß auf ihnen nur keine ſchaͤdli⸗ 
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chen und verderblichen Gefinnungen und Nichtungen er= 
zeugt und befördert werden, ihrem Zweck erreichen, ſon⸗ 
dern, daß Iegterer neben der wiffenfchaftlihen Bildung 
auch darin, befteht, in den Zöglingen, Gefinnungen der 
Anhänglichkeit, der Treue und des Gehorfamd am Landes- 
herrn und am Staate zu erwecken und zu befeftigen, und 
daß daher Lehrſtellen nur denjenigen, die auch in dieſer 
letztgedachten Btziehung volles Vertrauen verdienen, ‚über 
tragen werden follen. 

Das Minifterium macht diefe Allerhoͤchſten Beſtim⸗ 
mungen hierdurch der König. Regierung zur gewiſſenhaf⸗ 
teften Nachachtung befannt, und erwartet, daß diefelde 
bei Befegung erkedigter. Lehrfiellen an Efementars und 
Bürgerfchulen, deren Auffichte und Verwaltung in Folge 
der Allerhöchften. Dienft » Inftruction vom 23. Oktober 1817 
von der Königl. Negierung, reffortirt, fo wié bei Beftäti- 
gung der. von Privat Patronen und Gemeinden dazu er- 
wählten Subjecte den obigen Vorfchriften gemäß, aufs. 
» pünftlichfte verfahren mwerde. Zugleich wird die Koͤnigl. 
Hegierung in Folge des Allerhoͤchſten Befehls angemwiefen, 
auch die bereits angeftellten Lehrer an fämmtlichen Ele 
mentar- und Bürgerfchulen in diefer Nückfiht auf das 
firengfte zu Fontrolliven, und bei eigner Verantwortlichfeit 
der Königl. Regierung und ihrer einzelnen Mitgfieder, jede 
ſich ergebende Spur entgegengefeßter Nichtungen und Aeu⸗ 
Berungen unverzüglich dem Minifterio anzuzeigen, und bier- 
unter einer unzeitigen und fehädlichen Nachſi cht fü ich nicht 
ſchuldig zu machen. 

Berlin, den 12. Juli 1824. 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medininal⸗ 
Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 


— 
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.69. DES, 
Circular⸗Reſcript des König. Miniftertums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts» und. Medizinals Angelegenheiten an 
fämmtliche Koͤnigl. Könfiftorien, die Geſang- Zeichens 
und Schreiblehrer bei den Gymnaſien betreffend, 


— — 


Das Miniſterium ſieht ſich veranlaßt, hierdurch an⸗ 
zuordnen 
1, daß die Befang-, Zeichens und Schreiblehrer bei den 

Gymnaſien von jegt an nicht weiter, wit ed wohl bis⸗ 
ber der Fall gewefen iſt, förmlich angefielt, fondern 
nur auf gegenfeitige Halbjähriiche Kündigung angenom⸗ 
"men werden follen; 

2. die gedachten. Huͤlfslehrer füllen bei ihrer Annahme 
nicht, gleich den ordentlichen beſtallten Lehrern, verei⸗ 
digt, vielmehr fol ihnen nur ein dem Inhalte der uns 
ter dem 17. December 1799 gefeglich vorgeſchriebenen 
Eidedformel gleiches DVerfprechen abgenommen, ihnen bie 
Bedingung der augenbliclichen Entfernung, falls fie im 
mindeften gegen ihr an Eides Statt gegebened Ver⸗ 
forechen handeln ſollten, ausdrücklich gemacht, Und ein 
hierüber abzufaflendes Protocol von ihnen ünterzeich- 
net werden; 

3. die Annahme der mehr gedachten Huͤlfslehrer der Gym⸗ 
naſien ſoll auch fernerhin, wie bisher der vorherigen 
Genehmigung des Miniſterii unterliegen. 

Das Koͤnigl. Konſiſtorium wird beauftragt, den vbi⸗ 
gen Beſtimmungen gemäß, bei der Annahme der Geſang-, 
Zeichen» und Schreiblehrer der Gymnaſien feined Bezirks 
zu verfahren. . 

Berlin, den 13. Auguſt 1824. 
Miniſterium der Geiftlichen, Unterrichtds und Medizinals 

Angelegenheiten. 
Unterricht» Abtheilung. 
us v. Kampe. 

- Dem Könige. Konſiſtorio zu Coblenz wird unter Bes 
zugnahme anf. deflen Bericht vom 14. Maͤrz c. Abſchrift 
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einer Circular s Verfügung des Minifterii die Annahme 
und Verpflichtung der Hülfslehrer bei den Gymnaſien bes 
treffend, zur Kenntnißnahme und Nachachtung zugefertigt. 

Berlin, den 13. Auguft 1824. 
Minifterium der -Geiftlihen, Unterrichts und Medizinals 
. Angelegenheiten. 
Unterrichts, Abtheilung. 

v. Kamp 





7o0. 

Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Erz 

bauung und Unterhaltung von Schulhäufern ber _ 
treffend. 


[| 


In vielen Buͤrgermeiſtereien des hiefigen Negierungss 
Bezirks hat der Schul,Unterricht bisher nicht gehörig 
gefichert werden koͤnnen, weil bei dem Mangel zureichen- | 
der Volks-Schulen, die Einwohner, obgleich) mit dem 
beſten Willen, fich über die Fragen nicht einigen Fonnten, 
in welchen Gemeinden Schulhäufer errichtet, und aus 
welchen Mitteln fie erbaut und unterhalten werden follen. 

Um den Verzögerungen und Mißhelligfeiten abzuhels 
fen, welche durch die Erörterung diefer Fragen in einzel 
nen Fällen bisher entftanden find, oder ferner entftehen 
fönnten, fehen wir und veranlaßt, die hierüber vorliegen 
den geſetzlichen Beflimmungen hiermit in Erinnerung zu 
bringen. 

Somwohl durch das Gefeg vom 27. Brum, 111. Jahrs 
als durch eine Verordnung des Franzöfifchen Regierungs⸗ 
Kommiffairs Rudler vom gten Floréal 5. 6., welche in 
dem Umfange der damaligen vier Nheindeparteitiente noch 
immer gefegliche Kraft haben, werden Primair > Schulen 
eingeführt, und dabei wird in legterer fefigefegt, daß in 
allen Gemeinden, in welchen ſich Pfarr-Schnien befinden, 
diefe forthin unter dem Namen von Primair⸗Schulen bes 
ftehen ſollen. 
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Ein Gefeg vom rıtett Frimaire J. 7, über die Vers 
waltung der Departemental:, Munizipals und Communals 
Einnahmen und Ausgaben legt den Gemeinden eines jer 
den Kantons die Ausgaben für. die. Primair« Schulen zur 
Laft, um aus den Gemeinde: Einnahmen beſtritten zu vers 
den, und zwar fd wie ‚die Zahl der Schulen durch en 
beftinmt fei, oder werde beftimmt werden. 

‚ „Endlich verfügt ein Gefeß vom rıten Flor&al J. 10, 
daß eine Schule nach der Bevoͤlkerung und den örtlichen 
Berhältniffen mehrern Gemeinden zuftehen kann, und daß 
die Gemeinden fchuldig find, die Schulwohnungen zu ſtellen. 
‚ Diefe Beftimmungen find fo einfach, daß bei gehöris 

ger Berückfichtigung der srtlichen Verhältniffe, über ihre 
Anwendung in jenen Gemeinden, welche aus einerlei Re⸗ 
kigiong » Verwandten beftehen, fich wicht leicht Anftände ers 
geben. koͤnnen. 

Dagegen wird der Fall dem Anſcheine nach verwik⸗ 
kelter, wenn die Einwohner einer buͤrgerlichen Gemeinde 
zu verſchiedenen Confeſſionen gehoͤren. 

Rudler hatte zwar in feiner vorangefuͤhrten Vers 
ordnung verfügt, daß alle Kinder einer Gemeinde, ohne 
Unterfchied der Religion, in Einer Schule verfammelt wers 
den follen; indeffen macht-die Nücjicht auf den Neligionss 
Unterricht, welcher damald nicht in Anfchlag gebracht 
wurde, bei uns aber im der Regel einen Theil des Schul: 
Unterrichtd ausmachen fdll, jene Vermiſchung weniger zu⸗ 
laͤßig; auch Hat das K. h. Minifterium in Folge einer Als 
lerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 4. Dftober 1821 am 
27. April des folgenden Jahres beftimmt, daß eine ſolche 
Vereinigung nur in offenbaren Nothfällen, und dann erſt 
gemaͤß einer freien Entſchließung der beiderſeitigen, von 
ihren Seelſorgern berathenen kirchlichen Gemeinden, und 
mit Genehmigung der hoͤhern weltlichen und geiſtlichen 
Behoͤrden ſtatt haben duͤrfe. 

Aber auch dieſe Anſtaͤnde verſchwinden, wenn man 
davon ausgeht, daß auch bei Verſchiedenheit der Confeſ⸗ 
ſionen die buͤrgerlichen Gemeinden durch die Geſetze ver⸗ 
bunden bleiben, für jeden Religions⸗Theil eine eigene 
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Schule zu bauen und zu unterhalten; es wäre denn, daß 
die Zahl der fehulpflichtigen Kinder einer Confeffion zu ei> 
ner eigenen Schule nicht hinreichend wäre, in welchen 
Falle aber in eben den Gefegen für die bürgerliche Ges 
‚ meinde die Verpflichtung liegt, jener benachbarten Gemein⸗ 
de, deren Schule von dieſen Kindern befucht werden fol, 
zu dem Bau und dem Unterhalte diefer ‘gemeinfchaftlichert 
Schule einen verhältnißmäßigen Geldbeitrag zw leiſten. 
Die Höhe diefed Beitrags mird in derjenigen Weife bes 
fimint, welche für. Ausgaben die mehrern Gemeinden ges 
meinfchaftlich find, durch das Gefeg von 4ten Thermidor 
10. Jahrs Art. 22 und 23. vorgefchrieben iſt. 

Anden wir diefe gefeglichen Beftimmungen uud bie 
Grundfäge über deren Anwendung jur öffentlichen Kennt⸗ 
niß bringen, erflären wir zugleich, daß wir fd fange auf 
deren Befolgung halten werden, bis hierüber eine abaͤn⸗ 
dernde höhere Entfcheidung erfolgen wird; 

Trier, den 17. Maͤrz 1824: 

Könige. Regierung, 


71. ⸗ 
Publikanbum der Königl. Regierung zu Liegnitz, die 
Anordanng der Schulvorftände auf dem Lande 
betreffend. 


Da dasjenige, was am io, Januar ıgı3 im Aufs- 
trage des König. Minifterii für den Kultus und oͤffent⸗ 
lichen Unterricht wegen Anordnung der Schulvorfände auf 
dem Lande und der Inſtruction für diefelben durch das 
Negierungsd ; Amtöblatt, (Jahrgang 1813 No.6. Pag. 55.) 
veröffentlicht worden, in den Kreifen der König. Preuß. 
DbersLaufig noch nicht förmlich zur allgemeinen Kenntniß 
gelangt. ift, auch wohl in den übrigen Theilen des hiefis 
gen Negierungs- Departements nicht felten überfehen wird; 
fo haben wir wegen der Gemeinwichtigfeit ded Gegenflandes 

"für nothwendig erachtet, Nachflehendes zu ER 

Es 
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e⸗ fol: 

1) der Schulvorſtand einer jeden Dorffchufe, Privat 
Patronats, aus dem Patron (Tollator) der Schule, 

‚ oder deffen Nepräfentanten, als dem Präfed, aus 
dem Prediger, und nach Verhältniß des Umfangs 
und Größe ded Schulvereind, aus 2 bid 4 Fami⸗ 
lienvätern beftehen, unter denen, wo es angeht, ber 
Schulze ded Orts fein muß. ft bagegen die Schule 
Königlichen Patronatd, fo bedarf ed in dem Vor⸗ 
ſtande feined Vertreters defjelben, 

An Orten, wo zwei Schulen verfchiedener Cons 
feffionen befindlich find, müffen beide Pfarrer Mits 
glieder ded Schulvorfianded werden, und bat dann 
der im Amte ältere bei gemeinfchaftlichen Berathuns 
gen den Vorſitz; jeder von ihnen Aber die fpezielle 
Aufficht über das Innere der Schule feier Eonfefs 
fion. Eben diefed gilt auch von Simultanfchulen, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß dann auch das In . 
nere der Schule von beiden Pfarrern nach gemein. 
fchaftlihem Uebereinkommen beauffichtige wird; 

2) der Schulpatron und der Pfarrer wählen unter den 
Gemeindegliedern diejenigen Subjecte für den Schuls 
vorftand, welche fich durch anerkannte Rechtſchaffen⸗ 
heit, durch Bildung, und befonder8 durch Intereſſe 
für Schulwefen, vor den übrigen Öliedern der Coms 
mune auszeichnen, und darum zur Beforgung dieſes 
ehrenvollen Amtes fir vorzüglich geeignet und deffen 
würdig geachtet werden. 

3) Dem Schulvorfiande liegt es im Allgemeinen ob, 
das Beſte der Schule wahrzunehmen, und alfo für 
Erhaltung der äußern Ordnung, fo wie für Fördes 
rung der innern Vorzuͤglichkeit der Schule und für 
die genaue Defolgung der Schulverordnungen Sorge 
zu tragen. 

4) Zu diefem Zwecke verſammelt ſich der Schulvorſtand 
monatlich einmal und zwar am erſten Mittwoch ei 
nes jeden Monats Nachmittag, oder, wenn der 
Geiftliche mehrere Schulen zu revidiren hat, am eis 

Annalen Heſt III. 1324. Jii 
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nem ven dem Patron zu beftimmenden Tage, entive: 


der im Schulzimmer, oder in dem Haufe des Präfes: 
Der Gutsherr oder deſſen Nepräfentant, hat bei 
diefer Verfammlung, wenn er perfönlich zugegen iſt, 
den Vorfig, fonft der Schulrenifor. 


5) Alles was den baulichen Zuftand des Schulhaͤuſes, 


die Neinlichkeit und Ordnung in der Schulftiube, die 
Hefchaffenheit der Schufgeräthe und der erforderlis 
chen Lehrmittel betrifft, alles, was fich auf die Wahr: 


nehmung der, Amtspflichten und die fittliche Führung 


des Schullehrers; auf die Befolgung des Lections⸗ 
planes und auf die Handhabung der Schulzucht, 
fo wie auf regelmäßige Benugung der Schule bes 
zieht; alles, was dem Lehrer Anlaß zu Befchwerden 
giebt, oder Grund zu Sagen über ihn geworden ift, 
macht den Gegenftand der Berathung, Prüfung und 
des Befchluffes von Seiten des Schulvorſtandes aus, 


6) Insbeſondere aber liegt ed dem Geiftlichen, als dem 


fachkundigen Mitgliede ded Schulvorſtandes ob, auf 
das innere des Schulweſens, 3. B. auf die Unter: 
welfung, Lehrmethode, Echulzucht, Befolgung des 
Lehrplans, fortfchreitende Bildung des Lehrers ꝛc. ıc., 
feine Aufmerkfamkeit und feine Bemühungen zu rich⸗ 
ten und darum fo oft ald es das Beduͤrfniß der 
Schule Heifcht, wenigſtens aber zweimal ded Mo⸗ 
nats, die Schule zu beſuchen. Derfelde führe auch 
bei den mionatlichen Verhandlungen ($. 4.) das Pros 
tofoll, trägt das, was daſelbſt befchloffen worden, 
in ein dazu anzulegendes -Conferenzbuch ein, beforget 
die erforderliche Correfpondenz, und berichtet nach 
dem Befchlug und im Namen ded Vorſtandes an 
den vorgefegten Guperintendenten oder Schulens 
Inſpektor. 


7) Das Buch des Schulbeſuchs muß der Schullehrer 


am Tage der monatlichen Conferenz dem Schulvor⸗ 
ſtand zur Einſicht vorlegen, damit dieſer veranlaßt 
werde, ſich von allen etwanigen Schulverſaͤumniſſen 
zu unterrichten, den Urſachen derſelben nachzugehen, 
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die Eltern oder ihre Stellvertreter zur Rede zu ſtel⸗ 


len, und erforderlichen Falls mit angemeſſenen und 


vom Gefebe gesrdneten Sträfen bie Negelmäßigkett 
des Schulbefuches zu erzwingen Sollten diefe Maas 
regeln ohne Erfolg bleiden; fo hat fich diefe Orts: 
Schuldehörde an den Landrath des Kreifes zu werden, 


8) Der Schulvorſtand iſt verpflichtet, ber öffentlichen 


Schulprüfung, wozu die Eltern von der Kanzel ab 
durch den Prediger eingeladen werden, beizuwoͤhnen. 
Diefer. führt das von den ſaͤmmtlichen Mitgliedern 
des Schulvorftandes zu unterzeichnende Protokoil, 
und uͤberſendet ſolches an den Superintendenten oder 
den Kreis⸗Schulen-Inſpektor zu weiterer Befoͤrde⸗ 


rung an und (Vergl. die gedruckte Currende an 


die evangel. Geiſtlichkeit vom 21. März 1811.) 


5) Dem Schulvorftande liegt, ed ferner od, nicht nur 


für gemwilfenhäfte Verwaltung ded Schulverinägeng, 
durch einen aus feiner Mitte zu wählenden Rendan⸗ 
ten zu forgen, fondern auch auf Vermehrung deffel- 
ben, fo mie auf die Verbefferung des Einkommens 
bes Lehrers, wo ein dießfälliges Beduͤrfniß beſteht, 
angelegentlich vorzudenfen. 


16) Der Schulvorftand ift auch verpflichtet, das firirte 


Gehalt und die Naturalien, fo wie infonderheit das 
Schulgeld durch den Nendanten zu erheben, und in 
feftgefegten Terminen an den Lehrer gegen Quittung 
abzuführen. 


11) Bei entſtandener Schuflehrer-Vacanz, welche von 


dem Nevifor unverzüglich dem Superintendenten- oder 
Schulen-Inſpektor, und durch diefen uns anzuzeigen 
if, wird von dem Schulvorftande in Ermäßigung zu 
giehen fein, welche wuͤnſchenswerthe Veränderungen 
im Schulwefen, die durch die eingetretene Erledigung 
begänftigt werden, in Ausführung gebracht werden 
fönnten. Die diesfälligen Einleitungen und Anträge 
find bei der Schul⸗Inſpektion und noͤthigenfalls bet 
und zu machen. Der'vom Patrocthio ausgefertigtett 
und vollzogenen Berufs⸗Urkunde muß ein vollſtaͤndi⸗ 
Jii 


* N 


. 


ge, von dem Schulvorſtande und den Dörfgetichten 
mitunterfchriebened Verzeichniß alfer an die Steife 
gefnüpften Emolumente beigefügt, hierauf beides durch 
die Infpeftion an die unterzeichnete Regierung zür 
Beftätigung - oder weiteren Veranlaffung eingereicht 
werden. (Vergl. die Verordnung wegen Anfertigung 
der DVocationen, Amtsblatt 1812 S. 396, Iind we⸗ 
gen Vocationen in Fälten, wo die Lehrer zugleich als 
Gerichtöfchreiber beftelte werden. Amtsblatt 1815 
Seite 434.) Die Einführung eined neuen Schulleh- 
rerd gefchieht von dem Nevifor in Gegenwart der 
übrigen Schnlvorftands> Mitglieder, einer Deputation 
der Schul: Comnmme und der ſaͤmmtlichen — 
Jugend. 


12) Die Amtsfuͤhrung der Schulvorſtaͤnds— Mteäfier 
' aus der Gemeinde fol 6 Jahre danern. Nach br 
lauf diefer Zeit wird vom Patron und Nevifor, als 
bleibenden Mitgliedern, zur neuen Wahl gefchritten, 
und kann viefelde auf die Augsgefchiedenen twieder 
gerichtet werden, zumal wenn folched von ihnen ges 
wünfcht werden, oder Mangel an qualificirten Sub⸗ 
jeften vorwalten follte, 


Da nun folhe Mönner ald Schulvorfteher angeorbnet 
werden ſollen, welche für den Flor der Schule intereffirt 
find, vernünftige Einfichten haben, in einem guten Rufe 
und bei der Gemeine nicht in Mißcredit ftehen: fo ift mit 
Grunde zu erwarten, daß fie dies ihnen anvertraute eh— 
renvolle Amt mit gewiffenhafter Treue verwalten und mit 

Freudigkeit, Eifer und Mühe aufbieten werden, um das 
ihrer Aufficht übergebene Schülwefen zum Segen der Ges 
meine zu einem immer höheren Grade ber Vollkommen⸗ 
heit zu erheben. 


Hiernach haben die Herren — (Colla⸗ 
toren) da, wo dergleichen Orts⸗Schulvorſtaͤnde noch nicht 
befiehen, mit den betreffenden Herren Geiftlichen zuſam⸗ 
men zu treten, die Wahl der fehlenden Mitglieder zu 
veranſtalten, ein Wahl» Protofoh aufzunehmen, und die 
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Kreis⸗Schul⸗ Inſpeitivn von dem GBeſchehenen in seine, 
niß zw ſetzen. 
Liegnitz, den 8. Auguſt 1824. Zr 
Koͤnigl. Preuß. — Erſte Abtheilung . 





» din 


72. 
Publifandum des Königt. Oherpräftkune F Coßfeng, 
die Einrichtung des jüdifchen Schulweſen 8. in den * 
Rheinpropingen betreffend, .. 
— Zu} 
Es iſt nothwendig gefunden. worden, über die Ein? 
richtung des jüdifchen Schulweſens in den Rheinprovimen 
Folgendes feftzufegen: 
2 Ale Eltern und Pfleger ifeaelitifcher Kinder 
find gehalten, denfelben beim Eintritt. ded durch beftehende 
Verordnungen feftgefegten: ſchulpflichtigen Alters einen or⸗ 
dentlichen und zweckmaͤßigen Elementar⸗ Unterricht erthei⸗ 
ten zu laffen, und dieſen fo lange fortzufegen, bis entwe⸗ 
der. die Aufnahme. in eine höhere Schule Statt finden 
kann, oder menigftend die alkgemeine Bildung fo weit ges 
foͤrdert iſt, als es überhaupt die Zulaffung zu irgend el 
nem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vor⸗ 
. bereitung für daffelbe erfordert. Dieſer Grad der Reife 
iſt durch ein Zeugniß der. Ortd-Schulbehörde nachzuwei⸗ 
fen, : und durch dieſes die Befreiung ‚son viner fernern 
Schulpflichtigkeit bedingt. 
82. Der ElementarsUnterricht iſraelitiſcher Kin⸗ 
ber’ findet. Statt entweder im einer der beſtehenden chriſt⸗ 
lichen Schulen des Wohnorts, oder bei Vrivatlehrern, 
oder in einer: eigenen juͤdiſchen Gemeine» Schufe. - 

Für jeden dieſer Fälle enthalten die folgenden Arti⸗ 
kel die erforderlichen näheren Beſtimmungen. 

59. 3. Der Vorſtand der jhdifchen Gemeine jedes 
Orts iſt gehalten, jährlich Sechs Wochen vor der öffent 
lichen Schulpräfung eine Lifte aller iſraelitiſchen Kinder 
des Orts, oder ded Gemeine-Verbandes, vom vollendeten 
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6. bis zum vollendeten 15; Jahre einzureichen, und das 
* Ir jedes derfelben die Schule nachzumweifen, welche es 
eſucht 

Die Orts⸗Schulbehoͤrde hat dafür zu forgen, daß 
diejenigen Kinder, welche noch Feine oder Feine Eonceffios 
nirte Schule befuchen, im eine folche gewieſen, und die 
Borfteher davon in Kenntniß gefegt werden. 

$-.4. Jedes iſraelitiſche ſchulpflichtige Kind, für 
welches nicht nagbgewiefen werben kann, daß es bei ei⸗ 
nem konceſſion rten Privatlehrer, oder in einer juͤdiſchen 
Gemeine⸗Schule ſeinen Unterricht empfaͤngt, iſt verpflich⸗ 
tet, die chriſtliche Bezirksſchule ſeines Wohnorts zu beſu⸗ 
chen, und zur Unterhaltung derſelben und ihrer Lehrer 
daß uͤbliche Schulgeld und. alle; diejenigen Beiträge: zw 
zahlen, welche von den übrigen, zu demſelben Schulyer⸗ 
— gehoͤrigen Kindern oder deren Eltern, gezahlt werden. 

» 5... Den. ifraelitifhen Familienvaͤtern iſt dieſe Ber 

—— der Wohlthat des oͤffentlichen Unterrichts fuͤr ihre 

Kinder in chriſtlichen Schulen geſtattet, und die letztern 

find. in Ermangelung: einer: eigenen juͤdiſchen Schule zur 

Aufnahme derſelben verpflichtet, ohne jedoch deshalb den. 
uhren: einen Antheit an. ihrer Verwaltung einzuräumen. 

295. Ge Die iſraelitiſchen Kinder, welche chriſtliche 
Scham beſuchen, find: gehalten, ſich ganz nach der für: 
dieſelben beſtehenden Ordnung zu richten; nur an ihren 
Sabhaths⸗ und andern ihrer gebotenen Feiertage find fie 
von Erfuͤllung derjenigen. Vorſchriften befreiet, die mit ih⸗ 
ren fuͤr die Feier dieſer Tage gegebenen Religionsgefetzen 
im Widerſpud ſtehen. 

8. 7.Auch Dürfen ifraefitifche Kinder. in chriftlichen: 
Säulen wider ihrer. Eltern Willen. nicht: angehalten wer⸗ 
den, an dem chriftlichen Neligionsunternichte oder. den re⸗ 
ligioͤſen Erbauungen der Schule Theil, zu nehmen. 

F. 8. Jedoch follen die für den juͤdiſchen Religions⸗ 
unterricht etwa eigens anzunehmenden juͤdiſchen Religions⸗ 
lehrer ihre Tuͤchtigkeit zu dieſem Geſchaͤfte nicht bloß durch 
ein Zeugniß des Polizet Behörde. ihres Wohnorts über 
ihren unbeſcholtenen Lebenswandel, ſondern auch durch ei⸗ 
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ne Prüfung in allen von einem dem Lehrſtande gewidme⸗ 
ten Subjefte erwarteten Kenntniffen und Gefchicklichkets 
ten darthun, und ohne eine, auf den Grund diefer Prü- ' 
fung ihnen zu ertheilenden Konceffion auch den Religions: 
unterricht zu ertheilen, nicht befugt fein. 

$. 9. Um mit diefem Neligionsunterrichte, der zu⸗ 
gleich den unterricht in der hebraͤiſchen Sprache in ſich 
begreift, auch den Unterricht in den übrigen Lehrgegen⸗ 
ſtaͤnden der Schule verbinden zu duͤrfen, bedarf es einer 
beſondern Konceſſion auf den Grund einer vorhergegange- 
nen vollftändigen Prüfung, wenn diefe nicht ſchon vor eis 
ner andern inländifchen Eompetenten Behörde erfolgt iff, 
und durch ein genuͤgendes Zeugniß derfelben nachgewieſen 
werden kann. 

F. 10. Ein Gleiches gilt von allen juͤdiſchen Pris 
vatlehrern, auch von denen, welche in den Käufern Uns 
terricht geben wollen, und ed haben die Ortd: Behörden 
genau darauf zu wachen, daß Fein jüdifcher Privatlehrer 
ohne dieſe, von der Koͤnigl. Regierung ſelbſt auszuſtellende 
Konceſſion Unterricht, weder in, noch außer dem Haufe 
ertheile, widrigenfalls nicht allein feine Schule fogleich zu 
ſchließen, fondern er felbft auch noch in eine Polizeiftrafe 
von Einem bis zu Fünf Ihalern zu nehmen ift. 

og 71.) Der völftändige Unterricht ifraelitifcher Kin⸗ 
ber. bei einem Fonceffioninten. Privatlehrer befreiet von der 
BDeitragspflichtigkeit für Die chrifttiche Bezirksſchule. 

$. 12. Eben dies ift der Fall, wenn ſaͤmmtliche 
iffartfitifche Bewohner einer Stadt,»oder "eines ländlichen 
Bezirks eine gemeinfchaftliche Schulanftalt auf gemeins 
fchaftliche Koften verrichten, und dazu die Genehmigung 
der Koͤnigl. Regierung erhalten haben, welche jedesmal 
durch die KreißsSchufbehörde oder reſp. ſtaͤdtſche Schulz 
Kommiſſion nachzufuchen ift. 

$. 13. - Die in einer folchen ifraelitifchen Gemeine⸗ 
Schule anzuſtellenden Lehrer muͤſſen in ganz gleicher Weiſe, 

wie die Lehrer der chriftlichen Schulen der naͤmlichen Gat⸗ 
tung, jedoch mit Ausnahme der Religions⸗Kenntniſſe, vor 
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einer kompetenten inländifchen Behörde gepräft und fühig 
befunden fein. 

$. 14. Die ifraelitifhe Gemeine Schule mit ihren 
Lehrern, wie auch die Fongeffionirtenn Privatlehrer des mo⸗ 
faifhen Glaubens, fiehen unter der Aufficht der Orts⸗, 
Kreis» und Departements- Schul: Behörden, und es bes 
dürfen Die Lehr- und Einrichtungspläne derfelben, und 
die zum Unterrichte beftimmten Schulbücher eben fo der 
Prüfung und Befkätigung, fo wie die Berwaltung des ges 
ſammten jüdifhen Schulweſens eben fo’der Aufſicht und 
Leitung diefer Behörden, mie diefelbe für die chriſtlichen 
Schulen jedes Regierungs-Bezirks vorgeſchrieben iſt. 

$. 15. Den jüdifhen Schulen iſt es nicht geſtat⸗ 
get, chriftliche Kinder in den Unterricht aufzunehmen. 

$. 16. Die nächfle unmittelbare Aufficht über die - 
jüdifche Gemeine-Schule führt zwar ein, von den betheis 
ligten ifraelitifchen Familienvätern aus ihrer Mitte ges 
mählter, und durch die Provinziats Behörde beftätigter 
Schulvorſtand, jedoch iſt ein von der Orts, Schulbehörde 
ernannter Kommiſſarius berechtigt, die Schule zu jeder 
Zeit zu befuchen, und zur Aufrechthaltung der beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften jede ihm noͤthige Auskunft zu for⸗ 
dern, welche die iſraelitiſchen Schulvorſteher und die Lehr 
rer der Schule ihm unmeigerlich zu ertheilen haben. Auch 
iſt derfelbe zu der. jährlich zu haltenden öffentlichen Schuls 
Pruͤfung einzuladen, nach deren Beendigung er feinen 
— uͤber die Schule an ſeine Behoͤrde zu erſtatten 
bat. 

$. 17. Die fänmtlichen betreffenden Kreid- und 
Lofals Behörden find mit der Handhabung diefer, von 
dem Könizf. Minifterio der Geiftlichen und Unterrichtgs 
Angelegenheiten genehmigten Verordnung beauftragt, 

Koblenz, am 13. September 1324. 
Der. Staats: Minifter und Ober: ⸗Praͤſident, 
Ingersleben. 


” i VIE . 
Eommunal + Wefen, 


73. 

Refeript des Könige. Minifterums des Innern an bie 
Königl. Reggerung zu Coblenz, die Frage betreffend: ob 
Notarien zugleich als Beigeordnete der. Bürger 
qeifler fungiven Fönnen? 





Ueber die im Berichte: ber Königl. Regierung vom 
24 Mai d. J. aufgeftellte Frage: ob Motarien zugleich 
als Beigeordnete der Bürgermeifter fungiren fönnen? iſt 
mit dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter kommunizirt, und hierauf 
von Sr. Excellenz unterm sten hujus diejenige Erfläs 
rung. abgegeben worden, welche Ihr anfiegend in Ab⸗ 
ſchrift (sub a,) mitgetheilt wird. 

Berlin, den ı7. Auguſt 1824. # 

Minifterinm des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 
: & x 2 

Ew. Excellenz beehre ich mich, den mir unter. dem 
26. Juni c. mitgetheilten Bericht der Regierung. zu Cos 
benz vom 24.Mai d. J. über die Frage: 

ob Notarien als beigeordnete waurgerweiſer zugleich 
fungiren koͤnnen? 
gan ergebenft zurück zu fenden, 

Der General > Procurator am Nheinifchen Appella⸗ 
tion: ⸗Gerichtshofe zu Coͤlln, deffen gutachtlichen Bericht 
ich dieferhalb erfordert habe, bat ſich dahin geäußert, daß 
feiner Anficht nach, die Notarien gleichzeitig als beigeord- 
nete Bürgermeifier nicht fungiren dürfen, weil diefe Stel 
len öffentliche Aemter find, wovon die Notarien nach dem 
Art, 5. des Geſetzes vom 5. Aprif 1822 ausdruͤcklich aus: 
seichloffen werden. Diefer Anficht kann ich nur beitreten, 
da der beigeordnete Burgermeiſter nicht blos Mitglied des 
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Gemeinde Rathes, ſondern in den Fällen, wo er als Bei⸗ 
geordneter concurrirt, ein vermaltender Beamter iſt. 
Em, Excellenz erfuche ich daher ganz ergebenit, die 
Negierung zu Coblenz hiernach mit der erforderlichen Ans 
weifung gefälligft verfehen zu wollen. 
Berlin, den 6.Auguft 1824. 
von Kiggeifen. 


j An 
des Königl. wirklichen Gehelmen Staatgs 
Minifiers und Minifters des Innern 
und der Polizet 
Heren von Schuckmann 
Excellenz. 





74. 
Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Breslau, bie DBeftätigung ber: 
Wahl: der StadtverordnetensBorfteher, der Protokoll⸗ 
führer und der Gtellvertreter dieſer beiden be 
. * treffend. 

Die Beantwortung der Frage, welche die Königl. 
Kegierung im Bericht vom 19. v. M. aus Veranlaſſung 
der in N. N, ſtatt gehabten Wahl eines Stadtverordnes 
ten» Börfteherd aufwirft; ob nämlich zu den Wahlen der 
Stadtverordnnetene Vorfteher, der Protofolführer nnd ver 
Steltvertreter dieſer Beiden die Beſtaͤtigung der Mägis 
firäte erforderlich fei und verweigert werden £önne? iſt 
bereitö in der Verfügung vom 12. Mai v. J. (Anlage a.) 
enthalten, auf welche Sie daher nur zuruͤckgewieſen wer⸗ 
den kann. J 

Berlin, den 3.September 1824. 
Minifterinm des Innern. Erſte Abtheilung. 
. Köhler. 


a. 
Wenn gleich die von der Koͤnigl. Regierung mittelſt 
Berichts vom 30, v. M. angezeigten Umſtaͤnde die Ent⸗ 
fernung des N. N. zu N. von der Stelle des Stadt: 
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verordneten⸗Vorſtehers wünfchensmwerth machen , fo: mas 
eben fie felbige doch noch micht gefeglich zuläßig. Nach 
$ 107 der Städte: Ordnung, welcher Übrigens nur von 
den Stadtverprdnetens Wahlen redet, find zwar dem Ma- 
giſtrat Erinnerungen dagegen nachgelaſſen. Allein es ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt, daß dieſen Erinnerungen nur ſolche 
Thatſachen zum Grunde liegen koͤnnen, welche einen Ge⸗ 
waͤhlten geſetzlich unfaͤhig zu einer Stadtverordneten⸗Stelle 
machen. Iſt er aber zu diefer fähig, fo muß auch feine 
Qualifisation zum Vorfteher präfumiret werden, um ſo 
mehr, als im $. 116 der Städte: Drbnung und $.3. der 
Inftenction nicht einmal vorgefchrieben ift, daß die Vor⸗ 
fieher- Wahl noch einer befondern Beftätigung bedarf. Da 


nun alles dasjenige, was die Königl. DMegierung ‚gegen 


den N, N. anzeigt, wohl Verantaffung giebt, in der, in- 
der BVerfügung vom 27. Februar c. angedeuteten Urt 
difciplinarifch gegen ihn zu verfahren, nicht aber ihn zum 
Stadtverordneten, und daher auch nicht zum Stadtver⸗ 
ordneten⸗-Vorſteher untüchtig machet, fo kann die Bes 
ſchwerde deſſelben nicht zuruͤckgewieſen, vielmehr muß diée 
Beſtaͤtigung, wenn nicht die Stadtverordneten ſelbſt * 
Wahl zuruͤcknehmen, ertheilt werden. 
Berlin, den 12. Mai 1823. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— 119 35 Köhler. © 
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75. . 

Kefeript des Konigl. Miniſteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Königsberg, die Befegung der 
ſtaͤdtiſchen Lampenverſorger⸗Stellen mit Invaliden 
betreffend. 


— 


Da nah dem, Bericht der Königf, Regierung vom 
27. Juli d. 5. die Lampen-Verſorger in Königsberg wirk⸗ 


x. 


830 h : 
Sich ; eidfich verpflichtet werden, fo muß: dad Miniſterium 
des Innern im Einverſtaͤndniß mit dem Invalidens Des 
Yartement, wit welchem deshalb communicirt worden, das 
für annehmen, daß ihre Stellen zu denen gehören, welche 
‚ bie Magifträte mit Invaliden zu - befegen verbunden: find, 
Zur Befeitigung der in Hinficht des. ehemaligen Muöfes 
tierd N. N., melden der Magiftrat dortſelbſt als Sams 
yon» Benfpraer anzuftellen. wünfcht, entfiandenen Differenz, 
bat. aber gebachted Departement beinfelben einen Invali⸗ 
den» Berforgung&s Schein. ausfertigen taffen , welcher vier 
bei, erfolgt. 

Hiernach mag. die, Koͤnigl. Regierung * Weitere 
einleiten, 

Berlin, den 8, September 1924. 
Miniſterium des Innern. gg Abtheilung. 
en 


— 
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Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre bie Penſlons⸗ Deoiligun 
gen für fäbtifche Beamte betreffend. 
(0. 14. October ıgır.), 


Die Stodt⸗Gemeinen al welche bei neuen Wah⸗ 
fen, auf den Grund der Städte: Ordnung , ftädtifche Bes 
amte nach Willkuͤhr entlaffen Finnen, muͤſſen allerdings 
den ausſcheidenden Beamten die ihnen beſtimmten Pen⸗ 
fionen auf Lebenszeit ohne Vorbehalt gewähren, und 
können eine Verminderung oder Aufhebung derfelben. bei 
anderweiter Dienft-Anftellung der Ausgeſchiedenen, als ein 
Recht nicht verlangen, es ſei denn, Daß dieſe Anfellung 
in demfelben ftädeifchen Dienfte ſtatt habe. — Der jegige 
ſchwache Vermoͤgens⸗ Zuſtand der Staͤdte verdienet jedoch 
Ruͤckſicht, und um für dieſe eine allgemeine Beſtimmung 
zu geben, will Ich nach Ihren zweckmaͤßigen Vorſchlaͤgen 
is dem Berichte vom 16, Auguſt d, J. Folgendes hiemit 
feſtſetzen; 


« 
3) Die Penſton eines ausgeſchiedenen Magiſttats⸗Mit 
gliedes oder Unterbedienten faͤllt ganz weg, wenn ders 
felbe eines Verbrechens - gerichtlich uͤberwieſen wird, 


weshalb er feines Amtes, auch ohne den Willen der 
Stadtverordneten entfegt werden müßte; 


3) die Penfion ruhet, 
a) wenn der Penfionirte fih außerhalb des Preußt 
ſchen Staats niederlaͤßt, oder in fremde Dienſte 
tritt, bis zu feiner Ruͤckkehr; 
b) wenn der Penfionirte ein Königliches, oder Com 
munal= Amt, nicht aber, wenn er,einen Privats 
Dienſt übernimmt, deſſen Einkünfte denen feines 
ehemaligen frädtifchen Poſtens gleich kommen, oder 
” überfleigen, und zwar fo lange als er im Befige 
dieſes Amts bleibe. Iſt damit eine Wohnorts⸗ 
Veraͤnderung verknuͤpfet, ſo muß ihm die Penſien 
noch auf Ein Jahr gewaͤhret werden; 
©) wenn dem Penfionirten in Staats/- oder Com⸗ 
munal⸗Geſchaͤften, die er an feinem Wohnorte 
verrichten kann, firirte Diäten, nicht Neifer-Diäten: 
für auswärtige Gefchäfte, bewilligt werden, deren: 
Betrag dem Belauf feiner ehemaligen Dienſt⸗Ein⸗ 
nahme gleich ift, oder dieſelbe uͤberſteigtt — ſo 
fange dieſes Verhaͤltniß dauert; 
3) die Penflon wird vermindert: u” *F 


a) wenn der Penſionitte ein Staats- oder Commu⸗ 
nal⸗Amt oder fixirte Hiäten erhaͤlt, deren’ Ertrag 
mit Inbegriff feier Penfion, feine vorige Dienfts 
Einnahme überfteiget, und zwar um fo viel, als 
diefer Weberfchuß beträgt, Und auf fo lange, als 
diefes Verhaͤltniß dauert; 

b) ift damit eine Wohnorts Veränderung verbun⸗ 
den; fo wird, wie vorhin zu 2 b. die volle Pen- 
fion noch auf Ein Jahr forgewährets* 

Diefe Beflimmungen finden nicht Anwendung in fols 

chen Fällen, wenn Penfionirke fi mit den Stadtverordnes 
ten über andere Grundfäge, oder Penfiond - Beträge freis 
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willig einigen, alsdann blos dieſe Einigung — 
Hiernach iſt zu verfuͤgen. 

ei ‚Berlin, den 14. Öttober 1811. 

— Sriedrich Wilhelm, 

den Staats⸗ und Juſtiz, Ninilter 


von Kircheiſen und 
den Geheimen Staatsrath Sad: 
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Alerhbchſte Kabinets⸗Ordre, biefelbe Angelegenheit in. 
‚befonderer Beziehung auf die ffädtifchen Servis⸗ 
Beamte betreffend. 


— 


Da über 'die Abſicht Meiner Ordre vom vierzehnten 
October 1811, durch welche Ich die Penſtons-Grund⸗ 
ſaͤtze in Ruͤckſicht auf die ſtaͤdtiſchen Beamten naͤher be— 
ſtimmt habe, Zweifel entſtanden find, fo ſetze Ich hier⸗ 
durch feſt, daß dieſe Beſtimmungen auch auf die penſio⸗ 
nirten Servis-Beamten ohne Unterſchied, fo wie ſolche 
im.$. 60. des Servis-Regulativs vom 17. Maͤtz 1810 
bezeichnet: find, haben Anwendung finden ſollen, und ans 
geivendee werden muͤſſen, indem Meine Abficht geweſen ift, 
fowohl von dem Penfionirten einen Verluſt an feinem Ein= 
fommen abzuwenden, als auch die Iandesherrlichen und 
ftädtifchen Kaſſen von der Penſi ion zu befreien, ſobald die 
Thaͤtigkeit eines noch dienftfähigen Penfionirten anderwei⸗ 
tig vergolten wird. Ich trage Ihnen auf, hiernach das 
weiter Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 5. Juni” 1824. 

Friedrich Withelm. 


An 
die Staats-Miniſter sc. v. Kircheiſen, 
+ Shufmann und Generallieute- 
ngnt v.Hade 
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u 78. 
Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
an die Königl. Regierungen zu Potsdam, Breslau, - 
Liegnitz, Franffurt, Stettin, Marienwerder, Gumbinnen, 
Königsberg, Danzig und an den Magiftrat zu Berlin, 

diefelbe Angelegenheit betreffend. 


— A 


Der Königl. Regierung wird in Folge der Ihr un⸗ 
term 29. Detober 1811 gemachten Mittheilung der von 
des Königs Majeftät mittelft allerhöchfter Kabinets⸗Ordre 
vom 14. deſſelben Monats beflimmten Grundfäge wegen 
der Venfionen der außfcheidenden ftädtifchen Beamten, die 
in diefer Angelegenheit an die Minifterien der Juſtiz, des 
Innern und des Krieged ergangene anderweite König. 
Kabinetds-Drdre vom 5. Juni d. J. zur MRAmehigE hier⸗ 
neben in Abſchrift zugefertigt. 

Berlin, den 20. Auguſt 1824. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Schuckmann. 


79. ; 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die von den Gehaͤl⸗ 
tern ber Staatsdiener zu enfrichtenden Kommunab 
Beiträge betreffend. 


— 


; “Ad F } Y 4 

Der Koͤnigl. Regierung wird auf. Ihren Bericht. vont, 
28. vd. M., die von den Gehältern der Staatsdiener zu- 
entrichtenden Communal = Beiträge betreffend, Folgendes 
erwiedert: 

Die Anſicht: daß, den Staatsdienern in den. mahi⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten dasjenige, was fie auf) 
diefe Steuern durch. Zufchtäge zu denfelben bezahlen, an 
der directen Steuer von ihrem. Gehalte abgerechnet, wer⸗ 


84. ; 
den muͤſſe — widerſpricht dem Gefege vom 11: $uli 1822 
$. 12., worin ausdrücklich verordnet iſt: 

daß die Staatsdiener nicht berechtigt fein folfen, das⸗ 

jenige, was fie zu indireeten Gemeinde-Abgaben bel⸗ 

tragen, bei den directen Beiträgen von ihren Befolduns 
gen in Anrechnung zu bringen. 

Die König, Regierung hat daher dieſer Anſicht keine 
weitere Zolge zu geben. _ 

Auf den Antrag am Sihlüffe des Berichts: daß bei 
des Königs Mäjeftät ein firer Prozent⸗-Satz, welcher von 
der Staatsdienern von ihrem Gehalte zu den Eoihmunals 
BHedirfniffen entrichtet werden folle, in Antrag gebracht 
werden möge — kann auch nicht eingegangen werden. 
Denn gerade die Unannehmlichkeit und die in ter Praris 
vorgefommene große unbilligkeit, welche der in ber Declas 
ration vom 11. December ı809 beftimmte fefte Prozent» 
Sag veranlaßt hat, iſt die Urfache gewefen, aus welcher 
die Declaration gänzlich aufgehoben, und das Gefeg vom 
11. Juli 1822 eingeführt worden ift. 

In Orten, wo die Bürger gar keine oder doch nur 
fehr geringe Beiträge zu den Communal s Bedürfniffen 
feiften, haben die Staatsdiener gerechte Urfache zu dem 
‚häufig vorgefommenen Befchwerden gehabt, daß fie durch 
diefe firen Prozente dor allen andern Einwohnern prägas 
giret würden. Wenn man dagegen dieſe firen Säge nie 
driger, als das jegt ald zuläßig betrachtete Marimum bes 
ſtimmen wollte, ſo wuͤrden in Orten, wo hohe Communal⸗ 
Steuern aufgebracht werden, die Communen ſich zu be⸗ 
klagen Urſache haben, daß man die Staatsdiener uͤber die 
Gebühr ſchone. Um denen bei einer Fixirung ded Bei 
trages von der einen oder Der andern Seite nicht zu vermeis 
denden gerechten Beſchwerden vorzubeugen, hat der Satz 
ausgefprochen werden muͤſſen, daß unter Beobachtung ber 
ſchonenden Ruͤckſichten, welche die Natur des Gehalts⸗ 
Einkommens gebietet, und bis zu dem mit dem Beften des 
Staatsdienſtes verträglichen Hetrage, die Stantödiener 
gfeich anderen Bürgern und in demfelden Verhättniffe zu 
dem an jedem Orte ‚vorhandenen: Beduͤrfniſſe . beitragen 
müffen. 
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tmäffen. Gleiche Ruͤckſichten der Gerechtigkeit und Billig⸗ 
keit haben geboten, das Einkommen der Staatsdiener von 
ihren Beſoldungen nur dann fuͤr beitragspflichtig zu er- 
klaͤren, wenn das Einkommen der ſaͤmmtlichen übrigen 
Einwohner als Object der Beſteuerung behandelt wird. 
Denn wenn in einem Orte andere Gegenſtaͤnde z⸗B. das 
Grund⸗Eigenthum, das Gewerbe, die Conſumton ie. %; 
als Dbjecte der Beſteuerung betrachtet werden, fo mäffen 
die Staatödieher; wenn fie Grund: Eigenthum befigen; 
Gewerbe treiben und des beſteuerten Object zu ihrer 
Conſumtion bedürfen, ohnehin beitragen, wie jeder andere 
Einwohner: Es iſt aber Fein Grund aͤbzuſehen, warum 
ſie noch außerdem von ihrem Einkommen Steuern bezah⸗ 
fen ſollen, wenn das Einkommen fämmtlicher uͤbrigen 
Einwohner frei bleibet. 
Biernach ergiebt ſich auch, daß ohne alle Unbilligkoit 
die durch das Geſetz vom 11. December 1809 normirte 
Steuer ſofort nach Einfuͤhrung des Geſetzes vom 11. Juli 
1822 hät wegfallen koͤnnen, ünd hat wegfallen muͤſſen, 
da mit dem erſteren Geſetze die Verbindlichkeit zu ihrer 
Entrichtung, die lediglich auf dieſes Geſetz begruͤndet war, 
ſofort ceſſirte. 

Was die uͤbrigen von der Koͤnigl. Regierung aufge⸗ 
ſtellten Anſichten anlanget, ſo erſcheinen ſolche zwar im 
Allgemeinen als ſachgemaͤß. Es hat aber deſſen ungeach⸗ 
tet Bedenken, ſolche als allgemeines Normativ änzuerfens 
hen, da durch Local-Verhaͤltniſſe und die in Gemaͤßheit⸗ 
derſelben feſtzuſtellenden Grundſaͤtze der Beſteuerung mehr⸗ 
fache Modificationen derſelben eintreten koͤnnen. Wenn 
3. B. eine Stadt ſich durch die Annehmlichkeit ihrer Lage, 
durch gefellige Vorzüge, ‚gute Schuf- Anftalten ꝛtc. 2; dazın 
eignet, Capitaliften, die ihren Aufenthalt frei wählen Fön: 
nen, zur Niederlaffung anzulocfen, fo werben die Stadt⸗ 
verordneten, twelche das Gefammt: Intereſſe nicht aus den 
Augen. verlieren dürfen, fehr wohl daran thun, das Ca⸗ 
pital⸗ Vermögen mit Schonung zu behandeln, und entwes 
der. geundfäglich gewiſſe Begünftigungen deffelben eintreten - 
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zu laſſen, oder ihre Abſchaͤtzungs⸗ Commiſſionen zu dieſer 
Schonung zu inſtruiren. 

Eben fo wird bei einer klaſſificirten Einkommen⸗ 

Steuer die verhättnißgmäßige mildere Behandlung der ge 
‚ zingeren Kiaffe fich oft rechtfertigen laſſen. 

Es bieibet daher der Koͤnigl. Regierung überlaffen, 
in jedem einzelnen Falle nach dem Geſetze oder nad) der 
Analogie deffelben, oder nach der jedesmaligen Lage der 
Sache und den allgemeinen Grundfägen der Gerechtigkeit 
und Bilfigkeit zu entfcheiden. Wenn auch die oft in dies 
fen Angelegenheiten ftattfindenden Ungewißheiten und Zweifel 
nicht verfannt werden, fo wird doch die Königl. Regie, 
rung bedenfen, daß aus den oben erwähnten Nückfichten 
der allerdings in der Ausführung Teichtere Grundfag ei 
ner feften Prozent Abgabe nicht zuläßig iſt, und daß ſich 
nach und nach eine feftere Praris von felbft ausbilden 
wird. 

Berlin, den 22. September 1824. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
: Köhler. 





| 80. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, die Communal ⸗Beitraͤge 

‚der Magiſtrats-Beamten betreffend. 





Der Magiſtrat zu Coͤslin hat Beſchwerde gefuͤhrt, 
daß die Koͤnigl. Regierung ihm nicht geſtatten wolle, ſeine 
Beiträge zu den dortigen Communal-Laſten nach dem 
Geſetze vom 11. Juli 1822 zu entrichten. 

In ſofern nun der Magiſtrat darauf Anſpruch macht, 
nicht mehr, als das im $. 3. des Geſetzes feſtgeſtellte 
Marimum zu entrichten, ift die Beftimmung der Königl. 
Negierung wohl begründet. Denn diefe vom Gefege fefte _ 
geſetzte Grenze ift in dem Falle, da die Beiträge der ans“ 
dern Einwohner Höher anſteigen, eine vom Gefege den 
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—— bewilligte Befreiung, anf welche nach g. 8. 
deffelben die ftädtifchen Offizianten feinen Anfpruch machen, 
und welche nach $. 32. der Städte-Drdnung. felbft die 
Stadtverördneten ihnen nicht bewilligen Finnen. 


Aus welchen Gründen dieſer Unterfchied zwiſchen 
Staats» und Communal-Beamten ftatt finde, werden die 
Magiftrats: Dffizianten fich leicht felbft beantworten, wenn 
fie bedenfen, daß nach $. 141. der Städte: Drönung der 
Magiftrat aud Bürgern beftehen fol, welche vor den 
andern Bürgern um fo weniger einen Vorzug genießen 
fönnen, als ed ihnen, -da fie für die Buͤrgerſchaft leben 
und wirken follen, gezientt, ihr auch in Tragung der oͤf⸗ 
fentlichen Laften voranzugehen; daß auch ihr Aufenthalts: 
Dit und ihr Verhaͤltniß an felbigem ihre eigene Wahl ift; 
während die Staatsdiener fich gefallen laſſen müffen, an 
welchem Drte ‚der Staat fie anftellt, öfters Verfegungen 
unterworfen find, und, wie fie dem Communal: Berbande, 
auf den im der Regel ihr Gefchäft fich nicht beſchraͤnkt, 
überhaupt weniger angehören, alfo auch weniger Vortheil 
von demfelben beziehen. 

In diefer Hinficht ift daher die Befchwerde des Mas 
giſtrats zurück zu weiſen. 


Wenn dagegen die Stadtverordneten damit. einver⸗ 


ſtanden ſind, daß das Dienſt-Einkommen der Magiſtrats⸗ 
Beamten nur mit der Hälfte in Anſatz gebracht, und hier: 
nach im Verhäftniffe zu den übrigen Einwohnern ihr 
Beitrag abgemeffen werde, fo ift hiergegen nichts einzus 
wenden. 


Denn hier ift von feiner Befreiung, fondern nur von 
Herfteltung eines richtigen DVerhältniffes die Rede, da bes 
fanntlid das Einkommen vom Gewerbe und von Capitas 
lien an fih einen hoͤhern Werth hat, als bloßes Dienfts 
Einkommen, jened auch in der Negel zu niedrig abgefchäßt 
wird, und daher gegen daffelbe das Amts» Einkommen, 
das feinem ganzen -Umfange nach befannt ift, bei voller 
Anziehung fortwährend im Nachtheile fein wuͤrde. 

Die Königl, Regierung hat daher den Anfag des 
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Einkommens der Magiftratd: Beamten nach der Hälfte 
des Betrages zu geſtatten. 

Der Magiſtrat zu Coͤslin Hat hiervon Abſchrift er⸗ 
halten. 

Berlin, den 3. September 1824 

Minifterium des Innern, — —— 
Koͤhler. 





81. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg, die Heranziehung 
der Koͤnigl. Beamten zur Servisabgabe betreffend. 





Das Miniſterium des Innern kann den Anſichten, 
welche die Koͤnigl. Regierung im Berichte vom 1. d. M. 
auf Anlaß einer Beſchwerde mehrerer Beamten und Pen⸗ 
ſionairs in N. N. uͤber die Heranziehung der Koͤnigl. 
Beamten zur Servis-Abgabe entwickelt, nicht beitreten. 

Durch die Verordnung vom 11. December 1809 iſt 
der Real-Servis, als beſondere Abgabe abgeſchafft, und 
dad Marimum beftimmt worden, welches die Beamteh zu . 
den CommunalsLaften überhaupt, mit Einfchluß des Ser⸗ 
viſes, von ihren Befoldungen zu entrichten haben. Durch 
das Gervid-Negulativ vom 17.März 1810 iſt nun der 
Servis überhaupt ausdruͤcklich für eine Communal: Laft 
erklärt worden, und wenn im $. 37. den Städten nachz 
gelaffen ift,- die bisherigen GServis- Anlagen zur Def: 
fung dieſes Bedürfniffes zu benngen, fo verfteht es fich 
von felbft, daß fie den Gehalts-Servis, da derfelbe zur 
Zeit der Publication des Gefeged, als befondere Abgabe, 
fhon aufgehoben war, auch mach Erfcheinung ded Sets 
vis -Negulativs. beſonders zu fordern nicht ferner berechs 
tigt waren. 

Das Geſetz vom 30. Mai 1820 $. 6. ändert hierin 
nichts ab. Dielmehr fol hiernach der Servis bis zur 

Devifion der Grundftener von den Kommunen nach bem 
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auszumittelnden Quantum anfgebracht, und muß fonach, 
da die Commune als folche, dafür fiehen muß, auch als 
CommunalsLaft betrachtet werden. Hieraus ergiebt ſich 
aber von felbft, daß: die Beamten von ihren Befoldungen 
nur in fofern zu dem Gervis beizutragen haben,’ als fie 
nach dem Gefege vom 11. Juli 1822 zu den Communals 
Laften überhaupt fieuerpflichtig find, folglich, nur dann, 
wenn der Beitrag auch von den übrigen Einwohnern in 
Form einer EinfommensSteuer erhoben wird, und nur 
in. dem im Gefege angegebenen DVerhältniffe. — 
Beſitzt der Beamte, außer dem. Amts⸗Einkommen, 
welches erſt durch die Beſteuerung des andern Einkom⸗ 
mens ſteuerpflichtig wird, ein ſteuerpflichtiges Object, fo 
verſteht ſich nach dem Geſetze deſſen Heranziehung von 
ſelbſt. Es iſt aber kein Grund vorhanden, die Beamten, 
als ſolche, von ihrem Einkommen, und dann auch als 
Befiger fteuerpflichtiger Objecte beiftenern, folglich eventuell 
doppelt heranziehen zu laſſen, während andere Einwohner 
‚nur im der fegteren Beziehung beitragen, und von. ihrem 
Hiernah mag die König. Negierung den vorliegen⸗ 
den Fall entſcheiden und, wo es nöthig, Ihre Verordunng 
vom 25. Januar c. modificiren. j nu: 
Berlin, den 27. Auguft 1824. j 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
; Köhler. 
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Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung ‚zu Coslin, das Berfahren wegen 
verloren gegangener Bürgers Briefe oder Gertififate 
von Juden betreffend. 


— 


Der Könige. Regierung wird auf Shre Anfrage vom 
10, d. M. eriwiedert, daß zu Vermeidung von Mißbraͤu⸗ 
chen, welche mit verloren gegangenen Staats» Bürger: 
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Briefen oder Certificaten von Juden — werden 
koͤnnten, nichts anderes uͤbrig bleibt, als, wie Sie vorge⸗ 
ſchlagen hat, dergleichen verloren gegangene Papiere durch 
hr Amtsblatt für ungültig zu erklären, 
Berlin, den 27. Auguſt 1824. 
Mainiſterium des un: — Ahehe luns 
Koͤhler. 


83. 
Publikandum ber Könige. Regierung und des Königl. 
Oberlandesgerichts zu Stettin, das Verfahren bei Bers 
x ung der Schulgen und Schöppen betreffend, 


—t — 


Da bei. der Vereidung. der Schufzen. und der Schöps 
pen (Gerichtdmänner) bisher nicht überall gleichmäßig vers« 
fahren ‚worden iſt; fo haben ſich die unterzeichneten beiden 
Landes - Eollegien auf Veranlaffung der Koͤnigl. Minifterien 
der Juſtiz und des Innern und in Folge der gefchehenen 
Ermittelungen, für. den hieſigen Regierungs-Bezirk Über 
folgende dabei zu beachtenden Grundfäge vereinbart. 

1) In den Domainen- Gütern, mit Einſchluß derjenis 
gen, welche zum vormaligen Domftifte Cammin und 
zur Herrfchaft Schwedt gehören, hängt es lediglich 
von dem Befinden der Domainen, der Intendantur 
pder der Nentbeamten ab, ob diefelben die Vereidung 
der Schulen und der Schöppen felbft bewirfen oder 
durth Nequifition der betreffenden Gerichte bewirfen 

laſſen wollten. 

2) Eine gleiche Wahl, Befugniß ſteht in den Stadt⸗ 
Eigenthumsgätern den Magifträten zu. 

3) Dagegen ift e8 in Anfehung der Privatgüter feinem 
Gerichtöheren ferner erlaubt, die Schulzen und die 

- Schöppen eidlich zu verpflichten, fondern die Dereis 
dung muß in jedem vorkommenden Falle ‚durch den 
Gerichtshalter gefchehen, 

4) Keins der hierbei betheifigten Gerichte ift berechtigt, 
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die Vereidung abzulehnen, dagegen aber auch eine 
jede der unter 1. und 2. genannten Behoͤrden ver⸗ 
‚bunden, von jeder durch fie ſelbſt bewirkten Verei⸗ 
dung dem betreffenden Gerichte Mittheilung zu machen. 

5) Auch der Iandräthlichen Behörde ift jedesmal davon 

"Nachricht. zu geben, die Vereidigung mag gerichtlich 
oder durch, Beamte der Grundherrfchaft erfolgen. 
( 1.2 3) 

6) Bei der Wahl eines Schulzen oder. Schöppen ift 
möglichft dahin zu fehen, daß ihm diejenigen Eigens 
fchaften beiwohnen, welche feine Amtsverhältniffe er, 
fordern: 8 

Algen. Landrecht TH. II. Titel 7. 9.47. 51.73. 
74. 82. bis 86. 
- Allgemeine Gerichtöordnung Th. I. Tit. 25. 51. 
53. 55. und Th. IL, Tit, 2. 9.8. — 
Criminalordnung $. 41. 42. 
vornemlich jedoch zu beruͤckſichtigen, daß ſeine Hanpt⸗ 
beſtimmung der Befoͤrderung polizeilicher Zwecke ge⸗ 
widmet iſt; 

7) Bei einer jeden Vereidung ſind dem zu vereidenden 
die anf fein Amt bezuͤglichen Vorſchriften, ji 

Allgemeines Landrecht Th. IL. Tit.7. $. 46 bis 86. 
langfam und deutlich von Wort zu Wprt vorzulefen, auch 
erforderlichen Falls zu erläutern; es ift aber auch dabei 
nach Vorfehrift des $. 13. der Verordnung vom 26. Octo⸗ 
ber 1799, wegen zwechmäßiger Einrichtung der Eideslei⸗ 
ſtungen zu verfahren, die derfelben beigefügte Verhaftung 
bei Dienfteiden zu beuugen, und.demnächft der Eid ſelbſt, 
je nachdem ſolcher einen Schulen oder Schoͤppen betrifft, 
nach der hier beigedrucften Formel No, I, oder No. Il, 
in Gegenwart der verfammelten Gemeine abzunehmen. 

Sämmtliche hierbei betheiligte Gerichte, Kreisamts⸗ 
und Communale Behörden, auch Dominien und Indivi— 
duen haben fich Hiernach gemeſſenſt zu achten. 
Stettin, den 8. Juli 1824. 
Könige, Regierung. Koͤnigl. Ober» Landeögericht. 
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No. I, 
Formel des Eides eines Schulze, 

Ich ꝛc. ſchwoͤre ꝛc. daß, nachdem ich von dem ꝛe. 
zum Schulzen beſtellt worden bin, ich dem Staate, meiner 
Herrſchaft treu und gehorſam fein. und zo Nugen und 
Vortheil jederzeit befördern will. 

Insbeſondere gelobe ich, die Pflichten meines Amts 
gewiſfenhaft zu erfuͤllen, das Beſte des Dorfs und der 
Gemeine wahrzunehmen, auf die Erhaltung der guten 
Ordnung und Sicherheit zu wachen und, was dem zuwi— 
derlaͤuft, ſofort abzuſtellen, oder davon zur Abhuͤlfe Anzeige 
zu machen. Was mir in einzelnen Faͤllen aufgetragen 
oder befohlen wird, will ich genau und nach meiner beſten 
Einſicht in Ausuͤbung bringen. Insbeſondere gelobe ich 
von dem, was ich abzuſchaͤtzen beauftragt werde, den wah⸗ 
ren eigentlichen Werth, ſo viel ich nach meinem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen, auch reiflicher Ueberlegung, davon 
einfehe und glaube, anzugeben und dies weder aus Freund⸗ 
Schaft, Feindfchaft, Furcht, Haß oder Neid, noch um Gunft, 
Geſchenke, Lohn oder Gaben willen, noch aus Hoffnung 
irgend eines Gewinnes oder Vortheils oder aus irgend 
einer andern Urfache zw unterlaffen, fo wie ich auch, wen 
ich beauftragt werde, Inventarien aufzunehmen, -diefe rich⸗ 
Sig und mit aller Sorgfalt anfertigen, und eben fo bei 
Berfiegelungen, zu deren Berrichtung ich angemiefen werde, 
nach der mir ertheilten Vorſchrift verfahren will. Ferner 
fehwöre ich, daß ich auf den Hergang der gerichtlichen 
Verhandlungen bei welchen ich zugezogen werde, und dam 
auf, daß. diefe Verhandlungen fo niedergefchrieben wer⸗ 
den, wie fie fich wirflich ereignet haben, genau Acht har 
ben, auch das Protokoll nicht anders, ald wenn ich deſſen 
Inhalt diefem wahren Dergange der Sache und der Ab⸗ 
fiht’ver Erklävenden gemäß finde, mit meiner Unterfchrift 
befräftigen wi. Endfich ſchwoͤre ich, bei der Vertheilung 
der gemeinfamen Laften des Dorfs, im fofern folche von 
mir und den Gerichtsmännern erfolgt, nach den beftehens 
den oder mir befonders vorgefihriebenen Grundfägen ges 
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wiſſenhaft zu verfahren und dabei Niemanden, weder aus 
Freundſchaft, Feindſchaft oder um eines Vortheils willen 
oder aus irgend. einer andern Urfache zu begünftigen oder 
zu beeinträrhtigen und darauf zu fehen, daß dies auch 
nicht pon Andern geſchehe; endlich mich auch überhaupt 
fo zu betragen und zu verhalten, wie es einem tüchtigen 
Schulzen anftehet und gebühret, und wie ich es vor Gott 
und meiner Obrigfeit jederzeit. "zu verantworten mir ges. 
. traue. Sp: wahr x. 


= 


we No. I. 
Bormel des Eides eines Schöppen oder Gerichtsmannes. 
= Ihr ſchwoͤre, daß, nachdem ich von dem x. zum. 
Gerihtömann. befieit worden bin, ich ‚dem Staate, meiner 
Herrſchaft und meinen Vorgefegten treu und-gehprfam ſein 
und deren Nutzen und Vortheil jederzeit befördern. will. 
Insbeſondere gelobe ich, die Pflichten meines Amts 
gewiſſenhaft zu erfüllen, das. Belle des Dorfs -und der. 
Gemeine mahrzunehmen, auf die Erhaltung der guten. 
Drdnung zu wachen und, was dem zuwider Jäuft, fofort, 
gemeinfhaftlich mit dem Schulen und bei deffen Verhin⸗ 
derung allein abzuſtellen oder dafuͤr beſorgt zu ſein, daß 
davon bei der Obrigkeit Anzeige geſchehe. Was mir in 
einzelnen Faͤllen aufgetragen oder befohlen wird, will ich 
genau und nach meiner heſten Einſicht in Ausübung brin⸗ 
gen; insbeſondere gelobe ich, von dem, was ich abzufchaͤt⸗ 
zen beauftragt werde, den wahren eigentlichen Werth, fo 
viel ich nach meinem beften Wiffen und Gewiſſen, auch, 
reiſllicher Ueberlegung davon einfehe, verfiehe und. glaube, 
. anzugeben, und dies weder aus Sreundfchaft, Feindfchaft, 
Furcht, Haß oder Neid, noch um Gunft, Gefchenf, Lohn 
oder Baden willen, noch aus Hoffnung irgend eines Ges 
winnes oder Vortheild, oder aus irgend einer andern Urs 
fache zu unterlaffen, fo wie ich auch, wenn ich beauftragt” 
werde, Inventarien aufzunehmen, dieſe richtig und mit 
aller Sorgfalt anfertigen und eben fo bei DVerfiegelungen, 
zu deren Verrichtung ich angemwiefen werde, nach der mit 
ertheilten Vorſchrift verfahren wi. Ferner ſchwoͤre ich, 


864 

daß ich auf den Hergang der gerichtlichen Verhandlungen, 
bei welchen ich zugezogen werde, und darauf, daß dieſe 
Berhandiungen fo niedergefchrieben werden, wie fie fich 
wirklich ereignet haben, genau Acht haben, auch das Pros 
tokoll nicht anderd, ald wenn ich deſſen Inhalt diefem 
wahren Hergang der : Sache und der Abficht der Erfläs 
venden gemäß finde, mit meiner Unterfchrift befräftigen 
will. Endlich beſchwoͤre ich bei der Vertheilung der ges 
meinfamen Laften des Dorfs, in fofern folhe vor Schul: 
zen und Gerichten gemeinſchaftlich erfolgt, nach: dem ſchon 
beftehenden oder mir befonderd vorgefchriebenen Grunds 
fägen’ gewiffenhaft zu verfahren, und dabei Niemanden 
weder aus Sreundfehaft, Feindfchaft, oder um eines Vor⸗ 
theild willen, oder aus irgend einer andern Urfache zu 
begünftigen oder zu beeinträchtigen und darauf zu fehen, 
daß died auch micht von Andern geſchehe; endlich auch 
mich überhaupt fo zu betragen und zu verhalten, wie es 
einem tüchtigen Gerichtämann anftehet und gebühret, und 
wie ich es vor Gott und meiner Obrigkeit jederzeit zu 
verantworten mir getraue. Go wahr ıc 


PR 

Reſetlpe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die Gemeine⸗Angehoͤrig⸗ 
feit der Hirten und ihrer Familien betreffend. 


—— 


Der Königl. Regierung gereicht auf die Anfrage im 
Bericht vom’ 18. v. M., 
die Gemeine: Angehörigfeit der Hirten und ihrer Fas 
milien betreffend, 
hiermit zum Befcheide, daß die Meinung der Minorität 
Ihres Collegii, welche dafür hält, daß die in’ Rede fles 
benden von den Gutsherrfchaften oder Gemeinden gemie⸗ 
theten Hirten ein Domicif begründen, fobald fie-eine eis 
gene Hanshaltung führen, die richtigere iſt. Daß dieſe 
Hirten auf Zeit oder Kündigung für ein beſtimmtes Ges 
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fehäft gemiethet find, und daß die Häufer, in denen fie 
wohnen, ihren Vermiethern gehören, ift in der fraglichen‘ 
Beziehung von feinem Einfluß. , * 

Berlin, den 24. September 1824. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 


Köhler, 
VII. 
R0lidee i. 
A. 
Im Allgemeinen. 
85. 


Refeript des Könige. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, die 
Dislokation der Gensd'armerie, und: die Diuaͤten⸗ 

: Bewilligung für ſelbige betreffend. 

Da die Gensd’armen in Betreff ihrer Dienftleiftuns 
gen den Eivils Behörden untergeordnet find, folglich auch 
dann, wenn fie zu folhen Verrichtungen außerhalb ihrer 
Dienft- Bezirke gebraucht werden, die diesfälligen Drdreß 
von ihren. Dienſt- Behörden. erhalten, fo kann die Königl. 
Negierung, wir Ihr auf den. Bericht nom 5. 9. M. zum. 
Befcheide gereicht, bei dringender DBeranlaffung die augens 
blickliche Verftärfung der Gensd’armerie auf dem einen, 
oder andern Punkte Ihres Bezirks in den Fällen, wo 
eine vorherige Nückiprache und Vereinigung mit den Mi⸗ 
litair-DVorgefegten der Gens’darmen den Umftänden nach 
nicht zuläßig fein follte, unmittelbar angrönen; die Koͤ⸗ 
nigl, Negierung muß aber alsdann gleichzeitig den. Abs 
theilungs» Commander von der getroffenen Verfügung 
benachrichtigen, damit diefer wiffe, wo die Gensd'armen 
fih befinden, und darnach die etwa erforderlichen militairz 
difeiplinarifchen Anordnungen treffen Fönne. 


Was .die fernere Anfrage am Schluffe des vorliegen- 
den Berichts wegen der Diäten der. Gensd’armen betrifft, 
fo ftehet ſchon grundfäglich feft, daß die Mitglieder der 
Sensd’armerie, fobald fie außerhalb ihrer Dienft: Bezirke 
beſchaͤftigt werden, während folher Commandos, und ohne 
Nückfiht auf die Dauer verfelben, die regulativmäßigen - 
Diäten: Säge zu fordern haben. Hierbei muß ed alſo 
auch fein Bewenden behalten. . : 

Wenn jedoch in einem befonderen Falle vorher zw, 
fehen ift, daß ein ſolches Commando des einen oder an⸗ 
dern Gensd'armen an einem Orte außerhalb ſeines Dienſt⸗ 
Bezirks vielleicht mehrere Monate dauern moͤchte, ſo wird 
es allerdings angemeſſen ſein, alsdann in dem vorſchrifts⸗ 
maͤßigen Wege eine Dislbeations-Veraͤnderung einzuleiten, 
damit eines Theils die Gensd'armen ſich darnach einrich⸗ 
ten koͤnnen, andern Theils aber auch die Koͤnigl. Kaſſen 
nicht ohne Noth mit Diäten, Zahlungen behelligt werden, 

«+: Berlin, den 30. Auguſt 1824. 
Der Re des Innern und der Polizei, 
v. Shudmanm. 





TEE — 
— des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und her 
Polizei an das Königl. Ober- Präfivium zu Breslau, 
| die Dienſtleiſtungen der Gensd'armerie in Civil⸗ 
kleidern betreffend. 


——— 


Durch eine Mittheilung des Herrn Chefs der Koͤnigl. 
Gensd'armerie habe ich von dem Schriftwechſel zwiſchen 
dem Koͤnigl. Ober-Praͤſidio und dem Brigadier der 6ten 
Gensd'armerie-Brigade wegen der Dienſtleiſtungen der 
Geusd'armen in Civilkleidern, Kenntniß erhalten, und er—⸗ 
oͤffne dem Koͤnigl. Ober-Praͤſidio, daß einem Gensd'armen 
der Auftrag in Civilkleidern, Dienſte zu leiſten, nur hoͤchſt 
ſelten und nur in ſehr dringenden Faͤllen, z. B. zur Aus⸗ 
mittelung und Verhaftung beſonders gefährlicher Verbre— 
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cher und dergleichen, zu ertheilen, and dann auch fir die 
‚erforderliche Civil» Bekleidung zu forgen ift, indem dieſe 
Ausgabe dem Gensd’armen nicht zugemuthet werden Fann. 

Bei Gelegenheit eines Jahrmarftd einem. Gensd'ar⸗ 
men den Dienft in Civilkleidern aufzugeben (mie ed im 
Kreife N. N. gefchehen iſt) ift aber unangemeffen, teil 
in diefem Falle der Gensd'arm in der Montur wirkſamer 
dienen kann, und dabei den Compromittiruingen und Nach⸗ 
theilen. ausweicht,. welche.durch jene Anordnung bet einer 
folhen Gelegenheit für den Beauftragten ohne fein Ber- 
ſchulden entftehen Finnen. 

Aus diefen Gründen kann ich die Anficht des Bris 
gadierd nur billigen, und veranläffe bag Könige, Ober: 
Praͤſtdium hiernach das weiter Erforderliche anzuordnen. 

Berlin, den 7. September 1824. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 

v. Schuckmann. 

en . 97. j 
Publifandum des Königl. Dberlandesgerichts von Weſt⸗ 
preußen, die Liquidation der baaren Auslagen in Gens 

b’armeries Unterſuchungs⸗ Sachen betreffend. 





Durch eine Verfügung des Fuͤnften Departements 
des Königl. Krieges: Minifteri vom 10.November v. J. iſt 
beftimmt worden, daß bei demfelben und nicht bei den 
Könige. Intendanturen der refp. General-Commando's, 
die in Unterfuchungs » Sachen wider Wachtmeifter des 
Gensd’armerie- Corps und Gensd’armen entſtehenden baaz 
ren Auslagen liquidirt werden ſollen. Dem zu Folge 
werden daher die lntergerichte in dem Departement des 
unterzeichneten Königl. Ober » Landes = Gerichtd angewieſen, 
die Liquidationen fiber die, ih folchen Unterfuchungs «Gas 
chen entftehenden baaren Auslagen den Herren Chefs der. 
betreffenden Gensd’armerie: Abtheilungen zus weiteren Bis 
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förderung an das Fünfte Departement des Koͤnigl. Krie⸗ 
ges Minifterii einzureichen. 
Marienwerder, den 16. September 1824. 
Königl. Preuß. Dber- Landes, Gericht von Weſtpreußen. 


88. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
und der, Polizei an ſaͤmmtl. Königl. Regierungen, das 
Polizeis Reglement für die Stadt Berlin betreffend. 


— 


Beigehend wird der Könige. Negierung ein Eremplar 
des Allerhoͤchſt vollzogenen Polizei-Neglements vom 18. 
“September 1822 *) zugefertigt, um daraus die Verhaͤlt⸗ 
niffe des hieſigen Polizei Präfiviums: erfehen, und in vors 


kommenden Faͤllen darauf Nückficht nehmen zu koͤnnen. 


Berlin, den 14. September 1824. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


89. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, das 
Verfahren in Polizei-Straf⸗-Sachen betreffend. 





Ich bin zwar, wie ich der Koͤnigl. Regierung auf 
Ihren Bericht vom 3ten d. M. erwiedere, mit der in 
meiner Abweſenheit unterm 7ten v. M. aus meinem Mi⸗ 
nifterio erlaffenen Verfügung. darin völlig einverflanden, 
daß die Verfaffung der dortigen Städte fo lange, bis nicht 
durch ein Gefeg ein Anderes beſtimmt ift, in foweit, als 
ed mit den allgemeinen Staatsverhältniffen irgend verein⸗ 
bar ift, gefichere werde, und es können daher unbedenf- 
lich die Magifträte in den Städten von NeusBorpoms 


*) Schon abgedruckt im 2ten Hefte, Jahrg. 1824. ©, 491. seq. 
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mern ald die den von ihnen beſtellten Polizei» Directoren , 
zunächft vorgefegten Behörden im allgemeinen betrachtet, 
und die Befchwerden der Einwohner gegen deren Anords 
hungen zunächft bei den Magifträten angebracht werden. 
Was dagegen die polizeilichen Strafrefolute anlangt, fo 
würde, wenn man Polizeis Behörde und Magiftrat als 
zwei Inſtanzen betrachten wollte, daraus die Inconvenienz 
entfteyen, daß in den geringfügigften Poligei-Nügen, vier 
Inſtanzen, nemlich die Polizei» Behörde, der Magiftcat, 
die Königl. Regierung und das Polizei- Minifterium fein 
würden, folglich mehr, als in den wichtigften Civil: und 
Eriminals Sachen geftattet find. 

Diefe Inconvenienz ift aber eben fo leicht, als zweck, 
mäßig abzuftellen, ohne die zeitherigen Nechte der Magis 
firäte zu beeinträchtigen, wenn die Polizeis Straffachen 
zwar von den Polizeis Dirigenten inftruirt, die inftruircen 
Akten aber fodann zu Abfaffung des Reſoluts den Magie 
firatö « Kollegien vorgelegt werden. Zweckmaͤßiger ift es 
ohnehin, daß bei Erfenntniffen diefer Art ein Kollegium 
eintrete, von welchen Webereilungen und Aeußerungen von 
Leidenfchaftlichfeit, welche, wie die Erfahrung zeigt, bei 
Einzelnen in Sachen diefer Art wohl vorkommen, weniger 
zu befürchten finds. Die bei der erecutiven Polizei eintres 
tende Nothwendigfeit, das für den Augenblick Erforderlis 
che fofort vorzufehren, ſchließt in Angelegenheiten diefer 
Art die Follegialifche Fehandlung aus, und erfordert die 
Beſorgung diefer Gefchäfte durch einen Einzelnen. Gie 
tritt aber bei Strafrefoluten nicht ein, welche, wenn fie 
auch augenblicklich abgefaßt würden, doch nicht fofort voll: 
zogen werden fönnten, da dem Betheiligten gegen jede 
Strafe der Recurs freifteht. 


Die Könige. Regierung hat daher anzuordnen, daß 
bei der Abfaffung der GStrafrefolute von den Magiftrats- 
Kollegien in obiger Maaße verfahren.werde, wodurch dann 
- bie der Verfügung vom 7ten Auguft zu Grunde liegende 
Abſicht der Aufrechthaltung der Befugniffe der dortigen 
Magifträte erreicht, und zugleich eine, den allgemeinen 


890 
Staatsverhaͤltniſſen unangemeſſene Vermehrung ber In⸗ 
ſtanzen in Polizei-Strafſachen vermieden wird. | 
. Berlin, den ı7. September 1824. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





96. 
Mehköpe Kabinets⸗Ordre, wegen ——— der 
Geldſtrafen in Gefaͤugnißſtrafe in denjenigen Provin⸗ 
zen, wo das franzoͤſiſche Strafgeſetz noch gilt. 


Sch Habe auf Ihren Antrag vom sten d. M. die ge- 
gen den dortigen Einwohner N. N, erfantite Geldbuße 
von 8Rthl. in 14taͤgtges Gefängnig verwandelt, auch 
zugleich im Allgemeinen beftimmt, daß die Gerichte in den 
Provinzen, wo das franzöfifche Strafgefeg gilt, in alten 
Sälfen, wo es zweifelhaft ift, ob der zu einer Geldbuße 
Derurtheilte fie zu erlegen im Stande fein werde, auf 
Gefängnißftrafe, nach dem im Landrechte angegebenen 
- Maafftabe. alternativ erkennen follen, damit dieſe Subftis 
tution nicht dem alleinigen Ermeſſen der Procuratoren 
anheim gegeben merde, - 

Der Juſtiz-Miniſter ift hiernach angemiefen. 

Berlin, den 18. September 1824. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
* sun Proͤſidenten 
n Struenſee, 
zu Coͤlln. 


91. 


' BG a7 
91. . ni 

Refeript des Könige, Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Minden, die Ges 
buͤhren⸗ Erhebung in Polizeigerichts⸗ Sachen ber 
ap mai ı 51. treffend. u 


— 


! 
auf den, don der König; Regierung unterm 22, 
Juli d. Sin, Betreff, der Volizeigerichts + Sportein Fi 
ftatteten Bericht, wird ruͤckſichtlich der darin angezeigten 
Verhältniffe hiermit nachgegeben, daß im dortigen Negies 
rungs-Bezirke die Eitationd s "und Inſtnuations · Gebüg- 
ren, ſo wie auch die Copialien in" Polizeigeichtds Sachen 
nach dem bisherigen Tarif ferner erhoben werden’ dürfen, 
Berlin, den 7.September 1924, We mu 
Miniſterium des Innern und- der Polizei, 
er ee 2» Shudmann 





, wu di Ir, Ku TE IT mE A 
Refeript der Könige. Minifterien bee Innern und der 
Polizei, ſo wie der Finanzen, an bie Köhigt. Regierung 
zu Potsdam, die Verrechnung der Polizei» Strap ” 
— gelber betreffend. — 
Dex Köonigl. Reflerung wird auf Seh Bericht vom 
27. 9. M., die Verrechnun ‚der Polizei: Strafen‘ betref⸗ 
fend, in der Beilage eine Hßfegrif der, in diefer Angeles 
genheit unternr 9. December vo. Y, *) an die Reglerung 
zu. Liegnitz ergangene Verfügung zu Ihter Nachricht umd 
zum gleihmägigen Derfahren zugefertige.. 0 
_ Berlin, den 13. Auguſt 1824. BERATEN 
Minifterium des Innern und der FSinanz⸗Mitnſterlum. 


Polizei. Erſte Gen:⸗Verwalt. 
Vierte Abtheiling. VBVitll iaume. 
0, Kamptz. U 5 — 
Jahrg. 1823, ates Heft, ©. 816. 


Unmaten Hemlın. 1824. 000° 21° 
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B. 
Ordnungs-⸗-Polizei. 
93. 
ei teularoRefeript bes Koͤnigl. — des Innern 
und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
and an das Konigl. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, die 
polizeiliche Beaufſichtigung der Leihbibliotheken 
betreffend. 
— 

Wenn gleih das unterzeichnete. Miniſterum —* 
mals deranlaßt worden iſt, in Anſehung der oͤffentlichen 
Leihbibliotheken überhaupt und inſonderheit wegen firenger 
Prüfung der. Moralität derjenigen, welchen deren Anles 
gung zu geflatten, fo wie wegen genauer und fortgefegter 
polizeificher Auffihe auf diefe Anftalten, die beftimmteften 
Vorfchriften zu erlaſſen; fo hat doch daſſelbe mißfaͤlligſt 
erfehen müflen, daß diefen Vorſchriften die gebührende 
Folge wicht allenthalben ;geleifter wird. Die, Könige. Res 
gierung wird daher beauftragt, micht allein die Polizei, 
Behörden zu unausgeſetzter firenger- Aufmerkſamkeit auf 
diefen Gegenſtand anzumeifen, fondern demfelben fich ſelbſt 
‚38. widmen, und die Polizeis Behörden im diefer Beziehung 
firenger, wie bisher hin und wieder. gefcheben iſt, zu con⸗ 
tolffiren. Die Erlaubniß, Leihbibliothefen zu halten, darf - 
ſchlechthin nur gebildeten und zuverläßigen Perfonen ers 
theilt, und in den Leihbibliorhefen Feine Schrift geduldet 
werden, welche in religiöfer, ſittlicher oder politifcher Ber 
ziehung hachtheilig und Teihtfinnig tft, oder auch nur bes 
denklich erſcheint; die Polizei: Behörden müflen bei der 
ihnen obliegenden, wenigſtens vierteljährigen Nevifion ber 
Leipbibliochefen dergleichen Schriften fofort wegnehmen, 
und gegen die. Inhaber der Leihbibliotheken mit nachdrück⸗ 
Sihen Strafen und Entziehung der Conceffion vorfchreiten, 

“Dagegen aber, foviel von ihnen abhängt, dahin wirken, 
daß die Leihbibliochefen nur folhe Schriften enthalten, 
welche Religioſitaͤt, Sittlichfeit, gute Gefinnungen und wife 
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ſenſchaftliche und igemeinnägliche Kenntniſſe verbreiten, oder 
eine. mit denfelben vereinbarfiche Erholung gewähren. 
i Wenn dieſe Grundfäge an allen Orten zum unabs 
" änderlichen Verfahren: dienen muͤſſen, fo ift ihre firengfte 
Befolgung befonderd an den Orten, an welchen ein Gym⸗ 
naſium oder höhere Bürgerfchule vorhanden, nothwendig, 
und zwar um fo nothwendiger, ald neuere Fälle hinrei⸗ 
hend bewieſen haben, wie nachtheilig für Sittlichfeit und 
gründfichen  wiffenfchaftlichen Unterricht fich ſelbſt überlafe 
fene Leihbibfiothefen auf die Jugend gewirkt haben. Die 
. Königl. Regierung hat daher die, in ſolchen Städten bes 


findlichen Sffentlichen Lefe-Anftakten einer ganz befondern . 


und vorzugsweiſe firengen Aufficht zu unterwerfen und zu 
‚verfügen, daß, um darin reine Bahn zu erhalten, fie fos 


fort einer genauen Kevifion unterworfen, und aus ihnen 


alle.in einer jener Beziehungen bedenklichen Schriften ohne 
weiteres weggefchafft, und darin ohne vergängige Genehs 
migung der PoligeisBehörde Feine neuen Bücher, aufges 


nommen. werden. Es verſteht ſich hiebei von ſelbſt, daß 


nicht alle, von der Cenſur für den Buchhandel geneh⸗ 
migte Druckfchriften in oͤffentliche Leihbibliothefen kommen 
dürfen, fondern nur diejenigen, welche deren obgedachtem 
Zwecke entfprehen. Die Vorfteher und Pehrer der ers 
waͤhnten Lehr sAnftaften werden gerne bereit und geneigt 
fein, hiebei die Polizei Behörden mit ihrer Einficht und 
Kenntniß zu unterflügen, und ift daher den letztern aufs 
zugeben, darüber mit erfteren nöhere Abrede zu nehmen, 


weshalb das unterzeichnete Dinifterium mit dem -Miniftes 


rium des Öffentlichen Untertichts Heute in nähere Coms 
munifation getreten ift. 

Es würde allerdings fehr erwunſcht ſein, wenn Gym⸗ 
naflaften und Schuͤlern nur gegen Erlaubnißſchein ihrer 


Väter oder Lehrer Bücher aus Leihbibliothefen verabfolge 


werden könnten, und find daher die Polizeis Behörden ans 


zumweifen, auch hierüber mit den Directoren und Nectoren 


der Lehr» Anftalten Rückfprache zu nehmen, und demnaͤchſt 

die Inhaber der Leihbibliothefen darüber mit Vorfchriften 

zu verfehen. Wenn die Ausführung, dieſer Maaßregel 
- l 2 


rt 
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gleich Beim erflen Anblick Schwlerigkeiten zu Habe ſchrint; 
ſo werden dieſelben doch, wenn: die Wichtigkeit dieſes Ge⸗ 
genſtandes von allen Seiten gehoͤrig gewuͤrdigt wird, be⸗ 
ſonders in mittlern und kleinern Staͤdten leicht zu befes 
‚tigen fein. 
Das Minifferium ſieht demnaͤchſt daruͤber ‚den: Be⸗ 
richten der Koͤnigl. Regierung entgegen, und wird die, 
von den Polizei⸗Behoͤrden dieſer Angelegenheit gewidmete 
volle Aufmerkſamkeit mit Wohlgefallen wahmehmen. 
Berlin, den 9. Auguſt 1824. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
Vierte Abtheilung. 
d. Kamp 





94. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichtss und Medizinal- Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Konfiftorien, die Beauffichtigung 
‚der Leihbibliorhefen in Beziehung auf Gymnafien 
und Schulen betreffend. 


— — 


Das Miniſterium kommunicirt dem Koͤnigl. Konſiſto⸗ 
rio Abſchrift einer von dem Koͤnigl. Miniſterio des In⸗ 
nern und der Polizei unterm oten d. M. an ſaͤmmtliche 
Königl. Regierungen und an das Königl. Polizei» Präfis 
dium hier erlaffenen Verfügung in Betreff der Aufſicht 
über die Leihbibfiothefen befonderd an den Drten, wo fich 
ein Gymnafium oder eine höhere Buͤrgerſchule befinder, 
zur Kenntnißnahme und mit dem Auftrage, die Directos 
ren und Mectoren der Gpmnafien unmittelbar, die Vor⸗ 
fieher der hoͤhern Bürgerfchulen aber mittelbar dur die 
Könige. Kirchen» und Schul: Kominiffionen anzuweifen: 

1. daß fie die betreffenden Koͤnigl. Polizei: Behörden 
Bei der zu veranftaltenden genauen Nevifion der vorhande⸗ 
nen Leihbiblioehefen mit ihrer Einficht und Kenntniß uns 
terſtuͤtzen, und überhaupt benfelben bei Ausführung dee 


obengebachten minifterießen ‚Beifügung mie ihren Erfah⸗ 


rungen und ihrem Rathe bereitwillig. an die Hand ge⸗ 


ben; und, 


dahin wirken, den Gymnaſtaſten und Schülern die will⸗ 


führliche Benugung der 'Leihbibliorhefen zu erfcehweren, 


und diefelben dadurch unter eine Kontrolle zu fielen, daß 
ihnen nur ‚gegen seinen Erlaubnißfchein. ihrer Vaͤter oder 


des Direktors und Vorſtehers der betreffenden Schulan⸗ 
ſtalt Buͤcher aus Leihbibliotheken verabfolgt, und in die⸗ 
ſen Erlaubnißſcheinen die Titel der zu entleihenden Buͤ⸗ 


cher jedesmal namhaft gemacht werden. 


Das Koͤnigl. Konſiſtorium wird beauftragt, hiernach 
das weiter Erforderliche, unter Beruͤckſichtigung der ver⸗ 


ſchiedenen oͤrtlichen Verhaͤltniſſe zu verfuͤgen, und zugleich 
Bedacht zu nehmen: daß wenigſtens bei jedem Gymnaſio 


eine angemeflene. aus klaſſiſchen deutſchen Werken beſtehen⸗ 


de Schüler» Bibliothek, welche ausfchließfich zu ihrer Pris 
vatsLectüre zu beſtimmen, und mit fleter forgfältiger Ruͤck⸗ 
fiht auf diefen Zweck zuſammen zu fegen if, allmaͤhlig 
gegründet werde. 


Die Koſien, welche die Anlegung einer ſolchen Schů⸗ 


ler» Bibliothek verurſachen wird, koͤnnen durch kleine aus 


bererdentliche Beiträge, welche von den Schülern bei ih⸗ 


rer Aufnahme, Verſetzung oder Entlaffang oder bei anders 
weitigen ſchicklichen Gelegenheiten zu erheben find, gedeckt 
werden, und bleibt dem Könige. Konfiftorio überlaffen, nach 


feiner näheren Kenntniß von den Verhaͤltniſſen der einzels 
nen Gymnaſien und ihrer Schüler in diefer Hinficht das 


Weitere zu beflimmen und anzuordnen. 


Das Koͤnigl. Konſiſtorium hat Abſchrift der auf den 


Grund wvbiger Beſtimmungen zu erlaſſenden Verfuͤgungen 
binnen drei Monaten hierher einzureichen. 
Berlin, den 16: Auguſt 3824. n 
Winiferium der Geiſtlichen, Unterrichts und Medizinals 
‚ Ungelegendeiten. - ; ; 
Su —— und im Anſtrage des Berne Excellenj. 
ampetz. 





2. daß ſie ihrer Seits auf jede zweckdienliche Weiſe 
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Circular⸗Reſcript des Königl. ine des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtlche Koͤnigl. Regierungen und 
an das Königl, Polizei» Präfidium zu Berlin, dies 
felbe Angelegenheit betreffend. 


In der Anlage wird der Königl. Negierung Abfchrift 
einer Verfügung des Könige. Mirifteriums der Geiftlichen, 
Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten an fämmtlis 
he Koͤnigl. Konftftorien vom 16. d. M., die Aufſicht uͤber 
die Leihbibliothefen, befonders in Bezug auf die Gymnas 
*fioften und Zöglinge der hoͤhern Buͤrgerſchulen, betreffend, 
nachrichtlich zugefertigt. 

Berlin, den 22. Auguft 1824. ] 
Der Minifter ded Innern und der weiha 
In Seiner Excellenz Abweſenheit. 
v. Kamptz. 





96. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des * und der 
. Polizei an die Königl. Regierung zu Münfter, die Ges 
bühren für DBeauffichtigung der — 
betreffend. 


Ich genehmige auf den Bericht der — Regie⸗ 
rung vom 26. v. M. wegen Beaufſichtigung der Leihbi⸗ 
bliotheken, hiemit: daß fuͤr jedes, zur Leihbibliothek zu 
ſtempelnde Werk von den Leihbibliothekaren 1Sgr. für die 
Prüfung des Inhalts als Gebühr entrichtet, und als Bei⸗ 
trag zur Remuneration ded, mit der Durchficht der Schrifs 
sen beauftragten Privatgelehrten verwendet werde, und hat 
die Könige. Regierung hiernach das Erforderliche anzuordnen. 

Berlin, den 10. September 1824. 

Der Dinifter des Innern und der Polizei, 
v. Schuckmann. 
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| 9. 
Reſcript ber Koͤnigl. Minifterien der Geiftlichen, Unter 
richts⸗ und Mebdizinals Angelegenheiten, fo wie des In⸗ 
nern und ber Polizei an die Königl. Regierung zu 
Stralfund, die Cenſur der auf Öffentlichen Denkmaͤ⸗ 
lern anzubringenden Inſchriften betreffend. 


J 


— 


Die unterzeichneten Minifterien finden anf den Bes 
eicht der Könige. Regierung vom 14. v. M. es Nicht ans 
gemefien, die auf Öffentlichen Denfmälern anzubringenden 
Inſchriften einer förmlichen Cenfur zw unterwerfen. Um 
Unftößigfeiten und, Sprachwidrigfeiten bei den. Auffchriften 
zu vermeiden, bie von Privatperfonen für Denkmäler auf 
Gegräbnißplägen und in den Kirchen beſtimmt werden, 
reicht es vielmehr bin, wie s von der Koͤnigl. Megierung 
in Magdeburg gefchehen ift, öffentlich bekannt zu machen, 

daß fie zuvor dem Prediger des Orts zur Durchſicht vor⸗ 
gelegt werden mäffen. — 

‚Berlin, den 13. Auguſt 1824. 

Miniſterium der Geifklichen, Uns Minifterinm ded Innern 


terrichts/ und Medizinal- Ans _ und.der Polizel. . : 
gelegenheiten. In Sr. Ercellenz Abweſenheit. 


In Sr. Excellenz Abwefenpeit. v. Kamp. 
NMicolovius. ER en 





98. j 

Refolution des Königl. Minifkeriums des Innern und 
ber Polizei an den Magiſtrat zu Gr. Strelig, (und ab⸗ 
ſchriftlich an die Königl. Regierung zu Oppeln) bie 
polizeilichen Ans und: Abmeldungen betreffend. 

Denn es gleich allerdings gegründet iſt, daß ber 
Magiſtrat als Poligeis Behörde und jur Aufrechthaltung 
der polizeifichen Aufficht, Feinesiveges aber wie in deſſen 
Bericht vom 20. v. M. geäußert wird, blos wegen dei 
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Steuers Intereffes Kenntniß von allen in. feinem Polizeis 
Bezirk anmefenden zur Commune nicht gehörige, und in 
derfelben “entiweder ſich anfhaltenden ' oder: darin fich nie⸗ 
‚ berlaflenden Individuen erhalten muß, umd. daß. hierbei 
weder. auf den Stand, noch infonderheit auf. die, Eigen. 
fchaft Koͤnigl. Beamten zu fehen iſt, fo muß hierbei doch 
ein Unterfchied zwifchen denjenigen gemacht werden, wel⸗ 
che fih im Orte haͤuslich niederlaffen, oder nur ald Mieths⸗ 
leute, oder gar als Fremde aufhalten. 

Erftere muͤſſen fich felbft bei dem Magiftrat melden, 
und fteht ed Diefem frei, von ihnen, wenn fie Demfelben 
nicht bekannt find, über ihre. bisherige Verhättniffe nähere 
Auskunft zu: fordern, wobei jedoch. den Perfonen von 
Stande ohne dringende Veranlaffung die perfönliche Ers 
Scheinung nicht zuzummthen und überhaupt, wie in allen 
polizeilichen Angelegenheiten, mit Achtung der Standes⸗ 
und übrigen individuellen Verhältniffe zu verfahren, und 
dies infonderheit bei Könige. Beamten, da diefe ‚bereits 

durch ihe Amt legitimirt find, ‚ zu beobachten: ift. » 

Soviel hingegen . diejenigen betrifft, weiche fich. im 
Orte nur ald Miether, oder gar ald Fremde aufhalten, 
fo muͤſſen diefe refp. von dem Hauseigenthümer,. bei. dem 
fie wohnen, oder von dem Gaſtwirthe angemeldet werden, 
und iſt alsdann der Magiftrat zu der obgedachten Recher⸗ 
ehe unter den obenerwähnten Beflimmungen: allerdings 
eben fo berechtigt, wie dies bei den fich niederlaffenden 
neuen Mitgliedern der Commune der Fall if. 

Die Unterlaffung der einen, oder andern Anmeldung, 
Tann aber der Magiftrat nie berechtigen, dem Fremden den 
Aufenthalt im Orte zu verweigern, fondern nur eine po⸗ 
lizeiliche Geldſtrafe begründen, dagegen aber die Verſagung 
des Aufenthalts nur bei denjenigen eintreten muß, welche 
die erforderliche Legitimation über Unverdächtigfeit und 

‚Subfiftenzmittel nicht beibringen koͤnnen. 

Berlin, den 28. Juli 1824. 

Der Miniker des Innern und der Polizei. 
In Seiner Excellenz Abweſenheit. 
v. Kamptz. 
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99. A, 
Referipe des Kdnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an ‚den Königl. Hperpräfiventen , Herrn von 
Binde, Hochwohlgeboren zu Muͤnſter, die Antritts⸗ 
und Abgangszeit des: laͤndlichen Geſindes und die 
— der OrfaberDehnung barcſſiad. 


— t 


ER —— fende ich die mit Ihien Ye 
ER vom 13.9. M. eitigereichten Akten, wegen einer 
feſten Beftimmung der Antrittds und Abgangszeit des 
ländlichen, Befindes Hierbei mit dem. Eröffnen zuruͤck, daß 
ih die Einwendungen, welche die Regierung zu Arnsberg 
gegen eine für. ihren Bezirk zw erlaffende gleiche Verfäs 
gung, als von den Regierungen zu Miünfter und Minden 
bereitß, erlaffen worden if, aufgeſtellt hat, nicht unbegruͤn⸗ 
SR finden tann. Denn die Gefinde, Srönung vom g} 

iber I gro iſt in dem ehemaligen Herzogihum Weſt⸗ 
Bere moch nicht gefeglich ‚pubficiee worden, : kaun mithin 
in jenen Landestheilen noch ‚nicht zur. Anwendung. ‚foms 
men, und felbft für bie. Grafſchaft Mark; in welcher das 
allgemeine Landrecht wieder. gilt, wird es nicht zuläßig 
fein, ‚die, Beftimmung der: Gefinde: Drönung, durch welche 
für das. Ländliche Gefi nde in Ermangelung "einer diesfäls 
ligen beſonderen Vereinbarung der 2. April, als der Ler) 
min des, Antritt "und Abganges feftgefegt worden iſt 
durch die Beſtiminung eines zweiten‘ Termins zu ers 
weitern. Ich finde daher am fo mehr: BedAhfen ‚die 
Megierung zu Arnsberg in’ der, von Em. Hochwohlgeboren 
gewuͤnſchten Art anzuweiſen, als die Juſtiz⸗ Behoͤrden 
wohl nicht geneigt ſein duͤrften, die, von den Regierun⸗ 
gen zu Muͤnſter und Minden ſchon erlaſſenen Bekannt⸗ 
machungen in Beziehung auf den dadurch aufden =. Dfs 
tober feftgefegten‘ zweiten Termin,“ ſobald die Sache im 
Wege, einer Entfhädigungd = Klage zur gerichtlichen Cogni⸗ 
tion gelangen möchte, für rechtöbeftändig anzuerkennen, 
vielmehr wahrſcheinlich von der Anſicht ausgehen werden, 
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daß eine ſolche Erweiterung nur durch den Gefehgeber 


.“ angeordnet werden könne, 


Was übrigens den von Em. Hochmwohlgeboren unters 
ſtuͤtzten Antrag der Negierung zu Arnsberg betrifft, daß 
die Publication der Geſinde⸗Ordnung in den Landesthei⸗ 
len, wo das allgemeine Landrecht noch nicht gilt, geſtattet 
werben möge, fo muß dieſe Publication von der noch zu 
erwartenden alfgemeinen landeöherrlichen Anordnung über 
‘die Einführung der preußifchen Gefege in das Herzogs 
thum Weftphaien um fo mehr abhängig bleiben, als die. 
Gefinde- Ordnung fih auf das Landrecht gründet. 

Derlin, den 30. Auguſt 1824. 

Der ae des Innern und ber Polizei. 
— v. Schuckmann. 





100. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei an die Koͤnigl. Regierungen zu. Pots⸗ 
‚dam, Magdeburg, Merfeburg, Erfurt, Sranffurt a. O. 
und Liegaig, die Beglaubigung der — 
beſongege⸗ beueffenb. ar 


Wenn auch die dem Sefnde ertbeilten Eutlaſuige ⸗ 
ſcheine, wenigſtens ſoviel dergleichen bei der hiefigen Pos 
Jigei» Behörde produeirt worden find, in der Regel mit eis 
ner Beglaubigung des Polizei Beamten, In defien Ber 
zirfe die qusſtellende Herrfchaft wohnt, bisher ſchon ver⸗ 
fehen geweſen, fo ſind doch auch, und namentlich aus 
dem Herzogthum Sachfen, Säle vorgefommen, in denen 
jene Beglaubigung nicht ſtatt gefunden hat, und dadurd 

— und Verfaͤlſchungen Veranlaſſung gege⸗ 
— worden iſt. Das Miniſterium findet ſich daher be⸗ 
— die Koͤnigl. Regierung zu beauftragen, dafuͤr zu 
ſorgen 
—*9 die Entlaſſungsſcheine von den Magiſtraͤten und 

Drespoligeis Behörden, und auf dem platten Lande vom 
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den Schulgen, der betreffenden Hertſchaft Foftenfrei bes 
glaubigt werden, 

Berlin, den 2. Auguft 1824. 
Minifterium des Innern und der Polizei, 
In Abweſenheit des Herrn me Excellenz. 
Kamptz. 


101. 
Keferipe bes Königl. Minifteriums bes — und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, das 
Vo der Hurerei betreffend, _ 





"Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 
31. v. M. wegen der polizeilichen Auffiche auf das Ge: 
werbe der Hurerei, eröffnet, daß das unterzeichnete Mi⸗ 
nifterium feine Veranlaſſung finden kann, der ausgefpros 
chenen Anficht des Könige. Juſtiz⸗Miniſteriums (Anl. a.) . 
entgegen zu fein, zumal darin keinesweges die Gefege er⸗ 
gänzt oder abgeändert, fondern Die Richter nur angewie⸗ 
fen werden, in jedem fpegiellen Falle nach den Umſtaͤnden 
- Abzumwägen, ob der in Rede ſtehende Begriff’ des Gewers 
bed eintreffe, oder nicht, durch dieſe Anweiſung aber die 
Befugniſſe der Polizei nicht: tangirt werden, 
‚ Berlin, den 10. September 1824 
———— des Innern ni ber Polizei. 
v. Shudmann. 


a. 


1 
Wenn in deni 1023. Tit. XX. <. IL des A. & 
R. beſtimmt if: 
„Weibsperſonen, die von der Hurerei ein Gewerbe 
machen, ohne fich ausdrücklich. unter: die befondere 
Aufficht der Polizei zu begeben, follen aufgegriffen 
und zu’ Dreimonatlicher Zuchthausarbeit verurtheilt 
werden;“ 
ſo konn in Ermangelung einer gefeßlichen Feſtſtellung deg 


888° 


Begriffs von Gewerbe nur der gewbhnliche Sprachoebtauch 
daruͤber entſcheiden, 

wenn anzunehmen ſei, daß eine Weibsperſon von der 

Hurerei ein Gewerbe mache, oder, wie ſich der $. 

999. a. a. D. ausdrückt, mit ihrem Koͤrper ein Ges 

werbe treibe, 

Hierbei kann ed nun aber nicht blos darauf ankom⸗ 
men, daß in einzelnen Fällen für die Vollziehung des 
Beiſchlafs Bezahlung gefordert 'oder angenommen worden, 
fondern zu dem Begriffe der, Lohnhurerei als eines Ger 
werbes, ſowohl desjenigen, welches unter Aufſi cht der Po⸗ 
lizei Behörde, als desjenigen, weiches ohne dieſe Aufſicht 
getrieben wird — gehoͤrt weſentlich, daß ſich die Weibs⸗ 
perſon Jedem ohne Unterſchied zur fleiſchlichen Vermiſchung 
gegen Bezahlung hergiebt, welches nach den concurrirens 
den Umſtaͤnden zu beurtheilen, und wobei es, in Beziehung 
auf die Exiſtenz des Gewerbes uͤberhaupt gleichguͤltig if 
wie dit die Hurerei: wirflich getrieben. worden. 

Dei der Kuppelei, in fofern folche deshalb, weiß dar 
aus ein Gewerbe gemacht worden, beftraft werden foll,, 
finden diefelben Grundfäge Anwendung. Es kommt alſo 
auch: hier darauf an, ob der Angefchuldigte Jedem ohne 
Unterſchied, feine Kupplerdienfte gegen Veꝛahluns geleiſtet 
habe. 

Hiernach tritt der Juſtiz ⸗ Miniſter der, äufolge de 
Berichts ded Königl. Ober - Landess Gerichts vom: 14. April 
. ©. von dem Ilsen Senate angenommenen Anſicht über die 

DBeftrafung der Kuppelei und.der Hurerei ald eined Ges 
werbes bei. In Abfiche der Anwendbarkeit des Neferipts 
vom 11. November 1799 iſt bderfelbe mit dem Koͤnigl. 
Ober⸗ Landes⸗Gerichte einderflanden. 71 vi 

Das Collegium hat demnaͤchſt die Kriminat Depntae 
tion des dortigen Stadt» Gerichtö zu beſcheiden. 
Berlin, den 10. Mai 1824. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
v. — 


a mi 


An 
h r Landes» Gericht 
das Königl. Ober 238 ch 


I — send“ Beenden pi 


120 
(202 ! 


Kıpripeid rer Rn Minifteriums bes — und, * 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Stralfund, die 
Reifepäffe in > franden Spragen — 


— 4: — * 


— die Arte: ver: Königt.‘ tele Pr dem Be⸗ 
richt vomn 12. d. M. die Reiſepaͤſſe in fremden Sprachen 
betreffend, wird hiermit, in Bezug auf das — von 
8. Juni b. J. beftinfint, daß; 
ad 4. die Meifenden, die in lateiniſcher Sptache ab» 
gefaßten Koͤnigl. Schwedifhen Kabinets⸗Paͤſſe behalten 
koͤnnen, hingegen auch verpflichtet find, hiefige Paͤſſe an 
nehmen, 
ad 2. bei Conrieren die Abnahme der fremden page 
und die Ertheilung: dieffetfiger Reife, Päffe: wegfäte, und 
ad 3, bei den Reiſenden, welche nur durch einen 
Fleinen Theil der Monarchie ihren Weg nehmen, wie ad 
= gedätht ‚su verfahren. — 
Hiernach hat die: Koͤnigl. Reierung dad weiter Er⸗ 
forderliche anzuordnen. 
Berlin, den 20. Auguſt 1824. 
Minifterinm des Innern und der Bote. 
Sn Seiner Abmwefenheit, 
2 Kabine: 





— 

103. 

Circflar ⸗ Neſciipe bes Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei an ſaͤmmtl. Koͤnigl. Regierungen, (aus: 

fchließlich derjenigen zu Erfurt) und abſchriftlich an das 

Polizei⸗ Präfidium zu Berlin, die Ausſtellung ‚von 
— ſtatt beſchraͤnkter Paͤſſe, BERN 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß in den Faͤllen, wo 
nach . IV. der Circular⸗Verfuͤgung vom 3. October 1818, 
wegen des Verfahrens bei Transporten, perſoͤnliche, oͤrtli⸗ 
ehe. oder. andere Verhaͤltniſſe geſtatten, ein Individuum, 
ſtatt mittelſt Transports, mit einem beſchraͤnkten Paſſe auf 
genau vorgezeichnetem Wege, ohne Aufenthalt, nach einem 
beſtimmten Orte zu ſenden, der Zweck dieſes Verfahrens 
‚oft verfehlt worden iſt, weil die in der Regel zu derglei⸗ 
hen Päflen gebrauchten Formulare den Inhaber nicht aufs 
fallend. genug von anderen freiwillig Neifenden -unterfcheis 
den. Da die fhon bisher von einigen Polizei, Behörden 
in diefen Faͤllen gebrauchten Formulare fogenannter Reife: 
Konten, in näherer Nachweifung der Beilage (a), den 
gedachten Fehler vermeiden, auch fich bereitd durch die 
Erfahrung bewährt haben, fo erhält die Königl. Regierung 
den Auftrag, dergleichen Zwangs=Päffe auch in Ihrem 
Bezirke einzuführen und die Ihr untergeordneten Polizeis 
Behörden anzumweifen, diefelben nicht allein in den obgedachten 
Sälten anzuwenden, fondern auch als Paͤſſe zu achten, deren 
Inhaber der befondern polizeilichen Aufmerffamfeit empfohs 
len find, und darauf. zu halten, daß die legtern den ihnen ge⸗ 
gebenen Vorfchriften pünktlich nachkommen, die Zwangs⸗Paͤſſe 
aber unter feinen Umftänden ohne vorherige Anfrage bei der 
Königi. Regierung gegen gewöhnliche Paffe umzutaufchen. Die’ 
Anichaffuny des Bedarfs an Formularen zu diefen Zwangs⸗ 
Paͤſſen hat die Königl. Regierung aus dem für pofizeiliche 
Zwecke beftimmten Fonds Ihrer Haupt:Kaffe zu beftreiten. 
Berlin, den 18. Auguft 1824. 
Minifterium des Innern und der Polizei. Vierte Abtheilung. 
v. Kamp 


—F a 
Reife # Monte Nro, 
1. Beſtimmungsort. Vorzeiger, diefes 
II. Dauer der Gültigfeit. 





II, Signalement. gebürtig aus 
2. Namen. wohnhaft zu 
2. Stand. "weiche 
3. Geburtsort. 
4. Wohnort. 
Ss Religion. erhält mit 
6. Alter. 


7. Größe, Fuß, BON. | die Weiſung, ſich auf gerade. 


8. Haare, ſtem Wege und ohne Anferits 
9 Stirn. halt von bier über 
10. Augenbtaunen. nach 
11. Augen. I zu begeben | 
12, Rafe. — — 

aba arf von der 

— vorgeſchriebenen Route nicht 
14. Zähne, abweichen, und hat gegenwärs. 
15. Bart. J-tigen Vorweis an oben bes 
16. Kine. nannten Orten, ſo wie Überall, 

i . wo übernachtet, zur Bifis 
17. Geſicht. rung vorzulegen, alles bei Ver⸗ 


meidung, im Uebertretungs⸗ 
falle verhaftet, und nach dem 
Beſtimmungsorte transpor⸗ 
tirt zu werden. 

Gegeben 


18. Geſichtsfarbe. 
19. Statur. 
20. Beſondere Kennzeichen. 


IV. unterſchrift d Inhaber 


— 
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104. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei ‚an ‚bie Königl; Regierung zu Erfurt, die⸗ 
"Felde Angeiegen heit a ba 2. *7 


— 


Wenn gleich im —— nur ga nach den 
vorgefchriebenen' Formularen als Legitimations⸗ Documente 
fuͤr Reiſende dienen konnen fo giebt 1e8 doch Faͤlle, „in 
denen der Gebrauch derfelben nicht fo angemeflen iſt, als 
die Anwendung der nach dem Berichte der Könige. Ne 
gierung vom 4. d. M. ſchon früher dort gebrauchten. fos 
genannten Reiſerouten, namentlich, wenn Individuen, in 
Gemäßheit des IV. der Circular⸗ Verordnung vom 3. 
October 1818, megen des Verfahrens bei Trandporten 
auf polizeiliche Anordnung, zwar nicht wittelſt Begleitung, 
aber:: doch auf einem genau! vorgezeichneten, unter, Vers 
warnung wicht zu verlaſſenden Wege und ohne Aufent⸗ 
halt nach einem beſtimmten Orte geſandt werden. In⸗ 
dem daher fuͤr dieſe Faͤlle der fernere Gebrauch des For⸗ 
mulars der ſogen annten Reiſerouten genehmigt wird, er⸗ 
Hält die Koͤnigl. Regierung in der Beilage eine Abſchrift 
der, heute, dieferhald, aus Veranlaſſung Ihres’ Berichts 
vom 4. d. M. an fämmtliche Königl. Regierungen erlaſ⸗ 
ſenen Lircular⸗Verfugung aut ABA AIR, und Nach⸗ 
achtung. 

Berlin, den 18. Auguſt 1824. 
Minifterium des Innern und der Pelhel ei 
Vierte a 


27 


en —— 


| D. 
Sicherheits, Polizei. 
| = 105. . 
Reſeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an bie Königl. Regierung zu Trier, das Vers 


fahren gegen Bagabonden fremdherrlicher Staaten 
betreffend. 


! 





Die Könige, Negierung hat in dem Bericht vom 13. 
v M. zur Sprache gebradht, wie VBagabonden, welche 
Staaten zugehören, mit denen fein Uebernahme- Vertrag 
befteht, bei denen daher gewöhnlich ber urkundliche Aus⸗ 
weis ihrer Herkunft nicht beigebracht werden kann, fofern 
fie durch einen vorliegenden Staat, mit welchem ein Vers 
trag befteht, gefchafft werden muͤſſen, nothwendig demjenis 
gen Staate verbleiben, welcher fie zur Haft gebracht hat, ' 
und wie diefer Fall dort namentlich eintrete,.. To oft die 
Königl. Regierung einen Deftreichifchen Vagabonden at 
die Naffanifchen, Baierfchen und Heflifhen ‚Regierungen, 
oder die eben genannten Negierungen einen Franzoͤſiſchen 
Vagabonden an die vieffeitigen Behörden, zum Durch: 
transport übergeben wollen, wo dann in beiden Fällen 
die Uebernahme verweigert werde. 

Was zuoÖrderft den legteren Fall anlangt, fo: hat die 
Könige. Regierung ganz Necht, die Uebernahme, geftügt 
auf dad Nefeript vom 21. October 1819, fo wie auf das 
vom 30. September deſſelben Jahrs und die Erläuteruns 
gen der General: Transport-Snfiruftion vom 23. Juli 1817, 
zu verweigern, und die Königl. Regierung wird hiermit 
darauf frenge zu ‚halten. 

Was Hingegen den erflern Fall: die Abtieferung 
Deftreichifcher Vagabonden von der Königl, Regierung an 
das Naffauifche, Baierfche und Heſſiſche Gouvernement be- 
trifft, ſo kann man diefen, bei den beftehenden Verträgen, 
die Annahme der gedachten Vagabonden ohne gehoͤrigen 

Annalen Heft III. 1824. Mmm 
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Ausweis nicht zumuthen. Es bleibt daher nur übrig, 
auf die angeblich Deftreichifchen Unterthanen bei ihrem 
Eintritt in die Könige. Staaten befonderd aufmerffam zu 
fein, demnächfi wenn der Eintritt erfolgt ift, und fie als 
Vagabonden erfcheinen, zu verfuchen, ob fie nicht auf eben 
dem Wege, auf welchem fie ins Land gefommen, zurücks 
geſandt werden fönnen, und wenn auch dies. nicht moͤg⸗ 
lich iſt, fo wird, über die vorkommenden Fälle. Bericht an 
das unterzeichnete Miniferium erwartet, um dann auf dis 
plomatiſchem Wege über die Uebernahme des Oeſtreichi⸗ 
ſchen Unterthans mit den K. K. Deftreichifchen Behörden 
zu verhandeln. 
Berlin, den 3. Auguſt 1824. 
Niniferium des Innern und der Polizei. 
Dierte Abtheilung. 
v. Kamptz. 


106. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, und 
abſchriftlich an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſi idium in Ber? 
fin, die Korreftion aufgegriffener Vagabonden be- 

. treffend. 
Der Königl, Regierung wird auf den, unterm 6. d. 
M. in Betreff des Vagabonden N. N. erftatteten Bericht 
hierdurch eröffnet; daß ein -Wagabond an jedem Drte und 
in jedem Departement, wo er fich betreten läßt, zur Kor- 
reftion gezagen werden muß, und von einer Erfiattung der 
diesfälligen Koften von einem Departement an das andere 
überall nicht die Nede fein kann, daher auch die von der 
Königl. Negierung an das hieſtige Polizei sPräfidium, we⸗ 
gen Wiedervergütung der durch die zweimalige Detention 
des ıc. N. N. in der Zwang» Arbeits : Anftalt zu Groß 
Ye veranlaßten Koften, ergangene Nequifition unftatts 
haft if. ; \ 


In dem Mefeript vom 35. Mai 1812, worauf die 
Koͤnigl. Regierung in dem unterm 20. Januar 1822, vers 
gen des N. N. art das hiefige Polizei: Präfidium erlaffe- 
me Schreiben, Bezug genommen. hat, find in diefer Hinz 

ſicht Feinesweged andere Grundfäße aufgeſtellt warden, 
I ‚Berlin, den 22. September 1824. 
Miniſterium bes —— und der Polizei. J 
v. EINER 


Reſcript des Königl. Minifkeriums des Innern an ben 


Magifi rat zu Berlin, die Detention der Bettler 
- und Vagabonden. betreffend. 





Der hieſige Magiſtrat wird auf den Bericht vom 6. 
Auguſt v. J. wegen der Detention der Bettler, Vaga⸗ 
bonden ꝛc. veranlaßt, Sich in denjenigen Fällen, wenn die 
Detention auf eine längere als dreimomatliche Friſt feſt⸗ 
gefebt werden foll, darüber mit dem hiefigen Polizei Präfis 
dio zu. vernehmen, und koͤnnen beide Behörden im Eins 
verffändniffe mit einander, gleich den Regierungen, eine 
Detentiond , Zeit bis zu zwei Fahren beftimmen..... 

Berlin, den 20. Juli 1824 ie 

Minifterinm ‚des Innern. Erſte Abtheilung. 
4 Kol Köhler. — 


108. 


—** des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an das 
Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, dieſelbe An⸗ 
— betreffend. 


Das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium wird im Beziehung 
auf Seinen Bericht vom 19. September v. J. wegen Geis 
ner EN Rei d der sung Armenpflege N 
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daß der Hiefige Magiftrat veranlaßt worden iſt, Yich im 
denjenigen Fällen, wenn die Detention der Bettler, Va⸗ 
gabonden ꝛc. auf eine längere als dreimonatliche Friſt feſt⸗ 
gefegt werden foll, darüber mit dem. König. Polizei: Prä- 
fidio zu vernehmen, und Finnen dann beide Behörden im 
Einverſtaͤndniſſe mit einander, gleich den Regierungen, eine 
Detentionds Zeit bis zu zwei Jahren beſtimmen. 
Berlin, den 20. Juli 1824. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 





109. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an den 
Herrn Polizei⸗Praͤſidenten von Struenfee, zu Coͤlln, die 
Gebühren der Gerichtsvollzieher für Affiftenz bei den In⸗ 
“  feriptionen der Öefangens-Regifter betreffend. 


—— 


Ueber dasjenige, was der von Ihnen unterm 18. 
März d. 3. für den Zeitraum vom ı5. Februar bis zum 
18. März d. J. erftattete Polizei Berichte unter der Aus 
brif — Kriminals Zuftig — wegen der dort bisher ftatt 
gefundenen Gebühren der Gerichts. DVollzieher für Afiftenz 
bei den Sinferiptionen der Gefangen-Negifter enthaͤlt, ift 
mit dem Deren Juſtiz⸗Miniſter Ruͤckſprache genommen 
worden. 

Nach der hierauf gegenwaͤrtig erfolgten Mittheilung 
hat nun der zur Sprache gebrachte Gegenſtand dadurch 
Erledigung erhalten, daß die diesfaͤllige Concurrenz zu den 
Fuuctionen gerechnet worden iſt, welche die mit Beſol⸗ 
dung angeſtellten Criminal-Boten oder Gerichts: Vollzies 
her Erſter Klaſſe verrichten ſollen, als wodurch derglei— 
chen Gebuͤhren fuͤrs Erſte in Coͤlln, Anden und Coblenz 
erfpart ‚werden. 

Berlin, den 18. September 1824. 

- Minifterium des Innern. und der Polizei, 
v. Shudmanm. 





891 
BIOo. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
und. an das Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, die Verhüs 
tung unndthiger Transporte von Vagabonden a. 
betreffend: 


— 


In dem $. 25. der Transport» Snftruftion vom 16. 
September 1816 ift angeordnet worden, daß der Regel 
nach, vor Veranlaffung eines Transports, die abfendende 
Behörde durch Communication mit der Behörde des Orts, 
wohin der Transportande nach feiner Angabe zu bringen 
fein würde, auszumitteln habe, ob Legtere zur Annahme 
deffelben bereit oder ſchuldig fei. 

Das Minifterium des Innern und der Polizei bat 
bemerkt, daß, gegen dieſe DVorfchrift. fehr häufig gefehlt 
wird, und daß das Land und die Kaffen durch überflüflige 
Transporte unnöthiger Weife beläftigt werden, 

ı Die Königl. Negierung wird daher hiermit angewie⸗ 
ſen, Ihren Unterbehoͤrden, durch ein im Amtsblatt zu er⸗ 
laſſendes Publikandum, die Beobachtung jener Vorſchrift 
nachdruͤcklich einzuſchaͤrfen. 

Berlin, den 24. September 1824. 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





EHLE. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Vers 
pflihtung der Dominien zur Concurrenz bei Bes 

zahlung von Transportfoften ıc. betreffend. 
(Conf. rescr. vom 24. Mai 1824, 2tes Heft, S. 540.) 


Die Zweifel, welche der König, Regierung bei dem 


— 


jetzt naͤher bezeichneten, zur Berichtserſtattung vom 3. Mai 
d. J. die Veranlaſſung dargebotenen Falle beigegangen 
find, finden in den Vorſchriften der Miniſterial Juſtruk, 
fion vom 27. März 1797, deren Gültigfeit nach der 
Allgemeinen Kriminal» Ordnung $. 563. noch gegenwärtig 
beſtehet volfländige Erledigung. Wenn hiernach und 
zufolge F. 18. es in alten Fällen von der Beurtheilung 
desjenigen, welcher für. die Unterbringung eines entlaffe- 
nen GSträflings zu ſorgen verpflichtet iſt, abhängt, ob 
der Entlaffene an den, ihm beſtimmten Ort unter Auf: 
fiht und Bederfung transportirt, oder demfelben. nach $. 
19. ein bloßer Neifepaß ertheilt werden foll, fo kann auch 
die Uebertragung der dadurch verurfachten Koften nur dies 
fer Behörde zur Laft fallen. In wiefern nun deshalb die 
unterfuchenden, oder die fonft hierbei eintretenden Gerichte, 
zu fonfurriren haben, iſt dafeldft ebenfalls genau beftimmt, 
fo daß bei gehöriger Beachtung diefer Verfügungen feine 
Schwierigkeiten fich- zeigen Eönnen. 

Ob der Kriminalfonds dabei in Anfpruch genommen 
werden Fönne, iſt eine nicht hierher gehörige Frage, und 
hängt zunächft davon mit ab, ob die Fortfehaffung in die 
Deimath zur Vollſtreckung des Urtheil gehörig if. In 
dem bezeichneten Falle, und wenn dabei nicht die legtere 
Dedingung eintritt, kann fi daher dad Dominium von 
N.N. nicht weigern, die aufgelaufenen Iransportkoften 
zu berichtigen. | 

Ganz verfchieden Hiervon find’ dagegen die Fälle, wo 
der Transport eines DVerarmten in feine Heimath, oder 
eined Vagabonden in das Korreffions, Inftitue flatt fine 
den muß, und fo. wie hei jenem auf die provinziellen Ge⸗ 
fege wegen Verpflegung der Armen zurückugehen ift, fo 
tritt wegen der letztern die Beſtimmung des beftehenden 
Meglements ein. Hierdurch und in Nachgehung der alle 
gemeinen Transport⸗Inſtruktion und deren Erläuterung 
wird die Könige. Regierung ſich in den gewöhnlichen Faͤl⸗ 
len im Stande befinden, angemeffene Verfügung zu trefz 

- fen. Sofern Sie indeffen in einzelnen Fällen, wegen des 
au beobachtenden Verfahrens noch zweifelhaft fein folfte, 
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muß Sie in Verfolg der Verfügung -vom 21, Mai c. zur 


weitern Anweiſung hieher berichten. 


Berlin, den 20. Juli 1824. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. ee hen, 
— — Kamptiz. 


112. 
Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an den Koͤnigl. Staatsminiſter und Oberpraͤſi⸗ 
denten Herrn von Ingersleben Excellenz, zu Coblenz, 
die Beſtrafung für Führung fremder und erdich⸗ 
- teter Mamen betreffend. 


Da der Fall in. den Koͤnigl. Nhein» Provinzen vor⸗ 


gekommen iſt, daß die Juſtiz-Behoͤrde die Beſtrafung der, 
von der Polizeis Behörde ihr uͤberwieſenen, wegen Fuͤhrung 


fremder, oder erdichteter Namen fiftirten Individuen, aus 
dem Grunde abgelehnt hat, weil die betreffende Allerhoͤchſte 
Verordnung vom 30. Detober 1816 für die Rhein-⸗Pro⸗ 
vinzen nicht publicire worden fei, fo veranlaffe ich Ew. 


Excellenz die gedachte Aherhöchfte Verordnung vom 30. 


Detober 1816 (Anl. a.) wegen Führung fremder, oder 
erdichteter Namen, in, den Amtöblättern der fämmtlichen 
dortigen Königl. Regierungen moͤglichſt Bald — zu 
laſſen. 
Berlin, den 7. September 1824. 
Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Shufmann. 


Wir Friedrich Wihelmn von Gottes Gnaden, König. 
von Preußen ıc. 

Da die Erfahrung gelehrt Hat, daß das Führen: 
fremder oder erdichteter Namen, der Sicherheit des bürs 
gerlichen Verkehrs, fo wie der Wirkfamfeit der. Polizeis 


Behörden, Ra # fo verordnen Wir hierdurch hol⸗ 


— 


AN 
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—5. 1. Niemand. fol, bei Vermeidung einer Geld⸗ 
ſtrafe von fuͤnf bis funfzig Thalern, oder eines verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßigen Arreſtes, ſich eines ihm nicht zutomnnenden 
Nimend bevienen. J 
6, 2, » Gefchieht dieſe Führung eines fremden oder 
— Namens in betruͤglicher Abſicht, ſo treten die 
Vorſchriften der allgemeinen Strafgeſetze ein. 
Wir befehlen Unſeren Unterthanen, Gerichten und 
Polizei⸗Behoͤrden, ſich nach dieſer Verordnung zu achten. 
Urkundlich iſt dieſe Verordnung von Uns Höchfteis 
genhaͤndig vollzogen, und mit Unſerem groͤßern — 
Inſiegel bedruckt worden. 3* 
Gegeben Berlin, den 30. October 1816. 
(L.S.) Sriedrih Wilhelm. 
€, Fürft von Hardenberg, v. Kirheifen, Graf 
v. Buͤlow, v. Schuckmann, W. Fürſt 
v. —— ——— v. Boyen, 





Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


113. 

Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Ausführung der über 
die Abfcehaffung der feuiergefährlichen Bedachungen 
beftehenben BORN betreffen, 





Die Grundfäge und Nückfichtnahmen, welche die Koͤ⸗ 
nigl, Regierung nach dem Inhalte des Berichtes vom 16. 
v. M. bei Ausführung der über die Abfchaffung der feuer 
gefährlichen Bedachungen beftehenden Anordnungen anges 
nommen und befolget hat, erfcheinen im Allgemeinen ans 
gemeffen, indem Sie dabei von dem ganz richtigen Ges 
fihtspunfte ausgegangen ift, alle Härte bei diefer polizeis 
lichen Maaßregel mögfichft zu vermeiden, und nur in den 
Fällen auf firenge Befolgung der diesfaͤlligen Vorſchriften 


— 
zu beſtehen, wenn nach den individuellen Umſtaͤnden die 
Nachſicht entweder gemeinſchaͤdlich ſein wuͤrde, oder die 
Kraͤfte des Bauenden fuͤglich hinreichen, die Koſten einer 
feuerfeſteren Bauart zu beſtreiten. Wenn der erſtere Fall 
eintritt, und das Vermögen des Beſitzers wirklich unzu⸗ 
reichend iſt, ſo muß nach Umſtaͤnden darauf Bedacht ges 
nommen werden, zu ſeiner Unterſtuͤtzung geeignete Mittel 
ausfindig zu machen, um ihn menigftend zu den nothe 
wendigften Einrichtungen in Stand zu fegen. Das nächfte 
Sntereffe hiebei wird immer die Gemeinde haben, in wel⸗ 
cher fich .ein ſolches Grundftück befindet. Sollte diefe aber 
felöft unvermögend fein, und daher ein Dinzutreten aus 
allgemeinen Fonds motivirt erfcheinen, fo bleibt der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung überlaffen, unter Anzeige der vorwalten⸗ 
den Umſtaͤnde auf Gewaͤhrung einer Belhuͤlfe, wozu Sie 
dann gleichzeitig einen Fonds in Vorſchlag zu bringen hat, 
anzutragen. 

So allgemein, wie in dem vorliegenden Berichte der 
Antrag geſtellt iſt, kann jedoch die Authoriſation dazu nicht 
ertheilt werden. Unter dieſen Umſtaͤnden bedarf es fuͤr 
jetzt daher auch einer ſpeziellen Reviſion und Umgeſtaltung 
der aͤlteren Verordnung vom 27. November 1783 weiter 
nicht. 

Berlin, den 24. September 1824. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 





114. 

Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. O. die As 
nahme der Schornfleinfeger betreffend, 

Die Beſchwerde des Magiftrats zu. N. N. über feine 
Hefhränfung bei der Annahme eines Schornfteinfegerd 
if felbft nach dem, was die Königl. Regierung in dem 
darüber erftatteten Berichte dagegen angeführt hat, nicht 
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für. ungegründet zu achten. : Denn in dem. Deferipte vom. 
26,November 1822 ift ganz klar enthalten, daß den Ins 
tereffenten die Wahl zuſtehen folle, ‚durch wen fie die 
’ Schornfteine reinigen laffen wollen, und in Ermangelung 
von Provinzial: Gefeßen, die etwas Anderes disponiren, 
Fann auch der Commune N. N. darunter Feine Befchräns 
fung auferlegt werden. Die König. Negierung bat das 
"her. diefer Commune Jediglich zu überlaffen, mit welchem 
(übrigens qualificirten) Schoenfteinfeger » Meifter fie dieſer⸗ 
: halb contrahiren will. 

Daß die Stadt N. N, und das ihr. gehörige Caͤm⸗ 
mereisDorf N. N. einen eigenen Schornfteinfeger anneh⸗ 
men, feheint ganz zwechmäßig zu fein, Auch kann der 
ehemalige Unteroffizier N. N. gegen gedachte Commune 
fein Zwangsrecht ausüben oder. prätendiren, da ſchon in 
dem Meferipte vom 26. November 1822 ausdrücklich fell: 
gefegt ift, daß die Schornfteinfeger nicht als Dffizianten, 
und. ihr Gefchäft nicht als ein bleibendes Amt anzufehen 
fei, diefelben vielmehr lediglich in die Klaffe der Handwers 
fer gehören. Sollte wider DVermuthen die Königl. Res 
gieräng dem ꝛc. N, N, eine Iebenslängliche Anftelung 
verfprochen haben;: fo war Gie nicht dazu befugt, und 
eben deshalb kann auch daraus gegen die Commune N. N, 
feine Verbindlichkeit hergeleitet- werden, 

Die. Königl, Regierung hat hiernach den Magiftrat 
zu befcheiden, und den Befcheid binnen vier Wochen abs 
fehriftlich einzureichen. 

Ob die einzelnen Bürger zu N. N. verbunden feien, 
fih zu dem von der Commune angenommenen Schorn⸗ 
ſteinfeger zu halten, ift hier nicht in lite, und abzuwar⸗ 
ten, ob deshalb Anfrage erfolgen wird. 

Berlin, den 15. Juli 1824. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
9 Köhler. 
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117. 


Refeript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. O., die Beitrags⸗ 
pflichtigfeit der Kirchen zu den Koften für die Feuer 
fprügen und Sprügenhäufer auf dem Lande ber 
treffend. 


— 


Der Königl, Negierung wird auf den an das dies⸗ 
feitige und das. Königl. Minifterium der Geiftlichen-, Un⸗ 
terrichtd> und Medizinal- Angelegenheiten gerichteten Bes 
richt vom 18. Junius d. J., über die Beitragspflichtigfeit 


der Kirchen zu den Koften für die Feuerfprügen und. 


Sprügenhäufer auf dem Pande zuvoͤrderſt eröffnet, daß 
nach der Aeußerung der Minifterial Abtheilung der Geift- 
lichen Angelegenheiten, welche Veränderung auch ih dem 


Eigenthume der Vorwerks-Gebaͤude vorgehen mag, dieſes. 
keinen Einfluß auf das im Feuer-Societaͤts-Reglement 


feſtgeſetzte Verhaͤltniß der Beitragepflichtigfeit der Kirchen 
haben kann. 
Was hiernaͤchſt die bei der Koͤnigl. Regierung ſtreitig 


gewordene Frage betrifft, wie es in ſolchen Domainen⸗ 
Doͤrfern gehalten werden ſolle, wo das Vorwerk in Erb⸗ 


pacht ausgethan, von den Erbpaͤchtern aber die Ueber— 
nahme der der Obrigkeit auferlegten Beitragspflicht vers 
weigert worden ift? fo muß zwar das Minifterium des 
Innern die Entfcheidung diefer Frage von Polizet wegen 
für bedenklich halten ,.da es hiebei auf Nechte und Pflich- 
ten ankommt, welche, wenn fie von den Intereſſenten ges 


genfeitig in Zweifel gezogen mwerden, nur auf dem Nechtds 


‚wege — Deciſion zu bringen find. 

gg jedoch. durch die nach Publication des Regle— 
mentd vom 19. September 1802, eingetretenen Vorwerks⸗ 
Erbverpachtungen in den Korreal- Verpflichtungen der Ges 
meinden und Kirchen Feine Aenderung bemirft und Erz 
fehwerung für diefelben hat herbeigeführet werden koͤnnen; 
ſo hat die Koͤnigl. aen denſelben bei dergleichen ge: 


— 
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yartitionen Feinen höheren, als den durch das Gefeh be 
fimmten Beitrag abzufordern, wegen des auf das Bors 
werf oder die Erbpächter fallenden: Antheiles aber nach 
- der von dem Königl. Finanz Miyifterio einzuholenden In⸗ 
ſtruction zu verfahren. 
Berlin, den 29. Auguſt 1824. 
Minifterinm ded Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler 





216, 


Allerhdchſte Kabinets⸗ Ordre, die anderweite Abſchaͤtzung 
der bei der Neumaͤrkſchen Feuer-Societaͤt verſicher⸗ 
ten Gebaͤude betreffend. 


— E 4 


Nach Ihrem Antrage im Bericht vom 19. v. M. 
fetze Ich Hierdurch feſt, daß es dem Ermeſſen der Generals 
Landfeuer-Societaͤts-Direktion in der Neumark uͤberlaſſen 
bleiben ſoll, die bei der Gorietät verſicherten Gebäude, 
deren gegenwärtigen, Werth fie geringer als die verficherte 
» Summe annehmen zu fönnen glaubt, einer andermweiten 
gründlichen Abfhägung durch die Kreisdireftoren zu uns 
terwerfen, deren Reſultat hiernächft fowohl bei der Ents 
ſchaͤdigung im Fall. eines Brandes ald bei der Entrichtung 
der Beiträge fo Jange zum Grunde gelegt werden fol, bis 
durch die im Werfe begriffene Abänderung des Reglements 
eine nähere Beftimmung getroffen worden. 

Dem Eigenthuͤmer bleibt zwar überlaffen, den Bes 
weiß eines höhern Werths zu führen; inzwifchen muß, 
bis darüber entfchieden worden, die mindere Tare anges 
wendet werden, Hiernach haben Sie das Erforderliche 
zu veranlaffen. 

Berlin, den 15. Auguſt 1824. 

j Friedrich Wilhelm, 


An 
den Staats: Miniffer v. Shufmann. 
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217: 

Refeript bes Konigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg in Preußen, die 
Mobiliar⸗Verſi cherungen gegen Feuersgefahr be⸗ 
treffend. 


— — 


Die Beſtimmungen, welche die Koͤnigl. Regierung 
mittelſt Berichts vom 14. v. M. zur Beſeitigung der dar⸗ 
in geſchilderten Unzulaͤnglichkeit der bei den Mobiliar⸗Ver⸗ 
ſicherungen gegen Feuersgefahr in Anwendung zu bringen⸗ 
den Maaßregeln in Vorſchlag bringet, koͤnnen ſelbſtredend 
ſchon um deswillen die Genehmigung nicht erhalten, weil 
ſie nur durch geſetzliche Vorſchriften ſich anordnen laſſen. 
Fuͤr jetzt bedarf es aber auch zur Regulirung des Ver⸗ 
fahrens in den Faͤllen, wenn derjenige, welcher nach dem 
Ermeſſen der Polizei-Behoͤrde fein Mobiliar-Vermoͤgen zu 
hoch verſichert hat, ſich der deshalb veranlaßten Unter⸗ 
ſuchung widerſetzt, ſolcher beſondern Verfuͤgungen gar 
nicht, da es vollkommen ausreichet, daß dann nicht allein 
dem Agenten des Verſicherers erklaͤrt werde, die fragliche 
Verſicherung fei in Beziehung auf das aſſecurirte Quan⸗ 
tum mit Widerſpruch der Polizei-Behoͤrde geſchehen, und 
im Falle entſtehenden Brandes duͤrfe die Berichtigung der 
Entſchaͤdigung nicht ohne polizeiliches Vorwiſſen und Con⸗ 
currenz geſchehen, ſondern auch der Verſicherte davon in 
Kenntniß geſetzt, und auf deſſen Handlungen die polizei⸗ 
zeiliche Aufmerkſamkeit vorzugsweiſe gerichtet werde. 

Berlin, den 3. September 1824. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 


— — 
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118. 
Reſeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an das 
Koͤnigl. Rheiniſche Ober» Präfidium zu Coblenz, die 
Berficherung der Mobiliargegenftände und · der Faufz 
maͤnniſchen Waarenlager gegen Feuersgefahr bes 
treffend: 

Daß eine polizeiliche Controlle hinfichtlich der Ver⸗ 
fiherung der Mobiliar sGegenftände . gegen Feuersgefahr 
auch bei den in dem Berichte des Königl. Ober. Präfivü 
vom 25. v. M. namhaft gemachten Ortfchaften Erefeld, 
Eilberfelde, Barmen und Gemarke ſtatt finden folle, folget 
zwar an fich felbft aus den allgemeinen über diefen Ges 
genftand erlaffenen Verfügungen vom 3. November 181 
und 28. Auguſt 1821. 

Es kann aber auch nachgegeben werden, daß bei 
Berficherung großer Faufmännifcher Waaren-Lager in den 
gedachten vier Städten. nach den in der Verfügung vom 
4. v. M. gegebenen Vorfchriften verfahren, und dadurch 
der dortigen Kaufmannfchaft eben die Verguͤnſtigung zus 
geftanden werde, welche den andern daſelbſt genannten 
Orten zu Theil geworden if. 5 

Berlin, den 9. Juli 1824. £ 

Der Minifter ded Innern. 
Sn. Abwefenheit und aus Auftrag Deffelben. 
Köhler. 


119. 

Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, die Ein 
führung tiner Hündes Steuer betreffend. 





Der Königl. Regierung bleibt‘ zwar auf Ihren Ber, 
gicht vom 7. d. M. überlaffen, wenn die Gemeinden des 
dortigen Bezirks mittelft gefeglichen Beſchluſſes die Ein: 


x 


\ 
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fuͤhrung einer Hundeſteuer bis zu einem Thaler für jeden 
Hund in Antrag bringen, dergleichen Anträge zu geneh⸗ 
migen. Da jedoch eine ſolche Steuer, wenn auch diejeni⸗ 
gen Perſonen, welche nicht direkt zur Commune gehoͤren, 
beitragspflichtig werden ſollten, der Allerhoͤchſten Beftätis 
gung beduͤrfen wuͤrde, ſo muͤſſen alle diejenigen von derm 
felben erimirt bleiben, welche nach $. 10. des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 zu direkten Communal-Steuern nicht 
verpflichtet ſind. Uebrigens duͤrfen auch die zur Bewachung 
oder zum Gewerbsbetriebe unentbehrlichen Hunde nicht 
beſteuert werden. 5 oe 

Derlin, den 34. September 1824. 

“  Minifterinm des Innern und der Polizei. 
u Ä v. Schuckmann. 





Armen⸗Polizei. 
120. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, die Beſtaͤtigung der 

für die Staͤdte zu entwerfenden Armen⸗Regle- 
ments betreffend. 

In fofern die Armen-Reglements, welche in den 
verfehiedenen Städten des dortigen Departements errichtee 
werden möchten, feine mit den Gefegen im Widerfpruch 
ſtehenden Dispofitionen oder folche Beſtimmungen enthals 
ten, durch welche neue, in den Gefegen nicht -begrünvete 
Verbindlichfeiten den Einzelnen auferlegt werden ſollen, 
ſondern lediglich darauf hinausgehen, zu beſtimmen wie 
die den Communen obliegende Pflicht der Armen-Verſor⸗ 
gung in den einzelnen Orten nach den Local-Verhaͤltniſ— 
ſen ausgeuͤbt werden ſoll, beduͤrfen ſie der Genehmigung 
des Miniſterii nicht. Vielmehr bleibt der Koͤnigl. Negies 
rung die erforderliche Anordnung lediglich anheim gegeben. 


go 
Dies wird. Derfelben auf Ihren Bericht vom 23. v. 
M., das für die Stadt N. N. entworfene. Armen: Negle- 
ment betreffend, zu erfennen gegeben, ! 
Berlin, den 5. September 1824. 
Miniferium des Innern. Erfte Abtheilung, 
’ ee Köhler. 





121. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, den modum con- 
tribuendi zur Armen » Unterhaltung aus Kirchſpiels⸗ 
Mitteln, wenn Feine Kirchenhufen vorhanden find, 
betreffend. 


mn 


Auf den Bericht der Königl. Negierung vom 4 d 
M. betreffend, 
den modum contribuendi zur Armen: Unterhaltung 
aus Kirchfpield Mitteln, wenn feine Kirchenhufen vor: 
handen find, ; 
wird Derfelben zuvoͤrderſt bemerklich gemacht, daß Sie in 
diefem Berichte Ihrer Seits eine beſtimmte Meinung hätte 
äußern und einen Antrag formiren. füllen. 

Demnaͤchſt fann, in der Vorausfegung, daß wegen 
der Verbindlichkeit des angefprochenen Kirchfpieles Fein 
gegründeter Zweifel obwaltet, als welches für jegt dahin 
geſtellt bleibet, der Mangel eines für diefen Gegenftand 

befonders beftimmten Nepartitiond- Modus feine Schwies 
rigkeiten herbeiführen; vielmehr ift es unbedenklich, diefe 
Koften fo aufbringen zu laſſen, wie in dem fraglichen 
Kirchfpiele andere Communal: Koften aufgebracht werden, 
Berlin, den 18. Auguft 1824. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler, 





122, 
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122. 
Reſcript des Könige. Minifterlums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Merfeburg, die Kur: und Ber: 


pflegungs-Koften für arme, auf der Wanderfchaft er- 
franfte Handmwerfsgefellen betreffend. 





Auf die Anfrage der Königl. Regierung im Berichte 
vom 2. dieſes, 
die Kur⸗ und Verpflegungs ⸗Koſten fuͤr arme auf der 
Wanderſchaft erkrankte Handwerksgeſellen betreffend, 


wird Derſelben eroͤffnet, daß es in der Verpflichtung der 
Communen keinen Unterſchied machen kann, ob an einem 
Orte die Zuͤnfte aufgehoben ſind oder nicht. Vielmehr 
darf nach $. 355. des Allgemeinen Landrechts Ih. II. 
Tit. H. in feinem Falle wegen DVerpflegung eines Franfen 
Geſellen ein Negreß nachgelaffen werden. 
Berlin, den 17. September. 1824. 2 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 


\ 


Köhler. 
. G. 
Gewerbe; Polizei. 
123. “ 


Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Handels, 
des Innern und der Finanzen an fämmtliche Königl. 
Regierungen, die Mitnahme von -Gehülfen bei Haufirs 
Gewerben und die Gewerbe⸗ Steuer» Entrichtung 
für felbige betreffend. 


— — 


Der König. Kegierung gereicht auf Ihre Anfrage 
vom 28. Juli c. ob der Grundfag richtig fei, dag im Au⸗ 
malen Heſt N. 1624. Rnn 
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gemeinen mit Ausnahme det im $. 13. des Haufirs die 

Zulativs vom 28. April d. J. *) erwähnten Fälte, fein Hau⸗ 

ſirer Gehuͤlfen zum Betriebe- feines Gewerbes mitnehmen 

dürfe, und ob die am Schluffe dieſes $. gedachten bloßen 

Begleiter zum Transporte der Waaren oder zur Wärtung 

des Gefpanns, zur Gemwerbftener anzuziehen feien? 

folgendes zum Befcheide: 

a) In Gemäßheit der Beftimmung des $.20.; in Verbin⸗ 
dung mit $. 13. und 37., fann ein an dem Hauſir⸗ 
handel wirktich Theil nehmender Gehülfe nur. bei den 
in der erften Periode des $. 13. bezeichneten Gewer⸗ 
ben verftattet werden, für diefen aber muß ein befons 
derer Gemwerbfchein geldfet werden. 


b) Die nicht in der erſten Periode bezeichneten Gewerbes 
treibenden, alfo auch alle im $. 37. Benannte dürfen 
fi feine Gehülfen für dem eigentlichen Haufirhandel 
halten, fondern Nach der zweiten Periode des $. 13, nur 
Begleiter zum Transport der Waaren oder zur 
Wartung ded Geſpanns, für welche dans eine beſon⸗ 
dere Gewerbfteuer nicht zu entrichten ift, die aber, fo 
wie dei Gemwerbtreibende felbft nach $. 28. in Strafe 
verfallen, wenn fie an dem eigentlichen Haufirhandel 
dennoch Theil nehmen. 

e) Derfeibe Unterfchied ift bei Thierführern, Kunftreitern 

. und allen denen zu machen, die Dienftleiftungen und 
Schauftellungen im Umberziehen treiben, und denen ſchon 
das Gefeg vom 30. Mai 1820 Beilage B. Litt. L. ihr 

. Gewerbe in größeren Geſellſchaften gegen einen ernie 
drigten Steuerfaß, wenn nöthig, zu treiben geftattet. 
Für alle diejenigen Berfonen, die an dem Gewerbe ſelbſt 
Theil nehmen, DBeifpielsweife alfo bei Thierführern für 
ale diejenigen, welche mit dem Vorzeigen der Thiere 
befchäftigt find, bei Kunffceitern für die etwa zur Ge 
felifchaft gehörigen und mit ihr herumziehenden Mufiker, 
muß die Gewerbſteuer entrichtet werden, wogegen Die 


*) Geſetz = Sammlung, Jahrg. 1824, ©. 125. seq. 
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" igentliche Gefſindedienſtverrichtendem in ihrem: Gefolge 
“ befindlichen Perfonen von der. Steuer fr fin. 
Berlin, den 3. September 1824: 
Minifterium des  Minifterium des Miniſterium der 
Handels. Innern. Finanzen. 
Graf 4 Buͤlow. v. Shudmann ©. Klewig. * 


die König, — ri 


— zur Nachricht an ſammtliche übrige aonigl 
Regierungen. 
Berlin, den 3. September 1824. 1 
Minifterinm’ des Minifterium des Miniſterium der 
Handels. Innern. Finanzen. 
Graf v. Buͤhow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 


124. 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Polizei, ſo wie der Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Poſen, die Ertheilung von — — 
zum Drehorgelſpiel betreffend. 


— 


Bei Nückfendung der Anlage zum Bericht der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung wird derſelben eröffnet, daß-dem 22jaͤh⸗ 
rigen blinden N. N., ein Gewerbſchein, um unter Leitung 
eines Fuͤhrers, im Umherziehen durch Drehorgelſpiel ſein 
Brodt zu verdienen, nicht allein nicht unentgeldlich ſon⸗ 
dern — gar nicht ertheilt werden kann; da nach 
$. 11. No. 5. des Regulativs vom 28. April d. J. Leus 
ten Auer 3o fahren nicht erlaubt werden, ſoll, ein Ge⸗ 
werbe im Umherziehen zu betreiben, und nach F. 18. der 
Gewerbeſchein zum Drehorgelſpiel nur augnahms weiſe aus 
beſonderen von der Perſoͤnlichkeit des Supplikangen, bera 
genommenen Gründen, ‚ertheilt werden ſoll. 

Dergleichen Gründe find hier nicht, vorhanden, denn 
die Blindheit des ac. N, N, iſt vielmehr deshalb ein 

Nun 2 
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Grund gegen. ‚die Bewilligung, weil außen, ihm ſelbſt auch 
noch der Begleiter zum Erwerb durch das Drehorgelſpiel, 
das unter ſolchen Umſtaͤnden ein bloßes Einſammeln von 
Almofen,, fein wuͤrde, und zum Umperziehen im Lande er⸗ 
maͤchtigt werden muͤßte. 

Wenn der ꝛc. N. N. außer Stande iſt, ſich ſein 
Brodt zu verdienen, und wegen Unvermoͤgenheit ſeiner 
Verwandte genoͤthigt iſt von Almoſen zu leben, ſo muͤſſen 
ihm ſolche von den gefeglich dazu DVerpflichteten gewährt 
werden. - ; 

Uunſtatthaft aber ft es zur Erleidterung der, wie &8 
fcheint hierzu verpflichteten: Kommune - gar zwei. Perſonen 
‚zum Umberziehen auf Almoſenſuchen zu authorifiren. -- 

Berlin, den 13. September 1824. 

Minifterium des Innern Minifterium der Finanzen... 
und der Polizei. v. Klewitz. 

v. Schuckmann. 





125. 


Prblltanrum der Koͤnigl. Regierung zu Sümblanen, 
die Beſtimmung des Stärfegrades des auf den Zmangss 
Debitsftellen zu verfaufenden Brannteweins bes 
treffend. 

Zur Vermeidung von Ötreitigfeiten zwifchen Propis 
nationseigenthämern oder. Pächtern und den zwangspflich- 
tigen Krügern und Schänfern wird hierdurch mit Geneh⸗ 
migung des Königt. hohen Minifteriums ded Innern vom 
sten v. M. fefigefegt, daß die Stärke des von den Gas 
Brifationsftelen an die dein Verlage derfelben unterworfes 
nen Krüger oder Schänfer zu Niefernden Branntweind, nach 
Anleitung der wegen der Branntweinfteuer ergangenen 
Befimmungen, mwenigftend funfzig Grad nach Tralles ent« 
halten muß. 

‚Gumbinnen, den 25. September 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





126. 
Reſcript der Pe Minifterien des Innen und be . 


Polizei, fo wie der Finanzen, "an die Königl. Regierun⸗ 
gen zu Frankfurt und Liegnig, den DekeibiBerkänf | 


des Salzes betreffend. 


— 


"Dee Gutösefiger N. N. zu "N. Hat nenetdings dar⸗ 
auf angetragen, den Salzhoͤkern nicht ferner zu geſtatten 
das Salz nach dem Gemaͤß zu verkaufen, indem —3 
der unfundige Sandmann einen bebeutenden Schaden erleidet. 

Es iſt allerdings nicht zu verfennen, daß dein’ Pu⸗ 

Slifo Bei einem derartigen Ankaufe des Salzes yon Kleins 
* Händlern, ein bedeutender : Vet luſt erwaͤchſt, weshalb denn 
auch mittelſt Publikandum vom 24. December 1787 der 
Verkauf des Salzes nach dem Gewichte, angeordnet wurde. 
Dieſe Anordnung iſt jedoch, wegen der Hinderniſſe, die 
ihrer allgemeinen Ausfuͤhrung entgegen ſtanden, unterm 
1. Februar 1802 dahin declarirt worden, daß es von je⸗ 
dem Käufer abhängen ſoll, ſeinen Salzbedarf vom Klein⸗ 
haͤndler nach dem Maaße oder Gewicht zu kaufen, und 
daß jeder Kaͤufer hierunter nach ſeinem Verlangen befrie⸗ 
digt werden muß. Hiernach ſteht der Verkauf nach dem 
Gewichte als Norm feſt, und iſt der nach dem Maaße, it 
Beruůckſichtigung des Willens der. Käufer. nur geduidet, 
keinesweges aber vorgeſchrieben. 
Dieſe Anordnung muß auch auf die Theile des Her⸗ 
zogthums Sachſen, welche zu dem Bezirk der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung gehoͤren, Anwendung finden, weshalb die Koͤnigl. 
Regierung das Erforderliche befannt zu machen, zugleich aber 
auch das Publikum wegen des Verlufteg, welcher iyın ans 
Dem Anfgufdes Salzes nach dem Gemäß erwaͤchſt, zu belehren, 
und zum Ankauf nach dem Gewichte aufzufordern hat. 

Berlin, den 26. Juli 1824. 

. Minifterium des Innern Miniſterium der Finanzen. 
und der Polizei. General⸗Verwalt. der Steueru. 
Vierte Abtheilung. Maaßen. 
v. Rampe; — | * 


127. 

Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an ‚die Koͤnigl. Regierung. zu. Stettin, dag Vers 
1% des Auſbiaſeꝛe siehts Viehes „ber 

Keffend. “2 


Bei⸗ abſchriftlicher — der, wegen bed Ders 
bots des Au lafeng —— Viehes, unterm 4. 
Auguſt 1819 Nan die, Koͤuigl. Regierung zu Coͤlln er⸗ 
gangenen. ‚Berfügung, 2. bleibt ‚der. Koͤnigl. Regierung auf 
deren diesfaͤlllgen Bericht, vom. 28 Juni d. J. uͤberlaſſen, 
dieſelbe ‚auch, dort zur Anwendug zů bringen. 

‚Berlin, den 21. Yugufl 1824, | en 
eos rein des Innern und der Boll, r 

wien Abeppitung: 
v · ‚Same 


2a in Glas 





rn 


d an" j 


peiii, 'der Königt. se zu Breslau, den 
„Ooneheheieh. ber, Marferender — 


ni rn in I. —— 


Nach fire; im vorigen Hape "jur Anzeige ge⸗ 
55 Contraventionen wegen, von verſchledenen Pers 
ſonen unbefugt betriebenen Marketender⸗Gewerbes, ſcheint 
die Veroröming vom 24. October 1811 Nro. 231 im 
28ſten Amtsblaktſtuͤck ©. 321, in Vergeſſenheit gerathen zu 
fein. Solche wird daher in Erinnerung gebracht und wies 
derhoft warnend befannt gemacht, daß zwar Marfetender, 
wenn fie ihre Befugniß nicht Überfchreiten, ald zum Train 
der Armee gehörende Perfonen zu betrachten, und als 
folche von der Gewerbeftener befreit bleiben ſollen, und bei 
ihnen die Lizenz der Militair- Chefs die Stelle des Ges 
werbeſcheins erfegt. Wegen der Licenzen ſelbſt aber wird 
Folgendes wiederholt heſtimmt: 

*) Jahrgang 1819, 3tes Heft, ©. 826. 
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1) daß dergleichen Perfonen nur dann angefiellt wer⸗ 
den dürfen, wenn eine Truppens Abtheilung fich in 
Bewegung fegt, um letztere auf den Märfchen, in 
den Lägern oder Cantonnements, oder bei den mit 
Eantonnementd und Märfchen verknüpften großen . 
Manoͤvers und Truppenübungen zu verpflegen; daß 
aber, fobald felbige in ihre vorige Garnifon oder in 
ein ſtaͤdtiſches Standquartier zurückgekehrt ift, daß 
Gewerbe des Marfetenderd aufhören muß; 

2) daß den Marfetendern in ihren Licenzen zur Pflicht 
gemacht werde, ihren Handel nicht weiter, als auf 
den Märfchen und innerhalb der Läger und Can 
tonnements auszuüben, auch an feine Perfonen bürs 
gerlichen und bäuerlichen. Standes bei Strafe des 
Verluſts ihrer Licenzen etwas abzufegen. 

Sämmtliche Kreiss, Orts⸗, Polizei- und übrigen Steuer 
Behörden werden angemwiefen, auf die erforderlichen Legitimas 
tionen der Marfetender zu halten, und darüber zu wachen, - 
daß diefelben fich in den vorgefchriebenen Schranfen halten; 

Breslau, den 17. Mai 1824. 
Könige. Preuß. Regierung. 


129; 
Publifandum der Königl. Regierung zu Stralfund, 
wegen des den Kaufleuten geftatteten Kommiſſions⸗ 
handels. 





Das Koͤnigl. Hohe Miniſterium des Handels hat bes 
ſtimmt, daß der Kommiſſions-Handel im Großen oder im 
Einzelnen, ſowohl in Stralſund, ais in allen übrigen. 
Staͤdten unferd Verwaltungs: Bezirks, allgemein allen des 
nen, welche zum Handel im Großen oder im Einzelnen 
berechtigt find, geftattet und alle diefem etwa entgegen fies 
benden Beftiimnmungen der Kaufrianns » Ordnungen und 
: Krämer » Kompagnies Rollen aufgehoben fein umd nicht 
weiter in Anwendung Fommen follen, 


v 
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Indem wir dieſe, den Vortheil der Verkaͤufer eben 
fo ſehr, als den der Käufer, bezweckende Verfuͤgung zur 
allgemeinen Kenntaiß bringen, weiſen wir fammtliche Mas 
gifträte unfers Verwaltungs: Bezirks hiermit an, darauf 
zu haften, daß denjenigen, welche hiernach zur Betreibung 
eined ‚Commiffiond= Handels befugt find, Feine Hinderniffe 
in den Weg gelegt werden, wenn fie folchen anfangen und 
betreiben wollen. 
Stralfund, den 26. Auguft 1824. 
Koͤnigl. Regierung. 





130. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Danzig, ben 
Gewerbe: Betrieb der Buchbinder betreffend. ’ 


— 


Da neuerlich der Fall vorgefommen ift, daß Buch⸗ 
Binder-über den Umfang ihres Gewerbes hinaus, auch mit 
ungebundenen Schriften, Hand- und Schul: Atlaffen, ges 
ſtochenen Vorſchriften, Gefelfchaftäfpielen, Bleifedern, und 
dergleichen Gegenſtaͤnden mehr Handel getrieben, und das 
durch dem Buch» und Kunftdandel unerlaubt Eintrag ges 
than; fo wird hiedurch in Erinnerung gebracht, daß der 
Umfang des Gewerbes Betrieb8 der Buchbinder durch ein 
Neferipe der Könige. Meinifterien des Handeld, des ns 
nern und, der Finanzen vom 22. März 1822 *) dahin 
beftimmt worden ift, daß 

3) Buchbinder, wie dieß auch aus dem $. 1297. b. 
des Allgemeinen Ländrechtd Theil 2." Tit. 20. her⸗ 
vorgehe,mit gebundenen Büchern handeln können, 

2) Selbige nicht verpflichtet find, für diefen Handel, 
fo fange fie nur>mit feld gebundenen Büs 

Kern handeln, eine befondere Gewerbefteuer zu ers 
legen, 

3) der für den Buchhändler geforderte Nachweis eines 

Vermögens von 2000 Rthl. auf die zuletzt bezeich- 


Jahrg. 1822, Afleg Heft, ©. 204. 
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neten Buchbinder nicht ausgedehnt werben koͤnne; 
dagegen, 
4) Buchbinder, welche mit gebundenen Buͤchern 

‚überhaupt handeln, einer gleichen Aufſicht, wie 

die Buchhändler, unterworfen merden muͤſſen; 
wonach fich die Buchbinder genau zu achten, und die Pos 
Sizeis Behörden ‚unferd Nefforts den Gewerbes Betrieb ders 
- felben mit der Verpflichtung zu controllfiren haben, bei 
entdeckten Contraventionsfaͤllen die geſetzliche — an⸗ 
zuwenden. 

Damig, den 18. Auguſt 1824. 

Koͤnigl. Regierung. Zweite aan. 





130, | 
Publifandum ber Königl. Regierung zu Possbam, bie 
Erlaubniß für ungeprüfte Müllergefellen zum Be 
triebe von Flickarbeiten betreffend. 





Die Erfahrung lehrt, dag nur wenige Individuen, 
fih der Prüfung als Müpfenwerföverfertiger unteriverfen, 
weil die meiſten deu Beſtimmungen der desfalfigen Ins 
firuftion vom 28. Juni 1821 nicht genügen können , und 
daß, da von den Mühlenbefigern nur eine geringe Zahl 
mit der Konftruftion der Mühlen technifch bekannt ift, fie. 
aber, mach, der jegigen. gewerblichen Verfaſſung, Repara— 
‚ turen an einzelnen Theilen felbft zu beforgen oder zu eis 
ten die Befugniß haben, der Mangel an ſolchen Subjjek⸗ 
ten, welche die letztern zu machen faͤhig und zugleich be⸗ 
rechtigt ſind, fuͤhlbar wird. 

Um dieſem Uebelſtande abzuheifen, hat das Koͤnigl. 
Miniſterium des Handels beſchloſſen, unter gewiſſen Mo— 
dififationen ungepruͤften Muͤllergeſellen die Erlaubniß zum 
Betrieb von Flickarbeiten zu ertheilen. 


Suaͤmmtlichen Landraͤthen und Magiſtraͤten wird dies 
hierdurch mit dem — — he 
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1) daß unter Slickarbeiten: nur 
die Verbeſſerung ſchadhafter 
oder — er 
die Erfegung abgängiger Theile der . einzelnen 
Kävder des, Mühlenwerks, z. B. Einſetzung von 
Triebſtuͤcken, Zähnen und Kämmen, fo wie der 
Schaufeln und Nadearme u. f. w., 
in. feinem Falle aber die vollſtaͤndige Tertigung eines 
- einzelnen Rades begriffen -ift, = 
2) daß nur folche Muͤllergeſellen ſich mit Flickarbeiten 
befchäftigen dürfen, welche zuvor durch "das. Atteft 
eines geprüften Mühlenmwerkmeifterd nachzumeifen vers 
mögen, daß fie wenigſtens ‚drei Jahre bei demfelben 

‚zur Zufriedenheit gearbeitet haben. 

Die hiernach geeigneten Mühlergefellen, welchen die 
Erlaubniß zum Betriebe von’ Flicfarbeiten zu ertheilen 
fein wird; find. übrigens, als "bloße Arbeiter um Lohn oder 
auf. Beſtellung, in ‚Gemäßheit des $. ı2. des Gefeßes 
vom 30. Mai 1820, der Gewerbfteuer nicht unterworfen; 
doch hindert diefe Zlickarbeiter nichts, auch Gehülfen ans 
zunehmen und zu halten, und dadurch fleuerpflichtig zu 
werben. i 

Potédam, den 16. Juli 1824. 

Könige. Preuß, Regierung. Zweite Abtheilung. 


* 132. k u 

Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, den Sr 
werbebetrieb der Schlöffer und Schmiede betreffend. 


Der Könige. Regierung wird auf den Bericht vom 
15. Auguft, in Betreff der Folgen ded Diebſtahls für dem 
Gewerbsbetrieb der Schlöffer und Schmiede eröffnet, daß 
der Umftand, 
daß Schmiede, Schlöffer und noch andere Handwerker 
nur einerlei Gemwerbfchein erhalten, 
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die Ausdehnung der, wegen der Schloͤſſer gegebenen Be⸗ 
ſtimmung des Allgemeinen Landrechts Theil II, Tit. 20. 
F. 1253. auf die Schmiede um ſo weniger begruͤnden 
kann, als in ſicherheits⸗polizeilicher Hinſicht zwiſchen dem 
Gewerbsbetriebe der Schloͤſſer und Schmiede ein wefents 
licher Unterſchied beſtehet. Dem, wegen Diebſtahls nach 
Anzeige der Koͤnigl. Regierung in Unterfuchung gerathes 
nen Hufſchmidsgeſellen N, N. kann daher der fernere 
Betrieb feihes Gewerbes nicht unterfagt werden. ° 
Beerlin, den 27. Auguft 1824. 

Biken des Innern und der Polizei. 
— v. Shudmenn. np 





133. _ s 
Reſcript der Miniſterien des Handels; des In⸗ 
nern und der Polizei, ſo wie der Finanzen, an die Koͤ⸗ 
Regierung zu Minden, den Betrieb des Ab⸗ 
decker⸗ Gewerbes betreffend. * 


— 


Der abrigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
29. v. Monats eröffnet, daß die Abdecker nach $. 6. des 
Regulativs vom 28. April d. J. Feines Gewerbfcheing, 
fondern ‚nur einer polizeilichen Legitimation, felbft dann bee 
dürfen, wenn fie, wie doch felten der Fall fein wird, un⸗ 
beftellt, and um Arbeit zu fuchen, im ihrem Bezirk ums 
herziehen, ) 
. Berlin, ben 7. September 1824. 
Minifterium des Minifterium des Innern —— * 
Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. v Klewig, 
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H. 
‚Baus Polizei 


134 
EircularsReferipe des Königl. Minifteriums des Handelg, 
an ſaͤmmtliche Kodnigl. Regierungen, die ardhiteftonifchen 
Prüfungen der Baufandidaten betreffend... 


B = 


Es iſt ſowohl bei den Eraminanden wegen des ar⸗ 
chitektoniſchen Examens, als auch bei denjenigen Subjek⸗ 
ten, welche nach zuruͤckgelegter architektoniſcher Pruͤfung 
als Provinzial⸗Baubeamte angeſtellt worden, oͤfters be⸗ 
merkt worden, daß es dieſen Subjekten, ohnerachtet ihrer 
bei dem Examen an den Tag gelegten allgemeinen Kennt⸗ 
niſſe, dennoch an denjenigen. Erforderniſſen ſehlt, welche 
zur Ausuͤbung der Baukunſt als Koͤnigl. Baubeamte noͤ⸗ 
thig find. Die Koͤnigl. Oberbau-Deputation iſt daher 
angewieſen worden, von jetzt an keine Aufgaben zum ar⸗ 
chitektoniſchen Examen mehr zu ertheilen, bevor nicht die 
Kanditaten durch ein Atteſt eines rezipirten Baubeamten 
darthun, daß fie ein Jahr lang bei demſelben in Bauge⸗ 
fchäften gearbeitet: haben, fo wie auch überhaupt dieſe 
Aufgaben kuͤnftig erſt nach Verlauf eined Jahres nach 
zuruckgelegtem Feldmeſſer⸗Examen ertheilt werden follen. 

Kann aber ein Kandidat das erwähnte Zeugniß in 
einer kuͤrzern Zeit beibringen, ſo ſoll derſelbe nach Ver⸗ 
lauf. eines halben Jahres die architektoniſchen Aufgaben 
erhalten koͤnnen, wenn fein Feldmeſſer⸗Atteſt dahin lau⸗ 
tet, daß er vorzüglich oder gründlich und gut im deld⸗ 
meſſer⸗Examen beſtanden iſt. 

Die Koͤnigl. Regierung hat dieſe Beſtienmungen fur 
angehende Baumeiſter durch ihr Amtsblatt zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. September 1824. 

Miniſterium des Handels. 
v. Buͤlow. 
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135. 


—— der Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, Die bei 


Bauten auf naſſem Grunde anzuwendenden Vor⸗ 
ſi ichtsmaaßregeln betreffend. 


Von dem Koͤnigl. Oberpraͤſidium der. Provinz Sache 
fen ift ein Mittel ander mitgetheilt worden, Gebäude trok⸗ 
ken zu erhalten, welche in der Ebene ader in Thaͤlern auf 
naſſem ſumpfigen Grunde erbauet find, und deren Mauern 
von der ‚herauffteigenden Feuchtigfeit Durchdrungen, folglich 
der in diefen Mauern und zum äußern Abpug gebrauchte 
Kalkmörtel erweicht, Iegterer zum Abfallen gebracht, und 
die Bewohner durch die aus dem unteren Theil der Um⸗ 
fangs⸗ und. Scheidemaner herauskommende Feuchtigkeit 
Seläftige werden. 

Died Mittel befteht darin, daß die Grundmauern 
folcher Gebäupe, nachdem fie einen bis zwei Fuß über dem 
äußern . natürlichen Boden aufgeführt und mwagerecht abs 
geglichen find, mit dünnen Platten von gewalztem Blei, 
deren Breite der Mauerftärfe gleich fein muß, belegt wer⸗ 
den, auf welchem Belag alddann weiter fort: gebauet wird. 

Diefe Bleiplatten halten alle Feuchtigkeit von den 
über dieſelben aufgeführten Mauern und Wänden ab; e8 
wird daher diefes Mittel mit der Bemerkung empfohlen, 
daß ed außerdem‘ rathfam fein möchte, fich zu den Grund⸗ 
manern auf naffem fumpfigen Grunde, „um felbige vor 
dem Verfall zu bewahren, eines Mörtel zu bedienen, 
welcher vom Waſſer nicht erweicht wird, die Seiten ders 
felben mit gutem Thon zu. befleiden, bei Anwendung der 
Hegenden oder -Pfahlrofte die ‚Felder zwifchen den Roſt⸗ 
ſchwellen mit Thon auszuftampfen, über den Bohlenbelag 
der Nofte eine dünne Lage von Thon auszubreiten, oder 
fi, wenn es die Dertlichfeit geftattet, zur Erfparung der 
Koften der Gründung auf Erdboͤgen oder auf gefenkten 
und ausgemauerten Brunnen zu bedienen, 

Da in- hiefiger Gegend hauptfächlich die Bauart mit 
ausgemauertem Holzfachwerk üblich ift, fo darf bei. funte 
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pfigem Grunde nicht außer Acht gelaffen werden, die Grund⸗ 
mauern unfer den im ſolchem Fall am beffen aus Eichen⸗ 
holz zu fertigenden Schwellen mit einer Schicht auf die 
hohe Kante gefegter gebrannter Mauerziegel (Back: oder 
Brandſtein) abzugleichen, auch jur Abhaltung der Feuch— 
tigfeit von den Fußböden und Schwellen, und zur Ver⸗ 
hätung der Schwammerzeugung unter folchen Zimmern, 
welche nicht über Keller befindlich find, Oeffnungen, weis 
he mit. Eleinen eifernen Thuͤren verfehen werden Fäniten, 
in den Grundmauern vingeherum und unter den Fußbds 
den Euftkanäle von gebrannten Mauerziegeln, welche mit 
jenen Deffnungen in Verbindung fiehen, und in die Kami— 
he des Erdgeſchoſſes Ausgänge erhaften, anzubringen, oder 
wenigſtens die eichenen Fußbodenlager auf Pfeiler vom ges 
brannten Mauerziegeln zu firecfen, zwiſchen welchen die 
Luft durch die in den Grundmauern anzusringenden Oeff⸗ 
nungen Eingang findet. 

Die nähere Anleitung zu dergleichen Vorſichtsmaaß⸗ 
regeln muß ein erfahrner Werkmeiſter oder Architect ge⸗ 
ben, deſſen Befragung in allen Faͤllen, wo auf ſumpfigem 
Grunde gebauet wird, zu empfehlen iſt. 

Erfurt, den 3. September 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





L .. 
Weger Polizei. 
22, 136. 

Reſcript der König. Minifkerien an die Königl. Ne 
gierung zu Magdeburg, die Fuhrenleiftungen der Do: 
mainen» Pächter zu Straßenbefferungen betreffend. 
Die unterzeichneten Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 


Regierung auf Ihre Anfrage im Berichte vom 23. April 
d. J., F Gi £ ; ke 
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die- Fubtenleiftungen der -Domainen» Pächter. „zu -Stra- 
ßenbeſſerungen betreffend, 

dag die Nittergäter und Domainen, da fie durch die Weſt⸗ 
phaͤliſche Verfaſſung den Gemeinen incorgorirt- worden 
ſind, und an allen Rechten der Communen Theil haben, 
‚auch an allen Verpflichtungen derſelben Theil nehmen muͤſ⸗ 
fen, und daher auf die nach Älteren Geſetzen den erfteren 
beim Wegebau zugeftandenen a nicht recurriret 
werden fann. 

Berlin, den 13. Auguſt —— 
Miniſterium des Miniſterium des Miniſterium der 

Handels. Innern. Finanzen. 

von Bülow. von Schuckmann. von Klewig. 


Ix. 
Medizinal-Weſen. 


| 237. 
Kefeript des Königl. Minifteriums der Geiftlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal: Angelegeripeiten, an die Kbs 
nigl. Regierung zu Cöslin, die Ausübung chirur⸗ 
gifcher Verrichtungen betreffend. - 
(Nachträglich aufgenommen.) " 





Der Königl. Regierung wird auf Fhre Anfrage vom 

22. December v. 5. - 

"in, wie weit die Befugniß der zugleich als Dperateute 
qualifieirten Doctoren uͤnd praktiſchen Aerzte, zu chirur⸗ 
giſchen Verrichtungen ſich erſtrecke, 

hierdurch erwiedert, daß zwar den Aerzten, welche den 

chirurgiſchen Curſus zuruͤckgelegt haben, und ſich an ſol⸗ 

chen Orten befinden, in denen gleichzeitig Wundaͤrzte min⸗ 
derer Cathegorie anſaͤßig ſind, die Ausuͤbung der hoͤhern 
operativen Chirurgie zuſtehe, der dem mechaniſchen Ge⸗ 
werbe mehr aͤhnliche niedere Theil derſelben, oder die Aus⸗ 
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uͤbung der fogenannten. Fleinen ‚Chirurgie. "Hingegen, den 
approbirten Wundärzten um ſo mehr allein verbleiben 
muͤſſe, als die Altern fih hierauf beziehenden gefeglichen 
Vorfchriften des Medizinal , Ediftd vom 27. April- 1725 
keinesweges aufgehoben find. 

Hiernach hat nun die Könige. Regierung die Streit- 
fache zwifhen dem Dr. N. und dem Chirurgus N. zu 
N, zu entfcheiden, und ſich in alfen kunftiz vorkommen⸗ 
den aͤhnlichen Faͤllen zu richten. 

Berlin, den 19. Januar. 1822. 
en der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinal- 

Angelegenheiten. 
+ v. Altenftein.- 


138. . \ 
Publifandum des Koͤnigl. Oberlandesgerichts zu Naums 
burg, die gemeinfchaftlichen Gefchäftsreifen ber richterli- 
chen und Medizinal- Beamten betreffend. 


Da nach einer Verfügung Seiner Ercellenz des Herrn 
Suftizminifterd vom 11. Juli pr. die richterlichen und Mes 
dizinal- Beamten, welche zu einem gemeinfchaftlich gericht⸗ 
lichen Gefchäfte reifen, diefe Reife zur Erfparung der Kos 
fien zufammen zu machen haben, mit Ausnahme ded Falls, 
wenn voraus zu fehen ift, daß die richterlichen Perfonen 
durch das von ihnen vorzunehmende Gefchäft länger wer⸗ 
den aufgehalten werden, als das Gefchäft der Medizinals 
Beamten dauert, indem es alsdann den legtern geftattet 
ift, die Reiſe allein zu unternehmen, und die Koften nach 
dem Negulativ vom 28. Februar 1816 zu liquidiren, ſo 
haben fich die Gerichts- und Medizinals Beamten bei Auf⸗ 
ſtellung ihrer Liquidationen hiernach zu achten. 

Naumburg, den 30. Juli 1824. 

. Könige, Preuß, Dberlandesgericht. - 


139. 
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4 139, 
Kefeript des Königl. Minifferiums der Seiftihen, Uns 
terrichts⸗ und Mebdizinals Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
Regierung zu Cöslin, die Anwendung des Didtenfages 
Kreis⸗Chirurgen und Kreis; Thierärgte — 
En — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf ihre — vom 
29. v. M. wegen ver dem Kreis-Thierarzt N. N. bei 
 Dienft, Reifen zu bewilligenden Diäten, hierdurch eröffnet; 
daß das Minıfterium nicht ermächtigt ift, gegen die Bes 
ſtimmungen des Regulativs vom 28: Februar 1816, wel⸗ 
ches die Feſtſetzungen über diejenigen Säge enthält, wels 
che den Staats: Beamten bei Commiffarifhen Auf; 
trägen aus der Staats-Kaſſe gezahlte werden fol 
len, etwas zu verfügen. Nach dieſem Negulativ darf den 
KreißsThierärzten fo wenig wie den Kreis Chirurgen ein 
Diäten: Sag von ı Rthlr. 10 Sgr., fondern nur von ı 
Rthlr. täglich. aus der Staatd- Kaffe gezahlt werden, und 
ed muß daher  hierunter lediglich bei der Verfügung vom 
27.März d. 5. verbleiben. 

Berlin, den 31. Juli 1824: 
Miniſterium der Geiftlichen, Unterrichts, und Medizinals 

- Angelegenheiten. 
In Abweſenheit und im Anftrage des Herrn Chefs Excellenz. 
Hufeland. 





140. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
Regierung zu Merſeburg, die Bewilligung des Gna⸗ 
denmonats fuͤr die Hinterbliebenen der Kreis-Phyſiker, 
Kreis⸗ Chirurgen und Armen⸗Aerzte betreffend. 
Der Königl, Negierung wird auf ihre Anfrage in 


dem Bericht vom 11. 9. M; die Gewährung des Gnaden⸗ 
Annalen Heftlll. 1924. Dvo 
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monats außer dem Sterbenionat für die Hinterbliebenen 
der Kreis⸗Phyſici, Kreis: Chirurgen und - Armen = Aerzte 
betreffend, hierdurch eröffnet, daß diefe Beamten allerdings 
als Staatd:-Beamte zu betrachten find, da bereits 
diefelbe Frage Hinſichts der Kreis: Phnfiter und Kreis 
Chirurgen auf den Grund eines Gutachtens‘ des Koͤnigl. 
Staatd- Minifterii durch Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 
23. Auguft 1819 ausdrücklich bejahend nn worden iſt. 
Berlin, den 17. Auguft 1824. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrihtss und Medijinal⸗ 
Angelegenheiten. 
In Abweſenheit und im Auftrage des Hefrn Chefs Excellenz. 
Hufeland. 


141. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an. das Koͤnigl. 
Polizei-Praͤſidium in Berlin, die Ertheilung der 
Approbationen für Hebammen: betreffend. 


Nach den bisherigen Beſtimmungen durfte die Aps 
probation der Hebammen erft nach vorgängiger Genehmis 
gung des Minifteriums, von den betreffenden Königl. Re 
gierungen erfolgen, zu welchem Ende von legteren die 
Prüfungs: Verhandlungen und die Zeugniffe der Hebams 
mens Schülerinnen eingefandt werden mußten. 

Da jedoch gegenwärtig in den meiften Provinzen der 
Monarchie, der Hebammen: Unterricht gehörig organifirt, 
und das HebammensWefen fefter geregelt ift, fo hat das 
Minifterium nach dem Antrage der Königl. Regierung im 
dem Berichte vom 3. Juni d. J. befchloffen, hierin eine 
Nenderung in der Art eintreten zu laſſen, daß diejenigen 
Hebammen: Schülerinnen, welche in den Hebammen = Lehr: 
Snftituten zu Gumbinnen, Königsberg, Danzig, Stettin, 
Dofen, Berlin, Sranffurt, Breslau, Oppeln, Wittenberg, 


. gar, 
Magdeburg, Halle, Erfurt und Coͤlln, den ordnungsmaͤßi⸗ 
gen Unterricht genoffen, unbrbei der vorgefchriebenen Pruͤ⸗ 
fung das Prädicat gut. oder recht gut oder vorzüglich ‚gut 
erhalten haben, fofort und ohne Anfrage von den Königl. 
Regierungen approbirt werden Finnen. - Bon den hiernach 
ſtatt gefundenen Approbationen und Anftellungen ift in den 
gewöhnlichen halbjährigen Nachweifungen, unter Angabe 
des Inſtituts, in welchem die Hebammen unterrichtet wor- 
den find, und ihres erhaltenen Prüfungs, Zeugniffes, die 
nöthige Anzeige zu machen. 

In. alten ‚ übrigen Fällen dagegen ift zuvor bie Ges 
nehmigung des Minifteriums nachzufuchen, ehe eine Heb⸗ 
ammen Approbation ausgefertigt wird. 

Berlin, den 24. September 1824. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrihtds und Medizinals 
Angelegenheiten. 
In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Chefs Excellenz. 
Hufeland. 


die Koͤni "ne terum 
ni . ung. Tin. 


Abſchrift a Berfügung an fämmtlich übrige 
Könige. Regierungen und an das Königl. PORN IE i= 
dium in Berlin zur Nachachtung. 

Berlin, den 24. September 1824. 

Minifterium ber Geiftlihen, Unterricht, und — 
Angelegenheiten. 
In Ab weſenheit undi im Auftrage des Herrn Chefs Excellenz. 
Hufeland. 





Ooo 2 


920 = ae 

14% 

Reſcript der Könige. Mirifterien der Geiftlichen, Unter 

richts⸗ und Mebdizinals Angelegenheiten, fo wie der Fi⸗ 

nanzen, an die Königl. Regierung zu Aachen, die Stems 

peipflichtigfeit der Atteſte für Hebammen + Schüler 
rinnen betreffend. 


Der Könige. Regierung wird auf dein Bericht vom 
5. Juli zu erfennen gegeben, daß die Gefuche der Heb⸗ 
ammen-Schuͤlerinnen, wegen fempelfreier Artefte zw 
ihrer Aufnahme in das dortige Hebammen» Lehr, Inftitut, 
im Fall des wirklichen und gänzlichen Unvermögens zur 
Stempelloͤſung ohnehin ſchon ihre Erledigung erhalten, 
weil alddann die Deftelüng von berfelben als Ausnahme 
eintritt. 

In den übrigen Fällen dagegen koͤnnen die fraglichen 
Attefte nur dann mirflih als vorbereitende und fonach 
ffempelfreie Zeugniffe angefehen werden, wenn auf deren 
Grund ein beſonderes Atteſt über: die -Qualification der 
betreffenden Perfon zur Aufnahme ald Hebammen » Schü: 
lerin auf Stempel: Papier ausgefertige wird, Geſchieht 
daß Letztere jedoch nicht, fo koͤnnen jene Attefte auch nicht 
als fiempelfrei betrachtet werden, weil fie dann nicht bios 
vorbereitend find, fondern unmittelbar darauf die Aufnah⸗ 
me in das Inſtitut gegründet wird, 

Berlin, den ı. September 1824. 

Minifterium der Geiſtlichen, Unter, Finanz: Minifterium. 
terrichts⸗ und Medizinal; Ans v. Klewig. 
gelegenheiten. 
Der Geheime Staats ⸗Miniſter 
Freiherr ©. Altenftein 
abmwefend. 


— 
143. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen, un⸗ | 
eerrichtss und Mebizinals Angelegenheiten an das’Kdr 
nigl. Medizinals Kollegium zu Coblenz, die Fortſetzung 
beſtehender Apotheken heneſende Ri 


— 


Die Senefmigung ve Borfeikge des Konigl Me⸗ 
dizinal⸗Kollegiums, welche in dem uͤber die wünfchens- 
werthe Verminderung der Apotheken in den-Nhein, Bros 
vinzen unterm 13. Mai d. J. erflatteten Berichte: enthal⸗ 
ten find, muß dag Minifterium unter allen Umftänden für 
bedenflich halten, und zwar um: fo mehr, da durch die 
beftehenden Verwaltungs: Grundfäge für diefen Gegenftand 
bereitö fü. weit geforgt zu fein: ſcheint, als an Uns 
billigkeit geſchehen kann. 


Das Miniſterium will in dieſer Hinſicht nur auf die 
Verhandlungen. über den Verkauf der Offizin des Apo⸗ 
thekers N. N. in N. N. aufmerkſam machen, welcher 
nach der Verfuͤgung des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidii vom 23. 
Juni v. J. nicht geſtattet worden if. Die Fortſetzung 
einer ſchon beſtehenden Apotheke iſt alſo vur in folgenden 
Faͤllen moͤglich: 

) wenn fie auf einem Real ⸗Privilegio beruft, ein 
Salt, der in den Ahein; Provinzen nicht vorkommen 
fann; 

. 2). wenn die Wittive des Apothekers das Gewerbe ih 
red. Mannes fortfegen will, bis zw ihrens Tode oder 
ihrer Verheirathung; 

3) wenn der Sohn ein qualifizirter Apothefer iſt, oder 
im Fall der Minderjährigfeit es bis zur Erreichung 
der Majorennität noch wird; i 

4) wenn die Tochter noch minorenn ift und bis zur 
erlangten Majorennität fih an einen qualifizirtem 
"Apotheker verheirathet. 


Sobald dagegen ein Apotheker der Feine Real» Gerechs 
tigkeit befigt, oder deſſen vorſtehend unter 2. 3. und 4. 
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gedachten. Erben das Gewerbe — ſo hängt ed von 
der. betreffenden Regierung ab, feinem andern. Apothefer 
die Conceffion für den Ort zu ertheilen, und fomit die 
Apotheke eingehen zu laſſen; eben ſo ſteht es ihr ganz frei, 
wen fie eventualiter die Conceffion ertheilen will, fo daß 
alſo der Eonceffionirte ganz freie Wahl hat, von dem 
vorigen Befiger der Apothefe das Haus, das vorhandene 
Inventarium ıc. zu kaufen oder ihm deflen andermweiten 
Verkauf zu überlaffen, und fih das Benoͤthigte felbft ans 
zuſchaffen. 

Das Koͤnigl. Medizinal⸗Kollegium wird ſich hieraus 
uͤberzeugen, daß den Behoͤrden bereits ſehr viel Spielraum 
gelaſſen iſt, um in vorkommenden Faͤllen das allgemeine 
Beſte durch die Schließung uͤberfluͤſſiger Apothelen ohne 
Beeintraͤchtigung des Intereſſes der Apotheker wahrzuneh⸗ 
men, welche eine ihnen nur perſoͤnlich zuſtehende Berech⸗ 
tigung (mit den wenigen unter 2. 3. und 4. erwaͤhnten 
Ausnahmen) an einen Dritten nicht uͤbertragen koͤnnen. 
Wie dringend aber das Intereſſe des Publikums und der 
Apotheker ſelbſt diefe Ausnahmen erheifcht, ift in der, dem 
dortigen Königl. Ober » Präfidio zugefertigten Verfügung 
an die Negierung zu Cöln vom 18. v. M. ausführlich 
erörtert worden. 

Berlin, den 18. September. 1824. 
Miniſterium der Geifllichen, Unterrichts: und Medininal⸗ 
Angelegenheiten. 

In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Chefs Ercellen;. 
Hufeland. 
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mit — I44 — ZB: 
Kefeript des Königl. Minifteriums der Geiftfichen, Uns 
terrichtss und Medisinals Angelegenheiten. an die Königl. 
Regierung zu Minden, bie Forsführung siner Apotheke 
durch qualifizirte Erben, oder den befchränften Bere 
kauf derfelben an einen Dritten betreffend. 


— — 


Es hat kein Bedenken, daß die durch den Tod der 
Apothekerwittwe N. N. zu N. N. vakant gewordene und 
durch einen Proviſor verwaltete Apotheke, auch noch fer⸗ 
ner durch einen ſolchen zum Beſten der von der N. N. 
hinterlaſſenen ſechsjaͤhrigen Tochter bis zu deren Großes 
jährigfeit adminiftrirt werde, indem auch an folhen Or⸗ 

* ten, wo der Apotheker Fein Privilegium, fondern nur eine Cons 
ceffion befigt, deſſen Wittwe und minorennen Kinder, keines⸗ 
weges aber auch andere Erben, im allgemeinen zu geſtat⸗ 
ten ift, das Gewerbe ihres verfiorbenen, Ehemannes oder 
Materd durch einen qualificirten Proviſor resp. während 
ihres Wittwenftanded und bis zu ihrer Großjährigkeit 
fortfegen zu laſſen. Es verfieht fich ‚jedoch von ſelbſt, 
daß dergleichen Erben, die nicht im Beſitze eines eigentli⸗ 
chen Apotheker⸗Privilegii ſich befinden, wenn ſie demnaͤchſt 
das Gewerbe aufgeben wollen, oder die Wittwe ſich wie⸗ 
der verheirathet, oder keiner der majorennen Soͤhne ſich 
ſelbſt zum Apotheker qualificirt hat, oder endlich keine der 
Toͤchter ſich an einen qualificirten Apotheker, der die Oft 
zin uͤbernehmen will, verheirathet, — auch nur das Apo⸗ 
theken⸗Inventarium, keinesweges aber eine Gewerbs⸗Be⸗ 
rechtigung an einen Dritten veräußern dürfen. Vielmehr 
wird es in diefen Fällen lediglich von dem Ermeſſen der 
Behörde abhängen, ‚wen die Gewerbd: Berechtigung ZU 
ertheilen fei, und eben fo wenig ‚wird auch der neue Ges 
werbs⸗Berechtigte angehalten werden können, gerade dad 
zu einer Apotheke eingerichtet geweſene Hans, nebſt ben 
Utenfitien faufen zu muͤſſen. 

Died wird. der Königl. Regierung auf ihren Bericht 


vom 2r. dv. M. fowohl zur Entfcheidung auf den vorlies 
air Tall, als überhaupt zur Richtſchnur für fünftige 
ähnliche Fälle hiedurch zu erfennen gegeben. 
Berlin, den 31. Juli 1824: 
Biniferium der ‚Beiftlichen Unterrichts⸗ und Medizinak 
Angelegenheiten. 
In Abweſenheit und im Auftrage des Herrn Chefs Erselfeitz, 
Hufeland. 





— 
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iferpe‘ des Könige. Minifteriums der Geifklichen, Uns 
tertichts⸗ und‘ Medizinal- Angelegenheiten an das Kd⸗ 
‚al Lands und Stadtgericht zu N. N., dieſelbe 
Magegenpeit betreffend. 


— 


Die Koͤnigl. — zu Minden bat bereits unteren 
21. Juni c. über die fernere Verwaltung: der durch den 
Tod der verftörbenen Apotheker -Wittwe N. N. zuN.N, 
vafant gewordenen Apotheke zum Beften deren binterlafs 
fenen minderjährigen Tochter, berichtet. Es ift hierauf 
an die Koͤnigl. Regierung der abfchriftlich anliegende Ber 
fheid vom 31. v. M. erlaffen worden. 

Sollte das Könige. Fand» und Stadt: Gericht. ed 
biernach nicht vorziehen, die Apotheke bis zur Großjähr 
rigfeit der jungen N. N, verwalten und derfelben zu übers 
laſſen, fih deren Befig durch die Verheirathung mit eis 
nem qualifieirten Apotheker zu erhalten, und follte viel⸗ 
mehr das Königl, Land» und Stadt-Gericht fir) bewo⸗ 
gen finden, die Apothefe während deren Minderjährigfeit 
zu veräußern, fo muß hierbei erwogen werden, Daß nur 
yon der Veräußerung ded Hauſes und der Gefäße, nicht 
aber von dem Verfaufe irgend einer erblichen Berechtis 
gung, welche ein Apotheker, der Fein Neal: Privilegium 
für fich hat, gar nicht befigt, die Nede fein kann. Wird 
ſonach Seitens der vormundfchaftlichen Behörde die Nies 
derfegung des Gewerbes, deffen Fortführung für Rechnung 
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der jungen , N. N. geſtattet if, erklärt, -fa- ertheilt die 
Königl. Regierung zu Minden, in fofern fie es nicht für 
nothwendig hält, die Apothefe ganz eingehen zu laffen, 
ga nach ihrer freien Wahl. einem qualifieirten Apotheker 
die. Conceſſion zur Errichtung einer Apotheke in N. N., 
welchem dann freiſteht, fich. mit. der vormundſchaftlichen 

Behörde über. den Ankauf des N. Nfhen Haufes und 
Inventarii zu vereinigen, oder das Erforderliche anderweit 
anzuſchaffen. 

Dies wird dem Koͤnigl. Land⸗ * Stadt⸗Gericht 
auf deſſen Vorſtellung vom 6. v. M. eroͤffnet. 
Berlin, den 25. Auguſt 1824. 
Minifierium der Geiftlichen, Unterricht3s und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Eu und im Nuftrage des Herrn Chefs Excellenz. 
Hufeland. 


‚146, 
Crcular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums der Geifklis 
chen ‚ Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten an 
fämmeliche König. Regierungen, und an dag Königl, 
Polizeis Präfivium zu Berlin, den verbotenen’ Verfauf 
‚von Geheim- Mitteln, befonders der Lieberfchen Ges 
ſundheitskraͤuter durch Nicht: Apotheker betreffend. 


— 


Nach den vorhandenen gefeglichen Beſtimmungen duͤr⸗ 
fen fogenannte Geheim- Mittel von Individuen, melde 
feine Aporhefer find, gar: nicht, von Apothefern aber nur. 
‚auf Anordnung eines qualificirtem Arztes verkauft werden. 
Demungeachtet gefchiebt ed noch häufig, daß die fogenanns 
ten Lieberfchen Gefundheits- Kräuter von Nicht: Apgs 
thefern durch die Äffentlichen Blätter zum Verkauf aus 
geboten werden. 

Die Königl. Negierung wird daher hierdurch anfges 
fordert, die Aufnahme folcher Anzeigen in die Öffentlichen 
Blaͤtter nicht ferner zu dulden, auch den Debit dieſer 
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Kräuter durch Nicht: Apothefer um fo mehr gänzlich zw 

unterfagen, als fie nad einer von dem ausgezeichneten - 

Apotheker N. N. zu N. angeftellten genauen und durch 

die wiffenfchaftliche Deputation für das Medizinal: Wefen 

beftätigten Unterfuchung ans der Galiopsis grandiflora 

befiehen, welche der Lieber für 2 bis 27 Rthlr. pro 

Pfund verfauft, der Apothefer aber zu dem’ tärmäßigen 

Preis von 8 Gr. für das Pfund verfaufen kann. 

Berlin, den 12. Zuli 1824. 

DMinifterium der Geiftlihen, Unterrichts⸗ und Medtzinal⸗ 

Angelegenheiten. 
v. Altenſt ein. 


147. 
Pubitandum der Koͤnigl. Regierung zu Trier, ten Ders 
kauf ber Gifte betreffend. 





' Die Verordnung vom 10, December 1800 "wegen 
Aufbewahrung der Gifte, hat zu der Meinung: Veranlafs 
fung gegeben, als fei auch in Hinficht des Giftverkaufs, 
nach derfelben Verordnung, und nicht nach dem in Guͤl⸗ 
tigfeit. noch beftehenden Sranzöfifchen Gefege vom 21. Gers 
minal Jahrs XI. wegen Einrichtung der Apothefer-Schus 
fen zu verfahren. Da diefe Meinung aber nicht gegrüns 
det ift, fo werden die Apotheker, GSpezereihändfer oder 
Materialiften unſeres Negierungsbezirks darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß beim Giftverkauf auch ferner das et» 
wähnte Gefes vom 21. Germinal Jahr XI. Tit. IV. SS. 
32. bis einfchließlih 37. genau zu befolgen ift, bie dafs 
felbe gefeglich abgeändert werden wird. 

Trier, den 2.Mai 1824. 
Königl. Negierung, 
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Militair Sachen. 
J 148. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Danzig, den 
freiwilligen Eintritt in das ſtehende Heer betreffend. 





Da die ſeither gemachten Erfahrungen ergeben, daß 
im hieſigen Bezirk noch nicht uͤberall eine gehoͤrige Kennt⸗ 
niß von den Bedingungen verbreitet iſt, welche Jeder, der 
auf die Verguͤnſtigung des freiwilligen Eintritts in das 
ſtehende Heer Anſpruͤche macht, nothwendig zu erfuͤllen hat, 
es aber fuͤr die betreffenden Militairpflichtigen von der 
größten Wichtigkeit ift, ſich mit jenen Vorfchriften genau 
befannt, zu. machen, und frenge auf Diefelben zu halten, 
indem entgegengefeßten Falls die Vernachläßigung derfels 
ben. fie. der, mit. dem. freiwilligen Eintritt verbundenen 
Bergünftigungen berauben muß; fo finden wir uns ver, 
anlaßt, mit Bezug auf das Gefeg vom 3. September 1814, 
die Infiruftion vom 19. Mai 1816, Pag. 129 unfere® 
Amts⸗Slattes für dad Jahr 1816, die Inſtruktion vom 
30. Juni 1817 und: die ſonſt ergangenen früheren Feſt⸗ 
ſetzungen, als: Pag, 100 und 147 des Amts-Blatts für 
das Jahr 1847, Pag. 166 und 402, Amts, Dlatt-für 
das Fahr. 1320, das, den Köniz. Landraͤthl. Behörden 
am 22. Juni 1820 mitgetheilte Nefeript der Könige. Dis 
nifterien des. Innern und des Krieges vom 6. und 13. 
uni ej. a; Nachftehendes über die verfehiedenen Arten, 
fo wie über die Bedingniffe des freiwilligen Eintritts wie⸗ 
derholentlich bekannt zu machen, damit die betreffenden 
Individuen ſich hieraus über die, in dieſer Beztehung ih⸗ 
nen obliegende Verpflichtungen gehoͤrig unterrichten und 
darnach in vorkommenden Faͤllen verfahren koͤnnen. 
Dabei machen wir es den ſaͤmmtlichen Orts-Behoͤr⸗ 
den zur Pflicht, die Familien-Vaͤter und Vormuͤnder auf 
diefe Beſtimmungen fortgefegt aufmerkfam zu — 
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Der freiwillige Eintritt in das flehende Heer darf im 

Allgemeinen 

A. als Combattant und zwar: 

J. zur Erfuͤllung der verfaffungemäßigen dreijährigen 
Dienftzeit, oder 

1. zur Erfüllung der, für beſondere Fälle nachgegebes 
nen einjährigen Dienftzeit, fodann aber ‘auch 

B. ats Chirurgus und 
C, ald Kurfchmidt oder Thierarzt erfolgen. 
- adA. I Freiwillige dreijährige Dienſtzeit 
als Combattant, 
„.4) Jedem jungen Manne, der förperlich und geiftig zum. 
Kriegsdienst ‚befähigt ift, und fich fittlich, gut und 
tadellos aufgeführt hat, ſteht vom vollendeten ı7tem 
bis zum 2often Lebensjahre das Recht zu, freiwillig 
bei einem Truppentheile einzutreten, und fich die 
Waffengattung und die Abtheilung der Linientrups 
pen zu wählen, bei welcher er dienen will, im ſofern 
er für diefelbe geeignet befunden wird. 

2) Jeder junge Mann, der von dieſem Rechte Ges 
brauch zu machen wünfcht, hat zuvörderft dem Koͤ⸗ 
nigl. KreissLandrathe davon eine nachrichtliche Ans 
zeige zu machen, und fich von demfelben eine Bes 
ſcheinigung über diefe gefchehene Anzeige zu erbitten, 

(conf, Pag. 338 des Amts-Blattes pro 1819.) 

3) Sodann fol der Candidat ſich fehrifttich oder pers 
fönfich bei dem Commandeur ded Negimentd oder 
Bataillons melden, bei welchem er als Freiwilliger 
einzutreten wünfcht, 

. 4) Diefer Meldung fol beigefügt oder bei der perſoͤn⸗ 
lichen Nachſuchung überreicht werden: 
a) der Erlaubnißfchein der Eltern oder Vormuͤnder, 
b) die vorgedachte Beſcheinigung der PLandräthlis 
hen Behörde, 
©) wenn die Meldung fhriftlich erfolge, ein Zeug⸗ 
niß eines Militair » Arztes eder eines Kreis⸗Phy⸗ 
ſikus darüber, daß der fih Meldende frei von 
Gebrechen, gefund, und zur Ertragung der Bes 


; ögT; 
ichwerben de Militait · Dienſtes hinlaͤnglich ſtark 
ſei. 

d) ein Atteſt feiner Dbrigfeit darüber, ‚daß er fich 
ordentlich geführt, und wegen keines Berbre, 
chend eine entehrende Strafe erlitten habe. 

5) Sobald die Annahme von Seiten ded Truppentheils 
flatt gefunden ‚bat, foll der Freiwillige feiner Lands 
räthlichen Behörde Nachricht von der erfolgten Eins 
fiellung .einfenden, damit die Behörde die Ueberzeu⸗ 
gung. gewinne, daß der Eintritt wirklich erfolgt fet, 
und damit dieferhalb auch der nöthige Vermerk in 
der Kreis.Nolle gemacht werden kann. 

Die Königl. Militäirs Behörden werden den Koͤ⸗ 
nigl. Civil Behörden noch außerdem die erforderfis 
hen Notizen zukommen laflen. 

6) In der Periode vom ı5. Juli bis Ende Dctober ift 
den. Truppen die Aufnahme von Freiwilligen anf 
dreijährige Dienftzeit unterfagt. 

7) Hinfichts der, zum Kriegesdienft verpflichteten Leute 
gilt nach Obigem die Negel, daß die Anmeldung zum 
freiwilligen Kriegesdienft nur innerhalb der. Periode 
vom. ızten bis zum often Jahre gefchehen darf, 
Diejenigen Individuen jedoch, welche nach Erreichung 
des zoften ‚Lebensjahres geſetzlich Noch nicht einges 
ſtellt find, ohne daß fie feldft ihre Uebergehung vers 
anlaßt haben, dürfen ſich auch mach biefem Alter 
als Freiwillige auf 3 Jahre melden. 

ad A, 1. Sreiwillige einjährige Dienfizeit 

als Combattant. 

8) Die Annahme von Freiwilligen auf einjährige Dienſt⸗ 
zeit iſt für diejenigen jungen Leute nachgegeben, wel⸗ 
he ſich den Wifienfchaften und einer höheren Aus⸗ 
bildung widmen, und bereits einen Grad von wif- 
fenfchaftliher Kultur, welcher einen jungen Mann 
wenigſtens für die 3 Höheren Klaffen eines Gymna⸗ 
ſiums befähigen muß, erworben haben, 

9) Diefe -Vergünftigung hat vorzüglich dei Zweck, den 
bezeichneten jungen Leuten die Fortſetzung ihrer Stus 
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dien zu. erfeichtern, und ihnen eine zweckmaͤßige Vers 

einigung derfelden mit der Ableiftung ihrer Militair- 

pfliche möglich zu machen. 

10) Auch ift die Vergünftigung auf diejenigen einzel: 
nen Funftgerechten "Arbeiter ausgedehnt, welche fich 
durch ein. oͤrtliches Gewerbs-Verhaͤltniß zu einer bes 
fondern Beräckfihtigung eignen, und wo es bei ein: 
zelnen Individuen ohne den größten Nachtheil für 
die zweckmaͤßige Erhaltung des Gefchäfts- Betriebes 
nicht möglich iſt, die Stelle ſolcher Arbeiter durch 

“Andere zu erfegen, desgleichen auch die Steuerleute 
und Lehrlinge der Navigations-Schule. 
(conf. $. 99. der Erſatz-Inſtruktion vom 30. us 
ni 1817, die Defanntmachung vom 31. Juli 1818, 
Pag. 339. des Amts» Blattes deſſelben Jahres.) 

11) Dergleichen Militairpflichtige kunſtgerechte Arbeiter 
haben ihr Geſuch um Zulaſſung zum einjaͤhrigen 
Dienſt lediglich bei der Kreis- Erfag-Kommiffion ans 
zubringen, welcher das Erfenntnißrecht über die Ein 
tritts⸗Befugniß zufteht, und es gelten, was die Zeit 
der Anmeldung und die Aufnahme in das Regiment 
betrifft, hier dieſelben Beftimmungen, welche bereits 
oben angegeben ſind. 

12) Die Berechtigung des freiwilligen Eintritts der oben 
bezeichneten jungen Leute, welche ſich den Wiſſen⸗ 
ſchaften, der Kunſt und Studien widmen, iſt dage- 
gen der Pruͤfung des Regiments, bei welchem die 
Aufnahme gewuͤnſcht wird, ausſchließlich vorbehalten. 

13) Der Kandidat ſoll ſich deshalb, nachdem er der 

Landraͤthlichen Behoͤrde vorher die, oben bemerkte 

nachrichtliche Anzeige gleicherweiſe gemacht, muͤndlich 

oder ſchriftlich bei dem Commandeur des betreffenden 

Regiments melden und demſelben vorlegen: 

a) den elterlichen oder vormundſchaftlichen Erlaub⸗ 
nißſchein, 

b) die Landraͤthliche Beſcheinigung, 

c) in dem oben ad c. bemerkten Falle ein ärztli- 
ches Geſundheits⸗Zeugniß, 
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- d) ein Atteſt des Lehrers oder der Unterrichts⸗An⸗ 
ſtalt über den genoffenen mwiffenfchaftlichen Unters _ 
richt und die erlangte Ausbildung, wobei bemerkt 
wird, daß in unferm Bezirk außer den Direfto- 
ren der beiden Gymnaſien zu Danzig und El⸗ 
Bing, auch die Direftoren der hoͤhern Bürger: 
fhule zu St, Petri zu Danzig umd zu. Mariens 
burg für befugt erflärt find, diefe Attefte aus: 
zufertigen. Dieſes Atteft fol ganz unumwun⸗ 
. den und beftiimmt fich dahin ausfprechen, daß der, 
fih zum Eintritt als Freiwilliger auf ein Jahr 
Melvdende entweder auf einer der drei, höheren 
- Klaffen eines Gymnaſiums . gefeffen habe, oder 
auf den Grund einer Prüfung diejenigen Fähige 
feiten vollftändig bejige,- um darin aufgenommen 
werden. zu £önnen, 
- ©). ein Atteft über die feitherige fittliche Führung, 
N den Nachweis der Mittel, wodurch der Freiwilfige 
ſowohl feine Bekleidung ald auch befonders feis 
nen Unterhalt während. feiner Dienftzeit zu bes 
ftreiten gedenft. — Diefer Nachweis iſt deshalb 
erforderlich, weil feit dem Erfcheinen der Königf. 
Kabinets-Ordre vom 5. Maͤrz 1820 den einjäh-. 
rigen Freiwilligen zwar nur noch die eigene Bes 
fhaffung der Bekleidung obliegt, und ihnen die, 
- erforderlichen Waffen und Lederzeugftücke aus den 
Regiments-Vorraͤthen gegeben werden, fie dages 
gen-aber auch feitdem bei der Geld- und Brodt⸗ 
Verpflegung ausfallen, und fich mithin während 
ihrer Dienftzeie feldft unterhalten müffen. 

14) Da übrigens hierbei zur Erleichterung armer Stus 
dirender und anderer zum einjährigen Dienfte berech- 
tigten jungen Männer Alterhöchften Orts verftattet 
ift, daß die erwiefen außerordentlich Hülfsbebärftigen 
mit Genehmigung des betreffenden Brigade:Divifiong- 
Eommandeurd und Könige. Fommandirenden Genes. 
rals mit in die Verpflegung aufgenommen werden 
dürfen, fo ift in dergleichen Faͤllen von dem betref> 
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fenden Individuum, flatt des Nachweifes ad f. ein 


glaubwuͤrdiges Atteft über feine ‚gänzliche Mittellos 
figfeit beizufügen. 


15) Steht der Annahme nichts entgegen, fo wird dem 
Dienfipflichtigen hierüber vom Negimente ein Annah⸗ 
me⸗Atteſt ertheilt, welches derfelbe, wie oben bei den 
Freiwilligen auf dreijährige Dienftzeit. beſtimmt wor⸗ 
den, bei der Landnäthlichen Behörde einreichen muß, 
die außerdem noch von den Königl, Militair » Behör: 
den Nachricht erhält, 


16) Im Uebrigen haben diefe jungen Leite das Recht, 
ihren wirklichen Dienft- Eintritt bis vor dem Eintritt 
in das 23fte Lebensjahr zu verfchieben, mithin ſich 

das Dienftjahr zwifchen ihrem vollendeten 17ten und 
noch nicht abgefloſſenen 22ſten Lebensjahre zu erwaͤh⸗ 
len, wodurch ihnen Hinſichts des Zeitraums, welcher 
ihnen für die Leiftung des. Dienſtes in Vereinigung 
mit dem fortzufegenden wiffenfchaftlichen Streben der 
zwecfmäßigfte zu fein ſcheint, ein wünfcheöwerther 
Spielraum gelaffen wird. 


17) Es folgt daraus aber nicht, daß, wie Gin und wie⸗ 
der geglaubt worden, die Anmeldung und Erklärung 
ber den beabfichtigten freimilligen Eintritt felbft über 
das 2ofte Lebensjahr hinausgefchoben werden dürfe. 
Der junge Mann foll vielmehr vor erreichtem often 
Fahre, ald dem gefegmäßigen Termin für die aftive 
Mititairs Verpflichtung, die dis dahin erlangte wiſ— 
fenfchaftliche Neife, welche feinen Anfpruch auf den 
"einjährigen Dienft als Freiwilliger begründet, gehörig 
nachweifen und nur unter der Vorausfetzung, daß 
die Anmeldung und Aufzeichnung bei einem Negis 
mente bis zu jenem Alter wirflich flattgefunden Habe, 
und der Kreis -Erfaß- Kommiffion hierüber das Ats 
teft vorgelegt ift, wird letztere ſich der weitern Dies 
pofition Über den Dienftpflichtigen einftweileh enthal⸗ 
ten. Entgegengefegten Falls hat er es fich felbft bei⸗ 
zumeffen, wenn er von dem Erfaß des fiehenden Hee⸗ 

reg, 
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red, zu dem die in feinem+Lebensjahre Gebornen ges. 
zogen werden, nicht ausgeſchloſſen bleibt. 
(conf. Pag. 402. ded Amtss Blattes für 1820.) 

18) Zu welcher Zeit aber auch der freiwillige Eintritt 
in dem Zeitraume vom ı7zten bis zum 23ſten Le⸗ 
bengjahre erfolgen möge, fo: fol jeden Falls auch 
hierüber der betreffenden Landräthl. Behörde Nachs 

. richt ertheilt werden, indem der Dienfipflichtige bis 
dahin fortwährend in der Kreis; Rolle aufgefuͤhrt 
wird. 

ad B. Freiwillige Dienftleiftung als Chi— 
rurgus. 

19) Wie die Militair-Dienſtpflicht in Gemaͤßheit des 
Allerhoͤchſten KabınetsBefehld vom 7. Auguſt 1820 
durch freiwilligen Chirurgen-Dienſt bei dem Heere 
auf ı oder 3 Jahre abgeloͤſt werden koͤnne, darüber 
it in unſerm Amts-Blatte für das Jahr 1820 
Pag. 517. bereits eine ausführliche Bekanntmachung 
enthalten. Die diesfälligen Beftinmungen gehen 
bauptfächlich darauf hinaus, daß gehörig, jeboch wiſ— 
fenfchaftlich und praftifh, nicht auf Staats Koften 
ausgebildete junge Aerzte und Chirurgen unter dens 
felben Mopiftcationen, die für die übrigen Freiwillis 
gen befiimme find, in dem Deere resp. auf ı Jahr 
ohne Remuneration, oder auf 3 Jahre gegen die ges 
‚wöhnlichen Compagnie Chirurgen Gehalte und. Emos 
Iumente ald Chirurgen und Aerite, Dienſte leiſten 
duͤrfen. 

20) Selbige muͤſſen ſich jedoch einer Pruͤfung ihrer 
mediziniſch⸗chirurgiſchen Kenntniſſe vor der angeord⸗ 
neten Pruͤfungs-Kommiſſion unterwerfen, die in un⸗ 
ſerm Bezirk aus dem Regiments-Arzt Herrn Dr. 
Werdermann und Kreis-Phyſikus Herrn Medizinal⸗ 
Rath Dr. Koͤlle beſteht, (conk. Amts-Blatt pro 
1822 Pag. 650.) und welche aljährlih die Termine 
zu diefer Prüfung bekannt macht. 

21) Die Candidaten haben übrigens diefelbe Beſcheini⸗ 

gung, weiche vorhin in den $.$.4 und 13. von al 
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len Freiwilligen gefordert, und ein Curriculum vitae 
beizubringen, jedoch nicht den Regiments⸗Comman⸗ 
deuren, fondern dem General-Diviſions-Arzt einzu—⸗ 
reihen. Wirkliche Doktoren der Medizin and Chi— 
rurgie werden von. demfelben des Eramens entbun⸗ 
den, wenn fie ihm ihre Qualifications= Atteſte und 
Doktor-Diplome übergeben. 


ad C. Freiwillige Dienſtleiſtung als Kurſchmidt 


oder Thierarzt. 


y 
22) Ueber die freiwillige Dienftleiftung der jungen, auf 


eigene Koften ausgebildeten TIhierärzte und Kurs 
fchmiede resp. auf ı Jahr und 3 Jahre, ift Pag. 
311. unferes Amts, Blattes für das Jahr 1823 
die ergangene Feftfegung ausführlich bekannt gemachte 
worden. Es finden dabei im Allgemeinen diefelben 
Beflimmungen flatt, die für die jungen Chirurgen 
und Xerzte erlaffen find. Doch werden diejenigen 
angehenden: Thier » Uerzte, welche ihre Bildung in der 


Koͤnigl. Ihier = Arzemei » Schule zu Berlin erhalten, 


und ein Dualificationd: Atteft befommen haben, nicht 
meiter geprüft, fondern haben fich mit felbigem nur 
bei einem beliebigen Regiment zu melden, Die ler 


. brigen müffen fih von der Thier= Arzenei» Schule zu 


Berlin, ‚oder Breslau, oder Coblenz prüfen laffen, 
und die Prüfungs-Attefte dem Commandeur vorzeis 
gen, bei defien Truppen fie angeſtellt zu merden 
wünfchen. 
Danzig, den 8g. Auguſt 1824. 
Königl. Regierung. Erfte Abtheilung. 


129. 


Publifandum der Königl. Regierung zu Breslau, we: 
gen Zurücftellung der dem geiftlichen und Schulftande 
fich widmenden jungen Leute vom Militairdienfte. 





Durch eine hohe Miniſterial⸗ Verfuͤgung iſt fefigefegt 


worden: 
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daß das Könige. Dbers Präfidium ur über die Not h⸗ 
wendigkeit der Zuruͤckſtellung der dem geiftlichen 
und Schulftande ſich widmenden jungen Leute, rückfichts 
lich auf das Beduͤrfniß für den äffentlichen Gottes 
dienft und für den Schulunterricht. Atteſte ertheilen 
werde; daß aber die Entſcheidung, ob die, Zuruͤckſtellung 
eines Individuums vom Militair- Dienft erfolgen Fnne, 
der Erfag- Kommiffion überlaffen Bleibe, 
Anden wir dies mit Bezugnahme auf die frühern, dieſen 
Gegenftand betreffenden Verfügungen zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß bringen, müffen wir zugleich beftimmen, daß wir nur 
auf Zeugniffe der, in dieſen Verfüyungen angegebenen 
Art, die Zuruͤckſtellungsgeſuche an das Königl. — 
ſidium koͤnnen gelangen laſſen. 
Breslau, den 26. Mai 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





150. 
Publikadum der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, das 
Disziplinar⸗-Strafverfahren in Anſehung des Ausblei⸗ 
bens von den nicht freiwilligen Uebungen der 
Landwehr bekreffend. 


— 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelft Allerhoͤchſter 
Kabinetdordre vom 14. Juli d. I. zu beſtimmen gerihet, 
daß wegen ungehorfamen Ausbleibens der Landwehrmän- 
ner von den nicht freiwilligen Uebungen der Landwehr, in 
den Fällen, die fich nicht zw fand, und Friegsrechtlichen 
Unterfuchungen eignen, ein Strafverfahren in folgender 
Are Statt finden fol. Im Allgemeinen foll demjenigen 
Herrn. Landwehr» Bataillond- Kommandeur, defien Einbe: 
rufungs-Ordre unbefolgt geblieben iſt, obliegen, nach dent. 
obwaltenden Umftänden näher zu beurtheilen, ob dus Vers 
gehen fich zu einer gerichtlichen Unterfuchung eignet, und 
in denjenigen Fällen, wo er folche nicht für nöthig erach⸗ 
tet, namentlich bei dem bloßen ne von der mo⸗ 
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natlich eintägigen Webung ohne erfchiwerende Nebenum⸗ 
fände, oder bei dem erften Vergehen diefer Art, eine Diss 
ziplinarftrafe ohne alle Weitläuftigfeit zu verfügen. Der 
Grad diefer Strafe ift auf Höchftens drei Tage mittlern 
Arreſt, welcher nach der Lofalität und ver flattfindenden 
Entfernung, ‚entweder beim Bataillons-Staabe, oder in 
der Heimath des Schuldigen vollfirecft werden Toll, feſt⸗ 
gefegt worden. Iſt die Arreftftrafe, beim Bataillons⸗ 
Staabe zu erleiden, mas indeß wegen der fodann dem 
Militairfonds zur Laft fallenden Transport- und Verpfle⸗ 
gungskoſten möglichft vermieden werden fol, fo erfucht der 
betreffende Landwehr: Bataillond: Kommandeur, unter Mit 
theilung feiner diszipfinarifchen Strafbeftimmung, den Lands 
rath, im deſſen Kreife der Aufenthalt des fehuldig gewor, 
denen Landwehrmanns if, um deffen Arretirung und Ab: 
lieferung in das Bataillons- Staabsquartier, wonächft leg: 
tere fofort erfolgt. Sol aber die Arreftftrafe am Aufent⸗ 
halt des Schuldigen volffireckt werden, fo Jäßt fie der 
Landrath auf die Nequfition des Bataillond, Kommandenrs 
ebenfalls fofort ausführen. * 

Auf das Ausbleiben von freiwilligen Sonntags: 
übungen der Landwehr findet diefes Disziplinar : Straf⸗ 
verfahren Feine Anwendung, dagegen aber bei den auf 
Sonntage verlegten monatlich eintägigen Uebungen; in al 
len Fällen geht indeß die Strafbeftimmung von demjeni- 
gen Bataillond - Kommandenr aus, deffen Ordre nicht bes 
folgt wurde. 

. Sn denjenigen Korps» Bezirken, wo vierteljährige oder 
Halbjährige Landwehrverfammlungen im Innern der Koms 
pagnies Bezirke, Behufs Kontrolle der Mannfchaften, in 
Stelle von fodann in dem nämlichen Monat ausfallenden 
monatlich eintägigen Uebungen Statt finden, und an dies . 
fen vierteljährigen oder halbjährigen Landwehrverfammluns 
gen, Behufs der Kontrolle, auch die zur Kriegsreferve und 
zur Landwehr entlaffenen Leute ded Garde- Korps Theil 
nehmen, findet das gegen beorderte, aber fich nicht eins 
ftellende Garde» Mannfchaften ſodann nach den vorftehen- 
en Beflimmungen eintretende Disziplinar = Strafverfahs 
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ven, Seitens der Bataillond-Rommandenre der Provin⸗ 
zial⸗Landwehr ihres Bezirks, welche fie beordert hatten, 
in vorgefchriebener Weife Statt; worüber indeß den bes 
treffenden Garde » Landwehr » Bataillond - Kommandeuren: 
jedesmal die ‚erforderliche Mittheilung zu machen if. Die 
Beftrafung. der. von den Uebungen der Gardes Landwehrs 
Bataillone auf die Drdres der Kommandeure derfelben 
ausbleidbenden Garde: Landwehr sMannfchaften, bleibt das 
gegen nach. wie vor Sache der Garde SundwehrsBatails 
kons = Rommandeure. 

Wir bringen diefe Beflimmungen hiermit zur allge⸗ 
meinen, und. insbefondere auch zue Kenntniß der Herren 
Sandräthe, welche ihrer Seits fich genau darnach zu ach⸗ 
ten haben. : 

Potsdam, den 24. September 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 





15 . J 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums ar 
die Koͤnigl. Juftize Behörden, die Gerichtsbarkeit der 
Sandwehr Offiziere und Landwehrmänner und das Ber 

fahren bei Unterfuchungen gegen diefelben betreffend. 





Da feit der Eircular» Verfügung vom 6.Mai 1817, 
. wodurch in. Gefolge der allerhöchften. Inſtruktion für die 
Sufpectenre und Kommandeure der Landwehr vom 10. De: 
zember 1816 das in Unterfuchungsfachen wider Individuen 
der Landwehr zu beobachtende Verfahren vorgefchrieben wor⸗ 
dem, mehrere ergänzende und erläuternde Beſtimmungen 
ergangen -find, und da insbefondere durch die Verordnung 
vom 22. Februar v. J. jenes Verfahren eine weſentliche Ab⸗ 
änderung erhalten. hat; fo ‚findet der Juſtiz⸗-Miniſter ſich 
veranlaßt, ſaͤmmtliche erlänternde und ergänzende Beſtim⸗ 
mungen zur befiern Ueberſicht zufammen zu ftellen. 

Im Allgemeinen wird bemerft, daß die zu den befol 
deten Stämmen: der Landwehr "gehörenden Individuen, 


ohne Ausnahme, in Eriminals und Injurien- Sachen der 

Militair, Gerichtsbarkeit unterworfen bleiben. Ein Gleiches 

gilt von den zur Uebung oder zum. Dienft  einderufenen Of 

fijieren und gandwehrmännern, jedoch nur während der 

Dauer diefer Einberufung. Die übrigen benrlaubten Dffiziere 

und Wehrmänner fiehen dagegen unter den Eivilgerichten. 

»  1:Die beurlaubten Landwehr: Dffiziere haben: 

1) Den Gerichtöftand der Eximirten; 

. 2) Don allen durch die Eivilgerichte gegen Dffiziere ers 
kannten Strafen wird der betreffende Bataillons-Kom⸗ 
mandenr durch Mittheilung einer Abfchrift des. mit den 

.. Entfoheidungsgründen verſehenen Erkenntniſſes benach · 

richtigt; 

3) Die gegen einen Offtzier erkannte Geldſtrafe wird ohne 
Weiteres vollzogen. Einen ihm zuerkannten Arreſt er⸗ 
leidet derfelbe in einem, feinem Verhältniffe und Gerichts⸗ 
ſtande angemeffenen Gefängniffe, oder, wenn ein folches 
nicht vorhanden iſt, in dem nächften Militair- Arreft. Iſt 
auf Feftungs-Arreft erkannt worden, fo wird die Abfuͤh⸗ 
rung nach einer Feftung durch den Bataillons s Commans 
deur veranftaltet, r 

4) In reinen Militair: Disciplinar » Angelegenheiten, wohin 
auch der Befehl des Militair - Borgefegten, bei den Uebun⸗ 
gen zu erfcheinen, zu rechnen ift, ift der Landwehr⸗Offi⸗ 
zier allein der Militairs Gerichtöbarfeit unterworfen. 

Dei Herausforderungen und Zweifämpfen follen zwar 
die Unterfuchungen von dem competenten Civilgericht 
eingeleitet und geführt, die zum Spruch reifen Akten 
aber dem Mititairs Gericht, Behufs des abzuhaltenden 
Kriegögerichts, überfendet werden. 

1, Bei den beurlaubten Wehrmännern, 

zur Kriegsreferve gehörigen Soldaten, den. 

nach erfolgter Aushebung und Bereidung fü 
gleich bis zu ihrer wirflichen Einftellung mit 

Urlaubspäffen in ihre Heimath beurlaubten 

Mefruten, und den TrainsGoldaten tritt: 

1) Die Competenz der Civilgerichte bei allen Vergehun⸗ 
gen ein, welche von vorgedarhten Individuen in ihren 
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buͤrgerlichen -Verhäftniffen und bei Ausübung der Ge- 
werbe begangen werden. j — 

2) Es ſind mithin davon ausgeſchloſſen, und werden von 
den Militairgerichten unterſucht und beſtraft: 
a. die waͤhrend der Uebungszeit bei der verfammelten 
Kompagnie oder Eskadron begangenen Vergehen, 

- b. ale militgivifche, Dienftvergehen, Die Landwehr möge 

zufammen gezogen fein oder nicht, 
Dahin gehören: We. 
Defertion oder. Entweichung aus ber Heimath, 
um fih dem Militairs Dienft zw entziehen. 
Die Nichtbefolgung des Befehls des Militair⸗ 
Vorgefegten, bei den Uebungen zu erfcheinen; 
fene: 2 
Anfubordination gegen Militair « Vorgefegte in 
Dienftangelegenheiten. Die Cognition der Mili⸗ 

c tairgerichte wird aber nur alsdann begruͤndet, wenn 

dad Inſubordinations⸗Vergehen durch eine Wis 

derfeglichkeit gegen einen beſtimmten, durch aus 
 Berordentliche Verhäftniffe nöthig gewordenen Dienſt⸗ 

befehl. begangen worden. Ai 
Die ’ bei Gelegenheit: eines "zufälligen Zuſam⸗ 
mentreffend in bürgerlichen Verhaͤltniſſen vorge 
fallenen Beleidigungen und Widerfeglichfeiten find . 
dagegen zu den militairifhen Dienfivergehen nicht 

zu rechnen, 

3) Wenn mehrere Vergehen begangen worden, von denen 
einige 3. B. die Defertion, als Militair:Dienftvergehen 
von dem Militairgericht, andere dagegen von dem Ci⸗ 
vilgericht unterſucht werden muͤſſen, fo gehört die Uns 
terfuchung, ſowohl der. Militair: als auch der Civil. 
Dergehen, vor die Militeirgerichte. 

4) Bei der durch die Civilgerichte zu führenden Unterfus 

. hung finden die allgemeinen gefeglichen Vorſchriften, 
mit den in der Verordnung vom 22. Februar v. J. be⸗ 
fimmten Befchränfungen, ftatt. j 

In den Fällen, wo von dem Civilgerichten auf Aus— 
koßung aus dem Soldatenfiande, und zugleich auf 
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Zuchthaus⸗ oder Feſtungsarbeitsſtrafe erkannt worden, 
unterbleibt die vorlaͤufige Abfuͤhrung des Verurtheilten 

zur Strafanſtalt und das Erkenntniß wird nicht eher 
vollſtreckt, als bis daffelbe die allerhöchfte Beftätigung 
Gr. Majeftät des Königs erhalten hat. Deshalb fol 
jedoch die Strafzeit nicht verlängert, fondern von der 

Zeit an berechnet werden, zu welcher‘ der Verurtheilte 
zur Strafanftalt vorläufig abgeliefert fein würde, wenn 
nicht die alferhöchfte Königl. Betätigung des erganges 
nen Erfenntniffes hätte abgewartet werden müffen. 

5) In den Fällen, in welchen nach dem $. 6. der Vers 
srönung von 22. Februar v. J. die VBeflätigung des 
ergangenen Erfenntniffes don Seiten Sr. Majeftät des 
Königs erforderlich ift, müffen die Akten, nebſt ‚einer 
' Ausfertigung der ergangenen Erfenntniffe, dem Königr. 
General» Anditoriate überfendet werden. 

6) Dei der Beftrafung fowohl in Hinficht auf die Strafs 
barfeit der zur Unterfuchung gekommenen Handlung 
überhaupt, ald auch in Hinficht auf die Höhe der Strafe 
fommen die ‘allgemeinen Strafgefege zur Anwendung, 
mit der Maafgabe, daß nach der Verordnung vom 22. 
Februar v. J. ſtatt der Peitfchenhiebe auf Stockhiebe, 
und in denjenigen Fällen, in welchen der Angefchuldigte 
licht zugleich aus dem Soldatenftande ausgeſtoßen oder 
aus dem Militairverhältniß entlaffen wird, flatt der 
Zuchthaus- und Seftungsarbeit auf Einftellung bei eis 
ner ÖStraffection zu erfennen ift. 

7) Diefer veränderten Art der Strafpvollſtreckung unges 
achtet, wird auf Detention bis zur Beſſerung, oder bis 
zum Nachweife des ehrlichen Erwerbes in den dazu an⸗ 
gethanen Fällen erfannt, 

8) Die in den Gefegen vorgefchriebene Gefängnißffrafe er- 
leidet der Verurtheilte in einem jeden bürgerlichen Ga 
fängniffe feiner Heimath oder eines benachbarten Orts, 
jedoch nicht in einem folchen, welches bloß zur Aufbe⸗ 
mwahrung eigentlicher Verbrecher, als Diebe, Betrüger 
und dergleichen beſtimmt iſt. 

9) Auf die militairifehen Strafen des firengen und mitts 
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lern Arreſtes find. die Civilgerichte zu artennen nicht 
befugt. 

wo) Die⸗Ruͤckſicht, welche die Civilgerichte bei ihren Er⸗ 
kenntniſſen auf die Krieges-Artikel zu nehmen baten, 
befteht darin: 

a, auf Verfeßung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, 
muß in allen Faͤllen, in welchen die Kriegsartikel dies 
vorfchreiben, erkannt werden; bei der Verurtheilung zu 
einer Förperlichen Züchtigung, zum Verluſt des Nationals 
Militair -Abzeichend ‚oder des Landwehr⸗-Kreutzes, iſt 
dieſe Berfegung jederzeit im Erfenntniffe auszufprechen; 

b, auf den Verluſt des National: Mikitair- Abzeichens 
ift- bei den zum fiehenden Heere gehörenden Individuen 
in den durch die Krieges: Arcifel und die Berordnung 
wegen der Mititairftrafen vom 3. Auguft 1808 bezeich- 
neten Fällen zu erkennen, flatt deſſen tft in eben diefen 
Fällen beiiden zur Landwehr gehörigen Individuen dag 
Erfenntniß auf den Verluſt des Landwehr⸗Kreutzes zu 
richten; 

c. die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande geſchieht in 
den, in den Krieges-Artikeln und in dem $. 2. der 

Verordnung vom 22. Februar v. J. beſtinimten Fähen. 

11) Der Berfuft der Kriegesdenkmuͤnze muß zufolge der als 
lerhöchften Rabinetö-Drdre vom 30. Dftober 1814, in als- 
len denen Fällen im Erfenntnifle feftgefegt werden, in wels 

Ken das Verbrechen Ausftoßung aus dem Goldatens 
ftande, oder DVerfuft des National: Mikttair : Abzeichen, 
oder des Landwehr-Kreuges zur Folge hat. 

12) Entfernung aus der Landwehr ift. feine Strafe, auf 

- welche die Eivilgerichte zu erfennen befugt find, wohl 
aber tritt in den im $.3. der Verordnung vom 22. Fe⸗ 
bruar v. J. bezeichneten Fällen die Entlaffung aus dem 
Militairverhaͤltniſſe ein. ' 

13) Die Vollſtreckung einer Fürperlichen Züchtigung erfolgt, 
wenn zugleich auf Einftelung in eine Straffection erfannt 
worden, bei der letztern durch die Militair= Behörde, im 
affen übrigen Fällen wird diefe Strafe von den Civile 
geriehten, jedoch in Gegenwart eings dazu von der Mis 
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* Titairs Behörde zu requirirenden Feldwebels oder. Unter: 
offizierd vollzogen. 

14) Fuͤr den Transport des Verurtheilten zur militairig, 

v schen Strafanftatt muß das Eivilgericht forgen: 

ı 15) Die Koften der Aufbewahrung und des Unterhalts des 
Sineulpaten, während des Unterfuchungsarrefis, imglei⸗ 

chen die Koften des Transports zur Strafanftalt, fo wie 

: alle fonftige baare_ Auslagen, wohin auch die Kofteg der 
Anfchaffung der unter No. 17. bemerften erfien Kleidungs⸗ 
fiäcke gehören, fallen, wenn der Verurtheilte unvermö- 
gend ift, oder wenn er gänzlich freigefprochen, worden, 

demjenigen zur Laſt, welchem die fubfidiarifche 233 
tung zur Uebernahme der unerlaͤßlichen Unterſuchungs⸗ 

Koſten uͤberhaupt obliegt. 

Die Koſten der Verpflegung des Verurtheilten, waͤhrend 
der von der Militair⸗Behoͤrde zu bewirkenden Vollſtreckung 
der Strafe, wenn dieſe bei einer Strafſektion erfolgt, wer 
den von der Militair-Behörde befchafft, in fofern der Verur⸗ 
theilte ſelbſt oder deſſen gefeglich dazu verpflichtete Bermandte 
diefe Koften herzugeben nicht. im Stande find, worüber das 
Unterfuchungsgericht ein Atteft bei der Ablieferung an die 
Militairs Behörde zu ertheilen hat. Können diefe Koften 
aus dem Vermögen des Verurtheilten, oder feiner gefeg- 

lich dazu verpflichteten Verwandten beigetrieben werden, 
fo haben die Civilgerichte dafür zu forgen, daß die erfor- 

derliche Summe an diejenige Militair-Behörde, welche die 

- Strafe. vollfirecft, auf die -Dauer der Arreftzeit und, bei 
Strafen über drei Monate, alle Vierteljahr regelmäßig 
voraus bezahlt. werde. z 

Der Betrag der Berpflegungd Koften während der 
Strafvollſtreckung durch Einftellung bei der Straffeftion 
belaͤuft fih auf 3 Rthl. 73 Sgr. für jeden Monat und 
vom zweiten Strafjahre ab, außerdem noch aljährfich 
auf 5 Rthl. 23 Sgr. 10 Di, zur Anfchaffung des Er⸗ 
faßes der großen Montirungsſtuͤcke. Die Koften der 
Vollſtreckung einer Gefängnißftrafe oder eines Feſtungs⸗ 
arrefted fallen dagegen beim Unvermögen eines Verur⸗ 
theilten und feiner Angehörigen dem Militairfonds nicht 
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zur Laſt; bielmehr hat es deshalb bei den beſtehenden 
„allgemeinen Vorſchriften fein Bewenden. 

17) €8 iſt jederzeit die Veranſtaltung zu treffen, daß die 
Verurtheilten, bei ihrer Ablieferung zur Feſtung, mit 
folgenden Kleidungsſtuͤcken verſehen ſind: 

a. drei noch guten Hemden, 
b. einem Paar wollenen Struͤmpfen, 
©. einem Paar Schuhe oder Stiefeln, 
d. einem Hute oder einer Muͤtze, 
e. einem Paar Beinteider, 
Bi = einer Weſte, as 4 
g. einem Rocke oder einer Jade. 

Die Mititairs Behörde wird darüber, daß vorge⸗ 
nannte Kleidungsſtuͤcke abgeliefert worden, eine Beſchei⸗ 
nigung. auöftellen. Die Koften diefer Bekleidung werden 

: dom dem fubfiviarifch DBerpflichteten getragen. 

218): Die zur Kriegsreferve gehörigen Soldaten, die verei⸗ 
digten, aber bis zu ihrer Einftellung in die Heimath 
beurfaubten Rekruten des fiehenden Heeres und die 
‚Zrainfoldaten find ald Truppentheile des ſtehenden Hee⸗ 
res von den Unterſuchungskoſten frei und es kommen 
alſo in Betreff der Verbindlichkeit zur Tragung der 
baaren Auslagen ſofort die, F. 604. 623. ff. der Cri⸗ 
minal Ordnung gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung. 
In Abſicht der Koſten ihrer Verpflegung, ſowohl wäh: 
rend des Unterſuchungs-Arreſtes als auch waͤhrend der 
Strafzeit, treten jedoch die, wegen der Koſten der Ders 
pflegung der beurlaubten. Landwehrmänner gegebenen 
Beſtimmungen ein. .... 

19) Bei jedem fich im mifitairpflichtigen Alter. befindenden 
Angefehuldigten iſt das Militairverhaͤltniß, insbefondere 
ob derfelbe zur Kriegsreferve, Landwehr ıc. gehört, bei 
welchem Truppentheil er gedient bat oder noch dient, 
forgfältig zu ermitteln und zu den Aften zu verzeichnen, 
und die Mittheilung des Straferfenneniffes an die Mi— 
Sitairs Behörde gemäß .$. 9, der Verordnung vom 22, 
Februar 1823 niche zu unterlaffen. 

Vorſtehende Beſtimmungen hat ſich das Königl, Ober⸗ 
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landes⸗Gericht nicht allein felbft zur Richtſchunr dienen 
zu laſſen, fondern auch felbige den dem Kolfegio unterge⸗ 
ordneten Gerichten zur genaueften Defolgung durch die 
Amtsblätter bekannt zu machen. 
U den 2. Auguft 1824. 
Der Zuftiz-Minifter 
v. Kircheifen 


152. 

Allerhöchfte Kabinets-Drdre, daß bloße Erbberechtigte 
zum eifernen Kreuze auf die zu bemilligenden Invali⸗ 
den Wohlthaten keinen Anſpruch haben. 

Auf Ihre Anfrage beſtimme Ich hiermit, daß die 
Erbberechtigten zum eiſernen Kreuze zweiter Klaſſe in An⸗ 
ſehung der zu bewilligenden Invaliden-Wohlthaten nicht 
den wirklichen Beſitzern deſſelben gleich geachtet werden 
koͤnnen, vielmehr ihr Anſpruch auf ſelbige erſt, wenn ſie 
zum wirklichen Beſitze des eiſernen Kreuzes gelangen, an⸗ 
hebt. Sie haben hiernach verfahren zu laſſen. 

Berlin, den 3. Juni 1824. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
den Krieges - Minifter und. Generab- 
Lieutenant von Hate. 





1953. 

Citcular⸗ Reſeript der Koͤnigl. Miniſterien an fümmtliche 
Königl. Regierungen, die ärztliche Behandlung erfrank- 
ter Soldaten detadhirter Kommando’s. betreffend. 

„Es iſt der Fall vorgefommen, daß der zur fehlen, 
nigen ärztlichen Behandlung eines plöglich und lebensge⸗ 
fährfich erfranften Soldaten von einem Eleinen detachirten 
Commando aufgeforderte, zunächft wohnende Kreis-Wund⸗ 
arzt, in Ermangelung der benöthigten Transport: Mittel, 
feine Huͤlfe dat verfagen muͤſſen. Um nun das Leben 
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und die Gefundheit erfranfter. Soldaten von dergleichen 
ifofirten Detachements Ähnlichen Zufäuigfeiten kuͤnftig nicht 
preis zu geben, wird von dem unterzeichneten . Minifterien 
Solgendes beftimmt: 
1) Kreis» Phnfifer und Wundärzte , die außerhalb ihres 
Wohnorts zu einem Franken. Soldaten gerufen wer⸗ 
den, bedienen fich zw ihrer Ueberkunft an denjenigen 
Drten, wo Poft- Stationen find, der regulatiomäßigen, 
aus dem Militair⸗ Fonds zu vergütigenden, Ertrapoft; 
2) dagegen ift ihnen an Orten, wo weder Ertrapofls 
Pferde noch Lohnfuhren zu erhalten find, zu dem 
gedachten Behuf eine zweifpännige Worfpannfuhre 
gegen die vorfchriftsmäßige und ebenfalld aus dem 
Militair-Fonds zu leiftende Vergütung, von der be- 
treffenden Commune zu ftellen. 

Die Könige. Negierung hat diefe Beftimmungen, des 
ren gemäß die Militairs Behörden durch das mit unter, 
zeichnete Kriegd- Minifterium inſtruirt worden, in ihrem 
Departement durch das Amtsblatt zur nn Kennt, 
niß zu bringen. 

Berlin, den 28. Auguſt 1824. 

Minifterinm der. Geiftlihen und Mebdizinal, Angelegeie 
heiten. 
Der Herr Chef abmwefend. 

Minifterium des Innern, Kriegs » Minifterium. 

v. Schuckmann, VFuͤr den Herrn Kriegs: Minifter 
‚in deſſen Abtwefendeit, .z 
v. Schoͤler. 





154. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg in 
Pr, die Ueberweifung des Servis, Garnifon, Verwal 
tungs⸗ und Baumefens an die Königl. Jutendan⸗ 
tur betreffend *). 


Nachdem von dem Könige. Staats: ‚Ninifterio 1 in ber 


*) Gleihlautend von den übrigen betreffenden Königl. Reglerun⸗ 
- gen erlaffen. 
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Sigung vom 21. December 1822 befchloffen worden tft, 
das Servis⸗, Garnifons, Verwaltungs⸗ und Bauweſen aus 
dem Negierungs: Heffort ausfcheiden und auf die Militairz 
Intendanturen übergehen zu laffen, haben die Koͤnigl. Mir 
nifterien ded Handels, des Innern, der Finanzen und des 
Krieges mittelſt hoher Verfügung vom 20. April d. J. uns 
angemwiefen, jenen Beſchluß des Staats-Miniſterii derge⸗ 
ſtalt zur Ausführung zu bringen, daß die Intendantur des 
erften Armee: Corps hler ſeibt die ihr zugedachten neuen 
Funktionen mit dem. 1. Januar 1825 beginnen kann. 

In diefer Beziehung werden folgende, höhern Orts ers 
teilte Beftimmungen hierdurch befannt gemacht. 

1. 

Die der Regierung nach der Inſtruktion vom 23. 
Oktober 1817 und nach dem Servis-Regulativ vom 17. 
März 1810 obliegende Leitung des Servis-, Garniſon⸗, 
Verwaltungs- und Bauweſens hoͤrt mit dem 1. Januar 
1825 auf, und geht von dieſem Zeitpunkte ab, in Ge⸗ 
maͤßheit der Allerhoͤchſten Kabinets:Drdre vom 1. Novem⸗ 
ber 1820 auf die von Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige unterm 
3. Juli 1822 als Provinzial-Behoͤrde des Kriegs ‚Minis 
ſterii für die Mititair, Defonomie definitiv beſtaͤtigte In⸗ 
tendantur über. 


. 2 
Zu den Gefchäften, welche hiernach von der Inten⸗ 
dantur übernommen werden, und aus dem Kreife der 
Verwaltung der Negierung feheiden, gehören: 

a) die Sorge und Aufficht für ſaͤmmtliche Garniſon-An⸗ 
falten, in fofern fie Eigenthum des Staats find, 
als: Kafernen, Lazarethe, Wachen, Militair- Strafs 

‚ anflalten, Militair , Sträflings- Kafernen, öffentliche‘ 
Ställe, Montirungs:Kammern, Handwerksftuben, Bul- 
verhäufer, Ererzierhäufer, Reitbahnen, Landwehr:Zeugs 
häufer, Magazingelaffe se Diefe Aufficht erftreckt fich 
auch auf die Bauliche_Unterhaltung der Anlagen; 

b) die Leitung des gefammten Serviswefene, in fofern es 
ſich von der Fefiftenung und Antveifung der den Garnis 
fon-Städten und fonftigen bequartirten Ortſchaften ges 
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bauͤhrenden Quartier⸗Verguͤtung handel. Desgleichen 
die Feſtſtellung und Anmeifung. ded den SDffizieren 
fompetirenden Gervifes und Gervis:Zufchuffes. Auch ' 
hat die Intendantur die Vergütigungen feftzuftellen und 
anzuiweifen, welche den Kommunen der Garnifon- 
Städte für ſolche Garniſon-Anſtalten gebühren, die 
ihnen und nicht dem Staate gehören; 

c) die Angelegenheiten wegen Befchaffung der Exerzier⸗ 
pläge zum Gebrauch der Öarnifonen und für größere 
Vebungen in Corps, Divifionen ꝛc. unter der, der 
Regierung nach $.3. vorbehaltenen Konkurrenz; hiers 
nächft die Unterhaltung der Garnifons Kirchen und 
Garnifon, Kirchhöfe, der Dienftwohnungen der kom⸗ 
mandiren Generale umd einzelner Staabs- und ati» 
derer Dffiziere, denen von des Königs Majefiät ders 
gleichen verliehen worden. 


3. ; 

Dem Wirfungsfreife der Regierung verbleiben alfo alle - 
Angelegenheiten, welche die Leiftungen der Kommunen und 
der Einzelnen für militairifche Zwecke betreffen, wie z. B. 
die Leiftung des Natural» Quartierd für Leute und Pferde 
in den resp. Garnifonen, die verfaffungsmäßig ſchon feft; 
ſtehende Einwirfung bei Gelegenheit der Revuͤen, Maneu⸗ 
vers, Kantonnirungen, Märfche und die VBermittelung kur 
Belhaffung von Garnifon; Anflalten, in fofern. dergleichen 
als Eigenthum des Staats nicht vorhanden find, und abs 
feiten der Intendantur für den Augenblic aus Staatde 
mitteln. nicht befchafft werden koͤnnen; ferner die Konkur⸗ 
renz bei Ausmittelung der Webungspläge aller Art und 
die Feſtſtellung der event, dafür zu leiftenden Schadloshals 
tung, in-fofern eine gütliche Vereinigung nicht Statt fins 
den kann u. f. w. 


4. 

Ueber die Art und Weife der Ausführung wird, ohne 
irgend eine Abänderung der Subotdinations-Verhaͤltniſſe 
der. Kommunal: Borftände und der Baubeamten zu der ‘ 
Regierung, wo die Intendantur von der Amtsthätigkeit diefer 
Unterbehörden Gebrauch marhen muß, Folgendes feftgefegt: - 


952 ; 

a) Die hiefige Garnifon- Verwaltungs - Fnfpektion wird, 
als für fich beſtehende Behörde,- ‚gleich wie die Pro: 
viant⸗-Aemter und Dekleivungss Depots, der Inten⸗ 
dantur untergeordnet: Sie ift nach. der dafür beſte⸗ 
benden Ordnung Abſchnitt X. der Normal-Vorſchrif⸗ 
ten die ausführende und Lokal⸗Inſtanz in Garnifon- 
DBerwaltungs- Angelegenheiten, und hat der Inten⸗ 
dantur über die Verwendung des ihr Überwiefenen 
Fonds am Schluffe eines jeden Jahres, wie bisher 
der Regierung, fpezielle Nechnung zu legen. 

b) Die Magifträte bleiben nach $. 7. des Gefeßes von 
30.Mai 1820, den nähern Seftfegungen des Servis- 
Negulativd vom 17. Mär 1810 und der Städte 
Ordnung nach, immer verpflichtet, den Nequifitionen 
der Intendantur in Serviss und Öarnifon  Berwal- 
tungs = Angelegenheiten. eben fo gebührende Folge zu 
leiften, wie den Aufträgen der Regierung in Polizeis 
und Finanz Angelegenheiten. 


5. 
Für die Ausführung der Bauten giebt es zweierlei Wege: 
a) durch Ingenieur - Dffiziere unter Konkurrenz und Leis 
tung ihrer Inſpekteure und des; Erften Departements 
des Kriegs-Miniſterii; 
b) durch Civil⸗Architekte (Bau⸗Inſpektoren) unter Eins 
wirkung der Regierung und der Ober-Baudeputation. 
ad a. Die Konkurrenz des ingenieur» Corps tritt 
nur bedingungd= und ausnahmsweiſe, und dann 
erft mit mehrerem Erfolge ein, wenn: die größern 
Feftungsbauten beendigt fein werden. 

Diefe Konkurrenz bezieht ſich demnächft hauptfächlich 
ur auf Feftungen und Hauptflädte, wo ingenieur: Dffis 
ziere ftationire find, und auf ganz neue Mikitair-Gebäude, 
oder folhe wichtige Um, und. Neparaturs Bauten, welche 
den Neubauten ziemlich gleich zu achten: find. 

Das Verfahren ad b.: richtet fich nach. den beftehen- 
den Borfohriften. Der Bau⸗Inſpektor des Difteiftd fertige 
wie bisher unter Konkurrenz; der Garnifon Verwaltung 
oder der deren Stelle vertretenden Behörde und des bes 

thei⸗ 
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theiligten Truppentheils die Anfchläge ꝛc., und reicht fel- 
bige der Regierung ein, wo fie von dem technifchen Rath 

. geprüft und biernächft der Intendantur Behufs der wei⸗ 
tern Veranlaſſung uͤbergeben werden. 

Es folgt hieraus, daß die Diſtrikts-Baubeamten Hin⸗ 
ſichts der Militair-Gebaͤude und Anſtalten nach wie vor 
ganz in ihren bisherige‘ Verpflichtungen bleiben, fo weit 
nicht denfelben. durch die ada. gedachte bedingte Einwirkung 
des ingenieur; Corps einge Erleichterung zu Statten fommt. 

Die Diftrift-Baubeamten haben demnach, was die ges 
wöhnlichen laufenden Bauten betrifft, rückfichelich "der. in ih⸗ 
rem Ban-Diflrift liegenden Mititairs Gebäude und Anſtal⸗ 
ten, fo weit es auf die Veranfihlagung und Kontrollirung 
der nöthigen Reparaturen, überhaupt auf die Erhaltung 
der Subftan; anfommt, nach den Requiſitionen der Inten⸗ 
dantur ihren aͤmtlichen Beiſtand zu leiſten. 

Dagegen wird wegen der Neubaue und ſolcher Ein⸗ 
richtungen, welche mehr als die Erhaltung des Beſtehen⸗ 
den bezwecken, uͤber die dabei in Anſpruch zu nehmende 
aͤmtliche Thaͤtigkeit des Diſtrikts-Baubeamten jedesmal 
beſonders beſtimmt werden, und dieſer Beſtimmung ent⸗ 
weder die Vereinigung der Intendantur mit der Regierung, 
oder die. der kompetenten Koͤnigl. Miniſterien vorangehen. 


Da nach $. 1. die Uebergabe der Gefchäfte an die 
Intendantur des erften Armeecorps erſt im Januar kuͤnf⸗ 
tigen Jahres Statt findet; ſo wird die Adminiſtration 
des Servis:, Garnifon,, Verwaltungs- und Bauweſens 
bis zu dem gedachten Zeitpunkte von der unterzeichneten 

Regierung fortgeſetzt. Es find daher auch alle diesfaͤllige 
Liquidationen, welche das Jahr 1824 betreffen, incl. für 
" den Monat December, nach wie vor an und zur Nevifion 
und Anmweifung einzureichen. 


7 · 
N Die Abwickelung alfer rücktändigen Nechnungen der 
I in Rede fiehenden Verwaltung bis zum legten December 
d. J. erfolgt bei der Negierung,. für die Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar f. 3. ab übernimmt aber die Intendantur die Nies 
dinnalen Heft III, 1824, D2gq 


r 
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» fultate und Ausgaben der Ndminiftration und ie ueber⸗ 
ſichten und Rechnungen. 
WVon dieſen Beſtimmungen haben die betheiligten Be⸗ 
hoͤrden unſers Regierungs-Bezirks genaue Kenntniß zu 
nehmen, und vom 1. Januar 1825 ab ſich gebührend und 
pflihtmäßig darnach zu achten. 
re den 30. Juni 1824. 
König. Regierung. 





155. 
Publifandum der Königl. Regierang zu Breslau, bes 
treffend die theilweife oder gänzliche Einbehaltung des 
Serviſes für die KRompagnie» und Esfadron»Chirurgen, 
weiche in den Garniſon⸗Lazarethen die Chirurgen 
Waͤchtſtuben als Wohnung benugen. 


Das Koͤnigl. vierte Departement im hohen Krieges- 
Minifterio hat nach einer, an die Koͤnigl. Intendantur 
des 6ten Armee» Corps allhier erlaffenen, Verfügung vom 
6. v. M. beſtimmt: daß denjenigen Kompagnies und Es— 
fadrons Chirurgen, weiche die Chirurgen: Wachtftuben in 
den Sarnifon:Lazarethen förmlich bewohnen, died, wo die 
Dertlichfeit es geftattet, zwar unbedenklich nachgegeben 
werden kann, dagegen ihnen bei dem Gebrauche der für diefe 
Stuben beftiminten Utenfitien- und dem Genuffe des für fie 
ausgeſetzten Holzes und Lichtes der volle Servis, bei Benuts 
zung eigener Mobilien aber drei Wiertheile deſſelben einbe⸗ 
halten werden fol, Für die nicht als Wohnziinmer benug: 
ten Chirurgen : Warheftuben kann jedoch die Verabreichung 


des etatömäßigen Holzes und Fichted hoͤchſtens nur auf 


den Zeitraum fiatt finden, wo daß Lazareth mit Kranken | 


wirklich belegt geweſen ift. 

Die Magifträte,der diesfeitigen Garnifon- Städte des sten 
Armee: Corps haben fi) nach obiger Beflimmung genau zu 
achten und, wenn bis jeßt davon abweichend‘ verfahren wor 
den fein folfte, deshalb beſonders zu berichten. 

Bredlau, den 11. Mai 1824. 
Koͤnigl. Prenf. Regierung. . 





| 
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— Abſchnitt. 
Auswaͤrtige 


——— 


I. 
EUR Heffifches Gefeg wegen Errichtung einer 
Pfarr:, Wittwens und Waifen:Berforgungs-Anftalt 
für- die Probinz Rheinheffen betreffend. 





— 


Farenis von Gottes Gnaden Großperite von 

Heffen und bei Rhein x. ıc. 

Da wir Uns gnädigft bewogen gefunden haben, dem 
Uns vorgetragenen Wunfche der evangelifchen Geiſtlichkeit in 
Unferer Provinz Rheinheſſen, daß zur-Berforgung ihrer Witt: 
wen und Waifen eine, den Verhaͤltniſſen angemeffene, Anſtalt 
errichtet werden möge, zu entfprechen, fo verordnen Wir hiers 
mit zur Erreichung diefes wohlthätigen Zwecks, wie folgt. 

A, Allgemeine Beſtimmungen. 
h Bildung des Fonds. 
F. 1. 
Der Fond bildet ſich: nt 

a) aus dem Ueberſchuß des Staatögehaltes, deſſen Betrag 

> vom 1. Januar 1821 bis zu dem Tag, wo das Yuflis 
tut ind Leben. tritt, berechnet wird. 

b) Aus dem Ertrag der Fünftig erledige werdenden Pfar⸗ 
reien, während der Vakanz, mit Ausfehluß des Sterbes 
quartald. Doch folk auch diefes. der Wittwenfaffe zu⸗ 
fallen, wenn Feine Wittwe oder Kinder unter 20 Jah⸗ 
ren vorhanden ſind. x 

c) Aus den der moHifiehenden Kirchentaften. 

Dan : 


* 
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- d) Aus den Promotions s Gebühren, welche die Geiftlichen 
bei jedesmaliger Beförderung zu entrichten haben. 
e) Aus den Erpeditiond- Gebühren für Ausftellung der 
Prüfungsfcheine, nach Abzug der Koften, welche durch 
die Einberufüng der dem Kandidaten: Eramen aſſiſtiren⸗ 
den GBeiftlichen veranlaßt werden, zu 5 fl. 
k. Aus den Eintrittögeldern der Intereffenten. 
8) Aus den jährlichen Beiträgen derfelbeh. 
U. Beflimmung der a 
9. 2 
Kein dermalen angeftellter Pfarrer ift gezwungen, dem 
Inſtitute beizutreten. Wer Aber nicht Beitritt, hat für feine 
Wittwe und Waifen feinen Anfpruch auf Penfion. 


$. 3. 

Wer nicht gleich von Anfang beitritt, iſt zwar vom 
kuͤnftigen Beitritt nicht ausgefchloffen, er muß aber dann 
die Eintritts⸗ und jährlichen Beitragsgelder doppelt nachzahlen. 


. 4 
Wer in Zufunft angeftellt oder befördert wird, muß ' 
beitreten. War er ſchon früher angeftellt und nicht Mit 
glied der Societaͤt, fo zahlt er dad Doppelte nach, wenn er in 
der Provinz Rheinheſſen — das Einfache, wenn er in einer 
der übrigen Provinzen des Großherzogthums angeftellt war. 
» 5. 

Auch diejenigen Geiftlichen, welche aus der Provinz Rhein⸗ 
heffen in eine der übrigen Provinzen des Großherzogthums vers 
fegt werden, Eöunen Theilhaber am Inſtitute bleiben, wenn fie 
ihre jährlichen Beiträge gehörig entrichten. Wer zwei Jahre 
diefelben ſchuldig bleibt, wird ald ausgetreten betrachtet und 
hat das Recht auf Penfion für feine Witwen und Waifen vers 
. Wirkt. Diejenigen, welche in das Ausland ziehen, verlie⸗ 
zen ihren Antheil an dem Suftitut, erhalten aber ihr An⸗ 
trittsgeld, jedoch ohne Zinfen,. zurück. 

I. Beſtimmung der Beiträge. 


$. 6. 
Jeder ntereffent, ohne Unterfchied des Dienſtcharak⸗ 
terd oder Dienfteinfommens, hat als Einlage Einhundert 
Gulden zu entrichten. 


97: 
— 5. 7. ee . 
Außer diefem einmaligen Beitrittögelde hat jeder Theile 
haber an jährlichen Beiträgen zehn Gulden zu bezahlen. 


8 - | 
Eine gleihe Summe von zehn Gulden iff zu entrich⸗ 
ten, fo oft ein Geiftlicher zu einem höheren une 
men befördert wird. 
IV. a ar des Bdnst, — 


9 
- Die Direktion des — ruht in den Haͤnden des 
Kirchenraths, und wird von demſelben unentgeldlich beſorgt. 
$. 10. 

Der Kirchenrath präfentirt einen Schaffner, welcher 
unter feiner Dberaufficht die den Kapitalftock bildenden Gel> 
der anlegt, die Einnahme: der Zinfen und anderer Intra- 
den bewirft, verausgabt und verrechnet, fo wie er auch 
die fäumigen Schuldner ded Fonds gerichtlich zu verfolgen 
bat. Derfelbe muß eine verhältnigmäßige Dienftfaution 
in baarem Gelde oder in liegenden Gütern ſtellen. 

. Ik 

Bis der Fonds ſo >: angemwachfen ift, daß dem Schaffs 
ner eine ffändige Befoldung angemwiefen werden kann; follen 
demfelben einftweilen 3 Procent von feiner ordentlichen Eins 
nahme in. Rechnungs: Ausgabe paflirt werden, 

. 12. 

Ein zunächft wohnender Inſpektor oder Pfarrer führt 
die Kontrolle über den Schaffner. Erſterer verwahrt die Kifte, 
worin die Hppothefen und andere.die Kaffe betreffende Urkun⸗ 
den enthalten find, und ge # den Schlüffel hat. 


Um die richtige —— Eintrittsgeider zu ſichern 
und den Schaffner zugleich in ſeinen Funktionen zu er⸗ 
leichtern, wird keinem anzuſtellenden Geiſtlichen das Auf⸗ 
ziehen auf ſeine Stelle eher erlaubt, als bis er ſich durch 
Quittung des Schaffners uͤber die Entrisptung der Eins 
trittsſumme aufgewiefen — 


$. 
Es fol. übrigens den Seien, welheu ‚de Eins 


38 

ſchuß der ganzen Beitrittsſumme in dem Augenblick, wo Die 

Societaͤt eröffnet wird, unmöglich wäre, nachgefehen wer⸗ 

den, dieſelbe in vier gleichen Terminen innerhalb zwei Jah⸗ 
ren, jedoch verzinslich mit fuͤnf vom Hundert, zu entrichten. 

s 15. 

Die Kapitalanlagen können nicht. anderd als gegen 
dreifach verficherte Pfandverfehreibung, und dieß innerhalb 
der Provinz, geſchehen. 

8. 13. 

Der Schaffner Hat nach Verlauf der erſten 3 Mo⸗ 
nate ded neuen Jahres feine Rechnung vom vorigen au 
den ihn zumächft beauffichtigenden Inſpektor oder Pfarrer 
einzufchicfen, welcher fie, mit ſeinem Gutachten begleitet, 
an den Kirchenrath befördert. 

V. Verwendung des Fonds. 
§. 17. 

Der ausſchließliche Zweck des Fonds if die Unter 
ſtuͤtzung der hinterlaffenen Wittwen und Waifen verftorbes 
ner evangelifcher Pfarrer in Rheinheſſen. 


$. 18: 

Die im $. 1. unter Lit. a, Bis £. berührten Intra⸗ 
den werden als Kapital angelegt und nur die Zinſen hier⸗ 
von, ſo wie die unter Lit. g. angefuͤhrten jaͤhrlichen Bei⸗ 
traͤge, zur Bezahlung von Wittwengehalten verwendet. 


$. 1% 

So mie. alle Intereſſenten gleiche Eintrittds und 
Beitragsfummen bezahlen, fo ift auch ber Betrag der 
Penftonen für alle Wittwen gleich. 

$ 20. 

Da vor der Hand -und bis das Inſtitut zu einem 
Beharrungszuftand gelangt ift, der Betrag einer Wittwen⸗ 
penfion nicht definitiv zu beftimmen ift, fo werden einſt⸗ 
weilen Einhundert Gulden jährlich ald dad Marimum anges 
nommen, der uederſchu⸗ aber Rem zu Kapital angelegt. 


9. 

Auch den gaͤnzlich — Kindern eines Pfarrers 
ſteht bis zu ihrer Volljaͤhrigkeit ein Recht auf Penfionen 
zu, und’ zwar in dem Verhältniffe, daß fie zuſammen jaͤhr⸗ 
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lich fo viel erhalten, als. eine Wittwe. Es perfteft ſich, in 
diefe Penfion unter die Häupter gleich vertheilt wird, um 
daß, fo wie eines zur Volljährigkeit gelangt iſt, oder auch 
früher durch Verheirathung, Anftellung im Staatsdienſte, 
‚oder durch ein felbfiftändiged Etabliffement feine Verforgung 
gefunden bat, fein Antheil an die noch Minderjaͤhrigen 
zurücfänt. 
B. Beſondere Beftimmungen. 

m 22 

Wenn eine Wittwe zur zweiten Ehe ſchreitet, ſo ver⸗ 
liert fie ihre perſoͤnlichen Rechte auf die. Penſion; die Kin- 
der aber behalten die ihrigen und der Anſpruch des mũt⸗ 
terlichen Antheils geht auf ſie uͤber. 

§. 23. 

Wenn ein Pfarrer in zweiter Ehe verflirbe, fo erhält 
feine Wittwe mit ihren eigenen, mit diefem Pfarrer ers 
zeugten, fp wie mit den etwanigen Kindern des ‚Pfarrers 
aus erſter Ehe die ſtipulirte Penſion. 

24. 

Als allgemeiner Grundſab wird uͤberhaupt angenom⸗ 
men, daß Kinder, die Einen Vater haben, wenn ſie auch in 
verſchiedener Ehe erzeugt waͤren, den vollen Wittwengehalt mit 
der reſpective uͤberlebenden Wittwe nach den Koͤpfen theilen. 

§. 25 

Durch Eheſcheidung, bei welcher die Frau des Pfar⸗ 
rers durch gerichtliches Urtheil als der ſchuldige Theil iſt 
erkannt worden, geht das Recht auf Penſion für die Mut 
ter verloren; Doch iſt folches den Kindern nach dem Tode 
des Vaters vorbehalten, 

$. 26, 

’ Wenn ein Geiftlicher feines Amts entfegt oder kaſſirt 
wird, fo. erhält derfelbe zwar von feinen. in die Wittiven« 
kaſſe gemachten Einlagen nichts zurück, fegen aber die Frau 
und. Kinder den von ihm vor feiner Dienftentfegung geleis 
fteren Beitrag fort, und zwar vor Ablauf des zur Zahr 
fung des zweiten Jahrsbeitrags feſtgeſetzten Termins, ſo ſind 
ſie nach deſſen Tode, falls derſelbe nicht mittlerweile in 
andere Dienſte uͤbergegangen waͤre, penſionsfaͤhig. 
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EA . &-Me -. . er 
Schlechte Aufführung einer Pfarrerwittiwe, oder eines. 
ihrer Kinder, morüber der Kirchenrath, vorbehältlich des 
Refurfes an Unfer Minifterium des Innern und der Juſtiz 
zu erkennen hat, macht das. betreffende Individuum feines 
Antheild an der Penfion verluftig; welcher ſodann dem all 
gemeinen Fonds zuwaͤchſt. . 


Die Berechtigung an den Fonds datirt von dem Tage, 
too ein Geiſtlicher feinen Beitritt zun Inſtitute erklärt hat. 
Der Bezug ber Penfion für feine Nelikten beginnt mit dem 
Ablauf des Sterb» Quartals. ; 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des 
hier aufgedructen Staatöfiegels. 

Darmftadt, den 24. Juli 1824. 


(L, S.) Ludewig. 
F von Grolmaun. 
2. | 
Großherzoglich Heffifhe Verordnung wegen ber Jagd⸗ 
Waffenpäffe. 





Ludewig von Gottes Gnaden Großherzog 
von Heffen und bei Rhein ıc. N 

Zur Vollziehung des $. 14. im Finanzgefeß vom 6. März 
laufenden Jahrs und in Kolge des Art. 73. derBerfaffung 
haben Wir verordnet und verordnen hiermit, wie folgt: 


Die Jagdwaffenpäffe Pillen auch in der gegenwärtigen 
—A nach Vorſchrift Unſerer Verordnung vom 28. 
uni 1821, und der Bekanntmachung Unſers Miniſteriums 
der Finanzen vom 4.Dftober 1821 bei Vermeidung der, in 
diefen Verordnungen angedrohten Strafen, von Jedem, 
welcher ein Jagdgewehr tragen will, erfrahirt werben. 
2 


In der Provinz Nheinheffen follen fämmtliche Jagd⸗ 
maffenpAffe, wie bisher, von Unferer Regierung zu Mainz, 
in den Provinzen Starkenburg und Dberheffen aber können 
die. zahlbaren Jagdwaffenpäffe ſowohl von Unfern Regierun⸗ 
gen zu Daamſtadt und Giefen, ald wie von Unfern Landräs 
then, jedoch jedesmal nur nach vorheriger Beibringung des, 
Art. 5. Unferer Verordnung vom 28. Juni 1821 vorgefchriebes 
nen, Zeugniffes und der Quittung des Obereinnehmers über 
die bezahlte Abgabe ausgefertigt werden. Hinfichtlic der 


Ki 


ertwähnten Zeugniſſe verbleibt es übrigens bei den Beſtim⸗ 
mungen des Art. 7..der — Berordrung. 


Sowohl die von Unferer Regierung zu Mainz, als wie die 
von Unfern Regierungen zu Darmſtadt und Giefen und von Un⸗ 
Tern Landräthen ausgefertigten Jagdwaffenpaͤſſe, welche auf die 
Namen beftimmter und gehörig bezeichneter Yndividuen lauter, 


find im ganzen Umfang des Großherzogthums gültig, und es bes . 


darf hierzu der Art. 15. der Verordnung vom 28. Juni 1821 vor⸗ 
; en Viſirung der Provinzial Regierung nicht mehr. 
ie auf Inhaber ausgeftellten Jagdwaffenpäffe gelten jedoch 
nach wie vor, blos fürdiein — bezeichneten Jagddiſtrikte. 
Diejenigen Jagdwaffenpaͤſſe, welche nach Art. 4. der 
Verordnung vom 28. Juni 1821 Unferm Forſtperſonal, deſſen 
Dienſt dad Tragen von Feuergewehr erfordert, fo wie dens 
jenigen, welche eigenthümliche Jagden befißen und folche ver: 
feuern, für fi und die zur Befchiegung ihrer Jagden anges 
ftellten Diener unentgeldlich ausgeftellt werden, follen in den 
Provinzen Sturkenburg und Oberheffen, fo mie bisher, von 
Unfern ProvinzialsNegierungen, nad) den, diefen Behörden 
desfalld erteilten, —— ausgefertigt werden. 


Hinſichtlich der Befreiung der Reiſenden, welche zu ih⸗ 
ver Sicherheit -Schießgewehre bei fich führen, verbleibt es 
bei den Beftimmungen, welche in.der Bekanntmachung Unz 
ſers Finanz-Minifteriums d. d. 7. December 1821 enthalten 
find, Dieſelben Beflimmungen finden auch in der- Provinz 
Rheinheffen Aumendung. j 


g. 6. | | 

: Den Mitgliedern der, an mehreren Orten des Landes bes 
ftehenden, und als folche Öffentlich anerkannten Schuͤtzengeſell⸗ 
ſchaften, ift zwar geftattet, die oon ihnen bisweilen angeftellt 
werdenden Scheibenfchießen, mit den zu diefem Zweck erforders 
lihen Seuergemehren, ohne Jagdwaffenpaß zu frequentiren; 
wenn aber einzelne Mitglieder folher Schügengefellfchaften, 
oder andere Individuen, ſich privatim zu einem Scheibenfchies 
Ben vereinigen, fo müffen told) | 
gefeglichen Strafen, mit Jesstaifenpäffen verfehen fein. 


Auswaͤrtige, an den Grenzen ded Großherzogthums 
angeftellte Forfibediente, bedürfen, wenn fie in Gefchäften 
Ihres Amtes die Grenze überfchreiten, während Ihres Auf⸗ 
enthaltes innerhalb Landes Feinen Jagdwaffenpaß. 


e.allerdings, bei Vermeidung der. 
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’ 


$. 8, 

Die Birchfenmacher, welche ihres Gewerbes wegen in dem 
Kalle find, zum Probiren der Gewehre, mit denfelben außerhalb 
der Städte und Ortfchaften an die geeigneten Pläße gehen zu 
muͤſſen, follen zwar feine Jagdwaffenpäffe, doch aber unents 
geldliche Zeugniffe erhalten, durch welche ihnen der Trans⸗ 
port von Schießgewehren außerhalb ihres Wohnortes zum 
Probiren derfelben geftattet wird. - ; 

Dieſe Zeugniffe haben die ProvinzialKegierungen aus, 
zufertigen. 


» Wenn mit einer Eontravention gegen die Verordnung Aber 
die Jagdwaffenpäffe zugleich ein Jagdfrevel verbunden ift, und 
der Angefchuldigte von einem Jagdauffeher betroffen und ihm 
Das Gewehr abgenommen worden ift, oder der Fagdauffeher 
nach: früheren Normen auf dad Gewehr oder eine Bergür 
tung für daffelbe Anfpruch hat, fo fol auf eine nochmalige 
Eonfiscation des Gewehrs oder Erfag deffen Werthes zu Guns 
ſten Unfers Fiscus, wegen des fehlenden Jagdwaffenpaſſes 
‚ nicht weiter erkannt werden. 

Wird. aber der Jagdfrevler von einem Auffeher über die 
Jagdwaffenpaͤſſe, der nicht zugleich Jagdaufſeher if, betroffen 
und angezeigt, fo ift neben den andern verordnungsmäßigen 
Strafen auch die Eonfiscation ded Gewehrs, oder die Ver⸗ 
bindlichkeit zum Erfag des Werths deffelben, zu Gunften 
des Fiscus, auszufprechen. 


In allen übrigen Punkten werden die Verordnung vom 28. 
Juni 1821, und die Bekanntmachungen vom 4. Oktober 1824 
und vom 7. December 1821. hierdurch beftätigt. 

Urkundlich Unferer eigenhandigen Unterfchrift und des 
beigedruckten Staatöfiegels. ‘ 

Darmftadt, den 9. a 1824, 

(.. 5.) udemwig. 


du Thik. 


3. 
Herzoglih Saͤchſiſch⸗Gothaiſche Firculars Verordnung, 
die Wiederaufnahme und PVerforgung von ihrer Heis 
math entfernt gewefener Perfonen im Inlande bes 
treffend. 


Da in $olge ber, hiefiger Seitö mit den meiften Nachbarſtaa⸗ 
ten wegen wechfelfeitiger Uebernahme der Vagabunden und 
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Yusgetviefenen neuerlich abgefchloffenen Conventionen eine Ab- 
änderung der Tirtular-Verordnung vom 25. Julius 1809 Gu⸗ 
ſatz Nr. 111 zum Aften Theile der neuen Beifugen zur Landes⸗ 
Ordnung) fo weit ſolche die Wiederaufnahme von ihrer Heir 
math entfernt gemefener Perfonen im Inlande betrifft, für 
ndthig befanden worden ift, fo wird, auf höchften Befehl 
unfers gnädigft regierenden Heren Herzogs Durchlaucht, ſaͤmmt⸗ 
lichen Unterobrigfeiten und Unterthanen hierdurch folgendes 
zur genauen Beobachtung —— gemacht. 


Jede Perſon, ſie ſei von welchem Alter und Geſchlecht 
fie wolle, fol in dem Orte ihrer Heimath auf Verlangen’ zu 
jeder Zeit wieder aufgenommen, und, wenn fie ihren noths 
dürftigen Uuterhalt auf andere Art nicht haben Fann, auf 
Koften der Commun oder Drtfchaft damit verforgt werden, 
welches befonderd auch dann flatt finden muß, went eine 
ſolche Perfon von obrigkeitlihen Behörden in ihre Heimath 
zuruͤckgewieſen oder gebracht — 


Als Ortsangehoͤrige, deren Aufnahme nicht verweigert 
werden darf, ſind anzuſehen: 
a) alle diejenigen, deren Vater, oder wenn fie außer der 
Ehe erzeugt find, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in 
der Eigenfchaft eines Bürgers oder Nachbard mit dem 
‚Drte in Berbindung geftanden hat, . | 
b) diejenigen, welche von heimathlofen Eltern zufällig an 
einem Drte geboren find, wenn fie nicht an einem andern 
Drte einheimifch getworden, entweder 
u) dadurch, daß fie dafelbft das wirkliche Bürgers oder 
Nachbarrecht erlangt, oder 
P) dadurch, daß fie ſich dafelbit mit Erlaubnig der Obrig- 
“ feit unter Anlegung einer Wirthfchaft verheirathet has 
ben, oder aber 
7) dadurch, daß ihnen nad) zurücgelegtem 14ten Lebens» 
jahre während eines Zeitraums von Zehn Jahren ftille 
eg geftattet worden ift, dafelbft ihren Wohnfig 
zu haben. . 


. 3. 

Trifft das —— Buͤrger⸗ oder Rach⸗ 
barrecht in dem einen Orte mit der Verheirathung oder der 
zehnjaͤhrigen Wohnung in einem andern Orte zuſammen, ſo 
iſt das erweislich neuere Verhaͤltniß entſcheidend, jedoch 
dann, wenn hierüber zu einer ausreichenden Gewiſtheit nicht zu 
gelangen fein follte, der Ort, in welchem ein zehnjähriger Aufent⸗ 
halt geftattet worden, vorzugsweiſe zur Aufnahme verpflichtet. 
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’ A RE RL ALERT. 
Wenn eine Perſon auf ihr Heimathrecht an einem Drte m 
In 3 *7 rn Ben Duterangehbeig nn 
ein, fo. fa er ‚erfiere der Beibehaltung oder Wied 
erfelden fich nicht entziehen. . A POCHFIBADIRE 
* 


Soldaten koͤnnen, auch wenn fie laͤnger als zehn: Jahre an ei⸗ 


‚. hem Drte in Garniſon oder auf Poftirung geftanden Haben, die 


Aufnahme und Verforgung an diefem Orte nicht verlangen, fond 
—— — und — on ihren 
amilien an den Ort zuruͤckzuweiſen, wo fie vor angefretenem M 
litairdienft zuletzt einheimifch — Fa — * 


Handlungsdiener, Handwerfegefellen, Dienſtboten, Hirten und 
Schäfer, welche, ohne eine felbfittändige Wirtbichaft —— in 
Dienſten ſtehen, ingleichen Zöglinge und Studierende, welche der 
Erziehung oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwer 
ben ducch diefen Aufenthalt, wenn derjelbe auch Jänger-als zehn 
Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. J. 

Zeitpaͤchter ſind den hler —— Individuen gleich zu achten. 


. i» 

Verheirathete Derfonen weiblichen Gefchlechts find demjenigen 

Drte zuzumeifen, welchem ihr Ehemann vermöge eines der ange- 
führten Verhaͤltniſſe zugehoͤrt. Wittwen ‚find nach ebendenfelben 
Grundfägen zu, behandeln, es wäre denn, daß während ihres Wirte 
wenſtandes eine Veränderung eingetreten fei, durch welche fie nach 
m: Nie ie der gegenwärtigen Verordnung einem’andern Orte 
ufallen. 
Auch ſoll Wittwen, ingleichen den geſchiedenen oder von ihren 
Ehemaͤnnern verlaſſenen Eheweibern die Ruͤckkehr in den Ort ihrer 
vorherigen Heimath-dann vorbehälten bleiben, wenn die Ehe inner- 
halb der erſten fünf Jahre nach deren Schliefung wieder getrennt 
worden und finderlos geblieben tft. 


5. 8. 

Ein zehn oder, mehrere Fahre dauernder Aufenthalt ſolcher Per— 

fonen , welche wegen geifliger oder fürperlicher Gebrechen bülflog 

find, und von Andern verpflegt werden, foll Fein Heimathrecht bes 

gründen; es müflen vielmehr folche Perſonen, fobald die Werpfle- 

gung, die fie geniegen, aufhört, von dem Orte, wo ſie ihre Hei— 
math vorher hatten, uͤbernomnen werden. ' 


8. 9. . ! ‘ * 
So viel uͤbrigens die in’ der eingangsangezogenen Circular- 
Verordnung vom 25. Juli 1809 enthaltenen Vorjchriften und. Be— 
flimmungen betrifft, welche weder durch die gegenmärtige Gircular- 
Berordnung noch durch die mit den benadhbarten Regierungen we⸗ 
gen wechfelfeitiger Mebernabme der Vagabunden und Ausgemiefe- 
nen abgefchloffenen Konventionen abgeändert oder aufgehoben wor—⸗ 


den find, ſo behält es bei denfelben auch Fünftig das Bewenden, . 


Gotha, den 7. Juli 1824. 
Herzogl. Sächf. Landes Negierung daf. 
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Erfter Abſchnitt. 


Einheimifche 
G e ſae tz ge bun g. 
J. 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Anlegung der 

Civil⸗Uniformen bei feierlichen Gelegenheiten, von Sei⸗ 
ten der dazu berechtigten Individuen betreffend. 


— — 


Von des Koͤnigs Majeſtaͤt iſt bemerkt worden, daß bei 
mehreren feierlichen Gelegenheiten Perſonen, welche 
Uniformen zu tragen berechtigt find, und an der Feier: 
Sichfeit Theil nehmen, in Frack erfcheinen. Allerhoͤchſt 
Diefelben Haben darauf anzuordnen geruhet, daß, da dies 
unſchicklich ſei, Beamte und Nittergutöbefiger, überhaupt 
‘alfe Diejenigen Perfonen, welche Uniform zu tragen bes 
rechtigt find, bei Öffentlichen feierlichen Gelegenheiten, und 
wenn fie vor Allerhoͤchſt Denenfelden erfcheinen, nicht an⸗ 
ders ald in den ihnen .. Uniformen fich zeigen " 
folen. 

Annalen HeftIV. 1824; Rrr 
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Dieſer Allerhoͤchſte Befehl wird der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung bekannt gemacht, um nicht nur ſelbſt ſich darnach 
zu achten, ſondern auch die in Ihrem Bezirke befindlichen 
Gutsbeſitzer, Landraͤthe, und andere zur Tragung von 
Uniformen berechtigte Beamte Ihres Reſſorts, dem gemäß 
anzumeifen. 
"Berlin, den 9. Oftober 1824. 
Minifterium des Innern. 
v. Schuckmann. 





2. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an das Praͤſidium der Koͤnigl. Regierung zu 
Merſeburg, und gleichlautend an die Koͤnigl. Regierun⸗ 
gen zu Königsberg und Danzig, daß zur Civil-Uni⸗ 
form das DffizierzPorte-&pee und die Offizier 
Kordons nicht getragen werden dürfen. 





Dem Präfidiv der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg 
wird auf die Anfrage in dem Berichte vom 30. Bi 
Monats, 


„ob feinem Civil- Beamten erlaubt fein fol, zu der 

Civil: Uniform das Offizier» Porte- Epee und die Offi⸗ 

jier= Cordon zu tragen,“ 
eröffnet, daß, da die Beſtimmung Sr. Majeftät des Koͤ⸗ 
nigs in der abjchriftlich anliegenden allerhöchften Kabis 
net8-Drdre vom 27. September diefed. Jahres ausdrückt 
lich dahin gehet, daß der Ober-Förfter, Lieutenant N.N., 
zu feiner jegigen Amts: Uniform das Offizier» Porte-&pee 
nicht tragen. dürfe, die unterzeichneten Minifterien dafür 
halten, daß dieſes Verbot Sr. Majeftät ſich auch auf afle 
ähnliche Fälle in der Civil- Verwaltung erfirecfen muß, wo 
nicht eine befondere Fmmediat: Bewilligung flatt findet. 


Es iſt daher in Ähnlichen Fällen darauf zu halten, 


} 
— 


t 
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daß überall nur das zur Amts» Uniform gehörige Porte., . 

épée und Fein andered getragen iverde. 
Berlin, den 13. November 1824. 

‚ Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 


3 
Publifandum der König. Regierung zu Gumbinnen, 
bie Reifen der Beamten mit der ordinairen Poft 
in Dienftangelegenheiten ——— 





Auf den Grund der Koͤnigl. Miniſterial⸗Verfuͤgung 
vom 17. Dezember v. J. wird denjenigen Beamten, wels 
che zu ihren Reifen in herrfchaftlichen Angelegenheiten fich 
der ordinairen Poſt bedienen müffen, bekannt gemacht, 


“ daß ihnen die Ueberfracht ihred Gepäcs außer den 10 


Pfund noch bis zum Betrage von 50 Pfund vergütet 
werden fol, und fie danach ihre Fuhrkoſten⸗ Liquidationen 


einzureichen haben. 
Gumbinnen, den 7. Januar 1825. 
König, Preuß. Regierung. 


4. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Finanz Minifteriumg an - 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die Zahlung der Ber 
foldungen an die Königl. Staatsdiener, und die von 
felbigen gu dem Penfions: Fonds, zu leiſtenden 
Beiträge betreffend. s 


— 


Durch die an das Koͤnigl. Staats-Miniſterium un⸗ 


ter dem 31. Auguſt d. J. erlaſſene allerhoͤchſte Kabinets⸗ 


Ordre, durch welche des Koͤnigs Majeſtaͤt, nach den Vor⸗ 
ſchlaͤgen der zur Unterſuchung des Staats⸗Haushalts bes 


ſtandenen Immediat⸗ Commiſſion, mehrere Maaßregeln an⸗ 
Rrr 2 
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zuordnen gernhet haben, um beſonders bei den jegigen, auf 

den Ererag der Staatd- Einnahme unguͤnſtig einwirkenden 

Zeitverhältniffen, die nöthigen Beſchraͤnkungen beiden Staats⸗ 

Ausgaben herbeizuführen, und dieſe mit den Einnahmen ins 

Gleichgewicht zu bringen, iſt zugleich Über die Arc in welcher, - 
zur Erreichung dieſes Zwecks, auch Tämmtlihe Staatd- 

Diener beitragen follen, folgendes beſtimmt worden: 

1) Die In der allerhöchften Kabinetsordre vom 29. Mai 
1814 enthaltene Beftimmung, nach welcher ein Theif 
der Staatd-Diener das Fünftel der Befoldung in 
Golde bezieht, iſt vom Jahre 17825 an, in dem 
Maaße aufgehoben, daß, fowohl bei den Civil= als 
auch bei den Militait- Stellen, für den ferneren Yes 
zug der biäherigen Goldrate 135 Prozent werden ats 
gerechnet werden. Es wird aber dem freien Willen 
des Empfängers überlaffen, ob er die Goldrate ger 
gen diefed Agio, oder mit gänzlichem Wegfall ders 
felben, feine volle Beſoldung, nach. deren Nominal⸗ 
Detrage, in Courant' erheben will. 

Die Beamten find gehalten, fich darüber gegen 
den Anfang jeden Jahres, für die Dauer deffelben, 
zu erklären. 

a) Um bei Beſchaffung des Fonds zu ben Benfionen 
für die Staatsdiener einige Erleichterung der Staats- 
Kaffe zu bewirken, fol nicht nur von den Staats⸗ 
Beamten ein mit ihrem Dienft: Einfommen im Ders 
haͤltniß flehender jährlicher Beitrag, fondern auch der 
ı2te Theil eines jeden den neu angeftellten Beamten 
bewilligten Jahrgehalts, fo wie aller Gehalts: Zulas 
gen, für den Penfiond: Fonds eingezogen werden. 
Die Erhebung diefer Beiträge gefchieht nach folgens 
den 6 Abftufungen: 

1) von einer Befoldung bis einfchließlich 400 Rthl. 

zu ı Prozent; 

2) von einer Befoldung über 400 Rthl. bis einfchließs 

lich 1000 Rthl. zu 13 Prozent; 

9) von einer Befoldung dis einfchließlih 2000 Rthl. 

der vorige Sag und vom ziveiten 1000 zu 2 Prozent; 


4) von einer Befoldung bis einſchließlich 4000 Rthl. 
die Gäge 2 und 3, und von dem was her 2000 
Rthl. Hinanfteigt, zw 3 Prozent; 


5) von einer Befoldung bis einfchlieglich 6000 Mehl, 


die Säge 2, 3 und 4, und von dem Betrage über 
4000 Rthl. zu 4 Prozent; . 
‚ 6) von einer Befoldung, die mehr ald 6000 Rthl. 
bettraͤgt, die. vorigen Säge und von. dem über 
6ooo Rthl. hinangehenden, zu 5 Prozent. 

In -diefen einzelnen Abftufangen ſelbſt werden 
die Prozent-Säge aber nur von so zu 50 Rthl. 
‚berechnet, fo daß, mas unter 50Rthl. ift, noch 
zum vorigen Gage gezogen wird, von so Rthl. 
oder darüber aber bis zum vollen Hundert, die 
Hälfte‘ des nächftfolgenden zu entrichten iſt; je— 
doch ſoll der jährliche Betrag eines folchen Beis 
trages die Summe von soo Rthl. nicht überfteigen. 

Von einem Einfommen unter 50 Rthl. finder 
gar kein Beitrag Statt. 

no Wie diefe Abzüge zu erheben find, iſt in der 
4 angefchloffenen von der Könige. General, Rontrolfe 
entworfenen Tabelle näher angegeben. j 

Indem biefe vom ı. Januar k. J. ab, in An⸗ 
wendung kommenden Beflimmungen der Königl. 
Degierung mitgetheilg werden, um folche den vor 
ihr veffortirenden Beamten befannt zu machen, und 
danach die ihr untergeordneten Behörden und Kafs 
fen zu inſtruiren, werden ihr über die Art der 


Ausführung derſelben, noch folgende nähere Vors 


fhriften gegeben: 
A, im Betreff des wegfallenden Goldtheils: 
3) die Goldtheile in Natur werden fünftig nicht mehr 


in Ausgabe geſtellt, und nicht weiter auf den Etat 
gebracht; . 


2) die nachgelaffene Befugniß, das Fünftel der Beſol⸗ 


dung in Golde gegen Vergütung eines Agio von 
235 Prozent zu empfangen, findet nur auf diejenigen 


N 


+ 
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Beamten Anwendung, welche ſchon bisher ihre Bes 
foldungen zum sten Theile in Golte bezogen haben ;- 

3) das gegen Agio zu zahlende eine Sünftel Gold darf 
nicht uͤberſchritten, auch nicht theilweife gegeben wer⸗ 
den. Jeder Beamte muß entweder fein bisheriges 
Fünftel ganz in GoJde, gegen obiges Agio, nehmen, 
oder ganz darauf Verzicht leiſten; 

4) Die Königl. Negierung hat die von ihr reſſortiren⸗ 
den zum Goldempfange berechtigten Beamten aufzu⸗ 
fordern, fofort ihre Erklärungen abzugeben: ob fie 
für das fünftige Jahr ihren Gold = Antheil gegen jes 
nes Agio empfangen wollen, Eine detaillirte Nach» 
meifung derjenigen Beamten, welche fich dafür ers 
klaͤren, in welcher der Gold: Antheil eines jeden mit 
dem dafür zw entrichtenden Agio auszuwerfen ift, 
wird von der Könige. Regierung vollzogen, der zah⸗ 
fenden Kaffe noch vor dem ı. Januar 1825 zuges 
fertigt, Künftig muß diefe Zufertigung ſchon im Dos 
nat November jeden Jahres gefchehen, damit die 
Kaffe ihren Goldbedarf und den ihr danach verbleis 
benden Gold-Ueberſchuß zeitig Überfehen kann; 

5) Die von der Koͤnigl. Regierung nicht reſſortirenden, 
jedoch aus deren Haupt-Kaſſe Beſoldungen oder Bes 
foldungs = Zufchüffe beziehenden Behörden, deren Ber 
amte ebenfalls zum Goldantheile bisher berechtigt 
geweſen find, namentlich die Ober: Landed= Gerichte, 
Landes - Fnquifitoriate, General» Commiffionen zur Re⸗ 
gulirung der gutäherrlichen und bäuerlichen Verhaͤlt⸗ 

niſſe, werden ähnliche Nachweifungen einfordern, und 

der Könige. Negierung wmittheilen, um ihre Haupt⸗ 
Kaffe zur Zahlung von Gold = Antheilen und zur Eins 
ziehung des Agio danach anweiſen zu können; 

6) wegen der- Gold. Antheile bei den Militair-Beſol⸗ 
dungen, wird Seitens der General: Militair > Kaffe, 
der Negierungs Haupt= Kaffe das Nöthige zugehen; 

7) das auf diefe Art von den gezahlten Gold-Anthei— 
fen aufkommende Agio, wird mit den erwähnten 
Nachmeifungen belegt, an die Generale Staats, Kaffe 


971 
abgeliefert, und als Agio für verwechfelted Gold be= 
‚fonderd deklarirt. Die Nachweifungen dürfen nur 
‘bei der Ablieferung des Agio für das erfie Quartal 
jeden Jahres der General: Staats » Kaffe mitgetheilt 
werden; bei den Ablieferungen für die folgenden 3 
Quartale find uur die etwa eingetretenen Veraͤnde— 
rungen, welche blos durch den Abgang von Beanis 
ten entſtehen Fönnen, zu bemerken. 

B. In Betreff der Beiträge zum Venfions⸗ 

Fonds. 

1) Der Penſions⸗ Beitrag trifft nicht bloß die fixirten 
Befoldungen, fondern das gefammte Einkommen der 
Beamten, folglich auch 

die Tantiemen, 

Die Miethö- Beträge für Dienft- Quartiere, wenn 
ſolche bei Gewährung des Normal⸗-Gehalts zur 
Anrechnung kommen, und 

alle Neben; Einnahmen,- welche die Offizianten als 
Staats: Diener beziehen. 

Dagegen aber find die Bürean » Koſten, Equipar 
gens Gelder, Pferde - Unterhaltungs, Koften und ders 
gleichen, da fie nur ald DVergeltung für baare Muss 
gaben gewährt werden, davon befreit. | 

In Betreff der Tantiemen werden die dafür aus⸗ 

. gefegten Etatd- Beträge bei der Berechnung ange⸗ 
nommen. Bleibt das wirflihe Einfommen der Ber 
amten gegen den Etat zurücd; fo koͤnnen diefe die 
zuviel im Abzug gebrachten Deträge nach dem Ab» 
lauf des Jahres reflamiren. 

Detragen fie mehr, fo wird der Abzug von dem 

wirklichen Auffommen grundſaͤtzlich berichtigt, beträgt 
der Unterfchied jedoch nur Zehn Prozent mehr oder 
weniger gegen das etatömäßige Einkommen, fo hat 
ed bei dem Penfions, Abzug, wie folches der Etat 
beftimmt, Iediglich fein Beinenden. — 

Dei den Galarien » Kaffen » Nendanten dee Pros 
sinzial: Ober s Gerichte wird der Beitrag nicht von. 
der evincirten, fondern von der im Etat ausgeſetzten 


‘ 
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Gehalts⸗ und Tantieme- Summe gerechnet; eine 
Beflimmung, die auf alle Dffizianten, denen ein be⸗ 
ſtimmtes Einfommen durch Tantieme evincirt wird, 
Anwendung findet. 

2) Jede Kaffe, weiche Befoldungen zu zahlen hat, bes 
hält den Penfiond: Beitrag zurück. Zur Vermeidung 
der: Gegen: Quittungen aber werden fämmtliche Bes 
foldungs= Empfänger über den ganzen Beſoldungs⸗ 
Betrag, mit Einfchluß der. Penfions: Beiträge, zw 
quittirkn haben. Die Aunittungen werden alfo z. B. 

lauten: 

15 Rthl. durch Beitrag zum Penſions-Fonds 

985 baar 

1000 Rthl. zuſammen, habe ih an Beſoldung für dem 

Zeitraum vom — bi8 — aus der x. Kaffe 

richtig erhalten. \ i 

3) Es iſt beabfichtet, die fämmtlichen Penſions-Bei⸗ 
träge an die. General+Staatd: Kaffe abliefern, und 
bei derfelben unter einem befondern Titel vereinnah⸗ 
men zu laffen, damit dort ihr Geſammtbetrag über: 
fehen werden kann. Dieſe Ablieferung ſoll jedoch 
nur in der Art, wie die Ablieferung der Ueberſchuͤſſe, 
gefchehen ; fo daß die Spezial: Kaffen diefe Beiträge 
an die Haupt-FKaffen und diefe folche, mit den bei 
denfelben auffommenden zufammengefaßt, an die Ge⸗ 
neral- Staatd- Kaffe abliefern, und funmarifch. als 
Penfiong = Beiträge declariren. Es follen daher auch 
in den Befolduigs: Etats aller und jeder Kaffen diefe 

Beiträge befonderd nachgemwiefen werden. . Diefers 
halb, fo wie überhaupt wegen der hiernach bei den 
Etats zu beobachtenden Form, fol die Könige. Res 
gierung binnen Kurzem inftrwirt werden. Für jetzt 
kommt ed nur daranf an, fämmtliche Kaffen, welche 
Befoldungen zahlen, wegen Einziehung dieſer Bei⸗ 

- träge und dahin zu infirniren, daß fie in ihren Buͤ⸗ 
bern die DBefoldungen vol verausgaben, die Bei— 
gräge von benfelben in eine befondere Kolonne aus⸗ 
werfen, und, wie vorgedacht, abliefern; 


4) Der Beitrag des ıztem Theils des Jahrgehalts der 
neu angeffellten Beamten und von den Gehalts: Zu, 
lagen, wird in ähnlicher Art von jeder zahlenden 
Kaffe bei der erſten Verausgabung der Befoldung 
‚oder der Zulage, machgemiefen, und an bie Haupt⸗ 
und Generals Kafle abgeliefert. i 

Uebrigens gelten diefe Beftimmungen anch fuͤr 
die. Grenz⸗Gensd'armerie. 
Die Penſions-Beitraͤge derſelben ſind in den 
Loͤhnungs⸗Berechnungen auszuwerfen, .und®der Ges | 

. wveral⸗ SGtaats⸗ Kaſſe zu uͤberweiſen. 

AAuch auf Wartegeld⸗Empfaͤnger, die in dem Ges 
nuß ihrer ganzen fräheren Befoldung geblieben find, 

. finden fie Anwendung. 

Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach ſoloer das 

** zu verfuͤgen. 

Berlin, den 12. November 1824. 
Finanz Miniſterium. 
von Klemwig. 
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Juͤhrlicher 


Höhe der Beſoldung. Schalte. Ybzug. 
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Höhe det Beſoldung. Geyalt8:Abzug. 
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Kuͤhrlicher 
Höhe der Beſoldung. Gehalts⸗Abzug. 
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Ss we ni - u. ar mWesch 

Refeript der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 

Binanzen an die Königl. Regierung zu Potsdam, die 
Abzüge für den Penfions-Fonds von Mebeneins 

fünften aus Kommunal Kaffen. betreffend. 4 


—— 


Der Königl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vomn 
14. d. M. eröffnet, daß von Nebeneinkünften. an Gehät- 
stern, oder Tantiemen aus Communals oder Inſtituten⸗ 
Kaflen, Abzüge für den Penfiond- Fondg überall nicht ſtatt 
finden, weil rhckfichtlich folcher Nebeneinnahmen der Staats» 
Beamten auch Feine Penſions-Zuſchuͤſſe aus der Staats; 
Kaffe in Anfprüch genommen werden können. ’ 

Berlin, den 24. December 1824. ‘ 

Minifterium ded Innern, Miniſterium der Finanzen, 
v. Shudmanı. . :. m Kle wie 
. — — —— r, f . r = * t 
— 6. | 
Publifandum der Königl.. Regierung zu Frankfurt — 
d. D., bie Befreiung ber. Geiſtlichen und Schullehrer, 
fo wie der Kreis-Medizinal-⸗Beamten, von den 
" Denfiongs Beiträgen betreffend. 

Höherer Beſtimmung zufolge folen vorläufig die 
Geiſtlichen und Schufehrer, fo. wie die Kreis: Mebdizinals 
Beamten von den. in. der Bekanntmachung vom 23. 9, 
M. (Amtsblatt ©. 362 und 363) beſtimmten Penfionss 
Beiträgen frei gelaffen werden, da diefen Beamten nach 
dem, binfichtlich der Penfions- Abzüge, vorläufig zum, nz 
halte dienenden Entwurfe zum Penſions⸗ Reglement, keine . 
Anfprüche an den, Eivil- Penfionsfond zugeffanden werden.’ 

Dies dient zur Nachricht nicht nur für die intereffi- 
renden Beamten, fondern auch für ‚Diejenigen Spezial 
Kaffen, welche für Nechnung der Reglerungs⸗Haupt-Kaſſe, 

‚oder der Inſtituten- und Kommunal⸗Kaſſe Gehalts;ah: 
einnalen HeftIV. 1824. Sss 


® 


oda 
fungen an Geiftliche und Schuffehrer, oder an Krebs Mes 
dizinal» Beamte zu leiſten haben, 
Frankfurt a. d. D., den 22. Dezember 1824. 
Koͤniel. Regierung. 





‘ 7. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Aachen, (und abſchriftlich an die 
uͤbrigen Koͤnigl. Rheiniſchen Regierungen) das Verbot 
betreffend, nach welchem Beamte von einer unter ihrer 
Verwaltung oder Auffi icht ſtehenden Anftalt Feine 
Grundftüfe kaufen follen. 


— 


In Erwiederung anf die von der Koͤnigl. Negierung 
mittelft Berichte vorn 21. v. M. gemachte Anfrage: ob 
und wie weit bei öffentlichen Verkäufen von Communals 
Grundftäcken der Artikel 175. des franzöfifchen Strafges 
fegbuches auf Negierungs, Beamte für anwendbar zu er: 
achten fei? kann das Miniierium Diefefde nur auf die 
in der Verfügung vom 28. Februar vorigen Jahres *) aus 
gefprochenen Grundfäge zuruͤckweiſen. . 

Ob die Gerichte, wenn eine —— gegen den 
erwaͤhnten Artikel bei ihnen zur Sprache kommt, auf die 
darin feſtgeſetzte Strafe erkennen moͤgen, muß ihnen uͤber⸗ 
laſſen bleiben. Gewiß iſt es aber, daß bei dem noch fort⸗ 
beſtehenden entſchiedenen Einfluffe der Verwaltungs-Be⸗ 
hoͤrden auf die Communal⸗-Verwaltung auch“ das ſehr 
zweckmaͤßige Verbot, nach welchem ein Verwaltungs-Be— 
amter, den unter ſeiner Verwaltung ſtehenden Angelegen⸗ 
heiten in Hinſicht ſeines perſoͤnlichen Intereſſe gaͤnzlich 
fremd bleiben muß, als ein weſentlicher und nothwendiger 
Theil der Verwaltungs. Ordhung noch“ fortbeſtehet. Die 
Königl. Regierung hat daher diefes Verbot dieciplinariſch 
aufrecht zu erhalten, demgemaͤß Ihre Unterbehoͤrden an: 


) Jahrgang 1823, 1ſtes Heft, ©. 11. 
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zuweiſen, und den Verkaͤufen, bei’ welchen Regierungs⸗ 
Beamte ein perſoͤnliches Intereſſe genommen haben, Ihre 
Beſtaͤtigung zu verſagen, auch diesfaͤllige Ordnungswidrig⸗ 
keiten nach Befinden durch Ordnungs-Strafen zu rugen. 
Berlin, den 30. October 1824. 
Miniſterium des Junern. er Abtheilung. 
Koͤhler. 

Abſchrift hierdon den Koͤnigl. Regiernogen zu Coblenz, 
Trier, Duͤſſeldorf und Coͤlln zur Nachricht und — 
tung. 

Berlin, den 30. Dftober 1824. 

Minifterium des Innern. Erſte — 
Mal en Köhler. 





F ER " 
Reſcript der Königl, Minifkerien. des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Cölln (und abs 
fohriftlich ‚an. ſaͤmmtliche übrige -Königl. Regierungen) 
bie fisfalifchen Unterfuchungen gegen Beamte, und 
beren Amts» Suspenfion betreffend. 





Unter . fiscalifchen Unterfuchungen im Sinne der als 
Verhöchften Kabinet3. Drdre vom 3. Auguft diefe® Jahres 
find, wie der Königl. Regierung zur Befcheidung auf Ihre 
Aufrage in dem Berichte vom 25. vorigen Mondtd ers 
oͤffuet wird, ausſchließlich gerichtliche mir Einfchluß der 
wegen Dienft » Bergehungen einzuleitenden Criminal 
Unterfuchungen wider öffentliche Beamte zu verftehen. 
Auf außergerichtliche, alfo disciplinarifche Unterfus 
chungen findet die Vorſchrift der gedachten Haktarıbs Dr: 
die feine Anwendung. 

Da in der letzteren Feine Abandernde Sekt wes 

gen der AmtsrSuspenfionen enthalten ift, ſo behaͤlt es 

in diefer Beziehung bei den befiehenden Vorſchriften ſein 

Dewenden. 

Um aber derleichen Uebelſtaͤnden, als die Konigl. 
Sss 2 
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Regierung bei. diefen Punkten unter Umftänden beſorgen 
zu müffen glaube, vorzubeugen, bleibet Ihr überlaffen, 
in zweifelhaft erfcheinenden Faͤllen mit Einfendung der 
Akten über die Lage der Sache zu berichten, bevor fie die 
Amtss Suspenfion verfüget,: um die Einleitung einer ge⸗ 
richtlichen: Unterfuchung in. Antrag zu bringen : 

Bon ‚folhen ſtatt gefundenen Suspenſionen, welche 
‚einer‘ bloß disciplinarifehen Unterfuchung vorher ‚gehen, er⸗ 
warten. “die unterzeichneten Minifterien jedesmal eine Ans 
zeige, woraus die Motive der Amts⸗ Suspenſi on zu er⸗ 
ſehen ſind. J 

Berlin, den 12. Nonember 1824 ( 

Miniſterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 


Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen. 
Berlin, den 12. November 1824. 
Miniſterium des Innern, Minifterinm der Finanzen. 
v9, Shufmann. v. Klewitz. 





9. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen zu Potsdam, Frankfurt, Königsberg, 
Gumbinnen, Marienwerder, Stettin, Coͤslin, Poſen, 
Bromberg und Magdeburg, die Aufnahme öffentlicher 
Bekanntmachungen in die Regierungs-Amtsblaͤtter und 
deren Anzeiger gegen Snfertions» Gebühren bes . 
treffend, 


ini 


Nach einer gegenwärtig mit dem Königl. Generals 
Poſt⸗Amte getroffenen. Uebereinfunft fol das in der als 
kerhöchften Kabinetd:Drdre vom 3. Mai d. J. *) ausges 
forochene ‚Verbot ‚der Aufnahme von Kaufe, Verkaufs⸗, 


„2. Sahrg.:1804, 2tes Heft, S. 327. 


985: 
Mieths-, u. f. w. Anzeigen in: Zeitfchriften, für jest und 
mit Vorbehalt der . diesfälligen Rechte des Intelligenz⸗ 
Weſens, auf die Negierungs- Amtshlätter und die damit 
verbundenen Öffentlichen Anzeiger nicht ausgedehnt werden. 
Die Königl. Regierung wird hievon in Kenntnif ge 
fegt, und koͤnnen alfo Ihre Amtöblätter oder deren Ans 
zeiger einftweilen in dem Maaße, wie ed biöher fchon ges 
fchehen iſt, Befanntmahungen gegen Infertions; Gebühren 
ohne gleichzeitige zwangsmweife Einruͤckung folcher Bekannt⸗ 
machung in. ein oder das andere Intelligenz» Blattt aufs 
nehmen. 
Berlin, den 1. Oktober 1824. 
— des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 





10. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Erfurt, Merſeburg und 
Muͤnſter *), diefelbe Angelegenheit. betreffend. 


— 


Der Koͤnigl. Negierung wird hierdurch bekannt ges 
macht, daß nach einer mit dem Königl. General: Pofts 
Amte getroffenen Webereinfunfe daß in der alterhöchften 
Kabinet3-Drdre vom 3.Mai d. J. ausgefprochene Vers 
hot der Aufnahme von Kaufs-, Verkaufs, Mierdd-, u. 
ſ. w. Anzeigen, auf Ihre Amtsblätter and namentlich 
deren Anzeiger nicht auszudehnen ifl. 

Berlin, den 1. Oktober 1824. 

Winiſterium ded Innern. Erfte Abtheilung, 
Köhler. 


9) In ähnlicher Art auch unterm 15, Det. 1824, an die Königk 
Regierung zu Minden. 


J 
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11, 


Heferlie 1 des Königl. Minifteriums des Rt an die 
König. Regierung zu Merfeburg, die Hffentlihen Be⸗ 
fanntmachungen in Intelligenz⸗ und Wochen 
Blättern ꝛc. betreffeud. 


— 


Die Koͤnigl. Negierung wird hinfichtlich Ihrer neners 
fich wiederholten Anfragen Aber die Ausdehnung der wegen 
des Intelligenz⸗Weſens ergangenen Allerhoͤchſten Kabinets- 
Drdre vom 3. Mai d. J. auf die vormald Saͤchſiſchen 
Landescheile Ihres Bezirks, nunmehr dahin befchieden, 
daß, fo wie die rechtliche Wirkung derjenigen Verfuͤgun⸗ 
gen, welche eine allgemeine Bekanntmachung erfordern, 
von der Infertion in die Intelligenz» Blätter der Provinz, 
auf den Grund der früheren und durch die dort zur voͤl⸗ 
ligen Ausführung gelangte Verordnung vom 28. März 
1811 beſtaͤtigten Borfchriften abhängig, eben fo auch die Guͤl⸗ 
tigkeit der betreffenden und dahin gewiefenen Anzeigen an das 
zu Naumburg .erfcheinende Intelligenz⸗Blatt, deffen Ue⸗ 
berfchäffe dem Potsdamſchen Militairs Waifenhaufe zuflie 
Ben, gebunden ift, eben deshalb auch darauf die Eingangs 
erwähnte, theild erläuternde, theild eripeiternde allerhoͤch⸗ 
ſte Kabinet$-Drdre vom 3. Mai d. J. angewendet wer⸗ 
den koͤnne. 

Es hat jedoch neuerlich, bei vorgekommenen Faͤllen 
das Koͤnigl. General⸗Poſt-Amt ſelbſt ſich geaͤußert, daß 
die ausſchließliche Berechtigung des Intelligenz : Weſens 
nicht auf ſolche Bekanntmachungen, welche ein blos oͤrt⸗ 
liches Intereſſe haben, zu beziehen ſei, vielmehr deren 
Aufnahme in die qn einzelnen Orten erfepeinenden Wo⸗ 
chen⸗-Blaͤtter, ohne weitere Abgabe an das Intelligenz⸗ 
Comtoir geſchehen möge; und ed wird dieſes daher der 
Koͤnigl. Regierung zugleich bekannt gemacht, um dem ge⸗ 
maͤß zu verfahren. 

Berlin, den 12. November 1824. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 


* 
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12. 
Reſeript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Breslau, den Beſizz bes eifernen 
Kreuges während ber Erleidung von Correftiongs 
Seafen kn 
Das Mefeript vom 4. Jamar 1819, welches bie 
Koͤnigl. Regierung bei der Anfrage, 
ob Inhaber des eiſernen Kreutzes ind Correctionshaus 
gebracht werden koͤnnen? 
in Ihrem Berichte vom 20. d. M. allegirt hat, iſt hier 


nicht befannt. Indeſſen fcheint dieſe Anfrage durch die 


Kabinetö-Drdre vom ı2. Mai 1822, ©. 174 ber Ge 


fesfammlung, Erledigung zu finden, Es dürfte demnach 


der Befig des eifernen Kreußed Yon der Einfperrung in 
ein Eorrectionshans in dem gefeglihen Falle nicht libes 
.riren, fondern nur das Tragen. beffelben während der 
Dauer der Einfperrung zu fuspendiren fein. 

Berlin, den 31. December 1824. 

- Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 

. - Köhler. 





13: 

Publifandum der Königl. General-Direftion der All 

gemeinen Witten + Verpflegungs » Anftalt, die Zahlung 
> ebsflänbiger Wittwen⸗ Penſionen betreffend. 


— — 


In Verfolg unſerer Bekanntmachung vom 8. Iuli 


d. J. benachrichtigen wir diejenigen Wittwen und reſpek⸗ 
tive deren Erben oder Zeſſionarien, welche noch VPenſions⸗ 
Ruͤckſtaͤnde fuͤr den 1. April 1814 von und zu fordern 


haben, daß die Zahlung dieſer Reſte nunmehr in dem 


Zeitraume vom 1. bis 25. Februgr kuͤnftigen Jahres, und 
zwar mit einem Agio von zehn Prozent in Preußiſchem 
Courant Statt finden wird. 


en 
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Es haben baher die berechtigten Empfänger ihre vor⸗ 
fchriftsmäßigen ‚und gehörig beglaubigten Quittungen, wor⸗ 
in der eigentliche Penfionsbetrag in Golde, mit der dafür 
einfchließlich der 10 Prozent Agio gezahlten Courantſum⸗ 
me ausgedrückt fein muß, während der beftimmten Zeit, 
in den gewöhnlichen Vormittagsftunden, jedoch mit Aus⸗ 
fhluß der Mittwoche und Sonnabende, bei unferer hieſi⸗ 
gen Generals Kaffe präfentiren zu laſſen, um dagegen die 
Zahlung zu erhalten. Wer in diefer Zeit behindert iſt, 
fann auch in der legten Woche ded Aprilmonatd, und 
zwap in den Tagen vom 25. bis 29., anderweit ſich melden. 

Die in den Provinzen wohnenden Wittwen koͤnnen 
bie Zahlung auch reſp. bei den Haupt-Inſtituten-Kaſſen, 
oder bei den im den verfchiedenen Provinzialftädten anges 
ſtellten Kommiffarien, in fofern fie von felbigen die laws 
fenden Penfionen gewöhnlich ausgezahlt erhalten, erheben. 

Wenn von einer berechtigten Wittwe felbft fchon frils 
der über dem’ jegt zahlbaren Ruͤckſtand eine auf Gold laws 
tende Quittung ausgeftellt, und die Wittwe noch am Les 
ben ift, fo braucht unter diefer Quittung von iht nur 
bemerkt zu werden, daß die Zahlung in Courant mit 10 
Prozent Agio angenommen ſei. Jedoch muß auch ihre 
eigenhändige Unterfchrift diefes Wermerfs von einem Be 
amten, welcher eim Öffentliches Siegel führt, befcheinigt 
werden, 

Iſt aber das Recht zum Empfange ded Penfiont 
Ruͤckſtandes, durch Erbfehaft, Zeffion oder fonft, bereits 
auf einen Dritten übergegangen, fo muß Leßterer, wenn 
dies nicht fchon früher gefchehen ift, ſich noch vor Eintritt 
der Zahlungszeit ald rechtmäßiger Erwerber ded Ruͤckſtan⸗ 
des volftändig bei und Jegitimiren, und fodann eine bes 
fondere, vorfchriftsmäßig verfaßte und beglaubigte Quit⸗ 
tung auf dem gefeglichen Stempelbogen ausſtellen. 

Da Übrigens nunmehr fämmtliche Penfionsrücktände 
aus den Jahren 1812, 1813 und 1814 zur Zahlung 
gefommen find, fo haben diejenigen Wittwen oder deren 
Erben, melden etwa noch Forderungen aus ı812 und 
3813 aufleben, ſich wegen der Erhebung baldigft, mit 
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Einreichung gehöriger Auittungen und refp. Legitimations⸗ 
Atteſte, zu melden. 
Berlin, den 3. December 1824. 
Beneral» Direktion der Königl. Preuß. Allgemeinen 
Wittiwen » Verpflegunsanftalt. 
Buͤſching. v. Bredow. 


I. 
Vethaͤltniſſe zu auswärtigen Staaten, 


14. 

ER bes König. Ober Präfiviums des Großs 

herzogthums Pofen, die auf Gütern im Königreiche 
Polen hypothezirten Kapitalien betreffend. 





Durh meine Bekanntmachung vom 22. September 
d. I. Habe ich diejenigen dieffeitigen Gläubiger, welche hy⸗ 
pothezirte Kapitalien auf Gütern im Königreich Polen zu 
ſtehen, und davon Zinfen » Nückftände bi8 Weihnachten 1815 
zu fordern haben, auf den inhalt ded Artikels III, der 
additionellen Artikel zu dem Vertrage vom 30, März ıgı5, 
welcher die Bayonner Konvention vom 10. Mai 1808 
annullirt, aufmerffam gemacht, und ihnen anheim geftellt, 
mir ihre Schuldner namhaft zu machen, und den ‘Betrag 
des Kapitals, fo wie der. Zinfenräcftände anzugeben. 

Sn Folge diefer Beknnntmachung haben fih auch 
einige dieffeitige Intereſſenten mit..dergleichen Anfprüchen 
bei mir gemeldet, und ich habe das Königl. Preuß, Ger 
neral: Confulat zu Warſchau davon unterrichtet. 

Daſſelbe it Höhern Orts beauftragte worden, Die 
diesfälligen, bereits zu feiner Kenntniß gebrachten oder 
ferner an. daffelbe gelangenden Forderungen der dortigen 
Eentral: Liquidationd- Kommiffion zur einfiweiligen Kennt⸗ 
nißnahme und Notirung anzuzeigen; es erfordert aber 
auch das eigene Intereſſe der dieſſeitigen Glaͤubiger, daß 


fie: die beabſichtigten Arrefifchläge durch gehörig bevoll⸗ 
mächtigte Mandatarien in Warfchau bei der dortigen Lanz 
desbehörde ertrahiren, weil das Königl. General, Konfus 
lat dafeldft mit biesfälligen- Aufträgen nicht chargirt wer⸗ 
den fann. . 

Sch überlaffe daher jedem bieffeitigen Gläubiger, ne 
ben der Anmeldung bei mir, feine Gerechtfame auf dem 
bezeichneten Wege wahrnehmen zu laffen. 

Pofen den 14. December 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Ober-Präfident des Großperzogthums 
Pofen. 
v. Zerboni di Spofetti. 





III, 
Staatd » Einfünfte 
A, 
Finanz: Verwaltung im Allgemeinen. 
15. 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Potsdam, bie 
im Hypothekenbuche zu vermerfende Ritterguts⸗Eigen⸗ 


fhaft der mit diefer Qualität veräußerten Domai⸗ 
nen» Güter betreffend. 





Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 5. Aus 
guft d. X. wird Derfelben Abfchrirt des von dem Herrn 
SuftizeMinifter dem Kammergerichte unterm 25. v. M. 
ertheilten Befcheides, j 
-die im Hypothekenbuche zu vermerfende Ritterguts-Ei⸗ 
genfehaft der mit diefer Qualität veräußerten Domai- 
nen « Güter betreffend, 

hierbei (sub. lit, a.) nachrichtlich mitgetheilet. 

Berlin, den 4. November 1824. 

Minifterinm des Innern. Miniflerium der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 


99. 
a. 


Auf Veranlaſſung des abſchriftlich anliegenden Schrei⸗ 
bens der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der Finan- 
zen vom 31. Auguſt dieſes Jahres, 

betreffend die zwiſchen dem Koͤnigl. Kammergerichte und 

der Regierung zu Potsdam obwaltende Differenz uͤber 
die im Hypothekenbuche zu vermerkende Ritterguts-Ei—⸗ 
genſchaft der mit dieſer Qualität veraͤußerten Domai— 
nen⸗Guͤter, 
wird dem Collegio Folgendes eroͤffnet. 

In der Inſtruction für die Regierungen aber die 
Veraͤußerung und Benutzung der Domainen, vom 25. 
Oktober 1810 — die, in fo weit als ſie nicht ausdruͤck⸗ 
lich in einzelnen Punkten modifijitet worden, fo wie ſol⸗ 
ches durch die in die Geſetz Sammlung aufgenommenen 
alterhöchften Kabinets » Drdred vom 9. Januar und zo. 
Februar 1812 gefchehen, fortdauernd als die Norm ans 
zufehen, nach welcher bei Veräußerung ber Domainen zu 
verfahren — ift allerdings $. 29. feſtgeſetzt: 

„In der Regel find den Contrahenten folgende Bedin⸗ 

gungen zum. Grunde zu legen: 

a) die Käufer erhalten das volle unbefchränfte Eigen⸗ 
thum, die Erbpächter das vollftändige Nugungsrecht, 
und diefe, nach Ablöfung des Kanons, ebenfalls das 
volle Eigenthum. Beide treten in Anſehung der 
ftändifchen als auch der übrigen, in ihren Contrafs 
ten nicht anderd beſtimmten DVerhältniffe in die Kas 
thegorie der Ritterguts-Beſitzer.“ 

Es kann alfo fein Bedenken haben, die Finanz - Bes 
hörden, auch ohne befondere Autorifation in den einzelnen 
Fällen, zu DBeräußerungen von Domainen mit der Nits 
tergutd » Eigenfchaft für legitimiret anzunehmen, befonders 
da in dem anliegenden Schreiben der Herr Minifter des 
Innern ſich ganz übereinftimmend mit dem Herrn Minis 
fier der Finanzen äußert, auch wohl anzunehmen, daß 
durch die Veräußerung ganzer Domainen, für fich beftes 
bender Vorwerke derfelben, oder auch eines erſt abgetrenn« 
ten Theils derfelben, mit der Nittergutds Qualität dem 
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verfauften Gegenftande Feine neuen Nechte beigelegt wor⸗ 
‚den, und das Gericht, welches das Hypotheken⸗Buch über 
das veräußerte Gut führet, die, demfelben beigelegte Qua⸗ 
lität, wenn auch wirklich in Anſehung derfelben Zweifel 
noc eintreten Fönnten, nicht zu vertreten hat. 

In Anfehung des Parronat: Rechtd und der Patri- 
monials Surisdiction hat eg, mie es fih von felbft ver 
fteht, bei den Beſtimmungen der oben erwähnten Kabinetds 
Drdred von 1812 das Verbleiben. 

Derlin, den 25. Dctober 1824. 

Der Zufliz- Minifter 
2. Kircheiſen. 


An 
das Kbnigl. Kammergericht 
hier. 





16. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die Ab⸗ 
loͤſung ber Domanial⸗Renten betreffend. 


Bei dem guͤnſtigen Erfolge, den die in den Provin⸗ 

zen auf dem linken Rheinufer unter erleichternden Bedin—⸗ 

gungen nachgelaſſene Abloͤſung der kleinen Domanial Ren⸗ 

ten bereitd gehabt hat, und um den Zweck der Dereinfas 

hung der Adminiftration noch volfländiger zu erreichen, fo 

wie zur Herftellung einer völligen Gleichförmigfeit zwifchen 

ſaͤmmtlichen Fändertheilen der Monarchie, haben des Koͤ⸗ 

nigs Majeſtaͤt mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗Ordre vom 
30. November v. J. zu beſtimmen geruht, 

1) daß nunmehr auch auf dem rechten Rheinufer, mits 

hin in dem ganzen Umfange der Monarchie, alfe 

Eleine Domanial⸗Renten bis zum Jahres-Betrage 

von Einem Thaler einfchließlich, in Gelde oder, Gel: 

deswerth, nicht weniger die einzelnen Grofchen und 

Pfennige, welche von einzelnen Kontriduenten über 

volle Thaler an die Domaine zu entrichten find, zum 

funfzehnfachen Betrage oder zu Sechs 3 Prozent abs 
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geloͤſt werden koͤnnen, jedoch, wie ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, mit Ausnahme derjenigen Faͤlle, wo bei ein⸗ 
zelnen Domainen eine Beſchraͤnkung der fiskaliſchen 
Dispoſition durch Vertraͤge oder ſonſtige Rechtstitel 
dieſer Maaßregel entgegen ſteht; 

daß bei der Abloͤſung der Natural-Renten in allen 
denjenigen Fällen, wo: folche zum funfzehnfachen Be⸗ 

trage gefchehen kann, während der noͤchſten Drei Jahre 
die Naturalien nur: zu: zwei Drittheilen der Durchs 
ſchnitts⸗Preiſe der Aegten vierzehn Jahre, nach Abs 
zug der zwei theuerften und zwei wohlfeilſten, Anger 

‚Schlagen. werden können. 

Indem wir ‚diefe Allerhoͤchſte Beſtimmung — zur 
oͤffentlichen Kenntniß bringen, machen wir zugleich auch 
diejenigen ferneren Grundſaͤtze, welche fuͤr die Abloͤſung 
der Domanial⸗Renten in unferem Verwaltungs s Bezirk 
feſtſtehen, bekannt, 

1) Ale feit den Jahren 1835 durch freiwilliges Aner⸗ 
kenntniß der Debenten wieder fluͤſſig gewordene, fruͤ⸗ 
her, verdunkelt geweſene Domanials Renten von je⸗ 

denm Betrage ohne Beſchraͤnkung einer Summe, koͤn⸗ 

nen Seitens der Pflichtigen unter den in der vor⸗ 
allegirten Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre für die Ab⸗ 
loͤſung der kleinen Domanial-Renten bewilligten ers 
leichternden Bedingungen ebenfalls abgeloͤſet werden; 
dieſe Beguͤnſtigung hoͤrt jedoch mit Ende dieſes Jah⸗ 
red auf, und ſollen alsdann alle noch nicht abgeloö⸗— 
ſeten Praͤſtationen dieſer Art an dritte Perſonen oder 
eventuell Gemeindeweiſe oͤffentlich verkauft werden. 

2) Ruͤckſichtlich derjenigen, ſtets in Hebung geweſenen 
Domanial- Renten, welche den Jahres⸗Betrag von 
einem Thaler überfleigen, behält es indeffen bei den 
Beſtimmungen des franzöfifchen Gefeged vom 29 
December 1790. und ded Gefeged vom 25. Septems 
ber 1820, betreffend die gutsherrlichen und bäuerlis 

chen Verbäftniffe in den vormals zum Großherzog⸗ 

thum Berg ic. 1, gehörenden Ländertheilen, fein Bea 
wenden. Hiernach wird dieſſeits des Rheins das Abs 
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oͤſungs⸗Kapital einer Geldrente durch die 20malige 
und jenes einer Natura: Präftation durch die 25 
malige Umlage des jährlichen reinen Ertrags ermits 
— telt, und auf den jenfeitigen Rheinufer gefchieht die 
Abloͤſung durch "Bezahlung des 25fachen Betrags 
einer jaͤhrlichen Leiſtung. 
3) Der bei der Berechnung des Loͤſeſchillings, zum 
Grunde zu legende Betrag iſt, bei den Geldrenten, 
die von den Pflichtigen an die. Domainen⸗Rentei— 
Maſſen jaͤhrlich abzufuͤhrende Abgabe; beſteht jedoch 
die Rente theilweiſe oder ganz in Getreide oder ſon⸗ 
ſtigen Naturalien, ſo muß dieſelbe vorerſt in eine 
Geldrente verwandelt werden, und iſt ſolches in fol⸗ 
gender Art zu bewirken: das Getreide muß nach den 
Durchſchnitts⸗Preiſen der vorhergehenden legten vier; 
-zehn Fahre mit Weglaffung der beiden theuerſten und 
mwohlfeilften Jahre berechnet werden; für das Fahr 
1825 müffen demnach: die DurchfchnittszPreife der 
Jahre 1811 bis 1824 in Anwendung kommen. 
Pro Malter koͤlniſch. 
BRUT Er are, Waigen. Noggen. :Gerfte. : Hafer. 
Diefelben betragen . . ee 1: 7 zn re * 7 = 'g * 


und im beguͤnſtigten Falle J 
nachAbzug eines Drittheils 2 1 74 173 1 75 „_22 10 
SER Ar aljo nv 4 3 2 3 45 2 1111 45 9 


Fuͤr die nicht in Koͤrnern beftehenden Naturalien oder 
die fogenannten ſchmalen Paͤchte, find diejenigen: Preiſe 
anzunehmen, welche entweder. bisher obfervanzmäßtg gewe⸗ 
fen oder bei dem legten: Faͤlligkeits Termih der’ Rente zur 
Ermittelung des Geſdwerths derfelben angewandt worden 
find; da diefe Preife bereits Außerft mäßig find, und den 
wirklichen felten gleichfommen werden, fo dürfen folche in 
feinem Falle einen Abzug -erfeiden. nu 2. 
4)·Von dem auf vorfiehende Weife ermittelten. jährlis 
hen BruttosErtrage wird ſowohl auf dieffeitigem 

: als auf jenſeitigem "Nheinufer ; alfo im ganzen Um⸗ 

fange: /unferes Verwaltungsr Bezirks; ein Zünftel für 

Grundſteuer, Entſchaͤbigung in Abzug gebracht, und 
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dad Residuum wird demnach bei der Berechnung 
des Loͤſeſchillings zum Grunde gelegt. 

Hierdurch iſt nunmehr den Rentpflichtigen die moͤg⸗ 
lichſte Erleichterung gegeben, um ſich inſonders der klei⸗ 
neren Abgaben, deren Leiſtung als Verwaltung gleich laͤ⸗ 
ſtig iſt, auf eine, mit den im Privat-Verkehr herrſchen⸗ 
den Rentirungs-Grundſaͤtzen, in feinem: Verhaͤltniß ſte⸗ 
hende vortheilhafte Weiſe befreien zu koͤnnen, und haben 
diejenigen Praͤſtantiarien, welche die ihnen zugeſtandene 
gewiß zu beruͤckſichtigende Beguͤnſtigung benutzen wollen, 
die Soumiffionen wegen Abloͤſung ihrer jährlichen Leiſtun⸗ 
gen bei den betreffenden Domainen-Renteien — 

Koͤlln, am 1. Januar 1825. 
Koͤnigl. Regierung. 


17. W 
Publikandum des Koͤnigl. Finanz-Miniſteriums, die 
Beitreibung der ruͤckſtaͤndigen - Geld» Praffationen der 

Domanial⸗Einſaſſen und DZinspflichtigen Bere ” 





Im DVerfolg ded Circulard vom 22. — * 
J. (II. 20231.) betreffend die Beitreibung der ruͤckſtaͤn⸗ 
digen Geld⸗Praͤſtationen der Domanial⸗Einſaſſen und Zins⸗ 
pflichtigen, wird die Koͤnigl. Regierung von folgendem, 
mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗Ordre vom 8. d. M. vor⸗ 
geſchriebenen naͤheren Beſtimmungen hierdurch in Kennt⸗ 
niß geſetzt. 

Mit den Debenten iſt hinſichtlich ihrer Geldreſte in 
der Maaße abzurechnen, daß ihnen unter der Bedingung, 
die Gefälle für die Zukunft mit gehoͤriger Puͤnktlichkeit 
abzuführen, nachgelaffen wird, die Nefte entweder 

a) in Getreide zu einem Preife, welcher den Marfts 
preis um zwanzig Prozent überfteige, abzuführen — 
vorausgefegt jedoch, daß wegen der Raͤume zur Auf⸗ 

Bewahrung der eingehenden Naturalien, nicht etwa 

Verlegenheit entfteht, da folche in feinem Falle hiezu 
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gemiethet ‘werben follen, wogegen foliden Kontri- 
buenten die Naturalien allenfalls zur Aufbewahrung 
belaffen werden dürfen — oder 
b) die Reſtſummen, melde bis Ende December 1822 
aufgelaufen find, binnen drei Monaten in baarem 
Gelde zu berichtigen, gegen Erlaf eines Fuͤnftels des 
ruͤckſtaͤndigen Betrages, 
e) in denjenigen Fällen, in: welchen die Abfuͤhrung der 
Geldrefte in Naturalien nach den Feflfegungen unter 
‚Liter, a. nicht erfolgen, auch die. baare Zahlung mit 
«der unter Litt. b. bemerften Modififation nicht ge 
feiftet werden kann, follen die Debenten gehalten fein, 
die Reſtſummen mit Bier Prozent zu verzinfen, und 
diefen Zins bis zur Abtragung - ded Kapitals jährs 
lich zu einer beflimmten Zeit ald Renten abzuführen. 
Diefe legtere Beſtimmung findet, zufolge einer frähern 
Allerhoͤchſten Kabinets-Drdre vom 31. Auguft d. J., auch 
Anwendung auf die feit dem 31. December aufgelaufenen 
Geldrücfiände, melche nicht in der unter Lit. a. nachs 
gelaſſenen Art, in Naturalien berichtigt werden können. 
Die xx. Regierung hat nunmehr, in Gemäßheit obiger 
Allerhoͤchſten Fefifegungen, fofort das Erforderliche zu vers 
fügen, auf die Befolgung zu halten und den Betrag der 
bis zum 32. März E. 3. auf; dem einen oder dem anderen 
der vorbemerften Wege eingefommenen Geldrückflände, mit 
Unnterſcheidung der Faͤlligkeitsjahre fummarifch anzuzeigen, 
Daß übrigens von jegt an alle Anträge auf Nieders 
ſchlagung inerigibfer Nefte der in Rede flehenden Art uns 
terbleiben muͤſſen, verfieht fih von ſelbſt. 
Berlin, den 14. December 1824. 
Finanz⸗-Miniſterium. 
v. Klewitz. 
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J 18% 
Publifandum des Könige. Finanz Minifterrums, bie 

Controlle des Salzverbrauchs in der Provinz Poms 

mern betreffend. 
— — 

Des RKoͤnigs Majeſtaͤt Haben mittelſt allerhoͤchſter Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 31. Auguſt d. J. dem unterzeichneten 
Finanz-Miniſterium zu befehlen geruht, die bereits in eis 
nigen Grenzbezirken der Provinzen Sacfen und Well 
phalen, zur Sicherftellung des Einfommend der Staates 
Kaffe vom Salz Monopol beftehende Eontrolle des Salz⸗ 
verbrauchs, zur Erlangung gleicher Zwecke auf alle Örenzs 
diftrifte, in welchen mit Salz Kontreband getrieben wird, 
auszudehnen, und -diefe Eontrolfe nach den anliegenden, 
für vorgedachte Provinzen Allerhöchft genehmigten Grund⸗ 
fägen vom 19. Auguft v. J. einzurichten. 

In Gemäßpeit diefer Allerhoͤchſten Bellimmung ters 
den der Controlle ded Galzverbrauchs folgende Landess 
theile der Provinz Pommern unterworfen: namentlich: 
der Regierungsbezirf Stralfund, die Infeln 
Ufedom und Wollin, die Kreife Demmin und 
Anclam, fo wie der Theil des Kreifes Uecker— 
münde links der Uecker und mit Einfchluß der 
Stadt Pafemwalf. a 

In diefen Landestheilen tritt die Controlle mit dem 
1. Januar f. 5. in Wirkfamfeit, und. wird bis dahin das 
Salzquantum, welches eine jede der Controlle unterwors 
fene. Ortfchaft vom 1. Januar F. J. an, aus der ihr ans 
gewiefenen Königl. Salzfactorei im Laufe ded Jahres ans 
zufaufen und abzuholen verpflichtet iſt, derſelben von der 
betreffenden Regierung befannt gemacht, auch das Sal 
buch ohne Entgeld ertheilt werden. 

Diefe Anordnung wird hierdurch mit dem Bemerfen 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die bereits in eins 
zelne vom Auslande ganz umfchloffene Drtfchaften einges 
führte Controlle des Salzverbrauhs, wie bisher, auch 
ferner unverändert beftehen, und die Einbringung fo wie 

Annalen Heſt IV. 1824. Ttt 


998, . 
der Ankauf des fremden Salzes bei der im $. III. der 
Z0lls und Steuer Ordnung vom 26.Mai 1818. beſtimm⸗ 
ten Strafe verboten bleibt. _ 
"Berlin, den 20.Noveinber 1824: 
Sinanz: Minifterium. _ 
v. Klewitz. 


Publikandum des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums, die 
Kontrolle des Salzverbrauchs in der Provinz Weſt⸗ 
phalen betreffend. 


Det 


Des Königs Majeftät Haben mittelft Allerhoͤchſter 
Kabinetd, Drdre vom 31. Auguft d. J. das unterzeichnete 
Finanz: Minifterium zu ermächtigen geruht, die bereits in 
einigen Landestheilen zur Unterdrücung der Salzdeftauda⸗ 
tionen, wie auch zum Schuge der inländifchen Salzfabri⸗ 
Fation und der Sicherftellung des Einkommens der Staat, 
Kaffe vom Salz-Debit, beftehenre Controlle des Saljvers 
brauche, zur Erlangung gleicher Zwecke, auf alle Grenz 
bejirke, wo noch jetzt mit Salz contrebandirt wird, aus: 
zudehnen, und diefe Controlle nach den Alterhöchft vorge: 
ſchriebenen, hierbei liegenden Grundfäßen vom 19. Auguſt 
v. J. *) einzurichten, welche auf die bereitd der gedachs 
ten Controlle unterworfenen Landestheile der Provinz Weſt⸗ 
phalen angewendet find. 

In Gemäßheit diefer Allerhoͤchſten Beſtimmungen wird 
die Controlle ded Salzverbrauchs in der Provinz Welt: 
phalen, noch in folgenden Pandestheilen, vor jeßt einge: 
“ führe, und dafeldft vom 1. Januar Fünftigen Jahres an, 
in Wirkfamfeit treten, ale: 

a) im Kreife Büren, Regierungs⸗Bezirk Minden, und 
b) im Kreiſe Brilon, Regierungs-Bezirk Arnsberg. 

Dieſe Anordnung wird hierdurch mit dem Bemerken 

zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht, daß das Salz⸗-Quan⸗ 


*) Jahrg. 1823, tes Heft, ©. 557. 
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tum, welche eine jede der Controlle des Salzverbrauchs 
unterworfene Drtfchaft vom 1. Januar kuͤnftigen Jahres 
an, aus den Koͤnigl. Salz-Faktoreien oder Koͤnigl. Sel⸗ 
lereien jaͤhrlich anzukaufen und abzuholen verpflichtet iſt, 
derſelben von der vorgeſetzten Regierung bekannt gemacht 

werden wird. 

Uebrigens bleibt die Einbringung des fremden Sal, 
zes ferner wie bisher, bei der im $., 111. der Zoll» und 
Verbrauchsfteuer- Ordnung vom 26: Mai 1818 beflimms 
ten Strafe verboten. 

Berlin, den 4. December 1824. 

Finanz-Miniſterium. 
v. Klewitz. 


19. 

Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Zahlung der Penſionen, Wartegelder ıc. und die Aus⸗ 
ftellung det Quittungen hierüber betreffend: 

Die zum Theil unregelmäßige Erhebung der aus dent 
allgemeinen Penfiond Fonds zu —— Zahlungen, als: 
1) Penſionen; 
a. fuͤr Beamte, 
b. fuͤr Wittwen, 
€ für Töchter, 

2) Gehalts-Zuſchuͤſſe für Beamte; 
3) Wartegelder; 
4) Erziehungs; Gelder für Kinder; 

fo wie die öfters vorkommende mangelhafte Quittungs⸗ 

Ausſtellung, veranlaffen uns hierüber die folgenden Be⸗ 

fimmungen den zahlenden Spezial-Kaſſen und den Ems 

Hangs: Bereihtigten in Erinnerung zu bringen. 

1) Die diesfalfigen Zahlungen werden theils durch 
die Negierungs : Haupt s Kaffe unmittelbar, theils 
durch die Specials Kaffen. für Rechnung der erftern, 


monatlich praͤnumerando, geleiſtet. 
Ttt 2 


‚ 2000 


2) Die Erhebung darf der Empfangs» Berechtigte nicht 
anftehen laſſen. Sie muß vielmehr regelmäßig aus 
1. jeden Monats, oder wenn diefed ein Sonn⸗ oder 
Feſitag iſt, den darauf folgenden Tag bei der zur 
Zahlung angemiefenen Kaffe gefchehen. 

3) Bleibt die zu leiftende Zahlung für zwei Monate un⸗ 
erhoben, dann muß die zahlende Kaffe den Urfachen 
der Richterhebung forgfältig nachforfchen, und vom 
Reſultat der Negierungs Haupt: Kaffe im Laufe des 
dritten Monats unfehlbar Anzeige machen. 

4) Wird die Zahlung auch für den dritten Monat, oder 
wohl gar beim Sahresfchluß für das abgelaufene 
Jahr nicht volftändig erhoben, dann ift anzuneh- 
men, daß die Empfangs » Berechtigung aufgehört 
habe, und es ift in folhem Falle die Zahlung gänz- 
ih einzuftellen, .und davon Seitens der Spezial: 
Kaffen der Negierungd » Haupt » Kaffe unverzüglich 

: Anzeige zu machen. 

Der Empfangs: Berechtigte Hat ſich dann dieſe 
durch feine vernachläßigte Erhebung nothivendig ges 
wordene Maaßregel felbft zuzufchreiden, und kann 
erft auf eine, bei uns unter Darftellung der Gründe 
zu ertrahirende, neue Zahlungs: Anweifung in den 
Wiedergenuß der Penfion ꝛc. gefegt werden. 

Es wird demnach der Empfangs: Berechtigte wohl 
thun, in Fällen, wo ihm die Erhebung für mehrere 
Monate nicht möglich fein follte, zur Vermeidung 
eines jeden Nachtheild für ihm, der zahlenden Kaffe 
hievon Anzeige zu machen. _ 

5) Die monatlichen Quittungen muͤſſen nach dem uns 

ten folgenden Schema ausgeftellt werden. Die dies⸗ 
fallſigen Zahlungen find indeffen an gewiſſe Bedins 
gungen gefnüpft, und dieſe find in der Regel fols 
gende: 

a. Hinfichtd der Penfionen für Beamte, 

daß ber Empfänger fonft fein Einkommen ans 

Könige, Kaſſen bezieht, 


J 
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b. — der Penſionen fuͤr Wietwen und Toͤch⸗ 
ter verſtorbener Beamten, 
daß die Zahlung nur bis zur Verhelrathang 
geleiſtet wird. 
c. Hinſichts der Gehalts-Zuſchuͤſſe, 
daß das Einkommen des betreffenden Beamten 
ſich nicht verbeſſer, der Grund zur Zahlung 
des Zufchuffes alſo noch vorhanden ift, 
d. Hinfichts. der Wartegelder, 
daß der Wartegeld- Empfänger noch nicht wie⸗ 
der angeſtellt, oder in dem Genuß eines ſon⸗ 
ſtigen Einkommens aus Koͤnigl. Kaſſen geſetzt iſt. 
e. Hinſichts der Unterſtuͤtzungs⸗ und Erziehungs⸗ 
Gelder fuͤr Kinder, 
daß die Kinder am Leben ſind, daß ſie das aus⸗ 
geſetzte Alter noch nicht erreicht haben, und die 
Eltern der Unterſtützung noch beduͤrftig ſind. 

Die Zahlung der Erziehungs-Gelder erfolgt an 
die Eltern oder an die Mutter, an letztere, wenn 
ihr die Erziehung der Kinder uͤberlaſſen iſt. Außer⸗ 
dem nimmt der den Kindern beſtellte Vormund die 
Gelder in Empfang, jedoch muß ſich derſelbe bei der 
erſten Hebung zu der Empfangnahme durch eine Bes 
feheinigung der betreffenden Vormundſchafts-Behoͤrde 
kegitimiren. 

Die allgemeinen Erforderniffe der Quittungen ent: 
hält fchon das unten folgende Schema, in Beziehung 
der oben angeführten Zahlungs: Bedingungen bleis 
ben außerdem aber folche noch durch die Orts-Be— 
hörden oder durch eine in einem öffentlichen Amte 
ftehende Perfon, jeduch- jedesmal unter Beidruͤckung 
des Dienft- Siegeld, nach Verfehiedenheit der Fälle, 
gehörig. zu befcheinigen. 

6) Bei der Erhebung für den Monat December if eine 
Jahres- Quittung nach den vorhin befchriebenen Erz 
forderniffen auf dem gefeglichen Stempel; Papier, 

di. „%, pro Cent von dem jährlichen Betrage, 

wenn Diefer 50 Ruf. © oder mehr beträgt, (die 
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jährlichen Beträge unter 50 Rthl. find ſtempel⸗ 
frei und der niedrigſte Stempelfag ift 5 Ser.) 
beizubringen. 

In diefer Jahres: Quittung erflärt der Empfätts 
ger die früher ausgeftellten Monasd + Quittungen für 
ungültig. 

7) Die SpezialsKaffen haben bie geleifteten Zahluns 
gen der Megierungs = Haupt = Kaffe regelmäßig am 
Schlufe jeden Monatd unter Beifuͤgung der vor 
ſchriftsmaͤßigen Quittungen und fuͤr den Monat De— 
cember unter Beibringung der General-Quittungen 
in Anrechnung zu bringen, und in jedem Unterlaſ⸗ 
fungsfalfe eine DOrdnungsftrafe von 2 Rthl. zu ger 

paͤrtigen. 

8) Verlegt der Empfaͤnger ſeinen Wohnort in den 
Grenzen des Regierungs-Departements, und wuͤnſcht 
er die Zahlung aus einer andern Spezial-Kaſſe zu 
erheben, ſo hat er ſich dieſerhalb, und zwar in Faͤl⸗ 
len, wo beide Spezial-Kaſſen zu einem Haupt⸗Steuer⸗ 
Amte gehören, an dieſes felbft oder unmittelbar an 
die Negierungs = Haupt, Kaffe zu wenden. 

Sof aber die Zahfung außerhalb des Negierungs: 
Departements erfolgen, fo hat er ſich an uns zu 
wenden, wobei aber allemal beftimmt anzuzeigen iſt, 
von mwelhem Monat ab, die Zahlung aus der ans 
dern ‚Kaffe erfolgen foll. 

9) Im Fall des Abſterbens eines Empfangs = Berechtige 
ten ift der zahlenden Kaffe fofort ein vom Prediger 
des Orts fiempelfrei auszuftellended Todten-Atteſt zu 
übergeben, welche uns folches durch die HauptsKaffe 
mit den erforderlichen Belägen, namentlich) auch in 
Deziehung auf den etwa zu bewilligenden Gnaden⸗ 
Monat, unverzüglich einzureichen hat, 

Die Zahlung für den Sterbe-Monat gebührt, 
in fofern fie der Verſtorbene nicht fchon erhoben has 
ben follte, den Erben, und kann auf gerichtliche Les 
gitimation derfelben gegen deren Quittung gezahlt 
werben. 
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120) Hinſichts der Zahlung. für den. Gnaden s Monat 
finden folgende Beſtimmungen Anwendung: 

Es gebührt folche der Wittwe, den Kindern und 

den Enfeln des Verftorbenen unbedingt und ohne 

Ruͤckſicht, ob fie deffen Erben, find oder nicht. 


Eltern, Gefchwiftern, Gefchwifter« Kindern oder 
Pflege: Kindern kann dagegen. die Zahlung für den 
Gnaden: Monat nur dann geleiffet werden, wenn fich 
der DBerftorbene bei ihnen aufgehalten hat, und fie 
die Begräbniß- Koften befiritten haben. r 

Gläubiger: ded Derftorbenen haben auf die Gna⸗ 
den= Bewilligung in feinem Falle Anſpruch. In als 
len Fällen: ift die Zahlung für den Gnaden, Monat 
nur gegen Beibringung des Todtenfcheins, und nicht 
ohne unfere befondere Anmweifung, auch nur unter Bes 
rücfichtigung des im Verhaͤltniß zu dem im Laufe des 
Jahres erhobenen Betrage nashzudringenden — 
pels zu leiſten. 

Eltern von 7 oder mehreren Söhnen haben * 
Abſicht des ihnen bewilligten Erziehungs⸗Geldes 
auf den Gnaden⸗Monat ebenfalls Anſpruch; die 
übrigen Erziehungs-Gelder find in der Regel aber 
davon ausgefchloffen, | 

Hinſichts der Militair-Penfionen, auf welche diefe 
Beflimmungen im Wefentlichen ebenfalls Anwendung fins 
den, mwird noch auf die Inſtruktion vom 8. Mai 1810 
und auf die Vergrdnung des Königl. InvalidensDepars 
tementd vom 18. Dftober 1822, Amtsblatt pro 1823, 
Pag. 6. bis 9 Bezug genommen. i 

Dromberg, den 3. November 1324. 


Königl, Regierung. 
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Schema zur Quittung 


Rihlr. Sgr. PM. 


geſchrieben (mit Worten) (Penſion) (Wartegeld) fuͤr den 


Monat — — ſind mir aus der Koͤnigl. Regierungs⸗ 
Haupt-Kaſſe zu Bromberg, durch die ꝛc. Kaffe zu — — 
baar und richtig gezahlt, woruͤber ich quittire, und zu—⸗ 
gleich verſichere, daß ich kein anderes Einkommen aus 
Koͤnigl. Kaſſen beziehe. 


— — den tem 182 


(Unterſchrift.) 
Jahr alt. 


Daß der Penfionair (Wartegelder⸗Empfänger — — 
vorſtehende Quittung eigenhaͤndig unterſchrieben hat, noch 
am Leben iſt, ſich auch nicht außerhalb Landes aufhaͤlt, 
wird unter Beidruͤckung des Siegels hiermit beſcheiniget. 


bi — — den ten 182 


(Unterſchrift der Behoͤrde oder Charakter des Beamten.) 
(Name.) 
-(L. S.) 


Nota. Hat der Penſionair oder Wartegeld- Empfänger außer dem 
— ———— Betrage noch anderes Einfommen aus Koͤnigl. 

aſſen; fo muß der jährliche Betrag, und aus weldyer 

a der erhoben wird, in der Quittung angegeben 


—,— 


E 
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20. 

Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums der Pros 

vinz Sachſen, die Anordnung eines Provinziak 
Steuer⸗Direktors für letztere betreffend. 


! 





Des Königs Majeftät Haben mittelft Alferhöchfter Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 3, Dftober d. J. die Abfonderung der 
indirekten Abgaben Verwaltung von dem Negierungen, und 
die Anordnung eines Provinzial: Steuer - Direktors für den 
Umfang der Provinz Sachfen, welcher feinen Sig in Mags 
deburg nehmen und mit dem 1. Januar 1825 dafeldft in 
Thaͤtigkeit treten wird, zu befchließen geruhet. 

Nah der dem Steuer- Direktor ertheilten Dienſt⸗ 
Anweiſung übernimmt derfelbe: 

ı) die Verwaltung derjenigen Steuern, welche zu den 
indireften gerechnet werden, alfo die Eine, Aus, und 
Durchgangsabgaben,- die innere Getränf- und Tas . 
backs/ Steuer, die Mahl» und Schlachtſteuer, die 
Stempelfteuer, und diejenigen noch vorhandenen, Äls 
tern Zoll⸗ und Lofal-Abgaben, welche theild die 
Stelle jener Landesabgaben vertreten, theils noch her⸗ 
koͤmmlich ſind; 

2) der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor tritt für dieſe Ges 
fhäftszweige ganz in die Stelle der Negierungen zu 
Magdeburg, Merfeburg und Erfurt, und führt die 
Dermaltung derfelben . nach den beftehenden Landess 
gefegen und den Anmeifungen des Minifterii, In 
Suchen, welche nicht zur gerichtlichen Entfcheidung 
gelangen, hat der Steuer: Direktor daher auch dies 
jenigen Nefolute abzufaffen, welche. feither von den 
Megierungen gegeben worden; 

3) der Provinzial» Steuer-Direftor ift dem Finanzs 
Minifterio ſubordinirt, zu dem Ober⸗Praͤſidenten ſteht 
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er in demfelben Verhaͤltniß, mie die Negierungen, 
den Negierungen ift er foordinirt in dem DVerhältniß, 
wie die Oberbergämter und deren Vorgeſetzte; den 
Haupts Zolfs und Steuer: Aemtern, imgleichen dem 
Stempel-Fiskal iſt derſelbe vorgeſetzt. 


Andere von den Regierungen abhängige Kreis⸗ und 
Drtöbehörden find feinen Nequifitionen in den zu 1. ges 
nannten Steuerfachen zu genügen verpflichter ; 

4) der Provinzialfteners Direktor führt hiernach die Ge⸗ 
fchäfts » Verwaltung : auf eigene Verantwortung, und 
wird dabei durch Die ihm beigegebenen äh unters 
ſtuͤtzt. 

Berlin, am 4. December 1824. 
Könige. Ober: Präfivium der Provinz Sachſen. 





21 

Publifandum der Königl. Regierung zu Bromberg, die 

abgeänderten Gebühren: Säge der Exekutions⸗ Ordnung 
für die Steuer» Behörden betreffend. 


— 


Da die Gebühren: Säge der Erefutiond - Ordnung, 
welche die ehemalige Königl. General, Verwaltung für die 
direkten und indireften Steuern nad) dem hiefigen Amts⸗ 
Blatt pro 1816 Nro. 9. Pag. 86 bis 95 unterm 18. 
December 1813 feftgeftellt hat, bei den heutigen erwerb⸗ 
lofen und geldarmen Zeiten, fo wie insbefondere für klei⸗ 
nere Erefutionds Objekte zu hoch erfcheinen, und wir vors 
züglich wuͤnſchen müffen, in der Beſtimmung der Meilens 
Gelder und Zehrungs=Koften, welche, jene Erekutionds 
- Ordnung für die, von dem Gig der Steuer: Behörden 
entfernt wohnenden Debenten fefigefegt, eine Ermäßigung 
eintreten zu laffen, fo haben wir bei dem Königl. hohen 
Finanz: Minifterio geringere Säge in Vorſchlag gebracht, 
und die Befätigung, bis auf weitere Beftimmung einer 
etwa nothwendigen Wiedererhöhung derfelben, erhalten. 


2007 
Hiernach follen alfo vom Erſcheinen diefer Bekannt 

machung an, folgende Erefutiond-Gebühren erhoben werden. 
A. Am. Wohnorte der Steuer-Behörde, 

1) Für die Ankündigung der Erefution durch" perfänfi- 
chen Eintritt in die Behaufung des Debenten und 
Aufforderung zur Zahlung, wenn diefe innerhalb eis 
ner Stunde erfolgt oder nachgemwiefen wird. 

a. bei Gegenftänden unter 1Rthl. excl, 1 Sgr. 


es won 1 bis Sl. excl 14Sgr. 

U ⸗ s 5 bid 10 Rtl. excl, 2 Sgr. 
d. ⸗ ⸗ s #10 Bid 20Rtl. excl. 23 Sgr. 
e ⸗ ⸗ ⸗ ⸗20 bis 50 Rtl. excl. 4 Sgr. 
f. .⸗ 25o bis 100 Rtl. exel. 7 Sgr. 
g. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗100 bis 200 Rtl. exel. 10 Sgr. 
h.⸗ ⸗ ⸗ ⸗200 bis 500 Rtl. excl. 15 u 


1. über soo ftir. . sv . 1Rtlr — 

2) Wenn der Erefutor Dagegen länger als eine Serabe 
warten muß, oder wohl gar biß 3 Tage aufgehalten 
‚wird, für jeden Tag: 

a. bei Gegenftänden unter ı Ntlr. excl. 2 Sgr. 

von ı bis 5Rtl. exel. 36r. 


N 
Ay 
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c ⸗ 8 5 bis roftl.excl. 48gr, 
d. > ⸗ ⸗ ⸗o bis 20 Rtl. excl. 5Sgr. 
e. ⸗ ⸗ ⸗20 bis zofitl.excl, 7Sgr. 
f. > ⸗ ⸗ ⸗50 bis 100 Rtl. excl. 108gr. 
g. > ⸗ ⸗ s 100 bis 200 Rtl. exel. 1 5 Sgr. 
h. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗20o bis 500 Rtl. excl. 208Sgr. 


i. uͤber soofitir, . , » ., ı Rt — ⸗ 
Hierbei wird die, zur Yuspfändung und Webers 
bringung der abgepfändeten Effeften erforderlich ges 
wefene Zeit hinzugerechnet. 
3) Borfommende baarg Auslagen ſollen beſonders li⸗ 
quidirt und beſcheinigt werden. 


B. Außerhalb des Wohnorts der Steu er⸗ 
Begmten. 
ſoll der Erefutor berechtigt fein, außer den zu Ar 1. und 
2. bemerften Sägen: 
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1) für jede Meile, fowohl auf der Hin⸗ als Zurückreife 
befonder8 gerechnet, bei Gegenftänden unter 200 Rthf. 
den Betrag von 2Sgr. 6 Pf., von und über 200 Rtl. 
aber von 3 Sgr. 9Pf., und 
a) auf die Zeit der Abweſenheit von feinem Wohnorte an 

Zeehrungs⸗KRoſten für fih und feine- Pferde täglich zehn 
Silbergroſchen zu liquidiren. 

In fofern aber der Schuldner dem Grefutor den 
Unterhalt für Mann und Pferd in natura verabreicht, 
faͤllt die dafür ausgefegte Summe weg. | 

Dabei follen dem Erefutor von ‚dem betreffenden 
Sandräthl. Dfüzio der zu nehmende Weg jederzeit vors 
gefchrieben, die Meilenzahl und die Zeit der Abweſen⸗ 
heit berechnet und bei mehreren neben "einander zu bes 
forgenden Erefutiond: Aufträgen die Meilen; Gelder und 
Zehrungs-Koften, (im Falle letztere nicht durch Natus 
ral: Verpflegung wegfallen), auf alfe, auf einer Tour 
zu erequirende Individuen verhältnißmäßig repartirt 
werden, wobei die Zehrungs, Koften dergeftalt zu taxi⸗ 
ven find, daß 3 Meilen auf einen Tag, 4 Meilen auf 

15 Tag und 5 bis 6 Meilen auf zwei Tage der Heife 
—* werden koͤnnen. 

In ſofern die Steuer-Behoͤrden ihre Unter-Beam⸗ 
ten ſelbſt auf Exekution ſenden, ſo ſollen dieſe Saͤtze 
und. Beſtimmungen ebenfalls in Anwendung gebracht 
werden, und nur für die Landreiter der Koͤnigl. Dos 
mainen- und Intendantur-Aemter unbedingt die Bes 
fimmungen in Kraft bleiben, die für fie unterm 25. 
September 1778 erlaffen find. 

Für die Zwangs, Einziehung der Klaffens und Ges 
werbes Steuer Nückftände, welche im Verfolg der Koͤ⸗ 
nigl. Steuerhebungs-Inſtruktion d. d. Berlin, den 
18. Auguft 1820 von den Gemeinde-Dienern immer 
erſt nach einer vorhergegangenen einmaligen unentgelds 
lichen Anmahnung beigetrieben werden, werden die Durch 
die im Amtsblatt pro 1820 Nro. 45 Geite 937 aufs 
genommene Anordnung vom 25. Öftober 1820 bes 
flimmte Erefutiond» Gebühren aufgehoben, und Dagegen 
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folgende — Säge nach. den monatlichen Bes 
trägen der verfehiedenen Steuer: Stufen feftgefegt, 
als: 


von ı bis 23 Sgr. exch, — So, ı Pf. 
;» 2. s 5 #8 ⸗ — ⸗ 2 s 
. ER u Me; 
ee 7: 110 # ⸗ — ⸗ 4 : 
10 + 3% ⸗ ⸗ — 12.62 
⸗15 # ⸗ ⸗ — ⸗ 8 * 
⸗20Sgr. bis 1 Xthlr. excl. — » 10 » 
se ı fs its 5 Is ⸗ 
ss 147 ss 2 #6 ı1ı+ 6 : 
ss 28 94 8 2 2 tt 3 
ee ar Ze Du DE Ber Br ar Ze 
⸗ 8 ⸗2 212 ⸗ 6 =: — 2 


und zwar zur Einleitung und Vollſtreckung der Exe⸗ 
kution. 
Zu Littera b. 
Bei Yuspfändungen werden dieſe Gebären mit 
dem doppelten Sage feftgeftellt. 
Wir fordern nunmehr die Könige. Landräthl. Offi⸗ 
zien, die Steuer: Behörden, Magifträte, Gewerbe- und 
Klaſſen Stewer: Erheber auf, fich nach diefer Gebührens 
‘ und und Exekutions-Taxe überall auf das firengfte zu 
achten, und darauf mit Nachdruck zu halten, daß diefelbe 
in feinem Sale überfchritten werde, 
. Bromberg, den 2. November 1824. 
Königl. Negierung. Zweite Abtheilung. 
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Publifandum der Könige. Regierung zu Münfter, ben 
Beiſchlag auf die Grundfteuer Behufs der fortzufeßenz 
ben Arbeiten bes Katafterwerfs betreffend. 





Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhoͤchſter Ka⸗ 
binets⸗ Ordre vom 18. v. M, zu beſtimmen gernht, daß 
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der pro 1824, nach der Bekanntmachung des Königl. 
Finanz Minifterit vom 13. Dctober v. 3. (Amtsblatt ©. 
297) Alterhöchft verordnete Beifchlag von 84 Prozent auf 
die Grundftener in den Provinzen Weſtphalen und Mies 
derrhein, Behufs der fortzufegenden Arbeiten des Katas 
ſterwerks anch für das Jahr 1825 noch forterhoben wer⸗ 
den foll. 

Sn Gefolge Diefer Allerhoͤchſten Beſtimmung wird 
dieſer Beiſchlag in den Grundfteuer: Heberolfen -ded gedach⸗ 
ten Jahrs mit aufgenommen, und merden fämmtliche 
Steuerpflichtige unferd Negierungs= Bezirks zu deſſen Ent⸗ 
richtung hiermit angewieſen. 

Muͤnſter, den 19. October 1824. 

Koͤnigl. Regierung. 


Chauſſee⸗Geld⸗Tarif für eine Meile von 2000 Preu⸗ 
Ä Bifchen. Ruthen. 


Ger. Pf. 


‚1. Frachtwagen: 
a) mit 4 Nädern, 3 
ı) mit weniger als ſechs Zugthieren befpannt: 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier] 
ledig, für jeded Pferd oder andere en 
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2) mit ſechs und nicht mehr als acht Zug: 
thieren befpannt: 

beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthier 

3) mit mehr als acht Zugthieren befpannt: 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier 
ledig,. für jedes Pferd oder andere Zugthier 

b) mit zwei Nävdern, 

3) mit drei und weniger Zugthieren befpannt:| 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier! — 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthier| 


m U) 
al 


DW, 
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Sar. Pf. 
2) mit vier und weniger als ſechs Zugthieren 
befpannt: | 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier| 3|—, 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthier| 2] 6 
3) mit fechs und mehr Zugthieren befpannt: 
beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier) 3]: 6 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthier) 2) — 

Wenn die äußerfte Fläche der Radfelgen obiger Fracht: 
wagen und Frachtkarren fechs Zoll und darüber 
breit ift, fo wird für jedes Pferd und Zugthier 

bezahlt, 
a) beladen, . . . . u 
b) ledig. ; i - A . — 

2) Ertrapoften, Kutfchen, zweirädrige Kabriolets und 

jedes andere Fuhrwerk zum Fortfehaffen von 
Derfonen, beladen oder ledig, für jedes Pferd! 2 — 

3) Alte übrigen Fuhrwerke, welche unter obigen nicht 
begriffen find, auch ziweirädrige Bauerfarren] 
und Schlitten beladen, für jedes Pferd oder 
andere Zugthier . s — 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthier — 

4) Von einem unangefpannten Pferd oder Maulthier — 

5) Bon einem Ochſen, einer Kuh, einem Efel „ |— 

6) Fohlen, Kälber, Schweine, Schaafe, Ziegen, die 
einzeln unter fünf Stück geführt werden, find 
frei, von mehreren für fünf Stüf . . —| 2 

Ale Fuhrwerke, welche mit Kopfnägeln oder Stif, 

"ten befchlagen find, welche. einen Viertelzoll 
oder darüber vorfiehen, zahlen den doppelten 
Tariffag, | 

= Ausnahmen 
Chauffeegeld wird nicht erhoben. 

a) Von Königlichen und der Prinzen des Könige, Haufes 
Pferden,-oder Wagen, die mit eigerren Pferden oder 
Maulthieren befpannt find; 

b) von Fuhrwerken umd Keitpferden, welche Regimenter 


aa 
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oder Kommandos beim Marſche mit fih führen, fo 

E wie von Lieferungswagen für die Armee und Feſtun⸗ 

gen im Kriege, und von Offizieren zu Pferde im 
Dienft, imgleicherr die Fuhrwerke und Zugthiere, wel⸗ 
che Kriegsvorfpann leiſten, und fih durch den Zuhrs_ 
befehl legitimiren; 

c) von Könige. Kourierd und denen fremder Mächte, von 
reitenden Poften, deögleichen von leer zurücgehenden 
Pofifuprwerfen und Pferden, ohne Unterfchied; 

d) von Feuerloͤſchungs⸗ und Huͤlfs-Kreisfuhren; 

e) von Wirthfchaftsfuhren, Pferden und Vieh der Acker: 
befiger, innerhalb der Grenze ihrer Gemeinde oder 
Seldmarf, wohin aber deren Perfonenfuhren nicht 
gehören; ' j 

f) von allem nur mit Dünger beladenem Fuhrwerke; 

g) von den Zußrwerfen, welche Chauffee- Baumaterialien 
anfahren; 

h) von den Fuhrwerken oder Pferden der beim Chauffee- 
weſen angeftellten DBeamten, daher auch der Lande 
räthe innerhalb ihres Geſchaͤftsbezirks; 

i) von den berittenen Grenzzollbeamten im Dienſt. 

Gegeben Berlin, den 15. Auguſt 1824. 
Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Bülow. Graf v. Lottum. 


24. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, bie 
Sewerbefteuer der Zimmervermiether betreffend. 


— — 


Indem haͤufig daruͤber Zweifel entſtanden ſind, in 
welchem Sinne die in dem Gewerbeſteuer-Geſetze vom 
30. Mai 1820 $.9. sub b. enthaltene Beſtimmung, wo⸗ 
nach ein jeder, welcher gewerbsweiſe moͤblirte Zimmer ver⸗ 
miethet, der Gewerbeſteuer als Gaſtwirth unterworfen ſein 
ſoll, zu verſtehen ſei, ſo wird hierdurch zur Vermeidung 
jedes Mißverſtaͤndniſſes zur oͤffentlichen Kunde gebracht, 

daß 
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daß den vorhandenen hoͤhern Beſtimmungen gemäß nur 
ſolche Vermiether moͤblirter Zimmer von Entrichtung der 
Gewerbeſteuer befreit ſein ſollen, welche nur ein moͤblirtes 
Zimmer und nicht mehr vermiethen, ſofern die Miethszeit 
wenigſtens auf drei Monate verabredet wird. — 
Eine weitere bloß. zu Gunſten der Univerſitaͤts⸗Staͤdte 
ergangene Alterhöchfte Beſtimmung fegt fell, daß in dens 
felden auch dad Vermiethen einer möblirten Stube und 
Kammer an Studenten von Entrichtung der Gewer— 
befteuer befreit bleiben foll. —— 
Köln, den 19. November 1824. ef 
. Koͤnigl. Regierung. 





25 
Publikandum des Koͤnigl. Finanz: Miniferiums, die 
Handhabung der Waaren Kontrolle außer dem 
Grenz⸗ Bezirfe betreffend. 


— 


In Befolgung der allerhoͤchſten Verordnung vom 19. 
November c. werden für die Waarencontrolfe außer dem 
Grenzbezirk nachſtehende nähere Vorfchriften ertheilt und 
bekannt gemacht. Ze EEE — 
u * 132 726 Ir « $ I1. J — a . 

Die Vorlegung ber Frachtbriefe. oder Transportzettel 
zum Bifiren, und, nach Unterfchied, die Öeftellung der 
aus dem. Örenzbezirk kommenden Waaren, nach Maaßs 
gabe der allegirten Verordnung (Nr. 3 und 4. dafelbf), 
ſoll gefhehen - 

. a) bei den Hauptfiewerämtern, und zwar in Berlin und 
in Königäberg bei den. für ausländifche Gegenftände 
beſtellten; — — * 
b) wo Hauptſteueraͤmter nicht vorhanden find, bei dem 

Steuerämtern und Mecepturen, von welchen bie 


Steuern vom Branntwein, Braumalz ic. erhoben. 


‚erden. 2 
Ans denjenigen Ortfehaften, worin keine der genanns 
Armalen Heft IV. 1824. Uuu 


* 


—EE 
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ten Behörden vorhanden iff, muͤſſen die nk, 
und in den vorgefehriebenen Fähen, - die dazu gehörigen 
Maaren bei derjenigen Steuerſtelle vorgelegt: werden, an 
welche der Ort mit der Zahlung der Steuer von Brannt- 
wein ꝛc. gewieſen if. 
Gewerbtreidende, wie Haufirer, welche Waaren aus 
dem Grenzbezirk in das Binnenland fuͤhren, die in der 
 Erhebungsrolle mit einer hoͤhern Steuer als 4 Rthlr. von 
einem Centner belegt find, muͤſſen, wenn für dieſe Waas 
ren ein einziger Befiimmungsort nicht -Angegeben. werdem 
fann, ſolche der Steuerftelle desjenigen Orts zur Beſich⸗ 
tigung geftellen, wo der erſte Abſatz von dieſer Waare ges 
ſchehen ſoll. 
§. 2. 
5 Die amtlichen Bezettelungen aus dem. Grenzbezirke 
ſowohl, als die für den. Transport im. JIunern ausgeſtell⸗ 
ten Frachtbriefe, müffen mit der Ladung volfommen übers 
einfiimmen. Wo died nicht der Fall ift, werden folche 
als gar nicht vorhanden angefehen. Es Fanır daher der 
Frachtbrief oder die amtliche) Bezettelung ‚über eine größere 
Menge fo wenig ald Befcheinigung für-eine geringere Las 
dung :gelten, als ed :zulöffig ‚if, mit einer ‚auf eine groͤße⸗ 
re, als die geladene Menge, lautenden Bezettelung einen 
der Bezettelung entfprechenden * RR größeren La⸗ 
bung zu beſcheinigen. 
—— —** a En A 

Waarenfuͤhrer, weiche fuͤr — ——— 
laden, ſollen in der Regel fuͤr jeden einzelnen Waaren⸗ 
empfaͤnger einen befpnderen Frachtbrief bei ſich führen. 
Zum wenigſten muß aber ein für verfchiedene Drte be 
ſtimmter Transport fuͤr jeden‘ einzelnen Beffimmungsore 
mit, einer befondern amtlichen Bezettelung oder Frachtbrief 
verfehen fein. 

Erhaͤlt die Ladung während des Transports eine an⸗ 
dere Beſtimmung, fo find die Transportzettel der naͤchſten 
Stenerfielle ‚zur Anmerfung des neuen Beftimmungsorts 
vorzulegen. 
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Waarenführer, welche auf dem Wege zu dem in ben 
Sransportzettein angegebenen Beftimmungsorte einen Theil 
der dazu gehörigen Ladung abfegen, müffen fih vom Ems 
pfänger der. abgefegten Waaren ein fchriftliches Empfangss 
befenntniß geben laffen, aus welchem die Gattung und 
Menge der abgefegten Waaren, der ‚Tag und der Ort, 
‘an welchem die Ablieferung gefchehen, und ber Name des 
Waarenempfaͤngers erfichtlich if. 

Diefe Befcheintgung ift mit dem &randportjettel über 
die Ladung, von welcher ein Theil abgefegt worden, bei 
der Steuerſtelle des Drted, wo die Abladung gefchieht, 
oder wenn eine folhe am Drte der Abladung Nicht vor 
handen, bei der nächften Stelle auf dem Wege zum Bes 
fimmungsorte der übrigen Ladung, zum Viſiren einzugeben. 


A ni 

Während des Transports dürfen Fuhrwerke und Pak⸗ 
Tenträger,. welche nach dem äußern Anfcheine controllpflich⸗ 
tige Waaren führen, von dem Steuerbeamten aufgefordert 
werden, über die geladenen Waaren Auskunft zu geben, 
und in geeigneten Fällen die erforderlichen Transportzettel 
vorzuzeigen. 

Auf der Landſtraße ſoll der Steuerbeamte ſich jedoch 
nur ſo weit von der Uebereinſtimmung der Ladung mit der 
erhaltenen Auskunft unterrrichten, als dies ohne Veraͤn⸗ 
derung der Lage der Ladung und ohne Deffuung der 
Verpackung gefchehen kann. . 

Findet der Steuerbeamte Anlaß zu -einer näheren 
Befihtigung ‘der Ladung, weil etwa Gründe vorhanden, 
zu vermuchen, daß andere ald die angegebenen Waaren 
geladen find, oder weil die ‚Äußere Anfchauung des Trans 
ports zu dem Verdachte geführt,. daß die Ladung in der 
Menge von der. vorgezeisten Bezettelung erheblich ab» 
weicht, oder weil über eine ‚bezettelungepflichtige Ladung 
die Transportbefcheinigung gänzlich fehlt; fo ift der Waa⸗ 
renführer gehalten, die Ladung bei der auf dem Wege zum 
Beftimmungsorte zunächft gelegenen Steuerftelle, oder wenn 
folche über eine halbe Meile von dem Orte entfernt. liegt, 
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wo ber verbächtige Transport angetroffen worden, bei der 
erſten im diefer Richtung näher gelegenien Polizeibehörde 
zur Befichtigung zu fielen, und bis dorthin vom Steuer⸗ 
beamten fich begleiten zu laſſen. 

Stenerbeamte, welche während ded Transports über 
die Ladung Nachfrage Halten, müffen entweder in Uniform 
gekleidet fein, oder fich durch das im $.. 10. der Zollords 
nung vom 26.Mai 1818 vorgefchriebene Bruſtſchild oder 
durch eine vom Oberfteuerinfpeftor des Bezirk ausge 
fiefite und mit dem Inſpektionsſiegel verfehene Charte le⸗ 
gitimiren koͤnnen. 

Sa den mahls und fchlachtfteuerpflichtigen Städten 
find die Ihors Eontrolfeurd zur Nachfrage, und, fofern 
controfipflichtige Artikel geladen find, zur Befihtigung der 
Ladung berechtigt und verpflichtet. 

§. 6 

Die von den Waarenverfendern außer dem Grenzbe- 
zirk auszuftellenden Seagchente odor Transportzettel muͤſſen 
enthalten: 

a) den Vor⸗ und Zunamen des Waarenfuͤhrers und 
Waarenempfaͤngers: 

b) die Menge der Waaren mit Buchſtaben, baumwol⸗ 
lene Stuhlwaaren und mit Baumwolle gemiſchte 
Zeuge, Kaffee, Salz, Taback, Zucker, nach Centnern 
und Pfunden, Branntwein und Wein nach Eimern 
und Oxhoften; 

ec) die Gattung der Waaren, nach den Ausdrücken der 

Verordnung; 

d) die Zeichen und Nummern der Ballen; 

e) den Bellimmungsort und den Ablieferungstermin, 
den legtern, mit Buchftaben; 

f) den Vors und Zunamen des Verſenders, den Ber 
fendungsort, und Tag und Jahr der Ausſtellung. 


. 7% 

VUeber die zu Jahrmärften im Binnenlande gehenden 
eonfrofpflichtigen. Waaren ift von dem Verſender an die 
Steuerſtelle ded Verfendungsortes ein DVerzeichniß einzu- 
geben, worin die Zahl. und das Gewicht der zu. verfendens 
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den Balfen oder Kiften, die Gattung der darin befindlis 
chen Waaren, der Marftort, wohin der Transport geht, 
und die Frift, Binnen welcher der Transport zurückkehren 
fol, angegeben iſt. Diefes Verzeichniß dient, wenn es 
viſirt und. gefiempelt worden, für den Weg zum Marfte 
und von dort zurüc, als Transportbefcheinigung. 

‘Erfolgt jedoch am Marftorte eine Zuladung, fo muß 
darüber ein befondered Derzeichniß gefertigt, und. von der 
Steuerſtelle des Marftortes vifire und gefiempelt werdet. — 

Die. von. Könige: Salzniederla;en oder Factoreien 
ausgeſtellten Frachtbriefe bedürfen der Bifirung und Stem⸗ 
‚pelung vor'dem Abgange des Salzes nicht, der Empfaͤn⸗ 
ger muß den Frachtbrief aber zur Abftempelung vorlegen, 
wenn der Transport nicht an eine andere Niederkage oder 
Factorei gerichtet iſt. 

8.8. 

Die Vorlegung der Transportzettel bei der betref⸗ 
fenden Steuerſtelle zum Viſiren ſoll regelmaͤßig zwar in 
den durch die Steuerordnung vom 8. Februar 1819 fuͤr 
die Steueraͤmter im Innern feſtgeſetzten Amtsſtunden, in 
den Wintermonaten vom Dectober- bis. Februar einſchließ⸗ 
Sich von 8 bis 12 Uhr Vormittags, und Nachmittags von 
1 bis sUhr, in den übrigen Monaten von 7 bis ı2 Uhr, 
und von 2 bis 5 Uhr gefchehen; die Steuerbeamten find 
jedoch verpflichtet, in dringenden: Faͤllen diefelben auch aus 
Ger diefen Amtsſtunden zur Tageszeit zu vifiven. 

Feder Waarenführer iſt verpflichtet, bei der mit dem 
Bifiren der Bezettelung beauftragten Behörde fo lange 
befcheiden zu warten, als erforderlich if, den Inhalt der 
Bezettelung in ein. vorgefchriebenes Notizbuch zu uͤberneh⸗ 
men, und erforderlichenfalls die Waaren zu befichtigen. 


$. 9 
Der diefe Vorſchriften gebührend. zu befolgen unter: 
läßt, wird ed fich ſelbſt beigumeffen haben, - wenn ihn 
diejenigen Folgen treffen, welche die Berordnung vom 19. 
"November c. in der Ergänzung des $. 15. der Zollord⸗ 
nung vom 26, Mai 1818 durch die ste Beſtimmung an⸗ 
droht, und weiche nach den nähern. Vorfhriften der Zoll 
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ordnung im $. 111. und folgenden eroͤrtert und feſtgeſetzt 
werden ſollen. 
Berlin, den 25. November 1824. 
Finanz-⸗Miniſterium. 
v. Klewitz. 


26. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Verſendung von Mehl und Zwieback zur See nach 
dem Auslande betreffend. 





Mit Bezug auf unſere Verfuͤgung vom 22. Novem⸗ 
ber d. J. und Amtsblatt Nro. 52, Jahrgang 1824 wird 
bekannt gemacht, daß Ein Koͤnigl. Hohes Finanz: Miniftes 
rium mittelft Reſcripts vom 26. November d. J. IL 
Nro. 22,596 befchloffen hat, in Betracht der Erfahrung, 
daß ans dem für den Zweck der See: Ausfuhr ded Mehl 
, vermahlenen Weigen im der Regel vier Sorten Mehl ge 
fertiget werden, wovon nur die erften beiden im Auslande 
als Mehl verfäuflich find, aus der dritten Sorte indeffen 
Zwiebacke gefertigt werben, welche im Auslande Abfag 
finden, 

auch dem Zwieback „welcher aus der groͤberen Sorte 
Weigens Mehl in Danzig und in andern mahlfteuers 
pflihtigen Städten, welche Mehl feewärtd verfchiffen, 
gebacken werden möchte, die. Steuer: Bonififation zeit⸗ 
weife und zwar für 2 Jahre zu gewähren, damit man 
eines Theils fehe, welchen Umfang das Gefchäft des 
Zwieback-Verſendens gewinnen werde, und anderen 
Theils die Zwifchenzeit genügt werden möge, die Mühs - 
Teneinrichtung zu verbeffern, damit die unausfahrbare 
fehlechtere Mehlſorte fich vermindere, 

Diefe Bewilligung ift jedoch nur unter folgenden 
Modalitäten zugeftanden worden: 

a) Die Steuer» Behörde beauffichtiget, daß die Verbak— 
fung aus der 3ten Sorte des. verfauflofen Weitzenmehls 
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„erfolge, und die: gefertigten Zwiebacke mit ben Weitzen⸗ 
Mehl⸗Quantitaͤten im, Verhaͤltniß ſtehe, welche aus 
dem zur Verſendung über See vermahlenen Weitzen 
bereitet worden, auch daß das Weitzenmehl ohne Ders 
mifhung mit anderm Mehle verbacen werde, 

b) Die Vergütung richtet fih nach der Quantität bes 
Mehls, das zu dem Zwieback verbraucht worden; wel⸗ 
ches befimöglichft ermittelt werden muß, und vorläufig 
dahin angenommen werden mag, daß ein Zentner gro⸗ 
bed Weigens Mehl neunzig Pfund Zwieback gebe. 

€) Sobald der Zwieback gefertigt worden, und gehörig ver⸗ 

packt werden kann, auch die Steuer Behörde die Ue⸗ 
berzeugung genommen hat, daß der Zwieback aus un⸗ 
vermifchtem Weigen» Mehle bereitet worden, werden die 


Duantitäten gehörig durch Verwiegung fefigefiellt, uns " 


“ter Aufficht verpackt, die Tonnen forgfältig verfchloffen, 


und His zur Ausfuhr, auf den Packhof oder zur Nies - 


derlage unter Steuer» DVerfchluß gebracht, 
d) Die Stener = Behörde hat Notiz zu halten, ‚wohin die 
Berfendungen gefchehen, und muß darauf achten, daß 
die Preußiſchen Schiffe den für die Neife gewöhnlichen 
Proviant an Brod, Zwieback und Mehl, und zwar in 
allen Faͤllen mindeftens einen fechöwöchentlichen Bedarf 
eingenommen haben, und nur wenn fie damit gehörig 


verproviantirt find, Feine Zwichade flewerfrei mitvers 


fandt werden. 
Dromberg, den 20. December 1924. 
Königl. Kegierung. Zweite Abtheilung. 


N 27. . 
Publifandum der Königl, Regierung zu Liegnig, den 
zum Abfag des Altern Stempelpapiers verlängers 
ten Termin betreffend. 





Da fich ergeben hat, daß noch gegenwärtig wicht un 
bedeutende Beflände Älteren beziehungsweife zu 4, 8, 12, 


t 
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‚ 
16 und 20 Ggr. geftempelten Papiers, melches aber in: 
der Mitte des Bogens mit dem Stempel bezeichnet ift, 
bei den meiften Haupt> Steuer, Uemtern vorhanden find, 
fo hat das König. hohe Finanz Minifteriumper Rescrip- 
tum vom 3. d. M., den durch die Verfügung vom 20, 
Novbr. v. J., auf den Schluß des jest laufenden Jahres 
beftimmten Termin, bis wohin der Abfag und Gebrauch 
der oberwähnten Arten des Älteren Stempel» Papiers ges 
ſtattet fein follte, noch bis zum Schluffe des Jahres 1825 
hinaus verlängert. 

Das Publifum wird von der Verlängerung diefes 
Termins hiermit in Kenntniß gefeßt. 
Liegnig, den 21. December 1824. — 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 





28. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Koͤnigsberg, 
die Brau⸗Malz⸗ Steuer⸗Kontraventionen be⸗ 
treffend. 


—— 


In mehreren in neuerer Zeit zu unſerer Entfcheidung 
gelangten, gegen Mälzenbräuer anhängig gewordenen Kons 
traventiond s Prozeffen, wegen von den Steuerbeamten bei 
veranlaßter Nachwiegung des zur Einmeifchung deflarirten, 
Malzfchroots befundenen Mehrgewichtd gegen die deflas 
rirte Quantität, haben die Kontravenienten fich mit dem 
Vorwande zu fehügen verfucht, daß fie der Meinung ges 
weſen, ihre Deklaration Hinfichtd der Quantität des zum 
Einmeifchen beſtimmten Malsfchroote könne, an nnd für 
fih, noch feine DVertretungsverbindlichkeit für das hinter, 
ber bei der amtlichen Reviſion befundene Mehrgemwicht bes 
gründen, erfcheine vielmehr nur als vorläufige allgemeine, 
durch den Mevifionsbefund näher feftzuftellende und zu bes 
vichtigende Anzeige, und gewinne erft durch die nachfol 
gende amtliche Verwiegung gegen fle verbindliche Kraft. 
Das Irrige und Nichtige diefer Anficht leuchtet ein, da, 
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wenn das Gefeh die Deklaration des Brauers nicht gegen 

denfelben als durchweg beweifend, und von ihm zu. vers 
treten hätte angefehen willen, fondern die Steuerberech⸗ 
nung und Erhebung lediglich von dem Nevifionsbefunde 
der Steuerbeamten hätte abhängig machen wollen, es der 
Erforderung vorheriger Deklaration vom Brauer gar nicht 
bedurft hätte, und folche ganz zwecklos erfcheinen würde. 
Um indefien dem bemerken Vorwande eins für allemaf! 
vorzubeugen, und zur Hebung jedes 'etwanigen Mißvers 
ftändniffes der beſtehenden gefeglichen GSteuervorfchriften, 
finden wir und veranlaßt, hiermit insbefondere befannt zu 
machen, daß die Beimohnung der Steuerbeamten bei den 
Einmeifchungen zum Brauen, und die von ihnen zu bes 
wirkende Nachwiegung des deflarirten Malzſchroots, aus⸗ 
ſchließlich nur zu dem Ende angeordnet worden, um die 
‚Deflarationen der Brauer zu Fontrolfiren, und zu ermits 
teln, od fie nicht unrichtige Deklarationen aufgemacht ha⸗ 
ben, und wegen diesfälliger Defrande ($. 60. der Steuers 
ordnung vom 8. Februar 1819, Kabinetsorbre vom 10. 
Januar 1824) in Anfpruch zu nehmen, keinesweges aber, 
um den Brauern bei ihren Deflarationen, welche fie vors 
ber fchon ſelbſt zu gehöriger.Zeit aufgemacht haben müffen, 
($30.:31. der Steuerordnung vom 8. Februar 1819) 
umd deren etwanige Unrichtigkeit fie zu vertreten haben, 
mit. Information zur Hand au gehen, oder ihnen zu ihr 
ren Deklärationen erfi den Maaßſtab zu geben. Es bleibt 
daher lediglich eigene Sache jedes. Brauers, bevor er die 
Deklaration zum Einmeiſchen aufmacht, fi 
von dem wirffichen Gewicht feined Malzſchroot⸗Vorraths 
zur Deklaration gehörige Weberzeugung zu verfchaffen, und 
felbſt ſolchen abwiegen zu laſſen, imgleichen Hinſichts der 
Verſendung ſeines Malzes zur Mühle, der Zuruͤckerhaltung 
des Schroots aus der Muͤhle, und des Betriebes ſeiner 
Fabrikation, folche Einrichtungen zu treffen, daß er nach 
vorgängiger eigener Ueberzeugung von dem Gewicht des 
fi befchafften Schrootvorraths, noch” in der gefeglichen 
Zeit ($. 30. 31. der GStenerordnung vom 8. Bebruar 
1819) richtige Deklaration zu den beabſichtigten Einmei⸗ 
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fchungen beim zufländigen Steneramt aufzumachen im 
Stande ſei. 
Koͤnigsberg, den 24. November 1824. 
Koͤnigl. Regierung. 





29. | 

Snftruftion der Königl. Regierung zu Merfeburg, bie 

Berechnung und Ablieferung der Strafen aus Klaffens 
und Gewerbe: SteuersProgeffen betreffend. 


Nach den Allerhoͤchſten Befiimmungen, find bei Vers 
gehungen gegen das Klaffen» Steuer, und gegen das Ges 
werbe- Steuer Gefes, Strafen. angeordnet, welche durch 
die dazu beauftragten Behörden beigetrieben und vertheilt 
werden follen. 

Die Vertheilung diefer Strafe gefchieht dergeflalt, 
daß diejenigen Denuncianten, denen der Staat einen Ans 

theil. daran gewährt, nach den SS. 91 bis 95 der Steuer: 
Drdnung vom 8. Februar 1819, 
Ein Drittheil ded Straf: Betrages 
gegen Quittung zu empfangen haben, wogegen bie übrigen 
Zwei Drittheile 
zu der Königl. Regierungs » Haupt: Kaffe fließen. 

Eine ‚gleiche Vertheilung tritt da ein, wo außer den 
Strafen auch Waaren confiscire werden, indem von dem 
aufgebrachten Werthe derfelben ebenfalls Ein: Drittheil 
dem — : berechtigten — Denuncianten, Zwei Drittheile 
‚aber den Öffentlichen Fonds zufließen. 

; Wenn dagegen dem Denuncianten ein Straf Antheil 

nicht zuftehet, fo wird der gefammte Betrag der Strafe 
fowohl, als des Eonfiscationswerthed, an die Könige. Ner - 
gierungs» Haupt» Kaffe abgeliefert. 

Die Einfendung der Straf- und Confiscationd » Gel- 
der an diefelbe gefchieht vierteljährlich, begleitet vom dop⸗ 
pelten Lieferfcheinen, auf welchen der Gegenfland angege⸗ 
ben werden muß, und zwar in der Art, daß Gewerbes / 
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StenersStrafen und alaſen / Stener- Semi beſonders 
zu declariren ſind. 

Zu gleicher Zeit werden an die unterzeichnete Regie⸗ 
rung Strafliſien eingereicht, welche enthalten müflen: 

» 1) Fortlaufende Nummer, 
2) Name ded Denuncianten, 
3) Name des Contravenienten und Wohnort deſelben, 

4) Worin die Contravention beſteht, 

5) Datum des die Strafe feftfegenden Decrets, . 
6) Betrag der nachzuzahlenden ‚einfachen Gefälle, 
7) Nachweiſung der Vereinnahmung derfelben, 
8) Nefolut: Gebühren, 

99 Nachweis der Abführung derfelben, 
10) Betrag der vierfachen Gefaͤlle ald Strafe, 
11) Betrag der Lofung aus dem Confiscate, 
ı2) Summa ans den Spalten 10 und 11, 
13) Hiervon erhält der Denunciant, 

- 24) Dagegen fließt zur Königl. Replay » — 

Kaſſe, und zwar: 

a) zum Unterſtuͤtzungs⸗Fond, 

b) zum Gratificationd -Fond, 

ec) zuſammen; 

15) Die Gelder find eingefendet am: 
16) Bemerkungen, z. DB. Über Rekurs und dergleichen, 

Die Theilung der Beträge zum Unterſtuͤtzungs⸗ und 

Gratifications⸗Fond gefchieht dergefialt, daß, 

wenn ein DenunciantensAntheil abgezogen wird, die - 
zur Haupt Kaffe abzuliefernden übrigen % einem jeden 
diefer Fonds zur Hälfte zufließen; im Sal jedoch ein 
Denuncianten = Antheil nicht verabreicht wird, diefer dem. 
Gratificationd: Fonds ebenfalls zufömmt, fo daß Iegterer 
alsdeng Zwei Drittheile-ded zur Haupt Kaffe fließens 
den Betrages erhält, der. Unterflügungs + Fonds jedoch 
nur Ein Drittheil davon. 

Abgefondert von diefem Derfahren, binfichtlich der 
Strafen und der Confiscate, wird dasjenige Über die bei 
jeder Eontravention befonderd einzuziebenden einfachen 
Gefälle, Diefe dürfen mit jenen Straf= Beträgen nicht 
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vermiſcht / ſondern fie muͤſſen dem betreffenden Specials 
Kaffen, unter der nöthigen Declaration, zugefendet: wer⸗ 
den, fo daß unſere Regierungs⸗-Haupt-Kaſſe fie unter 
dem Gefanimt= Betrag der refp. Klaſſen⸗ oder Gewerbes 
Steuer mit empfängt. Aus Ddiefem Grunde werden fie 
in den vorbefchriebenen Liften auch nur nachrichtlich, mit 
befonderem Nachweis ihrer Abführung, aufgeführt. 

Gteichergeftalt werden die bei Gewerbe: oder Klaffens 
Steuer» Prozeffen vorfommenden Nefolut> Gebühren nicht _ 
an die Negierungs» Haupt- Kaffe, fondern an die Regie⸗ 
rungs » Sportuls Kaffe hiefeldft, und zwar portofrei, ein: 
gefendet, und es ift der Beweis, daß diefes gefchehen, im 
der neunten Spalte der 'Straflifte, durch Angabe des 
Datums der Quittung, zu führen. 

Sollten Prozeffe in dem Vierteljahre, im welchem :fie 
anhängig gemacht: worden, nicht zur völligen Entfcheidung 
gedeihen, fo müflen fie in der nachfolgenden Lifte, und 
zwar gleich zuerſt unter befonderem Abfchnitte, mit: den 
Nummern, unter benen fie in der vorigen: Lifte fanden, 
aufs neue aufgenommen, * ſo weiter nachs ewieſen 
werden. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß uͤber die 
Klaſſen⸗Steuer⸗ und über die Gewerbe⸗-Steuer⸗-Strafen 
befondere Liften geführt werden müffen, und ordnen wir 
hierbei noch an: daß diefe Liften bei ung, fo wie die nachs 
gewiefenen Straf Antheile ‚bei unferer Haupt: Kaffe fpä- 
teftend bis zum 12ten eines jeden Monats nach dem Quar⸗ 
tal» Schluffe eingehen muͤſſen. 

Merfeburg, den 16. Yuguft 1824. 
Königl. Preuß. Negierung. Zweite Abtheilung. 
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Forft s Verwaltung. 
9 30. ⸗ 
Publikandum des Koͤnigl. Oberlandesgerichts zu Stet⸗ 
tin, die Einziehung und Verrechnung ber Geld- 
Strafen für Holz⸗Diebſtaͤhle betreffend. 


Nach einer Verfügung des Könige. Finanz⸗- Minifterii 
vom 10. u M. fol in dem Falle, wenn bei einen von 
- mehrern Theilnehmern in Königl. Forften begangenen Holz⸗ 
diebftahfe gegen jeden diefer Theilnehmer die. gefegliche 
-. Strafe erkannt ift, der dem Fiskus, als Waldeigenthümer, 
nach den $$. 1.2 und 3. des Gefeßes vom. 7. Juni 1921, 
neben: dem. Erſatze des tarmäßigen Werths des Holzes, 
zufommende einmalige Betrag der in diefen Vorſchriften 
beftimmten Strafe, in Gemäßheit ‚der in der Verfügung 
des Könige. Juſtiz⸗Miniſterii yom 22. September v. J. 
9 Kampiz Jahrbücher Heft 43, Seite 105 aufge⸗ 
ſtellten Grundſaͤtze, von dem durch die Strafen der meh⸗ 
rern Theilnehmer entſtehenden Mehrbetrage getrennt wer⸗ 
den, ſo, daß die Forſtkaſſen zwar die geſammten Geldſtra⸗ 
fen von allen Theilnehmern einziehen, den gedachten Mehr⸗ 
betrag aber zu dem fiskaliſchen Straffonds der Regierungs⸗ 
Haupt⸗Kaſſe abfuͤhren muͤſſen. Eben dahin fließt der ge⸗ 
dachte Mehrbetrag auch in den Faͤllen, wenn der Holz⸗ 
diebſtahl in einer Privatwaldung begangen worden iſt, und 
dem Wald-Eigenthuͤmer die Jurisdiction, vermoͤge welcher 
er diefen Strafbetrag Anſpruch machen Eönnte, nicht 
zufteht. 

Diefe Beflimmungen werden, auf den Antrag der 
hiefigen Könige. Regierung, ſaͤmmtlichen Stadt- und Pas 
trimonialgerichten des Departements hierdurch mit der 
Anweifung befannt gemacht, den gedachten Mehrbetrag der 
Strafen in den Fällen, wenn der Holzdiebftahl in einer‘ 
Privatwaldung begangen worden ift, und dem Waldeigen, 
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thuͤmer die Jurisdiktion, vermoͤge welcher er auf diefen 
Strafbetrag Anſpruch machen könnte, nicht zufteht, dem 
Fiskus zuzuerfennen, und der hiefigen Könige. Negierung 
von den betreffenden Erfenntniffen Mittheilung zu machen. 
Stettin, den 18. Dftober 1824. 
Koͤnigl. Preuß, —— von Pommern. 





31. 
Publikandum der General⸗Kommiſſion zu ET in 
Pommern, die Schonung Königl. Forſten bei Ber 
meſſungen ‘von PrivatzLändereien betreffend. 





Es ift der Fall vorgefommen, daß ein ‚Feldmeffer, 
um fich bei der Vermeſſung von Privat » Ländereien eine 
Geſichtslinie zw Herfchäffen, einen Theil eines Koͤnigl. Fors 
ſtes hat durchhauen laſſen, ohne ſolches dem Königl.. Res 
vier⸗Oberfoͤrſter vorher anzuzeigen. Dieſes iſt durchaus 
unſtatthaft, und daher wird fänimtlihen in unſerm Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe arbeitenden Feldmeſſern ein ſolches Verfahren 
unterſagt, und ihnen aufgegeben, nicht das Mindeſte in 
einem Koͤnigl. Forſtrevier vorzunehmen, ohne davon vor⸗ 
her dem Oberfoͤrſter Anzeige gemacht zu haben. Die Oe⸗ 
konomie⸗Kommiſſarien aber werden angewieſen, auf bie 
Befolgung dieſer Vorſchrift genau zu halten, und in der 
zu jeder Vermeſſung dem Feldmeſſer zu gebenden Inſtruk⸗ 
tion hierauf Ruͤckſicht zu nehmen. 
Stargard, am 22. Oktober 1824. 

Koͤnigl. Preuß, General-Kommiffien zur Regulirung der 
- » gutöherrlichs bäuerlichen Berhältniffe in Pommern, 
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DEIN — = 

Pußiifandum ber Koͤnigl. Regierung zu —— die 
Strafe fuͤr unbefugtes Huͤten der Gaͤnſe in Koͤnigl. 

Feorſten betreffend. 


— — 


Das KRoͤnigl. Finanz-Miniſterium hat mittelſt Ver⸗ 
fuͤgung vom 3. November d. J. II. 23,067 für das um 
befugte Huͤten der Gaͤnſe in den Koͤnigl. Forften, ein 
Pfandgeld von Einen: Silbergrofchen für das Stuͤck, und 
wenn das Hüten in den Schonungen unternommen wird, 
‚von Zwei Silbergrofhen für das Stuͤck, fefigefegt. % 

: Bromberg,; den 29. November 1824: 

Königl, Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 


D. “ 
Bergwerks ; Regale. | 


83. 

Publik indum des Rönigl. Ober: Bergaints zu Bonn, 
‚bie Vegwerie⸗ Polizei auf den Berg⸗ und ng 

tenwerfen betreffend. . , 


4 
— — 


Auf den Grund des Bergpolizei-Dekrets vom 3. Far 
nuar 1813, und indbefondere um die Vorfchriften deſſel⸗ 
ben in Anfehung der Arbeiter: Polizei, Art. 26 — 30. zur 
genauen: Ausführung zu bringen, ° verordnet: das unters 
zeichnete Koͤnigl. Ober⸗Bergamt wie folgt: 

Artikel 1. 

Vom Tage der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger Ver⸗ 
fuͤgung au fol auf jedem Berg- und Huͤtten-Werke des 
Dürener und Saarbruͤckener Bergamtd- Bezirks, fo tie 
auf jedem ‚mit unterirdifchen Baue betriebenen Steinbru⸗ 
che, über die daſelbſt angelegten Arbeiter, :ald Gruben, 
Maſchinen⸗, Pochwerks⸗ und Hütten- Arbeiter, vom Steis . 
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ger, diefen eingefchlofien, abwärts, fortwährend eine genaue 
Lifte. geführt werden. 
Artikel 2. 


Diefe Lifte fol in eim von dem betreffenden Berg⸗ 
meifter oder Mevier- Beamten folürted und paraphirtes 
Huch gefchrieben werden, und enthalten: " 

a) Vor⸗ und Zunamen der Arbeiter nach der Ordnung 
ihres Arbeitd- Standes und in fortlaufenden Num⸗ 
mern; j 

2) die Bezeichnung ihres Arbeitd+ Standes; 

3) ihr Geburts, Fahr; 

4) ihren: Wohnort; ' 

5) Tag und Jahr ihres Dienft-Antritts; 

6) das Datum ihres Tegten Abkehr-Scheins; 

7) Tag ihrer Entlaffung aus dem Dienfte; 

8) Bemerkungen. 

Artikel 3 
Die Bergmeifter und Nevierbeamten. folfen bei ihren 
Befahrungen von Zeit zu Zeit, und zwar wenigſtens zwei⸗ 
mal des Jahres, ſich dieſe Liſten vorzeigen laſſen, ſolche 
verifiziren, und deren ordentliche Fuͤhrung kontrolliren; 
namentlich ſollen ſie darauf ſehen, daß und wie die Art. 
26 und 29 des oben erwähnten Polizei-Dekrets in Hins 
fiht auf Annahme und Abfehr der Bergs und Hüttens 
Arbeiter beobachtet werden, und erforderlichen Falls die 
im vorfiehenden Artikel bezeichneten Bemerkungen in diefen 
und ‚andern polizeilichen Beziehungen vervollſtaͤndigen. 
PR Bay Artikel 4. a 
Hit: denn Anfange jedes Jahres follen ‚überall neue 
Liften angelegt; und. die des abgelaufenen Jahres. an das 
Königliche Bergamt eingefandt werden, woſelbſt fie depo⸗ 
nirt bleiben. 8L 
Artikel 5. 
Contraventionen gegen dieſe Verordnung, ſo wie die⸗ 
jenigen, welche bei der Aus fuͤhrung derſelben zur Entdek⸗ 
kung kommen, ſollen gehoͤrigen Orts angezeigt werden, 
um 
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um nach Art. 31, des Verspolizei⸗Delrets rien ver⸗ 
folgt zu werden. — J 
Bonn, den 1 3. November 1824. 2 
Königl. Preuß. Ober⸗Bergamt für die Dirk 
Provinzen. 


on — na 
Publifandum des Koͤnigl. Ober Bergamts zu Ron, 

bas Berg⸗ Polizei⸗ Reglement fuͤr die — 
bruͤche — 


Das nachfofgende ET WER "für die 
Dachfchieferbrühe in den Koͤnigl. Bergamts = Bezirken 
Düren und Saarbruͤcken iſt mittelfi Reſcripts des Koͤnigl. 
Hohen Miniſteriums des Innern und des Bergweſens 
vom 13. Oktober 1824 für weckmaͤßig erkannt, und der 
ſen Bekanntmachung befohlen worden. 

Bonn, den 1. November 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Bergamt fuͤr die Wiederthemniſchen 
Provinzen. 


Zur moͤglichſten Abwendung der auf den Dachſthie 
ferbruͤchen in den Bergamts-Bezirken Düren und: Saar⸗ 
bruͤcken zeither haͤufig vorgekommenen Ungluͤcksfaͤlle, und 
mit Beruͤckſichtigung und zur Aüsfuͤhrung der Art. 31 
und 32 im Bergwerksgeſetze vom 21. April 1810, des 
Art. 40 im Geſetze vom 18. November 1810 uͤber die 
Organiſation des Bergwerks/Korps, und des Geſetzes uͤber 
die Bergwerks⸗Polizei vom 3. Januar 1813 iſt es noͤ⸗ 
thig befunden worden, folgende bergpolizeiliche Vorſchrif— 
ten zu erlaſſen: 

Art. J. Alle Beſitzer oder Unternehmer von Schie⸗ 
ferbruͤchen, welche ihre Gewinnung fortfegen oder eine 
neue eröffnen wollen, Haben davon: dem betreffenden 
Königl. Bergamte, unter genauer Angabe der Dertlichfeit 
des Bruches, Anzeige zu machen. | 

Annalen Heft V. 1824. Xxx 
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ST, Dieſe Anjethe mug Statt, finden fuͤr die 
in Betrieb befindlichen Brüche innerhalb drei Monaten 
von den Datum der gegeribärtigen Bekanntmachung ab, 
und" ſir he men’ zu erdffnenden Brüche wenigſtens einen 
Monat vor Eröffnung derſelben. 

Art. I. Die Dachfchiefer - Gewinnung foll in der 
Hegel, wenn es thunlich und vergleichungsmweife nicht zu 
Eoftbar ift, durch offenen Tagebau betrieben, und ein uns 
terirbiſcher Bau nur dann geſtattet werden, weun die oͤrt⸗ 
lichen und die Lagerungs⸗Verhaͤltniſſe der, einen Gegen⸗ 
ſtand der Bearbeitung abgebenden Dachſchieferlager dem 
Tagebau entgegen ſind. 

Art. IV. Die Arbeiten in den Bruͤchen muͤſſen fort 
während unter: ſachkundiger Aufſicht ſtehen. Es haben 
daher die Eigenthuͤmer der Bruͤche binnen drei‘ Monaten 
von dem Tage der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger Verord⸗ 
Nnung! em betreffenden Konigl. Bergamte anzuzeigen, ob 
fie: die: Aufſicht ſelbſt führen; oder wen ſie dazu angeſtellt 
haben. In jedem Falle muß der Aufſeher, unter welcher 
Benennung er dieſes auch ſſein mag, bei den mit der po⸗ 
lizeilichen Aufſicht der⸗ Schieferbruͤche beauftragten Koͤnigl. 
Bergwerksbeamten ſich uͤber ſeine Qualifikation, in Ruͤck⸗ 
ſicht auf den Art: 25; im Bergwerks-Polizei⸗-Geſetze vom 
3: Januar 1813, gehörig. ausweiſen. Mehrere nahe zus 
ſammen gelegene ‚Sehieferbrüche koͤnnen, nach darüber eins 
geholter Genehmigung: des betreffenden Koͤnigl. Bergamts 
unter einen Aufſeher geftellt werden. 

Art. V. Die bauwärdigen Dachfchieferfager kommen 
unter. fo abmweichenden Berhältniffen ‚vor, daß es nicht 
möglich ift, allgemein: paffende, ins Spezielle gehende Vor⸗ 
fohriften für den Betrieb der GSchieferbrüche zu geben; es 
wird daher, unter Bezugnahme auf das, was im Art. III. 
diefer Verordnung binfichtlich ‚des Betriebs mittelft offenen 
Tagebanes und mittelſt unterirdifchen Baues gefagt wor⸗ 
den ift, hier nur im Allgemeinen fefigefegt: daB von dem 
betreffenden Bergamte viertels- oder halbjährlich. ‚ein Bes 
amter Fommittirt werden wird, um in. Gemeinfchaft mit 
den Eigenthümern der Brüche, und insbefondere ‚mit - Zus 
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ziehung der Aufſeher, den Betrieb der Brüche zu verab⸗ 
reden, die nöthigen Sicherheitdmaaßregeln zu nehmen und 
zugleich nachzufehen, in: wiefern die ‚bei der naͤchſt vorher⸗ 
gehenden Bereifung getroffenen Anordnungen zur Aus⸗ 
führung gefommen find. 

Dasjenige, was hiernach über den Betrieb. und die 
noͤthigen Sicherheitsmaaßregeln verabredet und beſtimmt, 
auch niedergeſchrieben worden iſt, ſoll den angeſtellten Auf⸗ 
ſehern ſchriftlich mitgetheilt, und zur Nachachtung in ein 
Zechenregifter eingetragen werden. . 

Art.: VI: Don dem. angefteliten Auffeher ik eine 
Nachmweifung zu. führen, in welche die Zahl der anfahren⸗ 
den Arbeiter und deren DVerrichtungen täglich eingefchries 
ben werden muͤſſen. Dieſe Nachweifung ift dem die Brü- 
che von Zeit zu Zeit befuchenden Könige. Beamten vor 
zufegen,. oder auf Verlangen an das. vorgefeßte Bergamt 
einzuferiden: 
>, Arte: VII, Jeder Eigenthümer eines mit — 
ſchen Bauen betriebenen Dachſchieferbruchs iſt verbunden, 
ſolchen durch „einen. ordentlichen Markſcheider aufnehmen, 
und ſowohl Situations-, als Grund- und Profil-Riſſe 
davon anfertigen zu laſſen, wovon ein Exemplar an Ort 
und Stelle aufzubewahren, ein anderes bei dem betreffen⸗ 
den. Koͤnigl. Bergamte zu deponiren, beide aber, fo. wie es 
das Fortrüden des Baues erfordert, von Zeit zu Zeit auf 
Betreiben des Bergamts nachzutragen find. Um die Zweck, 
maͤßigkeit und Gefahrlofigkeit der Baue gegen einander 
beſſer beurtheilen zu können, ift es angemeffen, daß von 
zufammenhängenden Brüchen ein General:Riß angefertigt - 
werde. Die Koͤnigl. Bergämter werden dadurch diefe Auf⸗ 
nahmen. erleichtern, daß. fie hierzu einen Könige. Marks 
ſcheider fommittiren, und für die, Vertheilung der Koften 
pro rata der Feldesgrößen und. der Ausdehnung der Baue 
forgen. 

" Art. VIII Wenn fich in einer Dachſchiefergewin⸗ 

- nung ein Unglücföfall ereignet, roobei ein oder mehrere Ars 

beiter zu Tode oder zu bedeutendem Schaden Fommen, fo 

hat der Bruchseigenthiimer oder der Auffeher der Grube 
Xxx 2- 
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davon zur Stelle den, den Schieferbrůchen vorgeſetzten 
Könige, Bergbeamten in Kenntniß zu feßen, welcher die 
Saache zu unterfuchen, die zur. Rettung oder Abwendung 
fernerer Gefahr nöthigen Vorkehrungen zu treffen, und 
über den ganzen Hergang der Sache ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, und —— nach legaler Vorſchrift zu verfahren 
hat. 

Art. IX. Im Uebrigen haben die Eigenthümer der 
Dachfchieferbrüche und ihre angeftellten Auffeher allen po⸗ 
lizeifichen Anordnungen, welche von den Könige. Bergaͤm⸗ 
“tern oder von denfelben beauftragten Revier-Bergbeam⸗ 
‘ten, bei Gelegenheit der periodifhen Befahrungen oder 
font getroffen werden, pünktlich Folge zu leiften. 

Art. X. Alle Zuwiderhandiungen gegen den Inhalt 

diefer Verordnung follen mit Bezug anf die Dispofitionen 
im Gefeg vom 21. April 1810, Art. 93 bis 96, und im 
Dekrete vom 3. Januar 1813, Art. 22 und 3ı, konſtatirt 
und den Fompetenten Gerichtöftelfen zur amtlichen Ver⸗ 
‚folgung und Beftrafung uͤberwieſen werden, fo wie auch 
‚noch insbefondere die Bruchseigenthänter bei Ungluͤcksfaͤllen, 
welche durch Mangel an der gehörigen Befolgung der ges 
genwärtigen Vorſchriften entfianden find, die gerichtliche 
Ahndung nach Art. 319 und 320 des Strafgeſetzbuchs 
zu gewärtigen haben, und zugleich, wo ed Statt findet, 
‚der Civil -Schadloshaltung mach Art, 1383 des bürgerlis 
chen Gefeßed ausgeſetzt bleiben. 
Art. XI. Gegenwärtiged Polizei» Neglement für die 
‚Dachfchieferbrüche in den Bergamts: Bezirken Düren und 
Saarbrücken. fol durch den Abdruck in den Amteblättern 
der Königl. Regierungen zu Aachen, Trier, Köln und 
Koblenz die erforderliche Offenkundigkeit erhalten. 

Bonn, den 16. September 1824. 

‚Könige, Preuß. Ober⸗Bergamt für die Niederrheinifchen 
Provinzen, 
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u BE: 
Poſt⸗ Verwaltung. 


35« 
Circulare des Könige. General-Poftamts an fammeliche 
Poftämter, erelufive der im Auslande belegenen, bie 
Einführung der neuen Kaffen-Anmweifungen an die Stelle 
der Trefors und Thalerfcheine betreffend. 


— 


Mit Bezugnahme auf die im 24. Stäf ber allges 
meinen Gefegfammlung pro 1824 sub No, 904. abge 
druckte allerhächfte Kabinet3-Drdre v. 21. d. M., wegen . 
Einführung der neuen Kaffen > Anweifungen an die Stelle 
der Trefor, und Thaler: Scheine, fo wie der ehemals ſaͤch⸗ 
ſiſchen Kaſſen⸗Billets Lite. A. wird fämmtlichen Poft- An- 
falten der Monarchie, folgendes zu ihrer Nachachtung 
und Befolgung eroͤffnet. 

1) Ale Zahlungen, welche Fünftig in Silbergeld an die 
Poſt-⸗Kaſſen zu. leiſten find, muͤſſen, in ſofern durch 
ſchriftliche Vertraͤge ein Anderes nicht beſtimmt iſt, 
bei jeder Einzahlung, wenn dieſelbe die Summe von 

2Rthl. Courant erreicht, oder uͤberſteigt, zur Haͤlfte, 
fo weit die Theilbarfeit der Summe es erlaubt, in 
diefen Kaflen- Anmweifungen, oder bis nad Manfgabe 
der $$. IV, und V. der. Umtaufch der Kaffen, Ans 
weifungen, vollendet ift, in Trefors und Thaler: Scheis 
nen, imgleichen in Kaſſen-Billets Litt. A, abgeführt 
werden. 

2) Die Kaſſen⸗Anweiſungen find. zur Beförderung der 
Eirculation zu allen Ausgaben, welche darin berichs 
tige werden können, zu verwenden und die Fünftig 
eingehenden Trefors, Thaler » Scheine und Koffens 
Billets auf Ueberfchäfe zus Generals Poft- Kaffe und 
andern Haupt:Kaffen abzuliefern. 

3) Die Vorfriften, welche in den VI. und VII. SS. 
der allerhöchften Kabinets » Drdre in Betreff der 
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Smwangd Zahlung der Kaffen, Anmweifungen ıc. (oder 
für jege auch in Trefors, Thaler-Scheinen und Kafs 
fen. Bilfet8 nach F. 5. des Geſetzes) und Erlegung 
des Straf: Agiod für den nicht in diefen Papieren 
entrichteten ZwangssAntheil enthalten find, muͤſſen 
genay befolgt werden. \ 

Auf Neifende, welche vom Auslande fommen, und 
zu ihrer Weiterreife fich der Poſt-Anſtalten bedienen 
wollen, laſſen fich jedoch nach Billigfeit die Beſtim⸗ 
mungen’ wegen der Zwangs-Zahlungen der Kaffens 
Anweifungen nicht anwenden, daher diefe Meifende 
davon einftweilen dispenfirt ‚bleiben. - 


4) Der zahlbare Betrag in Kaffen > Anmweifungen ift nach 


Maaßgabe jedes einzelnen Object, wofür die Zahlung 
zu leiften ift, abzumeffen. 3. B. wenn jemand 20 
Briefe zur Poſt giebt, und dafür überhaupt 2 Rthlr. 
Sranfo zu zahlen hat, fo kann die Zwangs-Zahlung 
in Kaffen »Anweifungen nicht verlangt werden, weil 
ed jedermann frei fehet, die Briefe einzeln zur Poft 
zu geben. 


5) Wegen der Kontroffe über die Einzahlung der Kafs 


fen = Unweifungen wird folgendes feftgefeßt: 

Ueber jede einzefne Porto- und Franko- Erhebung 
fann zwar in den Kaffen- Büchern Feine Notiz ges 
führe werden, weil diefe Erhebungen in zahllofen eins 
zelnen Pofitiongn in den Poft » Karten eingetragen 
werden, und die Kaffen- Bücher nur die pofttägliche 
Einnahme einer jeden Poſtverbindung nachweifen. 
Die PoftsAnftalten find aber für die Beobachtung 
der DVorfchriften über Zwangs- Einzahlung verants 
wortlich, und verpflichtet über das einfommende 
Straf: Agio Annotationen zu führen, die Beträge zu 
deponiren, und tertialiter beim General=Poft- Amte 
die Vereinnahmungs-Ordre nachzufuchen. 

Das Poſt-Amt hat an feinem Theile hiernach fich 
gehörig zu achten, und fämmtliche bei demfelben 
fungirende Beamte demgemäß mit Inſtruction zu 
verſehen. 
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Für die, demfelben untergeordneten, VPoſtwaͤrter ⸗Aem⸗ 

ter erfolgen — Exemplare von dieſem Citculare in ‚der 
Anlage: — A 
Berlin, den 29. December 182, 
Generals Popt Amt. 


! 


ur 0 


Id., 


Nagler 





r i 36. ti, „A „Tg #3%) 
Girculare des Königl. General⸗Poſtamts, an fämmile 
che Poſt⸗Aemter, das Gepaͤck der Reifenden auf 
“ Diligenzen und Fahrpoſten betreffend. 


Es iſt fuͤr angemeſſen erachtet worden, kuͤnftig das 
Porto fuͤr das Gepaͤck der Reiſenden auf den Diligenzen 
und Fahrpoſten / nicht weiter in die Perſonenzettel, ſon⸗ 
dern nebſt der Adreſſe in die Karte desjenigen Ortes uͤber⸗ 
tragen und berechnen zu laſſen, bis zu welchem das Per⸗ 
ſonengeld vor der Abreiſe bezahlt worden iſht. 

Die Reiſenden find befugt ihr Reiſegepaͤck wie ge⸗ 
woͤhnliche Poſt⸗Stuͤcke zur Poſt zu geben, in welchem 
Falle ihnen jedoch die Bequemlichkeit entgeht, unterweges " 
Sachen herausnehmen zu Finnen. — PAR 

Wenn die Neifenden aber ihr Gepäd als Paſſagier⸗ 
Sachen declariren, ſo muß ihnen ein beſonderer Aufgabe 
oder Einlieferungs- Schein A 2 Gyr. ertheilt werden, mit 
dem fie fich unterweges in dem Fällen legitimiren Fönnen, 
wenn fie von ihren Sachen, welche als Poſtſtuͤcke mit be⸗ 
foͤrdert werden, Gebrauch machen wollen. * 
Zu dieſen Scheinen ſollen beſondere Formulare abge⸗ 
druckt und dem Poft-Amte zugefertigt werden. Bis das 
hin find die jegigen Einlieferungs ſcheine zu gebrauchen, auf 
welchen nur mit zu bemerken Mr. 

Paſſagier⸗ Gut zur Dispofition ded ꝛc. 
9 Hiernash: haben ſich ſaͤmmtliche Poſt-Aemter zu ach⸗ 
sen, und die deuſelben untergeordneten Poſt⸗Anſtalten 


\ 
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hiervonin Keinen zw ſetzen, zu welchem Zwecke — 

Exemplare dieſes Circulare hierneben mitfolgen. 
Berlin, den 26. December 1824. 


General: Poſt-⸗ Amt. 
Nagler. 





J 37. 

Circulare des Koͤnigl. General-Poftamts, an fämmtlis 
he Königl. Poft-Aemter, die Anrechnung des Franko⸗ 
Porto-Betrags für die bei den Behörden einge 

henden unfranfirten Eingaben betreffend. - 


— 


: Um den: Könige, Regierungen und anderen Behörs 
den rückfichtlich der Anrechnung des Franco,» Porto» Bes 
traged für die am diefelden unfranfirt eingehenden, dem 
Sranfirungszwange unterworfenen Eingaben eine Erleich- 
terung zu gewähren, ift befchloffen worden, den Behörden 
nachzulaffen, daß die Couverte ſolcher unfranfirten Ein- 
gaben, worauf 


Name und Wohnort des Abfenders 


deutlich notirt ſein muͤſſen, anſtatt beſonderer Verfuͤgung 
den Poſt-Anſtalten zur Einziehung des Franco zuruͤckge⸗ 
geben, und von den leßteren angenommen werden fünnen. 


. Diefe. Anrechnungen dürfen jedoch nicht wie früher 
mit Pro gefchehen, fondern der Name des Abfenders, dem 
das Convert bezeichnet, muß in die Karte eingetragen, das 
einzuziehende Franco- Porto ante lineam notirt, und das 
einfache Brief, Porto für das zurückgehende Couvert im 
der Linie berechnet werden, welches letztere ſodann mit dem 
ee Sranco: Porto, Detrage ‚gleichzeitig einzugier 
en 

Dem Pofl-Amte zu N. N. gereicht dieſes, ald Er 

laͤuterung der Beftimmung $. 7. in dem Generals Eirfus 
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lar No, 35 vom 29. September 1824, hiermit zur Nach⸗ 
richt und Achtung. 

Berlin, den 26.November 1824. 

2: General; Poft- Amt, 

Nagler, 





Circulare des Königl. Generals Poftamts, an ſaͤmmtliche - 
PoftzAemter, die Anlegung der Poſt⸗Uniform bes 
treffend. 


— 


Des Königs Majeftät Haben mittelft Aferhächfter Ka⸗ 
binet3-Drdre vom 6ten d. M. mißbilfigend bemerkt, daß 
dad Tragen der Uniform bei geeigneten Gelegenheiten von 
den Beamten, unterbleibt, und befohlen, daß diefelben, fo 
wie überhaupt alle diejenigen Perfonen, welche Uniform zu 
tragen berechtigt find, bei Sffentlichen feierlichen Gelegens 
heiten, und wenn’ fie vor Allerhöchft denenfelben erfcheinen, 
nicht anders als in der ihnen beigelegten Uniform fich 
zeigen follen. ’ 

Ih empfehle daher ſaͤmmtlichen Poft- Beamten, fich 
mit der vorgefchriebenen Staats Uniform fofore zu verfes 

ben, und diefelde bei allen feierlichen Gelegenheiten, vor: 
züglich aber bei der Durchreife Allerhoͤchſter und Hoher 
Herrichaften zu tragen. 

Die Herrn Poſt-Amts⸗Vorſteher find für ihre Uns 
tergebenen verantwortlich. 

Dei diefer Gelegenheit muß ich an alle praftifche 
Poft- Beamten nochmals die Aufforderung ernfllich wieders 
holen, im Dienfte nicht anders als in Uniform zu erfcheis 
nen. Diefe muß vorfchriftsmäßig fein, und namentlich 
muͤſſen die Secretaird und Diätarien fich nicht heraus 
nehmen, zwei Epaulethalter auf den Schulterſtuͤcken der 
Snterimd- Uniformen zu tragen. 
Meine Aufforderungen, im Dienfte ſtets in Uniform 
zu gehen, find bis jege nur theilweiſe beachtet worden, 
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und ich: habe wahrnehmen - mäflen, daß mehrere: Poſt⸗ 

Amts, Dirigenten bierunter felbft Fein gutes Beiſpiel geben. 

Ich habe: zu denfelben das Vertrauen, daß es nur dieſer 

Bemerkung bedürfen wird, um. überall die beftehenden 

Vorfchriften, wegen dieſes Gegenftandes, erfült zu fehen. 
Berlin, den 19. Oktober 1824. . 
Der General: Poft: Meifter. 





Nagler. 
F. 
Stant3-Schuldenwefen. 
39, 


Publifandum der Königl. Immediat⸗Kommiſſion, bie 
Erhebung der mit Prämien» Scheinen verbundenen . 
Staatsfchuldfcheine betreffend. 


* 


Nach der Beflimmung der Bekanntmachung vom 24. 
Yuguft 1820 und dem Inhalte der Prämienfcheine, fol 
Ien die mit den letzteren verbundenen Staatöfchuldfcheine 
bei der Erhebung der Prämien vorgezeigt, und auf die hoͤ⸗ 
heren Prämien mebft den laufenden Coupons zurückgeftellt 
werden. Da aber in Folge der von der Königl, Haupt⸗ 
Berwaltung der Staatöfchulden angeordneten Verlooſung 
von Staatsfchuldfcheinen, mehrere dieſer mit den Prämien, 
fcheinen verbundene Staatsfchuldfcheine zur Erhebung Fonts 
men möchten; fo ift die Veranftaltung getroffen worden, 
daß dergleichen bei der Verlooſung gezogene, mit Prämiens 
feinen verbundene Staatsſchuldſcheine, gleich den. übris 
gen, bei der Könige. Staatöfchulden- Tilgungs » Kaffe rea⸗ 
Jifire werden. Diefe wird alsdann die gefchehene Zahlung 
des Detrags des Staatsſchuldſcheins auf dem dazu gehoͤ⸗ 
rigen Prämienfchein notiren, und im Fall legterer ſpaͤter⸗ 
hin bei der Prämienziehung herauskommt, wird damit eben 
fo verfahren werden, als wenn: der Staatsſchuldſchein 
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daran noch befindfich wäre, und bei einem höhern Gewinn, 
wo fonft der Staatsfchuldfchein Hätte eingeliefert werden 
müffen, wird alsdann der Betrag deſſelben mit Hundert 
Thalern fammt den Zinfen, feit dem Tage des Anfangs 
der betreffenden Prämien: Ziehung bis zum Tage der Aus⸗ 
zahlung der Prämie, zu 4 Prozent dem Inhaber von der 
ihm gebährenden Prämie abgerechnet werden. 

Berlin, am 1. October 1824. 
Koͤnigl. Immediat⸗Kommiſſion zur Vertheilung von Prämien 
auf Staatsfchuldfcheine. 
Rother. Kayſer. Wollny Kranfe . 





. 40. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die 
auf Scheidemuͤnze lautenden Staatsſchuldſcheine 
betreffend. 





Zu Vermeidung jedes begründeten Bedenkens machen 
wir den Inhabern von Staats Schuldfcheinen, welche 
nicht auf Silber-Courant, fondern auf Scheide: Münze 
lauten, hiermit befannt, daß die auf Scheide: Münze 
lautenden Staats - Schuldfcheine den übrigen völlig gleich 
gelten, wie diefe auch in Courant verzinfer, und wenn fie 
ausgelöfet werden, das Kapital auch in Conrant al pari 
bezahlt wird. 

Breslau, den 26. November 1824. 

König, Preuß. Regierung. 


_ 1040° 
IV, 


Kational » Snduftrie, 


41. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Merfeburg, das 
von den Kirchens und Schul nfpeftionen zu beobach⸗ 
sende Verfahren bei Ausführung der Gemeinheitsthei⸗ 
Iungss und Ablöfungs Ordnung betreffend. 


Obgleich wir bisher, da nach Inhalt des Gefeges 
über Ausführung der Gemeinheitstheilung und Abloͤſungs⸗ 
Drönung vom 7. Juni 1321, $. 5. den General: Coms 
miffionen zur Ausführung deffelben alle Befugniffe beiges 
fegt find, welche ihnen, nach der Verordnung vom 20. 
Juni 1817, in Beziehung auf, die NRegulirung der guts⸗ 


- herrlichen und bäuerlichen Verhättniffe zufiehen, — und 


in Betracht, daß $. ı7. diefer letztern Verordnung bes 
fimmt: „daß die General: Commiffionen in Hinficht der 
moralifchen Perfonen, als ded Fisch, der geiftlichen und 
Öffentlichen Snftitute, deren Dermögend- Verwaltung mits 
telbar oder unmittelbar unter einer Staatsbehoͤrde fteht, 
die Stelle diefer Behörde mit allen ihren Nechten und 
Pflichten vertreten — auch die Genehmigung der Gene 
ral⸗Commiſſion in diefen Angelegenheiten eben die Wirs 
fung, als die der vrdentlihen Staatd- Behörde haben 
folfe* — die geiftfichen Unterbehoͤrden in unferm Bezirk, 
. in Gemeinheitstheifung und Ablöfungsfachen, an die ges 
dachte General: Commiffion Iediglich vertiefen haben, fo 
finden wir und doch, in Folge einer und zugegangenen 
höhern Anordnung, zu folgender nähern Beftimmung vers 
anlaßt. 

Die Kirhens und Schulsnfpectionen, fo wie bie 
Hominiftratoren frommer Stiftungen, werden nemlich hiers 
durch aufgefordert, unbefchadet der gefeglichen Nefjortvers 
hältniffe der Könige. General: Commiffion, bei Gemeinheits⸗ 
theitungen, in Fällen, wo diefelben glauben, daß 
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das Intereffe der Kirchen, Pfarren, Schulen 
oder milden Stiftungen gefährdet werden föns 
ne, oder wenn ihnen Zweifel darüber beiwoh— 
nen, an und, unter ausführlicher Auseinanderſetzung des 
Sachverhältniffes und, unter Beifügung ihres Gutachtens, 
zu berichten, und unfere Interceffion bei der Königl. Ge- 
serals Commiffton, zu Gunften ihrer Anfichten, nachzufuchen. 
Merfeburg, den 30. November 1824. E 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 





— 42. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Danzig, die 
Grundſtuͤcks⸗Dismembrationen und die zu verthei⸗ 
lenden Abgaben betreffend. 


— — 


Durch die Verfuͤgung vom 2. Juni 1823, (Amts⸗ 
Blatt No. 29. v. F,) find die ſaͤmmtlichen Könige. Dos 
mainen- und Intendantur⸗Aemter über das, in den Dos 
mainen bei Befigveränderungen zu beobachtende Verfah⸗ 
ren mit Anmweifung. verfehen. - In Verfolg diefer Befannt- 
machung wird zu $. 4. Litt. r. wegen der Grundſtuͤcks⸗ 
Zerſtuͤckelungen und der zu vertheilenden Abgaben noch 
Folgendes aus einer, an die unterzeichnete Regierung uns 
ter dent 24. Detober c, ergangenen Verfügung des Koͤ⸗ 
nigl. Finanz -Minifterii ergänzt. 

1) Wenn bei Grundftücld : Didmembrationen die grunds 
herrlichen Gefälle von dem abgezweigten. Grundftück 
noch nicht einen Thaler jährlich betragen, fo Fan 
die Grundſtuͤcks⸗Vertheilung nur alsdann nachgeges 
‚ben werden, wenn von dem Erwerber die grund⸗ 
herrliche, unter einem Thaler betragende Abgabe 
durch eine Kapitald» Zahlung zu 5 pro Cent in 
baarem, Faffenmäßigen Courant abgelöfet wird. Das 
dismembrirte Grundſtuͤck wird durch diefe Abloͤſung 
von der Zahlung einer grundherrlichen Abgabe bes 
freit, und haben die König. Domainens und Inten⸗ 


» 
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dantur⸗Aemter die abgelöfete Abgabe als Ausfall zu 
fiquidiren, > 

2) Betraͤgt die jährliche grundherrliche, auf das dis⸗ 
membrirte Grundftück zu legende Abgabe einen Thaler 
oder mehr Bis zum Betrage von 4 Thalern; fo 
hängt ed nach der Beftimmung der Abloͤſungs⸗Ord⸗ 
nung vom 7; Jum 1821 $. 29. ſowohl von dem 
Grundherrn, als auch von dem Grundſtuͤcks-Erwer⸗ 
ber ab, die Ablöfung der gruandherrlichen Abgabe durch 
Eapitald Zahlungen A 5 proCenr in faffenmäfigem 
Gelde zu verlangen, und fällt nach erfolgter Abloͤ⸗ 
fung die abgelöfete grundherrliche Abgabe fort. 

3) Findet aber" in: dem, unter 2 bemannten Falle feine 
Abloͤſung durch Capitals: Zahlung ſtatt; ſo muͤſſen 
von den grundherrlichen Abgaben des abgezweigten 
Grundſtuͤcks 4 pro Cent an erhoͤheten Adminiſtra⸗ 
tions⸗ Koften berechnet, und von dem Grundſtuͤcks⸗ 
Erwerber, qußer dem vertheilten grundherrlichen Ab⸗ 
gaben: erhoben werden: Dieſe 4 pro Cent werben 
nur in dem Falle nicht eingezogen, wenn folche nicht 
einen vollen- Pfennig jährlich betragen. ’ 

4) Wenn Grundftüce zertheilt werden, auf . welchen 
Grundftener (Eontribution) haftet, fo muß ſolche auf 
das Haupt =- und- dismembrirte Grundftück verhälts 
nigmäßig vertheilt werden. Don dem Theile der 
Grundſteuer, womit das dismembtirte Grundſtuͤck 
belegt wird, muͤſſen 4 pro Cent am erhoͤheten Ads 
miniftrationd » Koften berechnet und eingezogen wer⸗ 
den, und find, wie die Grundfteuer feldft, unabloͤslich. 
Betragen dieſe 4 pro Cent weniger als einen vollen 

“* Pfennig jährlich; fo ſchwindet die Erhebung. 

5) Wenn Grundftüce zum Abbau dismembrirt werden, 
und dadurch neue Eigenkaͤthner-Etabliſſemenis ent⸗ 
fiehen, fo finden: folgende Grundfäge Anwendung: 
a) ift das Grundſtuͤck, von welchem das Eigenfäthner- 

Etabliffement gebildet wird, nicht mit Grundſteuer 
(Eontribution) belegt, fo wird von dem letzteren, 
wenn dazu ı- Morgen Magdeb, oder mehr gelegt 
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‘wird, 1 Thaler an firivtem Schutzgelde jährlich er: 

hoben, von ‚einer "Fläche unter einem Morgen, 
werden 20 Sgr. jährlich eingezogen; 

: b) it das Grundſtuͤck, welches zur Errichtung eines 
Eigenfäthner = Etabliffements dismembrirt wird, mit 
Grundftener (Contribution) ‚belegt und beträgt bei 
der Bertheilung der Grundfieuer auf das Kaͤthner⸗ 
Etabliſſement die Grundſteuer für das letztere 20 
Ser, und mehr jährlich, fo werden (nach No.4.) 
4 pro Cent an erhöheten Arminiftrationg » Koften 

berechnet und eingezogen, Schußgeld. -aber nicht 
‚erhoben. Betraͤgt diefer, auf das Kaͤthner⸗Eta⸗ 
bliſſement fallende Theil der Cont:ibution aber we⸗ 
niger ald 20 Sgr. jährlich, fo wird, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht sauf den Flächen» Inhalt zu nehmen ‚welcher 
zur Errichtung des Kaͤthner⸗Etabliſſements abge⸗ 
treten iſt, der geringfte Satz des fixirten Schng- 
“Geldes, nemlich 20 Sgr. erhoben, der auf dag 
Kärhner = Grundftück überwiefene Theil der Con⸗ 
tribution von demfelben eingezogen, und finder in 
dieſem Falle die Berechnung der 4 pro Cent von 
der Eontribution nicht ſtatt. Az 
Refeript des Königl. Finanz: Minifterii vom 
15. December 1821.) 
Nach diefen Beſtimmungen Haben fich die Koͤnigl. 
Domainen, und Intendantur-Aemter auf das Genunefte 
zu achten, , die Abgaben» Bertheilungd= Berechnungen. for 
wohl von den Iandesherrlichen als grundherrlichen Ge- 
faͤllen in duplo feparat anzulegen, und in foferm nach 
No. r. und 2, Gefälle: Ablöfungen durch Capitald + Zah» 
lungen eintreten, auch die Berechnungen hierüber, mit 
Nückficht auf die, wegen der Gefälle: Ablsfungen erdanges 
nen Borfchriften, beizufügen. i 
Dabei wird den Königl. Domainens und Intendan⸗ 
tur⸗Aemtern wiederholt eröffnet, daß nur dem eigenthuͤm⸗ 
lichen, erbpachtlichen und erbemphyteutiſchen Grundbefit 
zern unter den, in der Bekanntmachung vom 2, uni 1823 
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und in der jegigen Verfügung aufgeftellten Beſtimmungen 
das Recht eingeräumt werden darf, ihre Grundftüce mit 
unferer Genehmigung zu diömembriren. Den Zeitemphys 
teuten und Zeit-Pächtern kann dieſes Recht aber. nicht 
eingeräumt werden. j 

Danzig, den 22. November 1824. 


Königl. Regierung. Zweite Abtheilung. 





43. 
Publikandum der Königl. Regierung zu Danzig, den 
Anbau des Thymoty⸗Graſes betreffend. 


— —— 


Nachſtehende Bekanntmachung des Herrn Landſtall⸗ 
meiſters v. Burgsdorff zu Trakehnen, wegen Anbaues des 
Thymoty⸗Graſes, wird hiedurch zur Kenntniß und Be⸗ 
achtung des landwirthſchaftlichen Publikums gebracht. 

Danzig, den 14. December 1824. 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 
„Thymoty⸗Gras, Phleum pratense Linn. zählt 
ſchon Thaͤr in feinen Grundfägen der rationelfen Lands 
wirthſchaft zu den Wiefenpflanzen erfier Art. Ich habe 
es zuerft in England und dann in Vorpommern Fünftlih 
angebaut gefunden. Diefe Pflanze ſchien mir fehr wichtig 
auch für Preußen, daher hat die hiefige Adminiftration 
\ mehrjährige Verfuche damit im Großen gemacht, und es 
fiehet erfahrungsmäßig feft; 
ı) daß daß Shpmotys Grad im hiefigen Klima ganz 
vorzüglich gut gedeihet, alfo auch nicht ausfrieret; 
2) daß es, feiner Weichheit und Süßigfeit wegen, den 

Pferden, Schaafen und dem: Nindviehe ganz beſon⸗ 

derd angenehm ift, fowohl grün als getrocknet, ja, 

daß ſelbſt die 3 bis 4 Fuß fangen Halme von den, 
zur Saamen Gewinnung überreif gewordenen Pflan- 
zen von fehr vermöhnten Pferden mit Begierde ge 


freſſen worden; 
3) 
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„, 3) daß die Schaafe mit 8 bis 10 Zoll langer "Wolle 
in England beſonders auf etwas feuchten Weiden) 
die mit Thymoty⸗Gras angefäct ſind, ganz vorzuͤg⸗ 
lich gut gedeihen, daß. es auf ſolchen Stellen und 

4) auch auf: hohen Aeckern, die Gerfte tragen, und 

‚ mit ihr zugleich ausgeſaͤet, im nächften und dann 
mehrere Jahre hindurch einen üppigen Wachſthum 
bat, und für fih allein das genügendfte Schradt und 
ein außerordentliches Ban, — wi ‚aehuns 
des Heu lieferey. 22 ©. 

5) daß es gang? befonders, * —* Rieei ——* 
ſaͤet, als Weide fuͤr Pferde, Schaafe und Rindvieh 
gar nichts zu wuͤnſchen uͤbrig laͤßt, einmal ſeines 
vortrefflichen Gehalts wegen, und zum andern, weil 
die Pflanze, ohne den Boden zu verquellen ‚fh um 
fo mehr beftaudet, als fich der weiße Klee auf den - 
Weidefchlägen nach einigen Jahren“ immer meht ver⸗ 
liert. 

Dieſes ganz vorzägliche Wiefen und Acker⸗ Gras, in 
Großen anzubauen,. hielt ich für Pflicht, "eben: ſo, es. den, 
Preußiſchen Landwirthen anzuempfehlen. 

Das hieſige Koͤnigl. Haupt⸗Geſtuͤt hat ſchon 4 die, 
fänuntlichen MWeidefrhläge feiner. 12, Vorwerke zur. Hälfte: 
mit weißem Klee und Thymoth⸗Gras⸗Saamen à 15 MPfde 
von. jeder Gattung pro Morgen Preuß, ‚eingefäct, - auch 
wird es feine Wiefen, immer mehr, Ba verjütigeh, ing 

Bon diefem Gräfe bleibt it jeden eideſchlage eine 
kleine Fläche zur Saanen⸗ Gewinnung fuͤr ſich allein, und 
alſo A 3 Pfd. pro Morgen geſaͤet ſtehen. 2 

Dadurch ift es erreicht worden, daß ſchon jeßt. eitie 
bedeutende Düuantität gut gewonnenen Saamens bier. 
Fäuflich überlaffen werden Fan, und wenn ansmärtige 
Gaamenhandlungen minderwichtige Gtas Saamen iu 8, 
bis 10-©gr. pro Pfo. verkaufen, und die bedeutende 
Transportkoſten noch hinzutreten, fo. wird die Hiefige Koͤ⸗ 
nigl. Adminiſtration den‘ ymoty⸗Gras » Saamen in 5. 
Ser. pro Pfd. Preuß/ Landwirthen 'überkäffen "+" 

Annalen Heft IV; 1324, Yyy 
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2... Meißer: Kleeſaamen iſt zu 8 Thaler pro Scheffel zu 
haben. Briefe werden frei erbeten. =: et 
ph, Zrafehnen;;den; 10. November 1824- 

si muss. Der Sands Stallmeifter 
SEN „int sr Ban v. Burgsdorff. 25 
nis gt BORSTEIE SE 30 role — 


——4— 
reihen 





ee ebenedl are" 
Refeript des Konigl. Minifteriumg des Innern. an bie 
Königl. Regierung zu Breslau, die auf Unterpfand von 
Gettreide⸗Vorraͤthen anzulegenden. Leihanftalten- 

dsiaranı? uno betreffend. *:- ' 
Der Königl. Regierung wird, auf Ihre im Berichte 
vom :20. diefed Monats erneuerten, Borfchläge wegen Erz 
leichterung der Grund» Befiger durch Einrichtung _ einer 
auf Unterpfand durch Getreide DVorräthe berechneten Leih⸗ 
Anſtalt erwiedert, daß darauf in der von Ihr vorgeſchla⸗ 
genen Att, die, Vorſchuͤſſe nemlich entweder aus Staats⸗ 
Kaffen’zu-leifterr, oder für Rechnung des Staates aufzu⸗ 


nehmen, nicht eingegangen werden kann; auch iſt nicht zu 


di..tes 


er} 


W uUnternehmern in, Unterhandlung zu treten, und wird das, 
—— nicht Anſtand nehlnen, eine ſolche Einrichtung 
ii Bere pice = 20ae 


dgtignt zu unterftügen. | — 

Es verſteht ſich jedoch von deſſen Einwirkung von 
ſelbſt, daß dieſelbe dann erfk, eintyeten.. fan, wenn DER“ 
Einrichtung ⸗Plan mit den Unternehmern beſtimmt ver⸗ 


9/ „air Yin unan 
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abredet und die Punkte, bei welchen es der Concurren; 
der Staats» Behörden bedarf, angegeben fein werden, 
ech den 25. November 1824. 
Minifterinm des Innern, Erfte Abtheilung. 
2 Köhler, 


x "45. u 
Yublifandum des. Königl. Ober-Prafiviums in. Stets 
- tin, die Stiftung einer Gefellfhaft für Pommerſche 

Gecſchichts⸗- und Alterthumkunde betreffend. 


—_— 


Se Ts 
Es wird in und für Pommern ein freier Verein von 
Sreunden und Beförderern der Daterlandsfunde, unter 
dem Namen der Gefeltfchaft für Pommerfche Ges 
ſchichts⸗ und — — geſtiftet. 


$. 
Der Zweck diefer Gefetfcaft it: die Denkmäler der 
‚ Vorzeit für Pommern und Nügen, fo mie ed in andern 
deutfchen Provinzen bereits mit Erfolg gefchehen ift, zu 
retten, und gemeinnüßlich zu machen, dadurch dem Fünfs 
tigen. Gefchichtöfchreiber Pommerns brauchbare DBorarbeis 
ten zu liefern, und zwar insbefondere durch dad Sam⸗ 
meln von Materialien und Behandeln einzelner geſchicht⸗ 
licher und alterthuͤmlicher Gegenftände, die Abfaflung eis 
ner quellenmäßigen ‚älteren Gefchichte des Pommerfchen 
Landes und Volkes zu erleichtern, Pommerfche Alterthuͤ⸗ 
mer Aufzufuchen, zufammen zu bringen und der Mit; und 
Nachmelt forgfam zu 
$, » 

Ihre Forſchungen eg Nachgrabungen 
und Sammlungen, haben zuerſt und hauptſaͤchlich das 
-alte Pommerland, d. i. das Land unter der ‚Regierung der 
- Herzöge und alle Denkmale und Ueberrefte der Vorzeit — 
wendifche und deutfche, fchriftliche und. fogenannte Alters 

thümet -—- zum Gegenflande. 

VYpy 2 
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" %. 4. ET 
VUnter dieſen Alterthuͤmern begreift — — 
alle alte Natur⸗ und Kunſtgegenſtaͤnde und Deukmale oder 
ſchriftliche Merkwuͤrdigkeiten, nemlich: oͤffentliche Denkmale 
von Stein, Metall oder Holz, Inſchriften, Staillen, Mas 
lereien, ausgezeichnete Wappenſchilder, Münzen aller Art, 
“Urkunden, Geräthe u. f. w. 


$.- 5 
Es werden zwei Sammlungen von Alterthümern ‚aller 
“Art, die eine in Stettin, die andere in Greifswald, ange⸗ 
legt. ° “ 3048 . viel 
$. 6. 


Jeder gebildete Mann , der für die Zwecke der Ges 
ſellſchaft wirkſam fein kann und will, ift Mitglied der 
Geſellſchaft. 


§. 7. 

Ein jedes Mitglied verpflichtet ſich zu einem Ein⸗ 
trittsgelde von zwei Thalern und unterzeichnet einen fort⸗ 
laufenden jährlichen Beitrag, der auf einen Thaler feſtge— 
fegt wird, ohne dadurch die Freigebigkeit der einzelnen 
Theilnehmer befchränfen zu wollen; diejenigen, welche ein: 
zeine unbeftimmte Beiträge geben, werden ald Freunde 
und Beförderer der Zwecke der Geſellſchaft anerkannt. 


5. 8. 

Wie die Geſellſchaft als einen freien Verein ſich dar⸗ 
ſtellt, ſo iſt auch die Thaͤtigkeit und Wirkſamkeit der ein⸗ 
zelnen Mitglieder, in Abſicht auf Art und Gegenſtand der 
Arbeiten, eine freie und ungebundene; aber alle werden 
ſich angelegen ſein laſſen, den gemeinſamen Zweck mit 
Ernſt und Liebe zu foͤrdern, ein jeder nach ſeinen Kraͤften 
und Verhaͤltniſſen. 


* $. % 

Die Geſellſchaft beſteht aus einheimifchen, in 
Pommern felbft Iebenden und aus auswärtigen Mits 
gliedern in andern Provinzen. Jene wie diefe find theild 
ordentliche, theild außerordentliche, oder Ehren, 
mitglieder. Die ordentlichen Mitglieder machen fich zur, 
Mittheilung eigener Abhandlungen amd Aufföge über Ges 
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gen! gäbe! br VPommerſchen Gefchichts‘ und Alterthums⸗ 
Kuhde, Bersindiich ; die „anperördentlichen oder Ehrenmits 


glieder find Bennigt, den Stwert ihrer gefeiffehaftlichen Vers 


m 009 min ı 15 — nrotim ri 
Es Bilden fich aus den ordentlichen Mitgliedern der) 
Geſellſchaft "befondere Aus ſch äffe, und’ zwar vorerſt 
zwei⸗won denen der eine in Stettin und der anderer 
in Greifswald feinen Sitz hat. Die Organe für diefe' 
wechfeltige Mittheilung find. die GSefretaire der Gefellfchaft. 
5167 nn 2 Ku ıh 

2 Die Ansichüffe Haben in dem jedesmaligen Oberpräs- 
ſidenten der Provinz Pommern, ihreu gemeinſamen Mittels- 
und ‚Bereinigungs = Punkt. EL. 


PR ne 6 12. \ 
3 Den: Ausfchüffen: liegt vorzugsweiſe ob: die Gegen⸗ 
flände  auszumitteln : und in. Vorfehlag zu bringen, auf; 
welche firh ‚die Thaͤtigkeit der Geſellſchaft zu richten haben 
möchte, ohne jedoch dadurch die nach $. 7. flattfindende 
Freiheit der letzteren zu beeinträchtigen. 


N u 13. nr 
Auß erdem find die Gefchäfte der Ausfchäfle.für jetzt 


hauptfächlich folgende: 3 
1. Entgegennahme und Aufbewahrung deffen, was Fäufs 
lich, oder als Gefchent für die Sammlungen ($$.4+ 
und 5.) geboten wird. Pr 


‚2 Vorfchläge machen zu Nachgrabungen, die etwa auf 


Koſten der Gefelffhaft anzuftellen, und 

3. Berathung über Ältere fehriftliche Denkmale, die et⸗ 

wa auf Koften der Gefelifchaft durch den Drock bes 

fannt zu machen find. 

- Nachgrabungen und Drucke koͤnnen jedoch auf dem, 
durch die Ausfchüffe. gegebenen Anlaß nur als’ befchloffen 
angefehen werden; wenn die wenigftend in der Mehrzahl 
beifälligen Stimmen der einheimifchen ordentlichen Mits 
glieder der Gefelfchaft, zuvor eingeholt worden find, Ju 
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Fällen, wo Nahgrabungen ſogleich, oder doch in fehr furs 
zec Zeit gefchehen muͤſſen, ift, die. Genehmigung und Auf⸗ 
ſicht des Ausſchuſſes, oder des Sekretairs hinlaͤnglich. 
14 mAhr? 
Es ſteht zwar den ordentlichen Mitglieder frei, ‚ihre . 
Abhandinugen: abdrucken zu laſſen mo fie es am ſchiche⸗ 
lichſten finden; die Geſellſchaft behaͤlt ſich aber vor, mit 
Einwilligung des Verfaſſers und Zuſtimmung dar vrdent⸗ 
lichen Mitglieder, einzelne: Abhandlungen, die anderswo 
nicht Platz finden, zu Denkſchriften zu ſammeln und auf 
ihre. Koſten bekannt zu machen un... 
eb ist 787 37 IL FIR Tier KERRESSETIE GEN ER DEE 
Die innere Einrichtung oder Form, in welcher die 
Ausſchuͤſſe die ihnen eigenthntfich -dbliegenden- Gefchäfte 
zu betreiben angemeſſen “finden, ſo wie Zeit und Ort ihrer 
Verſammlungen, bleibt dem Gutduͤnken eines jeden Aus⸗ 
ſchuſſes uͤberlaſſen. Eins der Mitglieder beſorgt den Brief⸗ 
wechſel der Gefellſchaft, ein anderes hat die Aufſicht uͤber 
die Samnlung. | Die Nehnungsführung wird! durch Sein. 
geeignetes außerordentliches Mitglied, als Kaſſirer der 
Geſellſchaft ($. 20. — 21.) beſorgt. BE 
g. 16 Pe BE 
Die Ausſchuͤſſe erftatten am Ende eines jeden Jah⸗ 
res an den unterzeichneten Ober⸗-Praͤſidentew, als Vor⸗ 
ſteher der Geſellſchaft, uͤber die Arbeiten und Fortſchritte 
derfelben Bericht, und legen dieſem Berichte die Berech⸗ 


» 


lung der Eihnahme und Ausgabe bei, 
: $ 17. 
i Die Berichte der Ausſchuͤſſe werden in einen Ge 
fammtbericht zufammengefaßt, der nach Befinden, ‘auf Kos 
fien der Geſellſchaft gedruckt, und unter die Mitglieder 
unentgeldlich vertheilt wird. 
9. 18. 

Dieſen Hauptbericht, wie den Druck der Denkſchrif⸗ 
ten, beſorgt, unter Leitung des Vorſtehers der Geſellſchaft, 
zugleich der jedesmalige Sekretair des Ausſchuſſes in 
Stettin. 


“rain he gt 57 ren 

rag "ie —E neuer Mirgtiebar des Gefelifchaft > —* 
che ſich bei den Ausſchuͤſſen deswegen gemeldet Haben, oder 
durch dieſe in, Vorſchlag gebrapt worden find, die $.13. ers. 
waͤhnten Nachsrabungen und den: Drug älterer. (chriftlie. 
hen Denkmale, & ‚wie; bie Verwendung ſaͤmmtlicher zur 
— ber; — geſteuten ns moahen von 


; pe ur en “art u ne Bl 


want: eingejogen. im: usa ion 

Der Kaſſteer führe a a 
und: Ausgabe, und; legt ſolche mit den dazungehoͤrigen den 
laͤgen jährlich dem Ausſchuſſe u Prüfung: und: Abnahme 
Malie du danli.y Se wu utäf WR 


NS 

Der; Kaffırer darf, — eine chriftliche Anweiſung 
des Sefretairs, feine Zahlung leiſten. Diefe Anweifungen 
nebft den Empfangöföpeisen geben als Beläge zu ben 
Rechnungen, 
1* IE ff er OR ar 3% 3" "due 
„Der — f seines ‚onfftändigen .& fafiungs »Upfuns 
de Bleibt der Gefenfchaft . —* ken, falls fe einen fols 
hen fünftighin für nöthig era 
— den 15. Juni 1824. 

Nachdem der Korfiehende.vorhäntfige Plan weit 

— einer Geſellſchaft fuͤr die Erforſchung des Ponmere⸗ 
fchen, Alterthums und feiner Denkmale, mehreren Gelehra 
gen und anderen ſachkundigen Männern in. der hieſtgen 
Provinz zur. Pehfung ‚mitgetheilt worden iſt; und nachdem 
auch Sr, Koͤnigl. Hoheit: der Kronprinz, auf mein: unter⸗ 
thaͤnigſtes Anſuchen, das Protektorat aber dieſe Geſell⸗ 
ſchaft huldreich zu übernehmen und die Stiftung derfel⸗ 
ben, am Tage. des Apoftels Dttofeftes:: zu genehmigen ges 
ruht haben, bringe ich dieſen Plan Hierdurch: zur oͤffentlu⸗ 


vr 





chen Kenntni. Ich lade alle Freunde ber älteren Ges 


ſchichte und det geſchichtlichen Denkmale des gefantmten 
Het jogthums Pommerns und Rugens ein, dem Vereine 
ihte Theilnahme“ und Mitwirkung zuzuwenden, und ein ſo⸗ 
vein vaterlaͤndiſches Unternehmen, in ihren naͤchſten Um⸗ 
geßingen Fördern zu heifen, wie es ein Jeder nach feinen 
Verhaãltniſſen und: den ihm dargebotenen Mitteln vetitiäg. 

Feder Beitrag und jede Thaͤtigkeit Die im Sinne 
and Zwecke des Vereins liegt, und welche über das va⸗ 
gerländifche Olrerthum einiges Licht verbreiten kann, wird 
dantbar anerkannt · werden. Es wird mir angenehm fein,? 
wenn die geehrten Theilnehmer ihren’ Beitritt bis zu Ende! 
dieſes Jahres, mittelſt einer an mich unmittelbar zu'rich⸗ 
tenden Anzeige, zuſichern wollen, da die Stifter und kon⸗ 
ſtituirenden Mitglieder per Geſellſchaft ihre Wirkſomkeit 
mit dem Anfange des neuen Jahres zu beginnen gedenken. 


suön@tettin, den 15. Oktober 1824. N 
Der Koͤnigl. wirkliche Geheime-Nath und Ober⸗Praͤſident 
| von Pommern, 


EIN nri Sack. 
BntPtn.. — ish 3.1 + u APR 
sc a; uni GO Baus — rt 
’ 6 243 
45. . f a1 


A 
Publikandum des Kdnigl. Ober⸗Praͤſidiums zu Stet⸗ 
"in, die Aufbewahrung einheimifcher Alterehümer 
— — betreffend. ln, Ri 
HI Bezug anf: F. 5. meiner. Bekanntmachung vom 
25::Dftober d. J., die Stiftung der Geſellſchaft fuͤr pom⸗ 
merſche Alterthums⸗ und Geſchichtskunde betreffend, bes 
nachrichtige ich das Publikum hierdurch, daß hier, wie in 
Greifswald, bereits der Anfang mit Aufbewahrung ein⸗ 
heimiſcher Alterthuͤmer gemacht iſt, und daß in den dies⸗ 
feitigen Bezirken fuͤrs Erſte und bis auf Weiteres, die 
Naturalien ⸗ Sammlung bei dem hieſigen Gymnaſio zur 
Aufſtellung derſelben beftimmt iſt. Ich fordere demnach 
diejenigen, weiche einzelne in den beiden Regierungs⸗BVe⸗ 


1053 
zirken von Stettin‘ und Cdslin gefundene Alterthumer, 
entweder zum Verkaufe oder zum Geſchenke anzubieten 

haben, auf, davon zunaͤchſt der landraͤthlichen Behörde ihr 
res Kreiſes Anzeige: zumachen, die mir darüber Bericht 
erfiatten, und durch welche alsdann von mir das weiter 
Erforderliche veranlagt werden mird. Im erſten Falle 
werden Gegenftände von antiquarifchem Werthe, gern bil- 
fig vergütet werden. Die Namen derer, welche die Sanınts 
lungen der Geſellſchaft durch Gefchenfe bereichern wollen, 
- werden nebſt ben Gegenftänden in dad Verzeichniß einge 
tragen, und am Schluffe des Jahres öffentlich dankbar 
angezeigt werden. ! 

. Zugleich finde ich. mich veranlaßt, wiederholentlich 
den Wunſch auszufprechen, daß die alten Gräber, welche 
man Öffnet, nicht ganz zerſtoͤrt, umd überhaupt bei dem: 
Nachgrabungen mir’ aller :Vorfiht und Schonung verfahs' 
ren werden moͤge. Es ift darum nöthig, daß man bei. 
der Eröffnung mit größter Umficht verfahre, befonders die 
darin befindlichen ‚Urnen  vorfichtig heranshebe, fie etwas 
an die Luft fielle, ehe man fie öffnet, dann aber die Steis 
ne der Gräber, nachdem die Sachen herausgenommen wor⸗ 
den: find, wieder ‘forgfäftig zufammen lege, und den Erds 
hügel wieder auffchürte, damit die Leberrefte und Spuren’ 
der Vorzeit nicht bloß in. den. Antiquitäten: Sammlungen, 
fonderit: auch in der freien Natur feldft, unmittelbar uns 
ter dem Volke erhalten werden, und dem Boden, wo fie 
gefunden’ werden, fo wie dem Lokal: Berhältniß, dem fie 
vielleicht in mancher denfwürdigen Dinficht zufagen,. noch: 
bei. den -fpäteften! Nachkommen feine. höhere geſchichtliche 
Bedeutung ſichere. Dieſen Wunſch theilen mit 'mir auch! 
des Kronprinzen Könige. Hoheit, weiche mir Höchft. Ihre 

lebhafte Theilnahme an der in Rede fiehenden Geſellſchaft 
auch in Ihrem letzten desfalls am mich erlaffenen huld⸗ 
reichen Schreiben vom 9. November d. J., aufs Neue zu 
bezeugen, und die Sorge fuͤr die Erhaltung aller Denk⸗ 
maͤler des vaterlaͤndiſchen Alterthums und der Geſchichte 
dringend anzuempfehlen, geruht haben. 

Die Herren Landraͤthe ſind demgemaͤß von mir heute 
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angewiefen worden, biefer Anselegenheit ihre ganz * 
dere Aufmerkſamkeit zu widmen. 
Stettin, ven, 30. November 1824. 
Der — wirkliche Geheime-Nath und — 
von — 
Sack. 





AT $ 

Kai — 5 — des Koͤnigl. Rehe h⸗ der Bein, 
chen⸗, Unterrichts und Medizinal- Angelegenheiten an 
fümmslihe Königl. Regierungen,» Ronfiftorien, Regie 
rungs» Bevollmächtigte‘ ‘bei den Univerfitäten, und’ am: 
Has“ Könige: Polizei⸗Praͤſidium zu⸗ Berlin, die 
— prompte Einſendüng der Etats en 


— 


* - R 
Des Königs: ‚Majeflät haben 44 stm v. m auf 
daB Beſtimmteſte anzuordnen geruheszi j 

‚daß. fämmtliche Etats ohne Ausnahme noch vor dene: 

Eintritte des betreffenden Jahres vollzogen, nn dem; 

Raſſen ;zugefertige fein follen. 

2 - Der Königl. Negierung (dem: Köntel, —— 
wird: daher hierdurch aufgegeben, die zur Einſendung der 
Spezial⸗ und der Verwaltungs⸗Etats laͤngſt vorgeſchrie⸗ 
benen Termine puͤnktlich, und zwar bei Vermeidung un⸗ 
angenehmer Verfuͤgungen, einzuhalten. 
Berlin, den 14. November 1824. 
a re der Geiſtlichen⸗, Unterrichtds und Main 

Angelegenheiten: 
v. Altenſtein. 


—— — 


48. rs schilen 
Alerhöchfte, — Ortes, bie Verwaltung! ber: — 
den Stiftungen in den zum ehemaligen Großherzog⸗ 


thume Berg gehoͤrigen Landeotheilen betreffend.“ * 





„er Auf: Ionen, des Staats» Minifers. von-Shurfwen;. 
Bericht, vom söten«d. M., wi; Ich hiedurch beſtimmen, 
daß Meine, wegen Suspenſion des Bergſchen Decrets vom 
3. November 1999, in Anſehung der seinem wohlthaͤtigen 
Zwecke gewidmeten Fonds--für-den- Duͤſſeldorfſchen Regie⸗ 
rungs⸗Bezirk an Sie erlaſſene Ordre vom 21. Mai 1823 *) 
auf ſaͤmmtliche zum ehemaligen Großherzogthum Berg ge⸗ 
hoͤrige Landestheile augewendet werde, welchem. gemaͤß das 
Erforderliche zu perfügen, Ich Ihnen hierdurch Absrlaffer,,, 
; Su, ‚Den '10. September 1824. er 
1 wierſſ "lt, 
die Staats Minifier ir geiheeis B; Altenfjein j 
. und von Shufm 


2, 36 inöh. 138 mest * “49 ul) Hoheit un 
Reſcript ber. Rönigf, | Ninifkerien | ber —— Hinten 
richts⸗ und. Medizinalz Angelegenheiten; ſo wierdeg: ti 
nern, an bie Königl. Regierung zu Arnsberg, Cbllin 

und Münfter, dieſelbe Nee a, i . i 


au iiz 


im abfeheiftlichen Ynfehtuffe * der Königt, Kegies 
fung eine. allerhoͤchſte Kabinets⸗ Hrdte vom 21. Mai. * 
feheinen eines alfgemeinen Geſetzes bei Verwaltung, der. 
milden Stiftungen. im; Düffeldorfer: Regierungs⸗Departe⸗ 
ment verfahren werden foll, ‚fo wie die anderweit unterm 
soten v. M. ergangene Kabinets-Drdre, mittelft derem 
des Könige Majeftät jene allerhoͤchſte Beſtimmung auf 


*) Jahrg. 1823, 2tes Heft, ©. 378. _ 
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fämmtlihe zum ehemaligen Großpergogtfum Berg gehörig. 
geivefenei Landestheile auszudehnen geruhet Haben, mid :der? 
Aufgabe mitgetheilet, hiernach in — der in Ihrem? 
anzuordnen. 

Berlin, den 6. Detober 1824. 
Miniſterium der Geifttichen; ünter⸗ Miniſterium des Innern. 





— ——— | vn © wen am Lan 2 
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Keferipf der " Röntal Mitifterien ber Geiftichen, Unter 
richts⸗ und Medizinal: Angelegenheiten, fo wie des In⸗ 
nern, am bie Königl, Regierung zu Düffeldorf, bie 

Beauffichtigung ber Firchlichen zen 
Anftalten betreffend. ; 4 


Die unterzeichneten Minifterien geben der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung auf Ihren Bericht vom 18. Detober vorigen Jah⸗ 
res, in «Betreff der Firchlichen Wohlthaͤtigkeits⸗ Unſialten 
in: dem auf der rechten Rhein-Seite gelegenen Theile des 
dortigen Regierungs-Bezirkes, hierdurch zu erkennen, daf: 
ed der Königl. Regierung allerdings uͤberlaſſen "bleibt, das 
durch die Regierungs-Inſtruction Ihr verliehene Auffichtss 
Recht auf jede mit dem Zwecke vereinbare und nach dem 
Willen des Stifters zukäßige Art auszwüben, die Miniftes 
rien jedoch auch wünfchen, daß die Königl; Negierung das 
bei alle unnüge Weitläuftigfeiten und Formalitäten vers 
meiden, und möglichfie Schonung gegen die ald rechtlich 
bekannten Verwalter der Stiftungen beobachten möge, 

Berlin, den 4 November 1824. 

Miniſterium der Geiftlichen, Untere Minifterium des Innern. 
richts⸗ und Medizinal-Anges v.Shudmann. 
legenheiten. 


v. Altenſtein. 
VL 


Er Be name eh 
Reſcript der Koͤnigl. Minifterten? * Geiftichen, Unter 
richts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten, fo wie des In⸗ 
nern, an die Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorff,“ 
diefelbe Angelegenheit, betreffend. 8 


— — 


Die unterzeichneten Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 
Regierung auf Ihren Bericht vom 17. Juli. v. J. in 
Betreff der kirchlichen Wohlthaͤtigkeits-Anſtalten in dent 
auf der linken Rheinſeite gelegenen Theile des dortigen 
Regierungs-Bezirks, daß das Geſetz vom 7; März 1822 
durchaus keine Veranlaſſung giebt, den eben gedachten 
frommen und milden -Stiftungen der linken Rhein Seite, 
für welche die Communen zu ſorgen haben, erſt jetzt noch 
ihe Vermögen abzunehmen, da nur die fchon früher bes 
flandenen Forderungen derſelden an die — nie⸗ 
dergeſchlagen ſi ſind. 


Ob nun mit Ruͤckſicht auf dieſes Geſetz, insbeſon⸗ 
dere auf den $. 6. deſſelben, die Kirchen-Gemeinde übers 
haupt verlangen Fann, daß die (politifche) Civil⸗ = Gemeinde 
ihr auch die früheren bei diefer ausſtehenden Forderungen: 
gewähre, wird davon abhängen, ob die fehuldende CLivil⸗ 
Gemeinde aus ihren Einkuͤnften fuͤr das Beduͤrfniß der 
Kirche zu ſorgen hat, welchen Gen allein di Trage. vers, 
neinet werden koͤnnte. 


‚ Wenn hierüber in —— gaulen Zobeifel ent⸗ 
ſtehen, und die Kirchen-Vorſtaͤnde nicht mit den Bevoll⸗ 
maͤchtigten der politiſchen Gemeinden ſich vereinigen koͤn⸗ 
nen; fo wird nichts übrig bleiben, als nach F. 11. des: 
Geſetzes vom 7. März 1822 den Parteien zu uͤberlaſſen, 
die Sache zur rechtlichen Entſcheidung zu bringen. - Die: 
Kirchen ; Gemeinden fcheinen übrigens hierbei wenig ges: 
fährdet zu fein, da jede politifche Commune, welche die : 
Nie derſchlazung einer —— — eidg — 
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von felbft anerfennet, daß fie für die Veduͤrfniſſe der frag⸗ 
ae Anftalt zu forgen verpflichtet ift. 
an Berlin, den 4. November 1824. 
Piniferium! der Geiſtlichen⸗, Unters einiferinm de8 — 
richts⸗ und Medisinal-Ange: v. Shpufmann. 
legenheiten. 5 
9. Altenſtein. 





Re 5% 
GirrularsRefeript des Koͤnigl. Minifterhums der Geift- 
lichen», Unterrichts: und Medizinal- Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Konfiftorien, das 
Disziplinar Verfahren und die Dis;iplinar = Unterfus 
u gegen Kirchens und Schulbeamte bes 
„treffend. 





Rei mehreren zur Entfcheidung des unterzeichneten 
Minifterii gelangten Disziplinar » Unterfuchungen gegen Kir⸗ 
hen: und Schulbeamte hat fi) eine fatt gefundene, nicht 
zu rechefertigende DVernachläßigung der Disciplinarifchen 
Aufſicht über die Amtsführung und den Lebenswandel der 
Angefchuldigten daraus ergeben, daß fich diefelben fchon 
fett geraumer Zeit-mannigfacher Unordnungen und Pflicht: 
widrigfeiten in ihrer Amtöverwaltung, oder der Ergebung 
in irgend ein grobes’ Lafter ſchuldig gemacht hatten, ohne 
jemald von der competenten Behörde durch die geeigneten 
Eorrectionsmittel an ihre Pflicht erinnert worden zu fein, 
bis etwa irgend ein befonders grober Erceß den Ausbruch 
der Unterfuchung herbei führte, bei welcher nun zuerft auch 
jene. früheren Vergehungen ded Denunciaten in nähere 
offizieffe, Anregung Famen.: « , Meiftentheild lag die Schuld: 
hiervon an den Superintendenten, Schul Infpectoren,, 
oder fonfligen. nächften. Vorgefegten des Angefchuldigren, 
diesihmm: bei ſeinen anfänglichen geringeren Exceſſen , eine 
übel „angebrachte Nachficht gegeben, und, bie. rechtzeitige, 
Anzeige derfelben bei der oberaufſehenden Behoͤrde zur 
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Das Verderbliche einer bien angeltisen. Müde;: fo: 
wohl für die. gedeihliche Berwaltung:uud- allgemeine Wuͤr⸗ 
de des Kirhensiund Schulamtes uͤberhaupt, als auch für 
das wahre Wohl des betheiligten Individui, iſt viel zu ein⸗ 
lſeuchtend, als daß es hieruͤber irgend einer beſonder en Er⸗ 
oͤrterung beduͤrfte. Je ausgedehntere Forderungen in jetzk⸗ 
ger Zeit vornemlich an Geiſtliche und Schulmaͤnner Hin⸗ 
ſichts der Tadelloſigkeit ihrer Amtsfuͤhrung und ihres Be 
benswandels gemacht werden und gemacht werden muͤſſen, 
und je ſtrengere Beurtheilung ſie in dieſer Beziehung nach 
den Grundſaͤtzen der neueſten Geſetzgebung unterworfen 
ſind, um deſto weniger iſt dad Miniſterium geſonnen, Un 
orduungen ‚der obigen Art, unter. welchem Vorwande ſie 
auch vorkommen mögen, die mindeſte Nachſicht zu gewaͤh⸗ 
ren, und zu dulden, daß auf dieſem Wege: Beamte, de⸗ 
nen eine zeitige heilſame Strenge ‘beiistem erſten Hervor⸗ 

treten ihrer Neigung zu Exzeſſen einer oder der andern 
Art leicht wieder auf: dem. rechten Weg weholfen haͤtte, 
durch: eigne Schuld ihrer Vorgeſetzten zu Grunde gehn. 
Das Miniſterium empfiehlt daher ſaͤmmtlichen Konſiſtorien 
und Regierungen hierdurch von neuem auf: das. angele⸗ 
gentlichſte, nicht nur Selbſt auf die amtliche und füttliche 
Fuͤhrung der hierher. reſſortirenden Diener: der Kirche und 
Schule Jhres Departements: ein beſonders wachſames Auge 
zu haben, und jeden, wenn auch an ſich nur geringen Ex⸗ 
zeß derſelben, in dem ſich das Aufleimen irgend einer 
boͤſen Neigung kund giebt, ſtufenweis, aber jederzeit: mit 
prompter Strenge, durch die anugemeſſenen Verwarnungen 
und: Ordnungsſtrafen zu ruͤgen, ſondern auch genau dar⸗ 
auf zu halten, daß diejenigen naͤchſten Vorgefetzten, denen 
die disciplinariſche Aufſicht in. erſter Inſtanz uͤbertragen 
iſt, dieſem Theile ihrer Amtspflicht mit: nicht minderer 
Sorgfalt Genuͤge leiſten. In letzterer Hinſicht muͤſſen na= 
mentlich bie eingehenden Conduiten⸗ Liſten,Geugniſſe, und 
ſonſtigen hierher einſchlagenden Anzeigen ſtets mit vorzuͤg— 
licher Aufmerkſamkeit gepruͤft, darin keine dergleichen un⸗ 
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beſtimmte und doppelſtunige — mit denen die 
Bericht⸗Erſtatter wohl zuweilen die Anzeige vorgefallener 
Ungebuͤhrniſſe zu umgehen pflegen, geduldet, vielmehr muß, 
wo ſich auf dieſe oder irgend eine andere Art Spuren fol 
cher unziemlichen Bemaͤntelung zeigen, der Sache ſoſort 
‚genau nachgefotſcht, und nach Befinden, naͤchſt Anord⸗ 
nung der geeigneten Maaßregeln gegen das ſtraffaͤllige 
Individuum ſelbſt, auch: dent vom feiner Pflicht abgewiche⸗ 
nen Vorgefegten diefelbe mit Nachdruck in Erinnerung ge⸗ 
bracht. werden. 

Damit ſich auch inſonderheit bei kuͤnftigen Diszipli⸗ 
nar⸗ Unterſuchungen, als der letzten und aͤußerſten Maaß⸗ 
regel gegen unwuͤrdige und offenbar unverbeſſerliche Die⸗ 
ner der Kirche und der Schule die Ueberzeugung feſtſtelle, 
daß früher in obiger Hinſicht nichts verabſaͤumt worden, 
ſo muß kuͤnftig 

1) das Verfahren nach Eingang der erſten Denuncia⸗ 
tion jederzeit mit der Einforderung eines gruͤndlichen, 
durch Vorlegung der einſchlagenden erheblichen That⸗ 
ſachen motivirten gutachtlichen Berichtes von dem 
naͤchſten Vorgeſetzten des Denunciaten über deſſen 
bisherige Fuͤhrung eroͤffnet werden, der ohnehin den 
beſten Leitfaden für den Gang der Unterſuchung ſelbſt 
und die tauglichſte Baſis fuͤr die nachmalige Beur⸗ 
theilung ihres Reſultates abgeben wird, und worauf 
denn auch die protokollariſche Vernehmung des An⸗ 
geſchuldigten mit gerichtet ſein muß. 

Es muß ferner: - 
2) jeder Bericht, mit welchem künftig nach — 
der Circular⸗Verfuͤgungen vom 27. Auguſt ) und 

24. October d. J. N eine ſolche Unterſuchung zur 

Entſcheidung des Miniſterii eingereicht wird, naͤchſt 

ſummariſcher Vorlegung der ſonſtigen Perſonalien, 

auch eine zwar ebenfalls ſummariſche, jedoch voll⸗ 
ſtaͤndige Nachweiſung der früher von dem‘ Denuncia⸗ 
sen bekannt gewordenen Ungebaͤhrniſſe und der dar⸗ 
auf 

U Sn 
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anf gegen ihn angewendeten Oicunlinar⸗ on rw 
rectionsmittel enthalten. 

Sind aber 
3) dergleichen früher von dem Den ueiaten Begangene 

Vergehungen bisher unbemerkt und ungerügt geblies - 

ben,. fo muß in eben diefem Berichte fogleich. anges 

zeigt werden, morin der Grund ‚hiervon liege, und 

wen etwa dabei ein Verfcehulden zur Laft falle, .-- 
‚ and wird dad Minifterium bei jeder wiederum vorkom⸗ 
menden DBernachläffigung diefer. Art, befonderd wenn das 
durch das Ueberhandnehmen ſolcher eigentlichen. Gewohn⸗ 
heitsſuͤnden befördert worden iſt, die nach. ihrer Natur den 
Vorgefegten ded Denunciaten bei pflihtmäßiger Aufmerk⸗ 
famfeit nicht füglich verborgen bleiben Eonnten,. wie 4. B. 
fortgefegter Unordnung im Dienfte, der Trunkſucht, oder 
eines fonft anfiösgigen Lebenswandeld, den Schuldigen. uns 
fehldar zur firengfien Verantwortung ziehen, ‚und. ihm die 
nachdrürflichfte Ahndung - feiner, Pflichtvergeſſenheit zu Theil 
werden laſſen. 

Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß, in ſolchen 
Faͤllen bei der Begutachtung der Straffaͤlligkeit des zur 
Unterfuchung gezogenen aber in der Correction ‚früher vers 
nachläffigten Beamten darauf die oebuͤhtende re cht zu 
nehmen iſt. as 

Berlin, den 19. December 1834. 
Dinifterium der Geiftlichens,, Unterrichts » und Medlinal⸗ 
Angelegenheiten. 
8 Altenſtein. 


53. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums det Get 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
die Koͤnigl. Konſiſtorien zu Muͤnſter, Coblenz und Trier, 
‚bie Prüfung und Anftellung ausländifcher Pfarr 
amts: Kandidaten betreffend. 


Auf den Antrag bes Koͤnigl. Konſiſtorii sond ir. v. 
Amalen Heſt IV. 1824. 333 
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M., genehmigt das Mnifterium hierdurch, daB auslaͤndi⸗ 
fche Pfarramtsd- Kandidaten, welche in ihrem WBäterlande, 
nach den dafeldft beftehenden gefeglichen Vorſchriften, nur 
ein einziges Eramen gemacht haben, in hiefigen Ländern 
nicht eher für wählbar erflärt werden dürfen, bis fie vor 
dem Konfiftorio der Provinz ihre gehörige Qualification 
durch. das zweite Eramen dargethan haben, und daß or: 
dinirte ausländifhe Pfarrer und Pfarrvifare, wenn fie 
nicht Tonft ſchoͤn als tüchtige Männer befannt find, fich 
bei dem Konfiftorio zu einem Colloquio ſtellen muͤſſen. Mit 
denjenigen ansländifchen Kandidaten, welche in ihrem Bas - 
terlande zwei Prüfungen beftanden haben, ift ed, wo das 
Konfiftoriuns: Urfache hat, ihre Qualification im Zweifel zu 
ziehen, eben fo, mie mit den Pfarrern und Pfarroifaren, 
zu halten. Dem Königl. Konfiftorio. wird folched zur 
Nachricht und Achtung -befannt gemacht. Uebrigens find 
die Regierungen zu Münfter, Minden und Arnsberg, Eos 
blenz, Aachen ic. angewieſen worden, feine ausländifchen ‘ 
N arramts: Kandidaten, Pfarrer oder Pfarroifare in einem 
Predigtanite anzuftellen oder zu beflätigen, bevor derfelbe 
ein Qualifications + Zeugniß von dem Kouß iftorio der Pro⸗ 
vinz beigebracht hat. 
Berlin, den 11. März 1904. 
Minifterium der Geiftlichen-, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Im Auftrage des Herrn Chefs Excellenz. 
Nicolovius. 





54 j 
— des Koͤnigl. Miniſteriums her Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
die Koͤnigl. Weſtphaͤliſchen und Rheiniſchen Re⸗ 
gierungen, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


— — 


Die Koͤnigl. Regierung wird hierdurch angewieſen, 


1063 
feinen auständifchen Pfarramts⸗Kandidaten, Pfarrer oder 
Pfarrvikar in einem Predigtamte anzuftellen, oder zu bes 
ftätigen, bevor derfelbe ein Qualifications⸗ Zeugniß von dem 
Konſiſtorio der Provinz beigebracht hat. 

Berlin, den 11. Maͤrz 1824. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Im Anftrage des. Deren Chefs Erxcellenz. 
Nicolovius. 


55 
Publikandum des Koͤnigl. Konſiſtoriums und Schul⸗ 
Kollegiums zu Stettin, den Katechumenen⸗Unterricht 
und die-Konfirmation der Fugend betreffend, 


- Das Königl. Hohe Minifterium der Geiftlichens, Uns 
terrichtd> und Medizinal: Angelegenheiten hat mittelft Hochs 
verehrlichen Reſcripts vom 17. Februar. 1821 und vom 
sten November 1824, hinſichtlich des Katechumenen-Uns 
terrichtd und der Konfirmation der Jugend, folgende Vor⸗ 
fohriften zur genauften Befolgung erlaffen, die wir hiers 
mit zur Öffentlichen Kenntniß bringen: 

1. Kein Kind darf confirmirt werden, welches nicht 
zwei Semefter hindurch den gemöhnlichen Unterricht 
der Öeifilichen unausgefegt, und in dem letztern auch 
den, dem Konfirmanden befonderd zu ertheilenden, 

‚ Borbereitungs=- Unterricht genoffen bat. 


2. Der gewöhnliche Unterricht der Geiftlichen ift das 
ganze Fahr hindurch, im fofern nicht örtliche Um⸗ 
fände eine Unterbrechung nothwendig machen, woͤ⸗ 
hentlich in zweien Stunden; der zur Konfirmation 
vorbereitende aber fechd Wochen hindurch woͤchent⸗ 
lih 3 bis 4 Stunden, während welcher Zeit da, mo 
die Pfarrer mie Gefchäften fehr beladen find, der ges 

333 2 
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woͤhnliche Unterricht ausfallen kann, zu erteilen; 
goobei jedoch der Beurtheilung der Geiftlichen übers, 
daffen bleibt, ob eine Abfonderung der Gefchlechter 
unter den obwaltenden Umftänden erforderlich fein 
möchte, in welchem Falle die Stunden des gewoͤhn⸗ 
lichen Unterrichtd zu verdoppeln find. 


3, Nach der-Ofter-Ronfirmation 1825 darf Fein Kind 
vor zurückgelegtem 14ten Jahre confirmirt werden. 
Dagegen ift von dieſem Zeitpunfte ab den Konfir- 
mirten zw geftatten, ohne meitern Auffchub an dem ' 
heiligen Abendmahle Theil zu nehmen. 


Wir verfprechen uns indbefondere von dem — 
Eifer der evangeliſchen Geiſtlichkeit Neuvorpommerns, daß 
ſie dahin ſireben werde, die den obigen Verordnungen zum 
Grunde liegende heilſame Abſicht des hohen Miniſteriums 
nach aller Moͤglichkeit zu erreichen, und ſehen am Schluſſe 
des kommenden Jahres dem Berichte der Herren Super⸗ 
intendenten hieruͤber entgegen. 

Stettin, den 9. December 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Konſiſtorium und Schul⸗Kollegium 
von Pommern. 


Engelken. Schmidt. Graßmann. 


1065 
vi. | 
Deffentliher Unterricht, 


ie 56. 
Circular⸗Reſeript des: Königl. Minifteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗, Unterrichtss und Mebizinals Angelegenheiten an 
die Königl. Regierungen zu Arnsberg, Breslau, Broms 
berg, Coslin, Danzig, Erfurt, Frankfurt, Gumbinnen, 
Königsberg, Liegnig, Magdeburg, Merfeburg, Minden, 
Münfter, Oppeln, Pofen, Potsdam, Stettin und Strals 
fund, die Wahl und Beſtellung der Schullehrer 
auf dem Lande betreffend. 

Das Miniſterium hat in Erfahrung — r 
in einigen Negierungs = Bezirken, wo folche® auf beſon⸗ 
dern provinzialrechtlichen Feſtſezungen nicht beruhet, den 
Landgemeinden bei der Wahl und Beſtellung des Schul⸗ 
lehrers ein Einfluß zugeſtanden iſt, welcher durch die dies⸗ 
faͤlligen allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen uicht ‚ge 
rechtfertigt wird. 

Das Allgemeine Landrecht Theil II. Tit. 12. $.22. 
ſchreibt vor: „die Beſtellung der Schullehrer 
kommt in der Regel der Gerichts⸗Obrigkeit 
zu.“ Auf die Befolgung dieſer Vorſchrift iſt hinſichtlich 
der Privat » Patronats = Schulftellen dadurch zu halten, 
daß, ‚unbefchader der Befugniß des Gutsherrn, bei der 
Anſtellung des Schullehrers die Wünfche der Gemeinde 
auf erfaubte Art zu etforſchen und zu berückfichtigen, doch 
die Bocatio nur von der Gutds Obrigkeit ausgeſtellt und 
der Koͤnigl. Regierung zur Beſtaͤtigung eingereicht, in Feis 
nem Falle aber den Gemeinden verfattet werde,. förmliche 
Contracte; in. welchen wohl ‚gar ein Kuͤndigungs⸗Recht 
vorbehalten wird, mit dem Schuffehrer abzuſchließen. 

Hinſichtlich der Schulftelen landesherrlichen Patros 
nats aber ift genau nach der Dienſt⸗Inſtruction vom 23. 
October 1817 $..18. a, zu verfahren, sn der Koͤ⸗ 
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nigl. Regierung die Beſetzung fämmtlicher dem fandess 
herrlichen Patronate unterworfenen Schulſtellen gebühret, 
und ed darf um fo mehr erwartet werden, daß feine Abs- 
weichung von diefer Vorſchrift Statt haben werde, als 
die Könige. Regierung fich dadurch einer Befugniß, in 
welcher. dieſelbe zugleich eine Pflicht erkennen iuß, bege⸗ 
ben würde, welche ihr den wohlthaͤtigſten Einfluß auf 
wahren Sortfehritt in geifiiger und ſittlicher Bildung in 
ihrem ‚Departement fichert, und zu deren Ausübung Dies 
felbe auch die ficherften Mittel in Händen hat, indem Ihr 
ſowohl durch ihre Organe, die Geiftlichen,. Superintenden⸗ 
ten, Landraͤthe und den Schulrath die Yedürfniffe aller 
einzelnen Gemeinden genau und zuverlaͤſſig bekannt wer, 
den koͤnnen, ald auch eine mannigfaltige Auswahl unter 
denjenigen Individuen zu Gebote fiehet, die dem Lehrs 
ſtande gewidmer find, und von denen fie in jedem einzel⸗ 
nen Falle dasjenige mit Sorgfalt: auswaͤhlen kanm, wel⸗ 
ches ſie den Localverhaͤltniſſen nach, — das am meiſten 
— erkennt. ä 
Berlin, den 3. November 1824. 
Miniferium der Geiftlichen, Unterrichtd, and‘ modannab 
Angelegenheiten. 
v. MEERE 


> Yu 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geift- 
lichens, Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, das Disziplinen 
— gegen Schullehrer — * 





a aorigl. Regierung wird in Verſoig bie Eirene 
lar⸗ Verfügung vom 27. Auguft d. J. hierdurch eröffnet, 
daß Alles, was in derfelben, in Betreff des Diszipfinars 
‚Verfahrens wider die Prediger und geringeren Kirchens 
Bedienten, enthalten iſt, nach $. 28. Tit. 12. Th. 1. 
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des allgemeinen Landrechts, auch. auf bie Schullehrer Ans 
wendung findet. a 
+. Berlin, den 24. October 1824.. e 
Miniſterium der. Geiftlichen-, Unterrihtds und Medizinal⸗ 
— Angelegenheiten. BR a 
Nicolovius. u. Kamptz. 





Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums dar Geiſtli⸗ 
chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten am 
fämmtliche Königl. Konfiftorien, das Disziplinar » Bers 
fahren gegen Kirchen» und Schulbeamse betreffend. 
Das Könige Konſiſtorium erhält hierbei zur Nachs 
richt und Nachachtung Abſchrift einer an ſaͤmmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen unter dem 27. Auguſt d. J. * in Der 
treff des Dieciplinar » Verfahrens gegen Geififiche und, 
Schullehrer, erlaffenen Verfügung, fo wie. auch der nache 
träglichen Verfügung vom heutigen Tage, u 
Berlin,.den 24. Detober 1824. 
Minifterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinals 
„7... Angelegenheiten. di 
„Mitplovius v. Kamp. 


£ RER: 7. | 
Inſtruction bes, Koͤnigl. Konſiſtoriums für bie Direktor 
ven und Rektoren der gelehrten Schulen in ber 
Provinz Brandenburg. 
R 2 . $. Ir 
Wichtigkeit und Zweck des Amts des Direktors und Rektors 
einer gelehrten Schule. 
Je weſentlicher der Einfluß der gelehrten Schulen 
ates Heft, S. 782. | — 


t 
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auf die Wohlfahrt des Vaterlandes iſt um fo — muß 
von demjenigen, welchem die Leitung einer ſolchen Lehr⸗ 
anſtalt anvertraut iſt, nicht allein das Maaß der hierzu 
erforderlichen Kenntniſſe und das Deftreben nach ſteter 
Vermehrung derfelben, fondern auch erwartet werden, daß 
er durch fein Beiſpiel und feine Geſinnungen in jezlicher 
Beziehung mwohlthätig auf Lehrer und Lernende und nas 
mentlich dahin wirfe, daß die aus der Schule in das Les 
ben ‚tretenden Juͤnglinge, beides, mit fattfamen Kennts - 
— vetſehen, und von guten Geſinnungen durchdrungen 
d. 


SICH 35. ! z DAL FE PER 


2 5. 2 
r .lis: . .. . ... 4 ni. . ur 
Wiefern fie auch die Erterna der Schulen wahrzunehmen 
haben. 


"Den Direktoren und Neftoren fie t zwar die Wahr⸗ 
3 des geſammten Zuſtandes di Aihnen untergebe/ 
nen Lehranſtalten od. Da inzwifchen die ‘eigentlichen aͤu⸗ 
Feren DVerhättniffe, als das Kaffen und Rechnungsweſen, 
Bie baulichen Einrichtungen und dergleichen, fie in der Re⸗ 
gel nicht angehen, ihre etwanige Concurrenz hierbei aber 

und ſo weit fie befteht, in der ſpeziellen Verfaſſung der 
Eine gegrätidet und durch befondere Geſetze “angeordnet 
ift, fo wird hier nur im Allgemeinen die Vorſchrift geges 
ben, daß, wo immer auch der Vorſteher "einer gelehrten 
Schule eine Verabſaͤumung in Gegenftänden der fraglichen 
Art wahrnimmt, er dergleihen zur Kenntnißnahme des 
Ephoratd und Patronats und, wenn ſolches erfolglos bleibt, 
bei uns zur olache ® bringen ſich veroſlilchiet vun ſou. 
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— Be il 
Ihre e für das Innere * Schule. 

Was aber ganz eigentlich in dem Bereich der Di⸗ 
rektoren und Rektoren der gelehrten Schulen liegt, ſind 
die innern Verhaͤltniſſe derſelben oder alles, was zu dem 
eigentlichen Weſen ſolcher Lehranſtalten gehoͤrt, und in 
dieſes ſollen ſie nach. ihrem Standpunkt und unter Ver⸗ 
antwortlichkeit nach allen Kraͤften und in allen Beziehun⸗ 
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gen fortdauernd eingreifen, fo daß thuen zu jeder Zeit. in 
feaglicher Kückficht der gefammte Zuftand der Schufe Flar 
vor Augen liegt, und ihr Einwirken uͤberall erfichtlich if; 


§. 4 
Zweck dieſer Inſtruetion. 


Wenn die den Direktoren und Rektoren hieruner 
obliegenden Pflichten bereits faſt ohne Ausnahme theils 
durch fruͤhere Verordnungen, theils in neuerer Zeit durch 
die jetzige hoͤchſte geiſtliche und Schulbehoͤrde und durch 
uns feſtgeſetzt ſtnd, ſo wird die vorliegende Inſtruction 
vorzůglich einer Seits nur einen Ueberblick jener Pflichten 
zu geben, idemmächft- anderen Seits aber auch Einiges zu 
ergänzen, und nach feinem Zufammenhange näher zu ber 
flimmen Haben, wobei erinnert wird, daß, welche Oblie⸗ 
genheiten hierin nicht ausdruͤcklich aufgehoben, und welche 
Verhaͤltniſſe nicht ausdruͤcklich abgeaͤndert ſind, diefe fort 
hin auch beſtehen ſollen, eben ſo alles dasjenige, was in 
Betreff einer einzelnen Lehranſtalt durch beſondere, von den 
—— ausgegangene geſetzliche — an⸗ 
ger iſt. 


D rs ie 5. 
Stellung der Direktoren und Rektoren PTR TER, 


Was zunörderft die Steitung der Direktoren und Rek⸗ 
toren an fich berrifft, "TB folge daraus, daß wir dieſelben 
injeglicher· Beziehung für die Wohlfahrt der ihnen ans 
vertrauten Lehranftaltet verantwortlich haften, von ſelbſt, 
daß, wenn wir ihnen allerdings zur Pflicht machen, alles, 
was irgend hierzu ſich eignet, ald namentlich die Entwer⸗ 
fung- des Lectionsplans, die in. disziplimarifcher  Hinfiche 
zw 'ergreifenden Maaßnahme, die Berathungen - über die 
Transloecationen der Scholaren, die Anordnung der Pruͤ⸗ 
fungen,. die Vertheilung der Schulprämien u. f. w. als 
Gegenftände der Erwägung in den Lehrer-Conferenzen, zu 
betrachten, die Stimme. der Lehrer hierüber mit Ruhe und 
Unbefangenheit zu vernehmen und in der Hegel die Sache 
‚dur Mehrheit der Stimmen, wobei ihnen jedoch bei fich 
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vorfindender Gleichheit der, Stimmen das Votum decisi- 
"vum gebühft, zum Befchluß zu bringen, wir ihnen doch 
auch in dem Falle, daß die Mehrheit der Stimmen wider 
fie ift, in allen fraglichen Angelegenheiten die Entſcheidung 
nach ihrem beften Wiffen und Gemwiffen und die demnaͤch⸗ 
fige Ausführung unter der Befchränfung geflatten, daß 
der vorgebrachte Diffenfus una die Gründe für denfelben 
zu Protokoll gebracht werden. 


8. 6. 
Ihre Pflichten im Allgemeinen. 


Betreffend hiernaͤchſt die ihnen nach dieſer Stellung 
obliegenden allgemeinen Pflichten, ſo umfaſſen dieſelben 
inſonderheit folgende Gegenſtaͤnde: 

1) die Aufrechthaltung einer guten Zucht und Sitte, 
2) die Sorge fuͤr die zweckmaͤßigſte Einrichtung der Lehr⸗ 
verfaſſung nebſt der Abhaltung der angeordneten Pruͤ⸗ 
fungen, 
I) die Oberaufſicht über die Schulbibliothek und die 
fonftigen Sammlungen und Lehrmittel; 
4) die Auffiche über das Archiv der Schule, wozu 
5) die befondere Pflichten gegen Schüler, Lehrer, Vors 
gefegte und Unterbebiente der Schule — 


§. 7. 
Disziplin überhaupt. 

vVor Allem iſt es heilige Pflicht der Direkteren und 
Mektoren. über den Geift der Schule zu wachen, und fo 
wie einer Seits jeder verberbfichen Richtung derfelben, 
möge fie fich bei den Scholaren in Verfehrtheit, Ungehoͤ⸗ 
rigkeit und Unlauterfeit der Gefinnungen oder in uners 
laubtem Befuch öffentlicher Vergnügungsörter oder in ums 
geziemender Kleidung vder wie irgend fonft äußern — und 
ir machen ihnen bei eigener Verantwortlichkeit zur Pflicht 
und, wenn ihre in fraglicher Beziehung anzumendenden 
Bemühungen erfolglos bleiben, hierüber unverzüglich die 
nörhige Anzeige zu machen — entgegen zu arbeiten, fo 
andern Seiss den reinen und Eindlihen Sinn ihrer Schüs 
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ler zu erhalten, dieſelben an dem ſtrengſten Gehorſam zu 
gewoͤhnen, und ihr ganzes Weſen alſo mit dem Geiſte der 
Geſetzmaͤßigkeit zu erfuͤllen, daß ſie, ſchon jetzt mit dem 
lebhafteſten Willen erfuͤllt, ſich zu guten und nuͤtzlichen 
Mitgliedern der buͤrgerlichen Geſellſchaft zu bilden, ſpaͤter⸗ 
hin um ſo geeigneter werden, alle, ihnen aufzuerlegende 
Pflichten ſtreng zu erfuͤllen, und als Beiſpiele muſterhafter 
Amtstreue, hoͤchſter Geſetzmaͤßigkeit und innigſter Va⸗ 
terlandsliebe vorzuleuchten, alle dieſe Tugenden aber in« 
ſonderheit auch in der Ehrfurcht vor dem Koͤnige und in 
der treueſten Anhaͤnglichkeit an deſſen Allerhoͤchſte Perſon 
an den Tag zu legen. 


$. 8. Br: 
Beaufſichtigung der Scholaren bei dem Klaſſenwechſel. 


Wie es hier nicht der Ort fein kann, in die Mittel 
zur Aufrechthaltung einer guten Zucht und Gitte unter 
den Scholären fpeziell einzugehen, auch von den Direftos 
ren und Neftoren erwartet werden muß, daß fie der Hand» 
habung derfelben gehörig kundig find, fo kann doch nicht 
unterlaſſen werden, ‚bier in. Erinnerung zu bringen, daß, 
da viele Unordnungen der Scholaren während des Wechs 
feld der -Stunden flatt finden, es noͤthig iſt, nicht allein 
diefe Zwiſchenraͤume zu befchränfen,. und fie nicht über 
so Minuten: danern- zu laſſen, fondern auch felbft wäh: 
rend dieſer kurzen Zeit eine abwechfelnde alfgemeine Bes 
auffichtigung Durch Die Lehrer, von denen übrigens zu vers 
langen iſt, daß: fie ihre Lehrfiunden pünktlich abwarten, 
und daher zur vechter zeit anfangen- und ——— anzu⸗ 
orduen. 


$. 9. N 
Klaffen » Ordinarien. 
N Um nun aber noch genauer, wie bis dahin der Kal 
gewefen ift, die Scholaren, fo wie in Anſehung ihres Fleis 
Bes, fo infonderheit auch in Anfehung ihres fittlichen Ber 
tragend zu controffiren, haben wir die Klaſſen⸗Or dia 
narien angeordnet, und empfehlen unfern Direktoren und 
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Rektoren um fo mehr Sorgfalt bei der Wahl derfelben anzu⸗ 
wenden, und überall auf die Befolgung unferer desfallſigen 
Inſtruction vom 29. Junius 1820 um fo firenger zu hal⸗ 
ten, ald der Einfluß diefer Lehrer auf. die Sitten und den 
Fleiß der Schüler auch dadurch mefentlich wird, daß fie 
dieſelben gleichfalls außer der Schulzeit thunlichſt beobach- 
ten, und fih mit ihren Eltern oder fonftigen 'nächften Ans 
gehörigen in die, den VORDER nach, nöthige Wezlehuus 
ſetzen ſollen. 


Daß übrigens zu Dtdinarien einer Klaſſe, fo weit 
irgend ſolches ansführbar iſt, infonderheit diejenigen Leh⸗ 
rer beflimme werden, welche in derfelben den Religions 
unterricht ertheifen, ift vom und ſchon gelegentlich in eins 
zelnen Fällen verfügt, und. wird hier zur allgemeinen Nachs 
achtung anempfohlen. 


8. 10. 
Die Cenſuren der Schuͤler. 


Die Cenſuren der Scholaren ſind ein — 
minder. wefentliches Mittel zum Zweck. Sie müflen, in 
Folge unferer desfalfigen früheren Verfügungen jährlich 
vier ‚oder wenigftiens dreimal und, - damit die Eltern oder 
Angehörigen wiffen, wann fie die Beurtheilung ihres Soh⸗ 
ned ‚oder Pflegebefohlenen entgegen zu nehmen haben, von 
den, Direktoren oder. Dieftoren zu einer beflimmten Zeit, 
mit, angemeffener Feierlichfeit und im Beifein ſaͤmmtlicher 
odentlicher Lehrer der AUnftalt, fofern dieſe nicht, mo die 
Cenſur aber Scholaren nicht gleichzeitig ſtatt finden kann, 
anderweit in den Klaffen befchäftige find, abgehalten wer⸗ 
den. Wir dürfen fowohl in den fpeziellen Urtheilen der 
einzelnen Lehrer, ald in dem aus denfelben zu ziehenden 
Reſultat, als welched dem Schäfer mitgerheilt wird, den 
vorwaltenden Ton. vÄterlicher Milde, wo irgend. diefelbe 
nur. noch - anwendbar: ift, auch hiernächft erwarten, daß die 
nöthigen Veranſtaltungen getroffen werden, daß die außs 
gefertigten Cenfuren auch richtig zu Händen der. Eltern 
pder deren Stellvertreter gelangen. 


on 
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$ II, 
Hauptmittel zur Erhaltung guter Sitten unter ben Scholaren. 


Als Hanptmittel zur Erhaltung einer guten Schul; 
zucht find noch befonders zu erwähnen, einmal die Er⸗ 
weckung, Nährung und Erhaltung des religiös firtlichen 
Gefühls der Scholaren, und fodann das völlig übereins 
fimmende Verfahren fämmelicher Lehrer in Behandlung 
eines Schülerd. Zur Erreichung des legten Zwecks bie- 
ten die Lehrer= Conferenzen, in welche auch die Erwägung 
des fittlichen Zuftanded der Schule infonderheit gehört, 
Gelegenheit dar, fo tie, was die religisfe Bildung der 
Jugend betrifft, den Direktoren und Neftoren anempfoh- 
fen wird, nicht allein die Neligionsftunden jedesmal den 
bemwährteften Lehrern zu übertragen, den Beſuch des oͤf⸗ 
fentlichen Gottesdienfted durch Anmahnungen und das eis 
gene Beifpiel zu befördern, fondern auch von Zeit zu Zeit 
fämmtliche Scholaren oder einzelne Abtheilungen derfelben 
zur Anhörung eines befondern Vortrags religiöfen Inhalts 
zu verſammeln. 


§. 12. 
Strafen. 


Sofern die obigen Mittel zur Erhaltung der Zucht 
bet einzelnen Subjecten, auch die gewöhnlichen andern paͤ⸗ 
dagogifchen Strafen nicht anwendbar. find, verbleiben als 
lerdingd nur förperlihe Strafen, die aber in den 
drei obern Klaffen durchaus nie ohne Vorwiſſen und. Ges 
nehmigung ded Direftord oder Neftord und auch in den 
untern Klaffen nur, wenn fie zu den leichtern Strafen 
diefer Art gehören, und nur von denjenigen Lehrern volls 
zogen werden dürfen, welche der Direktor oder Rektor hiers 
zu befonders autorifirt hat, fo daß auch alfe mit der frags 
lichen Autorifation nicht verfehene Lehrer der untern Klafz 
fen, vor Vollziehung jedweder Förperlichen Strafe, mit 
dem Direktor oder Nektor Nückfprache nehmen und deffen 
Antorifation erhalten haben müffen. Die Carcerftrafe, 
auch das Machfigen in den Klaffen darf ebenfalls nie ohne 
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Genehmigung ded Direktors ober Meftord verhängt wer⸗ 
‚den. Iſt aber der Unfleiß oder die Nohheit in dem Bes 
tragen eines Schülers fo groß geworden, daß det Zweck 
des Unterricht3 an demfelben ganz verfehlt wird, oder 
wird die Disziplin durch das von ihm gegebene böfe Bei— 
fpiel bedeutend gefährdet, find endlich die gewöhnlichen 
Eorrectionsmittel ohne Erfolg geblicben, fo bleibt nur übrig, 
einen folchen Schüler aus der Anftale zu entfernen. 

Wir geben hierzu den Direktoren und Nektoren die 
Befugniß, jedoch unter der Befchränfung, daß die Mehr: 
heit der ordentlichen Lehrer des Collegii Über die Noths 
wendigkeit der Entfernung mit ihnen einverflanten if, und 
inter der Bedingung, daß der Fall mit den Beweggrüns 
den der Entfernung nicht allein dem Ephoro scholae, wo 
ein folcher vorhanden, oder der, feine Stelle vertretenden, 
nächften Behörde, angezeigt, fondern auch den Eltern oder 
fonftigen nächften Angehörigen des betreffenden Schälers 
hiervon zw rechter Zeit Kenntniß gegeben wird. 


$. 13. 
Spezielle Diciplinars Gefege und Ordnungen. 


Wo Ulunmate oder Penfionate mit der gelehrten 
Schule verbunden find, da bleiben die für die Alumnen 
und Penfionare in Betreff der Disciplin beftehenden be⸗ 
ſondern Reglements in Kraft. Daffelbe gilt auch von den 
bereits für die Discipfin einzelner Schulen beftehenden Ans 
ordnungen, fo weit diefelben nicht durch gegenwärtige In⸗ 
firuction aufgehoben oder befchränft werden. Wo dergleis 
eben befondere Disciplinar: Gefege aber noch nicht vorhans 
den find, oder einer Nevifion bedürfen, müffen folche von 
dem Direktor oder Mektor bezugsmweife entworfen oder 
» burchgefehen, und nachdem fie dem Ephorus zur Beurtheis 
lung vorgelegt worden, uns zur Prüfung und Beftätigung 
eingefandt werden. Es wird indeffen, nach der Natur der 
pädagogifchen Strafen und Belohnungen, der Disciplinars 
Gefege der fraglichen Are in der Regel nicht viele bedürs 
fen, wohl aber werden die, zur Aufrechthaltung einer gus 
ten Zucht und zur möglichen Vermeidung von Strafen 
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dienfichen „Ordnungen für tas ganze äußere Verhalten 
der Scholaren“ überall Gegenftand der Aufmerkfamfeit der 
Direftoren und Reftoren fein miüflen, und wird ihnen über: 
laffen, das Wefentlichite hievon gleichfalls in die Disc 
plinar s Gefege aufzunehmen. 


$. 14 
Lehrverfaffung überhaupt, 

Eine zweite weſentliche Dbliegenheit der Direftoren 
und Nektoren der gelehrten Schulen ift die Sorge für die 
moͤglichſt vollfommene Einrichtung der Lehrverfaffung und 
„die hievon unzertrennliche Belebung des Fleißes der Lehe 
renden und Lernenden. Die Direktoren und Nektoren 
müffen zu dem Ende den Zweck der gelehrten Schule 
fharf im Auge behalten und fih, nach Maaßgabe der 
ihnen durch dns Lehrperfonal’ überwiefenen Kräfte, fchon 
in den untern Abtheilängen, vornemlich Aber von der viers 
ten ‚und dritten Klaffe an, dort jedoch mit gebührender 
Beräckfichtigung ded Ueberganges mehrerer Scholaren zu 
andern Beſtimmungen, demfelben " immer mehr nähern. 
Zu dem Umfange ihrer desfalfigen Pflichten gehört die 
Entwerfüng des halbjährlichen Lectionsplans, die Webers 
zeugung, welche fie fich von der Ausführung deffelben in 
alten Kiafien zu verfchaffen haben, umd die zwecmäßige 
Einrichtung der Öffentlichen und privaten Prüfungen. 


8. 15. 
Lectionsphan. 


Wie der Lectionsplan verfaßt werden muͤſſe, daruͤber 
beziehen wir uns auf unſere hieruͤber verſchiedentlich er⸗ 
gangene Verfuͤgungen, und namentlich auf die vom 12. 
Oktober 1820. Hier bringen wir nur in Erinnerung, 
daß, wenn derfelbe allerdings hauptfärhlich von dem Dis 
reftor oder Neftor ausgehen muß, wir dennoch erwarten, 
daß der Abfaffung deſſelben eine Berathung mit den Lehr 
rern vorangehe, und eines jeden billige Wünfche nach Thunz . 
lichkeit beruͤckſichtigt werden. 


r 
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In welchen Lehrobjecten und bis wie weit ein Leh⸗ 
rer mit Erfolg unterrichten kann, giebt theils deſſen Pruͤ⸗ 
fungszeugniß, theils die nachmalige Erfahrung an die 
Hand; nur darf der als Unterlehrer angeſtellte Lehrer 
nicht eher in den drei obern Klaſſen unterrichten, bevor er 
nicht ſein anderweites Examen als Oberlehrer gemacht 
hat. Die Zahl der, jedem Lehrer obliegenden Lehrſtun⸗ 


den ift in der Vocation oder durch das Herfommen bes 


ſtimmt; ed wird indefien von den Vorſtehern unferer ges 
lehrten Schulen erwartet, daß fie, wenn von einem Lehr 
rer in einer Klaffe viele Correcturen zu beforgen find, hier⸗ 
auf billige Nückficht nehmen und diefe Arbeit durch ans 
dere ihm zu überweifende minder befchwerliche Stunden 
ausgleichen. . 


Außerdem erneuern wir die ſchon feftftehende Anord⸗ 
nung, daß der Lectionsplan für das Sommerhalbjahr 
bereits in dem erften Tagen des März und der für das 
MWinterhalbjahr in den erfien Tagen des September und 
deshalb unerläßlich fo früh bei und zur Prüfung einge: 
reicht werde, damit die von und etwa zu bewirfenden Abs 
änderungen noch zeitig genug getroffen werden koͤnnen. 
Und follten die Umftände nicht geſtatten, dann ſchon dem 
Lectionsplan alfo zu entwerfen, wie er das ganze Seme⸗ 
ſter hinduchh verbleiben kann, fo ift dennoch. vorläufig eine 
einftweilige Lectionstabelle mit Vorbehalt des nachmaligen 
vollftändigen Lectionsplans einzureichen, wie denn auch jede, 
im Laufe des Halbjahrs in Betreff der DVertheilung der 
Lectionen nöthig gewordene und verbleibende Abänderung 
nachträglich bei und anzuzeigen if. Daß fein Lehrer eis 
genmächtig von dem Lectionsplane abweiche, oder ein ana 
dered Lehrbuch als das vorgefchriebene zum Grunde lege, 
bedarf der Erinnerung nicht; ed wird aber auch von dem 
Direktor und Mektor erwartet, nie ohne Not) die eins 
mal eingeführten Lehrbücher gegen andere zu vertaufchen, 
um den Schülern und, Lehrern unnöthige Ausgaben zu 
erfparen. : 


2 $, 16. 
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$. 16. 


Veſuch der Kal und Reviſion der Fön Atbeiten der 
Schüler. 


| Damit nun aber der Vorfteher ‚der Schti⸗ die ue⸗ 
berzeugung erhalte, daß in allen Lehrgegenſtaͤnden und in 
alten Klaſſen ganz dem Lectionsplan gemäß. gelehrt werde; 
bat .er, wie ihm ſchon in disciplinarifcher Hinſicht obliegt; 
die einzelnen Klaffen oftmals zw befuchen,. und fofermeinige 
Lehrfiunden: gleichzeitig mit. feinen eigenen fallen, ſich zum 
Erreichung des fraglichen Zwecks lieber je zumeilen durch 
einen der andern Lehrer. verfreten:zu laſſen, ald Die obige 
wichtige Pflicht. zu verabfäumen.. Außerdem iſt wefentlich; 
Daß er. fih, ‚innerhalb der Dauer des halbjährigen oder ' 
jährigen Lehrfurfus, die ſchriftlichen Arbeiten der Scholas 
ren in abweshfelnder Ordnung je aus einer Klaffe nach 
der andern, vorlegen läßt, wodurch er zugleich zur Auf⸗ 
rechthaltung der von den Scholaren zu beobachtenden Aus 
gern Ordnung und Neinlichkeit ihrer Hefte, old worauf 
mit alfee Sorgfalt zu halten ift, beitragen wird.  Emds 
lich ‚wird es gut fein, in den, während der Dauer des 
Lehrgangs fallenden Eonferenzen im Allgemeinen Ruͤck⸗ 
fprache mit den Lehrern über den. Stand der Ausführung 
des Lectionsplans in: den verfchiedenen Klaffen zu nehmen; 
wie denn: außerdem auch hiebei nicht. zu unterlaffen. fein 
wird,. den Conſpekt des gefammten. Pland auch aus dem 
Grunde. immer; zur Hand. zu haben, damit fofort jeder 
Lehrer feine Stellung zum Ganzen entnehmen, und * 
— mehr zur Erreichuns des Zwecks beitragen mögeic« 


17 ——— — * 
Prüfungen, Translocations » Eraminn. nn 3 


Die von dem Direktor oder Rektor zu veranſtalten⸗ 
ben Prüfungen betreffend, fo. gehören hieher die. Trandkos 
cations⸗, die jährlichen ‚Öffentlichen — und die Abi⸗ 
turienten⸗Pruͤfungen. ut narre 

Daß jeder Verſetzung der Schoiaren aus: einer Nies 
dern. in eine. höhere. Klaffe ein Translocations⸗Examen 

Annalen Heft IV, 1324, Mana ii nehkt 
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vorangehe, und daß diefe Eramina mithin jährlich oder 
halbjaͤhrlich ſtatt finden müffen,  ift durch unfere Verfü- 
gung vom 28. December 1820 in Erinnerung gebracht. 

Wenn allerdings dit Verfegungsfähigkeit gemeinſchaft⸗ 
fih von dem Direftor oder Rektor und dem. Lehrer, aus 
deſſen Kaffe ein Schüler verfegt, und denjenigen, in. def 
fen Klaffe er promovirt werden foll, ‚beurtheilt. wird, fo 
gebühre doch jedenfalld dem Direktor, auf feine DVerants 
wortlichkeit, die Entfcheidung.. Uebrigens muß dem muͤnd⸗ 
Jichen Examen, mo irgend folches anwendbar iſt, daß 
fchriftliche vorangehn, und find die fhriftlichen Arbeiten 
der Scholaren infonderheit auch dem Lehrer, welcher den 
zu verfegenden Schüler annehmen fol, mitzutheilen. Ueber 
die ganze Verhandlung wird ein Protokoll geführt, und 
auf den Grund deffelben der Befchluß gefaßt. 


8. 18. 
Oeffentliche Schulpruͤfungen. 


In Anſehung des jaͤhrlichen oder halbjaͤhrlichen zf⸗ 
- fentlichen Examens hat der Vorſteher der Schule dahin zu 
fehen, daß innerhalb einer gewiſſen Reihe von Fahren mit 
den auftretenden ‚Lehrern und Klaſſen abgewechfelt werde; 
wenn anders die größere Zahl der Lehrer und Klaſſen fols 
ches nöthig macht, Hiernach werden denn alfo auch die 
Religion» Klaffen nicht übergangen werden: duͤrfen. Daß 
in der Regel die. fraglichen Prüfungen innerhalb: unferer 
Provinz zu Oſtern Statt finden follen, iſt ſchon dur fruͤ— 
bere Verfügungen feftgefegt. Ob außerdem zu Michaelis 
befondere Rede⸗-Actus veranflalter, und diefe wiederum mit 
befonderen Schulfeierfichkeiten verbunden werden follen, 
bleibe dem Ermeflen jedes Direftord oder Rektors übers 
laſſen. Dann aber ift es um fo weniger. nöthig, die Zeit 
der eigentlichen Prüfung durch zu viele von den Schola⸗ 
ren zu baltende Neden zu befchränfen, obgleich dennoch 
eine und die andere von einem Primaner in dentfcher und 
vornemlich auch in Sateinifcher Sprache zu verfaffende Rede 
nicht wohl fehlen darf. 


1079 


‚Em 
Abiturienten » Eramina, 


Der Abiturienten Prüfungen darf hier nur erwähnt 
werden, da’ über diefelben eine befondere Inſtruction d. d. 
Berlin den 25. uni ıgıa vorhanden, auch, was’ fonfe 
hierunter dem Direktor und Neftor obliegt, durch mehrere 
von und erlaffene Verfügungen in dem Maaße feftgefege 
ift, daß faft Feine Ungewißheit hiebei Platz finden kann. 
Hier wollen wir die Direktoren und Rektoren nur. noch 
iwiederholentlich dahin verpflichten, daß fie die zur Univer⸗ 
firtät abgehenden Scholaren. vor unerlaubten Verbintuns 
gen alles Ernſtes verwarnen, und fie auf die unausbleib- 
lichen Folgen der Uebertretung der hierunter befiehenden 
Gefege aufmerkffam machen. : 

Daß alle andere von der Schule abgehende Schũ⸗ 
ler, wenn ſie, worauf zu halten iſt, ihren Austritt gehös 
rig anzeigen, auch mit einem gewöhnlichen, von dem Rek⸗ 
tor zu unterfchreibenden, und mit, dem Schulinfiegel zu 
bedruckenden Zeugniffe verſchen werden — bedarf der 
Erinnerung nicht. 

$. 20. 
Säulptogramme. . D, * 

Wir erwähnen auch zugleich’ hier der —— da 
diefelben gewöhnlich um die Zeit ‚der jährlichen: Hffentlichen 
Prüfungen‘ verfaßt werden. Die Wahl des Gegenftandes 
diefer Schutſchriften allerdings der eigenen Beurtheiluug 
der Verfaſſer uͤberlaſſend, verlangen wir dennoch, daß, 
wenn derſelbe auch nicht in naͤherer Beziehung. zu der 
Schule ſtehen, und ſelbſt nicht einmal aus dem Gebiet der 
Paͤdagogik oder der Didaktik entnommen worden ſein ſollte, 
dem Schluſſe deſſelben doch jedesmal die Chronik der ge⸗ 
lehrten Schule für das verfloſſene Fahr und zwar in deut⸗ 
ſcher Sprache, beigefuͤgt werde, wozu denn auch die Nen⸗ 
nung der Abiturienten und die Anzeige der Pruͤfungsnum⸗ 
mer, welche ſie erhalten, jedoch ohne ein ſonſtiges Urtheil 
uͤber ſie, gehoͤrt. Daß abrigens jeder Gegenſtand, welcher 
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in den fraglichen Schuffßriften abgehandelt wird, mit ans 
gemeffener Sorgfalt, beides im Anſehung der Sache und 
des Vortrags behandelt werde, erfordert fchon die Würde 
einer‘ gelehrten Schule und Iößt fi von Männern, wel: 
che an der Spige folcher Anftalten fiehen, um fo mehr 
auch für die Folge erwarten, da zur beeilten Abfaffüng 
diefer Schriften Fein Grund vorhanden if. Wenn wir 
endlich durch unfere Verfügung vom 24. October 1822 
die Einrichtung getroffen haben, daß ſaͤmmtlichen Direkto⸗ 
ren und Neftoren durch und ein Eremplar von jeder, in⸗ 
nerhalb unſerer Provinz erfcheinenden Schulfchriften diefer 
Art zugefandt wird, fo beabfiehtigen wir Hierdurch, unter 
andern auch, eine genauere Verbindung unter den Direfr 
toren und Rektoren, als Amtögenoffen, zu ‚Enüpfen und 
zu bewirken, daß daß, der einen gelehrten Schule eigen 
thuͤmliche Gute auch in die andere uͤbergehe. 


F. 21. 
VBeauffhtigung der Bibliothek, 


Zu den, das Innere der Lehranſtalt betreffenden all⸗ 
gemeinen Pflichten des Direktors oder Neftord einer ge: 
Sehrten Schule gehört auch die Dberaufficht, welche ihm 
über die zum allgemeinen Gebrauch fiehenden Lehrmittel, 
Aber den phnfifalifchen: Apparat und andere Sammlungen, 
und uͤber die Schiller: und Lehrerbibliothef zu führen obliegt. 
' Es iſt in der Regel nöthig, daß für: jeden diefer 
Zweige beſondere Auffeher :and. der "Zahl. der Lehrer. ge 
wählt. werden, und iſt, was die, Bibliothefen betrifft, Hier 
‚über. auch. fchon größtentheild das Nöthige durch beſon⸗ 
dere Inſtructionen und Reglements feſtgeſetzt worden. 
Hier empfehlen wir den Vorſtehern der gelehrten Schulen 
nur uͤberhaupt, alle dieſe Gegenſtaͤnde im Auge. zu behal⸗ 
‚ten, amd fich einer, zu beſtimmten Zeiten abzuhaltenden 
Reviſton derfelben zu unterziehen, zu dem Ende auch die 
Verzeichniffe und hieher gehörigen Inventaxien von Zeit 
zu ai durchzugehen, und * deren ſtete Vollſtaͤndigkeit 
zu halten. 


—E 
$. 22 | 
Arhivder Schuke 


Wenn den Direktoren und Rektoren bei der Aufſiche 
über die vorhin ‚gedachten Stuͤcke die noͤthige Huͤlfe durch 
die andern Lehrer der Anſtalt wird, fo verbleibt, ihnen das 
gegen doch ausſchließlich die Anlegung, Erhaltung und. Uns. 
grdnung des Schnlarchivs. Es iſt nemlich zur. Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung unumgaͤnglich noͤthig, daß, was 
in Bezug auf die Schule, von welcher Behoͤrde es auch 
ſei, verfuͤgt wird, oder was ſonſt Bemerkenswerthes der⸗ 
ſelben zugeht, gehoͤrig aufbewahrt, und zu dem Ende in 
die noͤthigen beſondern Aktenſtuͤcke und alſo vertheilt werde, 
daß, wenn ein Direktor und Rektor feine Stelle auf im⸗ 
mer oder auf. einige Zeit verläßt, fogleish fein Nachfolger: 
oder Stellvertreter fich gehörig orientiren, und fich mit. 
leichter Mühe die über jeden Gegenftand vorhandenen Ges: 
fege, Anordnungen und ſonſtige Kenntniffe von des Lage 
der Anftalt erwerben koͤnne. Um hierunter eine. zufagens 
de Vollſtaͤndigkeit zu erzielen, muͤſſen auch. die Coucepte 
der von den Direktoren oder Rektoren zu erfiattenden Bes 
richte, und ihre andermweite amtliche Correfpondenz; aufbes 
wahrt werden, wie denn endlich nicht minder hieher auch 
gehört, daß die Genfuren der Schüler, die van ihnen ges 
lieferten erheblichern Speeimina, infonderheit auch das 
Album der Aufgenommenen, dann, was bei Anftelung 
und Abgang der Lehrer verhandelt wird, aufbewahrt, und 
unter beſondern Verfchluß des Direktors oder — ge⸗ 
— werde. 


$. 23. 
Befondere Pllichten des Rektors gegen die Scholaren. 


Dem Rektor vder Direktor liegt ob, die neu ankom⸗ 
menden Scholaren entweder alkein, oder, wenn er will, 
‚unter Zuziehung eines und des andern Lehrers zu prüs 
fen, die Klaſſe, in welche fie nach dem Maaße ihrer Kennt 
niffe und Fertigkeiten gehören, zu beflimmen, womit die 
Eintragung folcher Novizen in das forgfältig aufzubewah⸗ 


— 
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rende Album der Schule nach Vor⸗ und Zunamen, Ges 
burtsort, Alter, Stand und Wohnung des Vaters fogleich 
zu verbinden, für die fünftigen Verfegungen der Schüler, 
für etwanige fonftige Bemerfungen und Verzeichnung der 
„ Zeit ihres Abgangs die nöthigen beſondern Columnen vor 
der. Hand leer zu laffen find. Eben fo, und wenn gleich 
die Schüler zunächft den Kiaffenordinarien zur thunlichften 
Beauffihtigung auch außer der Schulzeit überwiefen find, 
‚bat ſich doch gleichfalls auch in fraglicher Beziehung ver 
Ditrektor oder Rektor in möglichft genauer Kenntniß von 
denfelben zu. erhalten, überhaupt aber fih von den GSit- 
ten, dem Fleiße und den Fortfchritten, jedes Schülers alfo 
zu unterrichten, daß er den Eltern und Angehörigen zu 
jeder Zeit die nöthige Auskunft zu ertheilen, auch im Stande 
ift, bei den Berathungen in der Lehrer Eonferenz; über Ges 
genſtaͤnde der Disciplin aus eigener Meberzeugung feine 
mitratbende oder entfcheidende Stimme zu geben. Die, 
der Ertheilung von Schulprämien würdig erkannten Schüs 
fer werden ihm angezeigt, und wählt er dieſelben mit dem 
andern: Lehrern aus, wobei ihm, bei DBerfchiedenheit der 
Meinungen, gleichfalls jedesmal die Entfcheidung zuſteht. 


* $.. 24 
Beſondere Pflichten gegen die Lehrer. 


Dem Direktor oder Rektor liegt in der Regel die 
foͤrmliche Einweiſung des neu angeſtellten Lehrers in das 
ihm uͤbertragene Amt, bei den Gymnaſien unſers Patro⸗ 
nats auch die vorſchriftsmaͤßige Vereidung deſſelben, und 
in jedem Fall dahin zu ſehen, ob, daß beides bewirkt wer⸗ 
de, wie er denn auch fruͤhzeitig von dem beabſichtigten Ab⸗ 
gange eines Lehrers oder deſſen Tode unverzuͤglichſt die 
erforderliche Anzeige bei uns zu machen, und ſeinem Be⸗ 
richt zugleich wine Nachweiſung faͤmmtlicher Einkuͤnfte der 
Stelle und das Verzeichniß der durch den Abgang offen 
gekommenen Lehrfiunden beizufügen, auch, wenn ihm ein 
zum Machfolger geeignetes Subjekt befannt ift, die Aufs 
merkſamkeit ded Patronats auf daſſelbe zu leiten hat. 
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$. 25. 
Lehrer s Conferenzen. 


Wenn dad DBerhältniß der Lehrer zu dem Direktor 
oder Rektor allerdings ein nachgeordnetes ift, und. von 
ihm überall eine‘ willige Befolgung feiner Anordnungen 
erwartet werden Fann, fo wird ed ihm anderen Seits 
nicht entgehen, wie eine folche Winfäprigkeit nur im Fall 
der Noch aus dem Subordinationsyerhältniffe hervorge⸗ 
hen, ihre Hauptquelle aber in einer auf ſeinen muſter⸗ 
haften Wandel, ſein umſichtiges Benehmen, feine Gelahrt⸗ 
heit und feine Pflichtliebe gegründeten Autorität haben 
muß. Wenn feine Verdienftlichfeit jedem Lehrer. einleuch⸗ 
tet, wenn er allen die Weberzeugung zu geben verfteht, 
ih, in welcher Kaffe auch befchäftigt, dennoch ald wer 
fentlichen Theil eines organifchen Ganzen zu betrachten, 


‚wenn er dabei jedem, wie er es verdient, mit Liebe und 


Achtung begegnet, fo. wird er in feltenern Fällen zu dem 
ſchlichten Befehl feine Zuflucht zu nehmen nöthig haben. 
Um das Intereſſe jedes Lehrerd an dem Ganzen zu ers 
halten, find daher die Lehrer⸗ Eonferenzen weſentlich. 
Sie werden von dem Direktor oder Rektor fuͤr die ge⸗ 
woͤhnlichen Berathungen zu beſtimmten Zeiten, außerdem 
aber. ſo doft als noͤthig außerordentlich abgehalten; auch 
muß, was in denſelben verhandelt wird, jedesmal in be⸗ 
ſondern, entweder von dem jedesmaligen juͤngſten Lehrer 
oder in abwechſelnder Ordnung von allen Lehrern zu fuͤh⸗ 
renden Protokollen verfaßt werden. In dieſen Confe⸗ 
renzen hat auch der Direktor oder Rektor die von uns 
oder andern Behoͤrden eingegangenen betreffenden Verfuͤ⸗ 
gungen dem Lehrer: Eollegio mitzutheilen, falls ihr Inhalt 
nicht eine fofortige Mittheilung auf dem Wege des Um⸗ 
laufs noͤthig macht. Welche Verfügungen vielmehr vor 
ihn allein, als vor die Gefammtheit der Lehrer gehören, 
wird in jedem einzelnen Falle leicht zu entnehmen fein. 
— 


$. 26. 
Tonduitentiften. 
Daß der Direktor oder, Rektor den Wandel der Leh⸗ 
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rer, bie Art wie fie ihren Pflichten fich unterziehen, und 
ob fie in ihren Studien fortfchreiten, forgfältig wahrneh- 
‘me, iſt eine feiner mwichtigften DObliegenheiten. Die jährs 
lich, Anfangs des Decemberd zu verfaffenden Condui— 
tenliften müflen das unbefangene und freimüthige Mrs 
theil des Direftord oder Rektors über jeden Lehrer ents 
‚halten; jedoch erwarten wir, wenn immer es fich nöthig 
ermweifer, in fraglicher Beziehung auch befondern Bericht. 


3 Gen 7 
2‘ Vertretung ber Lehrer, 


Was der Direktor und Rektor, wenn er ſelbſt ver 
reiſet und andern Seits, in diefem Falle, die Lehrer gegen 
ihn zu beobachten haben, ift durch unfere- Verfügung vom 
26, März 1818 anf das genauefte beftimmt, und mwird 
"hieranf Bezug genommen. > Wenn ein Lehrer außer der 
Zeit der ‚Schulferien zu verreifen genoͤthigt iſt, oder ers 
krankt, oder fonft durch unabwendbare Hinderniffe von 
Abwartung einer Lectiom zurückgehalten wird, fo Liegt dem 
-Direftor und Rektor ob, auf die ihm deshalb zur rech⸗ 
ten Zeit von dem betreffenden Lehrer zu machende Ans 
zeige, das Noͤthige wegen deffen Vertretung durch ein ans 
Dderes Mitglied des Lehrer» Collegii und nur in dringlichen 
Faͤllen durch Combination der Klafien anzuordnen. Um in 
Anſehung der anzuordnenden Vertretung in einzelnen Lehr, 
Funden, nicht in Verfegenheit zu fommen, wird ed gut 
fein, die Art, wie dieſelbe Statt finden foll, ſchon vorher 
und bei dem Anfang jedes Schul: Semefters zu verabres 
den und feftzuftelen. Längere Vertretungen erfordern bes 

“ fondere nach den Umſtaͤnden zu treffende Einrichtungen. 


$. 28. 

„Pflichten der Direktoren und Rektoren gegen ihre Vorgeſetzte. 
Wo eine gelehrte Schule ein befondered Curatorium 

bat, da "ft folches nach Maaßgabe feiner Befugnig und 
in den betreffenden Fällen als die naͤchſte Behörde des 
Direktors oder Rektors zu erachten, und er hat fih auch 
in allen vor daſſelbe gehörenden Fällen zunaͤchſt dahin zu 


i 
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menden. Seine Verpflichtung zu dem Ephoro Gymnasii, 
wo ein folcher beftelle ift, liegt infonderheit darin, daß er 
demſelben, auf Erfordern, über den Zuftand der Anftalt 
Auskunft geben, und ihm den Lectionsplan und die einges 
benden Verfügungen mittheilen muß, wie fich denn von 
ſelbſt verftehe, daß demfelben der Zutritt zu den Klaffen 
und die Theilnahme an den Conferenzen der Lehrer frei 
ſteht. Die Conduitenliſten der Lehrer gelangen durch ihn 
an uns. Weberhaupt aber wird erwartet, daß die Direfs 
toren und Rektoren infonderheit in allen außergewoͤhnli⸗ 
chen Fällen mit dem Ephoro Gymnasii Ruͤckſprache neh⸗ 
men, fich feinen Rath erbitten, ſich überall eines guten 
Vernehmens zu demfelben befleifigen, und ihm die gebühs 
rende Achtung erweifen. Eben dahin werden auch die Bes 
mühungen der Neftoren und Direktoren gegen das Patros 
nat umd jedes Mitglied deſſelben gerichtet fein. 


2% 

Berichte; Führung des Schulinflegefs: 
Die von ihnen zu erflattenden amtlichen Berichte 
werben, wenn nicht noch ein anderer Berichtserfiatter aufs . 
drüclich ernannt iſt, von ihnen alfein abgeftattet, wie fie 
denn auch allein das Schulinfiegel führen, und die gewoͤhn⸗ 
lihen Schulzeugniffe, jedoch auf den Grund der Urtheile 
der Gefammtheit der betreffenden Lehrer, ausftellen. We 
gen Ausfertigung der Abiturienten: Zeugniffe enthält die, 

$. 19. angeführte Inſtruction, befondere Vorſchriften. 


$.. 30 
Pflichten gegen die Unterbedtente der Anftalt, 


Endlich Haben die Direktoren und Rektoren unſerer 
gelehrten Schulen auch alles Fleißes ihr Augenmerk dahin 
zu richten, daß die, im nächfter Beziehung zu der Schule 
fiehenden dienenden Derfonen, als die Aufwärter, Cales 
factoren und wie fie fonft heißen mögen, fich nicht auf eis 
ne den Scholaren ein böfed Beifpiel gebende Weife bes 
tragen. Wird dergleichen "oder eine fonft verbotene Bes 
ziehung derfelben zu einem Schüler vermerkt, fo haben fle 
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ſolches fofort zur Kenntniß zunächft des Ephorats zu brin⸗ 
gen und, wenn auf ihre Beſchwerde nicht gehoͤrt und auf 
irgend eine Weiſe derſelben nicht abgeholfen wird, uns 
hieruͤber Anzeige zu machen. Inſonderheit wird in frag⸗ 
licher Beziehung denjenigen Rektoren und Direktoren da 
die frengfte Wachfamfeit anempfohlen, two mit der Anz 
ſtalt auch Alumnate oder Penfionate verbunden find. 
Berlin, den 10. Juni 1824. 
Königliched Confiftorium der Provinz Brandenburg. 
Heinfind Geifeler. Bellermann. 


1 
60. 
Circular⸗ Verfügung des Koͤnigl. Konſiſtoriums für 
Schleſien an die ſaͤmmtlichen Gymnafien: Direftionen 
und Öpmnaofial» Verwaltungs Commiffionen in Schle 
fien (excl. Breslau), die Befreiung von Erlegung 
des Schulgeldes betreffend. \ 


—— 


Um die Weberfüllung der gelehrten Schulen durch 
ſolche Zöglinge, welche zugleich ohne geiftige Fähigkeit und 
ohne Äußere Mittel den Weg der Studien als den nach 
ihrer oder ihrer Eltern Meinung bequemften und wohlfeils 
ften einfchlagen wollen, zu mindern, ift für nöthig gefun- 
den worden, Hinfichtlih der am dürftige Schüler zu ers 
theilenden ganzen oder theilmeifen Befreiung von Erle⸗ 
gung bes Schulgeldes folgendes zu beftimmen: 

$. 1. Die Befreiung mird bei den Gpmnaflen uns 
ferd ſowohl ganzen als getheilten Patronats von der Ver⸗ 
waltungd =» Commiffion auf den Vorſchlag des Direftors 
oder Nektord ganz oder zur Hälfte ertheil. Wo für den 
fegtern die Berechtigung vorhanden ift, Befondere zur Defs 
fung des Schulgelded für aͤrmere Schüler geftiftete Legate 
zu vergeben, behält es dabei eben fo, wie bei den Des 
rechtigungen der übrigen Patronate, unter Verpflichtung 
auf die nachfiehenden allgemeinen Grundfäge, fein Des 
wenden. 
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$; 2. Schuͤler , welche dieſe Wohlthat in Anſpruch 
nehmen, muͤſſen außer ihrer, durch ein Zeugniß der Orts⸗ 
behoͤrde nachzuweiſenden Duͤrftigkeit auch durch Beibrin⸗ 
gung einer vortheilhaften Cenſur ihre Geſchicklichkeit und 
gute Auffuͤhrung darthun- Zu dem Ende iſt die Befrei⸗ 
ung in der Regel nicht gleich beim Eintritt, ſondern erſt 
nach zwei oder drei Monaten zu ertheilen. Doch koͤnnen 
dann, wenn der Schuͤler entweder aus der obern Klaſſe 
der am Orte befindlichen Elementarſchulen, oder von an⸗ 
dern Anſtalten ein vorzuͤgliches Zeugniß mitbringt, Aus⸗ 
nahmen ſtatt finden. 

$. 3. Die erlangte Befreiung hört auf, wenn ber 
Schäfer durch Unfleiß oder fchlechtes Betragen feine gute 
Eenfur verliert, und der Direktor die Patronatds oder 
_ Verwaltungs: Behörde, davon in Kenntniß fegt. In den 
beiden obern Klaffen zieht entfchiedener Mangel an Tas 
lenten diefelde Folge nach fich. 

$. 4. In den Gymnaſien unferd Patronatd ‚und : 
Compatronats darf die Zahl der ganz befreiten Schüler 
höchftens- bis auf den 4ten Theil der gefammten Schülers 
zahl fleigen, und ift diefelbe durch die Klafien des Gymnas 
ſiums dergeftalt zu vertheilen, daß binfichtlich der obern 
Klaffen die größere Strenge der Anforderungen in Anwen⸗ 
dung fommt. Wenn jenes Marimum erreicht ift, fo kann 
für jegt zum Genuß der halben Befreiung noch die Hälfte 
jener Zahl zugelaffen werden. Es ift aber für die Folge 
dahin zu fehen, einen Schüler lieber die Hälfte als gar 
nichts erlegen zu laffen, und wird demnach, fo weit jeneg 
Marimum der ganzen Befreiungen vermieden wird, die 
- Zahl der halben im doppelten Verhältniffe flatt finden 
können, wobei dann die jet nachgegebene Hälfte derſelben 
wieder wegfaͤllt. 

$. 5. Söhne von aftiven und inaftiven, fo wie von 
verftorbenen Lehrern des Gymnaſiums, desgleichen von 
Beamten und Unterbedienten deffelben find an ſich vom 
Schulgelde frei, und werden in die obige Zahl nicht mit: 
gerechnet. Daſſelbe gilt für die Söhne der Ortsgeiſtlich⸗ 
feit, wenn die Lehrer von den Stolgebühren frei find. 
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$ 6. Wenn mehrere Brüder zugleich dad Gymna⸗ 
ſium befuchen, und die nicht allzu bemittelten Eltern Ers 
mäßigung des Schulgeldes fuchen, fo fol in der Regel der 
zweite und dritte Bruder jeder nur das halbe Schulgeld 
zahlen, und wenn mehr als drei Brüder das Gymnaſtum 
befuchen, jeder folgende ganz frei fein, in fofern nemlich 
die Würdigfeit nachgemiefen wird, und diefe Fälfe ſollen 
vor allen andern beruͤckſichtigt werden. 

$. 7. Diejenigen Privat-Patronate, welche durch 
die Hinlänglichkeit ihrer Fonds oder durch diesfaͤllige 
Stiftungen gedeckt, ihre Munificenz über die sub $, 4. 
gegebenen Beflimmungen ausdehnen wollen, behalten bies 
bei zwar freie Hand: es wird ihnen aber unter Bezuge 
nahme aus den allgemeinen bereits audgefprochenen Zweck 
diefer Anordnung zur Pflicht gemacht, die Mittel, über 
welche fie verfügen, in größerm Maaße für diejenigen Aer⸗ 
meren zu verwenden, welche in den untern und mittlern 
Klaffen Vorbildung für andere Fächer fuchen, in den obern 
Klaffen aber die Zahl derer, die fih ohne Beruf dem 
Studieren widmen wollen, durch Beachtung ded sub $.4. 
Feftgefegten in gehörigen, vom Gemeinwohl erforderten 
Schranken zu halten. 

Breslau, den 25. November 1824. 
Koͤnigl. EConfiftorium für Schlefien. 
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Circulare des Koͤnigl. Confiftoriums an fämmtliche Her: 

ren Direftoren und Rektoren der gelehrten Schulen der 

Provinz Brandenburg, die Iheilnahme der Scholaren 
an Leih⸗ und Leſe⸗Bibliotheken betreffend. 


— 


Das Könige. Minifterium ded Innern und der Pos 
fizet hat aufs Neue fämmtlichen Königl. Regierungen und 
dem hieſigen Königl. Polizei: Präfidio die größte Aufmerfs 
ſamkeit auf die Leihs Bibliotheken zw richten und, nament⸗ 
lich an ſolchen Orten, wo gelehrte oder höhere Bürger: 


\ 
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ſchulen vorhanden find, eine genaue Reviſion derſelben zu 
veranftalten, befohlen. Die ** Direftören und Nie 
toren unferer gelehrten Schulen werden diefe hohe GSorg- 
falt, da fie ein Mittel mehr zur Erhaltung der Gitten- 
reinheit unter ihren Zöglingen gewährt, wohl anerkennen, 
zugleich aber auch um fo mehr bereitwilligft zur vollſtaͤndi⸗ 
gern Erreihung ded Zwecks beitragen, und hierdurch zu— 
gleich der an und, auf Veranlaſſung vorgedachter hohen 
Behörde, von dem Könige. Minifterio der Geiftlichen-, Uns 
terrichts⸗ und Medizinal: Angelegenheiten unter dem 16, 
d. M. erlaffenen, und ihre, ſogleich näher anzugebende 
Mitwirkung befiimmenden Verfügung, getrenlich nachkom- 
met. Nach dem, mas zeithero von und für die Anotds 
nung der Bibliotheken unferer gelehrten Schulen. und de 
ren bedingten Gebrauch durch die Scholaren, dann für 
Errichtung von Lefe» Bibliotheken für die Scholaren ge 
fchehen ift, müßte eigentlich der Fall gar nicht eintreten 
dürfen, dag ein Scholar, zumal ihm, wenn er feine Lectio⸗ 
nen fleißig betreiben will, wenig Zeit übrig bleibt, annoch 
feine. Zuflucht zw einer öffentlichen Leihbibliothek nähme, 
und mwir finden und auch bewogen, den Herren Direfto- 
ren und Rektoren unferer gelehrten Schulen zur Pflicht 
zu machen, folche, immer bedenklich bleibende TIheifmahme . 
je länger um fo mehr völlig und infonderheit dadurch abs 
zuftellen, daß die Schüler - Bibliotheken mit immer groͤße⸗ 
rer Sorgfalt verwaltet, daß fie mit einer Auswahl der 
für das jugendliche Alter Iehrreichften und durch Form 
und Inhalt zufagendfien Schriften, namentlich, auch mit 
den, zur Aufnahme in eine Bücherfammlung der 'fraglis 
hen Art fich eignenden deutfchen Klaffifer ausgeſtattet, und 
für ein geringes, Aermern aber ganz zu erlaffendes Leſe⸗ 
‘geld, zugänglich werden, wie wir denn nicht minder und 
‘wiederhofentlich "allen denjenigen Gymnaſien, wo noch Feine 
dergleichen Bibliotheken für die Schofaren vorhanden find, 
deren, ſchon anempfohlne Begründung dahin gemeffenft 
nochmals anempfehlen, daß uns unfehlbar mit dem’ Aus⸗ 
gange dieſes Jahres darliber berichtliche Anzeige gemacht 
werde, wie weit in der Sache vorgefohritten fei., Wenn 
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inzwifchen dennoch nie gaz zu verhindern fein möchte, theils 

Sdaß nicht der eine und der„andere Scholar auch aus eis 
ner Öffentlichen Leih= Bibliothek ein Buch entlehnt, theils 
aber auch in Anfehung aller andern TIheilnahme daran 

liegt, daß fie micht durch unfittlihe Schriften verderbt 
werden, fo hat das Koͤnigl. Minifterium des Innern und 

der Polizei, wie gedacht, eine Nevifion fammtlicher öffent: 
lichen Leihbibliothefen angeordnet, und es ift zugleich von. 
dem Könige. Minifterio der Geiftlichen-, Unterrichts: und 
Medizinal, Angelegenheiten befohlen worden ‚ daß die Die 
reftoren und Neftoren der gelehrten Schulen bei der Ber 
ſtimmung der zu belaffenden oder fortzufchaffenden Leſebuͤ⸗ 
cher den Polizei Behörden mit ihrem Nath beiftehen fols 
len. Hiernach verpflichten wir vorgenannte, Herren Dis 
reftoren und Neftoren auf hohen Befehl dahin 

2) daß fie ihrer Geitd auf jede zweckdienliche Weife da- 
hin wirken, den Gymnaſiaſten theild die Benugung 
von öffentlichen Leihbibliorhefen durch gute Gymna- 
ſial⸗Leſebibliotheken ganz entbehrlich zw machen, theil® 
ihnen den willführlichen Gebrauch der erftern zu er- 
fhwaren, und diefelben dadurch unter eine Controlfe 
fielen, daß ihnen nur gegen einen Erlanbnißfchein 
ihrer Väter oder des Vorſtehers des Gymnaſti, Büs _ 
cher aus Leihbibliothefen verabfolgt, und in dieſen 
Erlaubnißfcheinen die Titel der zu entleihenden Buͤ⸗ 
cher jedesmal namhaft gemacht werden; 

2) daß fie die betreffenden Könige. Polizei: Behörden 
bei der zu veranftaltenden genauen Reviſion der vors 
handenen Leihbibliothefen mit ihrer Einfiht und 
Kenntniß unterftügen, und überhaupt denfelden bei 
Ausführung der oben genannten hohen Verfügung, 
mit ihren Erfahrungen und ihrem Nath. bereitwillig 

an die Hand gehen. 
Berlin, den 26. Anguft 1824. 

Königliches Eonfifforium der Provinz —— 
Heinſius. Geiſeler. Bellermann. 


1091 
62. 
ircular: Verfügung des Königl. Conſiſtorlums zu Colln, 
an bie Direktoren ſaͤmmtlicher Gymnaſien, dieſelbe 
Angelegenheit betreffend. 


Das: Koͤnigl. Minifterium des. Innern und der Pos 
figei hat fich veranlaßt gefunden, die Leihbibliotheken und 
befonders diejenigen, welche fih an Orten befinden, wo 
höhere Schulen vorhanden find, einer ſtrengen polizeilichen 
Aufſicht zu unterwerfen, und. Augenblicflih eine genaue 
Reviſion derſelben vornehmen zu laſſen. 

Die Polizei-Behoͤrden ſind hiernach durch die betref⸗ 
fenden Koͤnigl. Regierungen inſtruirt und angewieſen wor⸗ 
den, bei dieſem Geſchaͤfte die Vorſteher und Lehrer der be⸗ 
treffenden Höheren Schulen zu Rathe zu ziehen, und wer⸗ 
den Sie daher hierdurch angewieſen, vorfommenden Falls 
die Könige. Polizei Behörde Ihres Orts zu dem gedach— 
fen Zwecke mit Ihrer Einficht und Kenntniß unterfügen, 
- und überhaupt derfeiben bei Ausführung der obengedachten 
minifteriellen Verfügung mit Ihren Erfahrungen und Ib 
rem Rathe bereitwillig an die Hand zu gehen... . 

Auf Veranlaffung “einer Verordnung des Königl, 
Minifterii der Geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten werden Sie 
ferner aufgefordert, auf jede ziveckdienliche Weife dahin zu 
wirken, den Schülern die willkuͤhrliche Benugung der Leih⸗ 
Bibliotheken zu erfiveren, "und diefelbe dadurch unter 
eine Controlle zu ſtellen, daß. ihnen nur gegen einen Erz 
laubnißſchein ihrer Väter oder gegen Ihre ſchriftliche Zur 
fiimmung Bücher aus Leihbibliorhefen verabfolgt und in 
diefen Erlaubnißfcheinen die Titel’ der zu entleihenden Bů⸗ 
cher jedesmal namhaft gemacht werden. 

Um jedoch fuͤr die Schuͤler den Grund zur Benut⸗ 
zung der Leihbibliotheken mit der Zeit ganz zu entfernen, 
iſt bei jedem Gymnaſium eine Schuͤlerbibliothek zu gruͤn⸗ 
den, welche vorzüglich zu deren Privatlektuͤre zu beftims 
men ift, und deren Koften durch Eleine außerordentliche 
Beiträge, welche von den Schülern bei ihrer Aufnahme, 
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Derfegung oder Entlaffung oder bei anderweitigen fchick- 
lichen Gelegenheiten zu erheben find, aufgebracht werden. 

Bei der Wahl der für diefe Bibliothek anzuſchaffen⸗ 
ben Werke find aber forgfältig alle: ſolche zu vermeiden, 
die den Keim revolutionairer Umtriebe in fich tragen, ges 
gen Religion und gute Sitten anftoßen, oder die Grund⸗ 
fäge einzelner. Eonfeffionen verlegen, weshalb Bei- diefer 
Auswahl. überall der Religionslehrer der Anſtalt zu Nathe 
zu ziehen ift., Aus diefem Grunde werden wir und auch 
den Katalog der Schülerbibliochef. von Zeit zu. Zeit vor 
legen laſſen. r 

Sobald diefe Bücherfammlung einen der Frequenz 
der Anftalt angemeffenen Umfang gewonnen hat, wird es 
zweckmäßig fein, „den Schülern die Benugung der Leibe 
Bibliotheken ganz zu verbieten, und die Zumiderhandlung 
dieſes Verbots in jedem zu Shrer Kenntniß Foimmenden - 
Salfe firenge zu ahnden. Ueberhaupt aber fol diefe Eins 
richtung dazu dienen, daß den Schülern in ihren. freien 
Stunden eine Erholung gewährt, und den verfchiebenen 
Unterrichtözmweigen der Anftalt eine Erweiterung für den 
Privatfleiß der Schüler gegeben werde, daher aufer flaf 
fifhen Dichtern u. f. w. auch vorzüglich gefchichtliche und 
geographifche Werke, Biographien, Neifebefchreibungen, bes 
Iehrende Schriften über Naturwiffenfchaft, Religion, ferner 
Erbauungäfchriften u. ſ. w. in. die Schuͤlerbibliothek auf 
zunehmen. find. en — 

Jeder Klaſſenordinarius hat aber Kenntniß davon 
zu nehmen, welche Bücher die von ihm beaufſichteten Schule 
Ier leſen, und zu dem Ende das Ausgebebuch des Biblips 
thekars von Zeit zw Zeit nachzufehn.. Auch iſt darauf zu 
halten, daß der’ unmittelbar für die Lectionen der. Anftalt 
dienende Häusliche Fleiß der Schüler durch die Einrich- 
tung einer Leſebibliothek Feine Störung oder eine falfche 
Richtung erfeide, ſondern es muß berfelbe vielmehr. übers 
al in der Weife in Anfpruch genommen werden, daß ver⸗ 
derbliche Privatdefchäftigungen der Schüler, welcher Art 
diefe auch fein mögen, feinen Raum finden Fönnen. 


* 
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Scene binnen vier Wochen Bericht darüber,‘ 
was von Ihrer Seite * Ausführung ve Verordnaus⸗ 


— den * September ISAM tor 
ar —* ——— 
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CrerularsRefäit bei: Koͤnigl. Miniſterium⸗ der Gef 
er, Uhterrichte: und MedisinalsArigelegenheiten an 
ſAinmnttiche Königt. Kouſtſtorien, wegen des Studiums 
der.. ‚phitöfophifchen und theologifchen Disziplinen auf 
ben Univerfitäten von Seiten ſolcher inländifchen Stu⸗ 
—— welche ſich dem gelehrten Schulfache 
widmen wollen. 


Das Miniſtetium Hat mit Mißfallen bemerkt, daß ſeit 
einiger Zeit diejenigen inlaͤndiſchen Studierenden, welche 
ſich dem gelehrten Schulfache widmen wollen, auf eini⸗ 
gen Univerſitaͤten mit einer nicht zu billigenden Einſei⸗ 
tigkeit faſt ausſchließlich nur philologiſche Studien betrei⸗ 
ben, und das Studium nicht nur der Philoſophie, ſondern 
auch das der für einen jeden Gymnaſiat⸗ Lehrer unentbehr⸗ 
lichen theologiſchen und hiſtoriſchen Disziplinen faſt gaͤnz⸗ 
lich vernachlaͤßigen. Mit dahin zu wirken, daß die oben 
gedachten Studierenden ſich kuͤnftig auf den Univetfitäten 
auch. mit der Philofophie ernftlich befchäftigen, find ſaͤumt⸗ 
liche Koͤnigl. wiſſenſchaſtliche Prifungs + Kommiſſionen ans‘ 
gewieſen, von jetzt an die Pruͤfung der Schulamts⸗ Rans 
didaten auch auf die Kenntniſſe derſelben in der Philofos 
phie, und namentlich in der Logif und Metaphyſik in. der 
Pſychologie und in der Gefchichte der Philofophie, fo wie 
in. der Gefchichte auszudehnen, und das Ergebniß der des⸗ 
fallſigen Prüfung nicht nur in dem Zeugniffe jedesmal . 
ausdrücklich zu beftünmen, fondern daſſelbe auch in den 
jährlich, an das Miniſterium einzureichenden Tabellen über 
Annalen HeftIV. 1324. Bobb 


die. gepräften. Schub Antd «Kandidaten unter einer beſon⸗ 
dern Rubrik anzumerken. mir see da 
Noch wichtiger erfcheint e8 aber dem Minifterig ges, 
eignete Maaßregeln zu treffen „daß diejenigenzinsändifchen 
Studierenden, welche ſich dem. gelehrten Schulſache an 
evangeliſchen Gymnaſten widmen ‚wollen, nicht länger die 
für jeden GymnafialsLehrer unentbehrlihen theologifchen 
Disziplinen vernachläßigen, fordern, fich vielmehr ſchon auf 
der. Univerfität diejenigen Kenntuiffe in’ der Theologien uud: 
namentlich in der. Eregefe des Alten und Neuen Jeſta⸗ 
ments, in der. Dogmatik und- chriftlichen Möral und in. 
der Kirchengefchichte aneignen, welche zur. Ertheilung, eines 
gründlichen und zweckmaͤßigen evangeliſchen Religisns-Uhz' 
terrichts in den edangelifchen Gymnaſien erforderlich find, 
und vom jedem Gymnaſial⸗Lehrer, auch wenn · er fich nicht 
für den Religions-Unterricht beſtimmen will, mit Grund 
gefordert werden Fönnen. - - - j 
Das ‚König, Konfiftorium. wird daher. beauftragt, 
von jegt an einen jeden gelehrten Schul-Amtskandidaten 
evangelifcher Konfefiion, welcher in dem Bezirke ded Koͤ— 
nigl, Konfiftorii eine Anftelung als Lehrer an einem evan⸗ 
gelifchen Gymnaſio nachfucht, und. hinfichtlich feiner phi⸗ 
Iofophifchen, philotogifchen, Hiftorifhen und mathematiſchen 
Lenntniſſe und in Betreff feiner Lehrgeſchicklichkeit daB er⸗ 
forderliche Prüfungs-Zeugniß einer, Königl. wiſſenſchaftli⸗ 
2 Prüfungs» Kommiffion beibringt,, noch nachträglich in 
zug auf feine Kenntniffe in der Theofogie und hament- 
lich in der «chriftlichen Glaubens» und Gittenlehre, in der 
Eregefe des Alten und Neuen Teftaments und in der Kir- 
hengefchichte von einer geeigneten Mitgliede des Königl. 
Konfiftorii prüfen, und über das Ergebniß diefer Prüfung 
ein beſonderes Zeugniß außftellen zu laſſen, welches nebſt 
ten. übrigen Zeugniffen des betreffenden Schulamts⸗Kan⸗ 
didaten dem auf tie Anftellung deffelben bezügfichen Be⸗ 
richte des Koͤnigl. Konftftorit im Abfchrift beizufügen iſt. 
In diefer Prüfung iſt für jegt bei den Schulamts. Kans 
didaten, weiche fich nicht für den Neligiond= Unterricht im 
den evangelifchen Gymnaſien mitbeftimmen wollen, haupt 
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faͤchlich darauf zu fehen, ob fe die für jeden Gymnaſtal⸗ 
Lehrer erforderliche Kenniniß in der Yeifkfichen "Gtaubenss 
und Sittenlehre beſitzen, Während von den Schulamts⸗ 
Kandidaten, welche ſich Tür; den Religions⸗Unterricht mit) 
beſtimmen wollen, auch eine, genuͤgende Keuntniß von der 
Exegeſe des Alten und Neuen Teſtaments und von der 
Kirchengeſchichte unerlaͤßlich zu fordern iſt. Ferner wird 
das Koͤnigl. Konſiſtorium beauftragt, bei feinen Vorſchlaͤ— 
geh die Beſetzung von Lehrſtellen und beſonbers von den 
Direftor, Stellen an evangeliſchen Gynmaſten betreffend 
vorzüglich diejenigen Kandidaten zu beruͤckſichtigen, weiche 
außer den übrigen erforderlichen Kenntniſſen und Geſchick 
lichkeiten auch eine gruͤndliche theologifche Bildung beſtzen. 

Saͤmmtliche Könige. außerordentliche Regietungs⸗Be⸗ 
vollmaͤchtigten bei den inländifchen Uniberſttaͤten find ber 
auftragt, obige Verfügung zur Kenntniß der Direktoren: 
der philologiſchen und pädagogifchen Säniharieh, und der 
betreffenden Studierenden zu bringen, und Auf jede zweck⸗ 
dienliche Weife dahin zu wirfen, daß beſonders die Mits 
glieder der philolsgifchen Seminärten, welche fich dem ge 
lehrten Schulftande widmen wollen, von jetzt an neben 
ihren philologiſchen Studien, auch Auf das Studium der 
Philoſophie und der Theologie den erforderlichen Fleiß 
verwenden, f — 

Wie es mit der Pruͤfung der gelehrten katholiſchen 
Schulamts-⸗Kandidaten hinſichtlich ihrer Kenntniß in der 
katholiſchen Theologie kuͤnftig gehalten ‚werden ſoll, wird’ 
das Minifterium mittelft einer befondern Verfügung nachs 
traͤglich beftimmen, . . 

Berlin, den 21. Auguſt 1824. 
Miniſterium der Geiftlihen-, Unterrichts» und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 
Unterrichtös Abtheilung. 
v. Kamptz. 
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&echlary Heferipk ve Rönigl, Minifterkums dep Sir, 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten an 
fünmeliche Koͤnigl. außerordentliche Regierungs⸗ Be⸗ 
re den Univerſitaͤten, diefelbe Angeles \- J 
min. a — betreffend.‘ · DR n —J 


arten 1,7" PER U 12 Due LE Bar 272 BER PER DE em 2 22 20. erg 4 HA 


Bi 

Das iniferium. bat mit, Mißfallen Gemerkt, ni m 
(wi: in dem vorſtehenden Circuiar⸗Reſcripte). 

Das Miniſterium fordere, Ew. — auf, obige Vve 
—— zur Kenntniß der Direction des dortigen phiz, 
Inlogifhen; und. paͤdagogiſchen Seminars ꝛc. und der: 
hetreffenden Studierenden, zu bringen, und. auf jede zweck⸗ 
dienliche Weiſe dahin zu wirken, daß beſonders die Mit⸗ 
glieder des philologiſchen Seminars, welche ſich dem ge⸗ 
dachten Schulfache widmen wollen, von jetzt an. neben: 
ihren philologiſchen Studien auch auf das Studium der 
Philoſophie und der Theologie den ‚erforderlichen Heiß. 
verwenden. . 

Wie es mit der Prüfung der gelehrten Eathofifchen: 
Schulamts; Kandidaten binfichtfich ihrer Kenntniß in der 
Eatholifchen Theologie Fünftig gehalten werden foll, wird 
das Minifterium mittelft einer DEPaBENB Verfügung nach⸗ 
Kar befiimmen, - 

Berlin, den 21. Auguſt 1824. 

Binierum der Geifttichen:, Unterrichtds und Medizinal⸗ 

—Angelegenheiten. 

Unterrichts⸗Abtheilung. 
v. Kamptz. 
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65. 
er +Refeript des Königl, Minifterlüms der Skfik 
chen⸗, Unterrichts» uud Medizinal⸗Angelegenheiten ſan 
die Koͤnigl. wiſſenſchaftlichen Pruͤfun ——— 
in Halle, Bonn, Berlin, Breslau, —— add 
Muͤnſter, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


Die Koͤnjgl. wiſſenſchamiche Yruͤfungs⸗ Kommiffton 
wird hierdurch angewieſen ‚ bie Pruͤfung der Schulamts⸗ 
Kandidaten auch auf die Kenntniſſe derfelben in der Phi⸗ 
loſophie, und namentlich in der Logik und Metaphyſik, in 
der Pſychologie und in der Geſchichte der Philoſophie aus⸗ 
zudehnen, „und das Ergebniß der desfallſigen Pruͤfung 
nit nur in dem Zeugniſſe jedesmal ausdruͤcklich zu Der 
ſtimmen, ſondern daſſelbe auch in den jährlich, einzurei⸗ 
chenden Tabellen uͤber die gepruͤften Shnlagts «Radbidng 
gen unter einer befondern Rubrik anzumerken. 

Die Koͤnigl. wiſſenſchaftliche Pruͤfungs⸗ Kounuſſi on 

TEN ‚zugleich aufgefordert, hierbei auf die. Gruͤndlichkeit 
Fin, innern Gehalt der Philoſophie und ihres Studiums 
firenge Fuͤckſicht zu nehmen, damit die ſeichten und ober⸗ 
fläpfichen. Philoſophismen, welche in neuern Zeiten nur 
zu oft das ganze philoſophiſche Studium ausgemacht ha⸗ 
ben, endlich einem gruͤndlichem Studium der Philoſophie 

weichen, das wahre philoſophiſche Studium ſeine ſo ehren⸗ 
polle als nuͤtzliche Steilung und Richtung wieder erhaite, 
And. die akademiſche Jugend anſtatt ‚Durch jene Afterphilgs 
»hie verwirrt und dunkler gemacht zu werden, durch gruͤnd⸗ 
lichen Unterricht im aͤchtphiloſophiſchen Geiſte zur klaren, 

richtigen und gruͤndlichen Anwendung. ihrer, Geiftegfräfte 
Be werde. Auch dem geſchichtlichen Studium iſt fünfs 
tig eine ‚größere Aufmerffamfeit von der Koͤnigl. wiſſen⸗ 
fchaftlihen Pr fungs Kommiffion zu widmen. 

Berlin, den 21. Auguſt 1824. 

Minifterinm der Geiftlichen-, Unterrichts⸗ und Mediginats 
Angelegenheiten. 
Unterrichts⸗Abtheilung. 

vo. Rampt. 
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66, 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Minifkeriums ber. Geifks 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Konſiſtorien, die 
von den Studierenden den Profeſſoren ſchuldig 
gebliebenen Honorare betreffend, 


— 


Da von Seiten der Königl. vereinigten Mniverficät in 
Halle dem Minifterio angezeigt worden, daß nicht felten 
die dortigen Studierenden, welchen wegen Unvermoͤgens 
die Honprare für gehörte Kollegia geſtundet worden, im 
der Folge, wenn fie zu Öffentlichen Aemtern befördert, oder 
fonft im beffere Vermoͤgensumſtaͤnde gefebt werden, die 
rückftändige fehuldige Zahlung unterlaffen; fo wird "die 
Könige. Regierung (das Koͤnigl. Konſiſtorium) unter Be⸗ 
zugnahme auf $. 124. Tit. 12. Th. II. des Allgem, Land⸗ 
rechts und $. 141. des erſten Anhangs zw demſelben hie—⸗ 
durch aufgefordert, von den der theologiſchen und der 

philoſophiſchen Fakultaͤt der Univerſitaͤt Halle angehoͤrig 
en Studierenden diejenigen Kandidaten, welche eine 
Anftellung im Bezirke der Könige, Regierung (des Rönigl, 
Konfifipriums) erhalten, und in deren bei ihrer Prüfung 
vorzulegenden Abgangszengniffen bemerkt ift, daß ihnen 
Honorare für gehörte Kolfegia geftundet worden, unter 
Angabe des ihnen verliehenen Amtes und des Drte ih⸗ 
rer Anftelung der gedachten Univerfität anzuzeigen, damit 
die Profefforen, deren Schuldner fie find, ſich mit ihnen 
einigen, oder fie im rechtlichen Anfpruch nehmen koͤnnen. 
Berlin, den 19. November 1824. 

Minifterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 
v. Altenfeim, 


\ 
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Fircular » Verfügung des Rönial. Könftflöriums zu Co⸗ 

blenz an fämmtlihe GymnafialsDireftoren, das Strafs 
recht ber Lehrer gegen ihre Schüler betreffend. 


— 


Es iſt mehrmals zur Sprache gefommen, welches 
Straftech den Lehrern gegen ihre Schuͤler nach der hie— 
figen Verfaſſung zuftehe, und namentlich von mehrern Seir 
ten. ‚bezweifelt worden, ob die Lehrer berechtigt. feien, Fürs 
perliche Züchtigungen zu verhängen. Es iſt jedoch for 
wohl durch "das Erfenntniß des Koͤnigl. Appellationsges 
richtshofes zu Köln gegen den Schullehrer N.N. zu 
N: N,, ale auch von dem Könige. Minifterio der Geiſt⸗ 


lichen ꝛc. Angelegenheiten das Züchtigungsrecht der Schule 


lehrer anerfannt, dabei aber ausdrücklich zur Bedingung 
gemacht worden, Haß es ohne Leidenfchaft und mit großer 
Mäßigung ausgeübt, jede Weberfchreitung deſſelben von 
der vorgeſetzten Behörde geruͤgt, und den Umftänden nach 
zur richterlichen Beftrafung angezeigt, wegen dabei vorges 
fallener Förperlicher Verletzungen aber, auch ohne daß 
es des Antrages der vorgefegten Dienfibehörde bedürfe, 
von dem Nichter die Unterfuchung verhängt werde. ! 


Wir beauftragen Sie demnach, dieſe Beftimmungen 
zur, Kenntniß der Ihnen, untergeordneten Lehrer zu brins 
gen, und denſelben befonders "anzuempfehlen, daß fie, mie 
ed eine vernünftige Nädagogif gebietet,. etwanigen Unars 
ten der Schüler mit den geeigneten gelinderen Strafen 
fogleich im Keime entgegenarbeiten, wo aber härtere Stras 
fen nothwendig werden, diefelben ohne Leidenfchaftlichkeit 
verhängen, und Förperliche Züchtigungen der größern Schuͤ⸗ 
ler in der Regel nur nach vorhergegangener Berathung 
mit Ihnen oder mit ſaͤmmtlichen Lehrern der Anſtalt vor⸗ 
nehmen. Auf dieſe Urt; wird die vaͤterliche Autorität des 
Lehrers und der ganzen Anftalt am beften aufrecht erhal« 


ten, und. jedenfald die mehren ‚jungen Leuten; der peuern 
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Zeit beimohnende Neigung zum Troß verhindert werden, 
in freche Widerfeglichkeit auszuarten. ’ 
Koblenz, ‚den 28. December 1924... 
Rönigl —— 


68. 

KircularsRefeript des Koͤnigl. Miniſteriums bee Geiſt⸗ 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen. und an das Koͤnigl. 


Konſi forium zu Berlin, die Oberaufſicht auf vie! 
Waifenhäufer betreffend. 


Da nach Uebereinkunft mit dem Königl. Deiniferle 
des Innern die Dberaufficht auf die, Waifenhäufer- in der 
Monarchie an das unterzeichnete Minifterium uͤhergegan⸗ 
gen; fo wird die Könige. Regierung ‚hierdurch aufgefors 
dert, eine Nachweifung über ale. im dortigen Negierungss 
Bezirk befindlichen Anftalten diefer. Art, mit Angabe. des 
Ortes, wo fie fich befinden, der Zahl der Waifen, des 
Lehr» und Auffihts= und Dienfts Perfonales, der Fonds, 
’ ans welchen fie unterhalten. werden, und, der ihnern. Eins 
richtung: baldmoͤglichſt und fpäteftens ‚binnen 3 Revaten 
einzureichen. 

Berlin, den 3. November 1824. 

Miniſerium der Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizlnat⸗ 
Angelegenheiten. 
Unterrichts⸗Abtheilung. 

v. Kamptz. 


69. 
Reſcript des Könige. Miniſteriums des Innern an bie 
Konigl. Regierung zu Erfurt, die Aufnahme juͤdi⸗ 
ſcher Schullehrer betreffend. 


—— 


Da, wie der Koͤnigl. Regierung in Beſcheidung auf 
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den’ Bericht vom 6ten“ v. DM, eröffnet wird, auslaͤndiſchen 
Juden die Aufnahme, in die Preußiſchen Staaten als 
Schullehrer eben fo wenig, als in einer anderen Eigen, 
fhaft zugeftanden werden Fann, fo wird die Noͤnigl. * 
gierung wohl thun/ zu den Seitens des Koͤnigl. Mini 
in der Geiſilichen ic; Angelegenhetten Yänterm’ 5. Yin"; 
derordneten Pruͤfungen uͤberall nur fölche Juden zuzulaſ⸗ 
eh, welche zum bleibenden ——— im Sande. ‚an und 
Ar fi verechtigt find. 





Berlin, den. October 1824.” © 195160) 
per des Innern. ask, 

sonen 2: be 

RE 2 2 


Ä Eommunal * —* “u * 
Edi “ent 


Refeript bes Rönigt. Minfteruis‘ bes — an die 
Königl. Regierung zu Cöglin, die Wahl der Stade; 
verordneten⸗ + Stellvertreter bergen | 


3 sis 


Zur Befeitigung der Zweifel — kant FRA 
vom ı5ten d. M. der Koͤnigl. Negierung in Beziehung 
auf die SS. 84 und. 117. der Städte. Drdiiung, ruͤckſicht⸗ 
lich des Eintrittd der Stadtverorbneten - Stellvertreter dei 

= gegangen find, wird Derfelben anbei ein Ertract der 'um- 
term 19: Mat 1809 an ‚die. Regierung zu Liegnitz —8 
genen declaratoriſchen Verfuͤgung (Anl. a.) mit der Bes 
merkung mitgetheilt, daß hiernach bis. jetzt in allen zur 
Sprache gekommenen Fällen dieſer Art verfahren worden, 
und au im dortigen Departement zu verfahren iſt. 
Berlin/ den 27. November 1824. RE 

L ren: des Innere Erſte — — 
— un Renuen. — 


——— > 
PIE zer : 
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* Er & 2a. J. 
Extraet.“ 
Friedrich Wilhelm x. 
u, ꝛ⁊c. Unſerm x. 


Zu 9. Jede Stadt⸗Gemeine iſt ein Ganzes, und es hat 
in der Stadtverordneten Verſammlung nicht der ein⸗ 

zelne Stadtverordnete den einzelnen Bezirk zu vertre⸗ 
ten, ſondern alle zuſammen handeln und wirken fuͤr das 
Ganze; weshalb auch nicht daran gelegen ſein kann, 
daß die Stelle eines abgegangenen Stadtverordneten 
durch einen Stellvertreter aus dem Bezirk, der jenen 
gewaͤhlt hatte, wieder beſetzt werde. 

Dabei muß vielmehr unter allen Stadtverordne⸗ 
ten= Stellvertretern allein die Stimmen, Mehrheit ent: 
fcheiden ; befonderd auch aus dem Grunde, weil in gros 
Ben Städten, wo. die Anzahl der Bezirke die der Stell⸗ 
vertreter überfleigt, der Erfag nicht in allen Fällen nach 
jenem Grundfage zu reguliren fein würde, 
ꝛc. ⁊c. Sind ⁊. ꝛc. 

Koͤnigsberg, den 19. Mai 1809. 

A. 


v. Dohna. 


* 


⸗ 


die Schlefe o wenige 
Liegnitz. 


— 71. ER 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu -Coblenz, die. Verpflichtung zur 

Annahme von Gemeinde- Aemtern in: ſtandesherr⸗ 
lichen Gebieten betreffend," * 


Wenn, wie der Koͤnigl. Regierung auf: Ihren Bericht 
vom ten dieſes Monats ertwiedert wird, fräherhin nach 
der Behauptung des Standesherrlichen Beamten zu Dos 
dene Solms in dem eingereichten Berichte vom 21. Octo⸗ 
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ber Diefeß Sahres, im. Standes Gebiete Hohen: Sofms.jer 
des Gemeinde Mitglied, fei es Durch ausdruͤckliches Gefeg 

oder durch rechtsguͤltige Obfervanz, verbunden geweſen iſt, 
Gemeinde⸗Aemter anzunehmen; ſo iſt es feinem Bedenken 

unterworfen, ſo lange, bis ein neues Geſetz erſcheint, der 

zeitherigen Verfaſſung gemaͤß zu verfahren und gegen ſich 

weigernde die vorher gebrauchten Zwanss⸗ Dittgl zamu⸗ 

wenden. 

Eines neuen Geſetzes aber bedarf es für einen fo Eleinen 
Bezirk nicht. - Auch bleiber der Königl, Regierung. übers 
laſſen, zu unterfuchen, ob nicht vieleicht das Verfahren 
der. zunächft vorgefegten Behörde gegen die, Gemeinden, die 
Gemeinde» Glieder von der Annahme. von Gemeinde AYems 
tern abhält, und eventuell für angemeffene demuaeratia⸗ 
nen aus den Gemeinde⸗Kaſſen zu. forgen. 

Berlin, den #4. December 1824. : 
Minifterium ded Innern. a Diehelung 
Köhler. . 


+ 





N 272. * ee 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die Beftellung der Dorfs 
ſchulzen im. Kreife Wittgenftein betreffend. “ 


— Dani, BT, u A NIE 
Da die bis jest im Kreife Wittgenftein beftandene 
Obſervanz, mach welcher auf dem platten Lande das Schuls 
zename von Jahr zu Jahr der Reihe nach von den Eins 
gefeffenen verwaltet worden ft, den nothwendigen Anſpruͤ⸗ 
chen an wine zweckmaͤßige Polizei und: Kommunal⸗ Vers 
waltung nisht ende kann, ſo beſtimme Ich auf: Ihren 
Bericht vom 23. d. M. daß dieſe Obſervanz fernerhin 
nicht weiter berechtigt werden ſoll. Vielmehr wird, bis 
zur befinitiven gefeglichen Beſtimmung, der Tandräthlichen 
Behörde, oder, wenn ftandeöherrliche Polizei-Beamte ans 
geftelit werden ſollten, dieſen die Ernennung der Ortsvore 
ſteher (Schulzen) und ‚der nach. der Beſtimmung der Rex 
gierung —n Anzahl Beiſtaͤnde (Schöppen) ‚auf 


E4 
\ 
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den: vazu queliftirten Perſonen uͤberlaſſen. va Vorſte⸗ 
hern ſoll als Remuneration für ihre Bemühungen, Bes 
freiung vom den Kommunal-Laſten und der Genuß der 
jeither ſchon dem jedesmaligen Vorſtaude zugeſtandenen 
Emolumente zu Theil werden. Auch ſollen ihnen die bei 
Verwaltung ihres Amts nothwendigen baaren "Auslagen 
von den Gemeinden erſetzt werden. Die Kegierung‘ ſoll 
auch ‚befugt fein, da wo die Lokalitaͤt es erfordert Und zu⸗ 
kat; mehrere benachbarte. Kleine Gemeinden, ohne jedoch 
in ihren beſondern Kommiunal - Verhaͤttniſſen deshalb etz 
was zu ändern, der’ Verwaltung eines und! defelben 
Schulen zu untergeben.. Wem ein Schulzen⸗ oder 
Schöppen - Amt ‚aufgetragen wird, fol ſolches nur dann 
ablehnen dürfen), wenn 'er aus geſetzlichen Gründen eine 
Vormundſchaft abzulehnen befugt iſt. Widrigenfalls bleibt 
er verpflichtet, das Amt anzunehmen, und drei Jahrelang 
"zu verwahten, nach deren Verfluß “er Anſpruch ‘hat, drei 
Jahre mit- fernerweiter Verwaltung eined folhen Amts 
verfchont zu bleiben. Der Iandräthlichen Behörde bleibt 
aber überlaffen, den Auftrag nach Verfluß eined Jahres 
ee ee 
we} den: 31 ber: 18a ie ent 


’ Friedrich Wilhekm. 
den Staats Minifer von Schu Amann. — 


— 73. RA 

Kefeript ber Koͤnigl. Minifkerien des — un: a6 

Finanzen an die Königl. Regierung zu Cdslin, das 
Verfahren bei. fisfalifchen Unterfuhungen gegen 

Eommunal⸗ Beanite betreffend ee 


199 “is 
N ... ray 


. Der Rönigt. —— u in Befcheibung auf Ihre 
Anfrage vom sten v. M. eroͤffnet, c.Dafi ndie: Alſerhoͤchſte 
Sah mas· Peine vom 3. Auguſi ec; betreſſend das Verfah⸗ 
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Bei fſskaliſchen u terſuchungen gegen Bea I 
ins Bea die — Megın- * 2 
Zetlin, den 11. December 1824... 
" Minifkerium, des Innern. Miniſterium der Sinai. 
v. Sahucmadn — p. Rlappis — 


——— ann : nanspsi). 


„ 24 — 

Reſctipe — Rhnigt. Minifteriums bes Apache: an den 
Koͤnigl. wirklichen Geheimen: Rath und Ober ⸗Praͤſt⸗ 
denten Herrn von Heydebreck Excellenz, die Controlle 
der Communal⸗ + Berwaltung betreffend. —— 


— 





IHR 


Em. Excellenz fende ich die Anlägen Ihres Berichts‘ 
vom ten d. M., wegen der Befchiwerde des Magiſtrats 
und der - Stadtverordneten zu N. N. über die von der: 
Koͤnigl. Regierung angeordnete Eontroffe der Communal⸗ 
Verwaltung, beigehend. zurück, indem ich Ihnen zugleich: 
abfchriftlich denjenigen Beſcheid, welchen ich auf eine ganz 
ähnliche Befchwerde dem Magiftrat zu N. N. unterm 12. 
Noveniber 1822, (Ant. a.) ertheilt: Habe, mittheife, um 
Danach den Magifirat und die Stadtverordneten zuN,.N.! 
ebenfalls zu befcheiden. 

Berlin, den 15. Detember 1824. Br e 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


a. 


Auf Veranlaſſung der Beſchwerde des Magifrats zu 
N.N. vom 24. Auguft d. J. hat das Minifterium ſich 
die Inſtruction, welche die König. Regierung zu Franka 
furt den Landräthen zu jährlicher Nevifion der Commu⸗ 
nalsDBerwaltung der Städte ertheilet hat, einfenden lafs 
fen, und daraus erfehen, daß. diefelbe, ohne die Magis 
firäte und Stadtverordneten irgend in ihren gefegmäßigen - 
Nechten und der biernach einzurichtenden Wirkffamfeit zu 
beſchraͤnken, keinen andern Zweck hat, als der Königl. 
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Regierung die Ueberzeugung zu verfchaffen,. daß überalt 
dem Geſetze und der darauf zu begruͤndenden Ordnung 
gemaͤß verfahren werde. Von dem Magiſtrat zu N. N. 
wird nichts verlangt, als daß Derſelbe regelmäßig jaͤhr⸗ 
lich dem Landrathe uͤber die in der Inſtruction benannten 
Gegenſtaͤnde Auskunft gebe, und hierzu iſt der Magiſtrat 
nach $. 189. der Städte, Ordnung verpflichtet. 

Daß der Landrat) von der Könige. Regierung zu 
diefen Reviſtonen gewählt: worden ift,  entfpricht ganz der 
Stellung der Landrathe als beſtaͤndiger Kommiffarien der 
Regierung, und dem gedachten F. 189. der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung felbft, wonach der Mägiftrat die erforderte Aus⸗ 
funfe nicht nur der Negierung, fondern jeder andern dazu 
geordneten Behörde zu ertheilen ſchuldig if, Wenn nun nach 
Anzeige der Königl. Regierung in vielen Städten die Städs 
te Ordnung nur fehr mangelhaft ausgeführe if, fo kann 
das Minifterium die Inſtruction nicht nur nicht mißbils‘ 
figen, fondern muß ihr vielmehr feinen: vollkommenen Beis 
fat ſchenken. Ob andere Regierungen fich auf diefe oder 
auf andere Weife der Erreichung des Zweckes verfihern 
wollen; hängt von. den Bedürfniffen ihres Departements 
und ihrer pflihtmäßigen Meberzengung ab, ohne daß den 
Unterbehörden um deshalb, ‚weil die von einer Regierung 
getroffene Einrichtung in einem anderen Departement nicht 
beftehet, dagegen eine Einmwendung zuſtehet. Und da auch 
die Königl. Regierung die Abfiche zu erfennen gegeben hat, 
die NRevifionen bei folhen Magifträten, welche fih durch 
ordnungsmäßige Beſorgung ihrer Gefchäfte auszeichnen, 
von feldft als unnöthig wegfallen zu laffen, fo ift überall 
fein Grund zur Befchwerde vorhanden, daher der Magi⸗ 
firat zu N. N. mit der feinigen abgewieſen wird. 

Berlin, den 12. November 1822. 

Miniſterium des Innern, Erfte Abtheitung. 

> j Köhler. 


An 
den Magifirat zu N. N. 
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» ” Ag N 75. nen os s 
Befeript des adail⸗ Miniſteriums des Innen, an die 
Königh Regierung zu Frankfurt a. O., die Kommunal 
* — ber Staatsbeamten betreffend: 


Das tefeript kom 2. — vorigen — *, 
Sn die-Königl. Regierung in Ihrem, die Communal⸗ 
Beitraͤge der dortigen Staats: Beainten betreffenden Bes’ 
richte vom ı4ten v. M. erwähnt; ift,. wie Ihr bemerklich 
gemacht: wird). durch den Zweifel. veranlagt worden, ob die 
Staatsdierier Überhaupt in Drten, wo das ganze Com⸗ 
munal: Bedürfhiß durch Hebungen nah dem Einkommen 
gedeckt, und der Servis mit dem allgemeinen Bedürfniffe 
zugleich aufgebracht wird, mit zum Servis beizutragen vers 
pflichtet, und nicht vielmehr berechtigt ſeien, dazu alle 
Beiträge zu verſagen. 

Diefes Reſcript ift alfo, wie die König. Regierung 
felbft ‚richtig. bemerkt; zu Entfcheidung des von Ihr vor⸗ 
getragenen Falles nicht anzuziehen. Weber diefen- Fall 'ift 
durch eine Verfügung an die Regierung zu Gumbinnen 
som 31. December. vorigen Jahres, (Ant. a.) und eine an 
die Regierung zu Königsberg vom. 27. Auguft diefes: Jah⸗ 
res **), welche der Koͤnigl. Negierung anliegend abfchrifts 
lich zur gleichmäßigen Beachtung. mitgetheilet werden, ent 
fehieden worden. 

Hiernach mag die Königl. Negierung die Sache weis 
ter behandeln, und wird die vorgelegten Fragen dadurch 
erledigt finden, 

Was Sie legte Frage anlangt, fo verfieht es fich 
von felbft, und ift bereitd bei den Verhandlungen über 
die von Ihr den Landräthen zur Nevifion der frädtifchen 
Berwaltung ertheilte Inftruction entfchieden worden, daß 
die Koͤnigl. Regierung, als Oberauffichtss Behörde, berech⸗ 
tige iſt, alle Ihr noͤthig fcheinenden Auskünfte von dein 
Moagifträten zu verlangen. 


Jahrgang 1823, 3tes Heft, S. 636. 
*) 3108 Heft, ©. 858. - 


u. 
i 
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Auf einen desfallſigen Antrag eines oder mehrerer 

Beamten iſt aber natürlich nicht mehr Ruͤckſicht zu neh⸗ 

men, gls auf den jedes, andern GSteuerpflightigen.. — 

Die Grundfäge, weiche die Königl. Regierung des⸗ 
Halb in Ihrem Berichte ansfpricht, näch welchen Sie Bes 
denfen findet, einer Verwaltung, die fich ded Beifall! des 
Pubtifumd erfreuet, tiefer, als unbedingt. nothwendig, 

nachzuforſchen, um den Verdacht zu vermeiden, als ob das 
Privat⸗ Intereſſe der Regierungs⸗Beamten zu ſolcher Nach⸗ 
forſchung veranlaſſe, muß das Miniſterium vollkommen 
billigen, und uͤberlaͤßt Ihr, mit derſelben Umſicht weiter 
zu verfahren. 2 22 
Berlin, den 1. November 1824. 
Winiſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— a i ; Köhler, 
in tl a Fer a ui — 
Es verſteht ſich, tie der Koͤnigl. Regierung auf dei. 
“Bericht vom gten dieſes Monats, F — 
die Beiträge der Staats⸗Diener zu den Gemeinde⸗Be⸗ 
durfniſſen und namentlich zum Servis betreffend, . 
erwiedert wird, allerdings von ſelbſt, daß die. Verfuͤgun⸗ 
gen vom. 15. Juli und. 2. September. c., da fie fih auf: 
die. Ausführung. des. Gefeged vom 11. Juli vorigen Jah⸗ 
res beziehen, nur im den Städten zur Anwendung foms: 
men” Finnen, wo. die. Communals Bebürftiiffe durch eine‘ 
Einfommen= Steuer aufgebracht werden. Was bie Auf⸗ 
bringung des Serviſes in andern Staͤdten anlangt, ſo 
werden die Staatsdiener nur dann dazu beizutragen ha⸗ 
ben, wenn fie ein ftewerpflichtiges Object befigen. Wird: 
aber das Einfommen bei fämmtlichen übrigen Einwohnern 
nicht als fieuerpflichtiged Object betrachtet, fo ift auch 
feine Urfache vorhanden, das der Staatödiener allein ans 
zuziehen; vielmehr müffen diefe dann von Beiträgen nad 
dem Einfommen ganz frei bleiben. 

Hierin liegt auch Feine Unbiligfeit gegen die Com: 
munen; vielmehr würde im entgegengefegten Grundfage 
eine directe Ungerechtigkeit gegen die Staatsdiener fiegen, 
indem fie doppelt, nemlich als Befiger eines ftenerpflichtis 

gen 
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gen; Objectes nnd: von, ihrem Einkommen,andere Einwoh⸗ 
ner aber nur wegen des erſteren angezogen wuͤrden. 

Berlin, den 31. December 1824. &i F 
Bm | des — * Abteilung, ‚salod 
ueny ed Koͤhler. 


die abnieh ſweierung Mn... 536 mals 
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Refetipt bes 5 Rdntät. ne vis: — *8*8 an die 
er Regierung zu Frankfurt, die Verpflichtung zu 
„Abgaben. an das, Dominim betteffend. — 
hd 


— » 3150 eo 


die Röiigt, Beni erhält:iti? Sefheidung, auf 
Ihre Anfrage in dem Berichte vom zoften v. Mts., 
ob und in wie weit Acquirenten parzellirter Grundſtuͤcke 
und die von dem; Acquirenten aufgenommenen Mieths⸗ 
Aleute zu einer Absabe an das sine ausezosen 
— Eönnen?:.: = » 
daB unterm: 30. Januar 1812 von dem Zamaligen Aulge⸗ 
meinen Polizei⸗ Departement an die Regierung zu u 
erlaſſene Reſcript (Anlage a.) beigehend, in Abſchrift, = 
weichen; Die die Anfichten des. Minifigri, des Plane 
* — Natur eben — — wir 


letzteren bleba es — ob, fe die ae des 
Gutsherrn zugeftehen ‚wollen.  ‚Erfolget pon Geiten der 
lehteren eine ablehnende Erklärung; ſo muß der Guis⸗ 
herr im Wege des gewöhnlichen Prozeſſes vor dem ordent⸗ 
lichen Richter ſein vermeintes Recht —5 

Annalen Heft IV, 1924, Ceec 


er 


Here hat die Konigl. Regierung das von dem 
N N; erbetene Conſſlium zu verweigern, und: demfelben 
zu überfaffen, se bei‘ ‚einem Rigeögelehrten vn zu er⸗ 

len. 
Berlin/ den 22. November 1824. 
Miniſterium ded Innern. Erſte Abtheilung . 
Koͤhler. 
a. 

Der Poltzeir Deputätion der Koͤnigl. Regierung zu 
Liegnitz wird: auf Ihren wegen Fixirung ded Schußgeldes 
der Hinterſaſſen dortigen Departements unterm 16ten die: 
fed Monats erftatteten Bericht hiermit zum Beſcheide er- 
Öffnet, daß durch das Publifandum d. d. Königsberg den 
8. April 1809 den Gutsherren Fein neues Recht conflituis 
ret ie wie dad Wort 

ferner ac > 
dentlich beweiſee 

Hinfolglich wird das bisherige Shußgeld- * 
Maaßſtab der jetzigen Hoͤhe deſſelben abgeben koͤnnen, und 
es kann nicht in groͤßerer Maſſe, als ſonſt, oder auch uͤber⸗ 
haupt da, wo es ſonſt nicht gewoͤhnlich geweſen, nicht ge 
fordert werden.” 

Vebrigensd hat bie Polizei» Deputation ganz Rest, 
daß der Nahrungszuftand der Unterthanen nicht den Maaß⸗ 
ſtab dazu abgeben kann, vielmehr wird es, wenn es noch 
eined Maaßſtabes bedürfen follte, auf Berechnung der Las 
ſten anfommen, vie eine Sutg herrſchaft von der Rinder 
Diction hat. 

Diefed vorangelchickt, dient der Polizei -Deptitatton 
zur Nachricht, daß die von Ahr erwähnte Reform in der 
Gerichts⸗Verfaſſung, eines Theils wahrſcheinlich . nicht 
mehr fern tft, andern Theild aber eine Firation“ des 
Schutzgeldes in jedem Falle die fehr wohlthätige Aufhe⸗ 
bung der PatrimonialsFurisdiction erſchweren würde." 

Es iſt daher am Gerathenften, in diefer Dinficht 
nichts Neues mehr feſtzuſetzen, fondern den von der Pos 
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Referpe der Koͤnigl. Miniſterien⸗ des ea und; ber 
Gewerbe, fo wie des Innern, an die Könige’ Regie⸗ 
rung zu Koͤnigsberg in" Preußendie Buͤrgerrechts⸗Ge⸗ 

winnung von Seiten der Gewerbetreibenden be⸗ 
aa eln Intreffend. Iau AR LTEN 


. f ’ 1 — 


Aas dem. —** der Koͤnigl. — 10. 
Rn hieſes Jahres und deſſen Anlage iſt .erfehen io 
welche. Zweifel in Abſicht der Verpflichtung, der. Pan 
treibenden, das ftädtifche Bürgerrecht zu —S— 
ſtanden ſind. Da nun. die im Bericht des dor 

giſtrats bezeichneten Gewerbetreibenden ‚früher in m reren 
Söllen „das Bürgerrecht gewonnen haben, und ‚nach der 
Ratur. des Geſchaͤfts angenommen werden ‚muß, ® — 
bleſelben in anderen Fällen ohne Gewinnung des Bürger 
rechts zum Gewerbe⸗Betriebe admittiret worden find, die⸗ 
ſes nur aus Verſehen geſchehen ſei; fo hat die Koͤnigl. 
Regierung darauf zu halten, daß ſelbige auch in künftigen 
Fällen zur Erwerbung ded Buͤrgerrechts angehalten pers 
den. Wenn übrigens in Zufunft in: Fällen diefer Art ein 
Zweifel über die vor Einführung ‚der Städte: » Drdnung 
ftatt gefundene Obſervanz eintreten. follte, fo mag. Sie 
vorläufig und bis zu näherer gefeglicher Beſtimmung an 
nehmen, daß jeder, der ein gemerbfteuerpflichtiges ftädtis 
fehes Gewerbe betreibet, auch — Gewinnung des Bůr⸗ 

ccc 2 
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Berlin, den 8. October 182 -- nz .n 
Der Minißer für Handel Der —7 des Junem. 
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und Bewerb e. v. —— 
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Reſcript des Königl. Miniferiums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Breslau, die Gewinnung des 
‚Bürgerrechte. bei Erwerhung von ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤk⸗ 
ia, ee Auswärtige, und Tragung per Comumnab⸗ 
—— — ‚von. ſelbigen betreffendi4r. u; ptiint 
a erreRITTUNED N punmia , 
det Pr, Regierung wird auf den Bericht vom 
aıfen v. Mid. betreffend die Frage: 
ob Dosfs Bewohner, wenn fie ſtaͤdtiſche Grundſtuͤcke er- 
wetden, das Bilrgerrecht zu gewinn Mani Mint, 
erster, "Haß das Minifterinm 7g8' Juͤnern bet ie 
die Verpflichtung zu Gewinnung des Vitherrechtz aus Bet 
dte⸗ Ordnung ſich ergebenden Zweifeln immier· daf 
Ngenommen har, daß nur 'bei-Ermerbung ſplcher inner! 
—— des ſtaͤdtiſchen Bejirks liegenden —— welche 


das tor gewonnen werden *— 
Hiernach miag bie Könige. Degierung * br eins 
berichteten Fall entſcheiden. Daß übrigens die Befier 
von Mädtifchen Feldern, auch wenn ſte nicht Buͤrger ſind, 
uille auf das Grund⸗ Eigenthum innerhalb der Feldmark geleg⸗ 
te Eommunal-Laften mit tragen muͤſſen, verſteht ſich von ſelbſt 
Dein, den 5: November 18224. 
“+. Minifterinm des Innern. Erſte Abtheilung. 
* * Koͤhler. N raerosıe 18 
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ar? a Run Adıe mg a nt midaaten 
Krferipe‘ des * —— des. Samen’ an. den 


Roiſtrat zu Berlin, die Erwerbung des —— 
von Anludlernn aus fremden —— betreffend, -; 


er! Pre LI Rn? ı Vi | 


. —— des ul‘ * Ri das — 
—— der auswaͤrtigen Angelögeniheireit eeeeHBEe 
worden / daß. der: Magiftrat hiefelb dem N. N} 
N:;-N; zwar das Bürgerrecht beibilfigt,' bon — 
aber den Nachweis feiner Entlaſſung aus feinen frůͤheren 
Unterthaus⸗ Verbande gefordert hat. "Ein ſolcher Rache 
weis iſt bei einem Anſiedler, det nicht etwa einem frem⸗ 
ben Militair obligat if, in keinem Geſetze vorgeſchrieden 
und das Fordern deſſelben würde wicht allein die Anſtede⸗ 
lung nuͤtzlicher Buͤrger erſchweren/ ſondern auch zu diplo⸗ 
matiſchen Weiterungen —— Ye geben.’ r Der Magis 
firat Hat: Sich doher dergleichen‘; in dem "Gefege- nicht ge 
nehmigter Forderungen zu enthalten. 
Berlin, den 19. November 1824. 
MWiniſterium des Innern; Erſte Abtheilung, 
Köhler, 
I — — 9 er 
80. 

Extract aug, dem Reſcripte des König Miniſteriums 
des Innern und der Polizei an den Magiſtrat zu N. 
AN., die — der Koſten Behufs der Erweb⸗ 
doc ing, Sc enger Straßen ee. ER’ 
euelarme. 2 Hai ai nn U 

68 iR; wie dem’ Magificat ; u N N, auf Seinen 
Bericht vom ‚zten d. Mi zu erkennen gegeben wird, kei⸗ 
nem Zweifel unterworfen, ‚, daß die Ermeiterung zu enger 
Straßen, bei welcher fein weiterer Zweck att ı funen kann, 
als file Die Geſundheit, "die Bequemlichkeit und das Ver⸗ 


kehr der ſtaͤdtiſchen Einwohner qu ſorgen,“ zu 'denje ent en 
Vorkehrungen gehört, welche die obere Polizei» Beh ” 
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anzuordnen befugt, und die Stadt aus ihren Mitteln, 
elbſt „gegen den Willen der Stadtverordneten, zu bezah⸗ 
Hi verpflichtet. iſt. Auf den Antrag des Magiftvats, die 
Koften des zu obigem Zwecke acquirirten N. Nſchen Haus 
ſes auf Staats⸗-Kaſſen zu uͤbernehmen/ Tann daher das 
Miniſterium des Innern nicht eingehen. Daſſelbe iſt aber 
mit dem Magiſtrate darin einverſtanden, daß unter den 
dermaligen Umſtaͤnden und bei der bedraͤngten Lage, im 
welcher fih die Stadt N. N. befindet, und die erſt nach 
den neuern Verhandlungen über das dortige Schuldens 
weſen hat voͤllig uͤberſehen werden koͤnnen, es durchaus 
nicht an der Zeit iſt, an koſtſpielige polizeiliche Vorkehrun⸗ 
gen zu denken, welche nicht durch unzweifelhafte Noth— 
wendigkeit geboten werden. Die Koͤnigl. Regierung iſt 
daher angewieſen worden, ihre Anſinnen in Zukunft le⸗ 
us auf das Unerläßliche zu beſchraͤnken. 

Berlin, den. 19. November 1824. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. : 

— K 


a oͤhler. 
- VII. 
Por Liz e% 
| A. 
F Sm Allgemeinen. 
81, 


— des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Polizei⸗Verwaltung 
in ben Städten und deren Beauffihtigung durch 
die Kreis «Eandräthe betreffend. 


De Koͤnigl. Megierung wird in Beſcheidung auf den 
Bericht. vom zgten u. M. zw erkennen gegeben, wie es 
allerdings, der Abficht des unterzeichneten Minifterii ent⸗ 
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re 


übrigen. 
Berlin, den 3. December 1824. vr 
Miniſterium des Innern. Erſie Abtheilung. 
0 Er „Köhler. 


* — 
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Reſcribt des Könige. Miniſteriums des Innern und ‚der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung. zu **"", ‚die Pas 
xouillen ⸗ Befcheinigungen bei. ber Gendarmerie 
betreffend, . 
Der Here Chef; der. Gendarmerie ‚General » Sientes 
nant von Brauchit ſch hatte, wie der Königl. Regieruns 
auf Ihren, unterm 3ten v. M. über die, Wiedereinfuͤh⸗ 
zung der. Patronikien + Befcheinigungen bei der Gendar⸗ 
merie erſtatteten Bericht eröffnet wird, zur Zeit ber fruͤ⸗ 
heren Organifation des. benannten Corps im Jahre 1837 
Die gehachten Beſcheinigungen eingeführt, ; Diefe Beſtim⸗ 
amung 4urde jedoch don. dem Deren x. von Brauhiti® 
Am; Jahre ‚1822 ‚aus dem. Grunde bieder. zuruͤckgenom⸗ 
mens; togil,.die Gendormerie nach der allerhoͤchſten Ver⸗ 
ordnung vom 30. December 1820 Hinß chts ihrer polizei⸗ 


nn nn en 
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tigen Dienffeiftängen ledigllch unter "die its Sefirben 
eftellt worden war, mithin auch nur von Leßteren bes 
ka werden Eonnte, wie es mit den Patrouillen der 
endarmerie gehalten werden ſollte. 
Die gedachte Verfügung, des Herrn Chefs’ der Gen 
darıtterie, durch weiche er die früher von ihm ausgegan—⸗ 
gene Anordnung wegen der Patronillens Befcheinigungen 
wieder zurucknahm wurde nun von einzelnen Militair⸗ 
Vorgeſehten der Gendarmerie ‘fo ausgelegt, als wenn 
nunnehro die erwaͤhnten Beſcheinigungen nicht weiter ſtatt 
fitiden ſollten Dieſe mißverſtaͤndliche Auslegung veran⸗ 
Jaßte einige Regierungen, weiche "jene Beſcheinigungen in 


ihren Bezirken eingeführt hatten, und die Beibehaltung 


dieſer Einrichtung‘ für nothwendig hielten, die Sache bei 
dem Minifterio des Innern und der Polizei in ‚Anregung 
au bringen, 

Hierauf etſuchte ih mit Bezugnahme nf: die Bor 
Schrift des 8. 17." des Edikts vom 30. December 1820, 
wonach die Gendarmerid wegen ihrer polizeilichen Dienſt⸗ 
Verrichtungen lediglich den Civil /Behoͤrden untergeords 
net ift, den Herrn General: Lientenanf von Brauhitfe, 
Ben Mirktaie-Vorgefeßten der Gendarmerie "zu erferinen 
zu geben, daß die Beſtimmung uͤber die Zulaͤßigkeit oder 
Unzulaͤßigkeit der Patrouillen⸗Beſcheinigungen nich zu ih⸗ 


rem Reſſort gehoͤre.. 


Dem gemaͤß hat auch der Herr c. von Brauchitſch 
die Zrigaden inſtruirt. 
ee dieſe neuere Verfügung des herrh“ Chefs 
der Gendarmerie Koh dem’ Brigadier N: N! gedeutet 
‘worden ift, als wenn der Hr. Ye’ von Brauchitſch die 
MBiedereinführung der Patrouillen⸗ Zettel befohlen babe, 
‘der «N, N. auch demzufolge - in einer unterm 22% Oeto⸗ 
"ber dv; * an die Offizlere der N.“N. Brigade, erlaſſenen 
Ordre feſt geſetzt hat; daß vom’ r.Noveniber ab; Par 
trouillen⸗ Befcheinigangen beigebracht· werden ſollten, ſo iſt 
Dies wiederum eine miß verſtaͤndliche Auslegungindem 
“die Abſicht des Herrn Chefs der Gendarmerie“ lediglich 
dahin gegangen ir und auch mit · Ruͤckſicht anfudie vor⸗ 


all? , 
hin allegirte klare geſehliche Dorfiprift nur Bahia: sehen 


- Eonnte, die Beſtimmung Darüber: 
ob und welche Einrichtung in Veireff ber Baron 
len⸗ Befcheinigungen zu; treffen ſei? 

ausſchließlich den competenten Civil⸗ B ebörden zu übers 

lafen. 

ec. Obgleich nun die Hosronitien Vefcheinigungen, Bes 

hufs einer: gehörigen Controlle der diesfälligen Dienſtlei⸗ 

ſtungen der Gendarmerie, im Allgemeinen ganz zweck⸗ 
maͤßig erſcheinen, ſo bleibt es doch der Koͤnigl. Regierung 
unbenommen; diejenigen Modificationen, welche Sie, etwa 
nach den Umſtaͤnden und oͤrtlichen Verhaͤltniſſen fuͤr ange⸗ 
meſſen erachten moͤchte, anzuordnen, und danach die Wacht⸗ 
meiſter und Gendarmen durch die landraͤthlichen Behoͤr⸗ 
den mit näherer. Anweiſung verſehen zu laſſen, den Herrn 
Brigadier N. N. aber bei abſchriftlicher Mittheilung dies 
fer Verfügung zw erfuchen, die Mitglieder der N. N. Bri⸗ 
gade wegen! der: Patrouillen⸗Dienſte lediglich am die Bes 
fehle ihrer ‚Ctoil eDienfe- Behörden zu verweiſen. 
Berlin, den 8. December-ı824. 
Der Minifier ded Inn rea der Polizei, 
EI ARE, eh een 
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Reſctip⸗ bes; Gönigk: Miniferigus des Inner, und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Coblenz, die Dienſt⸗ 
a ber ae PER: 
sin FT » * — 

— — — e ich auf die. Anfrage 
in Ihrem: Berichte vom -ızten v. M. daß den Grenz⸗ 
Sendarmen in Betreff ihrer polizeilichen Dienſt⸗Verrich⸗ 
tungen, dieſe moͤgen nun bei Gelegenheit ihrer eigentlichen 
Functionen als Grenz⸗Gendarmen, oder auf befonderg 
Requiſition geleiſtet werden, nach Anleitung der Beſtim⸗ 
mung des $. 31. der allerhoͤchſten Dienſt ⸗ Inſtruction von 
30, December. 1820Hinſichts ihrer Angaben und Anzei⸗ 


ll}: 


viig 
gen Allerdings: die newliche Glaubwuͤrdigleit gebüßet, als als 
den Land⸗Gendarmen. 
Da jedoch die Grenz⸗Gendarmen nur in ſo weit 
als es ohne Nachtheil fuͤr ihre Hauptbeſtimmung geſche⸗ 
hen kann, zu polizeilichen Dienſtleiſtungen verpflichtet find, 
fo ift daraus keinesweges zu folgern, daß diefelben füch 
diefe Dienftleiffungen nach Belieben auswählen, und fich 
namentlich auf folche beſchraͤnken können, mit welchen ein 
—— verknuͤpft iſt. 
Der Koͤnigl. Regierung bleibt vielmehr in Gemäßs 
Seit der Beſtimmung des: $. 37. ber Verordnung vom 
36; December 1820 unbenommen, nach der Dertlichfeit 
die dieſerhalb erforderlichen -befonderen Einrichtungen zu 
treffen, und die Wachtmeifter und Gendarmen der Grenze 
Gendarmerie durch die ‚Kreis -Polizeis Behörden mit In⸗ 
ſtruction und Anweiſung verſehen zw laſſen. 
, Beil, den 5. December 19824. 0 
' Der Miniſter de⸗ Innern und der Polizei. ..;, 
v BI LEROAN 
FERN N n * — 
Reſcript Korigl Miniſterien an die — Regie⸗ 
rung zu Trier, die Nichtbewilligung von Gebuͤhren fuͤr 
die Gendarmerie bei ben‘ von derſelben auf gerichtli⸗ 
che Requifitionen vollzogenen Verhaftungen bes 
SR gegend. ei 
In der dem Berichte der Könige. Regierung vom 
TI. Auguſt d. Fi abſchriftlich beigefügten, Seitens des 
mit unterzeichneten Minifterii der Juſtiz unter dem 24. 
Mai diefed Jahres an Diefelbe erlafiene Verfügung, find 
die Gründe bereits: vollſtaͤndig entwickelt, melche der De 
willigung von Gebühren: für ..die Gendarmerie. bei den, 
auf gerichtliche Requiſition, von derfelben vollzogenen Vers 
haftungen entgegen ſtehen. 
Mit Bezugnahme : hierauf wird der oaisl. Regie⸗ 
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rung auf Ihren Eingangs gedachten: Aber den obigen Ge⸗ 
genfland erſiatteten Bericht hierdurch) zu erfennen gegeben, 
daß es bei dem diesfaͤllig Verfügten um fo mehr fein Bes 
wenden: behalten muß‘, ald das Gefeg gegen den Antrag 
der. Könige. Negierung ſpricht, und der Eriminal » Fonds, 
aus welchem die. im Antrag. gebrachten Diäten zu, zahlen 
fein: wuͤrden, ſchon jetzt micht zugereicht hat, die darauf 
bingewiefenen Laften zu: tragen. * * 
Uebrigens bewilligt die von der Koͤnigl. Regierung in 
Bezug genommene Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vout 5. Juli 
1923 den Mitgliebern der Gendarmerie: die Diäten aus—⸗ 
draͤcklich nur in den im $. 15. der Inſtruction vom 30, 
December 1820 angegebenen befonderen Faͤllen; und in 
diefer Beſtimmung iſt daher ebenfalls wohl ein Motiv 
gegen, nicht aber für den Antrag der Königl. Regierung 
anzutreffen. — — 
Berlin, den 29. October 1824. 
Minifterium der Minifterium des Miniſterium der 
Juſtiz. Innern. Finanzen. 

v. Kirheifen d. Schuckmann. v. Klewitz. 


u le neue 
Circular⸗ Reſcript deg Königl. Juſtiz ⸗Miniſteriums an. 
faͤmmtliche Koͤnigl. Ober⸗Juſtiz⸗ Behörden, bie gegen 
Gendarmen zu führenden Unterſuchungen bes 
treffend. 


+ Die Königl. Gerichts⸗ Behörden. find bereitd dureh, die 
Verfüguug vom 22. Februar 1822 von Kampk Jahe⸗ 
buch- Band 19. Seite 200 *) angersiefen worden: ſich a 
Drten wo feine Militairgerichte vorhanden find, den Une 
terfuchungen gegen Gendarmen anf Nequifition ihres 
Vorgefegten zw unterziehen. Bei dergleichen Unterfuchuns 
gen iſt zwar die Zuziehung eines dazu non der requiriren⸗ 
5 Yuc) in den Annalen Jahrgang 1822, Afies Heft, S. 401 ab 
gedruckt. 


ten A 


2130, 
den Militair⸗Behoͤrde Fommandirten Offtziers in der Mes 
geh erforderlich wo indeffen nach den Neuerungen dieſer 
Behörde oder ſolche Zuziehung nicht ohne Schwierigkeieen 
und Koſten erfolgen kann, genügt es auch, wenn die Un— 
terſuchungen nur ‘von einem, nach Vorſchrift dev Crimi— 
nal⸗ Ordnung beſetzten Gerichte geführt werden. Aus Dens 
Mangel der reglementsmaͤßig zuzuziehenden Militair⸗Kom⸗ 
miſſarlen kann daher von Seiten der Gerichte niemals ein 
Grand hergenommen werden, die Unterſuchung abzulehnen. 
Hiernach haben ſich ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober⸗Juſtiz⸗ 
Behoͤrden zu achten, auch die Untergerichte dazu anzu⸗ 
weiſen. amt: J— Yin a 
= Berlin, den 14. Juni 1824. on 2 
wir.” Der Zufliz- Minifter ad 

320 5 vr Kirche iſen. 322 
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Ordnungs⸗Polizei. . 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und ber Polizei an faͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 

die Dienft- Entlaffungs- Scheine des Gefindeg 
ee betreffend. music? 


— 


. Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die DVorfchrift 
der Geſindeordnung son 8. Noveniber TgLO! $.. bis 12., 
wodurch den Bersfchaften die Verpflichtung “auferlegt if, 
Bei Vermeidung einer polizeilichen: Strafe von dem auzie 
henden Dienfiboten den Entlaffungsfchein der‘ früheren 
Herrſchaft einzufordern, nicht überall gehörig befolgt wird, 
fo. wird der Könige. Regierung hiermit aufgetragen,’ die 
Pollzeis Behörden ihres Bezirks anzumweifen, Fünftig darauf 
au feben, daß diefer gefeglichen Vorſchrift allezeit puͤnkt⸗ 
(ih nachgekommen werde. Auch hat die Koͤnigl. Regie: 
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zung den; Woltzei Behoͤrden andenjerigen Orten ihres 
Bezirks, wo eine beſondere Meldung des Gefindes bei der 
Molizei⸗Behoͤrde vorgeſchrieben oder eingefuͤhrt ift, anzu⸗ 
vbefehlen, bei der Meldung zugleich die Production der 
eon den· Herrſchaften ausgeſtellten Entlaſſungsſcheine zů 
‚verlangen. In beiden Faͤllen muͤſſenn aber die Volgei 
deu: ihre: Wachſamkeit auch darauf richten, ab zu 
Son Entlaſſungsſchein Ra erg —— 
Aangewendet worden diſte il u Beshizem ut 





nid quBerlin/ dem: un October 182400 ; ya. 
ad Pe des Junern und: Br: Meine. 39) * 
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Reſeript des Köniat.: Minifkriums. bes Innern· und der 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung "pr Koͤnigsberg, 
diefelbe⸗ Angelegenheit betreffend. 


— 


Nach einer Mittheilum des Heren Finanz⸗Miniſters 
Excellenz find: im Jahre 1823 iun dem VBezirke den Koͤnigl 
age r 493: geftempelte Geſindeſchein⸗Formulare we⸗ 

als im Jahre 1816, debitirt worden, während. gent 

— — derfelßen. mit Ausnahme , deg Bezirks der Mes 
gierungen zu Gunmbirinen, Danzig imd Marienwverder in 
allen Negierungs» Bezirken, wo diefer Debit im Jahre 
2886: ſchon - Statt: ehabt,. ſich ſeuben ſchon — 
— hate: run $:3 ni Sn TR a 
«Der Debit an Gefndeftpein sGormnlaren: rin ben seits 
nen. Regierungs⸗Bezirken iſt nun zwar kein ganz zu⸗ 
——— Manffobnfie- den Gebrauchdes Stewpelpa⸗ 
piers zu den „Gefinde -Entlaffungsfcheinen‘;; weil Niemand 
genöthigt., werden kann, ſich der Geſindeſche in⸗For— 
mulare zu bedienen, vielmehr auch gewoͤhnliches Stem— 
pelpapier zu den Entlaſſungsſcheinen benutzt werden darf; 
indeſſen ik. doch die Bequemiichkeit, ‚welche die Formulare 
darbieten, ſo vroß daß die Anwendung geſtempelter Ents 


"ran. 


laſſun ſſuungoſcheine wohl wehrte Ob der Betr deur⸗ 
Kar werden kann. 

EGEs iſt hiernach keinem Zweifel untertsorfeh, aß e 
dom: Bezirk. der Koͤnigl. Regierung, fo: wie in‘ dem der 
Bregierungen zu Gumbinnen, Danzig und Marlenwerder 
gegen. die polizeiliche Vorſchrift der. Geſinde⸗Otdnung 
d: bfB 12. wegen der Entlaſſungsſcheine, oder doch geg 
die geſetzliche Beſtimmung im Betreff: der Anwendung! des 
Stempelpapiers zu denſelben ſehr Häufig gefehlt wird. 
Der Koͤnigl. Regierung wird daher mit Beziehung Auf die 
heute wegen ber: Geſinde⸗Entlaſſungsſcheine ergangene Cir⸗ 
cular⸗Verfuͤgung hierdurch noch beſonders empfohlen, den 
Polizei⸗Behoͤrden Ihres Bezirks eine geſchaͤrfte Aufſicht 
auf die vorſchriftsmaͤßige Anwendung des Stempelpapiers 
u den Entlaffungsfcheinen zur Pflicht zu machen. f 
m den 17. Detober 1824.70. 0 0,2 Sum —* 

Miniſterium des Innern und der Pollzei. 

v. Säudmant. 





Refetpe des 9 Rönigtı Minifferiums de Snrtern was der 
Polizei an bie Königl. Regierung gu Magdeburg, ‘bie 
“ Gebühren für Beglaubigung der Geſinde⸗ Enttäß 
fungs- Scheine beteefende ne 


— PER TIE, 


Biriie 


Auf den — de Königl. ss: vom 27 ſten 
v. Mts. wird in Ruͤckſicht auf die angezeigten Verhaͤltniſſe 
hierdurch genehmigt, daß in den Staͤdten, in welchen die 
Beglaubigung der Geſinde⸗Entlaſſungs⸗Scheine durch Pos 
lizei · Kommiſſarien erfolgt, die letzteren dafür nach wie vor 
4 Sgr. 3 Pf. Gebühren von jedem Scheine erheben koͤn⸗ 
nen, wogegen bei zahlungsunvermögendem Gefinde- bie De 
glaubigung unentgeltlich gefchehen muß, 

Berlin, den 4. November 1824. 

Der Minifter ded BE und der Polizei. 
v. Schudmann. : 
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A no. 2* 
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PEHRENN den, DENN fen au daB. “ 
nigl. Ober « Cenfuna Kollegium und an fümmeliche,, K 
nigt. Ober» Präfidien,; die Cenſur newer: Auflagen von 

gen vor Dem 18. October 4819 erfchienenen Schrißrn; 

HT und — beneſrus. a —— 
stm Aue: We SHIT EEE 

Die ne — eröffnen Yan. * 

Ober: Cenſur⸗ Kolfegiym auf den Bericht vom dten v 
Über die von dem Buchhaͤndier N. N. beabfichtigte —— 
gabe einer neuen Auflage von Fichte's Reden an die 
deutſche Nation X.“ daß diefelden mit der in dem gedach⸗ 
tem: Bericht: und deſſen Poſtſcript vom ı xten v. Me geaͤu⸗ 
Ferten Yufiche: im Allgemeinen vollkommen einverſtanden 
find, und eben fo die in dem Schreiben. des Koͤnigl. Ober⸗ 
Cenſur⸗Kollegii an das hieſige Koͤnigl. Ober⸗ Präfid dium 
vom ar. Februar v. J. aufgeſtellten Grundfaͤtze jedoch un 
ter — Modification genehmigen. 


gg wird lelmich hiemnlt etheſebt· Dr iR 


ont BI 9 ‚efärienenen ‚Schrift, eine. neue wenn gleich 
unveränderte Auflage derſelben, ohne NRücficht, 
in wie, vielen) Auflagen das Werk bereits früher ers 

». ;fehienen, fein mas, machen Darf, ohne vorher folches 
Werk: dem betreffenden Könige. Ober⸗Praͤſidium zur 
Entfcheidung: ob die Heraus gghe der neuen Auflage 
mit oder ohne vorgaͤngige Cenſur erfolgen koͤnne? 
vorgelegt zu haben, und 


2) daß dasjenige, was die Beſtimmung des Artikels 
XIV. des Cenſur-Edikts vom 18. October 1819 
nachlaͤßt, nur auf ſolche unveraͤnderte Abdruͤcke eines 
Buchs Anwendung findet, welches, in der wie viel: 
ten unveränderten Auflage auch, nach dem 18. Des 
tober 1819 ein abermaliges Imprimatur erhalten 
bat, 
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— ſind die Verleger verpflichtet, wenn fie eine 
ungeränderte Auflage eines vor bem 18, Detober 1819 
erfihienenen Buchs ‚veranflalten, folhe' dein betreffenden 
Königt. Ober⸗ Praͤſdium, wie ad 1. beftiitimt, : vorjufegen 
und nur im Anfehung der, nach dem'irg. October 1819 
erſchienenen, mund: nach dieſer Zeit ſchon mit; einem Im⸗ 
primatur verfehenen Werke. zu der ad a, erwähnten grös 
geren Freiheit berechtigt. 

Das Königl. Diss + Erüfıre Ko Beginn mird verans 
faßt, hiernach das Weitere anzuordnen“? 

Berlin, den 37. October 1824 * 
Sram der Geiguchen uUnterrichts⸗ und > Beim 


‚Angelegenheiten, oe 
v. Alten ſtein. —* 
"ft de nen Riniftertum der auswärtigen : 
und der Polizei. — ra 
a v. rer “ ‚ont 


—— Dies Cr, Salat ee e wu “12 Mae 


Abſchrift obiger Verfügung ben Ammon Königl. 
Ober⸗ Praͤſidien zur Nachachtung. 

"Berlin, den 31. Ociober 1824. 
Bistum der Geifttichen 7 —— and Di 

Angelegenheiten. ec: 
0. Atenfein. © 

—— des ieh Dinifertu der Auswärtigen 
nd der Polizei. „‚Mapeikgnpfiie, 
v. Schuckmann. 
7} ı ET RAUCH 7 J ae 75“ 


ve re A 
— | — ” - 
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90. 

Kefecpt des Königt. Minifteriums. des Innern und der 

Polizei an den König. Ober» Präfidenten und wir 

lichen. Geheimen Rath, Herrn v. Heydebred, bie 


Preis» Angaben in den Sortiments-Katalogen ber 
Buchhändler ic 


—rn 


Em. Excellenz ermiedere ich anf die gefälfigen Anzei⸗ 
gen vom 10. Auguft und 24. Ditober d. J., die. Preids 
Angaben in den Sortiments Catalogen der Buchhändfer 
hieſelbſt, betreffend, daß, da vor Einführung der neuen 
Eintheilung nach dem Muͤnz-Geſetze vom 30. September - 
1821 in den Hauptflädten von Oftpreußen und Schleſten 
die Bücherpreife in den desfallſigen Verzeichniffen nach den 
früher dort beftandenen Münz - Eintheilungen und im 
zoten Verzeichniffe der Gebrüder N. N. zu N. N, vom 
September d. J. die Preife nach dem neuern Münz: Ge, 
fege angegeben worden, in der Eigenthümlichfeit des Buchs 
handels fein Grund vorhanden ift, von der durch die.Als 
lerhoͤchſte Kabinets Drdre vom a2, Juni d. J. ad 1. ers 
theilten Vorſchrift, 

daß Gewerbetreibende, ſo wie alle diejenigen, welche ihre 
Waaren oͤffentlich ausbieten, die Preiſe in Preußiſchem 
Gelde nach der neuen Eintheilung von 30 Silbergro⸗ 
ſchen auf den Thaler und 12 Pf. auf den Silbergro⸗ 
ſchen ſtellen ſollen, 
—— Ich kann daher nach der hierüber mit dem _ 
Heren Geh. Staatd- Minifter, Grafen von Lottum Er 
ceffenz genommenen Ruͤckſprache auf Ew. Ercellenz Vor⸗ 
ſchlag in dem Berichte vom 10. Auguſt d. J. den hieſigen 
Buchhaͤndlern in ihren Sortiments-Catalogen die Angabe 
der Bücherpreife nach der frühern Muͤnz-Eintheilung, der 
Thaler zu 24 Gr, gerechnet, fernerhin zu geflatten, nicht 
eingehen, fondern Ew. Ercellenz nur veranlaffen, die vor⸗ 
erwähnte Atterhöchfte Vorſchrift auch hinſichtlich des hieſi⸗ 
Annalen Heſt IV. 1824. Dddd 
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gen Buchhandel aufrecht zu erhalten, und die betreffen: 


den Cenfurs Behörden dem gemäß anzumeifen. _ 
Berlin, den 18. November 1824. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





91. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Gluͤcks⸗ und Wuͤrfelſpiele auf Jahrmaͤrkten, Schuͤt⸗ 
zenplaͤtzen ꝛc. betreffend. 


— — 


Da die in dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom 
13ten v. M. allegirten früheren Beſtimmungen ) des 
Polizei⸗Miniſterii, wegen der Gluͤcks, und Würfel-Spiele, 
nach vorheriger Communication mit dem Herrn Juſtiz⸗ 
Miniſter und im Einverftändniffe deffelden, ergangen find, 
fo hat die Könige. Regierung auch ferner danah um fo 
mehr zu verfahren, als es ſich mit Nückficht auf die Hand⸗ 
habung der Ordnungs» Polizei von felbft verfteht, daß die 
Errichtung von dergleichen Glücks Duden auf den Jahr: 
märften, Schügenplägen ıc. eine vorherige Genehmigung 
der DrtdsPoligeis Behörden erfordert, Legtere mithin die 
Mitte in Händen haben, allen etwwanigen Mißbräuchen 
und Nachtheilen vorzubeugen. 

Durch die Ertheilung diefer obrigfeitlichen Genehmi- 
gung wird zugleich der Beftimmung des $. 4. der Derord- 
nung vom 7. December 1816 genügt, indem für folche 
Ausfpielungen unbedeutender Gegenftände die Genehmigung 
des Staats, Dberhauptes nicht nothivendig erfcheint. 


Die König. Regierung hat jedoch Öffentliche Ankuͤn⸗ 


„ Jahrg. 1817, Afies Heft, ©. 208; 2tes Heft/ S. 198. Jahrg. 
1818, Steg Heft, ©. 764. 
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digungen von dergleichen Ausſpielungen in keinem Falle äh. 
geſtatten. 
Berlin, den 26, October 1854. 
Mininerium des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





Ba 4 
Reſolution des Könige. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei an den Magiſtrat zu Calbe a. d. ©.; bie 
| Beſtrafung des unbefugten Schießens betreffend. 


— — 


Dem Magiſtrate wird auf die Anfrage vom Zoſten 

v. M. wegen der Beſtrafung des. unbefugten Schießens 

hlerdurch eroͤffnet, daß allerdings das von dem Magiſtrate 

gegen den dortigen Einwohner N. N. in Anwendung ge⸗ 

brachte Edikt vom 11. Juli 1775 durch das Allgemeine 

Landrecht außer Kraft geſetzt worden iſt. 
Berlin, den 7. October 1824. 

— des Innern und der Polizel. 
v. Schuckmann. 


Paß⸗ und genamen⸗Poluen 


93. 
Cireular⸗Reſciipt bes Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der, Polizei an die Koͤnigl. Regierungen zu Bres⸗ 
lau, Oppeln, Liegnig, Erfurt; Pofen ind Coblenz; das 
Wandern der Handwerfsgefellen in bas — 
auf inlaͤndiſche Reiſepaͤſſe betreffend. 


BR 
— gi 


Nah Mittheilungen von Seiten des Königl.' ini 
ſteriums der auswärtigen Angelegenheiten führe der größte 
Dodd 2 
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Cheil der nach Stalien wandernden, deshalb in Wien ein⸗ 
treffenden Preußifchen Handwerksgeſellen nur Päffe für das 
Inland mit fih, woraus ſich große Nachtheite ergeben. 
Die Königl. Megierung wird daher Hiermit angetviefen, 
Fünftig genanuer und firenger daranf halten zu laffen, dag 
Handwerkögefeflen, und überhaupt Perfonen geringeren 
Standes, ohne einen ausdrücklich auf dad Ausland ges 
ftellten Paß nicht ins Ausland, und namentlich nicht in 
das ‚Defterreiehifche, gehen; im legteren Staate iſt eben⸗ 
falls die Einrichtung getroffen, daß die bezeichneten Net 
fenden ohne einen folchen Paß, und wenn fie bloß mit 
einem auf das Inland gerichteten Pag anfommen, fofort 
zurückgewiefen werden. 

Die König. Regierung Hat diefe Verfügung nicht 
bloß durch deren Amtsblatt, fondern auch durch Anfchlag 
in den Polizei s Zimmern, Herbergen der Handwerfer, Saft: 
und Schankhäufern und anderen öffentlichen Däufern bes 
kannt machen zu laſſen. 

Berlin, den 15. November 1824 

Der pe des Innern und ber Polizei. 
; v. Schuckmann. 





94+ 
Reſcript des Könige. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Merfeburg, bie 
Bollziehung der Zwangs⸗Paͤſſe oder Reife-Routen *) 
u 2% Dr —— ee. 


—— 


Ich —*8 der — Regierung, daß ich 

die in Ihrem, die Zwangs ⸗Paͤſſe betreffenden Bericht vom 
20ſten v. Mts. vorgetragene Anſicht: 

daß in Anſehung der Vollziehung dieſer paſſe nicht, 

wie bei gewoͤhnlichen Reiſepaͤſſen zu verfahren ſei, ſon⸗ 

dern Erſtere ohne Unterſchied, ob fie für das In⸗ oder 


*) Conf. Circul. Refer. v. 18. Aug. 1824, 3tes Heft; ©. 884. 
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Ausland ertheilt werben, von. den. Orts» Pollgeks Behär- 
+ den vollzogen werden koͤnnen, SR 
theile und genehmige, 
SHerlin, ben 6. Nodember 1924 
Der Minifier ded Innern und der Polizei, 
v Schuckmann. 





— 95. 
Reſcript des: Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber: 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Ver⸗ 
vwendung ber Paß⸗Ausfertigungs⸗Gebühren be⸗ 
— treffend. 


Der Landrath N. N. hat zur Anzeige gebracht, wie 
die Koͤnigl. Regierung auf eine Beſchwerde des dortigen 
Kreis⸗Secretairs N. N. über die Vertheilung der bei dem 
Landraths⸗Amte vorfommenden: Paßausfertigungs⸗Gebuͤhren, 
mittelſt Verfügung vom sofles v. M. entſchieden bat: 

daß dem Londrathe die Beftimmung über die befagten 
Gebühren nicht zuftehe, fondern nur der Kreis-Secretair 
Anfpruch an diefelben habe, 

Diefe Entfcheidung kann das unterzeichnete Miniſte⸗ 
rium nicht gut heißen. Da die Beamten der Landraths⸗ 
Aemter, beſtehenden Vorſchriften gemaͤß, keine Sporteln 
oder dieſen aͤhnliche Emolumente beziehen duͤrfen, ſo iſt es 
unzulaͤßig, den Kreis⸗Secretairs den Genuß der bei be⸗ 
fagten: Aemtern vorkommenden Paßausfertigungs⸗Gebuͤh⸗ 
ven, gleichſam als eines Amts-Emoluments, worauf nur 
ihnen ausſchließlich ein Recht zuſteht, beizulegen. Dieſen 
Gebuͤhren muß ihre Beſtimmung zu Praͤmien und Remu⸗ 
nerationen fuͤr gering beſoldete Suhalternen der Polizei⸗ 
Verwaltung verbleiben. Zu dieſem Ende ſind dieſelben 
bei jeder Behörde, wo dergleichen vereinnahmt tmerden, 
aufzuſammeln, und von Zeit zu Zeit der Vorfchrife gemäß 
zu vereheilen. Daß diefe Vertheilung bei den Landraths⸗ 
Aemtern dem Landrathe zufteht, ſpricht von ſelbſt, weil 
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derſelbe in feiner Perſon allein die Behörde ausmacht, in⸗ 
‚dem der Kreis⸗Secretair blos ein ihm untergeordueter 
Supaltern if. 

Hiernach kann dem Landrath N, N. die Diepofition 
über die aufkommenden Paßausfertigungds Gebühren in 
nerhalb:; der Grenzen der hierüber ertheilten Borfchriften 
nicht entzogen werden, 

Auch kann das Miniſterium fich nicht bewogen fins 
den, die theilweife Verwendung diefer Gebühren zu Ne 
munerationen für den Kreiss Schreiber für unſtatthaft zu er⸗ 
Hören, da dieſer Sandräthliche Bireau s Beamte bei der 
Polizei» Verwaltung des Kreiſes mitzuwirken - hat. 

Die Königl. Regierung wird veranlaßt, die 
Differenzien zwifchen dem Landrathe N. und feinem Kreis- 
Secretair N. in Betreff der Verwendung der Paßausfer⸗ 
tigungs⸗ Gebühren nach diefen Beſtimmungen zu ſchlich⸗ 
ten, und beiden Theilen das — bekannt zu 
machen. 

Berlin, den 19. November 1824. j “ 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





D. — 
Sicherheits⸗Polizei. 
MR 96, 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern und ber 
Polizei. an das Koͤnigl. Polizei-Präfivium zu Berlin, 
das Verfahren bei Niederlaffung der von auswärts 
fommenden Individuen ber arbeitenden Klaffe in 

Berlin betreffend, 


In Folge der Berfügung vom 20, Juli 1822 *), 
dag Verfahren bei Niederlaſſung der von auswaͤrts kom⸗ 


®) Sabre. 1822, 3te8 Heft, S.717. 
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menden Individuen. ber arbeitenden Klaſſe in Berlin bes 
treffend, wird dem Königl. Molizei- Präfidio die wegen 
diefes Gegenſtandes unterm LIten d. M. an mich ergans 
gene Allerhoͤchſte Koͤnigl. Kabinets⸗ Ordre hieruehen im 
Abſchrift zugefertigt, um daraus naͤher zu erſehen, daß 
dadurch nicht allein das fruͤher von mir fuͤr die hieſige 
Reſidenz vorgeſchriebene Verfahren überall ‚genehmigt, ſon⸗ 
dern auch noch insbeſondere feſtgeſetzt worden iſt, daß eine 
ſtrengere Aufſicht auf die in der Hauptſtadt ſich aufhal⸗ 
tenden Individuen der arbeitenden Klaſſe “eingeführt, und 
zu_dem Ende den, aus ‚den Provinzen bieher kommenden 
Leuten diefer Kathegorte der Aufenthalt in Berlin nur 
auf eine ganze Furze Zeit geftattet, umd diefe Erlaubniß nur 
dann verlängert werden full, ‚wenn fie nachweiſen, daß fie 
ein Unterfommen gefunden haben, ‚oder regelmäßig beſchaͤf⸗ 
tigt find. 
Dem Könige. Polizei» Präfldio, wird daher nicht al 
fein die unausgefegte genaue Befolgung ‚der Verfügung 
vom 20. Juli 1822. hierdurch in Erinnerung gebracht, ſon⸗ 
dern auch die pünftlichfte. Ausführung berfelben, und der, 
von des Königs Majeftät getroffenen Anordnungen mit 
der Aufforderung aufgegeben, die betreffenden , Beamten 
darnach gemeſſenſt anzuweiſen. 

Berlin, den 20. November 1824. 
Der Minifter des Innern und der Polizei, 
a v. Schuckmann. 





Ä — | 
Reſcript des König. Minifteriums bes Innern an die - 
Königl. Regierung zu Breslau, bie Ausfegung und 
- Zahlung, von Aufgreifungss Gebühren bei Bettlern 

., » and Bagabonden betreffend. 


——— 


Aus der durch den Bericht der Koͤnigl. Regierung 
vom a7ten dieſes, 
die Verpflichtung der Communen zur Bezahlung von 


1130 " 

Anfgreifungs+ Gebühren für Verhaftung der denfelben 
“ angehörenden Bettler und Vagabonden betreffend, . 

jegt erfolgten näheren Auseinanderfegung der Verhäftniffe, 

fo mie der bisher bei dem behandelten Gegenftande bes 

folgten Grundfäge geht hervor, daß der Gründ zu den 

erwähnten Neclamationen, und auch zu der des Magi⸗ 


.. ftrats zu N. N. welche zu der weiteren Erörterung hier⸗ 


Aber die legte Veranlaffung dargeboten hat, weniger in 
den Vorfchriften des in Bezug genommenen Edictd vom 
14. December 1747, und den daraus abgeleiteten fernee 
sen Verfügungen, als vielmehr darin Liegt, daß bei der 
uſuell gewordenen interpretation darüber hinausgegangen, 
und eine Straf⸗Beſtimmung allgemein und auch auf Fälle 
ausgedehnt worden ift, wo fih Fein Anlaß gezeigt hat, 
die Nichtbefolgung ber Gefege zu ahnden. Es kommt das 
ber auch nicht darauf an, . darüber erſt in ausführliche 
Unterfuchung einzugehn, ob uͤberhaupt die Ausfegung dom 
Anfgreifungs» Prämien bei Bettlern und Vagabonden für 
angemeffen und nüglich zu achten, und daher aufrecht zu 
erhalten fei, fondern es genügt, diejenigen Fälle deutlich 
zu bezeichnen, ‚wo fle nach dem Sinne der beftehenden 
Geſetze nicht gefordert werden können, in den übrigen abet 
darauf genau zu fehen, daß fie von den dazu geeigneten 
Fonds und Perſonen uͤbertragen werden. 

Wenn nun nach dem vorhin erwähnten Edicte das 
Bangegeld von 20 Sgr. nicht allgemein, fondern ald eine 
Strafe für diejenigen Communen, welche der Verpflichtung, 
ihre Armen zu verforgen und ihnen Unterhalt zu fehaffen, 
nicht nachgekommen find, feftgefegt ift: fo folgt daran, 
daß daſſelbe von der Polizei Behörde, von welcher die 
Anfgreifung des Bettlerd oder Dagabonden erfolgt if, 
alsdann nicht gefordert, noch derfelben anf diesfaͤllige Bes 
fhwerden zugebiffige werden kann, wenn fich bei der Uns 
terfuchung oder fonft aus der Kenntniß von den Local 
Armen-Anſtalten ergiebt, daß das Anslaufen der Bettler 
nicht durch den Mangel der erforderlichen Armen» Vers 
forgungs » Einrichtungen veranlaßt worden iſt. - Im biefen 
Faͤllen muß zwar ber Bettler. mit der gefeglichen Ahndung 
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belegt werben; es ift aber Fein Grund vorhanden, der 
Commune oder den vorſtehenden Magiſtrats⸗Perſonen noch 
eine Beſtrafung dafür zuzuziehen. Eignet ſich das Indi⸗ 
viduum unter die im Reglement vom 31. Yuguft 1800 
$. 5. bezeichnete Klaffe, fo ift überhaupt nicht mit dem 
Transport nach feinem Wohnorte fogfeich vorzugehen, fonts 
dern mach den diesfäligen Beſtimmungen zu verfahren. 
In diefen Faͤllen treten dann die durch die Verordnungen 
vom 4. Februar 1779, 1. December 1782, und 28. Octo⸗ 
der 1803 fefigefegten Vigilanz⸗ Gebühren ein, weiche anf 
die dazu beſtimmten Fonds angewiefen werden muͤſſen. 

: Hiernach erledigt. fich ‚auch das Gefuch des Magis 
fitat3 zu N. N., welcher davon im Allgemeinen in Kennt⸗ 
niß gefegt ‚worden iſt. Der: Königl. Regierung werden 
die fpecielleren Verfügungen. deshalb überlaffen. 
Berlin, den 26.November 1824. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— ——— —— Koͤhler. 


98. 
Reſeript bes —79 Miniſteriums des Innern und 


der Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
ben Transport der Vagabonden betreffend. 





In den abfchriftlichen Anlagen werden der Königf. 
Megierung zwei Berichte ‚der Koͤnigl. Regierung zu Stets 
tin vom 16. September und 17. November d. J. mit der 
Anweiſung zugefertigt, denjenigen, oder diejenlzen, die, der 
Vorſchrift des $. 15: entgegen, den Transport des N.N. 
ohne vorgängige Communication mit der Behörde, an die 
der Transport gerichtet geivefen, veranlagt haben, zur Ers 
flattung der fraglichen Koften anzuhalten. 


Der Umftand, daß in dem in Berlin ausgefertigten 
Paſſe des N. N., Paſewalk als deſſen Geburtsort anges 
geben morben, m ganz unerheblich, da bei einem 4ıjähri 


gen Menſchen Wohnort, und Geburtsort gewoͤhnlich vers 
fehieden find. = i ER Fee 
Der Koͤnigl. Regierung muß wiederholentlich aufge⸗ 
geben werden, die Unterbehoͤrden an; uweiſen, durchaus 
keinen Transport ohne die gedachte Communication und 
bei entſtehender Meinungs-Verſchiedenheit ohne vorgaͤn⸗ 
gige Entſcheidung der vorgeſetzten Behoͤrde, eventualiter 
bei einer Differenz verſchiedener Provinzial⸗Behoͤrden, oh⸗ 
ne Entſcheidung des unterzeichneten Miniſterii, zu veran⸗ 
iafien,. da, durch die fo haͤufigen Transporte. dem Lande 
eine, unnuͤtze Loft, und. den Öffentlichen Kaſſen ſehr bedeus 
tende Koſten etwachen. 
uebrigens ſcheint die Koͤnigl. Regierung ir‘ Jrrthum 
iu fein, wenn Diefelde vermeint, daß nur ſolche Perſonen, 
foelche' gebettelt Haben, in das Landarmenhaus aufgenom⸗ 
men werden’ Finnen. ' Das von Derfelben in Bezug ges 
nommene Nefrript vom 7. Jüli 1815, welches Bloß den 
Mißbrauch abſtellt, vermoͤge deſſen jeder, der ohne Pag 
war, in das Landarmenhaus gebracht werde, erwaͤhnt ja 
ſelbſt, daß es Faͤlle gebe, in welchen auch ſolche Perſonen, 
die nicht bei der Bettelei betroffen worden, in die beſagte 
Anſtalt gebracht werden koͤnnen. 
Berlin, den 9. December 1824. eh Ace 
Winiſterlum ded Innern und der Polizei, 
— v. Schuckmann. 
RE er 99 ra So 
Reſcript des König. Minifteriums des Innern und- der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
Berpflihtung der Militair- Behörden zur Erſtattung der 
durch den Transport von Militairs Arreflaten ent 
fiehenden Koften betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
aaften.o. M. in der Beilage (a) die Abſchrift eines Schrei⸗ 
bens des Koͤnigl. Kriegs-Miniſterii an das Polizei: Dis 
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niſterium vom 20. Februar 1818 zugefertigt, um daraus 
näher zu erfehben, in welcher Art ſich Erſteres damals 
über die Verpflichtung der Militair Behörden zur Erflats, 
tung den durch den Transport von Militair: Arreftaten 
entftehenden Koſten geäußert hat. 

Der Koͤnigl. Regierung bleibt nun überfaffen dafür 
zu for en, Daß diejenigen Koften, zu deren Uebernahme 
daß Königl, Kriegs Minifteriung fich bereit erflärt hat, im 
—— Faͤllen von den —— eingezogen 


wer 
— Mehreres hat biſher weder ‘den’ Militair⸗ 
Fonbs zur Laſt gelegt, noch von denſelben gewaͤhrt wer⸗ 
den önnen. 

Aus dem nemlichen Grunde, melden da König; 
Kriegs s Minifterium gegen die Verpflichtung zur Uebers 
nahme der Koften an Siztzgebuͤhren, Lagerſtroh Erleuch⸗ 
tung und Heitzung aufgeſtellt hat, kann aber auch ein 
Uebernahme dieſer Koſten auf den Polizei⸗Fonds niche 
erfolgen, weil jene Artikel lediglich das ſonſt den Militairs 
Seitens der Communen zu gewaͤhrende Natural⸗Quartier 
vertreten, die diesfaͤlligen, ohnehin ſehr unbedeutenden 
Auslagen mithin nur den Communen zuf Faft fallen koͤnnen 
Im Betreff des Transports der Militalr⸗Arreſta⸗ 

ten wird uͤbrigens noch bemerkt, daß ſolcher ebenfalls von 
den Communen unentgeltlich bis zur naͤchſten Militair⸗ 
Garniſon, oder bis zur naͤchſten Gendarmerke  Srätton 


bewirft werden muß. +; 
Berlin, den 20. November 1824. ii 


Der Minifter des Innern und der Polizei, a 
v. chuckmann 


&n. Durchlaucht — ich nicht auf Dero ſehr 
geehrtes Schreiben vom gten dieſes, die Erſtattung der 
Transport⸗Koſten Vorſchuͤſſe bei Ablieferung der Militaire 
Arreftanten betreffend, ganz ergebenft zu ermiedern, wie 
ed längft allgemein verfüge ift: daß bei jeder Ablieferung 
eined Militaie s Arreftanten die aufgelaufene Koſten an 
Verpflegung des Arrefianten und etwanige gehörig juflis 
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ſteirte Auslagen "fir REN geweſene Fußbekleidung 
oder Medichmente gegen den mitzuuͤbergebenden Trans⸗ 
portzettel gleich Baar erflattet werden. 


Wenn died indeffen dennoch bei Ablieferung des Mi 

- Kitairs Arreftanten N. N. au die Kommandantur zu Bres⸗ 
lau nicht. gefchehen iſt; fo habe ich dato verfügt, daß der 
interimiftifche Ober» Kriegs» Kommiffair N. N, zu Breslau 
für Die ungefäumte desfallſige Befriedigung des Magis 
ſtrats zu Neumarkt forgt. 

Mas hingegen die übrigen, von ber Königl. Regie⸗ 
zung zu Breslau bemerkten Koften, welche bei dem Trans⸗ 
port der Militair: Arreftanten vorfommen, ald: Traus⸗ 
port» Gebühren, Sig. Gebühren, Holz, Oehl, Stroh oder 
extra verabfolgtes Brod und Getränke betrifft; fo koͤnnen 
ſolche nicht aus dem Militairs Fonds vergütet werden, 
weil dergleichen Arreftanten gar kein ertraordinaired, Brod 
und Geträufe verabfolgt zu werden braucht, fondern dieſe 
ihren Sold erhalten, mofür fie fich. felbft beföftigen müfs 
fen, der. Transport derfelben im folchen Städten,: wo Fein 

Militair garnifonnirt, der Bürgerfchaft ex officio. obliegt, 
freied Dbdach oder Quartier, fei es in einem privat, oder 
Öffenelichen Gebäude, nebſt Holz, Licht und Lagerftroh aber 
einem jeden Militair  Urreftanten auf dem Marfche oder 
Transport angewieſen und verabreicht, oder aus dem Pros 
vinzlal» Servis, Fonds berichtige werden muß, und ed le⸗ 
diglich Sache der Bürgerfchaft if, ob fie die Arreſtanten 
ſelbſt bewachen laſſen, oder folches dem Gefangenwärter 
übertragen, und diefem die Siggebühren dafuͤr bezahlen will. 

Auf jeden Fall können aber dergleichen Koften nie 
aus dem Militairs Fonds erftattet werden, wovon nur dann 
eine Ausnahme ſtatt finden kann, wenn ein folcher Ars. 
reſtant fo krank waͤre, daß er den weiteren Marfch zu 
Fuß zu machen außer Stande wäre, weil dann die nothe 
wendigen Fuhrkoften aus dem Militair :Fonds befonders 
zu vergüten fein würden. 


Ew. Durchlaucht muß ich daher ganz ergebenft ers 
farben, Hiernach nicht allein die Megierung zu Breslau 
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gefaͤlligſt beſcheiden, Tondern auch alle übrigen Regierungen 
inſtruiren laſſen zu wollen. — 
Berlin, den 20. Februar 183118. 
v. Boyem 
den ghnick Geheimen Staats- und 
Poliren Miniſter Herrn Fuͤrſten 


h Wittgenſtein 
s Durchlaucht. 





100. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei.an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die 
Unterbringung der auf dem Lande aufgegriffenen 

Bagabonden betreffend. 


-— 


Der Koͤnigl. Regierung wird anf der Bericht von 
azften v. Mts. die Befchwerde ded Magiftratd zu N. N. 
über die von Derſelben Hinficht3 der auf dem Lande aufs 
gegriffenen Vagabunden, getroffene Anordnung, hierdurch 
eröffnet: daß die Magifträte zwar unbedenklich id polizel 
lichen Angelegenheiten alles dasjenige nach der Anweifung 
der Staats» Behörden auszuführen haben, was Legtere 
von den Königl. Polizei- Beamten zu fordern berechtigt 
find, daß indeffen diefe Befugniß feineöweges das Necht 
in fich ſchließt, ohne vorgängige Könige. Genehmigung die 
verfaffungsmäßig beftehenden geographifchen Reſſort Graͤn⸗ 
zen zu verändern. Ra 

Die Polizei = Verwaltung, welche - urfprünglich ein 
Landeshoheils⸗ Recht iſt, iſt mit der Gerichtöbarfeit an 
Privatpetfonen verliehen worden, die in dieſer Hinſicht 
Rechte und Verbindlichkeiten. haben. re 

AIndeſſen iſt dieſes Verhaͤltniß nur am gewiſſe Be⸗ 
zirke gebunden. So wenig wie die Juſtiz-Behoͤrden bes 
fugt find, die Patrimonial⸗-Gerichtsbarkeit des einen Dors 
fes dem andern bleibend zu übertragen ober, dis-Nechte 
und Früchte der Gerichtöbarfeit einem Dorfe und willkuhr⸗ 
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fich die Laften derfelben einer andern zu übermeifen, eben 
fo wenig kann die Laft der örtlichen Polizei» Verwaltung 
bleibend einem.,Dorfe abgenommen; und einer benachbar— 
ten Stadt aufgelegt werden. Vielmehr muß jedes Dos 
minium, telched mit der Polizei in -einem Dorfe beauf- 
tragt ift, für alle Anftalten, die zur Ausübung derfelben 
erforderlich find, namentlich auch für die Gefängniffe ſelbſt 
forgen. Indeſſen bedarf ed deshalb nicht der Anlegung 
beſonderer Polizeis Gefängniffe, fondern als folche Finnen 
die fchon bei der Ausübung der Criminals und Civil: Ges 
richtöbarfeit nothiwendigen Gefängniffe gebraucht werden. 

Sollte etwa ein Dominium. nicht im Beſttz folcher 
Anftalten ‚fein; fo muß es. fih Mit einer benachbarten 
Stadt oder einem andern Dominio aſſociren. 
Uebrigens bleibt es den Landräthen allerdings unbe: 
nommen, in einzelnen Fällen in einer Stadt einen polizei- 
lichen Gefangenen unterzubringen, welcher eigentlich einer 
‘benachbarten Polizei » Gerichtöbärfeit angehört; alsdann 
"muß aber die Stadt von dem Domini, für deffen Rech- 
nung ſolche den Gefangenen erhalten, für ihre diesfaͤlli⸗ 
‘gen Koften volftändig entfchädige werden, wobei es auf 
die allgemeine Beftimmung in Betreff der bei Transporren 
zu verguͤtenden Koften nicht ankommen Fan. 

Berlin, den 26. November 1824. 

Miniſterium des Innern und der Pofigei.  - 
\ v. Schuckmann. 





101. 

Eircular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, Koͤnigsberg, 

Marienwerder, Bromberg, Poſen und Oppeln, die gegen 

das Einſchleichen polniſcher Juden zu nehmenden 
Maaßregeln betreffend. 


Die neuerdings im Koͤnigreiche Polen emanirten Ver⸗ 
ordnungen, wonach die dortigen Juden dent Schank⸗ und 
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Shäher Bewer entzogen, und von der Glenze drei 
Meilen zurück in das Innere des Landes entfernt wer; 
den folfen, laſſen mit Grund beforgen, daß mehrere der 
jenſeitigen Schacher⸗ Brenner» und. Bettel⸗Juden, um 
einer folchen ihnen eben fo laͤſtigen als ungewohnten Pe 
bens⸗ und Gewerbs-Verfaſſung ſich zu entziehn, den Ver 
fuch machen werden, fich in das Preußifche Gebiet einzu⸗ 
ſchleichen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher aufgefordert, ſo⸗ 
fern dieſes nicht etwa bereits geſchehen ſein moͤchte, alle 
zweckdienliche Maaßregeln zu ergreifen, um das Einſchlei⸗ 
chen polniſcher Juden im die diesſeitigen Staaten zu ver 
hüten, wo folches aber der anzumwendenden Vorſicht un: 
geachtet ftatt finden follte, die Ausweiſung und Fortſchaf⸗ 
fung der übergetretenen Juden mit gehörigen Nachdrudk 
zu bewirken. 
Berlin, den 15. October 1824. 7 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. = 

Köhler. 





102, 


—* des Koͤnigl. Miniſteriums des Fangen und FR 
Polizei an die Königl. Regierung zu Merfeurg, bit 
— und. Unterhaltung ber Lokal⸗Poũzei⸗ 

. Sefängnifl betreffend, 


— 


Die Koͤnigl. Regierung kann zu Einrichtung von 
Kreis⸗Polizei⸗Gefaͤngniſſen an den Etappen⸗Orten weder 
in der im Berichte vom 2often v. M. in Antrag gebrach⸗ 
ten Allgemeinheit, noch überhaupt zur Verwendung der 
für Unterflügung armer und hätfsbenärftiger Perſonen 
ausgeſetzten Fonds, ermaͤchtigt werden. 

Nach Ihrer eigenen Bemerkung ſcheint darüber fein 
Zweifel obzuwalten, daß. den. dortigen Inhabern der Po- 
ligeis Gerichtsbarkeit, Und folglich auch den Communen, 
wenn dieſelben in dieſer Cathegotie fich Befinden, die Ber: 
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pflichtung zu Erhaltung der erforderlichen Local- Poligei> 
Gefängniffe obliegt. Daraus folgt aber von feldft, daß 
diefelben von einer folchen Befchaffenheit fein müffen, uns 
auch die zw transportirenden Vagabonden, und andern, 
der Polizei zur Fortſchaffung uͤberwieſene Individuen für 
die Dauer des nothwendigen Aufenthalts darin aufneh⸗ 
men zu koͤnnen. Dei der Unzulaͤnglichkeit muß daher die 
Hetreffende Behörde für ein anderes Lofale, wenigftens ins 
terimiſtiſch forgen, und eine Beihülfe aus allgemeinen Fonds 
ann ihr nur in dem Falle des erwiefenen Unvermögens 
gewährt werden. Hierzu eignet ſich indeflen in Eeiner Urt 
- der in Vorſchlag gebrachte Armenfonds, welcher zu fremds 
artigen Zwecken nicht verwendet werden darf, fo wie übers 
haupt eine Vermiſchung der verfhiedenen Fonds ganz uns 
zutäßig iſt; fondern es kann, bei vorkommenden Fällen der 
rt, nur auf die zw Allgemeinen polizeilichen Zivecken aus⸗ 
gefegten Mittel, in foweit diefelben. einen dazu andreichens 
den Beftand enthalten, zurückgegangen werden. 

Die Könige. Negierung hat daher, wenn Antraͤge 
auf Unterflägungen diefer Art bei Ihr gemacht werden 
ſollten, nach vorgaͤngiger genauer Erörterung der ſtattfin⸗ 
denden Verhaͤltniſſe jedesmal beſonders zu berichten, und 
anzuzeigen, ob aus dem erwähnten Fonds eine Beihuͤlfe 
geleiftet werden Tann. 

Berlin, den 22.Dctober 1824 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





103. — 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium zu Berlin, 

die Befugniß der Herrfchaften zur Durchfuchung ber 
Behälter ihrer Dienftboten betreffend. 


Dem Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidid wird auf den Bericht 
vom zıflen v. M. im Betreff ber Befugniß der Dienfts 
berrs 


J 
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herrſchaften zur Durchſuchung der Behaͤlter ihrer Dienſt⸗ 
boten, eroͤffnet: wie es feinen Zweifel leidet, daß, wenn 
eine Herrſchaft, welche Verdacht gegen ihr Geſinde hegt, 
die Viſitation der Behaͤltniſſe deſſelben von der Polizei 
verlangt, die Polizei befugt‘ it, folche zu veranlaffen, und ' 
dag überhatipt fein Grund vorhanden ift, eine folche Huͤlfe 

‚ ber Polizei zu erfchweren oder zu verweigern, ſondern 
vielmehr der Polizei obliegt, bierunter alle zuläßige Huͤlfe 
zu leiften, auch fcheint das Königl. Polizeis Präfivium ſelbſt 
hierüber nicht bedenklich geweſen zu feim 

D5. aber eine Dienftherrfchaft befugt ift, von dem 
Geſinde auch öhrte- Anrufen der Polizei das Deffnen der 
Behälter des Gefindes Behufs einer Nachfuchung zu vers 
langen? ift eine Frage von privatrechtlicher Natur, und 
wird daher fo leichte niht zur Entfcheidung des Polizeis 
Praͤſidiums kommen koͤnnen; wie denn daffelbe in dent 
vorliegenden Berichte auch bemerkt, ‚daß ein beſonderer 
Fall der Anfrage nicht vorliege, und überhaupt die Herrs 
Schaft Grund ‚genug Hat, die polizeiliche Nachfuchung zu 

extrahiren. 

Sollte aber letzteres, wegen Gefahr im Verzuge oder 
aus anderen Gruͤnden nicht zulaͤßig ſein, oder den Zweck 
vereiteln; fo leidet es keinen Zweifel, daß die Dieuſtherr⸗ 
fchaft, wie auch bisher ohne Anftand geſchehen iſt, berech⸗ 

. tigt iſt, die Nachſuchung der im ihrer Wohnung befindli⸗ 
‚ chen Koffred und Übrigen Behältniffe des van vor⸗ 
zunehmen. 
Berlin, den 2. December 1824. 
Der Miniſter des — — der Polizei. 
Schuckman n. 





einnalen Heft IV. 1844. Eeee 
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r E. 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 
s 104. 


Referipe des Könige, Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Potsdam, die Aufftellung von 
Getreide⸗, Heu: oder Stroh⸗Miethen in der Nähe 
von Gebäuben betreffend. 


PEST 
— — 


Wenn auch nicht der vorgeweſene Provinzial⸗Landtag 
in der Provinz Brandenburg bereits ſeine Endſchaft er⸗ 
reicht haͤtte, ſo wuͤrde es doch nicht angemeſſen gefunden 
werden koͤnnen, uͤber einen ſo einzelnen Gegenſtand, als 

wovon in dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom gten 
d. M. Hinfichtlich “der feuergefaͤhrlichen Aufftelung von 
Getreides, Heis oder Stroh⸗Miethen ganz nahe au Ge⸗ 
bänden oder zwifchen denſelben die Rede ift, außer den 
vielfeitigen Anordnungen, welche die Auffielung einer den 
gegenwärtigen Werhältniffen entfprechenden allgemeinen 
Dorfs Feuer -Drdnung nörhig machen dürfte, eine gefegli» 
che Beſtimmung und hiezu die voraus erforderlichen Ein⸗ 
leitungen zu veranlaffen, 

Fuͤr jest muß es daher bei der bierunter von ber 
Koͤnigl. Regierung ganz zweckmäßig getroffenen Vorkeh⸗ 
rung, daß dergleichen Mierhen innerhalb 100 Fuß von 
bewohnten Gebäuden nicht aufgeftellt werden dürfen, be⸗ 
wenden, bis diefer Gegenſtand bei der Eünftigen Nedaction 
einer Fener- Ordnung für das platte Land allgemeine Er: 
ledigung erhalten fantı. 

Derlin, den 31. December 1824. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 

öhler. 





u 
105. N ;, 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zit Danzig, mer 
gen Verhütung des zu frühen rn 


— 


Wir finden ed zur Vermeidung der ——— 
Gefahr des Lebendigbegrabens für nothwendig, das Publis 
kum und insbefondere die Bekenner des mofatfchen Glaus 
bens wiederholentlich aufzüfordern und anzuweiſen, die Lei⸗ 
chen nicht allzu frühzeitig und niemals ohne die ficherften 
‘ Spuren der angehehden Verweſung zu beerdigen. Im 
der Regel darf die Beerdigung nicht vor dem Abläufe des 
äten Tages oder 72 Stunden ‚nach dem Tode, erfolgeti. 
Ausnahmen hievon dürfen nur bei epidemifchen Kranks 
heiten, und auf Anordnung der Orts⸗Obrigkeit und auf 
deren fehriftlich darüber ausgeftellten Erlaudnißfchein, und 
nur außerdem dann fatt finden, wenn ein approbirter 
Arzt oder Wundarzt darüber einen Schein ausſtellt, 

daß die Leiche alle Spuren des mwirflichen Todes jeige, 
und daher unbedenklich beerdigt werden dürfe, 

Diefer von der Drtd-Polizeis Behörde zu vifirende 
Schein ift dem betreffenden Pfarrer und refp. Nabbiner 
von den Angehörigen des Verſtorbenen ſtets auszuhändis 
gen. Es darf ohne einen folchen Schein in den gedachten 
Faͤllen die Leiche durchaus nicht beerdigt werden. Pfarrer, . 
Nabbiner und Todtengräber, fo wie die nächften Angehds 
rigen der Verfiorbenen, Hauswirthe und deren Gteliver- 
treter find verantwortlich, wenn legtere vor Ende des drits 
ten. Tages oder ohne den für die Ausnahmen Vvorgefchries 
benen Todtenfchein beerdigt werden, und verfallen nach 
den Umftänden in eine Polizeis Strafe von 5 bie 30Rthl., 
wenn die Sache nicht etwa gar fo angethan fein follte, 
daß eine fisfalifche oder Criminal Unterfuhung und eine 
viel härtere Strafe nah Maaßgabe der Beſtimmungen 
des Allgemeinen Land» Rechts, Theil 2, Tit, 114 9.469 
— 476. Tit.20. $$. 691. 692. ferner 778 —780. vers 
anlaßt und verfügt werden muß. Die Pfarrer und Rab⸗ 
biner werden dabei auf die Inſtruktion vom 31. October 
Eeee 2 
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1794. und auf die Eirculars Verf. de dato Berlin, vorh 
25. September 1798. (conf. v. d. Heyde'ns Nepertorium der 
Polizei⸗Geſetze, Band ı. pag. 566, deögl. Band 3. pag. 
561.) und die Orts- und Kreißs PolizeisBehörden noch 
außerdem auf v. Kamptz's Annalen für das Jahr 1821 
pag.414, fo wie auf unfere Bekanntmachung vom 16. 
November 1822 pag. 682 des Amts-Blatts jenes Jahr 
red, mit der Anmweifung zurückgeführt, das zu frühzeitige 
Beerdigen jedenfalls zu verhindern, und vorkommende Ues 
berfchreitungen diefer Anordnung aufs firengfie zu ahnden. 
2. Die Herren Landräthe werden beauftragt, die Orts—⸗ 
Behörden fortgefegt auf die Verfolgung diefer Beſtimmun⸗ 
gen aufmerkfam zu machen und fie dabei zu controlliren. 
Danzig, den 14. November 1824. 
Koͤnigl. Preuß. Negieräng. Erſte Abtheilung. 


106, 
Publikandum der Königl. Regierung zu Bromberg, den 
unvorfichtigen Genuß geräucherter lindern bes 
treffend. 


— 


Daß der Genuß der geräucherten Slindern, unter 
biäsher noch nicht zuverläßig ermittelten urfächlichen Ders 
hättniffen, der Gefundheit, felbft dem Leben der Menfchen 
gefährlich werden kann, haben neuere Erfahrungen wies 
derholt beftätige. Im. der Stadt Fifchhaufen erkrankte 
nicht allein eine ganze Familie nach dem Genuß von Flin⸗ 
dern, fondern das jüngfte Kind diefer Familie, ein Knabe 
von 6 Fahren, wurde dadurch ein Dpfer des Todes. 

Die Erfcheinungen, unter denen die Wirkungen dies 
fe8 den geräucherten lindern zu Zeiten beimohnenden gifs 
tigen Stoffö in dem menfchlichen Körper fich offenbaren, 
haben bis Hierzu zwar noch nicht vollftändig ermittelt 
werden Können, indeffen find die jegt zur Sprache gebrach- 
ten den frühern ähnlich. Die durch den Genuß folcher 
Stindern Gefährdeten klagten bald nach demſelben über 


- 
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Uebelketten, Neigung zum Brechen, worauf bald ein mehr 
oder weniger heftiges, anhaltendes Erbrechen folgte; uͤber 
Schwindel, Benommenheit des Kopfs, Ermattung, Schmer⸗ 
zen in der Magengegend; es traten kalte Schweiße, Durch⸗ 
faͤlle ein, auf welche ſodann Verſtopfungen, unter Kräms 
pfen, bei einem kleinen ſchleichenden Pulſe folgten. 

Die Natur dieſes giftigen Stoffs, den die geraͤucherte 
Flinder zu Zeiten bei ſich fuͤhren kann, hat bis jetzt im⸗ 
mer noch nicht entdeckt werden koͤnnen. Nach den Wir⸗ 
kungen iſt es ſehr wahrſcheinlich, daß ſie, wenn auch nicht 
gleich, doch wenigſtens ähnlich dem Stoffe zu halten, der 
in nenern Zeiten den Genuß geräucherter Würfte und ats 
derer geräucherten ſehr fetten Sleifcharten fo beforglich 
‚ machte, weil, wie befannt, auch diefe zu Zeiten in mehr 

reren Gegenden fich der Gefundheit fchädlich und dem Le⸗ 
ben 'nachtheitig ‚gezeigt haben. - Denn daß die Flindern, 
‚wie einige andere Fifcharten, . zu Zeiten durch Nahrung 
oder durch andere auf ihre Organifation ſchaͤdlich wirken⸗ 
de Umftände diefen giftigen Eigenfchaften unterliegen fols _ 
Sen, ift kaum wahrſcheinlich, weil der Genuß frifcher, nicht 
geraͤucherter Slindern, fo weit die Erfahrung reicht, bis 
hierzu noch niemand krank gemacht hat. Eben fo wenig 
Bann die Urfache in der Art der Näucherung diefer Fifche 
biegen. Die Zerftörung durchs Feuer, bei etwaniger Anz 
wendung der GSiftpflanzen zum Näuchern, iſt zu groß, als 
daß anzunehmen wäre, der Nauch koͤnne diefe giftigen 
Stoffe unzerföre aufnehmen, und den Flindern mittheilen; 
und der mit dem Nauche verflüchtigten brenzlichten Holzes 
fäure dieſe nachtheiligen Wirkungen a unters 
liegt mehreren Zweifeln. 
Hiernach ift ed am wahrſcheinlichſten, daß wie in 
andern geraͤucherten fetten Fleiſcharten, und namentlich in 
der Art fetten Wuͤrſte, dieſes giftige Prinzip auch in der 
Flinder uns der anfangenden Zerſetzung des thieriſchen 
Fettes, am wahrſcheinlichſten als eine Saͤure eigenthuͤmli⸗ 
cher Natur ſich entwickelt. Bis dieſes Prinzip ſeiner Na⸗ 
tur nach naͤher ermittelt und feſtgeſtellt werden kann, kann 
nur angerathen werden, ſich des Genuſſes aller ſehr fetter, 
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ſchwach gefalzener, und vorzüglich ſolcher geräucherter Stine 
bern zu enthalten, deren Fleifch kurz, märbe, weich und 
fehmierig ift, oder gar einen. leicht ſaͤuerlichen Geſchmack 
zeigen ſollte. 
Stellen ſich aber nach dem Genuſſe von geraͤucher⸗ 
ten Flindern die oben genannten Zufaͤlle ein, ſo befrage 
man ſobald als moͤglich einen Arzt; ſuche bis zur An⸗ 
kunft deſſelben das Brechen durchs Trinken von lauwar— 
mien Waſſer, oder beſſer von duͤnnem Haferſchleim, allen⸗ 
falls, wo Gelegenheit vorhanden iſt, durch ein Brechmit⸗ 
tel zu erhalten, und nach hinlaͤnglichem Erbrechen koͤnnen 
vegetabiliſche Saͤuren an ſich, auch mit ſchleimigen Ge⸗ 
traͤnken vermiſcht, angewandt werden. 

Den Fiſchern, welche geraͤucherte Flindern zum Ver⸗ 
kauf ſtellen, wird zur ausdruͤcklichen Pflicht gemacht, bei 
der Behandlung derſelben keine metallenen Gefaͤße, beim 
Raͤuchern keiner Giftpflanzen ſich zu bedienen und keine 
Flindern zum Kauf zu ſtellen, die nicht genug geſalzen 
oder bereits von anfangender Faͤulniß angegriffen find, 
welches an dem kurzen, mürben, weichen fehleimigen Fleiſch 
und vorzüglich daran zu erfennen ift, wenn daſſelbe ſchon 
einen leichten, ſauern oder faden Geſchmack zeigen ſollte. 

Die Polizei-Behoͤrden werden angewieſen, geraͤucherte 
Flindern von der eben beſchriebenen Beſchaffenheit, wenn 
fie zum Verkauf gebracht werden ſollten, gleich in Bes 
ſchlag nehmen und vernichten zu laffen, und die Gefunds 
heitd = Beamten werden aufgefordert, alles Möglihe zug 
Ermittelung diefes fcehädlichen Stoffes anzuwenden. 

Bromberg, den 4. November 1824. 

König, Regierung. Erſte Abtheilung, 
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ee er 
> Armen: Polizei. 
107. — 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſtetiums des Innern an den 
Magiſtrat zu N. N., die Feſtſetzung und Erhöhung ber 
einzelnen Orts: Armen zu bemilligenden Unters 


ftögungen betreffend, 


Da, wie dem Magiftrat zu N. N. auf feine Be: 
ſchwerde⸗ Schrift vom 27ſten v. M., wegen der don der 
Koͤnigl. Regierung dort ſelbſt befohlenen Erhoͤhung der 
von der N. Nſchen Familie bisher aus. dem ſtaͤdtiſchen 
Armen⸗Fonds bezogenen monatlichen Unterſtuͤtzung, zum 
Beſcheide eröffnet wird, die Communen: zu Unterftügung 
ihrer Armen verpflichtes find, fo kann ‚ed nicht. von 
ihnen abhängen, ob und in wie weit fie dieſe Pflicht era 
fühlen wollen, oder nicht; vielmehr liegt es ganz: ungwels 
felhaft in den Befugniſſen, wie in den Verpflichtungen. 
der oberen Staats> Behörde, welche daranf zu feben bat, 
daß das. Gefegliche gefchehe, zu befehlen, daß jene Pflicht 
in angemeffener Art erfühlet werde. Daß zu Unterflügung 
einer Tagelöhner Familie, in welcher nach) des Magifiratd 
eigener Angabe zwei Perfonen as unheilbaren Krankhei⸗ 
ten leiden, zwanzig Silbergroſchen monatlich eine höchft 
* unzureichende Hülfe feien, ergiebt ſich auf den erſten Blick, 
und wenn daher die Könige, Regierung, in Gemaͤßheit 
ihrer Vefugniß, ſolche bis zu einem Thaler hat erhöhen 
laſſen, fo kann in der Sache nichts befremden, als daß 
der Magiſtrat bei der Klarheit ded Sach⸗ und Rechts⸗ 
Verhaͤltniſſes und bei der Geringfuͤgigkeit der der Stadt 
auferlegten Mehrausgabe das Miniſterium noch mit einer 
Befchwerde behelligt. j 

Berlin, den 8. November 1824: 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 
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Abſchrift Hiervon der Koͤnigl. Diegierung zu N, N, 

zur Nachricht. ee ae 

Berlin, den 8. November 1924. 
Minifterinm des Innern. Erſte Abtheilung. 
— Koͤhler. 

— u 108, 

Refeript des Könige, Minifkeriums bes Innern, an bie 
Königl, Regierung zu Gumbinneh, bie Aufbringung 
ber Kur» und Verpflegungs-Koften für erfranfte 

huͤlfsbeduͤrftige Familien betreffend. 


— 


Der Könige. Regierung wird auf den Bericht vom 
ıyten vorigen Monats zu erfenhen gegeben, daß fih dars 
Über, auf welche Art und Weife- die Kur⸗ und Berpfles 
gungs=Koften für erkrankte Familien ‚ felche zwar im Bes 
fige eines Fleinen Grundſtuͤcks find, von denen aber die 
Erftattung ohne ihren Ruin nicht zu erwarten iſt, zu defs 
fen find? Feine allgemeinen Beſtimmungen geben laſſen. 
Sie hat jedoch in Beruͤckſichtigung des eigentlichen 
Zweckes der Armen⸗Pflege zu verhuͤten, daß der Nah⸗ 
rungs⸗Stand der Bedraͤngten durch ſtrenge Beitreibung 
der ihnen zum Unterhalte oder zur Kur geleiſteten Vor⸗ 
ſchuͤſſe nicht zerſtoͤret, und damit die Verpflichtungen des 
Armen⸗Verbandes erſchwert werden. Sollten fih in der 
Anwendung diefer Mapime bei einem oder dem andern 
Falle befondere Schwierigkeiten ergeben, ſo bat Sie Bas 
Sachverhaͤltniß näher anzuzeigen, und dann weiteren Bes 
fheid zu erwarten, 

Berlin, den 8. December 1824. 
WMWiniſterium des Innern, Erfte Abtheilung. 
ie Köhler. 
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Reſeript bes Kdnigl. Miniſteriums des Innern und * 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die 


Koſten der Beerdigung aufgefundener Leichname 2 


betreffend, 


. —ñ—— 


Des Herrn. Juſtiz⸗ Minifters Ercellenz hat mir mit⸗ 


telſt des abſchriftlich anliegenden Schreibens eroͤffnet: daß 


derſelbe nach nochmaliger Erwaͤgung die unterm 14ten 
Juli 1823 in Betreff der Koſten der Beerdigung aufge⸗ 
fundener Leichname an den Criminal-Senat des Ober⸗ 
Landes, Gerichts zu Naumburg erlaſſene, in den Jahr⸗ 


buͤchern der Preuß. Geſetzgebung abgedruckte Verfuͤgung 
nicht genug begruͤndet finde, und daher deren Wiederauf⸗ 


hebung beabſichtige. 

Ich halte die gedachte Verfuͤgung gleichfalls nicht 
für begründet, muß vielmehr, mie auch bereits in dem 
Negulatig vom 14. September 1793 .$. 19. gefchehen iſt, 
als Regel annehmen, daß die Leichname armer Perſonen 
zwar nicht, wie in dem beigehenden Schreiben des Herrn 
Juſtiz⸗Miniſters geäußert worden, — auf Koſten der Po⸗ 
lizei, ſondern auf Koſten derjenigen Armen-Kaſſe, aus 
welcher die Verpflegung der Verſtorbenen, wenn ſie am 
Leben geblieben waͤren, haͤtte beſtritten werden muͤſſen, zu 
beerdigen ſind. Indeſſen kann dieſes nur im allgemeinen 
als Regel betrachtet werden, da nach No. 2. der allge⸗ 
meinen Anmerkungen zu der, der Eriminal-Ordnung bei⸗ 
gefügten Gebühren:Tare in Unterfuchungs: Sachen unvers 
mögender Perfonen in Anfehung der Koften nach ben, in 
jeder Provinz befiehenden Vorfchriften und Obfervanzen zu 
verfahren ift. 


Aus dem Schreiben, welches. die Könige. Negierung 


unterm 18. März d. J. an das dortige Ober» Landess 
Gericht megen der in Rede fiehenden Koften erlafien hat, 
geht hervor, daß im dortigen Regierungs-Bezirk in Anſe⸗ 
bung diefer Koften Feine befondere Vorfchrift oder Obſer⸗ 
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vanz vorhanden find. Es hat daher Fein Bedenken, daß 
dafelbfi, wenn dergleichen Koften zu beftreiten find, nach 
der obgedachten Regel verfahren werde. Sollte jedoch die 
Königl, Negierung dagegen ein Bedenken aufzuſtellen has 
ben, fo hat diefelbe ſolches anzuzeigen. 

Berlin, den 26. October 1824. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Shudmann. 


——— — 


G. 
- Gewerbe; Polizei. 


. 110. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Res 
gierungen zu Merſeburg, Erfurt, Potsdam, Frankfurt, 
Liegnitz, Poſen, Bromberg, Marienwerder und Duͤſſel⸗ 
dorf, die allgemeine Anwendung des Hauſir⸗Re⸗ 
gulativs v. 28. April d. J. *) betreffend. 


Die Regierung zu Stralſund hat angefragt: ob der 
Landesherrlich beſtaͤtigten Kraͤmerrolle daſelbſt, welche das 
Hauſiren in der Stadt gänzlich verbietet, durch das Re 
gulativ über den Haufir» Handel vom 28. April d. J. des 
rogirt werde? 

Wir haben darauf entſchieden, daß durch dieſes als 
allgemeines Geſetz publicirte Regulativ alle entgegenſtehen⸗ 
de ſtatutariſche Vorſchriften aufgehoben ſeien, indem dafs 
felbe im Eingange ausdrücflich erwähne, daß es durch die 
von einander abweichenden Anfichten veranlaßt fei, denen 
man bei der Anwendung ded Gemwerbfteuer s Gefeged im 
Verbindung mit den in den einzelnen Provinzen zur Zeit 
noch beftehenden fehr verfchiedenen gefeglichen Vorſchrif⸗ 
ten über den Hauſirhandel gefolgt ift, und daß dad Res 


) Sefeh- Sammlung Jahrg. 1824. ©. 125. seqq. 
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azulativ in der Abſicht und zu dem — erlaſſen werde, 
das Verfahren bei der Geftattung des Segrhardes ala - 
gemein. zu ‚regeln, ' 

Der Königl, Regierung wird diefer Geſichtspunkt zur 
Nachricht und Achtung in vorkommenden m _— 
ausdruͤcklich bekannt gemacht. 

Berlin, den: 21. December 1824. 

Minifterium ded Minifteriumdes Innern Minifleriumder 
Handels, und der Polizei. Sinanzen, :x 
Gr. v. Buͤlo w. v. Schuckmann. v. Klewitz. 





111. 


Reſcript der Königt, Miniſterien des —— und des 
Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung zw 
— die Qualifikation zum Hauſi irhanbel ber = 

treffend. 5 


f} P — 


Der Berüht der König. Regierung vom 14:0, D% 
über die Befchwerde des N. N. wegen des ihm abgeſchla⸗ 
genen Hauſir⸗Gewerbe⸗Scheins zeigt, daß Diefelbe einen 
nicht voͤllig richtigen Grundfag hinfichtlih der, Qualififas 
tion zum: Handel im Umberziehen annehmen will. 

Daraus, daß ein Schuldner einen oder den andern 

. feiner Gläubiger fofort zu befriedigen, außer Stande ift, 
folgt noch nicht, daß er den ihm gegebenen Eredit gemiß⸗ 
braucht habe: fogar eine mißliche Vermögend- Infuffisteng 
kann noch füglich unverfehuldet, und die alleinige Folge 
von Ungluͤcksfaͤllen fein. Gerichtlihe Klage wegen Schulden 
und deshalb erlittenen Perfonal- Arreft find daher im Als 
gemeinen noch fein Beweid, daß der Schuldner Fein Menfch 
von gutem Rufe und unbefcholtenen Sitten fe, 
wie im F. 11. des Negulativd vom 28. Aprilc. subNo. ı. 

‚erfordert wird, vielmehr ift dazu eine nähere Erörterung 
erforderlich, ob die Schuldenlaft muthwillig oder gar bes 
trüglich contrahirt worden, befonders da der Haufirhandel 
fo bedeutende Capitalien nicht erfordert, um in dem Mans 
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gel derfelßen einen "Grund zur Verweigerung des Gewers 


= beſcheins · zu finden. 


Was den vorliegenden ſpeciellen Fall anlangt, ſo iſt 
die Behauptung des Supplicanten: daß ſeine Abweiſung, 
Folge der Einwirkung feines unter den Magiſtrats⸗Mit⸗ 
gliedern befindlichen Gläubigerd ſei, allerdings widerlegt. 
Da übrigens Fein zureichender Grund vorhanden iſt, den 
Hänfirhandel mit rohen Producten ‚gegen. Ertegung der 
vollen Gewerbeſteuer zu erſchweren, obfchon ed nach der 
Derfiherung der Koͤnigl. Regierung für deren Abfag nicht 
an Aufkäufern fehlen fol, fo wird Sie beauftragt, dem 
Bittfteller, falls er zur Bezahlung von 12 Rthl. bereit iff, 
den Gewerbefchein auszufertigen. Es verſteht fich nach 
$. 14. des eben angezogenen Regulativs von ſelbſt, daß 
Garleder ferner ‚nicht im Umherziehen verfauft werden darf, 
und fällt deshalb die durch die Verfügung des mitunters 
zeichneten Handels: Minifterium vom ı2. Mai d. J. dem 
N.N. ertheilte Erlaubniß, mit Anfang des Ffünftigen Jah⸗ 
red nach $. 36. deffelben Negulativs fort. : Darnach hat 
Die Könige. Regierung den N. N. zu bafepetden, 
Berlin, den 10. November 1824. 

Minifterium des Handels, Minifterium des Innern und der 

Graf v. Buͤl o w. Polizei. 
8 Schuckmann. 





112. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
zu Breslau, die Straf⸗Feſtſetzungen in Hauſir⸗ 
Kontraventions⸗Faͤllen betreffend. 





Es leidet, wie der Koͤnigl. — auf Ihren 
Bericht vom 22. September d. J. hierdurch eröffnet wird, 
keinen Zweifel, daß die Behörden, welche nach Vorſchrift 
des Megulativd vom 28. April 1824 $. 32. in Hauſir⸗ 

Kentraventiond « Fällen die geordneten Strafen, durch Nes 
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folnte feſtzuſetzen —— auch befugt find, die auf den . 
Unvermoͤgensfall zu  fubflitwirende Gefängnißftrnfe nach 
dem. gegebenen. Maaßſtabe zu beflimmen, und muß eine 
folche eventuelle Beftimmung, wie es von den Juſtiz⸗Be⸗ 
hörden in ‚Ähnlichen Fällen. durch ‚die abzufaffenden Er⸗ 
Fenutniffe gefchieht, fogleich in dem auf den Kontravens 
tionsfall erlaffenen Reſolut mit ausgefprochen werden. 

Die Königl. Regierung: hat hiernach fich zu achten 
und die von Derfelben rejiortirenden Kreis⸗ und Stadts 
Polizei Behörden dem gemäß anzumeifen 

Berlin, den 29. Dctober 1824: 
Minifterinm des Handeld. Minifterium des 5 Junnern und der 

Graf v. Buͤlow. Polizei. 
+ Schuckmann. 





113. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung zu Potsdam, die Ausſtellung der Hauſir⸗Ge⸗ 
werbefcheine auf verfchiedenartige Waaren, und die Vers 
wendung der Strafgelder in Hauſir⸗Gewerbe⸗Kon⸗ 
ttaventions+ Sachen betreffend. 


— — 


Die Bedenken, welche die Koͤnigl. Regierung in Ih⸗ 
rem Berichte vom 24. September d. J. uͤber die Anwen⸗ 
dung des F. 8. des Regulativs vom 28. April d. J. we⸗ 
gen des Gewerbsbetriebes im Umherziehen, aufſtellt, duͤrf⸗ 
ten lediglich in einem Mißverſtaͤndniſſe beruhen. Es ſcheint 
nemlich als wenn die Koͤnigl. Regierung durch das Alle⸗ 
= des 5. 14. im $. 8. und durch die Beſtimmung im 

* 14. 
„daß, wenn hierbei zuweilen nach Gewohnheit des Lan⸗ 
des oder oͤrtlichen Beduͤrfniſſen Verbindungen von Waa⸗ 
ren zu einem Verkehr vorkommen, die ſonſt nicht ge⸗ 
woͤhnlich ſind, die Miniſterien des Handels und der Fi⸗ 
nanzen auf. die Anträge der Regierungen dergleichen 
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dergfeichen Verbindungen ein für allemal genehmigen 
werden ;“* 
zu der Meinung veranlaßt worden, als follte für Gegen- 
fände, welche in dem $. 24. unter einer Nummer aufs 
geführt find, jedesmal nur eine gemeinfchäftliche Bezeich⸗ 
nung in dem Gemwerbefcheine gebraucht werben, und ohne 
befondere Genehmigung der Minifterien fein Gemwerbfchein 
ausgefertigt werben, der zugleich Gegenftände umfaßt, wel- 
che in dem $. 14. unter verfchiedenen Nuinmern aufges 
führe find. Aus diefem Mißverftändnig rührt wenigſtens 
unbedenklich die Anfrage ber, ob Verbindungen mit den 
in den fechd Abfchnitten des $. 14. genannten Gegen 
fländen vorgenommen werden dürfen, eine Anfrage, die 
fonft kaum möglich geweſen wäre, da: ed der Königl. Res 
gierung nicht entgehen Eonnte, daß gar kein Grund obs 
walten koͤnne, die Verbindung ded Auffammelnd von 
Lumpen (No. 2. $. 14.) mit dem Verkauf von Garn, 
Zwirn, Band ıc. (No. 5.) ded Verkaufs grober furzer 
Waaren (No. 3.) mit dem Verkaufe ähnlicher Waaren 
(No, 4.) u. ſ. w. zw befchränfen: F 
Daß es ganz unausfuͤhrbar ſei, in dent Gewerbes 
ſcheine jeden einzelnen Gegenſtand des Handels zu bezeich⸗ 
nen, davon hätte die Königl."Negierung gerade das von 
Ihr gewählte Beifpiel der „groben kurzen Waaren“ übers 
zeugen follen, da ſelbſt der Zolftarif bei diefem Sage als 
 entfcheidended Merkmal nur den Stoff, aus dem die Waare 
- gefertigt worden, hat angeben Fönnen, und die anfehnliche 
Reihe beifpielsweife genannter Waaren doch noch mit den 
Worten „und dergleichen“ hat fehließen müfen. Den 
richtigen Mittelweg wird die Königl. Regierung fehr leicht 
finden, wenn Sie Sich den Zwerf der, in dem $. 8. ge 
troffenen Beſtimmung gegenwärtig erhält, der unverfenns 
bar dahin geht, zu verhindern, daß eine zu enge Bezeich 
nung der zu führenden Waaren unbegründete Unterfuchuns 
gen wegen angeblicher Ueberfchreitung des Gewerbefcheind 
herbeiführen, daß beifpielöweife ein Haufirer mit Thermos 
metern und Barometern, wenn er zugleich Hygrometer bei 
ſich führe, niche zur Unterfuchung gezogen werde, weil in 
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bem  Gewerbefcheine ſtatt phHficalifcher Infirumente hur 
Thermometer und Barometer genannt waren. Auch läßt 
der $. 8. der Beurtheilung, welche Bezeichnung angemef: 
fen fei, völlig den möthigen Spielraum, und es bedarf 
daher Feiner nähern Inſtruction und befonderer Negeln 
und Grundfäge, ſondern nur einiger Umficht bei der Ans 
wendung. ' — 
Was die Strafen in ben polizeilichen Straffaͤllen der 
$$. 29. und 30. des Negulativs anlangt, fo ift zwar die 
Anficht der Königl. Negierung richtig, daß die von den 

‚Landräthen zu erfennenden Strafen nach wie vor jum . 
Polizei-Straffonds der Negierungs = Haupt s Kaffe eingezo⸗ 
gen werden muͤſſen; dagegen haben die Magiſtraͤte uns 
ftreitig einen begründeten Anfpruch, im denjenigen Faͤllen, 
hinſichtlich welcher die Entfcheidung ihnen beigelegt wor, 
den, die Strafen zu den ftädtifchen Kaffen berechnen zu 

Berlin, den 4. November 1924. 
Minifterium des Minifterium des Innern Miniſterium der 
Handels. und ber Polizei, Finanzen, 
Gr. v. Buͤlow. v. Shudmann, v. Klewitz. 


\ 





i ’ 114 
Publikandum der Königl, Regierung zu Breslau, er 
läuternde Beſtimmungen zu dem Haufir-Regulas 
tiv v. 28. April 1324 enthaltend, 


— — 


Zur Erlaͤuterung des Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Hauſir⸗ 
Regulativs vom 28. April d. J., wird den Kreiss und 
Drtös Behörden, fo wie den Gemwerbetreibenden Folgendes 
zur genauen Beobachtung bekannte gemacht: 

— Zu HG. 4. | 

Um die Gewerbetreibenden gegen den. Unfpruch über 
ihre Befugniß ficher zw fielen, haben die Kreis , Polizeis 
‚Behörden die Umgegend der Wohnorte derfelben genau zu 
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beſtimmen, und deren Sremen der Koͤnigl. egterung an⸗ 
zuzeigen. 
Zu 9 6. 

Die Befugniß, unbeſtellte Arbeit in der Umgegend 
ihres Wohnorts ohne Loͤſung eines Gewerbeſcheins und 
blos auf polizeiliche Legitimation zu ſuchen, wird außer 
den im $. 6. aufgeführten, noch nachbenannten, ein ſte⸗ 
hendes Gewerbe treibenden Perfonen geftattet, als; 

Boͤttchern, Sattlern, Scheerenſchleifern, Siebmachern, 

Riemern; 
um indeß einem Mißbrauche dieſer Beguůnſtigung vorzu⸗ 
beugen, wird ſolche dahin beſchraͤnkt, daß dieſe Perſonen, 
wenn ſie ohne unmittelbare Beſtellung Arbeit auf dem 
Lande ſuchen, ſolches nur innerhalb einer und einer hal⸗ 
ben Meile von ihren Wohnorten, und ohne Führung von 
fertigen Gegenftänden ihres Gewerbes zum Handel, vors 
nehmen dürfen 

Die Veberfchreitung dieſer Grenzen wird als eine 
Gewerbeſteuer⸗Defraudation mit der gewoͤhnlichen Strafe 
und Steuer- Nachzahlung geahndet, es fei denn, daß die 
Betroffenen ſich durch eine fchriftliche Beſtellung irgend 
eines weiter als anderthalb Meilen von ihrem Wohnorte 
ſich aufhaltenden Kunden für den befondern Fall Iegitimis 
ren Eönnen, nicht wirklich int umberziehenden Gewerbes, 
Betriebe begriffen zu fein, daher jeder über Land gerufene 
Gewerbetreibende diefer Art ſich mit einer folchen fehriftlis 
chen Beftellung zu verfehen hat. Ueberdem muͤſſen fie fich 
bei Nachfuchung. der polizeilichen Legitimation über ihren 
fiehenden Gewerbös Betrieb ausweifen. 

In Abſicht der Schornfteinfeger verbleibt es Bei der 
in unſerm Negierungds Bezirk zur Zeit beſtehenden Ver⸗ 
faſſung. 

Zu $. 8. 

Vei Nachſuchung der Gewerbeſcheine muͤſſen die Waa⸗ 
ren und Gegenſtaͤnde, mit welchen gehandelt werden ſoll, 
oder die Dienſtleiſtungen und Schauſtellungen beſtimmt 

an⸗ 
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angegeben, und bie Suchenden mit Hinweiſung auf den 
$. 27. des Megulativs daranf aufmerkfam gemacht werden. 


3u.$..9. 

Wegen der. mit Gefuchen um Gewerbefcheine ſich mels 
denden Ausländer, werden die Polizei Behörden an ber 
Grenze auf. die Bekanntmachung vom 17. Juni d. J. *) 
"Nros 95..im. XXVIſten Amtsblatt » Stüce verwiefen, und 
wird deren Befolgung wiederholentlich in Grinnerung ge⸗ 
bracht. 

Zu $.. 11. Nro. 5. 
Das erforderliche Alter von 30 Jahren für — 
af im Allgemeinen genau beachtet, und bei desfallſigen 
Zweifeln Nachweid gefordert werden. 
zu $. 13. 

Nach der Beſtimmung $. 20, in Vabiudeng mit 6. 
-13 und 37, kann ein an dem Hauſir-Handel wirklich 
Sheil nehmender Gehülfe nur bei den in dem erften Ab⸗ 
fchnitt des F. 13. bezeichneten Gewerben verftattet, es muß 
aber für denſelben ein befonderer Gewerbefchein gelöfet 
werden. 

Die nicht in dem erſten Abſchnitt bezeichneten Ges‘ 
werbetreibenden, mithin auch alle im $ 37. Benannten, 
‚bürfen fich Eeinen Gehülfen für den eigentlichen Hauſir⸗ 
Handel halten, fondern nach dem zweiten Abfchnitt des 
$. 13. nur Begleiter zum Transport der Waaren oder. 
für Wartung des Gefpanns, für welche eine befondere 
Gemwerbeftener nicht zu egtrichten ift, die aber fo wie die 
Gemwerbetreibenden felbft nach $.28. in Strafe verfallen, 
wenn fie an dem eigentlichen Hauſir⸗ Handel dennoch Theil 
nehmen. 

Derfeibe Unterfchied findet bei Ihierführern, Lunſt⸗ 
reitern, und allen denen ſtatt, die Dienſtleiſtungen und 
Schauſtellungen im Umherziehen treiben, und denen ſchon 
das Geſetz vom 30. Mai 1820, Beilage B. litt. L., ihr 
Gewerbe in größern : Gefelifchaften gegen einen erniebeige. 
ten Steuers Sag — mern nöthig — zu treiben geflattet, 


’ *) Conf. Annal. etes Heft, S. 533 und 584. 
Aunaten Heſt IV. 1824; Ffff 
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Fuͤr alle diejenigen Perſonen, die an dem Gewerbe 
ſelbſt Theil nehmen, z. B. die Thierfuͤhrer fuͤr alle dieje⸗ 
nigen, welche mit dem Vorzeigen der Thiere beſchaͤftigt 
ſind, bei Kunſtreitern fuͤr die zur Geſellſchaft gehoͤrigen 
“und mir ihr herumziehenden Muſiker, muß die Gewerbe⸗ 
ſteuer entrichtet werden, wogegen die eigentlich Geſinde⸗ 
Dienſte derrichtenden, in ihrem Gefolge befindlichen Per⸗ 
“fonen, von der Steuer frei find. 
Zu $. 14. 

Die nach $. 38. ded Gefeged vom 30. Mat 1820 
zum Handel im Umperziehen "verbotenen Waaren, bleiben 
nach mie vor ausgefchloffen, doch findet nach Nro. 5. die: 
fes $. hierunter eine Ausnahme für diejenigen flatt, wel- 
che ſchon vor dem Erfcheinen des Gewerbeftener : Gefeges 
vom 30. Mat 1820 zum Hanfir- Handel mit ihren Fa⸗ 

hrikaten bererhtigt gemwefen find. 
® us. 18. 

In Abficht der Geſellſchaften von Mufikern verbleibt 
es bei der bisherigen Vorfchrift. Sie find gewerbeſteuer⸗ 
frei, ſo lange ſie ſich auf ihren Wohnort und deſſen Ge⸗ 
meinde⸗Bezirk beſchraͤnken, werden aber gewerbeſteuer⸗ 
“pflichtig, und muͤſſen Gewerbeſcheine loͤſen, ſobald ſie au⸗ 
ßerhalb deſſelben, gleichviel in welcher Entfernung, wie 
“oft, auf Beſtellung oder nicht, ihr Gewerbe treiben. 

Breslau, den 14. November 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
AR 115 
Reſcript der Königl. Minifterien an das Königl. Poli- 
zei» Präfidium.zu Berlin, bie Ausdehnung ber von ben 
Königl. Regierungen ertheilten Gewerbefcheine auf Ber 
“fin, fo wie die Unterfuchung und Entfcheidung der Kom 
traventionen gegen das Hauſir⸗Regulativ d. 28. 
April d. J. betreffend. 
Mir haben befihloffen, die von dem unterzeichneten 


- Minifterien ded Handeld, ded Innern und der Polizei an 
das Königl. Polizei: Präfidium erlaſſene Verfügung vom, 
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6. November 1822 zu mobifiziren, und bie Ausdehnung 
‚ber von ‚den Megierungen ertheilten Gewerbefcheine ‚anf 
Derlin, auf den Grund der vorgängigen Entfcheidung des 
Koͤnigl. Polizei: Präfivi, in allen Faͤllen der Gewerbes 
fleuersDeputation zu überlaffen, es moͤge nun für den 
Gewerbefchein die volle Steuer erlegt fein, oder nicht. 
Es wird daher hiermit. fefigefegt, daß zwar das Ges 
fuh um Ausdehnung, oder Ertheilung des Gewerbefcheing 
in allen Faͤllen bei dem Königl. Polizei: Präfidio anges 
bracht, und dort über defien Zulaͤßigkeit entfchieden wer⸗ 
den, daß aber demnächft das Gefuch, mit der genehmigens 
den. Entfcheidung,. br. m. der Gewerbeſteuer⸗Deputation 
überfandt werden ſoll, um resp. die Ausdehnung auf dem ' 
Gewerbefchein gegen Zahlung der Ergänzungsfteuer, wo 
diefe zu berichtigen ift, ſonſt aber fofort zu bemerken, ‚oder 
den Gemwerbfchein auszufertigen. Hiernach werden dem 
Koͤnigl. Polizei = Präfidio die Notififatorien über ‚von den 
Minifterien - verfügte Ausdehnungen von Gewerbefcheinen 
auf Berlin, oder auf die. Haupeftadt fich erftreckenden 
Generals Conzeflionen nach wie vor ‚zugehen, und ſodaun 
von demſelben der Gewerbſteuer⸗-Deputation nachrichtlich 
vorzulegen ſein. I 

Hiernächft haben mir auch befchloffen, der Gewerbes 
feuer »Depntation die Unterfuchung und Entſcheidung der 
Eontraventionen gegen das Haufirs Negulativ vom 28. 
April c. ohne Unterfchied, ob bloß eine Polizeis oder zu: 
gleich eine Steuer. Contravention in medio iſt, zu übers 
laffen, mit der Maaßgabe, daß die bloßen Polizei: Stras 
fen an die Kaffe des Könige. Polizei, Präfidii abgegeben 
"werden miüffen. Die Entfcheidung auf etwanige Necurss 
gefüche , wo Feine Steuer » Contravention concurrirt, bleibt 
den Polizei Neffort vorbehalten. 

Dem gemäß find der Magifirat und die Gewerbes 
fteuer = Deputation angewiefen worden, 

Berlin, den 23. December 1824. \ 
Minifterium des. Minifterium des Innern Minifterium der 
. Handels, und der Polizei, : Finanzen. 
Gr, Bülow... Schuckmaͤnn. ©, Klewitz. 
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Kefeript der Könige. Minifterien an den Magiffrar zu 
— dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


—— 


Dem hieſigen Magiſtrate wird die abſchriftlich an⸗ 
liegende Verfügung an das hieſige Polizei-Praͤſidium vom 
heutigen Tage 

wegen Ausdehnung der von den Dregierungen ertheilten 

Gewerbſcheine auf Berlin 

imgleichen 

wegen Unterſuchung und Entſcheidung der Contraven⸗ 

tionen gegen das Hauſir⸗-Regulativ vom 28. April d. J. 
zur Nachricht und mit dem Bemerken zugefertigt, daß die 
Gewerbeſteuer⸗Deputation hieſelbſt unmittelbar von den 
danach gefaßten Befchläffen unterrichtet worden if. 

Berlin, den 23. December 1824. 

Minifterium des Minifterium des Innern WMinifterium der 
Handels. und der Polizei. . Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewig. 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an bie Koͤnigl. Regie 
rung zu Erfurt, die Ertheilung von Haufirs Gewerbe 
feheinen auf Waarenbeftellungen und an Auslaͤn⸗ 
ber. betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
26. September d. J. über mehrese in dem Hauſir⸗Regu⸗ 
lativ vom 28.April d. J. enthaltene DVorfchriften folgen: 
des zum Befcheide ertheilt: 

3) Alle diejenigen, welche Waarenbeftelungen im Um⸗ 
herziehen fuchen, fie mögen dies nun für eigene, oder 
für Rechnung eines ſtehenden Handlungs » Danfes 
thun, fie mögen amsfchließlich zu diefem Gefchäfte 

beſtimmt fein, oder nur bisweilen dazu gebraucht 


216:- 


- werben, muͤſſen als Haufirer betrachtet, and der 
“ Hanfir» Gewerbefteuer unterworfen werden. 
Don diefer allgemeinen Regel iſt $. 5. bed Regu⸗ 
lativs nur eine Ausnahme für diejenigen Inländer 
gemacht, welche im Umberziehen, Materialien zu ige 
rer eigenen Fabrication auſtaufen 


2) Die Anfrage: 


ob einem Auslaͤnder der — nur dann ge⸗ 
geben werden "dürfe, wenn er innerhalb Landes eis 
nen feſten Wohnfig genommen, mo er die öffentlis 
eben und Gemeinde» Laften gleich andern — 
ner traͤgt; 


beantwortet ſich verneinend, theils von 1 felßft, theild ans 
dem $. 12. des Regulativs: dagegen ſchließt die oben ges 
dachte Fefifegung, nach welcher jedenfalles auch bei Aus: 
ländern auf die $. zı. zu z bis 3 vorgefchriebenen Er⸗ 
fordernifie Bedache gennommen erden fol, die Anwen—⸗ 
dung der durch diefen $. zu 5 getroffenen Anorduung Hins 
fihts des Alters bei Ausländern nicht. aus. Da nun 
Eein befonderer Grund vorhanden, die Ausländer im dieſer 
Beziehung vor. den Inlaͤndern zu begünftigen, und die 
allgemeine Tendenz: eine zu große Vermehrung der Hauſi— 
ter zu, verhüten, eine gleiche Behandlung der Ausländer 
und Inlaͤnder auch im Betreff des Alters empfiehlt, ſo 
Bleibt die desfallſige Vorfchrift des F. 11. zu 5 au auf 
Ausländer anzuwenden. 


Nückfichtlich der Frage: 


zu 3. ob bei Ausländern der. Reiſepaß für das nach $. 
12. erforderliche Beugniß ber Unbefpoltenpeit gelten 
koͤnne? o⸗ 


if‘ die Verneinung um fo weniger zweifelhaft, als der 
angezogene $, am Schluſſe ausdruͤcklich beſtimmt, daß die 
“Ausländer ſolche von ihrer auswärtigen Obrigkeit ausge⸗ 
ſtellten Attefte den Regierungen, bei welchen fe Gewerbes 
fcheine nachfuchen, überreichen foßen, 


— 


% 





rıÖa: ‘ ; 
Hiernach hat die Koͤnigl. Reglerung ſich in vorkom⸗ 
menden Faͤllen zu achten. — 
Berlin, den 13. December 1824. 
Miniſterium des Miniſterium des Innern Miniſterium der 
Handels. _ umd der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. .v Klewitz. 


J 
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Referipe der König: Miniſterien an die. Koͤnigl. Regie⸗ 
zung zu Düffeldorf, den Haufichandel mie Töpfers 
waaren betreffend. ur 


‚Die unterzeichneten Deinifterien koͤnnen, wie der Koö⸗— 
gl. Regierung auf den Bericht vom 28. October c. ers‘ 
Öffnet wird, bei den, Ihrem Anträge entgegenſtehenden 
klaren Beſtimmungen des Hauſir⸗Regulativs vom 28. 
April e., welche in der angezogenen Verfügung vom 3. 
September d. 3. zu a und b nur näher entwickelt find, 
nicht darin. willigen, daß der gefeglich verſtattete Hauſir⸗ 
handel mit Toͤpferwaaren ſtatt durch die Eigenthuͤmer oder 
‚ Inhaber der Niederlagen felbft, durch ſelbſtaͤndige Gehlifen 
in der bisherigen Art betrieben werde. ae ee 
Uebrigens werden fich die Niederlagen in ben kleinen 
Orten fchon finden, wenn den gefeglichen Beſtimmungen 
gemäß verfahren, und daher auch den Ausländern, weiche 
feither Fotel der Anzahl der Haufirer mit Töpferwaaren 
im dortigen Regierungs» Bezirke ausgemacht ;haben, Feine 
Gewerbefcheine zu diefem Gewerböbetriebe nach. $. 12. des 
Regulativs gegeben werden. BE FETEE 
Berlin, den 13. December 182 rt 
Minifterium des Minifterium des Innern Miniſterium der 
Handels, und der Polizei, Finanzen. 
Er, v. Buͤlow. v. Schuckmaͤnn. v. Klewitz. 





163, 
Bora. DT RE Be ge 
Refeript der Königl. Minifterien an bie Koͤnigl. Regie 
rung zu Cdslin, bie Ertheilung von Hauſir⸗ Gerber 
ſcheinen für Peruͤckenmacher⸗Waaren betreffend. 


Die Königl. Regierung, wird in Folge Ihres unterm 
24 Detober d. J. bei, den; unterzeichneten Minifterien ges 
machten Antrages auf den Grund des $. 16. des Hauſir⸗ 
Reouſatios pom 28. Aprü.d,. J. hiermit ermächtigt, auch 
für die; Perrůckenmacher⸗ Waaren Hauſir⸗ Gewerbeſcheine zu 
dem vollen Steuerſatze zu ertheilen. | 
Berlin, den 10. December: 3824- _ — 
Miniſterium des Miniſterium des Innern Miniſterium der 

Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤ lo w. v. Shudmann. v. Klewitz. 


9 
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Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels 
fo wie des Innern und der Polizei: an ſaͤmmtliche Rös 
nigl. Regierungen, den Verkauf laͤndlicher, zur Nah⸗ 
rung dienender· Erzeugniſſe in den mahl⸗ und ſchlacht⸗ 

Be ſteuerpftichtigen Städten betreffend. 


nr aa ati: wur vun 
Dies won der: Koͤnigl. Negierung unterm. 14. Juni 
dug. durch das Amtsblatt erlaffene Bekanntmachuns, we⸗ 
gen des Verkaufs von laͤndlichen, zur Nahrung dienenden 
Erzeugniſſen “in. den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Staͤdten ngruaͤndet ſich zwar auf. frühere minifterielle 
Beſtimmungen;dieſelbe bedarf aber in Folge des ſpaͤter⸗ 
hin publicirten und im 12. Stuͤck ber diesjährigen Geſetz⸗ 
Sanimlung abgedruckten neuen hauſir⸗ Regulativs in meh⸗ 
veren Puutten einer Berichtigung. In ber gedachten Be⸗ 
kanntmachung iſt nemlich: 
1) unter den Erzeugniſſen, welche von den Landleuten 
ohne Hauſir⸗ Gewerbſchein auch auſſer den Markt⸗ 
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tagen durch Umhertragen ih den Straßen felten feil 


geboten werden Eönnen,. auch Mehl genannt... Dies 


ſes gehört aber. nicht zu den felbfigewonnenen und 
felbfiverfertigten Waaren der Landleute, mithin 
nicht zu denjenigen Gegenſtaͤnden, womit deifels 


„ben nach dem $. 4. des Negulativd vom 28. Aprif 


d. J. jener Verkehr o h ne Gewerbeſchein zu geftats 
ten iſt. Wenn jeboch Müller das von ihnen vers 


fertigte Mehl verkaufen wollen, fo findet der gedachte 


$. auf fie allerdings Anwendung , da’ die trockenen - 
Mühien: Fabrikate nach 9. 14. Nro;'r.' des‘ Regu⸗ 
lativs zu den Gegenftänden bed Wögenmarktd, Ders 
kehrs gehören. 


2) Sf in jener Bekanntmachung die Benietfung ents 


halten: es ftehe feft, daß die gewerbetreibenden Baͤt⸗ 


ker, Fleiſcher und Mehlhändter außer der halben ’ 


Meile um die Stadt noch immer ihre Waaren, und 
zwar nicht bloß an den. Wochen- Marfttagen, ſon⸗ 


dern täglich auf den Marke der mahl⸗ und ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Städte Bringen, auch: in die Hänfer 


mit ihren Nahrungs Artikeln in: ſofern gehen dürfen, 


wenn fie entweder von dein Bewohnern herein geru⸗ 
fen werden oder ausdruͤckliche Seſtelungen beſtimm⸗ 


ter Abnehmer voran gegangen ſind. 

Baͤcker, Schlächter und Mepıpändter, welche atts 
ger der halben Bannmeile einer mahls und fchlachts 
fteuerpflichtigen Stade wohnen, dürfen: indeffen in 
Gemäßheit des neuen Regulativs ihre Waaren im: 
ſolchen Städten nur auf den Wochenmaͤrkten zu 
welchen, wie fich von ſelbſt verfieht, die: gewöhnlichen 


-Gemifes oder Viktualien⸗Maͤrkte zu rechnen find, 
und außer benfelden nur auf vorgängige Beſtellung 
an befiimmte Abnehmer ohne Gewerbſchein verfaus 


fen; dagegen- mäffen fie zum Verkauf. außer der 
Marktzeit einen Gewerbefchein loͤſen. Uebrigens 
gehören, wie bier zur Beſeitigung eines etwanigen 


Zweifels bemerkt iſt, Brodtwaaren aller: Art und 


friſches Fleiſch zu ‚den Gegenfländen des Wochen⸗ 


Aa ) : 2165, 
markts / Verkehrs, deren Verkauf auf den Marktplatze 
fein Hanfichandel, auf den allein -die Kefondes; 
ven Beſtimmungen des Regulativs $. 14. Nro, I 
paſſen, iſt. 
Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach zur Zeriheigung. 
. der. obgebachten- Bekanntmachung das — Due: 
das Amtsblatt zu erlaffen. rn 
"Berlin; den 4. December ‚1824. . 
- Mintfterium des Handels. Diniterium des Innern um * 
v. Bulow. ey en Polizei. 
A me ya Den ‚Sdudmann. 


Die abnit "spe, 


Abſchrift der vorfiehenden Verfügung. an fämmtliche 
uͤbrige Koͤnigl. Regierungen zur. — unda au ‚stehn 
. mäßigen Verfahren... >: * 

Berlin, den Decem her 1824,. 
Minifterium des Handels. Winiferiuni des Serie Bon 
v. B uͤlow. Polizei. 
— 9 Schuckmann. 
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Kefotution bes Königl. Minifteriumg des Innem und. 
der Polizet an das Fleiſchergewerk zu Breslau, den 


Betkauf⸗ vw Fleiſches in, Städten burch — 
ſchlaͤchter betreffend. 


— 


I Den — Meiſtern N, N. und Genoffen in 
Breslau wird auf die an des Koͤnigs Majeſtaͤt gerichtete, 
aus dem Koͤnigl. Kabinette aber zur Beſcheidung der Bitt⸗ 
ſeeller hieher abgegebene Vorſtellung vom 10. v. M. er⸗ 
ͤffnet: daß den Fleiſchern des. platten Landes nach. den 
ergangenen „allgemeinen. gewerbepolizeilichen Vorſchriften 
das Recht zuſteht, ihr Fleiſch zu Markt zu bringen und 
zu verkaufen, und * daher dem Untrage der Biteftele 
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1er; "die' gebachten candfleſher don dem Vertaufe des Flei⸗ 
ſches "anf dem dor tigen Markte auszuſchließen, nicht 
gewillfahrt werden kann. Der Gewerbebetrieb der Land⸗ 
fleiſcher iſt durch die im der Beilage der Eingabe allegirte 
. Verfügung des unterzeichneten Miniſteriums vom 26. Ja⸗ 
nuar d. J. nur in ſo weit beſchraͤnkt worden, daß dieſel⸗ 
ben. ihre Waaren nicht in permanenten Buden, oder‘ 
andern ſtehenden Er f en in den — — 
—*B 
Berlin, den 14. Oetober 133% ä 
' Diniflerium‘ des Innern und der Pole, 
v. Sdaangun — 


rm rn TRITT LEI E EDEN BETT , 
——— der Koͤnigl. Miniſterien des Site, wie" 
des Innern und der Polizei an den’ Koͤnigl. Oberpraͤ⸗ 
ſidenten, Herrn v. Vinke, zu Muͤnſter, die — 

neuer Schankſtaͤtten betreffend. .. 


- 


U 


Wir — sr Anficht, welche Em. Hocwohfgebors 
nen in Ihrem, über die Vollziehung des Gewerbe⸗Poli⸗ 
zeisEdift8 vom 7. September ıgır an und erflatteten, 
Bericht vom gten d. M. aufgeſtellt haben ; wicht“ beiſtim⸗ 
men, Sie vielmehr Aur.auf den diesfäligen Iahalt der: 
an die Regierungen erfaffenen: Verfügung vom?7. Januar 
v. J. mit dem Bemerken verweiſen, daß die Verſagung 
oder Ertheilung der Erlaubniß zur Anlegung neuer Schanfs 
ftätten, durch den $. 133. des benannten Edikts Iediglich 
dem polizeilichen Ermeffen anheimgeſtellt, und dabei aus⸗ 
drũcklich beſtimmt worden ft, ‚ ‚Daß wegen der Wermeiges- 


finden ſolle. 

Es iſt daher biereihend, wenn die eihe wbberen 
in ſolchen Faͤllen ihre abſchlaͤglichen Beſcheide allgemein 
und bloß mit Verweiſung auf die —— F S. 1 3 3 
des oben — Edikts faſſen. 


2 
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x; Der söheren Behörde bleibt jedoch unbenommen, 
in denjenigen: Faͤllen, wo beſondere Umſtaͤnde dazu. Veran⸗ 
laſſung geben: moͤchten, die untergeerdnete Polizei» Behoͤr⸗ 
de zur Anzeige der Gruͤnde aufzufordern, ſonſt aber die 
Reclamanten zu beſcheiden, daß ſie ſich nicht bewogen fine, 
den koͤnnen, die ergangene Verſuͤgung abzuaͤndern. 

In dieſer Art iſt ſeit dem Erlaſſe unſers Reſcripts 
vom 7. Januar v. J. allgemein verfahren, und noch von 
keiner andern Behoͤrde irgend ein Bedenken gegen de in 
Rede ſtehende Beſtimmung zu 5 jenes Reſcripts angeregt 





worden. ue ih να ννα Sue 
Berlin, den 26. October 1824 © © an og 
Der Miniſter des Handels. Der Miniften des; Innern 
Graf v. Buͤlo w. und der Polizei. 
*44 nr. Schucck mangn. 
J ee in, Pe 
Sead, 102 9 


123. 0.4 km 


‚ F —— AT: 
Ertract aus dein Berichte. der. Koͤnigl. Regierung zu 
Erfurt, die Ausübung der Schenkwirthſchaft in 
Gemeindehaͤuſern betreffend. 


' Inden wir nun ſchließlich noch das von Euer Er- 
cellenzen am 30. December 7823 "an die Koͤnigl. Regien 
zung: in Breslau erlaffene hohe Reſcript in Beziehung neh⸗ 
men, wonach dem Beſitzer eines Gaſthauſes A A 
eines Pachters unter voraudgefegter polizellicher Qualifica⸗ 
tion des letzteren nicht verfagt, vielmehr die Verpachtung 
der Gaſt⸗ Schenk⸗ und Tanzwirthſchaft an emen qualiſi⸗ 
zirten Mann geſtattet werden ſoll, und worin insbeſondere 
auch bem Beſitzer eines ſolchen Gaſt⸗ Schenk⸗ und Tanzes 
hauſes mindeſtens eben fo viel, wo nicht noch mehr An⸗ 
ſpruch auf Fottſetzung des Gewerbes Dutch: einen andern 
Pachter zugefprochen wird, als der. abgehende Pachter hat, 
daB Gewerbe nach aufgehobenem Pachtoerhaͤltniſſe ander⸗ 
weit ſelbſtſtaͤndig fortzufuͤhren, bitten wir ganz gehorſamſt, 
hochgeneigteſt genehmigen: amd beziehungsweiſe das Reſcript 
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vom Januar v. J. dahin erläutern zu wollen daß den 
Gemeinden nach mie vor geſtattet werde, Die Gemeinde⸗, 
Gaſt «und Schenkhaͤuſer „welche ſie jetzt eigenthuͤmlich bes: 
ſitzen / oder noch erwerben, verpachten, und darin die Gaſt⸗, 
Schenk⸗ und Tanzwirthſchaft durch einen qualifizirten 
Paͤchter gegen Erlegung der Gewerbſteuer ausuͤben laſſen 
zu dürfen, und daß dem abgehenden: Pachter: der Gemein⸗ 
de⸗,y/ Gaſt⸗ ‘und Schenk⸗ Wirthſchaft zu Vermeidung einer 
ſchaͤdlichen Ueberfuͤllung des Orts mit Schenkhaͤuſern ver⸗ 
ſagt werden dürfe, das Gewerbe, was er bisher nur in 
Folge ſeines Pachtcontracts ausgeuͤbt, ſelbſtſtaͤndig in ei⸗ 
nem andern Locale in; derſelben Gemeinde zu betreiben, 
Wenn kein wirkliches Beduͤrſniß eine neue ſolche Anlage ers 
fordert. en 

Exfurt, den 12. November 1824. 

R Koͤnigl. Preuß, Regierung. 

Ein adnik pebet Minifterkum 

für. Handel und Gewerbe } j 
En Adtigt. yohes, Yrintkechim dt Yan 2 
des: Innern ud ber Pole 2 m. Aria?) 

in Belle ©". * 





Reſcript der Kdnigl. Miniſterien bes Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei, an die Königl. "Regierung 
zu Erfurt, biefelbe Angelegenheit beteffend. 


—— 


Die Miniſterien des. Handels und der Polizei finden 
auf den Bericht der Könige; Regierung vom 1atenv,M., 
die Ausübung der Schankwirthſchaft in Gemeindehäus 
fern betreffend, u. 05 eg Be" 
um fe weniger Bedenken, dem won Ihr am Schluſſe defs 
ſelben gemachten Antrage beizuſtimmen und Sie zu, ‚einem 
demſelben entſprechenden Verfahren zu authoriſiren, als 
in den von Ihr angezeigten Faͤllen die Gemeinden als 
Gewerbetteibende zu betrachten find, folglich auf die Fort⸗ 
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ſetzung des Scan, Gewerbes Anſpruch machen koͤnnen, — 
den Paͤchtern aber, ſobald ihr Pachtverhaͤltniß aufhoͤrt, 
kein Recht zuſteht, den, Namens der Gemeinde betriebe⸗ 
nen Schank in einem. andern Haufe — fortzu⸗ 
ſetzen. 
Berlin, den 9. December 1a 
Miniſterium des Handels. Miniſterium des Innern und der 
Graf v. Buͤlow. Polizei. 2 
’ ' v —— 





125. 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
zu Potsdam, die Buden⸗Ordnung fuͤr eng 
Jahrmaͤrkte — 


— 


Die von der adrigl — mitteft Verichtẽ vom 
12ten v. M. eingereichte Ordnung für die Buden auf dem, 
ſtaͤdtiſchen Jahrmärkten Ihres. Departements, welche. in 
der Anlage zuruͤck erfolgt, wird hierdurch genehmigt, und . 
die Königl. Regierung beauftragt, ſolche durch das Amts⸗ 
blatt zu publiciren. 

Berlin, den 12. October 1824. 
Miniſterium des Handels. Miniſterium des Sue und Die 

Graf v. Bülow, Polizei. 
„de ————— 
126. 
lt der Sönigl. Regierung zu Potsdam, Dies 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 
Die Heihefolge: der Buden auf —— FR gu 


‚verfchiedenen. Streitigkeiten, theils zwiſchen ganzen. Kom⸗ 
munen, theils zeigen. m einzelnen Verkäufern: Anlaß 
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gegeben. Wir haben uns deshalb veranlaßt gefunden, 
darüber allgemeine übereinftimmende Grundfäge, mit Ge⸗ 
nehmigung der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 

Polizei, ſo wie des Handels aufzuſtellen. 
Eaͤmmiliche Polizei⸗Behoͤrden unſers Departements 
werden demnach angewieſen, von. Publikation dieſer Ver⸗ 
widnung an, genau nach den Vorſchriften derſelben zu 
verfahren. Su N 

une PER 6. 1. 

Saͤmmtliche Gewerbtreibende einer und derſelben Klaſſe 
werden zuſammengeſtellt. Be 
N A anne F.22. 
Ausgenommen hiervon find jedoch diejenigen Gewerb⸗ 
treibenden, bei denen die Auslegung ihrer Waaren einen 
beſonders geräumigen. Pag erfordert, tie es beiſpielsweiſe 
bei den Töpfern der Fall iſt. Dieſe Gewerbtreibenden er⸗ 
halten ihren Platz da angewieſen, wo es die Lokalltaͤt ges 
ſtattet. 49 ey B 
— Fe ER Be Fr niet 75 3 u 
3: Eben ſo hat die Dres Polizei: Behörde die, vom jes 
Ber Rfäffe: der Gewerbtreibenden einzunehmende Stelle 
ach der Oertlichkeit anzuweiſen. = 
RButlE eh ET, ' 

9 4. 
Unter den Gemwerbtreibenden, einer und derfelben Klaſſe 
ehme „Die Einwohner. derjenigen Ortſchaft, in welcher 
der Markt gehalten wird, die erfte Stelle ein. Hiernaͤchſt 
folgen die Gewerbtreibenden anderer Ortſchaften, nach der 
Entfernung derLetzteren vom Marktorte, fo daß die ent⸗ 
fernteren Ortſchaften den näher gelegenen nachſtehen. 


Ki 1 5 
wi .HDie Gewerbtreibenden. einer. Ortfchaft rangiren unter 
ſich nach der’ Zeit ifrer Ankunft auf dem Marftplage, 
ge | 
Ausgenommen find hiervon die gewerbtreibenden Eins 
2wohrer des Marktortes ſelbſt, welche nach der Laͤnge ih⸗ 
res Gewerbebetriebes vangiren, dergeſtalt, Daß derjenige, 
ner fein: Gewerbe am laͤngſten ſelbſiſtaͤndig betreibt, den er⸗ 
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ſten Pla einnimmt, und die übrigen nach der Zeit ihres» - 
felöftftändigen Gewerbeberriebes folgen. 2a 
6. 7. IR. 
Die Beobachtung der,. im $. 4. 5. und 6. vorge⸗ 
ſchriebenen Ordnung findet jedoch nur auf diejenigen Markt⸗ 
verkaͤufer Anwendung, welche in der Zeit vom 1. April 
bis Ende September um 7 Uhr, und in der Zeit vom 1. 
Oktober  bids Ende März um 8 Uhr des Morgens am 
Markttage auf dem Marktplatze eingetroffen ſind. Wer 
ſpaͤter eintrifft, hat es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn ihm 
ſeine Stelle willkuͤhrlich da angewieſen wird, wo es gerade 
die Oertlichkeit noch erlaubt. urn 
. 8. on 
Dieſe verſchiedenen Beftimmungen geben Niemanden 
einen Rechtsanſpruch auf eine gewiſſe Stelle des Markt⸗ 
platzes, ſondern gereichen nur zur Inſtruktion der Orts⸗ 
Polizei⸗Behoͤrden, denen in jedem ſireitigen Fall die Ent⸗ 
ſcheidung zuſteht, gegen welche indeß der nachtraͤgliche Re⸗ 
kurs an die Koͤnigl. Regierung zur etwanigen Abhuͤlfe fuͤr 
die Zukunft, frei bleibt. gr). ru 
Porsdam, den 5. November 1824. 
Königl. Preuß. Regierung. 





» 
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Reſcript der Koͤnigl. Minifterien, des Handels, fo nie 

des Innern und der Polizei, ‚an die Koͤnigl. Regierung 
zu Arnsberg, die Anwendung der Maaß⸗ und Gewichts⸗ 

Ordnung und die Eichung und Stempelung der 

Maaße und Gewichte betreffend. 

Die Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 

30. Jult d. J. zuvoͤrderſt hierdurch beauftragt, die. Maaß⸗ 
und Gewichts Ordnung vom 16. Mai. 1816, fo; wie die 

Anweiſung zur Verfertigung der Probemaaße in, hen Her⸗ 

zogthum Weſtphalen, den Grafſchaften Wittgenſtein und 
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dem mie Ihrem Reglerungs⸗Bezirke vereinigten Theile 
des Kreifes Siegen als Polizei» Gefeg zu publiciren. 
Was demnaͤchſt die angezeigten, bisher der allge:nei⸗ 
nen Einführung des Preuß. Maaßes und Gewichtes ents 
gegenſtehenden Hinderniſſe überhaupt betrifft, fo iſt deren 
Hebung, fo weit ‚fie dem öffentlichen Verkehr angeben, 
nicht ſchwierig. Fremde und. auslaͤndiſche Maaße und. Ges 
wichte zu eichen oder zu ſtempeln, find die Eichungs⸗Aem⸗ 
ter gar nicht befugt. Sollte dieſes dennoch geſchehen ſein, 
ſo Hhaͤngt ed von der Königl. Regierung ab, dem Einhalt 
‚gu thun, wie fie denn Auch durch angemeffene Verfügung, 
dag der DVerfauf nur, mit gehörig. geffempelten, folglich 
nicht mit ausländifchen Magßen und Gewichten gefchehen 
‚dürfte, die Anschaffung mißbraͤuchlich auf der einen Seite 
mit dem geeichten Preuf., auf der andern aber mit einem 
fremden Maaße verſehenen Ellen ꝛc. leicht bewirken kann. 
Die als nothwendig bevorwortete gaͤnzliche Wegſchaf⸗ 
fung der alten Maaße und Gewichte und die Einlieferung 
der, bei den Gewerbetreibenden vorhandenen laͤßt ſich nicht 
fuͤr das Departement der Koͤnigl. Regierung ausnahms⸗ 
weiſe anordnen, überhaupt koͤnnen unter den alten ſich 
Provinzial» Maafe ‚befinden, deren Fortdauer unter Modis 
ficationen gefeglich erlaubt. if. Da nun in DVerfolg des 
Reſcripts des mit unterzeichneten Handeld-Minifteriumd 
vom 10. November v. J. noch nachzumeifen bleibt, in mies 
‚fern diefe auf Urmaagen im Sinne der gefeglichen Bes 
ſtimmung beruhen, fo kann hier vor entfchiedener Sade 
eine Manfregel gegen bie alten Maaße nicht gebilligt 
werden. ——— 
In Anſehung ber Fluͤſſigkeits⸗ Maaße iſt die Anſicht 
ganz richtig, daß die Gaſtwirthe und Kaufleute nicht die 
Verbindlichkeit haben, ausſchließlich nach dem Preuß. Maaße 
auszuſchaͤnken, indeſſen ihres eigenen Vortheils wegen ſich 
geſtempelte Flaſchen halten muͤſſen, indem allerdings den 
Käufern dad Recht zuſteht, zu verlangen, daß ihnen das 
Bier, der Eſſig, Wein und Branntwein nur in ſolchen ge⸗ 
nefert werde. So wuͤnſchenswerth es uͤbrigens iſt, daß 
man ſich auch im Privat⸗ Verkehr der geeichten Maaße 
und 


‘ 
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und Gewichte bediene, fo kann doch eine folche Abändes 


rung des Gefeges für jegt nicht eingeleitet werden. 
Berlin, den 21. Dctober 1824, 
Minifteriunf des Handeld. Miniſterium des Innern und der 
Graf v. Bälom. Polizei. 
2 Schuckmann. 
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Publikandum der Königl. Regierung zu Chlln, bie technis 


1 


ſche Revifion der Waagen und Gewichte betreffend. 





Da bie bisherige Erfahrung, bemwiefen hat, daß alle, 


auch die fchärfften Aufforderungen und Ermahnungen die 


Gewerbetreibenden nicht zur allgemeinen Befolgung der 
durch die Maaßs und Gewicht3- Ordnung vom 16. Mat 
1816 ‚vorgefchriebenen yeriodifchen Siftirung ihrer Maaße 
und Gewichte zu der beiden Eichämtern vorzunehmenden 
Nevifion haben bewegen Können, vielmehr noch ein großer 
Theil derfelben, intbefondere in den Landfreifen, fich damit 
in Ruͤckſtand befindet, fo wird hierdurch feftgefegt, daß ei 
jeder Gewerbtreibende, bei welchem fich bei den durch die 
Drtd« Polizei vorzunehmenden Reviſionen unrichfige, wenn 
gleich geftempelte- Maaße oder Gewichte vorfinden, außer 
der auf deffen Koften vorzunehmenden Berichtigung ders 
felben vor das Polizeis Gericht geladen, und mit einer 
Strafe von 15 Silbergroſchen für jeden Kontraventionsfall 
belegt werden ſoll. 

Saͤmmtliche Herrn Landraͤthe, Vaurgermeiſter und 


Polizei-Gerichte werden mit der genauen Voll ehung die⸗ 


ſer Verordnung hierdurch beauftragt. 
Coͤlln, den 23. November 1824. 
Koͤnigl. Regierung. 


Alunalen Heft IV, 1924, e Gggs - 
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Kefeript der  Kbnipl Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Erfurt, 
den Betrieb des Viehſchnitts betreffend. 


s — 


Die Kabinets s Drdre vom 8. Januar d. J. H, wonach 
in den Amts-Ortſchaften die Verpachtung der Excluſiv⸗ 
Berechtigung zum Viehſchnitt nicht ferner ſtatt finden fol, 
fann auf die Privat = Bererhtigungen nicht angewendet 
werden, da, hierin einzugreifen, nicht beabfichtet iſt; viel- 
mehr muß ed lediglich der Einigung zwifchen den bisher 
Berechtigten und Werpflichteten,. oder eventualiter dem 
richterlichen Ausfpruche überlaffen werden, ob dergleichen 
Praͤſtationen als wirklich ftenerartig, alfo als in Folge des 
$.9. des allgemeinen Abgabe> Gefeted vom 30. Mai 1820 
wegfallend anzufehen find, oder ob fie fortbeftehen Finnen. 

In Anwendung diefed Prinzips auf den im ‘berichte 
vom gHten vorigen Monats erwähnten befonderen Fall, hat 
die Königl. Regierung von der Verpachtung der ausfchließ- 
fihen Ausübung des Viehſchnittes, Seitens ded Ritters 
guts-Beſitzers N. N, an den ⁊c. N. N, weiter feine 
Kenntniß zu nehmen, mithin zwar, wenn der ꝛc. N. N. 
ſich uͤber feine perfönliche Qualification zu gedachtem Ges 
werde ausweiſet, demfelben einen Gewerbeſchein zu ertheis 
fen, die Ausfertigung eier befonderen Conceffion aber von 
der Hand zu weiſen, da es einer folchen von Seiten der 
Landes Behörde nicht bedarf. 

- . Berlin, den 27. October 1824. 
Miniſterium des Innern. Minifterium der — 
m Shudmann. v. Klewitz. 


H Afles Heft, ©. 268. 


* 1175 
130. = 
Refeript der Könige. Minifterien an die Königl, Regie⸗ 
rung zu Trier, den Gewerbebetrieb der Dammfeger oder’ 
Pflafterer, und die Denunzianten-Antheile in Kons 


traventions⸗ Sachen betreffend. 





\ Zur Löfung eines Gewerbefcheind würden Damm 
feger oder Pflafterer, — wie der Königl; Regierung auf _ 
Ihren Bericht vom 30. September d. J. erwiedert wird, 
nach $. 6. des Negulativd vom 28. April d. 3. überhaupt 
‚nur dann verbunden fein, wenn fie zu unbeſtellter Ars 
beit im Umperziehen fich anbieten wollten. Diefer Fall 
toird in der Negel nicht vorkommen, träte-er aber ein, fo 
toürde die Könige. Negierung doch der erbetenen Authori⸗ 
fation unter den, von Ihr angeführten, Umftänden nicht 
bedürfen, da fehon der $. 12. des Negulativs feftfegt, daß 
Ausländern der Gewerbsbetrieb im Umherziehen nicht bloß 
zu den F. 17. bis 19. genannten Dienftleiftungen und 
Schauftelungen, fondern auch dann durch Eitheilung eis 
nes Gewerbeſcheins geftattet werden darf, 

- wenn’ ihr Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht, 
oder nicht mit der ihnen eigenen Gefchicklichfeit betries 
ben wird, und doch als öffentliches Beduͤrfniß anzufehen iſt. 

Zu einer Herabfegung ded Steuerſatzes für folche 
Ausländer, wenn fie wirklich unbeſtellte Arbeit im Umher⸗ 
ziehen auffuchen wollen, ift dagegen Feine Veranlaffung. 
Auch die Anfrage über den $. 34. des mehrerwaͤhn⸗ 
ten. Negulativd erledigt ſich von felbft, da derfelbe aus; 
drücktich nur des angebenden Beamten gedenft, und der 

König. Regierung aus der durch die Circular- Verfügung 

des Finanz» Minifterii vom 24. December 1820. Ihr mite _ 

getheilten Allerhoͤchſten Kabinetd:Drdre vom ı7ten deffel- 

ben Monats, hätte erinnerlich fein follen, daß 'ein Denuns 

clanten » Antheil nur für Beamte bewilligt worden. ift, 
Berlin, den 29. November 1824. 

Minifterium des Miniſterium des Innern Miniſterium der 
Handels. und der Polizei, .. Finanzen. - 

Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 


Ögss 2 





H; 
Bau +» Polizgen 
j 131 | 
‚ Referipe des Königl, Minifteriums des Innern an die 


Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder, den Auseinanders 
bau der Gehoͤfte auf dem’ Lande betreffend, 


—— 


Der Koͤnigl. Regierung gereicht auf ihre Anfrage im 
Bericht vom aten diefeg, 
den Anseinanderbau der Gehöfte auf dem Lande betreffend, 
hiermit zum DBefcheide, daß die Dorfordnung vom 3. 
Detober 1780, fein eigentliches Landes» Gefeg, fondern nur 
ohne Königliche unmittelbare Vollziehung von dem vor 
maligen Generals Directorio erlaffen if. Da nun über 
dieß die allegirte Vorſchrift des $. 49. derfelben in das 
Allgemeine Landrecht nicht mit aufgenommen worden iſt; fo 
kann der Antrag der Königl. Negierung fein Bedenken leiden. 
Diefelbe wird daher authorifiret, bei den nach dem 
Allgemeinen Landrechte Th. 1. Zit. 8. .$, 69. zw ertheilens . 
den polizeilichen Genehmigungen, die Vorſchriften der Eins 
gangs gedachten Dorf-Ordnung nur fo weit in Anwendung 
zu’ bringen, als es die Localität, der Nahrungs» Zuftand und 
die wirthfchaftlichen Verhättniffe der Bauenden geſtatten. 
Berlin, den 22. October 1824: 
Miniſterium des Innern, Erſte Abtheilung. 
Köhler 


132, 
Circular⸗ Refiript der Königl. Minifterien des Handels 
und des Innern an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die Anlegung enger Schornſtein-Roͤhren ber 
treffend. 





Da bie Inſtruction zur Anlegung enger Schornfteins 
Möhren vom 14. Januar 1822 *) fih nur auf Gebäude, 


) Befth- Sammlung, Jahrg. 1822, ©. 43. 


* 
\- 
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die mit Ziegeln, oder Schiefer gedeckt ſiud, hezlehet, und 
die Frage entſtanden iſt: ob und unter welchen Bedingun⸗ 
gen dergleichen enge Schornſtein⸗Roͤhren, auch bei Stroh⸗ 
Kohrs und Schindels-Dähern anwendbar und zuläfig 
find? fo wird nachträglich hierdurch feftgefegt, daß diefe 
Höhren auch bei Dächern der fegtermähnten Art nach, den 
vorgefchriebenen Dimenfionen angebracht werden können, 
wenn die in dem $. 7. der Inſtruction unter dem ober, 
ſten Dachboden angeordnete Seiten, Definung im Schorn⸗ 
ſteine mwegbleibet, und man darauf hält, daß Die vorge: 
fehriebene Reinigung nur von der. Forſt ab von außerhalb 
bewirft werde, e = 

Berlin, den 17. November 1824. 
Miniſterium ded Handeld. Miniftertum des Innern, 
Graf v. Buͤlow. 79 Shudmann. 


———r ‚ 


, ! 


| XRX. 
Medizinal-Weſen. 


133. — 
Extract aus dem Circular⸗Reſcripte des Koͤnigl. Mini⸗ 
ſteriums der Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und 
 Medizinal-Kollegien, fo wie an das Königl. Polizei⸗ 
Praͤſidium zu Berlin, die Befugniffe des militairdrzelis 
chen Perfonals, zur Civil» Praris- betreffend. i 


Auf die von dem Könige. Medizinals Eollegio. unterm 
22. v. M. gemachte Anfrage, welche Stufen im militaits 
ärztlichen Perſonal zur Civil⸗Praxis berechtigen, und ab 
das Medizinal» Collegium befugt fei, die Kurs Koften » ki 
quibation des Bataikond + Arztes N. N. feftzufegen, wird 
demfelben unter Nückfendung der Anlage hierdurch folgen: 
des eröffnet. J 

Es ift ganz richtig, daß in der Regel Niemanden 
die" Ausübung der Civil Pragis zuſteht, der nicht mit ei⸗ 
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ner Approbation verfehen ft; gleichviel, ob er die — 
Pruͤfungen zuruͤckgelegt hat oder nicht. Bei den Militair⸗ 
Aerzten findet jedoch diesfalls nachſtehende Verſchiedenheit 
ſtatt. Sie ſind entweder gepruͤft oder nicht gepruͤft. Die 
Gepruͤften zerfallen wieder in eine dreifache Kathegorie, 
indem ſie entweder 
a) ganz den Civil⸗Landes⸗Geſetzen gemäß als promo⸗ 
virte Aerzte die Staats: Prüfungen befanden, oder 
: b) blos auf die Armee curfirt, d,..d. als nicht promos 
virte Aerzte fih den Staatd: Prüfungen unterzogen 
haben, oder 
c) blos als Wundärzte höherer oder niederer Kaffe 
geprüft worden find. 

Was num die erfiern sub a, anbelangt, fo ift zu bes 
merfen, daß fie in jeder Beziehung zugleich auch als Eis 
vil⸗Aerzte zu betrachten find, und daß ihnen die Appro— 
bation gleich. nach vollfendeter Prüfung verabfolgt werde, 
Diefen Militair-Aerzten fteht daher auch Die unbeſchraͤnk⸗ 
te Ausuͤbung der Civil⸗Praxis auf jeder Stufe des 
militgire ärztlichen Standes zu. 

Diejenigen Militair- Aerzte, welche. sub b, aufgeführt 
find, und lediglich Behüfs einer Anftellung in der Armee 
als praftifche Aerzte curſirt haben, erhalten gefeglich ‚erft 
dann ihre Approbation und mit ihr die Befugniß zur uns 
umſchraͤnkten Civil: Praris, wenn fie die Stufe ald Res 
gimentss Aerzte erreicht haben, doch hat ed das Miniſte⸗ 
rium nachgegeben, daß auch die Bataillond- und Garni⸗ 
fon» Staab8 » Aerzte, deögleichen die Penfionair» Chirurgen, 
und Ober⸗Aerzte, fo lange fie ald obere, Militair , Yerzte 
wirklich im Dienfte ſtehen, an dem Orte ihres amtlichen 
Aufenthaltes und deffen nächften Umgebung die Civil 
Praxis ausüben dürfen, fans fie fi) nur mit dem Zeugs 
niſſe der beftandenen Staats: Prüfungen als praftifche 
Aerzte ausweiſen fönnen, Die ungeprüften Bataillons⸗ 
oder fonftigen Ober⸗Aerzte bleiben indeſſen von diefer Bes 
günftigung gänzlich ausgeſchloſſen. 

Was endlich die Militair-Uerzte sub c. anlangt, fo 
ſteht ihnen die Praris als Wundärzte im Civile nur 
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dann zu, wenn fle fich wirklich mit der erhaltenen Appro« 
Bation ausweifen Eönnen, die ihneh in der Regel erft dann 
ausgehaͤndigt wird, wenn ſie entweder ihren Abſchied als 
Compagnie⸗ oder Eskadrons⸗Chirurgen erlangten und in's 
Eivile uͤbertreten, oder eine höhere Stufe des militairs 
ärztlichen Standes erreicht haben x. 
Berlin, den 24. December 1824. 
Minifterium der Geiftlichens, Unterrichtds and Medizinal 
Angelegenheiten. Mi, 
von Altenſtein. 

— 134. 
Publikandum ber Königl. Regierung zu Stralſund, bie 
Prüfung und Niederlaſſung ber Chirurgen ber 

treffend. 


on 7 und . 


Leber die Präfung und Niederlaſſung ber Chirurgen 
enthält das an und unterm 25.Detober c. ergangene Res 
feript -de8 Könige. Minifterii der Geiftlichen =, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten unter andern Folgendes: 

Die Chirurgie hat aufgehört eine Zunft zu fein, 
und feine Orts« Behörde kann die‘ Niederfaflung eines 
approbirten Chirurgen gewähren oder verweigern. Im 
Gegentheil Hat jeder: mit einer Approbation verfehene 
Chirurg das Mecht, fih am jedem Drte der ganzen 

Monarchie, in fofern ihm die Approbation ſelbſt dies⸗ 
fans keine Beſchraͤnkung ausdrücklich auferlegt, nieders- 
zulaffen und feine Kunft auszuüben. Es bedarf. daher 
weder vor noch nach der Prüfung: eines ſolchen Mies 
derlaſſungs⸗Scheins, und es, ift hinreichend, wenn der 
Apptodirte von dem gewählten AufenthaltssDrte, wie 
auch : von: der jedesmaligen Veränderung deſſelben, bie 
dabei intepefficten Phyſiker unter Morzeigung ber Ups 
probation gehörig unterrichtet, indem biefen die Pflicht 
obliegt, die ortspolizeiliche Behörde davon in Kenntniß 
zu fegen, und Die von ihnen jaͤhrlich anzufertigenden 


* 
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und einzureichenden Medizinal⸗Sperial s Tabeflen dar⸗ 


nad einzurichten. 
Die hierbei intereffirenden Behörden werben angewie⸗ 
fen, ſich Hiernach in vorfommenden Fällen genau zu richten. 
GStralfund, den 4. December 1824. I 
Koͤnigl. Regierung. 





138. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen⸗ Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
Regierung zu Cölln, die Anlegung und Uebernahme _ 
von Apothefen betreffend, 


— 


Der Proviſor N. N., welcher bisher die Offizin des 
verſtorbenen Apothekers N. N. zu N. N. verwaltet hat, 
hat um die Approbation als Apotheker in einer kleinen 
Stade der Koͤnigl. Lande gebeten. Nach den Vorſchriften 
der Apotheker⸗Ordnung iſt dieſes Geſuch zulaͤßig; es iſt 
daher die anliegende Approbation ausgefertigt worden, 
weiche die Koͤnigl. Regierung ihm nebſt den anliegenden 
Medizinal⸗ Buͤchern aushändigen, ihn gehörig vereidigen, 
Die unter ber Approbation liquidirten Gebühren von ihm 
einziehen, und wie gewoͤhnlich einfenden zu laffen hat. 


Dem. Ermeffen der Königl. Regierung bleibt überlafr - 


fen, ob dem N. N., welcher. die Wittwe-ded N. N, 
gebeirathet hat, die Conceſſion zur Niederlaffung in N. N. 
zu ertheilen fein wird. Durch die erwähnte Verheirathung 
dat er einen Anfpruch, fih in N. N. niederlaffen zu dürs 
fen, nicht erworben; vielmehr hat die Wittwe N. N. dur 
ihre Verheirathung die Befuguiß zur Fortfegung ded Apo⸗ 
shefer «Gewerbes, welche rein perfönlich ift, und von - der 
Wittwe auf Niemanden übertragen werden Fann,. verloren. 
Derlin, den 5. Dectober. 1824. » 
Minifterinm der Geiflichens, Unterrichtds und Medizinals 
Angelegenheiten, 
von Altenſtein. 


— — ç — 
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136. F J 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt⸗ 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Medizinal⸗Kolle⸗ 
gien, die Zulaſſung der Militair⸗Chirurgen zur Pruͤ⸗ 
fung und zur hiernaͤchſtigen Niederlaſſung betreffend. 


— — 


Das Miniſterium hat aus den von dem Koͤnigl. 
Medizinal⸗-Kollegio der Provinz Schleſien zur Einſicht ein⸗ 
geforderten Prüfungs: Akten des ehemaligen Kompagnie⸗ 
Chirurgus N. N. und bei mehreren andern Gelegenhei⸗ 
ten wahrgenommen, daß die Könige. Regierung , denen 
noch im Dienfte ſtehenden Militair » Chirurgen die Admiſ— 
ſion ‚zur Prüfung verweigert, und fie anmeifet, zuvoͤrderſt 
nicht allein den Abfchied aus dem Koͤnigl. Militair: Diens 
fie, fondern auch das Etabliffements = Atteft beizubringen. 
Zu diefem Verfahren iſt indeſſen Eein- Grund vorhanden. 
Im Gegentheil muß jeder Militair- Chirurg ohne Weites 
res zur Prüfung admistirt werden, wenn er übrigens die 
von feiner Behörde hierzu nöthige Erlaubniß hat, - und 
nach -der Eircufars Verfügung vom 30. Juni 'v. J. über 
die erforderlichen Faͤhigkeiten und fonftigen Eigenfchaften, 
ſich auszuweiſen im Stande ift, da den noch im Militairs 
Dienfte ſtehenden Unter: Chirurgen nur die Ertheilung der 
Approbation, die lediglich Sache des Miniſteriums ift, 
keinesweges aber die Zulaffung zur Prüfung verweigert 
werden Fan. Die prüfende Behörde, nemlich dag Mes 
dizinal⸗ Kollegium, hat aber bei Einreichung der Prüfungs: 
Aften ed jededmal mit anzuzeigen, baß der Geprüfte noch 
im Militair: Dienfte ftehe, worauf dann das Geeignete von 
Seiten des Minifteriumsd verfügt werden wird. Noch iwes 
niger ‘aber ift es zuläßig, irgend einen zur Prüfung reifen 
Eandidaten von der Zulaffung zur Prüfung auszufchließen, 
oder wohl gar dem. bereit Geprüften und Approbirten 
die Approbation fo lange vorzuenthalten, bis er ſich mit 
dem Etadliffementss Attefte ausweifen kann. - Dies ift ganz 
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gegen den Geift der beſtehenden Gefegebung. Die Chis 
rurgie hat aufgehört, eine Zunft zu fein, und Feine Orts⸗ 
Behörde fann die Niederlaffung eines approbirten Ehis 
rurgen gewähren oder verweigern. Im Gegentheil, hat 
jeder mit einer Approdation verfehene Chirurg das Recht, 
fih an jedem Drte der ganzen Monarchie, in fofern ihm 
die Approbation. felbft diesfalls Keine Beſchraͤnkung aus⸗ 
drüctich auferlegt, niederzulaffen und feine Kunft auszu⸗ 
üben. Es bedarf daher weder vor, noch nach der Pruͤ⸗ 
' fung eines folchen Niederlaffungd, Scheind, und es iſt hin⸗ 
reichend, wenn der Approbirte von dem gewählten Aufs 
enthalts⸗Orte, wie auch von der jededmaligen Derändes 
ring ‚deffelben, die dabei intereflirten Phyſiker unter Vor⸗ 
zeigung der Approbation gehörig unterrichtet, indem diefen 
die. Pflicht obliegt, die ortäpolizeiliche Behörde davon in 
Kenntniß zu fegen, und die von ihnen jährlich anzufertis 
genden und einzureichenden Meiinaly Opajal + Tabellen 
darnach einzurichten. 

Hiernah hat fig alfo bie Königt. Degierung zu 
achten. 
j Berlin, den 25. Dctober 1824. 
Miniſterium der Geiftlichen:, Unterrichtds und Medhlnal⸗ 

Angelegenheiten. 
von Altenfteim, 


An 
nigl. Regierun 
2.0 —* Breslau 


. Abfchrife von. vorftehender Verfügung den ſaͤmmtli⸗ 
chen übrigen Königl. Negierungen, wie auch. fänımtlichen 
Königl. Medizinal-Kollegien zur Nachricht und Achtung. 
Berlin, den 25. October 1824. 

Minifterinm der Geifilichens, Unterrichts» und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
yon Attenſtein. 


—— 
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F 137. — 
Publikandum des Königl. Miniſteriums des Innern 9, 
3. Dechr. 1815., die Verhütung und Heilung der 

Lungenſeuche bes Rindviehes betreffend. 


— 


L Abſchnitt. 
Verlauf und Erkennung der Sende 

$. 2. Die Lungenfeuche oder Lungenfänle 
ift.eine, nur unter dem Rindvieh vorkommende, gewöhns 
. lich langwierige Lungenkrankheit. Ro 
92. : Die davon ergriffenen Thiere fangen am zu 
huſten, ‘jedoch zuerft nur felten, gewöhnlich beſonders des 
Morgens, wenn fie auf die. Weide getrieben werden, oder 
fonft wenn fie fich ftarf bewegen: fo daß ihre Krankheit 
von Unerfahrnen nicht. erfannt wird, indem die Thiere . 
übrigens gefund fcheinen, freffen und wieberfäuen, und 
man hoͤchſtens auf einen bloßen Huſten von Erfäktung 
fließt, — F 

9. 3. Allmaͤhlig, oft erſt mach Wochen, ja mehre⸗ 
ren Monaten hat die Krankheit ſo ſehr zugenommen, daß 
fie fieberhaft wird und von Bedeutung ſcheint. Nun ift 
der Huften häufiger und flärfer, dag Athemholen merflich 
erſchwert, der Puls klein und häufiger, die Freßluſt und 
das Wiederfänen haben mehr oder weniger abgenommen, 
auch wohl ganz aufgehört, die Thiere fiehen traurig, ihre 
Haare find gefträubt und ohne Glanz, fie ſchlagen mit den - 
Flanken, fegen fich felten, und dann, wenn bie eine Lunge 
“angegriffen iſt, vorzüglich auf die kranke Seite, oder lei⸗ 
den beide, fo legen ſie ſich gar nicht oder mitten auf die - 
Bruſt. Die Milchkuͤhe geben Feine Mid, ‚ 

$. 4. Nimmt die Krankheit einen guten Audgang, ſo 
vermindern ſich nach und nach alle diefe uͤbeln Zeichen, und 
das Thier kehrt almählig zur Gefundheit zurück, indem 
der Duften feltener und geringer wird, Freßluß und Wir 
derfäuen ſich aufs neue einftellen. 


$. 5. Schreitet das Hebel Hingegen zum Tod, ſo 


— 
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werden alle jene Zufaͤlle ſtaͤrker, das Athemholen wird im⸗ 
mer aͤngſtlicher und ſtoͤhnender, der Puls kleiner und ſchnel⸗ 
ler, eine ſtinkende Materie fließt aus der Naſe, und der 
Athem has einen ſehr widerlichen Geruch, der Koth geht 
duͤnn und ſtinkend ab, die Kraͤfte ſinken immer mehr, und 
endlich erſtickt das Thier unter heftigem Roͤcheln. 

F. 6. Bei dem Aufhauen der kranken oder ges 
fallenen Thiere, findet man gewöhnlich die eine, ſeltener 
beide Lungen vergrößert und verhärtet, äußerlich mit gels 
bem Waſſer und vielem fadigen, zelligen Wefen bedeckt, 
inwendig mie marmorirt, fo daß die harte, rothe oder 
braune Subſtanz von weißen oder gelblichen Streifen in 
allen Richtungen durchzogen iſt; hier und da finden fich 
. auch wohl zwifchen dem feften Weſen Blafen vol eines 
klayen Waſſers, feltener Eiterfäce. Das Gewicht der Frans 
fen Lungen ift verfchieden, doch übertrifft ed die Schwere 
gefunder Lungen mohl ſechs bis achtmal und drüber. 
Häufig ift der Herzbeutel mit einer großen Menge Waffer 
angefuͤllt; nicht felten ift auch eine völlige Bruftwafler- 
fucht zugegen, fo daß eine große Menge Wafler um die 
Lungen ergoffen iſt; - andere Male, und zwar häufiger iſt 
blos ein zelliged, mit einer gelben fpeckigen oder gallerts 
artigen Materie angefuͤlltes Weſen, und surpelen in einer 
ungeheuren Menge vorhanden. 

Die Eranfhaften Erfoheinungen, weibe in andern 
Sheilen ded Körpers vorfommen können, find als diefer 
Krankheit außerwefentlih und von andern Urfachen ber: 
rührend zu betrachten; denn fehr oft finder man beim 
Schlachten der an der Lungenfeuche erkrankten Thiere 
alle Theile bis auf die Brufteingeweide gefund. 

$. 7. Die eben angegebenen, aus der Befichtigung 
der geöffneten Thiere gefchöpften Kerinzeichen find untrügs 
fih, denn in Feiner andern Krankheit des Rindviehs ar | 
ten die Lungen auf die bemerkte Weife aus. Mach einer 
gewöhnlichen Lungenentzündung findet man die Lungen 
zwar fo ſchwer, daß fie in einen Gefäß mit Wafler zu 
Soden finfen, allein das rührt, wie man fogleich wahr⸗ 
uimmt, von dem darin angehänften Blute her; babei 
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fehlt auch jene feſte marmorirte Befchaffendeit der Lungen. 
Sterben die Thiere am Brand der Lungen nach einer Ent» 
zündung,. fo find die Lungen ganz zufammengefallen, muͤr⸗ 
be und faul, und nach einer Eiterung findet man fie zum 
Theil verzehrt und den Eiter darin angehäuft, ohne jene - 

Härte und ohne das fpecfige Wefen. 

* $. 8. Wenn daher bei eingetretener Seuche unter 
dem Rindvieh Zweifel obwalten ſollten, ob es die wahre 
Lungenſeuche ſei: ſo iſt das ſicherſte Mittel zur Gewißheit 
zu gelangen, eins oder ein Paar der kranken Haͤupter 
tödten zu laſſen, um die Beſchaffenheit der Lungen zu un⸗ 
terſuchen. 

S. 9. Wäre ein mit der Lungenſeuche behaftetes 
Thier zugleich von dem Milzbrand ergriffen, ſo koͤnnte die 
Unterſuchung des geſchlachteten Viehes freilich nicht jene 
Zeichen allein darbieten, allein ſie wuͤrden doch nicht feh⸗ 
len; alſo immer jene Krankheit zugleich erkennen laſſen. 

-$. 10. Doc auch in den lebenden Thieren laͤßt ſich 
die Lungenfeuche von unterrichteten Beobachtern beſtimmt 
erkennen, wenn man fie nur von Anfang an beobachtet, 
und dadurch erfennt, daß bei den Thieren einer Heerde 
zuerſt bloßer Huften ftatt fand, and oft feldft lange anhielt; 
ehe die Krankheit fich weiter ‚uf die oben angegebene Art 
ausbildete. 
§. 11. Auch im Anfang laͤßt fich mit großer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit auf die Lungenſeuche ſchließen, wenn nemlich 
in naſſer, kalter Jahreszeit, oder auf naſſer Weide, oder 
bei ſchlechtem verdorbenen Futter mehrere Thiere einer Heerde 
zu huſten anfangen, und noch groͤßer wird die Wahrſchein⸗ 
lichkeit, wenn die Lungenſeuche ſchon in der Nachbarſchaft 
herrſcht. 

$. 12. Die Erfahrung hat den Ungrund der Bes 
hauptung, daß die Lungenfeuche nicht anſteckend ſei, gezeigt. 
Sehr häufig iſt fie auch nicht anftecfend, allein fie kann 
ed allerdingd werden. In dieſem Falle entſteht ein weit 
ſchnellerer Verlauf der Krankheit bei dem angeſteckten 
Vieh, und die Unterſcheidung von andern heftigen Seu⸗ 
chen des Rindviehes wird natuͤrlich ſchwerer. 
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F. 13. Es werden jedoch auch in dieſem Fall durch 
die Dauer und den Verlauf der Krankheit gute Unter⸗ 
fcheidungszeichen gegeben. Das Thier nemlih, von dem 
die Lungenfeuche durch Anftecfung zuerft irgendivo ausgeht, 
war felbft fehon lange Frank geweſen, die Krankheit flieg 


nur langfam, und die Zeichen derfelben bezogen ſich auf 


das gefiörte Athemholen; auch bei den fernerhin angefteck- 
gen Ihieren ift died der Fall, Die Freßluſt und das: Wie 
iverfäuen hören nicht fobald bei ihnen auf, und die Ans 
ſteckung geht auch keinesweges den raſchen Gang, wie bei 
der Rinderpeſt. 

$. 14. Der Milzbrand iſt haͤufig eine in ihrem Ver⸗ 
laufe ſehr kurze Krankheit, immer wenigſtens von kuͤrzerer 
Dauer als die Lungenſeuche. Bei jenem iſt auch gleich 
eine allgemeine Krankheit, die ſich alſo nicht zuerſt bloß 
auf das geſtoͤrte Athemholen bezieht; oder wenn auch zu⸗ 
faͤllig die Lungen gleich bei dem Milzbrand angegriffen 
waͤren, ſo wuͤrden ſich die Zeichen von heftiger Entzuͤn⸗ 
dung und von Brand der Lungen, und gewoͤhnlich mit 
großer Heftigkeit ergeben. Oft kommen auch noch bei 
dem Milzbrand Beulen oder Karbunkeln hinzu, welche 
der Lungenſeuche fremd ſind. Waͤre die Seuche unter dem 
Rindvieh durch Anſteckung verbreitet, ſo wuͤrde das auch 
noch ein Zeichen gegen die Vermuthung des Milzbrandes 
fein, denn dieſer iſt unter dem Rindvieh ſelbſt nicht an: 
ſteckend, obwohl er auf andere Thiere übergeht, und feldft 
dem Menfchen gefährlich if, — beides nie von der 
Lungenſeuche gilt. 


1, Abſchnitt. 
Urſachen der Lungenſeuche. 

F. 15. Dieſe Seuche entſteht ſehr leicht unter dem 
Rindvieh bei naßkalter Witterung, auf naſſer Weide, nach 
feuchtem, ſchlammigen, verſchimmelten Futter, und in die⸗ 
ſem Fall ſelbſt bei Stallfuͤtterung. 

$. 16. Daher zeigt ſich die Lungenſeuche vorzügtich 
im Herbft, denn wenn fie auch erft im Frühling entftans 
den feheint, fo koͤnnte man ſich Doch dabei irren, weil viels 
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feicht nun die. Thiere ſich recht krank zeigen, die aber 
ſchon im Herbſt den Grund zur Krankheit legten, und bei 
mehr Aufmerkſamkeit ſchon damals als krank erlannt 
worden waͤren. 

$ 17: Weil auch das ſchlechte Futter, die fehlechte 
Meide, die naßkalte Witterung viele Thiere zugleich trifft, 
ſo werden oft ganze Heerden zugleich ein Opfer der Seuche. 

g. 18. Einzeln widerſtehn einige Haͤupter der Krank⸗ 
heit ganz oder lange, aber im Allgemeinen iſt alles Rind⸗ 
vieh, in jedem Alter gegen dieſe Seuche ſehr leicht em⸗ 


pfaͤnglich. 


$. 19. Wird die Lungenfeuche anſteckend, fo kann 
fie die Thiere auf der. beften Weide, oder im Stalle bei 
dem beften Zutter und im jeder Jahreszeit befallen, 


ii. Abfchnitt. 
Verhütung -der Sehe 


$. 20. Aus den angeführten Urfachen der Seuche 
ergeben fih auch die Vorbauungsmittel gegen diefelbe, 


$. 21. Gegen die ohne Anſteckung entfiehende, am 


haͤufigſten vorfommende Lungenfeuche fichert man. fein Vieh 
am leichteften, indem man. trockene Weidepläge für daffels 
be ausfucht, es gegen die naßfalte Witterung möglichft 
ſchuͤtzt, vorzüglich aber durch Stallfuͤtterung und damit 
verbundene Vermeidung ded fehlechten Futters. 

$. 22. Laſſen ſich die feuchten Weideplaͤtze nicht ver⸗ 


meiden, kann man die Thiere bei der naßkalten Witterung 


nicht ‚gänzlich im Stalle behalten, bat man kein gutes 
Sutter gewonnen: fo muß man auf andere Weife ihnen 
wieder zu Hülfe fommen. Dahin gehört: 

1) daß man den Stall recht trocken und rein hätt, 
und die Thiere möglichft lange darin läßt; 

2) daß man fie fleißig firiegelt oder bürftet, follte dies 
auch nur mit Strohmifchen gefchehen Eönnen, und 
fie, befonderd wenn fie von der Weide Falt und naß 
zuruͤckkommen, abreibt und trocknet, und fie vor Zug 
im Stalle ſchuͤtzet; 

3) dag man dad verſchlammte Sutter trocknet, und her⸗ 
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nach — alohfen ab Drefihen von dem Schmutze 
reinigt; 

4) dag man dem Thieren zur Befoͤrderung der Ver⸗ 
dauung reichlich Salz auf das Futter giebt. 
8. 23. Andere Vorbauungsmittel giebt ed nicht, 


"= und wer bie Beſchwerden der angegebenen ſcheut und fich 


- darin ſorglos zeigt, wird ihnen vergebens Arzneimittel ges 
ben; ja fall diefe reizend oder färfend find, fie vielleicht 
für die Seuche noch empfänglicher machen. 
—8. 24. Herrſcht hingegen fchon die Lungenſeuche 
in der Naͤhe, und iſt ſie wohl gar anſteckender Art, ſo 
muͤſſen vor allem die im Patent und Inſtruktion wegen 
Abwendung der Viehſeuchen sc. d. d. den 2. April 1803 
daruͤber vorgeſchriebenen Polizeimaaßregeln befolgt, und die 
oben (F. 22.) angegebenen Vorbauungsmittel mit doppel⸗ 
ter Sorgfalt angewandt werden. 

$. 25. Ueberdtes aber kann man den Thieren mit 
Nugen ein Eiterband ($.29.) in die Wamme (den Triel) 
'fegen, und fehr Eräftige. Thiere zur Ader laſſen. Ohne 
jene Vorbauungsmittel ($. 22.) aber fhügt weder Eiter- 
band noch Aderlaß, j 


IV. Abſchnitt. 
Hellung der erkrankten Thiere. 


$. 26. Wenn diefe Kranfheit bei einem Thiere 
eben beginnt, ſo iſt die groͤßte Hoffnung zur Heilung; je 
länger man aber mit der Behandlung zoͤgert, um fo wer 
niger Erfolg verfpricht fie, und in dem höchften Grad der 
Krankheit ($. 5.) iſt feine Nettung zu erwarten. 
$. 27. Die erkrankten TIhiere, werden von den ge 
funden getrennt, in einen reinen trockenen Stall. gebracht, 
worin fie vor Zugluft gefichert find, erhalten mwenigeg, 
aber gutes Futter, zum Saufen ein verſchlagenes Waſſer, 
oder einen Mehltrank. 
$. 28. Sobald man die Krankheit an ihnen ents 
deckt, müffen fie zur. Ader gelaffen werden, Einem-großen 
wohlgenährten Haupt koͤnnen ſechs bis acht Pfund Blut 
genommen werden, einem ‚Eleinern nach Verhaͤltniß ein 
oder 
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oder ein: Paar: Pfund Blut weniger. Spuͤhrt man nur 
wenige oder keine Beſſerung darnach, ſo wird nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Umſtaͤnde ein größerer oder Fleinerer Ader⸗ 
laß ein oder ein Paarmal wiederholt. Ein Zeichen, daß 
‚er gefruchtet hat, giebt das geringere Sieber und das 
deichtere Athemholen. , 
8.29. Unmittelbar nach geſchehenem Aderlaß zieht 
man den. Thieren ein Eiterband. durch die Wamme (oder “. 
den. Triel, wie fie auch genannt wird). Hierbei verfähre 
man -auf , folgende Weiſe: sg hen 

mit einer. großen Packnadel Coder eignen Haarſeilnadeh 
zieht man ein feſtes, leinenes, fingerbreites Band, wor⸗ 
auf man ein oder zwei Stuͤck ſchwarze Nieswurz ges 
. nähe bat, durch die Wamme, fo daß die Stelle mis 
der Nieswurz darin und drei bis vier Finger tief unter 
der Haut bleibt. Dan nimmt dan die Nadel heraus, 
“ und macht vor dem Bande eine weite Schlinge, die an 
der Wamme Io8 herabhänge. Wenn bieranf eine große 

Geſchwulſt in diefer entfteht, fo zieht man die Schlinge 
». weiter, fo daß bie Niedwurz zum Vorfchein fommt, und 

nimmt diefe weg, beftreicht: das Band mit einer, reis 

senden (z. B. Basilicum) Salbe oder mit Terpentin, 
und zieht dad Band täglich herum, fo daß eine neue 
friſch mit Salbe beftrichene Stelle in der Wamme liegt. 

Nach ein Paar Wochen nimmt man das Eiterband 

weg, und laͤßt die Stelle zuheilen. Bemerkt man aber 

irgend, daß der Huſten, wenn die Stelle zugebeile ift, 
‚ wieder flärfer wird, fo erneuert man dad Eiterhand an 
ber alten Stelle, oder ſetzt eins neben diefelbe. 
$. 30. Zugleich wird auch den Tpieren mit Nugen 
feitwärtd an der Bruſt eine befiebige Salbe eingerieben 
werden, zu der ‚man ein Paar Loth Pulver von Spanis 
ſchen Fliegen ſetzt; man reibt eine ſolche Salbe in eine 
Stelle von der Groͤße eines Hutkopfs ein, und faͤhrt da⸗ 
mit fort, ſo daß, wenn eine Stelle wund iſt, man wieder 
eine andere waͤhlt. Statt deſſen kann man auch ſeitwaͤrts 
an der Bruſt ein Eiterband ziehen. Die Dauer der An⸗ 


wendung hängt von der Beſſerung ab, und man darf 
Annalen Heft IV. 1824. Hhhh 
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Nicht: zu: fruͤh damit aufhoͤren, und hat man aufgehört, 
fo muß man; gleich wieder; damit anfangen, wenn nach 
dem Aufhören eine Derfhlimmerung eintritt. ° 
831 Innerlich werden den Thieren Fühlende, abs 
führende Mittel gegeben, vorzüglich iſt hier ‘der Salpeter 
zu. empfehlen, wovon man täglich zwei bis dreimal ein 
Voth im Waffer aufgeloͤſt eingeben kann. - Eben fo kann 
man auch eine Miſchung von 4 Loth Salpeter und FLoth 
Saͤlmiak in Waſſer aufloͤſen und einſchuͤtten. Hiermit 
fähre man einige Tage fort, falls nicht Durchfall eintriet, 
— der Salpeter nicht weiter gegeben werden darf. 


.32. Nachdem man mit dem Salpeter und Sal— 
miak aufgehoͤrt hat, läßt man eine Zeitlang taͤglich eine 
vder Iwel Handvoll Kochſalz mit, dem Getraͤnk geben. 


S. 33. Wenn bie angegebenen Mittel keinen offe⸗ 
nen beib machen, ſo laͤßt man Klyſtire von Haferſchleim 
mie etwas Del und Salz fegen, fo daß täglich eine ges 
‚Äinde Deffnung bewirkt wird: 


: 034. Wird das Vieh bei diefer Behandlung mun⸗ 
MR, kehrt die Freßluft. und. das Wiederfäuen. zuruͤck: fo 
‚Hört, man allmaͤhlig mie den angegebenen Mitteln auf, 
beobachtet jedoch die $. 29. und: 30. empföhlne DVorficht. 
Man. bewahre, auch ja die genefenden Thiere vor Verkaͤl⸗ 
sung. und fehlechtem Futter. 

8. 35. Bleibt bei dem Vieh, wie es gewöhnlich "ges 
fbiehe,. noch ‚ein: kurzer Huften: juräc,: fo fann man ein 
fein. geriebened Pulver von. einem. Loth Schwefel und eben 
fo. viel rothen Spießglanz mit dem Kochſalz Morgens 
and Abends anf Das angefeuchtete Furter firenen, oder 
man laͤßt ‚drei Loth Wolwerleiblumen (Flores Arnicae) 
mit einem. Quart Bier etwas aufkochen, ſeihet es durch, 
und giebt davon dem Thiere die eine Haͤlfte Morgens, die 
andere Abends, und faͤhrt damit einige Zeit fort. 
S. 36. Geneſene Thiere find nicht mehr zur Zucht, 
geneſene Ochſen nicht mehr zu flarfer Arbeit tauglich, und 
am beſten iſt es, ſie nach: der vorgeſchriebenen Zeit zu mär 
fen und: als. EEE a — * Kuͤhen iſt 


| 
| 
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Died Häufig derſelbe Sal, beſouders wenn fie ſchon einen 
bedeutenden Grad der Krankheit erlitten hatten. 
Berlin, den 3. December 1865. 
—— des Innern. 
v. Schuckmann. 
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138. 
publllandum der Königl. Regierung zu Koͤnigsbetg, den 
„Yandel mit Arzeneimaaren —2 


— — 


— — das allgemeine kandrecht Sit. 2. ss 
$. 693. und 694. ausdruͤcklich feflfegt, daß Niemand Arzs 
neiwaaren - ohne ausdrückliche Erlaubniß des‘ Staats vers 
kaufen oder fonft anderweitig überlaffen fol, fo haben die 
Nevifionen der Materiale und Gewürzhandlungen doch ers 
geben, daß, ungeachtet dieſer Beſtimmung, mehrere der, 
gleichen Gewerptreibende nicht allein Arzneimaaren ges 
führt, fondern mit diefen fogar einen Kleinhandel getrieben 


haben. Hierdurch veranlaßt, bringen wir nicht allein bie 


‚bezogene Gefegftelle in Erinnerung, fondern fegen auch die 
Material: und Gewürzhändfer von dem Nefeript in Kennts 
niß, welches das Könige. Minifterium der Geiftlichens, 
Unterrichtö= und "Medizinals Angelegenheiten unter dem 
19. November 1818 an die Könige. Regierung zu Danzig 
'erlaffen bat: 

„Durch die im vorigen Jahre abgehaltene Reviſton bei 
„den Materials, Arznei- und Gifthaͤndlern, bat ſich ers 
„geben, daß fehr viele derfelben die gefeglich vorgefchries 

‚bene Konzeffion dazu bei und nicht nachgefucht haben, 
" „und fich dennoch nach Altern, jegt nicht mehr geltens 
„den Privilegien und Lokal: Gerechtigkeiten zu dieſem 

" „Handel für berechtigt halten, obgleich fie bei der im 
„Jahre 1815 abgehaltenen Nevifion mit den darüber 
'„fprechenden Gefegftellen des allgemeinen Londrechts, 
„und mit den befonderen, über den * und Gift⸗ 
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4 
ige ”° 
„handel emanitten Verordnungen genau bekannt gemacht 
„find. 

i „Um affem Zweifel uͤber dieſen Gegenſtand zu be⸗ 
„gegnen, machen wir hier den: Inhalt des von dem 
„Koͤnigl. Miniſterio der: Geiſtlichen-, Unterrichts⸗ und 
„Medizinal⸗Angelegenheiten unter dem 19. November 
„1818. erlaffenen Reſcripts bekannt, worin es heißt: 

„„daß die Materialiften, wenn fie mit Arzneimaären 

„„und Giften handeln wollen, die Erlaubniß zu Dies 

„ſem Handel bei der Königl. Regierung befonders 

„nachſuchen muͤſſen, und diefe nur auf ein Zeugniß 

„„der Orts⸗Polizei-Behoͤrde über die Unbeſcholten⸗ 
= heit des Impetranten, ertheilt werden darf,“* 
„und des unter dem 13. Februar d. 5. erlaffenen Re—⸗ 
„feriptd des Koͤnigl. Minifterii der Geiftlichen,, Unter⸗ 
„richts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten und des. Mis 

uiſterii für Handel und Gewerbe, welches folgender, 

;,„maßen lautet; 

„Die durch dag Reglement fuͤr die Droguiſten und 
„„Materialiſten vom 19. Januar 1802 feſtgeſetzte 

„„Beſchraͤnkung des Handels mit Giften und Arze⸗ 

„„neiwaaren iſt hoͤchſt nothwendig und nuͤtzlich, und 

„„wuͤrde durch deren Aufhebung das Publikum of- 

„„fenbar der größten Gefahr ausgefegt werden. Es 

„„leidet daher wohl feinen Zweifel, daß diefed Dies 

„„glement in feinem ganzen Umfange in Kraft bleis 

„„ben muß, und nicht durch das Edikt vom ten 

„„November 1830 als aufgehoben betrachtet werden 

„kann, zumal diefes feßtere im $. 18. ausdrücklich 

gubeftimmt, daß jeder Gewerbetreibende fi ch jede Bes 

„„ſchraͤnkung, welche die Aufrechthaltung einer guten 

zu Polizei und aller anderen allgemeinen Gefege ers 

„fordert, gefallen faffen muͤſſe.“ 

„Damit fih nun feiner mit Unwiffenheit über die ihm, 
„nach erlangter Konzeffion zum Debit, uneingefchränft 
„oder in beſtimmten Quantitäten freiftehenden Waaren 
zentſchuldigen kann, fo haben mir zugleich das Vers 
“„jeichnig derjenigen Medizinals und Farbewaaren nach⸗ 


’ 


„folgend abdrucken laſſen, deren Verkauf nach Vor⸗ 
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ſchrift des Reglements fir Materialiften und: Drogui⸗ 


— 


„ſten vom „9, Januar 1802, den konzeſſionirten Mate⸗ 

„riafiften und Droguiſten erlaubt iſt. Mit vorbenann⸗ 
„tem Reglement bringen wir zugleich nachſtehende ge⸗ 

„ſetzliche Verordnungen in Erinnerung: 

zAusfuͤhrliche Anweiſung fuͤr ſaͤmmtliche Apotheker 
„und Materialiſten in den Koͤnigl. Preußiſchen Lan⸗ 
„„den, ‚wie ſie ſich bei der Aufbewahrung und: Vers 
„„abfolgung der Giftwaaren verhatten ſollen, d. d. 
„„Berlin den 10. December 1800 Verordnung 

 „müber den Giftverkauf in der WEINE 
„vom 30. April. 1812, u FE 

„und. bemerken: hierbei, daß; außer den, unter: den Ars: 

„fenifafien in voriger Anweiſung angeführten: Präparas 


inte auch das erſt feit einigen -Yahten in. den Mandel 
„gekommene Farbe⸗Material, das unter. dem Namen 
„Miserahr Men» Schwedifch» oder Schwediſches Grün 


v„verkauft wird, ein Arſenik⸗Praͤparat iſt, und alſo eben⸗ 


falls nur Apothekern oder: fonzeffionirten Giſthaͤndlern 
„ber Handel damit freiſteht. 


Saͤmmitliche Polizei⸗Behoͤrden and. Phoſiter ver⸗ 


pflichten wir, mit der größten Strenge aufsdie Defols " 


„gung vorbenannter geſetzlicher Verordnungen zu halten, 


anf jede Kontravention aufmerkſam zu fein/ und fie 


“zur Beſtrafung anzuzeigen“: 


Demnächft bringen wir auch die durch: das. Yurköblatt 


pro 1812: Stäsf 37: Nro, 163; erlaſſene Beflimmung, wie 
:"e8 mit. der. Führung und dem Verkauf der Gifte, gehals 
ten werden folk,. in. Erinnerung. So wie nun ein Jeder, 
wehn er ohne Erlaubniß der Provinzial Behörde Arzeneis 
oder Siftwaaren führen und verfaufen follte, - Diefermegen 
im, Die gefeglich. darauf ſtehende Strafe genommen, werden 
wird, fo werden auch die Kreis, Orts⸗Polizei und Medizinal⸗ 


- Beamte gemeffenft. angemiefen, auf die Befolgung obiger Ders 


ordnungen ernſtlich wachen und halten zu: laſſen. 


Koͤnig oberg, den 19.Dftober 1824. 
Koͤnigl. — 
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Publikandum 6 bes Königl. Ober» Präfidiume. zu Müns 
fer, den Berfauf der Blaufäure und anderer - 
Gifte Berreffend. 


— 


Um Ungluͤcksfaͤlle durch ſorgloſes Verabreichen und 
Verordnen der Blauſaͤure und anderer Gifte moͤglichſt zu 
verhuͤten, iſt mittelſt Minifteriaf: Reſcripts vom 2 iſten v. 
Mes, verordnet: 

3) In Ruͤckſicht der Aufbewahrung und Verabreichung 
der Blauſaͤure ſollen dieſelben ſtrengen VBorfchriften 
eintreten, welche bei der Aufbewahrung und Verab⸗ 
reichung der Gifte und namentlich des — vor⸗ 
geſchrieben ſind. 

2) Werden die Apotheker hiermit verpflichtet, die. Sig 
naturen an den Arzeneien giftiger und heftig wirs 
fender Natur, jedoch auch nur bei dieſen, ſelbſt zu 
unterzeichnen, wobei denn in ihrer Abweſenheit der 
Stellvertreter derſelben hiermit beauftragt werden 
muß. | 

3) Den Aerzten wird‘ eimplohlen, alle Gifte, beſonders 
aber die Blauſaͤure nicht in einer zu großen Quan- 
titas generalis auf einmal zu verſchreiben, und 
ſo viel es nur irgend zulaͤßig iſt, nicht in Tropfen⸗ 
Form, ſondern mit einer groͤßern Menge Waſſer ver⸗ 
duͤnnt als loͤffelweiſe zu nehmende Mixtur zu ver⸗ 
ordnen. Eine Vorſichtsmaaßregel, die jeder beſon⸗ 

nene Arzt übrigens, ohne einer ausdruͤcklichen Vor⸗ 
fchrift darüber zw. bedürfen, ſchon an und für fich 
bei Verfchreibung aller Gifte beobachten wird. 

Und werden diefe Beftimmungen den Aerzten und 

Apotheken hiermit zur. Kenntnignahme und Nachachtung 

befannt gemacht. 

Münfter, den 18. November 1824. 

Könige. Preuß. Ober» Präfidene von — 

ine. 
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wirt ‚Sagen, er 


140. * 
Eirciular⸗ Reſeript des Königl. Miniſteriums des Sara 
an fämmtliche König: Regierungen, die: Beitrittspflich⸗ 
tigkeit: der Landiwehrs Offiziere zu einer der — 
Wittwen⸗Kaſſen betruffend. a ine 


.— 


Ueber die Beitrittspflichtigfeit der Landwehr » Offiziere 
zu einer .ber. beiden Wittwen-Kaſſen Haben Seine Königke 
Majeftät auf gemeinſchaftlichen Vortrag des unterzeichne⸗ 
ten und ‘des’ König: Kriegs-Miniſterii mittelſt allerhoͤch⸗ 
ſter Kabinets-Ordre vom ı8ten d. M. *) Beſtimmung zu 
ertheilen geruhet, wonach die den Landwehr⸗Offizieren in 
der Kabinets ⸗Hrdre vom 7. Auguft.2873; (Anl a) zus 
geſtandene Begünfl fiaano aufrecht. erhalten, upd denjenigen, 
welche zugleich im Eivil:Dienfte angeſtellt Andy die, Wahl/⸗ 
welcher von beiden, Zurwen + Feffen ‚pe. — 
frei geſtellt worden iſt. ER We Era: 

Hiernah nun, find, die im Eif. Dieuſe augefleikten 
Landwehr: Dffiziere...verpflichtet,, ; bei, ihrer: Verheirathung 
ſich darüber, welcher Wittwen-Kaſſe ſie beizutreten: beab⸗ 
ſichten, bei der den Conſens ertheilenden Evil „Behörde 
vorſchriftsmaͤßig und; mit Angabe des Penſiens⸗ Betrages 
zu erklären, daher vor Auspändigung des Confenfed dars 
auf die erforderliche Nückficht genommen, auch der be⸗ 
treffenden Witiwen⸗ Kaſſen Abminiftration, davon, Rahel 
gegeben werden ‚muß. 

Der Königl. Regierung wird bit zur Basastung 
belannt gemacht. . 400 

Berlin, den 22. Detober 182 8 . 
Minifterium des Innern. cute Aging a 
a A ak. 


* Geſetz⸗ Sebi PM sa ‚@: au 


\ 


en 
Auf Ihren Bericht * 24ſten d. Mg will Ich den 
bei der Landwehr und den freiwilligen Jaͤgern angeſtellten 
Offizieren den Beitritt zur Offizier-Wittwen-Kaſſe geſtat⸗ 
ten, den Landſturm⸗Offizieren kann dieſe Degünfligung 
giche zu Theil werden. 4 
Nendorff, den 7. Auguft 1813. 
Friedrich Diem, 


an 
den General⸗Major dv. Hate. 





141. 

Publifandum der Königl. Regierung zu Breslau, die 
Zahlung der Militair⸗Wittwen⸗Penſionen bee 
treffend. 

.Auf Veranlaſſung des Hochloͤblichen Fuͤnften Depar⸗ 
tements im Koͤnigl. Hohen Kriegs; Minifterio, wird hier⸗ 
durch befannt gemacht: 
daß jede aus der Militair - Wirtwens Kaffe Penfion ber 
ziehende Wittwe, folche nicht nur für den nächften Ter⸗ 

v min 1, Sannar-ı825, fondern auch für alle folgende 
Termine, jedesmal bei |der Negierungs: Hanpt» Kaffe 
der Provinz, oder bei der ihr zunächft gelegenen Spezial 

Kaffe zu erheben habe. 
Dabei wird‘ den, eine dergleichen Penfion bejiehenden Witt⸗ 
wen, mit Bezug auf die Verfuͤgung vom 23. Juni d. J. 
im Amtsblatt Stuͤck XXVII. Seite 2 32,- wiederholt des 
‚merklich gemacht: 

daß außer den bisher ablich geweſenen gerichtlichen At⸗ 

teſten unter den Penſions⸗Quittungen, dergleichen auch 

von andern oͤffentlichen Behoͤrden, desgleichen von Be⸗ 

amten, welche ſich eines Amts, Siegels bedienen duͤrfen, 

ertheilt werden koͤnnen. 

Sollte eine, eine Dffiziers ⸗Wittwen⸗ Penſton bezie⸗ 

hende Wittwe, durch Umſtaͤnde gehindert werden, derglei⸗ 
chen — nicht ferner aus — Daupts Kaffe er⸗ 


un 
A 
* 


heben gue kdunen, ſo iſt es zur Vermeldung iafer Weit, 
Kuftigkeiten durchaus nothwendig, ſoiches fo fruh als Möge 
lich vor dem Eintritt des naͤchſt bevorſtehenden Erhebungs⸗ 


Terming der eben genannten Kaffe anzuzeigen, und dabei 


die ihr zunãchſt gelegene: Spezial: Kaffe, bei welcher die 
Erhebung gefchehen Kann, in Vorſchlag zu, bringen, damit 
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- in: Zeiten hiernach die erforderliche Einrichtung getroffen 


serden kann. 
Breslau, den 3. December 1824. 
aan Königl. Preuß. Regierung. j 
nn 142. 
Meferipe: des. Koͤnigl. Minifterlums des Innern an. bie 


Könige. Regierung zu Breslau (und abſchriftlich an. 


ſaͤmmtliche übrige Königl. Regierungen): “die freiwilli⸗ 
gen Gaben zur Verfchönerung der Landwehr ber 
treffend. 
Des Königs Majeftät Haben nach einer an mich uns 
term sten diefed Monats erlaſſenen allerhöchften Kabinets⸗ 


Drdre aus den bei Allerhoͤchſt Denenfelben eingegangenen. 
Anzeigen gern zu erfehen: geruhet, was die Kreiſe N. N. 
in diefem Jahre jeder einzeln zur Verfchönerung der Lands 


wehr beigetragen haben, und diefe Gaben insbefohdere in 
der Boransfegung danfenswerth gefunden, daß fie, 


aus freiem Willen dargebracht, fichere Beweiſe 


der Theilnahme an dem Landwehr: Inftitnte abgeben. 


Dei dem mir gewordenen alerhöchften. Befehle, den’ 


vorgenannten Kreifen diefes zu erkennen: zu geben, wozu 


ich der Koͤnigl. Regierung Hierdurch den ‚Auftrag ertheile, 


haben Seine Majeftät Sich aber zugleich ſpeziell zu Aus 
Bern geruhet, daß dergleichen Beiträge in einer Zeit, wo 
ber Landmann befondere Schonung verdiene, nicht als eine 


Laſt erfcheinen, und daß dabei feine Einwirkungen Statt 


finden möchten, die ihnen den Charakter freiwilliger 
Gaben entzögen. \ ai, 


1198 i 
Indem ich: nun. der Koͤnisl. Regieruns hiern hen eine 
Abſchrift der. gedachten Alierhoͤchſten Kabinets « Ordre zu 
Ihrer Nachricht und Achtung uͤberſende, ertheile ich Ihr 
zugleich im Gemaͤßheit derſelben und mit Bezugnahme auf 
den Inhalt der an die Regierung zu Gumbinnen, wegen 
der im dortigen Departement zur Verſchoͤnerung der Land⸗ 
wehr geleiſteten Beiträge, ergangenen und. fämmtlichen Re⸗ 
gierungen zur Nachricht zugefertigten Verfuͤgung vom 30, 
November 1822 die. Anmeifung, “die Kreis ‚und Orts⸗ 
Behörden Ihres Departements. nach dem Inhalte der an⸗ 
liegenden Koͤnigl. Kabinets⸗Ordre gemeſſenſt zu inſtruiren, 
und denſelben zugleich nach der diesfaͤlligen beſondern Al⸗ 
lerhoͤchſten Anordnung zu empfehlen, ſich durch ihren Ei⸗ 
fer für. dem guten Zweck nicht verleiten zw laſſen, den oben 
angedeuteten Geſichtspunkt zu verfehlen. 
Berlin, den. 13. November 1924. — 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann.“ 


= F 143. 
Reſcript des Königl. Miniſteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Cölln, bie Verpflegung der wer 
gen Ausbleibens bei den nicht freiwilligen Uebungen zu 

befträfenden Landwehrmänner während bes Arreftes 

betreffend. 


— 


Der Könige. Regierung wird auf die Anfrage in 
Ihrem Berichte vom 22.. Auguft diefed Jahres, : 
wie es in Betreff der Landwehrmannfchaften, welche Bei 
den. nicht Freiwilligen Uebungen der Landwehr nicht ers 
fcheinen, und daher in Gemäßheit der Atterhöchften Kas 
binets ⸗ Drdre vom 14. Juli und. der Circular⸗ Verfüs 
gung des Minifterii des Innern vom 10. Auguſt d. I. 
mit einer Disciplinar» Urreft» Strafe zu belegen find, 
während der Dauer des Arrefied mit den Verpflegungs- 
Koften gehalten werden folle, — 


x .109 
nach Horheriger t Communication "ind im Einverſtaͤndniſſe 
mit dem Koͤnigl. Kriegs⸗Miniſterio eroͤffnet, daß die Land⸗ 
wehrmaͤnner, wie ber: Koͤnigl. Regierung auch ſchon durch: 
bie Verfügung vom 3. Juli d. J. zu erkennen: gegeben 
worden iſt, ſofern ſie dazu vermoͤgend ſind, waͤhrend ihrer 
Arreſtzeit ſelbſt für ihre Lebensmittelſorgen muͤſſen. 
Der Militair⸗Fonds kann daher die gedachten 
Koſten um fo weniger. Übernehmen, als derſeibe dazıp 
nicht dotiret ift.. ent ee u ν, 
Was Dayegen: diejenigen AIndividuen der Landwehr 
betrifft, ‚welche wegen: ihres Wegbleibens von den Uebun⸗ 
gen auf Requiſition der Militair⸗Behoͤrde in einem Civil⸗ 
Gefaͤngniſſe mit Arreſt beſtraft werden ſollen⸗ jedoch unbe, 
mittelt find; fo bleibt in Anſehung ſolcher Individuen 
hichts weiter uͤbrig, als ſte per Transport zum Lands 
wehr⸗Bataillons/ Stabe · zu· ſchicken, um bei diefem die 
verfuͤgte Strafe zu erleiden, da die Koſten, welche fuͤr 
ihre Verpflegung. in dem Civil’ Arreſte auflaufen würden, 
dem Eivil-Fond 3 nicht zur Laft fallen koͤnnen, die 
Communen aber weder Veranlaſſung noch, Verpflichtung 
zur Uebernahme derſelben ‚haben. | 
Das Könige, Krieges, Dinifterium ift daher erfucht 
worden, die Landwehrs Behörden zur Annahme, der Arres 
flaten in ſolchem Falle anweiſen zu laſſen. ®’? " 
Berlin, den 22. November 183253.. 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 





| 144. | 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz ⸗ Behoͤrden, die‘ Verpflegungss 
koſten ber zur Einſtellung Bei einer Straf» Sektion 
verurtheilten Landwehrmaͤnner betreffend. 
Nachdem des Koͤnigs Majeſtaͤt die Koſten der Bars 
Pflegung der zur. Einftelung bei einer Straf⸗Sektion vers 


\ i 
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urtheilten Indididuen waͤhrend der Voliſtreckung ber Strafe, : 
herunterzuſetzen geruhet haben; ſo betragen dieſe Koſten 
fuͤr einen beurlaubten Landwehrmann vom 1. December 
dieſes Jahrs angerechnet, monatlich 2 Rthlr. 224 Sgr 
Für die: Einziehung dieſer Summe: und deren Ueberſen⸗ 
dung an. die Militair⸗Behoͤrde, in Gemaͤßheit der Circu⸗ 
lar⸗Verfuͤgung vom 2. Auguſt dieſes Jahrs iſt Daher in 


allen denjenigen Faͤllen zu ſorgen, in: welchen die Koſten 


aus dem Vermoͤgen des Verurtheilten oder ſeiner dazu 
verpflichteten Verwandten beigettieben werden koͤnnen. Die 
Untergerichte find von dieſen herabgefegten. Alimentenfage 
durch die. Amtsblaͤtter zu: benachrichtigen. al 
vun den. 26. November 1824. ° ä 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
— 2. ãu geuen. 





ER 
Allerhbehſte Kabinets ⸗ Ordre die Befreiung der Mili⸗ 
tairs Speifes Anftalten bon ber Communal⸗Schlacht⸗ 
ſteuer betreffend. 


— 


Auf den Bericht, den das Staats-Miniſterium über 
die Befreiung des Militairs von dem Communal⸗Zuſchlage 
auf die Schlachrfteuer am ten v. M. an Mich erfiartet 
bat, feße Ich hierdurch feſt, daß in allen Garnifonen, wos 
felbft eigene Sphife » Anftalten für das Militair beftehen, 
die Communal= Steuer für das darin confumirte Zleifch, 
‚welches ganz genau nachgemiefen und controllirt werden 
fann, dem Militair zurück vergütet werden ſoll, ed mag 
von ihnen felbft gefchlachtet werden oder nicht. Ich trage, 
‚den betreffenden Miniſterien auf, dieſem gemaͤß das Wei⸗ 
tere zu verfuͤgen. 

Berlin, den 12. Auguſt 1824. 

Friedrich Wilhelm. 


—e — — 


* 

>= * t46. N 20 h J 
— des Königl. Milſcchuns des diren 

an fammiliche Koͤnigl. Regierungen, —2 An⸗ 
gelegenheit AAmIIKON: 





Des’ Rönige Majeſtůt haben mittelſt alterhochter 
Kabinets-Ordre vom 12. Auguſt c. zu beſtimmen geruhet, 
daß in allen Garniſonen, woſelbſt eigene Speiſe⸗Anſtal⸗ 
ten fuͤr das Militair beſtehen, die Communal⸗Steuer fuͤr 
das darin conſumirte Fleiſch, welches ganz genau nach⸗ 


gewiefen und controfirt werden könne, dem Militair zus: 


rück verguͤtigt werden fol, es möge von ihnen- feldft ges 
fehlachtet werden: oder nit. Der Königl. Regierung wird 
in der Anlage eine Übfchrift diefer Aerhöchften Beſtim⸗ 
mung mit dem Demerfen zugefertigt, daß ander bewil⸗ 
ligten Vergünftigung Theil zu nehmen haben: 

ı) die in den Kafernen befindlichen Speife: Einrichtun- 
gen, es mögen folche in größerem Umfange. beftehen, 
oder nach Erfordern der Pocälicät in kleineren „Abs 
theitungen gebildee ſein; 

2) die in den. nicht mit Kaſernen verfehenen Garniſo⸗ 
nen unter Aufſicht und. Controlle der Militair-Vor⸗ 
gefegten von größeren oder kleineren Truppen = Abs. 
theilungen errichteten Speiſungs⸗ Vereine, welche eben⸗ 
falls als eigene Speiſe⸗Anſtalten des Militairs an⸗ 
zuſehen find ; und 

3) die ih den Lazarethen vorhandenen Speife» Einrich» 
tungen. 

Was das Liquidations + Verkahren wegen des dem Mi⸗ 
litair aus den Kaͤmmerei⸗Kaſſen zuruͤckzuzahlenden Com⸗ 
munal⸗Steuer⸗ Aufſchlages betrifft, fo iſt es dem Zwecke 
am entſprechendſten, wert Auszuͤge aus ben Rechnungen 
der Speiſe-Anſtalten gefertigt, ſolche von der Commiſſion, 
der die Verwaltung der betreffenden Speiſe-Anſtalt uͤber⸗ 
tragen iſt, Hinſichts der Richtigkeit atteſtiret, und den 
Magiſtraͤten unmittelbar monatlich uͤbergeben werden. 

Die letzteren haben die zu erſtattenden Betraͤge als⸗ 
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dann ohne Dazwifchenfunft-der Steuer» Behörden auf die 
Kämmereis Kaffen, . in‘ weiche der. unverkuͤrzte Communal⸗ 
Aufſchlag aus der Steuer Kaſe uͤbergezahlt wird, anzu⸗ 
weiſen. 
Diernac hat die Koͤnigl. Regierung das Noͤthige durch 
die Amtsblaͤtter ſchleunigſt bekannt zu machen. 
Das Koͤnigl. Krieges⸗Miniſterium wird dem gemäß 
das Erforderliche an die Militair-Behoͤrden erlaſſen. 
Berlin, den 28. October 1824. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shufmann. 


147. 
Publtlendum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
: Borfpann »Öeftellung für die Divifions-Kommanz 
deurs bei Revuemaͤrſchen betreffend. 


Als Nachtrag zu den im Amtsblatt pro 1818 No. 
9. pag. 135 bis 145 im Auszuge enthaltenen Erläuteruns 
‚gen des Negulativd vom. 26. September 1808 über den, 
den Truppen zu verabfolgenden Borfpann, wenn fie, ohne 
mobil zu fein, marfchiren müffen, wird von der unterzeichs 
neten Königl. Regierung hiermit befannt gemacht, daß 
nach einer Befimmung der Königl., Minifterien ded In⸗ 
nern und des Krieged vom 23. September d. J. die Her: 
sen Brigade: Chefs, jegige Diviſions-Kommandeure, bei 
‘einem Revbuemarſch, flatt der ihnen zeither geftellten 6 
Vorlege- Pferde, von jegt ab nur 4 Dorlege: Pferde ers 
alten. 

Bromberg, den 19. November 1824. 
Königl.. Regierung. Eıfte Abtheilung. 


— — 
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Zweiter Abſchni tt. R 


ss. Auswärtige ı 
o efe — gebung. 


— 
Wheigl Würtembergifche Verordnung, bie Organifation 
und die Sat: Berhäleniffe des et 
— 


W itheim — 
von Gottes Gnaden Koͤnig von Wuͤrtemberg. 


D. das Inſtitut der Gensdarmerie den Abbſichten, die 
ſeiner Errichtung zu. Grunde lagen, nicht in allen Bezie⸗ 
hungen⸗ entfprochen "hat; -fo: haben Wir beſchloſſen, dem⸗ 
felben eine veränderte, dem beſtehenden Staats: Drganids 
mus angemeffene Einrichtung zu geben. 

Wir "serordnen" daher nach "Anhörung Unſeres 
Geheimen Raths wie folgt: 


Formation des kartiger / Rare. 
© I’ — 


gi — der Sffenttichen Dehnung und St 
a im ganzen Umfange des Königreichs iſt ſtatt der 


# 


« 
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bisherigen Gensdarmerie ein | Bandiäserigerne aufe 
* geſtellt. 


F. 
Als Landes⸗ Polizei - Anzatt bildet das Sandjägers 
Korps ein zufanmenhängendes Ganzes, 
Die innere Organifation — iſt militairiſch. 
$.. 


Die in/jebem einzelnen — ſtationirten Land⸗ 
jäger find einem Stations-Kommandanten (Unteroffizier), 
die fämmtlichen Stations-Kommando's eined Kreiſes eis 
nem Bezirks: Kommandanten (Dffizier), dad Ganze einen 
Stabs »Dffizier (Kommandeur) untergeordnet, 


Verlegung der Sandjäger, 


8. 4 
Die Stärke der Bezirks - Kommandos wird durch das 
Minifterium ded Innern, die Stärfe der Station > Roms 
mando's durch die betreffende Kreid- Regierung. iach Maaß⸗ 
gabe des oͤrtlichen Bedarfs beſtimmt. 


. 5 
Die den einzelnen Dberamts = Bezirken zugetheilte 
Mannſchaft wird theils in die Oberamisſtadt felöft, theils 
in Neben⸗Orte verlegt. 
6 
- Die ! Beftimmung der Stations⸗ ⸗Orte geſchieht auf 
den Vorſchlag des Oberamts durch die Kreis-Regierung, 
welche hiebei die Erhaltung einer ununterbrochenen Reihe 
von Abloͤſungs⸗Stationen fuͤr Gefangenen » Transporte, 
fo wie das Bedürfniß Der — vorzugds 
weiſe berückfichtigen wird, 


$. 7. 
Die Bertheilung der. einzelnen, — erfolgt be⸗ 
ziehungsweiſe durch den Kommandeur, die Bezirks, und 
Stationd » Kommandanten. 


$. 
Bei der DBerlegung iſt — Nückficht zu nehmen, 
daß Fein en N in ‚einem Orte oder * ſtationirt 
cwerde, 
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werde, 109 aus Samitien s Berbldungen Nachtheil für den 
Dienft zu: fürchten iſt. 


9. 

Den Stations⸗ Kommandanten ift ihr Aufenthalt in 
der Oberamtsſtadt, den Bezirks: Kommandanten in’ der 
Regel am Sitze der Kreis: Regierung, dem, Bezirks, Koms 
mandanten vom Meffarkreife und dem Kommandenr in 
Stuttgart angetviefen, . 


Zufammenziefung einzelner Aotfellungen, 
$. 10. 

Die Zufammenziehung der in einem Kreiſe befindlis 
chen Abtheilungen kann (im Ganzen oder Theilweife) nur 
aus Auftrag der Kreis » Negierung durch den Bezirks⸗ 
Kommandanten, eine Zufammenziefung aus mehreren 
Kreifen aber nur auf Befehl des BURN? des ii 
durch du Kommandeur eeiaiach 


$. 

In dringenden Faͤllen find war ſowohl die Oberäm⸗⸗ 
ter als die Kreis⸗Regierungen ermächtigt, zu Unterftügung . 
eines benachbarten Oberamts oder Kreifes demfelben eine 
Verſtaͤrkung zuzuſenden; es ift aber hievon auf der Stelle 
der Kreis: Negierung und dem. Bezirks» Kommandanten, 
beziehungsweiſe dem Minifterium des Innern. und dem 
Korps: Kommando, die Anzeige zu machen. 


Beiſtand des Linlen⸗Militairs. 
9. 12. 


Wenn in außerordentlichen Faͤllen die Beihuͤlfe des 
Linien -Militaird nöthig wird, fo kann die diesfalfige Auf⸗ 
forderung an daß legtere nur von der Civil: Behörde aus⸗ 
gehen. In der Kegel wird das Minifterium des Snnern 
‘das Kriegsd-Minifterium um die nöthigen Befehle an die 
Milttair- Behörde erfuchen. In dringenden Fällen find 
jedoch die Kommandanten der Garhifonen gehalten, jeder 
diesfallſigen Nequifition einer Kreis: ‚Dagierung oder eines 
Oberamts zu entfprechen. 

Annalen HeftIV. 1824. iii 
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8. 13. 
Wenn das Linien-Militair zu gemeinſchaftlicher Dienſt⸗ 
thaͤtigkeit mit dem Landjäger Korps berufen wird, fo führt 
Das militairifhe Kommando über gemifchte Abtheilungen 
ohne. Unterfehied der dem Dienftgrade nach höhere, und 
bei gleichen Dienftgraden der im Dienfte ältere Offizier. 
Verhalten Anderer gegen tie Lands Jäger im Dienfte. 
: F. 14. 

Jeder Unterthan iſt ſchuldig, die im Dienſte begriffe⸗ 
nen Landjaͤger auf ihr Erfordern in Ausübung ihrer Dienſt⸗ 
pflichten Fräftig zu unterflägen, ihnen in Allem, was dar- 
auf Bezug hat, genügende Auskunft zu geben, und, fo viel 
von ihm abhängt, Hülfe und Vorfhub zu leiften. Wer 
einem Lands Jäger fich thätlich mwiderfegt, ihn mißhandelt, 
oder auf irgend eine Weife in der Erfüllung feiner Dienſt⸗ 
- ‚pfliche hindert, wird nach der Strenge der Geſetze befiraft. 


Oeffentlicher Glaube der Lands Säger. 
' $. 15. Er 
In Anfehung des öffentlichen Glaubens der im 


Dienfte. gemachten Anzeigen find die Land» Jäger andern 
obrigfeitlihen Dienern gleich zu achten. 


Verhaͤltniß des Landjäger: Korps zu den Civils und Milltalr⸗ 
Behörden. 
e 16 

In Abficht auf feine Dienftleiftungen‘ ift das Land» 
jäger + Korps ausſchließlich zur Verfiigung des Minifteriums 
des Innern, fo wie die einzelnen Abtheilungen defielben 
zur Verfügung der Kreis. Regierungen und bejiehungs- 
weiſe der Oberaͤmter geſtellt. 

In gleicher Beziehung iſt der Kommandeur dem Mis 
nifterium des Innern, der Bezirks -» Kommandant der 
Kreis⸗Regierung, der Stationd- Kommandant dem Ober 
amt untergeordnet. 

Die einzelnen Land» iger haben auch den Vorftehern 
ber Gemeinden, in welchen fie fih befinden, Bolge zu leiſten. 
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$. 17. 
Diejenigen Bamie, welchen das Bandjäger> Eos 
nicht unmittelbar untergeordnet iſt, z. B. die Oberamts⸗ 
Richter, koͤnnen ſich der Landjaͤger nur mittelft Requiſition 


des Oberamts für ihre amtlichen Zwecke bedienen. Aus⸗ 


nahmsweife, wenn Gefähr auf dem Vetzuge haftet, koͤn⸗ 
nen die Oberamtsrichter zwar unmittelbar über die Sands 
jäger verfügen; fie haben jedoch den Oberamtmann von 
dieſer Verfügung ſogleich in on zu feßen. 


Zu möglichfter Abeänung" des Geſchaͤftsgangs ſind 
die Vorſtaͤnde der Kreis-Regierungen befugt, in Dienft- 
fachen, fo oft fie es für zweckmaͤßig erachten, die Bezirks⸗ 
Kommandanten entweder in die Sitzung der Regierung, 
oder zu ſich in ihre — 7 berufen: 


In Beziehung auf — ala in den einzelnen 
Abtheilungen, auf-militäirifhe Haltung und Disziplin find 
die Landjäger zunächft ihren Stationd- und Bezirks-Kom⸗ 
mandanten, diefe legtere aber dem Kommandeur unterge⸗ 
ordnet. 

$. 20. . — 
VWVon den Kommandanten der Militair⸗Garniſonen 


find die in den Barnifond: Städten. „Aationisseh Landjäger ' 


unabhängig. 
Disziplin und Setiätehackikt; | 
$. 21. hr 


Die Fandjäger, deren Dber- und Unter: Offiziere fies’ 


ben bei Dienfi- Vergehen unter militairiſcher, in alfen ans 
deren daͤllen aber: untet bürgerlicher . Gerichtsbarfeit, 
§. 22 
Bei, der Sonfürtein eines gemeinen Vergehens mit 
einem, Dienft- Vergehen iſt die militairifche —— 
auch fuͤr das erſtere — 
Diienſt-Vergehen, fie mögen fih auf ” militairis 
ſche Verhaͤltniß beziehen, oder den PofizeisDienft betref⸗ 
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fen, twerden nach den militairiſchen Strafgeſehen beurtheilt, 
in ſofern fie “durch dieſe Geſetze vorgeſehen, oder die letz⸗ 
tern wenigſtens analog anwendbar ſind. 

9. 24. 

Die Disziplinar-⸗Gewalt des Kommandeurs gegen 
Offiziere, Unter Offiziere. und Landjaͤger iſt der Strafbe⸗ 
fugniß gleich, welche die militairiſchen Straf⸗ Geſetze den 
Regiments Befehlshabern einräumen. 

Die Bezirks-Kommandanten ſind in dieſer Beziehung 
den Kompagnie⸗-Chefs gleichgeſtellt. 

Die Stations-Kommandanten koͤnnen nur vorlaͤufi⸗ 
‚gen Arreſt anordnen, und haben dem Bezirks-Komman⸗ 
danten hievon fogleich Meldung zu machen, 

Bon dem Urreft, der gegen einen in dem Oberamts⸗ 
Bezirke ftationirten Landjäger verhängt wird, ift dem Ober⸗ 
‚amt jedesmal auf der Stelle Nachricht zu geben. 

A $. 25 
Bet Dienfts Vergehen, welche eine augenblicklich 
Ahndung erheifchen, oder das Anfehen: der Civil» Behörde 


‚ gefährden , find die Regierungs/-Vorſtaͤnde ermächtige, ge 


gen die Bezirks = Kommandanten -eine Zimmer = Arrefk 
Strafe von vier und zwanzig Stunden zu verhaͤngen, 
welche von dem Megierungs- ——— bis auf drei Tage 
verlaͤngert werden kann. 

In einem wie in dem andern Falle ift der Kom⸗ 
‚ mandeur von der getroffenen Straf. Berfügung ſogleich in 
Kennimß zu ſetzen. 

Unter gleicher Vorausſetzung ſind die Oberamtleute 
befugt, Unteroffiziere und Landjaͤger mit einfacher Gefaͤng⸗ 
nißftrafe biß zu drei Tagen: zu belegen, wovon fie- den 
BHezirfd- Kommandanten auf der Stelle zu benachrightigen 
Haben. 

Auch die GemeindesDVorfteher find in den angezeigs 
ten Fällen berechtigt, die in ihrem Orte. flationirten oder 
fonft dahin kommenden Landjäger vorläufig feſtzuhalten. 
Sie haben jedoch dem Oberamt die weitere Verfügung ans 


heimzuſtellen und deshalb ungefäunte Anzeige zu machen. 


- 


9.26% 
Geldſtrafen wegen Dienſi⸗ — find ber dem 
Sanpjäger, Korps. nicht anwendbar. 

Wird von einem Unteroffizier oder Landjäger auf an⸗ 
dere Weiſe eine Geldſtrafe verwirkt werden, ſo kaun ſolche 
nicht mittelſt Abzugs an. den Dienſt-Gebuͤhren zum Ein⸗ 
zug gebracht werden; es iſt vielmehr in dieſem Falle nach 
der Beſtimmung der militairiſchen Sucfaeſete Art. 36 
“ verfahren. r r ve) 


$. 

Die von den Sürgerlichen Behörden ae Ar⸗ 
reſt⸗Strafen werden in den gewoͤhnlichen Polizei⸗ Gefaͤng⸗ 
niſſen der Oberamtsſtadt (wo moͤglich jedoch in einem ab⸗ 
geſonderten Arreſt⸗Zimmer) vollzogen. 

Daſſelbe — Statt’ bei den, von den militairiſchen 
Vorgefeßten erkannten Arreft- Strafen ’ weiche die Dauer 
don acht Tagen nicht uͤberſteigen. EN 

“ Längere Arreft- Strafen werden am Sige Apr Kom⸗ 
—— in dem dortigen Militair-Arreſte — 
wenn nicht entweder eine ‚andere Militair⸗Garniſon n 
her gelegen, oder in der Kreisſtadt es paffende Ein 
richtung getroffen —F 
5 .g, 28. , 1 

Während der Dauer des Strafs reits‘ sertitren 
 Unteroffiziere und Landjäger ihr Verpflegungs = — 5 
gungs⸗Geld, indem davon zunächft ihre Arreſt⸗ und 
pflegungs⸗ Koſten berichtigt werden, der Reſt aber fuͤr be 
Etat des Korps zuruͤckzubehalten if, anf welchen dagegen 
au ein etwaniger Mehrbetrag, in fofern er nicht von 


dem Landjäger felbft erfegt werden Fann, übernommen wird. 


Wenn aber zugleich, mit einer Arreft-Strafe die Ents 
.fernung vom Korps ausgefprochen ift, fo tritt vom Tage 
des eröffneten Erfenntniffes an der Verluſt der Loͤhnung 
und des DVerpflegungd: Entfhädigungs-Gelds ein. Die 
Arreft- und VerpflegungssKoften werden in biefem Falle 
aus dem Vermögen des Schuldigen, und im Galle der 
en aus dem Etat dei — be⸗ 

tten. 
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BR "aa 1 FOR 
"Die Unterfuchung der Dienfts Vergehungen von Un- 
———— und Landjögern wird durch das Oberamt ges 
führt. 
Nach beendigter Unterfuchung werden die Akten an 
den Bezirk - Kommandanten und von diefem, im Fall das 
Dergehen feine Strafbefugnißg überfleigt,; an den Kommans 
deur abgegeben, welcher nach Maaßgabe der-Umftände die 
Strafe auszufprechen,, oder das kriegsrechtliche Verfahren 
einzuleiten, und zu diefem Behufe die Einlieferung des 
_ Angefchufdigten in bie nächft gelegene "Garnifon zu vers 
fügen hat. 
Uniform und Bewaffnung, 
$: 30. 
"Die Uniform. des gandjäger- Korps. beſteht in 
1 dunkelblauen tuchenen Dienſtrock mit roth tuchenem 
— Vorſtobe, ſchwarzen Achſelbaͤndern, Kragen und Auf: 
ſchlaͤgen, 
a dunkelblauen tuchenen kurzen Dienſtrock mit roth tu⸗ 
chenem Vorſtoße, ſchwarzen Achſelbaͤndern, Kragen 
und Aufſchlaͤgen, 
1 Tſchako, mit Jagdſchnuͤren und Panzer, 
grautuchenen Mantel und 
ı Torniſter. 
Ueberdies erhalten die Landjaͤger die militairiſche Auszeich⸗ 
nung eines Rotten meiſters „ die Rottenmeiſter ‚die eines 
Dbermanns ‚ die. Dbermänner die eines Feldwebels und 
die Feldwebel bie eines Oberfeldwebels. 
Begwaffnet iſt die Mannſchaft mit 
ı Karabiner, 
‚ » Kartoufche- und 
» Säbel, 


— 


$: 
Sämmtliche Koften des Candjäger+ Korps werben von 
der Staatd: Kaffe heftritten, und find auf den Etat des 
Minifteriumd des Innern gebracht, 


$. 32% 

Waffen, Munition und große Montirung, -Iegtere 
mit Nücfiht auf die befiimmte Tragzeit, werden von dem 
Kriegs » Rath gegen vierteljährige Abrechnung mit. dent 
Miniferium des Innern an dad Kommando abgegeben. 


$. 33: 
An Sold und Verpflegung mr täglich: 
Der Feldwebel 


Loͤhnung ..20 kr. 

-.  Verpflegungsged . > r — 24 fr. 
Der Dbermann 

Loͤhnung 16 fr 


‚ Verpflegungsged . R . 24 kr. 
Der Rottenmeiſter 
Loͤhnung 10 fr. 
Verpflegungsgelde. 24 ft. 
Der Landjäger 
Föhnung R ü ; R » 6 fr. 
Berpflegungsged .. . 24 fr. 
fodann an Ertrageldern für Auſchaffung der kleinen Mon⸗ 


+ 
.. 


— tirung ct, der Mann vom Feldwebel abwärts jährlich. 12 fl., 


55 . 5 hl. 
S. 34. 

Jeder der Bezirks-Kommandanten bezieht neben freier 
Wohnung oder verhaͤltnißmaͤßigem Hauszins an Gage 900 fl. 
und eine -DferdBration zu Haltung eines‘ Den ſuferdea 

der Kommandenr aber er 

Gage » Te ec a 2400 f. 
und zwei Pferdd: Kationen. 

Die Nationen werden nicht in natura, fonderntin 
einer dem Jahre nach zu beffimmenden — abge⸗ 
reicht. 

$. 35. 

— erden dem Kommandenr und den ve⸗ 
zirks-Kommandanten angemeſſene Averſal⸗Summen für 
Schreib» Materialien ausgefegt, womit letztere nicht nur 
ihren eigenen Bedarf, fondern auch den Bedarf der Star 


! 
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tions; Kommandanten zu beftreiten, und die Dienfibücher 
der Mannfchaft anzufchaffen haben. 

Zur Unterftägung in den fhriftlichen Ausfertigungen 
werden dem Kommandeur zwei Quartiermeiſter beigegeben, 
deren jeder taͤglich an 

Loͤhnung. 3360 kr. 


Verpflegungsgeld . .. 24 kr. 
neben den oben ($. 33) fefigefegten Ertrageldern, bezieht, 
$. 36. 


Fuͤr die Koften der vorfchriftmäßigen Mufterungss 
Meifen erhalten die Dffiziere eine Entfchadigung, welche 
bei dem Kommandeur auf eine Kommando: Zulage von 
täglichen 4 fl. mebft der doppelten Ertrapoft:Tare auf 
zwei Pferde, bei den Bezirfd- Kommandanten aber auf 


ein Averfum von täglichen 3 . beſtimmt iſt. 


$. 
Außer den ‚bier (3 — feſtgeſehten Gebuͤhren ha⸗ 
ben die Landjaͤger, deren Ober⸗ und Unter» Offijiere we⸗ 


“der an ihrem Stations-Orte noch außerhalb deffelden ir= 


gend einen Nebenbezug an Quartier, Verföftigung, Pferdes 
futter, oder ſonſtigen Emolumenten anzufprechen. Auch 
bei Transporten in's Ausland wird feine Zulage gegeben. 


Rekrutirung. 
$. 38. 
Dis Sandjäger: Korps wird ergänzt burch Sreititige, 
welche im Linien» Militair gedient, und nach vollendeter 
Dienſtʒeit ihren Abſchied erhalten haben. 
d $. ‘39, 
Die Bedingungen der Aufnahme find: 
i::2) ein ehrenvoller Abfchied; 
2) ein Alter von. nicht weniger ald 25 und nicht mehr 
ald 40 Sahren; 
3) ein gefunder Eräftiger Körperbau und gute natürs 
liche Geiftes » Anlagen ; 
4) die Fähigkeit fertig zu Iefen und verftändtich zu 
fehreiben, und endlich. 
5) ein vom Oberamt beglaubigte Zengniß der Orts⸗ 
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Obrigkeit ded Bewerberd ‚über die Nechtlichfeit und 
ſittliche Aufführung deffelben. 


8. 4% 

Die Aufnahme geſchieht durch den Kommandeur, wel⸗ 
er dem Minifterium des Innern- für die Seftpaltung 
obiger Bedingungen ($. 39.) verantwortiich if; 

$.. 41. 

Jeder Aufsunchmende bat ſich einer fehömonatlichen 
Probezeit zu. unterwerfen, während ‚welcher ihn der Koms 
mandenr, nach vorgängiger- Vernehmung des Bezirks⸗ 
Kommandanten, ohne alle weitere Foͤrmlichkeiten wieder 
entiaſſen kann. 

Sollte der Fall eintreten, daß der jaͤhrliche Abgang, 
auf die hier oben ($.38—41) erwähnte Weife nicht ers. 
gänzt werden Könnte, fo wird der Kriegs-Minifter die 
Einleitung treffen, Daß tüchtige Leute aus dem Linien: 
Militair, welche fich freitillig dazu ——— am Sande . 
Maren garrt. überfegt a 


$. 

"Sn Fällen, wo der Borspeit des Landijager · Dienſtes 
es verlangt „kann ein Lamdjäger, der feine Kapitplation 
erfüllt dat, und nach feinen fonfligen Eigenfchaften zum 
Einftehen geeignet ift, in dem Linien Mititair als Erſatz⸗ 
mann ‚angenpinmen, und dei dem ia aelafien 
werden. 


———— 


8. 43. 
Die Dienſtzeit bei dem Landjäger-Korps iſt in den - 
Degel ſechs Jahre; nach Ablauf diefer Zeit kann jedoch . 
die Kapitulation erneuert werden, in fofern der Mann für 
den Dienft noch brauchbar iſt. 
Wer in das Korps eintritt, muß f ch anheiſchig ma⸗ 
chen, wenigſtens zwei Jahre bei demſelben zu dienen. 
Die Dienſtzeit derer, welche in dem Linien-Militair 
- ald Erſatzmaͤnner angenommen und dem Landjaͤger⸗-Korps 
überlaffen worden ($.42.), wird wie beim Linien = Militaie 
berechnet. 


* 


—V 
Beeidigung. 


F. 44. 

Die neuangeſtellten Mitglieder des Bandjäger s Korps 
werben im Beifein des Kommandeur auf die Kriegs⸗Ar⸗ 
tikel und die Landjaͤger⸗Inſtruktion verpflichtet. 

Beförderung. 


En $. 45. — 
Errledigte unteroffiziers⸗ Stellen erſetzt der Komman⸗ 
deur auf den Vorſchlag der Bezirks⸗ ⸗Kommandanten aus 
der Mitte des Korps. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen ausgezeichnete Unteroffiziere, 
welche als ſolche aus der Linie getreten ſind, ſogleich als 
unteroffiziere im Landjaͤger⸗Korps angeſtellt werden. 


46. 
Die Ernennung eines Lndiagers zum Rottenmeiſter 
iſt fuͤr die Dauer der erſten ſechs Monate proviſoriſch. 
Ergiebt ſich in dieſer Zeit ſeine Unfaͤhigkeit zum Stations⸗ 
Kommandanten, ſo kann er durch den Kommandeur nach 
vorgaͤngiger Vernehmung des Bezirks⸗Kommandanten, 
ohne weitere doͤrmlichkeit zum Landjaͤger zuruͤckgeſetzt 

werden. 


Die Offuere des — * — ⸗Korps werden son dem 
König auf den gemeinfchaftlichen Vorfchlag der Miniſterien 
des Innern und des Kriegswefens ernannt. 


Belohnungen. 
9 48. 

"Ansiidfiiiee und Landjäger, welche fich — Ent, 
ſchloſſenheit, Umſicht und Dienfteifer befonders auszeichnen, 
werden nach Befchaffendeit der Umftände 

durch "öffentliche Belobung 
durch Geld⸗Praͤmien, 
durch Befoͤrderung 
— oder 
durch die Verdienſt⸗ Medaille 
belohnt werden. 
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m une 49. EN * 
Zu Beſtreitung der Geld⸗Praͤmien, deren Vertheilung 
dem Miniſterium des Innern uͤberlaſſen bleibt, iſt eine be⸗ 
ſtimmte Summe auf den Etat des Landjäger- Korps ans 
gewiefen. 
Die ausgefegten Belohnungen werden halbjaͤhrig be⸗ 
kannt gemacht. 


—X $. 50. 


Ueberdies gewaͤhrt mehrjaͤhriger re Dienſt 


im Br vorzüglihen Anfpruch auf Anftelung 
oder Verforgung im Civildienf. 

-Die Behörden find angemiefen, auf bergleichen Ends 
— beſonderen Bedacht zu nehmen. 


9. 51. — 

Dagegen finden bei dem Landjaͤger-Korps mit Aus—⸗ 
nahme der cartelmäßig feftgefegten Fang= Gelder für aus⸗ 
ländifche Deferteurs keine Anhring Gebühren Statt, 

Verchbetrathung. . 
$. 52. i 

Die Landjäger find in der Kegel unverheiräthet. Nur 
in außerordentlichen Fällen Fann die Erlaubniß zur Vers 
heirathung ausnahmsweiſe ertheilt werden, jedoch fo, daß 
nie mehr ald der zehnte Theil der Mannfhaft aus Vers 
heiratheten beftebe. 

Bei den Unteroffizieren findet in Anfehung der Zahl 
der Verheiratheten feine Befihränfung Statt. 

Die Heiraths-Erlaubniß ertheilt der Rommandene 
unter Beobachtung der Formen, melche das militairifche 
Dienft: Reglement für ähnliche Faͤlle vorfchreibt. 

Insbeſondere aber wird ihm zur’ Bflicht gemacht, 
Feine Heiraths⸗Erlaubniß zu ertheilen, bis fich die Vers 
lobten über ihre Aufnahme ih das Bürgers oder Beiflgs 
nah einer und. derfelben Gemeinde genügend ausgewieſen 
aben. 

Heirathsgeſuche des Kommandeurs und der Bezirks⸗ 

Kommandanten werden durch das Miniſterium bed Ing 
5 1 Y . - 


1 


= 
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nern, beziehungsweiſe unter Dernehmung des — 
res det Könige vorgelegt: 


Beurlaubung 


$. 53. 
In der Regel findet beim Sandjägers Korps feine 


X 


Beurlaubung ‚Statt. 


In dringenden Fällen hat jedoch der Oberamtmann 
die Befugniß, einem Unteroffizier- oder Landjäger auf drei 
bis vier Tage, Urlaub zu bewilligen. 

$. 54 

‚Bei: längeren. Urlaubs: Gefuchen wird. die Meldung 
des Stationd- Kommandanten. bei dem Dberamt einges 
reicht, oder mit oberamtlichem Beibericht durch den Bes 
zirfs- Kommandanten der Kreid-Negierung zur Entfcheis 
dung vorgelegt. Ihre Entfchließung wird dem Bezirks 
Kommandanten zur Beförderung an das Oberamt zugeftellt. 

Der Beurlaubte verliert fein Werpflegungsgeld; die 
Loͤhnung wird ihm nicht entzogen. ($. 33.) 


$. 55° 

Urlaubs⸗-Geſuche der Offiziere werden von der Kreids 
Regierung an das Minifterium des Innern einbegleiter, 
und von diefem nach Vernehmung des Kommandeurs ers 
ledigt. 

Der Kommandeur ſelbſt wendet ſich mit feinen Urs 
Jaubs - Gefuchen. unmittelbar an das ve des 
Innern. 


Entlaſſung. 
§. 56. 
Mach beendigter Dienſtzeit (F. 44.) erhält der Lands 
jaͤger, wofern feine neue Kapitulation mit ihm abgeſchloſ⸗ 
fen wird, feinen Abfchied in der bei dem Militair Eee 


“brachten Form. 


$ 7 i — 
Im Laufe der Dienfheit” findet Gutfaffung theild we⸗ 
gen Unbrauchbarkeit zum Dienfte, theils zur Strafe Statt. 


A — 1917 
| s 58. 5* 
Bel. eintretender Unbrauchbarkeit für den Landjaͤger⸗ 
Dienſt hat der Kommandeur bei dem Miniſterium des 
Innern auf Entlaſſung anzutragen, und im Falle koͤrper⸗ 
licher Untuͤchtigkeit dieſen Antrag durch ein vom Kriegs⸗ 
Minifter beglaubigtes Zeugniß des ie ar 
zu belegen, 


3 £ 
Die bürgerlichen und Militaie Gerichte Finnen die 
Entlaffung entweder als feldfiftändige Strafe oder in Vers 
- bindung mit einer andern, Strafe ausfprechen. Mit der 
Berurtheilung zur Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe muß die 
Entfernung von dem Landjaͤger⸗Korps in jedem Falle vers 
bunden werden, 
§. 60 
‚Der Entlaffene ($. 57 — 59.) — einen Schein, in 
welchem der Grund der Entlaſſung ausdruͤcklich bemerkt wird. 
Sollte ein Landjaͤger, der aus dem Linien-Militair 
zum Landjaͤger⸗Korps uͤberſetzt ($. 42.), oder ald Erfagmann 
dem LandjägersKorps überlaffen worden ift, ($. 43.) von 
letzterem wegen verfchuldeter Unbrauchbarfeit oder zur 
Strafe ‚wieder entlaffen werden, fo iſt derfelbe auf den 
Reſt feiner militairifchen Dienftzeit zu den Garniſons Roms . 
pagnien abzugeben, es wäre denn, daß in dem richterlis 
chen Erfenntniß außer der Entfernung aus dem Landjäger: . 
Korps aush die Ausfioßung and dem Militair aus geſpro⸗ 
chen waͤre. 
g. 61. 
Die Offiziere des Landjaͤger-Korps koͤnnen nur von 
dem Koͤnige auf den motivirten Antrag der Miniſterien 
des Innern und des Kriegsweſen entlaſſen werden. 


Penſionirung und Invalldlrung. 
62, 
Die Verordnung --vom 13. September — wegen 
Penſionirung der Militairs Perfonen und ihrer Wittwen 


behält auch auf die Offiniere des eig: ihre 
. Anwendung. 
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Unteroffiziere und Landjäger mwerden in Abficht auf 
Invalidirung dem Linien» Mikitair gleichgehalten. 
Dagegen wird der bei letzterm gewöhnliche Invali⸗ 
den, Abzug auch bei dem Landjäger Korps berechnet. 

Die Penfionen fowohl als die SFinvaliven : Gehalte 
werden auf den allgemeinen Penfionsfonds übernommen. 

Rrantens Pflege e“ 
— nl 63. 

Unteroffiziere und Landjaͤger, welche im Lauf ihrer 
Dienſtzeit erkranken, werden in dem naͤchſtgelegenen Mili⸗ 
tair⸗Spital gebracht, und dort nach den für das Linien, 
Militair feftgefesten Normen behandelt. Der diesfallfige 
Aufwand wird nach den bei dem Linien -Militair; beftehen- 
den Taren der Kriegs Kaffe aus dem Erat des Fandjäger- 
Korps erfeßt, welch letzterer Dagegen daß Verpſtegungs⸗ 
* des Kranken inne behaͤlt. 

Bei leichteren Krankheiten, oder wenn die umſtaͤnde 
den Transport in das Militair-Spital Acht geſtatten, ſind 
die Unteroffiziere und Landjaͤger von dem beſoldeten oͤf⸗ 
fentlichen Arzte unentgeldlich zu behandeln, die Arzneien 
und ſonſtige Loſten aber aus dem Korps⸗Etat zu Saabien. 


Beerdigu n g. 
§. 64. 
Ein in ‚einem Garnifond= Ort, verflorbened ‚Mitglied 
des Landjäger : Korps wird militairifch beerdigt. 

An andern Orten beforgt der Orts— Vorſteher die 
Beerdigungs-Anſtalten. 

Der Stations-Kommandant und die übrigen im 
Oberamt flationirten Landjaͤger haben, fofern. fie nicht 
durch Dienft Verrichtungen abgehalten werden, dem feis 
chen » Begängniß anzuwohnen. 

Die Koften der Beerdigung werden FORTAN dem 
Minifterium ded Innern verrechnet. 


Von der gegenwärtigen Verordnung, fo wie von der 
Dienfi- Infiruftion, welche die näheren Beſtimmungen über 


J 
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die Dienfr Berrichtungen des Eandjäger Rorpd, über fein 
Verhalten im Dienfte, über die innere Ordnung im Korps 
und die Dienft- Kontrolle enthält, wird jedem Landjäger. 
ein .befonderer Abdruck nebft einem Auszug . der militairi⸗ 
ſchen Strafgeſetze zugeſtellt. 

Unfere Miniſterien des Innern und des Krieges 
weſens find, jedes in feinem Theile, mit der — 
der gegenwaͤrtigen Verordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 5. Juni 1823. 

Wilhelm. 
Der proviforifche Chef des Departements des Innern: 
von Schmidlin 


Der Kriegs - Minifter: 
Graf von Franquemont. 
Auf Befehl des Königs: | 
Der Staats - Sefretair, 
Bellnagel 


2. 
Verfügung der Königl. Würtembergifchen Minifterien des 
Innern und des Kriegs, die Dienft-nftruftion für 
das Königl. Landjäger-Korps- betreffend, | 





Unter Beziehung auf die heute erlaffene Koͤnigl. Vers 
ordnung über die Organifation und die Dienft-Verhältniffe 
des Landjäger- Korps wird demfelben folgende Dienft In: 
ſtruktion ertheilt: 


Erfier Abſchnitt. 
Bon den Verrichtungen des Landjäger-Korps. 
Allgemeiner Zweck deffelben. 
§. 1. 
Das Landjaͤger⸗Korps iſt beſtimmt, unter der Leitung. 


der ordentlichen Polizei» Behörden über die Erhaltung der 
Öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung im Innern des 
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Königreichs und Aber Beobachtung der deshalb beſtehen⸗ 
den Gefege und Verordnungen zu wachen, die Aufträge, 
die ihm im diefer Beziehung zu Theil werden, zu vollzies 


‚hen, Gefahren, welche dem Einzelnen, oder dem Ganzen, 


den Verfonen oder dem Eigenthum drohen, abzuwenden, 
Verbrechen aller Art zu verhüten oder anzuzeigen, die 
Schuldhaften oder Verdächtigen zw verfolgen, zu ergreifen 
und vor die Behörde zu führen. 
Ordentliche Dlenſt/ Vertichtungen des Landjägers Korps. 
; . $. 2» 
Die ordentlichen Verrichtungen des Landjäger- Korps 
find: 7 
a) Streifen, 
'b) Gefangenen «Transporte und 
‘c) Boftiwagen : Begleitung. 
Streifem 
| 5. 3. — 
Die in den einzelnen Oberaͤmtern ſtationirten Unter⸗ 
offiziere und Landjaͤger find‘ verpflichtet, den ihnen anger 


wieſenen Bezirk, fo oft und fo weit ihre Thaͤtigkeit nicht 


durch befondere Aufträge in Anfpruch genommen wird, 
ſowohl bei Tag als zur Nachtzeit zw durchfireifen, die 
Haupt: und Neben» Straßen, Gehölze und Waldungen 
zu begehen, vorzüglich aber abgelegene Höfe, einzeln fte: 
hende Herbergen, Mühlen und Schluchten, wo gefährliches 
Gefindel feine Schlupfwinkel hat, zu durchfuchen. , 
en } 

In der Regel flreift jeder Landjäger einzeln, der 
Marfchroute gemäß, die ihm vom Oberamt vorgezeichnet iſt. 

Wenn aber die Gegend unficher oder die Erpebition 
fonft gefährlich ift, fo darf eine Streif-Patrouille aus 
nicht weniger ald zwei Mann befiehen. \ 


—— eh 
Die Streifzäge müffen planmäßig. geſchehen, damit 


‚eine und diefelbe Gegend nicht immer durchftreift werde, 


eine andere aber ganz unbeſucht bleibe.: = 
Menn 


122%, 


Wenn es die Umſtaͤnde moͤglich machen; fol jeder 
Dberamss «Bezirk wenigſtens alle 8-—14 Tage ganz en 
reift werden. on 

6. 


$. 
Waͤhrend der Streife haben die — 

I, alles zu beachten, was die oͤffentliche und: Privat⸗Si⸗ 
cherheit betrifft, die nöchigen Erfundigungen hierüber 
bei den Drtd.Vorfiehern und fonftigen Einwohnern eins 
zuziehen, auf verdächtige Perfonen ein wachfames Auge 

zu haben und über ihre Verhältnife, ihre Beſchaͤftigung 

und Verbindungen genaue gie ſich zu verfchaffen. 


F. 

IL An den Landes» Graͤnzen FR die Eintrittspunkte moͤg⸗ 
lichſt genau zu beobachten, damit ſich kein gefaͤhrliches 
Geſindel einſchleiche. Namentlich haben die Landjaͤger 
alle hienach bezeichnete Perſonen ohne weiteres und 
ſelbſt dann, wenn ſie mit — an ſich unverdaͤchtigen 
Paͤſſen verſehen ſind, an der Graͤnze zuruͤckzuweiſen, und 
vor dem Wieder sEintritt unter der Bedrohung, vor die 
‚nächfte Polizeiftelle geführt zu werden, zu verwarnen, 
nemlich: fremde Bettler, herumziehende Marktfchreier, 
‚ Saufter, Gluͤckshafentraͤger, Scholderer, Raritäten, Ka- 
ftenträger, haufirende Medifamenten:, Oehl⸗ und Fars 
ben» Händler, fremde. Hafenbinder, Hechlenfpiger, Keſ⸗ 
feiflicker, Korbmacher, Kochlöffel und Dfenrohrhändfer, 
Miemenftecher, gemeine Spielleute, Kolleftanten, Kameel⸗ 
und Bärenführer, Sackzeichner, Scheerenfchleifer, Saͤ⸗ 
. genfeiler, Schnaffen: und Wannenmacher; alle, die fein 
ordentliches Heimweſen und Gewerbe haben, ausländis 
ſche Trödeljuden; fremde Land» Krämer, welche fich über 
einen feften Wohnfig, über ihre Berechtigung zum Hans 
del und über einen zum Fortkommen hinreichenden Waa⸗ 
ren⸗Vorrath nicht auszumeifen vermögen; endlich hers 
»renlofe DBebiente und Jäger, wenn fie nicht neben eis 
‚nem obrigfeitlihen Paſſe, morin ihre Abficht, einen 
Dienft zu fuchen, beurfunder ift, mit einem unverdächs 
tigen. Abfchiede, der nicht über ein halbes Jahr alt fein 

darf, verfehen find. 

‘ Annalen HeitlV. 1824. Kkkk 
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bi $ 8. 
„Die Streif ⸗ Vatroniden ſind ferner angewieſen, 

III. die Polizei auf den Landſtraßen zu erhalten, damit 
der freie Verkehr nirgends gehemmt und Niemand durch 
unvorſichtiges Neiten oder Fahren, oder durch fonftige 
Nachlaͤßigkeiten der Kutſcher und duhrleute beſchaͤdigt 

werde 
F. 9 
- Eben fo haben diefelben 

IV. auf öffentliche Anlagen, Chauffeen, Brüder, Stege 

“and andere Kommunifationdmittel, auf die Obſtbaͤume 
an den Chauffeen, auf Sicherheitd- Schranfen, Stun 
denſteine, Nuhebänfe, Monumente und dergleichen auf: 

merkſam ju fein, jeden Mangel oder muthwillige Ver⸗ 
legung folcher Gegenftände fogleich zur Anzeige zu brins 
gen und. die IR zu erforfchen, 

8. 10. 
MNicht minder fi nd die Landjäger verpflichtet: 

V. Tumulte auf den Straßen und ahdere Exzeſſe zu ver- 
hindern, bei entfiandenen oder beforglichen Schlaghän- 
deln dazwifchen zu treten, und die Unruheſtifter mach 
Berchaffenheit ‚der Umſtaͤnde entweder anzuzeigen Dr 
feſtzuhalten. 

. 11. 
Den Landjaͤgern liegt es 0b: 

VI, drohenden Ungfäcksfälfen zu begegnen, wuͤthende Huns 
de oder andere gefährliche Thiere auf der Stelle zu 
tödten, oder in fofern ihren died mißlingen ſollte, die 
naͤchſte Ortd Obrigkeit und jeden, der ihnen begegnet, 

davon in Kenntniß zu fegen; zu Rettung verungluͤckter 
Perſonen auf Straßen oder im Waffer ſchnelle Vorkeh⸗ 
rungen zu treffen, zu Sicherung des Leichnams Anftalt 
zu machen, und den nächften Orts: Vorficher unverzüg- 
lich davon zu benachrichtigen, gemuͤthskranke oder bes 
trunkene Leute auf den Straßen außer Stand zu feßen, 
zu ſchaden; gebrechlichen und huͤlfloſen Perfonen, die 
fie auf der Straße finden, beizuftehen, und nach Um⸗ 
ftänden für deren Sortfehaffung Sorge zu tragen u. ſ. w. 


x 
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EL © 12. 
Insbeſondere aber ſind die Landjaͤger beauftragt: 
VH. auf die Entdeckung und Verfolgung von Verbrechern 
und andern. verbächtigen Perfonen- auszugehen. 


In diefer Gemäßpeit werden alle hienach bezeichnete | 


Derfonen ohne. Nückfichs von ihnen fefigehalten, und vor _ 


die naͤchſte zuſtaͤndige Behörde geführt:- 
1) Verbrecher, oder andere. den Landjaͤgern perſoͤnlich 
unbekannte Geſetzes/Uebertreter, welche auf friſcher 
That angetroffen werden; Er 


. 2) Entwiciene, durd Steckbriefe verfolgte Verbrecher, 
fo ‚wie Perfonen, welche durch Tragung blutiger 


Waffen, durch den. Befig von muthmaßlich entwen⸗ 


deten oder geraubten Sachen, oder durch andere 


fihere Anzeigen eines begangenen Verbrechens . vers 


daͤchtig find; 
3) in⸗ und ausländifche Deſerteurs; 


4) Soldaten, die mit feinen Urlaubspaſſe verfehen find, 


oder deren Urlaubszeit fehon abgelaufen iſt; 
5). ungehorfame Militeirpflichtige; 
6) Vaganten, Bettler und. herrenlofes. Geſindel, fo. tie 
alle oben $. 7. II. bezeichnete Perfonen, welche ſich 
des Derbotd ohmerachtet über die Landes» Gränze 


herein gefchlichen - Haben; nicht weniger inländifhe - 


Baganten, welche fih ohne Erlaubnißfchein außer⸗ 


halb ihres. Oberamts betreten laſſen; 


7) verdächtige Neifende und Handwerksburſche, welche 


mit feinem, oder wenigſtens mit keinem ordnungs⸗ 
mäßigen Pafle oder Wanderbuche verfehen find; 
8) Confinirte, welche den ihnen angemwiefenen Aufent- 
haltsort eigenmächtig. verlaffen haben, und. endlich 
9) folhe, die fich dem Landjäger Korps felbft in Aug- 
übung feines Dienſtes widerſetzen, oder es fonft bes 
keidigen. N 


§. 13% 

In Beziehung auf Reiſende wird den Sandjägern be⸗ 
:fondere Vorficht empfohlen, damit Niemand unnöthiget- 
weife beläftigs oder aufgehalten, ne aber), au berem 
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Feſthaltung der — oder Polizei gelegen iſt, entdeckt, an⸗ 
gehalten und der Behörde übergeben: werden. 

Neifende, die ſich der Ertrapoft oder: des. Poſtwagens 
bedienen, dürfen von den Streif- Patrouiten nicht angehals 
ten werden. 

Unverdaͤchtigen Neifenden aus dem Inlande, oder be⸗ 
kannten unverdaͤchtigen Perſonen aus dem benachbarten Aus⸗ 
lande darf kein Hinderniß in den Weg gelegt werden, wo⸗ 
fern ſie ſich — auch ohne Reiſepaß — auf irgend eine 
glaubhafte Weiſe uͤber ihre Perſon und den Zweck ihrer 
Reiſe auszuweiſen vermoͤgen. 

Wenn aber der Reiſende verdaͤchtig erſcheint, ſo iſt er 
mit Beſcheidenheit nach Namen, Stand, Wohnort, nach 
dem Zwecke feiner Reiſe und ſeinem Pafle zu befragen. 
Sind feine Antworten ungenügend, ausweichend oder wis 
. berfprechend, hat er gar feinen Paß, oder ift der legtere 
nicht in Nichtigkeit, ‘fo daß entweder ‚feine Dauer fchon 
abgelaufen ift, die Perfonal- Befchreibung nicht uͤberein⸗ 
flimmt, die etwa vorgefchriebene Marſchroute nicht einges 
halten worden ift, oder der Paß fichtbare Spuren der Fäl- 
ſchung an fich trägt, fo iſt der Neifende zu veranlaffen, der 
Streifs Patronilfe zum naͤchſten Oberamt zu folgen. 


F§. 14. 

Die Geftaltöhezeichnungen (Signalements). flüchtiger 
Derbrecher Haben fich die Landjäger möglichft genau zu bes 
merken, zu dem Ende von-den Drtöbchörden die ihnen 
zufommenden Steckbriefe, Sffentlichen Blätter u. ſ. w. ſich 
mittheilen zu laffen, und bievon auf ihren Streifen, farh> 
dienlichen Gebrauch zu — 


$ 

Den wegen eines Berbredend $ 12. Nro. 1. 2.) 
ergriffenen Perfonen werden auf der Stelle alle Inſtru⸗ 
mente, die zur Wehr, fo wie alle Effeften, die zur Flucht 
förderlich oder für den Gang der Unterfuchung von. Wichs 
tigkeit fein Fönnten, 3. B. Waffen, Baarfchaften, Schrifs 
ten, Schlüffel, Hafen u. dgl. vorläufig abgenommen, wenn 
ed die Umftände geftatten, fogleich. verzeichnet, und am 
Ablieferungs⸗Orte im DBeifein des —— an die Be⸗ 
hoͤrde abgegeben. 


: ». Aa; 
BY 16. Urn matten 
Die Einfieferung. des —* 6. 12) veſchieht in 
der Regel zu Fuß. 
Wenn aber ſehr gefährliche: Verbrecher, die:afit Sis 
cherheit wicht fortgebracht werden. koͤnnen, oder ſchwache 
kraͤntliche Leute, oder Perſonen, deren Aeußeres auf Bit⸗ 
dung ſchließen laͤßt, ergriffen werden, ſo ſollen die Streifs 
Patrouillen die naͤchſte Orts,Obrigkeit je nach Umſtaͤnden 
entweder um Begleitungs⸗Mannſchaft, oder um einen Wa⸗ 
gen requiriren, wobei nach Beſchaffenheit des Standes 
auch auf die Art des Wagens Ruͤckſicht zu nehmen iſt. 
Im Uebrigen haben ſich die Streif⸗Patrouillen bei 
Begleitung der aufgegriffenen Perſonen an die Vorſchriften 
zu halten, welche weiter unten uͤber den Gefangenen⸗ 
Transport gegeben werden, | 
RE 7 — N, 
Jede von einer Streif⸗Patrouille aufgegriffene Pers 
fon iſt vor den naͤchſten OrtdsVorfteher, oder nach Um⸗ 
ſtaͤnden vor den Oberamtmann zu fuͤhren, welchem allein 
zu beſtimmen zukommt, ob und in welches Gefaͤngniß der 
—— —— werden nr 


.& 

ge ben Dreen, dur — die Streif- — 
kommen, duͤrfen ſie ſich nur ſo lange aufhalten, als ihre 
Anweſenheit nothwendig iſt, um ſich beim Orts⸗Vorſteher 
zu melden, die geeigneten Erkundigungen einzuziehen, ihre 
Anweſenheit beurkunden zu laſſen, und die ihnen etwa er⸗ 
— Auftraͤge au von iehen, 

19. : 

"Bam 173 Streif: Yatrouiken begegnen, fü ua fie 
ſich gegenſeitig alle Notizen mitzuteilen, die. für den Dienſt 
von Intereſſe find. 

- Zum Behufe folcher Miteheilungen iſt die Einrichtung 
zu treffen „daß die Streif ⸗Patrouillen benachbarter Ober⸗ 
ämter von Zeit zu Zeit am der Graͤnze ihrer Bezirke zus 
fammentreffen. 

x Sefangenens Transporte, 


u a net a. — 
"Die Landjaͤger Haben die innen Übergebenen Gefan⸗ 


genen an den ihnen bien engine gt a transpor⸗ 
tiren (5. 27. 2 

al 
=. 1 Wenn mehrere Gefangene zugleich tranitbortitt werben, 
Fo iſt die Zahl der Landjäger nach der Zahl der Gefange⸗ 
nen und ihrer größeren oder geringeren Gefährlichkeit zu 
beſtimmen. "Einem einzelnen -Landjäger dürfen nie 6 
als zwei Gefangene, zwei Landjägern aber hoͤchſtens fünf 
Gefangene zu gleichzeitigem un Abergeben’ werden, 


-. Der Landjäger hat den — nur dann zu uͤber⸗ 
nehmen, wenn ihm der Gefangene von dem Beamten oder 
som Orts⸗Vorſteher in eigener Perſon oder von deſſen 

gefeglihen Stellvertreter übergeben wird. 

Die Uebergabe durch Amts Diener, Gefangenwaͤrter 
und dgl. iſt unzulaͤßig. 

Eben fo iſt es Bei der Abgabe des Gefangenen auf den 
— Stationen oder * ee ‚m halten. 


"Der Sandjäger ehe — der Behörde; welche den 
Srandport anprdnet, einen- offenen Transportſchein, den er 

an dem Drte, wohin er den Gefangenen geleitet mit dem 
letzteren zu uͤbergeben hat. 

Auf. den Zwiſchen⸗Stationen wird der’ mit dem &e 
fangenen überlieferte Transportfchein, nach Deifegung der 
Zeit der Ankunft und- des Wiederabgangs, fo wie des Na 
mens des neuen. Begleiterd,; dem Eandjäger, der den 
Transport fortfeßt, zugeſtellt. 

Gleichzeitig wird der Name des Gefangenen, nebſ 
dem Tag und der Stunde des Abgangs des Transports 
in das Dienſt⸗Journal des Landfaͤgers ($. 64) eingetragen: 


$. 24. 
Ehe der Transport angetreten wird, Hat ſich bir Band 
jaͤger zu uͤberzeugen, daß der Gefangene nichts mehr beiifich 
en * ihm zur Wehr oder Flucht foͤrderlich ſeur Frame: 
“+15 


Ni Zu 
Die Sefimmung, ob ein ragen a dem Zr 


4 
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PRERRIOR —** za bekegen fit, Badge von Ermefſen ber 
den Transport anordnenden Stelle a 

Giaudt jedoch der. Landjaͤger * Gefangenen nicht 
ander⸗ als geſchloſſen mit Sichergeit transportiren zu 


Eönnen, fo hat derſelbe durch eine" befcheidene Vorſiellung 


bie Verantwortlichfeit von 62 abzuwenden. 


5, u 
— der Regel gericht ſeder Gefangenen» Srshäyrt 
; zu “ 
Die Mordnung eines Wagen: Transport: hängt von 
der abfendenden Behoͤrde ab. 

Wenn aber ein Transport- zu Fuß wegen eines, Ents 
weichungs⸗ Verſuchs oder Widerfeglichfeit vom Seiten des 
Gefangenen, oder wegen eingetretener Krankheit des letz⸗ 


teren gar nicht, oder nicht mit Sicherheit u "werden 


tan, fo hat der Landjäger die naͤchſſe Orts⸗Behoͤrde um 


einen‘ Wagen oder um Begleitungs⸗Mannſchaft * * 


deßlung des Gefangenen zu bitten. 
27. 

Der Transport geht auf der EIER Straße 
von einer Landjaͤger⸗ Station zur anderen, mern nicht ber 
Gefangene an eiem — — Orte abgegeben wien 
den folk; -° 


ren, darſen nicht eingeſchlagen werden. 


$ 28. —* 
Der Zransport iſt ununterbrochen fortzufetzen, und 
fo’ einzurichten, daß die Abloͤſungs⸗ Station- ** vor Ein⸗ 
bruch der Dunkelheit erreicht wird. 
Ueberhaupt fol einem Landjaͤger bei —** ga 
gesteit kein Transport en — werden 
Auf dem Wege * "ei Yanbjäger * ‚Gefangenen 
vor“ * hergehen zu laffen, und ſtets im Geſichte zu behalten: 
Er darf nicht geftatten, daß jemand ſich zu dent Go 
fangenen gefelle,. oder ſich mit ihm unterrede. 
Bedarf der Gefangene der Ruhe, fo iſt ihm ſolche 
unter Beobachtung, der goianeten ku 
zu ei 


Rebenmwege, wenn fe an ſchneller zur — fuͤh⸗ 
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ügenbne —— vn 
1. 1 Ausk Sanbjäger,, ve 7% auf dem Trandporte beges⸗ 
‚nem, ‚bürfen die Sefangeapn;;i in feinem. ‚Balle dermäeg 
gegen einander; vertauſchen. 

Wenn ſie jedoch in einem, Orte zufammentreffen, wo 
Die wechfelſeitige Uebergabe unter den Augen des Orts⸗Vor⸗ 
ſtehers geſchehen kann, ſo iſt mit deſſen Genehmigung der 
Mechfel; geſtattet, und in, den beiderſeitigen — 
durch den Orts⸗ Borfeher zu beurkunden. — 
au’ 9 VER se - 31» 
» Ein 4 dem, Sraugporte entwichener. ———— muß 
ons dem Landjaͤger ſo lange verfolgt. werden, bis bei der 
naͤchſten ‚Drtöftelle die Anzeige: gemacht, ‚und von dieſer die 
noͤthige Auſtalt zu weiterer Verfolgung getroffen. worden ift. 
soon nf dem Ruͤckwege hat der Landjäger in jeder Ges 
meinde, durch welche er, kommt, von der, Entweihung des 
re Anzeige zu — 


se... | 
Wenn ein des Landes Bertoiefener über ‚die Gränze 
— werben ſoll, ſo hat der Landjäger, denſelben nicht 
an der Landes / Graͤnze zu entlaſſen, ſondern bis zur naͤch⸗ 
ſten qustaͤndiſchen Veurem e as ‚begleiten. - 


$:: 

An Sonn», und a find. die Bandjäger mit it 6. 
fangenen: Transporten zu verſchonen, fehr dringende Fälle 
ausgenommen, deren nn den — übers 
laſen bleibt. 


Se 
Wenn der dandiager — der ‚Abgabe des 5 Gefanger 
nen feinen Ruͤcktransport erhält, fo fol er den Rückweg 
in feine Station zum, Streifen benugen, und zu dieſem Ende 
uch moͤglichſter Vermeidung Dr REMRIBRENL SCHADE: Neben 
wege: ‚ehnfohlagen. 
 PerwWagen? * Baisitung. 


N er 
Die: Pofmägen werden, de König — vom 


i 929 
9. September 1919 gemäß; auch fernerhin durch Landjaͤ⸗ 


ger begleitet; Jedoch iſt dieſe Begleuung auf“ — B 


zeit beſchraͤnkt. 
Für jeden — wird nur €inganbjäger abgehen 
6. 


3 
Der zu diefem Dem berufene Sandjäger! af 4 
bunden, den Poſtwagen waͤhrend des Umpackens zu bewa⸗ 
chen, bei der Abfahrt den ihm auf? dem Poſtwagen ange⸗ 
wieſenen Sitz einzunehmen, ſein Gewehr mit Vorſicht un⸗ 
terzubringen, und unterwegs anf Alles was uni ihn vor⸗ 
geht, zu merken. Dem Schlafe ſoll er ſich nie uͤberlaſſen. 


Den Ruͤckweg in ſeine Station hat er zum u. 


zu — 
Weitere Werrichtungen des — 


8. 37. 

Neben diefen gewoͤhnlichen und ſtets wiederkehrenden 
Verrichtungen kann das Landjaͤger⸗ Korps: bei allen Vor 
fällen: verwendet werden, wo Semaffneter Beiſtand noth⸗ 
wendig erſcheint: 

I, zu Arretirungen, welche von —* oder Poltzet· Sten 
len verfügt. werden; 

II, zu Dausfuchungen, welche unter: der Leitung oder aus 
Auftrag obrigkeitlicher Behoͤrden geſchehen; n⸗ 

II. zur Unterſtuͤtzung von Zahlungs-Executionen, jedoch 
nur in dem Falle, wenn Widerfeglichkeit bereits einges 
treten oder zu befürchten iſt; 

IV. zur Aſſiſtenz bei größeren‘ Streifen, welche mit aufs 
— bürgerlicher Mannfchaft veranſtaltet werden; 

. zu Gefaͤngnißwachen, wenn die Gefaͤngniſſe in einen 
Ange überfüllt find, oder die- Gefährlichkeit 
eined Verbrechers die Beigebung 'einer befonderen Wache 
nothwendig mache. In dieſem Falle haben die beſtellten 
Waͤchter an die beſondern Inſtruktionen, die ihnen ge⸗ 


geben werden, ſich zu halten, im Allgemeinen aber ſich 


wie jeder militairiſche Poſten el @cfangenen zu — 
Endlich 


VL zur Polizei⸗Wache bei Sinrichtungen· ME 


— * * * 
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Bei Feuersbruͤnſten haben ſich alle in dem Oberamts⸗ 
Bezirke oder ſonſt in einem Umkreiſe von drei Stunden 
ſtationirten Landjaͤger, wofern fie nicht durch andere Auf: 
träge abgehalten find, ohne befondere Anweifung auf den 
Brondplag zu begeben. - 

Bei größerer Entfernung ift die Sumeiung des vor 
gefegten Oberamts zu. ee. 


$. 
Auf dem Brandplab⸗ —* ſollen die — unach 
den Befehlen des die Feuerloͤſch⸗Anſtalt leitenden Beam⸗ 
‚sen huͤlfreiche Hand leiſten, beſonders aber für Rettung der 
dem Feuer ausgefegten Perfonen und Sachen, fo wie für 
Bewachung der letzteren und fuͤr Verhuͤtung von Dieb⸗ 
ſtaͤhlen beſorgt fein. 


F. 
Gleiche Thaͤtigkeit liegt —* bei Ueberſchwemmun⸗ 
gen, Eisgängen u: f. os > 

nr 41. 

Wenn fremde Truppen durch das Königreich mar⸗ 
ſchiren, ſo wird das Landjaͤger⸗Korps beſondere Inſtruk⸗ 
tionen erhalten, wie es ſich gegen Nachzuͤgler und andere 
Militair⸗Perſonen, welche ſich im Quartier oder auf den 
Straßen Exzeſſe erlauben, zu benehmen habe. 


Verhaͤltniß des Landjaͤger / Korps zur Orts s Polizel, 


& 42. 

» Mit der inneren Poltzei in gefchloffenen Orten bat 
fih das Landjägers Korps micht zu befaffen. 

Dagegen find die Landjäger verbunden, nicht wur in 
alten Zählen, wo, die Drtö»Poligeis Behörde bewaffneten 
Deiftands bedarf, mitzuwirken, bei großen Volks » Zufam- 
menfünften, Sahrmärkten, Meflen, Kirchweihen, Wallfahr⸗ 
ten u. ſ. w. zur Unterfiügung bereit zu: fein, und Die Ans 
- weifungen der, Orts-Vorſteher zu Befolgen, fondern auch 
allg. Uebertvetungen gegen die Orts = Polizeis Gefege, wenn 
fie gelegenheitlich fonftiger Dienfts Verrichtungen zw ihrer 
Keuntniß en sur Anzeige zu bringen. 


agı 


x 
ndhethande ſollen die — in geſchloſſenen Orten 
feine Dienſthaͤndlung ohne Anweiſung oder Wiſſen des 
Orts⸗Vorſtehers vornehmen, ſofern wicht dringende Ge⸗ 
“fahr auf dem Verzuge re J 
Insbeſondere iſt den ——— ſtreng verboten, in 
—— Orten ohne Ermaͤchtigung der zuſtaͤndigen Be⸗ 
hoͤrde eine Hausdurchſuchung vorzunehmen oder überhaupt: 
den. Eintritt im. Privatı Wohnungen (ed. fei bei Tag oder 
bei Nacht) zu verlangen, ed wäre denn, daß : 
2). von einem Hausbewohner um Hülfe gerufen wird, 
.2) oder ein über der. That. betretener. Verbrecher : oder 
ein. entfprungener Gefangener fich. vor _den Augen des 
‚ Verfolgers in eine ns geflüchtet hätte. 


:$; 

Dagegen tonnen die —— auch in gefihloffenen j 
Drten Wirthshaͤuſer und. andere dem Publikum :offen ſte⸗ 
hende Plaͤtze, des Tags zu jeder Stunde, und des Nachts 
bis zur Zeit, wo fie nach. den Polizei-Geſetzen geſchloſſen 
fein ſollen, betreten, um ‚Verbrecher: aufzufuchen; oder grobe 
Störungen der öffentlichen Rufe, Schlaghändel u. ſ. w. 
zu beſeitigen. 

Es ſoll jedoch auch in ſolchen Hätten mit: Schonung’ 
und Anſtand verfahren, und jede unnnöthige Seläfigung 
friedlicher Gaͤſte möglichft — werden. 


Einzeln liegende Hfe, Wblen, Herbergen umd der⸗ 
gleichen iſt der Landjaͤger jederzeit zu durchſuchen berech⸗ 
tigt. (oben F. 3. 


Verhalten der —— in Abſicht — Sinanp / Vergehen. 


§. 47. | 

Den Dergehungen : wider - die Finanz · Geſehe, zou⸗ 
Leif Zehent: Veruntrenungen u. f. wm. von Amts wegen 
achzuforfchen, liegt außer dem Berufe der: Landjäger. 
Wenn fie jedoch bei ihren ordentlichen DienfsVerrichtuns 
gen dergleichen Webertretungen wahrnehmen, oder Künde 
davon erhalten, oder den Uebertreter ſelbſt uͤber der That 
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'antreffen, fo find fie verpflichtet, Anzeige zu maächen, oder 

‚nach, Befinden. der Umftände den Angeſchuldigten vor die 

Behörde zu bringen, jedenfalls „aber den. betreffenden Be: 

amten. und Dienern. auf. ‚Verlangen Beiſtand zu letzen 
Gebrauch u; Waffen 2 


$:- 
oOhne ausdruͤcklichen Br: der Kivtfs Behörden. duͤr⸗ 
fen die Landjaͤger nur in folgenden Faͤllen von ‚ideen Ra, 
fen Gebrauh mahen: : 

1) wenn: während einer" Dienſthandlung Gewait ‚oder 
Tpärlichkeit gegen fie: ſelbſt verübt wird, und: der Wis 
derftand von der Art ift, daß er nur mit Senat 
der Waffen uͤberwunden werden kann; 

* wenn ſie auf keine andere Weiſe ihren Poſten u be 
haupten, ober Perſonen md ‚Sachen, fuͤr die fie ver 
antwortlich find, zu ſichern vermögen; 

© 3) wenn ein’ denfelben jum Transport Übergebener "oder 
‚anf. der That betreiener Verbrecher oder eine andere 
von ihnen feftgehaktene nr die Flucht ergriffen hat, 


F. 
Edhe ſedoch zu dieſem u Mittel: gefehritten wird, 
* der Landjaͤger zuvor noch eine letzte Warnung zu verſuchen. 
Dieſe geſchieht in den — erſten Sällen unter dem 


N et 
RUUSEEE BER || Namen: vs Könige“, 
im dritten * aber dadurch, daß dem Fliehenden wenig⸗ 
ſtens einmal „Halt“. zugerufen wird. 
Dienſt/ Odliegenfelten der EN und Unter « Offälere 


S. 

Den Offizieren des ———— liegt zunaͤchſt die 
‚Verpflichtung od, die innere Ordnung im Korps zu erhalten, 
"die Mannfchaft über den Umfang ihrer Dienfipflichten zu der 
lehren, fie zu Erfuͤllung derſelben anzumeifen, und ihre 

Dienſtverrichtungen zu beobachten. 
9. 51. 

Außerdem find diefelben verpflichtet, Bei ihren Dienft- 
Reiſen N als bei jeder andern Gelegenheit — 

ang 


2235 
habung der Öffentlichen FEN. 
Ahrer Kenntniß kommende Mängel: und Störungen derſelben 
— der, Civil⸗ Behörden zu bringen. ug 

3,1 Mit der unmittelbaren Leitung der polizeilichen den⸗ 
— der Landjaͤger haben ſich die Offiziere nur 
dann zu befaffeni,:. wenn ihnen bei wichtigeren —— 
* perſonliches Kommands Übertragen: wird, DEREN 


5 Yiaa 72 
* nöfsber- ‚Oteiöns, Rommandant iftuneheh. kon. Siefidt 
auf ſeine untergebene Mannſchaft zu allen der; letztern ob⸗ 
iegenden Otenſtleiſtungen, mit Ausnahme der gewoͤhnlichen 
Gefangenen⸗ — und der Voſtwagen s Begleitung, 
Derbunden ! u — 
: —— — hat er den ss Bautfulat- Surf 
vorzunehmen. * — — in art Far 
Wenn drei öder mehrere Pandjäger einen. deineinfhaft 
chen Auftrag erhalten, ſo hat jederzeit der — 
sea das Kommando zu fuͤhren. I Sin 
Ueberdies ift. er gehalten, jeden Morgen, fi. beim 
Ob einzufinden, deffen Befehle, einzuholen ‚> udn dem 
aufolge den Dienft an bie einzelne Mannſchaft auszutheilen. 
Ban "Wert „sed ar „ek anbjägete ; 
ix Balh die 1 
———— amrſtja. a ix zu benſenlgen Ver⸗ 
richtungen, welche in 'gegenwärtiger re 2 
nd, angehalten, es darf af nameneli nicht zu Voll⸗ 
— tetlicher Erkenntniſſe, vder db Beirefing, von . 
Kia ‚und, audern Abgaben‘ (die $. 3%: degeidhueten Sitte 
: —— ‚noch wenige zu Boͤt tendienfteh, Bi Ders 
Ric ung A even Ants Dienern —*88 zu Or⸗ 
Goran "ober Privat: Dienffet, wedet von Cioil, Deam⸗ 
ten noch von den een migscäncht werben. " 


‚Bmeiter Abfgnite 


Atigeineine Verhaltungs⸗Vorfchriften ia das 
II: hehe : 
$. 
Im aͤutgemeinen haben die tie ſich ſtreng an 
—* Heft IV, 1824 
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ihre Inſituktion, fo tie an die ihnen ertheilten beſondern Auf- 

traͤge und Befehle zu halten, ihre Dienſtpflicht ohne alle 

Neben⸗Ruͤckſicht mit: Ernſt/ und Nachdruck zu erfuͤllen, da⸗ 

bei / aber ein beſcheidenes,gemaͤßigtes Betragen zu beob⸗ 

Aachten, jeder Einmiſchung in Familien⸗ und andere außer⸗ 

Halb, ihres: Berufes liegende Angelegenheiten ſich zu "et 

halten, und das Publikum nicht unnuͤtzer Weiſe zu belaͤſtigen. 

Sie ſollen ſich bemuͤhen, durch Anſtand, durch nuͤchternes, 

. "gefitteted Benehmen, durch Unpartheilichkeit, durch Wachſam⸗ 

keit und Entfchloffehgeit, Überhaupt durch ſtrenge Pflicht: Erfikt- 

— di: Antnae und das oe der Düsgge zu erwerben. 

den 28. 2 

m Dienfte erſcheinen Dffiiere, Unteroffigiere und 

:Bandjäger nicht anders als in voller. Uniform ‚und bewaff⸗ 

net mit De ſcharf geladenem Gewehre. Er — 
4 5 56: sone * 

Den dandjagern iſt der Betrieb einer Wirthſchaft und 
die ae Verrichtung von Privatdienften für ihre 
Perſon verboten. Auch die. Frauen derſelben duͤrfen in den 

— ihrer Ehein aͤnner keine Wirthſchatt treiben. 
— ze 

" Gefienfe ‚anzunehmen, ‚oder; 16 in Birthehäufern 

freihalten zu faffen, wenn eines oder dag andere auch nur 

in der entfernteften Berührung. mit dem —— 

Iſſe ‚Ränder iſt gleihtale Kali — 


HR li 


i 


Soße Vertegung. der ——— jede — gegen 

das Benehmen eines. Landjaͤgers ſoll auf der Stelle uͤnterfucht, 

und der Schuldige aunachſichtlich geſtraft, wogegen dieſelben in 

ihren votſchriftemaͤhigen Verrichtungen aufs kraͤftigſte uns 

terſtuͤtzt, und in dem zu Erreichung ihrer Veſtimmung noth⸗ 

wendigen Anſehen erhalten werden ſollen. 

Dritter Abſchnitt. 

: Von, ‚der innern Hrdnung im Korps und der 

he ‚Dienfl-Eöntroffe "" 
Sunere Drdnung. 


B 


u 5. 52. 
Die innere Ordnung im Korps und in den verfchie 


N i \ u ‚ 2955; 
und Grundfägen, welche ben dem Koͤnigl. Mititair, Deflehet: 
aufrecht erhalten, fo daß jede Abtheilung in dieſer Beziehung " 
zunächft- ihrem eigenen, Abtheilumgs⸗ Kommandansen dieſer 
feibft aber ſeinem naͤchſten Vorgeſetzten für die Disziplis; 
und das. nflichtmäßige Betragen, der. ihm untergebenen 
Mannſchaft verantwortlich üb. 1 0.5 


EP u 60.. 3ν 
In Krankheits ⸗oder bei ſonſtigen Verhinderungs⸗ 
fällen wird der Kommandeur Durch: den Bezirls ⸗Komman⸗ 
Dasten, für den- Neckar⸗Kreis, ein. Bezirks-Kommandant 
durch den in, Der Rsaiöodt ſtationirten Unteroffigter „ei: 
StationdeRommandaut aber durch den aͤlteſten oder brauch⸗ 
Barften Landjager, der im Voraus von dem Bezirks⸗Kom⸗ 
mando hiefuͤr zu bezeichnen iſt, vertreten. si; Gr 
Zeder Kommandirende, der feinen Wohnſitz über Nacht 
verlaͤßt, iſt gehalten, wenn es die Umſtaͤnde nur immer· 
aunben, deu; Dienſt ordnungsmaͤßig feinem Stell ⸗Vertre⸗ 
ter zu uͤbergeben. ER 
Dienſt⸗Controble. ut? 


N m.’ 


$. 61, . — ia en? 
Diee Dienſt ⸗ Verrichtungen des Landjaͤger ⸗ Korps wer⸗ 
den in jeder Abtheüung zunaͤchſt durch den. Abtheilungss- 
Kommandanten, im Korps ſelbſt aber durch den Komman⸗ 
dear⸗ controllirt; den Givibs Behörden. ſteht jedoch ‚bie Eins 
ft der für. den. Pelizei⸗Dienſt beſtimmten Journale zw - 
jener Zeit. offen. Ä 2 netg ihn  a eail 
aginsut 7 0° Dion: Journale, 43 ihel 
nNne al· es ja . $. Kr Te in raus 
sure Beben Unteroffizier und Landjäger iſt gehalten, ein 
eigenes Dienſt⸗Journal zu führen, welches zur Ueberſicht 
über die Dienſt⸗Verrichtungen beſtimmt, und alle drei 
Monate zu erneuern iſt. — 
RR 9 63. | 
AT Ur dieſem Dienft- Journal, welches im Voraus zu 
paginiren, mit dem Namen des Inhabers zu verfehen und 
in Üoficht auf Aechtheit und Blattgehalt durch den Be⸗ 
zirks⸗Kommandanten zu — werden die Dienſt⸗ 
lade : . 138 — Kr ia Ya 
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PRAAENCHEEN ve. gahetat und die erheblicheten Wahr⸗ 
„megtmungen deſſelben von Tag‘ * ag Vorzeit, 


gt 
Die einzelnen Dienf Berrhtänge bes Landjagers, 

die Anzeigen, die im Dienſte von "ihn gemacht werden, 
die Hinderniſſe, die ihm bei ſeinen Verrichtungen zuſtoßen, 
die Gruͤnde eines laͤngeren Aufenthalts“ (beſonders · wenn er 
genoͤthigt iſt, des Nachts außerhalb feines Stations⸗Orts 
zu verweilen) u, Ü w. hat derſelbe von! den —— in 
van‘ Dienſt⸗ Journale beſcheinigen zu laſſen. 

Insbeſondere muß bei den PartiEnlarv Streifen vom 
jebem Orte, den er befucht hat, feine Anweſenheit mit den 
etwanigen Neben⸗ Umſtaͤnden durch den Orts⸗Vorſteher, 
Bei Gefangenen  Tramporten die Uebergabe des Transports 
und die Stunde des Abgangs vonder abſendenden Bes 
Hörde, die tichtige Weberlieferung des Gefangenen und Die 
Abgabe ver im Transporefehein ſpezifigirten Effekten aber 
nebſt der Stunde der Ankunft durch die Stelle, an welche 
der Gefangene abgeliefert worden ift, und die Pofttvagens 
Begleitung durch das betreffende Poſt- Amt in dem Dienſt⸗ 
Journal beurkundet werden! 

Endlich werden in daſſelbe alle Auftraͤge vercaeu⸗ 
get son den ‚Behörden — = 


ge: 
> Die mifitateifeöeh Woraefihten, f denen enacht die 
Prifung: der Dienſt⸗ Journale obliegt, find: angetwiefen, jede 
hiebei entdeckte Unrichtigkeit oder Nachlaͤßigkeit unnachſicht⸗ 
lich zu ahnden, den Civil⸗Behoͤrden aber von denjenigen 
Gegenftänden, die fich etisa zu einer Verfügung derfelben 
eignen, oder ſonſt fuͤr ſie von Intereſſe em — Ans 
zeige zu machen. 
Dlenſthucher der Stationgs Kommandanten, 
$.: 66. 
‚Außer ihren eigenen Dienft = Journalen führen die 
Stntions»- Kommandanten: 
3) eine Kommandirliſte Goſter), Nena die Reihen 
folge, in welchen: die einzelnen Landiäger zu Den: ger 
woͤhnlichen. urnd außergewoͤhnlichen Verrichtungen, den 


BE : Rn; 7 
WBeffehlen der Civil⸗Behoͤrden gemäß. si; verwenden 


u. find, beſtimmt: wird z 7: 122mm 
2) eine Stations⸗ und Conduiten⸗Liſte, it welche die 


Aufſtellung der Mannſchaft an den einzelnen Stations⸗ 
Ct Beten, ferner Alle: ausgezeichnetere Dienſileiſtungen 
usarwerneinzelnen. Landjägerz ihre Dienffehler „und, Die 
ni peßhalbi gegen Fre: —ſei es von der Civilæ oder Mi⸗ 
litair⸗Behdrde erkaunten Strafen,eingetragen, erben; 
3) einer Verpflegungs · Liſte, worin ſie Kb, die halbmonat⸗ 
u: liche fuͤr die Mannſchaft erhobenen und an fie, aus⸗ 
— Gebühren (5. 74 .) von letzterer beſcheinigen 
laſſen; — F 
4) eine Munitions⸗Liſte, worin der Berbrauh an Mu - 
„nition in ihrer Abtheilung "zu verzeichnen iſt; 
5) Coticept- Bücher für Repporte, "Meldungen und ats 
dere fchriftliche Miteheilungen. 2 2u 
Die erhaltenen ſchriftlichen Befehle werden von den 
Stations⸗Kommandanten num«rirt, und in zeitgemaͤßer 


RE Er wu eg — 
Mit dem erſten Tage dir Monate’ Januiar April, . 


Abtheilung za 0.5 ©. 
ı) eine Stamm⸗Liſte; nalen eat 
2) eine Stationd-- und. Conduitenatifie; 
3) eine Munitionsskiftez. NE 
Concept ⸗ VBuͤcher für. Rapporte, Di Ihnen und Bes 
richte au die Kreis Regierung und. d 3 
vn . für. ihre Mittheifungen, an die Bezirks⸗Veamten Und 
ãr die von ihnen ‚erfaffenen. Befehle, an die Sta⸗ 
Albong ⸗· Kommandanten. alla ana.” 


r 


as 
Die ·hei ·deu Bezeto / Kmnmando eingehenden; Beſehle 
und ee werden — * nach der al 
Kr 8* 69 dei 


Die‘ von ihren gefammeiten Dienft + — und 
Kowmandir⸗ Lifte der Unter⸗Offiziere und Landjaͤger werden 
durch Die Bezirks⸗Kommandanten, mit den. etwa noͤthigen 
Bemerkungen, je am ı5ten der Monate Januar, April, 
Julius und Oktober an den Kommandeur eingeſendet. 

“ Ebendahin- wird die re a am 1. Ja⸗ 
niuar und 1. Julius einbefoͤrdert. 


2 800, Dienftbücher des — 
—9J . 

Der Kommandeur Führe Ale das ‚ganze Korpe. 

— eine Stamm⸗Liſte; 
2) eine Stations⸗ und Conduiten-Liſte; 
: 3) ein Montirungs⸗ und Waffenbuch; 
4) eine Munitionss Lifte; .... . 
5) Concepts Bücher für. Kapvorte, Meldungen, Berichte 
an die Miniſterien des nern und des Kriegswe⸗ 
Alens, fuͤr erlaffene Befehle an die Bezirks, Komman⸗ 
nt danten und für ſonſtige Schreiben. 
Ra : — 0. 
>Gi ea. en Zi ‚ 

Die Kapporte: über en und Abgang, an Man 
ſchaft werden vom Station: Kommandanten mit dem legs 
ten Sage jeden Monats gefchloffen, und ohne Auffhub an 
den. Bezirks: Kommandanten, von- diefem aber an den Koms 
mandeur eingeſchickt, welch letzterer ſofort dem Haupt⸗ 
Rapport an die Miniſterien des Juuers und des — 


weſens erſtattet. 
UMetdungen. 


$. 7% 
Die gewöhnlichen Meldungen, welche bei militatriſchen 
Theil des Dienſtes betreffen, werden nach der Reihenfolge 
der Dienſt⸗ Ordnung je am 12. und 20. Monatstag an 
das Bezirks⸗Kommando, am 15. und 25. aber an den 
Kommandeur erſtattet, welcher nach Beſchaffenheit des Ger 


J d 4239 
„genftandes: die "Sache ſelbſt erledigt, oder. an die: höhere 
» Stelle: bringt. 

Weldungen von Wichtigkeit find, an Feine Termine ge⸗ 
Zen unge Shema’.., | 


? H *44 
sah 
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Die Schema's zu allen fhriftlichen Eingaben werben den 
Bezirks⸗Kommandanten durch den Kommandeur zugefertigt. 
ER Te 2 u Mufterungen, Bene PR ee 
5.Der Stat ns · Konmandanten. 


u 
ER am zweiten Sonntage vor oder nach dein Gdttes⸗Dien⸗ 
ſte hat der Stationd-Rommandant feine Abtheilung in der Ober ⸗ 
"amts-Stadt zu verfammeln, die Ausruͤſtung der Mamfhaft, 
bveſonders die Beſchaffenheit der Gewehre zu viſttiren, die Dienſt⸗ 
bücher ſorgfaͤltig zu dubchgehen, folche, ſo weit es geſchehen 
kann, mit feiner Rommandir:Lifte-zu vergleichrn, Die dorgefun⸗ 
„Denen Mängel zu ruͤgen, oder nach Befdaffendeit ver Um⸗ 
Nande weiter zü melden. — 
Zugleich werden die eoͤhnung und Verpftegungs⸗Gel⸗ 
der ausgezahlt ($. 66. Nro. 3.), und die etwanigen Bes 
„fehle der bürgerlichen oder Dikitairs Behörden auögegeben. 
geh find die Landjäger zu vetantaſſen, "bei. diefer 
Gelegenheit: die in der’ vergangenen Wothe im Dienſte ger 
fammelten Notizen ſich ‚gegenfeitig mitzutheilen, "und “hber 
ihr DVerhälten beim Streifen, bei Verfolgung gefahrlicher 
Verbrecher u, ſ. w. ſich gemeinſchaftlich zu berathen. 
b) Dei Bezirks⸗ Kommandanten. wo 


— J 78 a 
9 Oo drei ju drei Monaten, im Janukr, MFH, Julius 
und Hftöber beteifen die Bezirks-Rommandahten‘ ſaͤmmtli⸗ 
de Siations⸗Kommando's des Kreifes, und muſtern jede 
Abtheilung ‚in der Oberamts⸗Stadt, woͤzu der Sheramtr 
mann einzuladen, und zu den Ende von dem Tage der 
abzuhalkenden Muſiterung zuvor in Kenntniß zu fegen iſt. 
Sie unterſuchen zunaͤchſt die perſoͤnliche Haltung der 
Mannſchaft, ihre Ausruͤſtung, die Dienſtbuͤcher der Unter 
offiziere und Sandjäger, und ziehen forgfältige Erfundigung 
über ihr Benehmen in und außer dem Dienfte ein. 
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— 

NRNãach Maaßgabe der Zeige; weche den Aaſeraen 
von dem Oberamtmann und dem Stationd: Kommandanten 
“erhellt” werden, find die Comdniten - Kiffen‘ zu berichtigen. 

Die entdeckten Unordnungen werden fogleich abgeftemt, 
und nach Umftänden beſträft; auch "wird derjenige, deſſen 
Ausruͤſtung nicht in vorſchriftsmaͤßigem Stande iſt, zu de⸗ 
"ren Herſtellung auf eigene Koſten angehalten. 

Auch !ſollen die Muſterungs Reiſen dazu Sende‘ foer: 
den, um fich mit dem Oberamtmann über etwanige Vor: 
fälle im Dienfte, über die Verfegung der Mannfchaft und 
se etwanige. Darfegung — Landjaͤger zu beſprechen. 


76. 
eb jede Maſterunn wird ein kurzes Prototdil gefuhtt. 
Nach beendigter Muſterungs⸗ Reiſe hat der Bezirke: 

„Kommandant über das Ergebniß derſelben in ‚poligeilicher 
Hinſi t an die Kreis-Negierung, in Abſicht auf den mili 

iairiſchen Theil des Dienſtes und die. Dienſt-Controlle Hin 
gegen unter Anſchluß der berichtigten Conduiten/Liſten an 

gemneener au. berichten. J 

0 Des gommandeurs. 
17. 

De Koiriuandenr er aitjährlich einmal dntiribe 
Brei "und Oberamts⸗ Städte zu bereifen, um die Bezirks: 

und, Stations- Kommando’d zu. muffern. 

. Er wird. zunächft unterfüchen, in wie weit die Be 
zirks⸗ Kommandanten ihrer. Dienfipflicht Genuͤge leiſten, ſo⸗ 
dann aber foͤrmliche Mufterung uͤber jede Abtheilung am 
Sige des Oberamts halten. 

Weber den Erfund diefer. M ſteruug wird der Kom 
mandeur an die Miniſterien des Innern und beꝛlz hune⸗ 
weiſe des Kriegsweſen berichten, * 

Stuttgardt, den, 5. Juni 1823. 

Auf befondern . Befehl des Königs: 

Shmidiim. Sronguemont 





. *8 * t ’ n 
Gedruckt bei Johann Friedrich Starcke. 


Kegif 1 
Annalen 
Preußiſchen 
innern Staats-Verwaltung, 
fuͤr 


den Jahrgang 1824. 





Berlin, 1824. 


In der Expedition der Annalen, beim Hofrath Schmidt, 
im Königl. Minifterium des Innern und der Er 
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Hi, 


** u In balt 
* ‚neiher di © er | va. Fabrgang. 1824. 
18311. worden. Heft. Seite. 







14. Oethr. | Kabinets» Drdre, Penſions⸗ Bewilligungen | für 


flädtifche Beamte. 3. 850- 
1815. 
49 Novbr. | Miniftertum des Ins |Einfehung. der Dorf» Ge 
r nern. richtsleute, 2. 473, Er 
3. Deebr. 1 Daffelbe- Lungenſeuche des Nindviches. 
4, 1183. 
4820. 


418. Februar | Mintftertum der Gelfl- Belohnung ärztlicher Demi 


lichen, Unterrichts | gen. 1. 282, 
u. Medizinalr Ynge- 


; legenbeiten. 
20. Mad | Dafielbe. Dit Angelegenheit. 1. 
284. 
10, Rovbe, | Finanz Miniſterium. Erhebung derGewerbe⸗Steuer 
3. 680, 


1821. 


22. Septbr. | Minifierlum der Geift- Tate für Zahnärzte. 1. 284, 


lichen, Unterrichts⸗ 
u, Medizsinal- Anger 


legenheiten. 
14822. 
5. Januar | Daffelbe- are für Wundaͤrzte. 1.282. 


3 JonuarDaſſelbe. Abldfung der. Erbzins⸗ oder 

" X Erbpachtsrechte ar. bei Pate 
reien. 3. 813. 

Ausuͤbung chirurgifcher Ver⸗ 


19. JanuarDaſſelbe 
richtungen. 3. 917- 


"ER ut. HE. 
Datum. 


ebörde, In halt. 
ehe ae VII. Jahrgang. 1824, 
1822. worden. . Heft: Seite. 


— — — — — — — 


2686. Januar Miniſterium der Geiſt⸗ Ausübung chirurgifcher Vers 


lichen, Unterrichts» | richtungen. 1. 283, 
and Mebdizinal- An- 


. .  gelegenheiten. hate. ii 
8. Juni . | Miniferium des In⸗ Kur-⸗ und Verpflegungs« Ko⸗ 
nern. = fien für erkrankte Hand⸗ 


werksgeſellen. 1. 253. 
9. Zul Kabinets » Dtdre. Behandlung der ältern Ver⸗ 
En Si waltungs- Anforüche in den 
neuen und wieder erober⸗— 
ten Provinzen. 3. 753.) °_ 
18. Septbr. | Yolizei- Reglement . |für die Stadt Berlin. 2,491: 
12. Novbr. | Minifterium des In⸗ Controlle der Communal Vers 


nern. ' waltung. 4 1105. 
1823. 
17. Sebruar | Juſtiz-Miniſterilum. Transportkoſten für Verbre— 
? cher. 1. 226. 


‚ 410. Mai Miniſterlum der aus⸗Transport Kurheſſiſcher Cibil⸗ 
waͤrtigen Angelegen⸗ Verbrecher. 1. 231. 


beiten. 
42. Mai Miniſterium des In⸗ Beſtaͤtigung der Wahl- der 
\ nern. - Stadtvergrdneten - Vorſie⸗ 
ber ꝛc. 3. 848. 
27. Mai Daſſelbe. Kommunal ⸗Beitraͤge der Ber 


amten. 2. 465 u. 467. 

- 5 Auguft | Minifterkum des Han- Prüfungen der Seeſchiffs— 
dels. bauer, Seeſchiffsfuͤhrer, 

Steuerleute und Lootſen. 


4723571: 
24. Septbr. Ober-Rehnungs-Kam: |Haltung eines Schreibers bei 
mer. . den Landrarhsämtern. 2.331. 


10. October 





Finanz Miniſterlum. Eingangs-Abgabe von Bdott⸗ 
cherwaaren und Druckpa⸗ 


| pier. 1. 48. 





. 





23: Novbr. 


24. Novbr 


3. Deebt. 


24, Decbr, 


27. Decbt: 


“ 


27. Decbr. 


3 Dechr. 


31. Dechr 


31. Deebr. 


⸗ 


31. Decbr. 


Finanz ⸗ Minifierium. 





F 


Behoͤrde, * In 5 al t hs 

von welcher die V A . 
4 eriaſſen = | vun Jabrgang. 1824. 

worden. None. Selte 







Stempel zu den Informati 165, 
Protofollen der Notarien. 
1. 55. . 


Suspenſion des akademiſchen 
Buͤrgerrechts. 2. 416. 


Miniſterlum der Geift: 
lichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ An⸗ 
gelegenheiten. 


Kabinets⸗Ordre. Gebrauch der Waffen von Sei⸗ 
ten der Pollzela Beamten: 


1. 203. 


Immediat⸗ Kommiſſion |Entfchädigungs-Anfprüche aus 


fuͤr die abgefonderte | den fogenannten Bayonner 
Kefta Verwaltung. Kapitalien. 1. ‚96. 


| Ober Prokurator zu Verfahren bei Hol; Diebſtaͤh⸗ 


Trier. len und Kontraventionen in 
Privat-Waldungen. 4. 61. 


Miniſterium des In⸗ Liquidations · Wefen bei Rei⸗ 


nern. fen der Pringen und Prin⸗ 
mar jeſſinnen des Königkr Haus 
feg. 1. 84. 


Daffelbe. Belträge den Staatsdiener u 
den Gemeinde» Bedürfnife 
fen. 4. 194. 


Minifterien Zeugen.Bereidungen von Sel- 
ten der Polizei» Behörden. 
41. 208. - 


Miniſterium der Geift- |präyaration der woͤßrigten 
© Yichen-, Interrichts- | Mhadarber » Tinetur. 1.296. 


und Medizinal> Ans 
- gelegenheiten- 


Minifierium des In⸗ Beiträge der Staatsdien er zu 


nern. ten Gemeinde - Beburfniſ⸗ 
t fen. [8 4108. 


‘8 


Datum, ‚|, ; : 
bog ” Inbale. 
ah N | VIE. Fabrgang. 1824. 
1924. worden. Heft. Seite... 


° 1. Zanuar | Debits - Comtoir der Verkauf der Geſetz Sammlung 
Geſetz⸗ Sammlung, und der Myliusfchen Edik⸗ 
— ten⸗Sammlung. 1. 11- 
2 | Minifterkum des In⸗ Reviſionen der Stifts⸗Kaſſen. 
nern. 4,13: 





2. — Ober⸗Praͤſidlum zu Co⸗ Abſonderung der indireeten dib ⸗ 
blenz. gaben · Verwaltung von den 

Regierungen. 1. 24. 
3. -! Hufgerihtzufensberg. Vollziehung rechtskräftig ge⸗ 
wordener Gentenzen in 
— Steuer - Contraventions⸗ 

Sachen. 

Jahrg. 1823. Ates Hft.©.800] 
3. — Intendantur des Aten Liquidirung der ruͤckſtaͤndigen 

Armee-Korps zu Er⸗Kindergelder. 1. 309. 

furt. 

—— Miniſterium des Han⸗ Strafgelder fuͤr Maaß⸗ und 
dels. Gewichts⸗Contraventionen. 


2. 488. 
Regierung zu Coslin. Beſteuerung des Kraftmehls 
von Kartoffeln. 1. 52. 
Minifterien des Hat |Merwendung. der. Polizel⸗ 
dels und der Gewer- , Gtrafgelder. 1. 212. 
be und des Innern 
und der Polizei. 
Diefelben: Reffort der Negierungsi- Ab- 
theilungen in Wege Bau⸗ 
Sachen. 1. 279. 
Kabinets » Ordre. Anſtellung von’ Hülfs ⸗Gen⸗ 
darmen in den Rhein⸗Pro⸗ 
vinzen. 1. 206. 


Desgleichen. Betrich des Viehſchnitks. 1. 
268. 


Minifterium :des Zn, [Strafrecht von Gelten ber 
nern und ber —** Gerichtsherrn oder ihrer Ju⸗ 
ſtitlarien. 1. 210. 


I - 
— —— — — — — — — — —— — — 


Datum. 


„Bebbrte, Inbalt. 
bvon welcher die Ver⸗ 
fugung erlaſſen Vak a * 1824. 
524. 1 worden. } e. 


Januar Regier. zu Muͤnſter. Transport armer und kranker 
do Juſtiz⸗ Minifterium. Bekanntmachung des gericht- 
SR Rr lich erkannten Verluſt des 
Adels an die Polizei» Ber 

hörden. 2. ATT: 


30: — | Kibinetd-Ordre. Maifchbottich - Steuer. 1. 48. 

—— Desgleichen. Brauſteuer. 1. 50. 

10... | Haupt-Berwaltung der Weſtphaͤliſche Reichs⸗ Obliga⸗ 
Staatsſchulden. tionen ꝛc. 16. 1. 98. 


10 — miferium der Geiſt⸗ Diaten und Gebuͤhren bet 
licher =, Unterrichts⸗ Kreis- Phyfifer. 1. 287. 


x und Medizinal- An- 
‚|. gelegenpeiten. 
“2 m Minifierien- Miniftertal- Kanzlei = Gebüh- 
1. ven. 1. 9 
12. — 7 | Binang« Minifterium. Stempelpflichtigfeit der Vers 


| Handlungen über Dbductio« 
| nen. 1. 54. 


12. — | Reg. zu Stettin. Yrüfung der Seeſchlffsbau⸗ 
meifter, Seefchiffer, Steuer⸗ 


leute und Lootfen. 1. 264. 

13. — . | Minifiertum des Ans |Gewerbe der, für Öffentliche 

’ nern und der Polizei. | Darftellungen comsefitoniv- 
ten Perfonen. 1. 255. 
6 Miniſterium der Geiſt⸗ Revlſion der Apotheker⸗Rech⸗ 
lichen⸗, Unterrichts: | nungen. 1. 292. 
und Medizinal- Ans 
gelegenheiten. 

14. — | Meg. zu Frankfurt. Einreichung der Penfiong« 
BHorfchläge. 1. 7- 

—3 General-Poſtamt. Liquidations Wefen bei Rels 
fen der Prinzen und Prin- 
zeffinnen bes Konigl. Hau— 
feg. 1- 83. 


44. Januar 


14. 






Beboͤrde, 


fuͤgung erlaſſen 
worden. 











MR ——35 die Ver⸗ vi Fahrgang. 1824. 





Regier. zu Stralfund, Geſellen und Lehrburſchen der 


Miniſterien des Innern 
und der Finanzen. 


Reg. zu Oppeln. 


General: Boftamt. 


Dber = Yräffdium zu 
Münfter. 
Minifterien. 


Minifterium der Geift- 
lichen , Unterrichte- 
und Medizinal - An: 
gelegenheiten. 

Minifterium des In—⸗ 
nern, 


Dber-Bergamt zu Bonn 


Miniſterium des In— 
nern und der Polizei. 


‚Minifterien des Innern 


und der Finanzen. 
Reg. zu Magdeburg. 
Haupt: Berwaltung der 


Staatsfchulden. 
Reg. zu Magdeburg. 


Reg. zu Königsberg. 


Landhandwerker. 1. 256. 
Abgaben für den Betrieb des 
Viehſchnitts. 1. 268. 
Portofreiheit in öffentlichen 
Verwaltungs- Gegenftänden 
1:79. . 
Ausfertigung der Lohnfuhr- 
feine. 1. 93. : 
Gewinnung. des Leinſamens. 
1. 140. 
Diäten und Wagenmierhe der 
Smpfärzte. 1. 291, 
Gewicht des. Olei galbani 1. 
Olei macidis, 4. 296. 


Fixa der Landräfhe zur Hal- 
tung eines Schreiberg. 1.5. 

Beauffichtigung. der Private 
Bergwerke. 1. 66. 

Pälfe nach dem Auslande: 1 
220. 

MWiederbefebung der Subal- 
teren» Beamten = Stellen. 
1. 2. 

Berhältniffe der Barbiere. 1. 
294. 


Berififatign der Kurmärffchen 
Snterimsfcheine. 1. 101. 
Aushändigung ‘von Polizel- 
Acten zur Anfertigung von 
Rekurs-Geſuchen. 1. 211. 
Gewicht der Butter. 1. 219. 


ee Reh heae |; Inbal * 
DR nen * vm. HER 1824. 
1824. worden. | Heft. Weite. 





— / 

20. Fannar Finanz ⸗Miniſterlum. Verpflegungs⸗ Koften für un⸗ 

vermdgende Zoll⸗ u. Steuer⸗ 
Kontravenienten. 3. 679. 

21 — Srinifeehum des In- Einquartirungs⸗ Privilegien. 


nem 41. 193. 
23. — General- Poſſtamt. IYortonuslagen der Koͤnigl. 
Gerteral- Kommiffton. 1. 82. 

23. — Juſtiz⸗ Minifterium. Vereldung der Dorfſchulzen 

“ri und Schhppen. 1. 188. 

23. — ° | Minifterten des Innern Aufbringung der Kommunals 

j Dr und der Finanzen. Bedürfniffe. 1. 192- 
a — Reg. zu Coblenz. WVerſorgung mit Salzvorra⸗ 
then. 1. 20. 


24. ‚| General - Pofamt. Erhebung der Porto-Beträge 
; \ in einerlet Münzforte: 1.75. 
Hauptverwaltung der Kurmaͤrkſche Obligationen m. 
Staatsſchr lden. Neumaͤrkſche Interimsſchei⸗ 
-ne. 1. 102. \ 
Dieſelbe. Anleihe im Jahre 1805. bei 
Lindenkampf und Olfers zu 
— Muͤnſter. 1. 104. 
A. — I Meg. zu Breslau. Reviſton der girchen⸗ Reech⸗ 
* nungen. 1. 160. 
Miniſterium des In⸗ |Soldzahlungen am die in Un⸗ 
nern. terſuchung ſich beſindenden 
— Gensv’armen. 1. 204. 
Doffelbe. Tafeln bet den Dörfern und, 
Sleden. 1. 213. 
Reg. zu Königsberg. |Kommunal- Beiträge der 8% 
nigl. Beamten. 1. 19. 
Reg. zu Breslau. Servis-Zufhäfie für die Lands 
mehr = Dffipiere. 4. 307. 
Reg. zu Düffeldorf. Zahlungen beider Regierungs⸗ 
Haupt= Kafie und bei dem 
Spezial= Kaflen. 1. 14. 


ı2 


Datum. 


26. Januar 


Su I a ne 


Februar 


Behörde, Ä | 
n wel di . Inhalt. 
— "| Vin. Jabrgang 1824. 


worden. Heft. Seite: 
Miniſterlum des Innern |Handel mit Brot, EEE ER TEETRETE — u. 
und der: Polizet. Mehl in den Städten. 1. 
269. 


- Res. zu Danzig. Bübeung der Kicchenbücher. 


Miniflerkum des Innern a gegen wandernde 
und der- Polizet. Handwerksgeſellen. 1. 223. 
Königl.. Polnische Gous [Errichtung einer Gentval-Li- 
vernement zu Wars ı quidations- Kommiffion. 3. 
ſchau. 655. 
Reg. zu Marienwerder. Entlafung aus dem Krlegs⸗ 
Dienfie. 2. 301. 
Reg. zu Sranffurt.  Itinterhaltungs =» Koften für 
die Denen. de 


Staats-Beamten. 1 
Minifterium des In⸗ Kriegs⸗Reſerve⸗ — 
nern. wehr⸗ Verhältniß der Chi⸗ 
rurgen. 1. 300. 


Reg. zu Breslau. Ausfcheiden der Trompeter 
bei den Landwehr⸗Kavalle⸗ 
rie-Stämmen. 1. 307- 
Reg. zu Arnsberg. Dienflwohnungen der Pfarrer 
und Schullehrer. 1. 151. 
Minifterium der Geiſt⸗ [Stellen - Befehung bei Inſti⸗ 
lichen=, Unterrichts⸗] tuten, welche keine Zufchäffe 
und Medizsinal- An: | aus Staatskaffen erhalten. 
gelegenheiten-. 1. 3. 

Minifterium des In⸗ Vereidung der Dorfichulgen 
nern. und Schöpyen. 1. 188. 
Miniſterium des Innern Aushaͤndigung von Polizei⸗ 

und der Polizei. Acten zur Anfertigung von 
Rekurs-Geſuchen. 1. 211. 

Reg. zu Oppeln, Abgabe der —— 
an die Poſtkaſſe 2. 394. 


To 


I 


15 


Behörde. 441 
a an ee vll. Kahrgang. 1824- 
worden. Heft. Seite 








Miniſterlum des In⸗ 
nern. 
Miniſterium der Geiſt⸗ 
lichen⸗, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ An⸗ 
gelegenheiten. 
Miniſterium des Innern Feier der Feſttage. 1. 170. 
und der Polizei. 7 
Reg. zu Frankfurt. «Einrichtung des Schorn ſtein⸗ 
fegerweſens. 1. 238. 
Mintfteriumdesgnnern |Cenfur der Gelegenheitöge- 
und der Polizei- dichte umd der Druckformu⸗ 
lare Öffentlicher Behörden. 
1. 216.,.,; 
Reg. zn Potsdam, Einziehung der alten Schei- 
demünze. 1. 19. 


Portoauslagen der General⸗ 
Kommiſſionen. 1. 81. 


Errichtung: neuer Parochien: 
1.452. 





| General = Kommiffion |Stener'» Wertheilung bei 


für Ober- Schlefien Dienfi-Ablöfungen. 1. 119- 
zu Groß - Streblit: 
Reg. zu Königsberg. Haltung von Leichenreben. 1- 
170, 


Juſtiz ⸗ Miniſterium.  |Transportkoften der Verbre⸗ 
cher. 1. 226. 
Reg: zu Breslau. Stempelpapier alter Art-1.53- 
General» Poftamt. Abgabe der Lohnfuhrleute an . 
die Pofifaffe. 1. 86. 
Reg. zu Münfter- Arzenelmittel für die Armen. 
1. 295. 
Konſiſtorlum zn Coln. |Studium der hebr. Sprache 
auf den Gymnaſien. 1.179. 
Minifterten des Han- Anlegung neuer Schanfflät- 
dels und des Innern | tens 1. 254, 
und dev Polizei. 


Reg. zu Königsberg. Wegfangen der Singvägel. 
1: 65. 


14 


‚ Datum, 


45. 


19. 


49. 


14. Gebruar | Fmmedint- Rommifjion' Behandlung der älter Ber- 


nn 


- 






rde, 
von welcher die Ver⸗ 
fügung erlaffen VI, Jahrgang. 1824. 
worden. Heft: ‚Seite. . 





für die abgefonderte | waltungs-Anſpruͤche in den 
Nefiverwaltung in| neuen und wiedereroberten 
Berlin. Provinzen. 3. 752. 
Minifierien des Innern |Disziplinar - Verfahren gegen 
und der Finanzen. Dffisianten wegen leichtfin- 
* Schuldenmachens. 
14 
Reg: zit Bromberg. Verwendung der Frei» Bau⸗ 
bölger. 1. 64. 

General - Kommiffion |Ciquidation der Fuhrkoſten in 
für Ober - Schlefien Regulirungs⸗Angelegenhei⸗ 
zu Groß⸗Strehlitz. ten: 1. 117. 

Reg: zu Breslau. Gnaden- Monat für die Hin- 

terbliebenen _ verfiorbener 

be Gensd’armett. 1. 208. 

Minifterium der Geiſt⸗ Remuneration der Aerzte amd 
lichen⸗, Unterrichts | Wundaͤrzte. 1. 286. 
und Medizinal= An= 
ngelegenheiten. | ee 

General =-Kommiffion Anſtellungen bei den Spezlal- 
für. Dber = Schlefien | Kommiffionen. 1.115. ., 
zu Groß⸗ Strehlitz. | 

Mes. zu Minden. +. Gärtner = Lehranftalt zu Scho⸗ 


neberg und Potsdam. 1- 127. 

Konfiftorium zu Mag⸗ Helraths⸗Konſenſe für beur⸗ 

‚ deburg. laubte Soldaten. 1. 169. 

Ministerium des Innern |Kontrolirung der Miethskut⸗ 

und der Polizei, {her u. Lobnfuhrlente. 1.95. 

Daffelbe. Reife» Pälle nach Polen. 1. 
222.» 


Minifterium der Geift- Prüfung der Kandidaten der 
lichen =, Unterrichts | Theologie. 3. 782. 
und Medizinal = Anz. 2 ? 
gelegenpeiten. 2 


15 


Behoͤrde, In ab. a r t. 
’ von weiter Me. Den "VI. Kahrgang. 1824. 
worden, h „ Heft. Seite, 





Datum 
1824. 
ı 
20. ——* 
20. — 
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t und Schankwirthſchaften 
— Polizei⸗ Atteſte. 
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: ſchen Vermeſſungen. 2. 619. 
Mintfierium des Innern |Poltzeiliches Verfahren gegen 
und der Poliges | Scaufpieler. 2. 517. i 
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Beige im Könige: | 2. 35 h ge: 


; —— des Han⸗ Verwendung der Polizei⸗ 


dels und des Innern Ider. 2. 48 
und der Polizei. ‚Straige * 


Miniſterium dee Inn ern — —D——— 
1 Daffelde Dieselbe "ungeegenhet 2, 


rn ee Befugnig der fHädtifchenBrau- 


und des und 
nee Wi 5% I% Ban hant ihres Bie⸗ | 


23. — 


4 





Miniſterien des Handels 


Bebdorde 

von welcher die. Ver⸗ 

fuͤgung erlaffen 
worden. 








unbe“ 
VII. Jahrgang. 1824. 





Miniſterium der Geift- |Obductionen bei Criminal 


lichen; Unterrichts | Unterfuchungen. 2. 611. 
u. Medisinal- Unger | - ’ 
legenheiten. 
Finanz Miniſterium. Gewerbeſteuer der Kahn⸗ u. 
Leichter⸗Schiffer. 2. 352. 
Miniſterlum des 


Polizelliches Verfahren gegen 
nern und der Polizei. L ® 8 ar 


Schaufpieler. 2. 518. 
Haufirhandel mit Pflanzen u. 
und des Innern und | Gämereien. 2: 585. 

der Polizei. 
Minifterien, Handel mit Federbetten um 

) Bettfedern. 2, 586. E* 
Kriegs Minifterium. Militair⸗Wittwen⸗ Pınfloni 
rungs⸗Societaͤt. 2. 616. 
Juſtiz⸗ Miniſterlum. Gewerbe der Hurerei. 3. 881. 
Kabinets ⸗Ordre. Verbot gemeinſchaftlicher Ein⸗ 
‚| gaben mehrerer Gemeinden 
eineg Bezirks. 2. 325. 
Reg: zu Breslau. Servis der Kompagnler und - 
Estadron-Chirurgen. 3.954. 
Minifterien. 


Abgabe von Hi Perſonen⸗ 
Miniſlerien des Handels 


Fuhren. 2. 
Anlegung neuer Mühlen. 2. 
und des Innern. 577 j 
Minifterium der Geiſt⸗ 


Vrrerb achtung vrivilegirter 
lichen =, Unterrichts⸗ H - 1 


Apotbheien. 2. 611. 
‚und  Medizinal- An- 
gelegenpeiten. | 
Reg: zu Magdeburg. |Merbeiratbungen militair⸗ 
plichtiger junger Leute. 2. 


Miniſterium des Funern Vereidung der Dorfſchulzen 
und Schoͤppen. 2. 472. 
Reg. zu Stettin. — mit Rußland. 


3. a 
Minifterium der Geift- Einrichtung des sÜbifchen 
ichen=, Anterrichts- | Schulmejens. 2. 457. 

und Medizinal« An- ; 


— — — 


gelegenheiten. ETC s 
Minifterium des Innern Chauſſeegeld für veitende Po- 
und der Polisel. Uzei⸗Beaniten. 8 


Datum. 


20. J 


21. 


| 7 N a 


\ 


von welcher die Ver⸗ 


1824. 


— — 


IS. | 
— TE EEE 3 ST 
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Behbrde, Inbalt. 
VII, Jahrgang. 1824. 
Heft. Geite. 
———— — — 
Miniſterlum des Innern Verbot gemeinſchaftlicher Ein⸗ 
gaben mehrerer Gemeinden 
eines Bezirks. 2. 326. 
General Kommiffien Steuer-Megulirung bei Ges 
fürRiedersSchlefien. | meinbeits - gun nanderſez⸗ 
zungen ꝛc. 2. 408. 


fügung erlaſſen 
worden. 


Minifterium der Geift- [Leitung ds ‚gerammen- We 


lichen- ‚, Unterrichts: |. fens.-2 
und Medizinal⸗An⸗ 


gelegenheiten. 
Reg. zu. Breslau. Gewerbebetrieb der Marke 
tender. 3. 908. 
manz⸗ Miniſterlum. Nichtbewilllqgung von nach⸗ 
men hi — Bautofien, 2. 


Minifterium des Innern Me —— — 
und der Polijei. gefellen. 2 


Reg. zu Potsdam. Entlafjung der er aus 


den Straf: und Beſſerungs⸗ 


Anfialten. 2. 542. 
Dinierkum des Innern Verkauf von Lebensmitteln in 
und der Polijzei. den Städten durch Aus— 
Wärtige. 2.588. 
Minifterium des Innern Entſchaͤdigung der Landraͤthe 
für Haltung eines Kreis⸗ 
Minifterium der Geiſt alone 9 
niſter r ⸗Servir⸗Zelt der Pharmaeeu⸗ 
lichen- , Uunterrichts⸗⸗ten. * 613. 9 
und Medizinal- An- 
gelegenheiten. 


Dafielbe. Pehfung der Schullehrer. 2. 


Daſſelbe. Bu des Befuches der - 


’ Diteibsbänfer ze. von Schuͤ⸗ 
ker. 2. 451 
— Seuer- Berfiherungen kauf⸗ 

Ir ännifcher Wanrenlager: 2. 


5 
Riniertum des Han · Betrieb der, Mühlen Flick⸗ 
Arbeiten. 2. 578. 
—* drantfutt a D. |Gnabett « Monate für die 
Hinterbliebenen ehemaliger 
Mitglieder : aufgeldfeter 
Stifter, 2. 335. 





Kabinets⸗Ordre. 






— Inba 1 be 

l die = ⸗ 
—— 1 9 | VI. Saprgang. 182. 

"worden. Heft: Seite. 






Dperlandesgericht zw. N in Erbfchäfts- 


Hamm. 
— der akademiſchen 

Disziplin. 2. 419 
Miniſterium des Innern — ie Die Ver⸗ 
—— des Schulzenamts. 


—— SERIEN Verbuͤtung swedlofer Vaga⸗ 

und der Poliſei. bonden-Zransporte. 2. 537. 

Daffelbe. agabonden » Transportfoften 
betreffend. 2 540. 


Regierung zu. Chelin. Fuhrkoſten⸗ — * 
Königl. Beamten. 2. 
Minifterium der Gelft- [Verbot des —33 a 
lichen, Unterrichts- ] den Uninerüiten zu Date 
und Medizinal-An= | und Tübingen. 2 
gelegenbeiten. 


Daifelve. 
bältniffe ge den pr; 
Univerfitäten. 2. 

Aufficht auf Mendiäe Leht⸗ 
anftalten. 2. 435. 

a url ht über ent» 
laſſene Züchtlinge. 2.-550- 

Aufhebung der. Eremtionen 
für Neubauten. 2. 5 

Verfahren: gegen, auständifche 
Hauſirer. 


ilitalrdienſt de dem geiſt⸗ 
en und Schulftande ſich 
—— jungen Leute 3. 


Minifterium des Innern 
und der Polizei. 
Reg ˖ zu Potsdam. 


Reg. zu Stralſund. 


Minifteriend des Handels 
und deg Innern und 
der Polizei. 

Reg. zu Breslau. 


Forderungen an die Reſten⸗ 
Fonds bei den Regierungen 
jenfelts * Weſer und des 
Rheins. 2. 399. 

Verrechnung. der Polijzel⸗ 
und dev Polizet- Strafgelder. 2. 490. 

Minifterien des Innern Soumiitiungbanbel mit Grau⸗ 


Immediat⸗Kommiſſion 
und der Polizei und | ver und Mehl. 2. 588. 


für die abgefonderte 

—— in 

Berlin. 
re 


der Finanzen- 

Minifterium der Geiſt⸗ Beſtimmungen üb.dagsostrum 
lich en⸗ Unterrichts» | der Wundarite. 2. 603: 
u. Medisinal» Ange 


legenheiten. 





Diselplin- und Reſſorther⸗ 
engl 


’ 


} 
j 


Datum. 


4824. 


| * 29 


Inbadlt. 


Behörde, 
vom welcher die, Vet» ] ur. Zahrgang. 182%, 


‚fügumg erlafen.. |, gef. Seite. 


d 
28. Mat 


4. 


— 


Miniſterien der Geiſtl.⸗/ — fuͤr die evange⸗ 

Unterrichts u. Medi⸗ liſchen Pfarrer in fiandes- 

zinal = —— herrlichen Gebieten. 2. 410. 
n 

oriniferlimdeh une Dislokatlon der Land - Geng« 

— ‚ee DPoliget- d’armerie. 2. 481 

mmelbe· 


Reg. zu Merfeburg- — der Scheintodten. 2. 

— her „von a 25* 

{hen deden ausgeſtell⸗ 

ten nit iu Seifen ims 

Snland. 2 

Berbimdungen BE geometri= 

fchen Arbeiten bei den Ge⸗ 

meinheitstheilungen mit je= 

nen Behufs Aufnahme * 
Grundſteuer/Kataſters. 


General Direction des | 
dot 
Minifietien des Handels = Ländlicher, zut Nah⸗ 


Kataflers und Gehe- 
tal = Kommiffion zu 
Müniter. 


und des Innern und | rung. dienender“ Erzeugnifle 
der Polizei. in den Städten. 587. 
Reg. zu Magdeburg. Gewerbeſteuer ir ben Betrieh 
vereinter, Gewerbe. 2.351. 
Miniſterlum des Iunern Gnaden-Bewilligungen für 
die Hinterbliebenen derGen⸗ 
darmerie-Dffigiere und der 
Gendarmen. 2. 485. 
Reiſekoſten der Medizinal, Bes 


Minifterlum der Geift- 
amten. 2.599. 


Hichen =, Unterrichts⸗ 
u. Medizinal-Ange⸗ 
legenheiten. 
Reg. zu Oppeln. Mißbraͤuche And Unordnun⸗ 
gen De der. Handwerksgefellen. 
Reg. zu Danzig: . Serehnun des Gold- Agios - 
bei Abld ungen i von Domal- 
nen-Gefällen. 2. 349. 
Snvaliden » Mohlthaten der 
" Befier F eiſernen Kreu⸗ 


3. 948 

Beiniferium den Innern Sm und Burfchenfchaft« 
und der Polizei. liche — — auf Uni⸗ 

verſitaͤten. 2. 
Miniſterium der Geiſt⸗ Anordnung der Seelen in det 
lichen-, Unterrichts» | Stadtjhulen. 2. 452. 
und Medtzinal = Ans 
gelegenheiten. 


Kabinets » Drdre. 


r 


30 


Datum. 


— — 


1824. 


4. Juni 


— 


Beboͤrde, 
von welcher die Ver⸗ 
fuͤgung erlaſſen 
worden. 


Miniſterium des Innern 


Miniſterium des Innern 
und der Polizel. 


Daſſelbe. 


Band Staats⸗Mi⸗ 
niſterium. 


Kabinets⸗Ordre. 


Miniſterien des Innern 
und-der Finanzen. 
Konfı forium in Magde- 


inikeetum des Innern 
und der Polizei. 

Minifterium der Geiſt⸗ 
lichen- , Unterrichts⸗ 
und Medizinal- An- 
gelegenheiten. £ 

Konfifiorium In Berlin. 


Miniferiendes Santels 
des Innern. 
Miniterium des Innern 
Miniſterien der Zuftiz 
und der Finanzen. 
Kriegs - Miniftertum. 


Zufilj- Minifierium. 
Reg. zu Merfeburg. 


Neg. zu Magdeburg. 


Miniſterium des Innern 
und der Poltijei. 


Inhalt. 
van. Jahrgang. 1824. 
Heft. Seite. 


EEE De EEE En 


wohnender Srumdbeft iger zur 
nn —— Em 
— b * 2. — — 
euer = Verficherungen kauf—⸗ 
— Waaren-Lager. 


— der Bücher- 


Preiſe nach a 
em Gelde. 2 
Anwendung ei Betränte- 
gwangs = Verlags = Rechte. 


Penfi an fr ſtaͤdtiſche Be 
amte 

Berfaßten” oc „gaffen- Revi⸗ 
fionen. 2,3 

—— * Sundibates 
der Feldmeßkunſt. A454. 

— Ph —— Spra⸗ 


— fremder Stu⸗ 
dierender. 2. 437. 


Nicht: Verpflichtung auswärts 
en und meu- 


JInſtruetion für die Directo« 


ren und Rectoren der ge 
lehrten Schulen. 4. 1067. 
—— Perſonen⸗Fuhren. 


Nettungs- Prämien. 2. 559. 
Unterfuchungen — 
Contraventionen 3. 712. 
Militair - Wittwen« Penfions- 

Zahlungen. 2. 617. 


darmen 
Gnaden-Monats-Beträge ver 

Hinterbliebenen verfiorbes 

ner Penſionairs. 2. 333. 
— der Schullehrer. 


Reiſepaͤſſe fuͤr Studenten und 
polizeil Beaufſichtigung reis 
Fender Studierender. 2.440. 


— gegen Gen 
| 1119. 


Datum. 


* 46. Zunt 


— 


Oberlandesgericht zu 
Breslau. 


| 
| 


51 


Bebärhe, Inhalt. 
von welcher die Vers 
fügung exlaffen VII. Zabrgang. 1824. 
worden. Heft. Seite. 


Verſetzungs⸗Koſten der Mit⸗ 
— der Gensdarmerie. 


gemeine Poſtvorſchriften. 
— der fruͤher mit 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 


General» Poflamt- 
Mintfterium — 


Strafen belegten Bürger zu 
ftädtifchen Nemtern? 2. 460. : 
Sportuliren der Magifiräte 
arthei=- Sachen. 2. 463. 
Minifterkum des Innern Dienfizeugniffe für die pror 
und der Polizei. viforifch angeftellten Gen⸗ 
darmen. 2. 479. 


Minifterien des Innern — ‚ gegen polnifche 
und der Polizei und | Juden 535. 

der Finanzen. _ 
Miniſterium des Innern — fuͤr entlaſſene 
und der Polizel. Straͤflinge. 

Minifterium der Geifl- | Diäten und Seesen bee 
lichen =, Unterrichte= | Smpfärzte.. 2 

und Medizinal- An- 

gelegenheiten. 

Kriegs: Minifterium. — eld = Zahlung at die 
E üfungsmweife im Clvil⸗ 


Daſſelbe. 


—— angefielten Invali⸗· 
en 
anferigung: yon Bittſchriften. 


— von Zuſtreichern 
in den Delmühlen. 2. 559. 


Minifterium des‘ Innern 
und der Polijzei. 
aſſelbe. 

Daſſelbe. Gebrauch der Waſſen von 
Seiten der Steuer-Beam- 
ten. 2. 350. 
Berbätung — und 
fahrläffiger Brand nn 
e gen und Feuersbruͤnſte. 2 


Minifterium des In⸗ 
nern. 


Mertbfiempel bei Verfäufer 
zwifchen Aszendenten und 
Dessendenten. 3. 710. 

u agemeinit von⸗· 


ee eifihe —2 — una 
der Provinzlal-Stantif 
den Kapitalien. 2. * 
Buaden- Monat. bei Bund 
Erziehungsgeldern. 3 . 654. 


General «- VPoſtamt. 


Haupt · Verwaltung der 
er in 


Reg, zu | Bromberg. 
I 


Datum. 


1824. 


7 Behoͤrde J n b art. 
vor welcher. die Vers 
fügung erlaffen Van Zah u 1824. 
worden. Heft. Seite. 


EB — 


29. Juni 


30. — 
30. — 


30. — 


an 
} 


12. — 


DintfieriumdesInnern |Die Wanderpaͤſſe ausländi- 
und dev Polizei: |. feher Handwerfsgefellen bes 
T teeffend. 2. 534.” . _ 
Minifterien des Handels (Einrichtung von Dampf, Zteh- 
und des Innern. und Tret-Mühlen._ 2. 573. 
Suftig- Minifterium. . Koſten des Hypothefenwefeng - 
bei den Parrimonial= Ge⸗ 
richten. 3. 648. 

Reg. zu Bromberg.  |Stempel in Beflallungs-Ait- 

p : gelegenheiten. 3. 708. 

Miniſterium des Innern |Polizei-Drdnung für die Poch- 
werfe und Erzwäfchen am 
Bleiberge. 3. 722. 

Reg. zu Königsberg. Ueberweiſung des Gervis-, 
Sarnifon=, Verwaltungs⸗ 
und Bauwefchs an die Kb 
nigl. Intendanturen. 3.949. 

Minifterium der aus⸗ Forderungen an das ehema- 

rigen Ungelegen- — Herꝛogthum Warſchau. 

eiten. . 343. 
Minifteriumdes‘nnern Unterhaltungskoſten für ver- 

und der Polizei. haftete Bagabonden. 2. 538. 


‚Dber- Landesgericht zu |Bellenerung des Bieres umd 


Breslau. Branntweins. 3. 704. 
Minifterien des Innern |Beitreibung der von den Forſt⸗ 
und der Finanzen. erichten erkannten Geld= 
trafen. 3. 721. 


Minifterten des Innern ‚Diäten der Kreis-Setretaire 
„und der Finanzen. bei Geſchaͤftsreiſen. 3. 650. 
Diefelben. Dieſelbe Angelegenbeit. 3. 651. 
Diefelben. Diäten und Fuhrkoſten der 
Kreis-Secretaire für Nevis 
— eu Gemeinde- Kaffen- 


Minifieriumdesgnnern |Koften des Hypothekenweſens 
bei dem Patrimonial» Ge- 

richten. 3. 647% 

Regierung und Ober- Vereidung der Schulgen und 
landesgericht 5: Stet- | Schoͤppen. 3. 860. 


tür. 
Miniſterlum desInnern Merficherung der Mobiliate 
gegenftände 2c. gegen Feu⸗ 

erögefahr. 3» 900. 
General-Profurator in |Stempelfreiheit der polizel⸗ 
Cdlln. ENGER Nrtheile. 3, 





12. Juli 


Datum. 


12. Zult 


12. 


1824. 
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Inhalt. 


von BR ah die Ver⸗ 
fügung eriaſſen VIN. Zahrgang. 1824. 


worden. Heft. Seite. 








Minifterium der Geiſt⸗ 
lichen =, Unterrichts⸗ 
und. Medizinal- An⸗ 
gelegenheiten. 

Daffelbe. ; —— * 1 Gepelm-Mitteln. 


Minifterium Ber stneen 
und der Polizei. 


vommerſch / dkonomiſche 
Geſellſchaft in Neu- 
enhagen bei Chglin. 
Miniſterium des Innern 
Reg. zu Potsdam. 
Konſiſtorium in Colln. 


Miniſterium des Innern 


an im Lehrfache. 3. 
ir 


Befenfans "heine u. bur⸗ 
N cher Verbindun⸗ 
[4 2. 

—— *5 Brabanter 
Pfluges. 3. 777 


— der Schornſtelnfe⸗ 

er 

Betrieb von Mipten, zua⸗ 
Arbeiten. 3 

— In ‚die 5 Schu⸗ 


—55 ; Einquartle⸗ 
rungs⸗Laſten. 2. 469. 
vol R fuͤr die poch⸗ 
werke und en am 
mi rise DBleiberge. 3. 730. 
nifterlen der Geift- Anſtellung ni Geifti en u. 
lichen=, Unterrichts» Schullehrer. 3 Erg 
u. Medizinal- Ange- 
legenheiten und des 
u und der Po⸗ 


Dber-Bergamt WOUME 


— 0 — — — mm — — 5 


stiniflerlumdes_nnern Detentipn der Bettler und 
Bagabonden.-3. 889. 
Daifelbe. Diefelbe Angelegenheit. 3.889. 


BELnIAEHIE Dee Sonert Eoneurrenz der Dominien bei 


und der Polizei. Bezahlung” von Transporte 
foften. 3. 891.- \ 

Kommiſſion in Dual: Regultrung des Schuldenwe⸗ 

ſens des vormaligen Dan⸗ 

ziger Freiſtaats. 3. 768. 
Berfauf von defraudirtem 

Wildpret und Holz. 3.718. 
Mintfterien des Innern |Detail- Verkauf des Salzes. 

und der Polizei und | 3. 907. 

der Shnangen. 


Meg. zu Man 


€ 


Pr 


‚Datum. Behdrde, Inbalt. 


m welcher die Ver— 
vo fü Ang ei erinfen VII. Fahrgang. 1824. 


worden. Heft. Seite. 

— — —— — 

General: Kommiſſion zu Auseinanderſetzungen zwiſchen 

Poſen. den Gutsherren und ihren 

bäuerlichen Wirthen. 3. 772. 

NMiniſterlum des Innern vpo unnve u: us Abmel- 
und der Polizei. dungen. 3 

29, — J Dber. = Praͤſidium zu Lehrbriefe „nie. ausgelernte 


1824. 


28. — 


‚ Königsberg in Pr. Jäger. 3 
Reg. zu Oppeln. Abgabe von Perſonen-Fuh⸗ 
ten. 3. 750, 
Reg. zu Colln. DOLKE AIPORONR TED ia 
werfe und Erzwäfch.n am 
Bleiberge. 3. 730. 
Dberlamdesgericht zu Geſchaͤftsreiſen der richterll- 
Naumburg. chen und Medizinal⸗Beam⸗ 
ten. 3. 918. 
Reg. zu Potsdam. Sammeln des Raff- u. Leſe⸗ 
Holzes. 3. 720. 
Beaufſichtigung der auswaͤr⸗ 
tigen Schuͤler auf Gymna⸗ 
ſien. 3. 822. 


a. — | Miniſterium der Geiſt— 
lichen⸗, Unterrichts⸗ 
und Medizinah⸗An— 


gelegenheiten. 
3, — Daſſelbe. Diaͤtenſatz für Kreis-Chieur- 
. 919. 
31. — Daifelbe. Fortführung einer — 


durch qualifizirte Erben. 3 
925. 
2. Auguſt ———— Innern Beglaubigung der Geſinde— 
| und der Polizei: . EntlafungssScheine. 3.880. 
e — Juſtiz- Min iſterium. — der Landwehr⸗ 
Dffisiere. und Landwehr⸗ 
y männer. 3. 94. 
3. — Miniſterium des Innern IBerfahren gegen Vagabonden 


gen und Kreis Thierärzte. 


| und der Polizei. _ — Staaten. 3. 

4 — | Finanz Minifterium.- Bewerbefiener de Bäder u. 
2 wi; Schlaͤchter. 3. 703. 

—— Miniſterium des Innern Beherbergung fremder Stu- 

6 und der Yolijet. dierenden. 3. 832 


Central - Liguidationg- Bäibringung der Original 
Kommiſſion des Kd-| Beläge von dem bei dieſer 
nigreichs Polen zu |. Kommiffion 7 
Warſchau. Forderungen. 3 
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DA. Behorde 
44. Inbalt. 
von welcher die Ver⸗ 
ae erlaffen VIU. Jahrgang. 1824. 
4824. worden. . Hefte Seite. . 


— ee ———————— 
6.4 R eldorf. RMuͤckjabl der i 
nr a eig je Beier zung 


; Anleihe v. J. 1814: 3. 7 
6. — —Zuſtiz-Miniſterlum. Notarien als Beigeordnete der 
Bürgermeifter. 3. 847. 
8. — Reg. zu. Liegnitz. Anordnung der, Shulvorflän« 
—— de auf dem Lande. 3. 838. . 
3. — WReg . sur Danzig. Freiwilliger Eintritt in das 
ge ſtehende Herr. 3. 929. 
9. — Miniſterium des Innern Beaufſichtigung der Leihble 
und der Polizet, bliothefen. 3. 872. 
1. — Reg. zu Liegnik. Belſetzen derLeichen in denKir- 
. chen. 3, 814. 
12. — Reg. zu Stettin. Behrendt der Maifchbottiche. 
y \ 3. 
12: — Kabinets⸗Ordre. Befreiung der Militair⸗Spel⸗ 
ſe⸗Anſtalten von der Com⸗ 
muiel » Schlachtieuer. 4. 
3. — Minifterium der Beift- Geſang⸗, Zeichen« u. Schreib- 
lichen- , Unterrichts- | lehrer bei den Gymnaſien. 
und Medizinal: Anz |_ 3. 835. 
gelegenheiten. S 
13. — Minifterien des Innern Verrechnung der Polizei⸗ 
und der Polizei und | Strafgelder. 3. 871. 
und der Finanzen. u 
43. — | Miniflerlen der Geifi- |Cenfur der auf dffentlichen 
lichen. , Unterrichts , Denfmälern anzubringen 
und Medizinal-An- | den Inſchriften. 3. 877. 
gelegenheiten und des \ 
— und der Po⸗ 
ei. { 
13. — Miniferien. > Igubrenleiftungen der Domai⸗ 
nen- Pächter zu Straßen 
. befferungen. 3. 916. 
1 — | Reg. zu Stralfund. Einnabme, und Ausgabe des 
Hreußifchen Geldes ſtatt 
— Courants. 3. 
14. — Miniſterium des Innern Verkebr der Gymnaſiaſten u. 
und der Poligei. | Schüler mit Schauſpieler⸗ 
j . Befellfchaften. 3. 824. 5 
15. — Kabinets⸗Ordre. Abfch ahung der bei der Reu⸗ 
maͤrkſchen euer⸗Societaͤt 
verficherten Gebäude. 3. 898- 


&.2 


56 . 


Datum. 
1824. 

15. Auguſt 
* 16. — 
16. — 
AT; — 
11. — 
47. — 
18. nn 
415 u 
18. — 
18. — 
18. — 
19. Fr 
419 — 
20. — 
20. — 
20. — 


| 
| 
} 


Bebbrde, anbalk- 
von welcher, die Ver⸗ 2 
fügung erlaffen | Yal. Jabrgang. 1824. 
° worden. - Heft. Seite. 
Kabinets-Drdre. ,  |Chaufee-Geld-Tarif. 4, 1010. 


Mintfterium der Geiſt⸗ Beaufiichtigung ei Leihbi⸗ 
ra Unterrichts | bliothefen. 3. 874. 
und Medisinal - An⸗ 
gelegenheiten. — — 
Pr burg. erechnung der afen au 
URN BR FREIEN Klafien = — und. Gewerbe— 
Steuer⸗Prozeſſen. 4. 1022. 
amerat- Kommiſſion Anſpruͤche aus der Verwal⸗ 
fuͤr die abgefonderte | tung des —— Her⸗ 
en zogthums Warſchau. 3 . 167. 
erlin 
Minifterium des Innern Notarien als Beigeordnete 
der Bürgermeifter. 3. 847. 
Miniſterium der Geift- Gnadenmonat für die Hinter- 
ichen=, Unterrichts | bliebenen der Kreis-Phyft- 


und Medisinal-Anz | fer ac. 3. 919. 


gelegenheiten: * Niederiaſ — 
u Trie r. ederlaſſun er Ho auer 
—* i ‘ und Koblenbrenner r den 
Waldungen. 3. 719. 
PER nern Auaedüng von Keife- Rou⸗ 
und der Pol * ten. 3. 884. 
Daſſelbe. — ————— ——— 3.886, 
Minifterium desxnnern Armen = Unterhaltung aus 
® EIER \ Kirchfpielg-Mitteln. 5 902. 
Reg. zu Danzig. Geiwerbe» Betrieb der Buch» 
binder. 3. 910. 
General ⸗Poſtamt. — mit den in den 
— eawveaes 
Briefen. 3 i 
Minifierium der Geiſt⸗ — * der dem 
lichen, Unterrichts⸗ geiſtlichen Stande fich, wid⸗ 
u. Medizinal⸗Auge⸗ menden ‚Iuaeligen Juͤng⸗ 


legenheiten. linge. 3 
Haupt: Verwaltung der |Depofition unerhoben geblie- 
Staats» Schulden. bener Summen von ausge= 


lofeten, ehemals Sächfifchen 
jet Dreußifchen Staats— 
vapteren. 3. 762. 


Miniſterium des Innern 2* nn — Servis-Beam- 


Miniſterium des Innern —* in ftenben nem 
und der Polizei. chen. 3 


87, 


Datum. ide, s al t. 


m Anba 
f von mel, De © * JVu. Jahrgang. 1824. 
1824. worden. Heft. on 









Beitragspflichtigkeit der Kir 
chen zu den Koften für d 
— re. auf A 

ande. 3. 897. 


20. Auguft 
Minifterium der aus⸗ Beibriuguns der Deigiadle 


Miniſterlum des Innern 


21. — 
waͤrtigen Augelegen⸗ Beläge von den bei ber 
beiten: Königl. Polnifchen Central⸗ 

Liquidattond: + Kommiffion 
EN Forderun⸗ 

21. — 1 General=Poftamt. einüprung per Lohnfuhrab⸗ 

2. — Miniſterium des Innern —* Yes Aufblaſens ang» 

: und der Polizet. —— Viehes. 3. 

21. — hMiniſterium der Geiſt⸗ — der ueneigt 
lichen-, unterrihts⸗ Nund theologifchen Der 

-| und Medizinal-An- | nen auf den Aniverfitäten 
gelegenheiten. 4. 1093. 

2. — Daſſelbe. Diefelbe Angelegenbeit. 
21. — | Daffelbe. Dit Ungelegenheit. A. 
22. — . | Re. zu Clin. Befufung der Jagdverbre⸗ 
Pr — Minifertum desInnern Auffiht ine, die — 
und der Polijzei. — theken. 3. 876. 

28. — Minifterium der Geiſt⸗ mnafial = Prüfun 8 = ro⸗ 
lichen =, Unterrichts⸗ na A a = 
und Medizinal=- An- 
gelegenpeiten. 

25. — Reg. zu Breslau. - Stempelorigteit der Ka⸗ 

u . ender. 3 
25. — Miniſterium der Geift- Fortfuͤbrung einer Apotheke 
lihen-, Unterrichts | durch qualifizirte Erben. 3. 

und Medizinal- Un» | 926, 
1%, gelegenpeiten. _ 
20. — Reg. zu Stralfund. Kommiffons-Sanbeiderkaus 
f leute. 3. 909 


20. — Konſiſtorium zu Berlin. Theilnahme der Scholaren an 

Leib» und Leſe⸗-Bibllothe⸗ 
> fen. 4. 1088. 

a. — Zufiz- Minifierium. Amorttſatlon verlornerPfand- 
B briefe. 3. ” 15. 


Bebdrde — 
vn nelder Nie Ben vm. ae 1824. 
3 Seite. 


fügung erlaffen 
"worden. — 





27. Auguſt Miniſterium der Geift- Diszipliuar⸗Verfahren gegen 


' fichen-, Unterrichts« Eu u. Schulbeante. 


und Medizinal-An- | 3. 7 
; gelegenheiten: 
27. — | Minifterum des Innern Heranzlehung der Königl. Be⸗ 
j . j amten zur Setvisabgabe. 3. 
858. 
27. — Daſſelbe. Verfahren wegen verloren ges 
‘ on gangener Bürgerdriefe oder 
— von Juden. 3. 


27. — | —— Gewerbebetrieb Schloͤſſer 


und der Polizet- und Schmiede. 3. 912. 
23 — | Minifterten. Behandlung erfrankter Sol⸗ 
daten detachirter Komman⸗ 

d0’8. 3. 948, 


29. — (2Reg. zu Potsdam. Werfabren rüfichtlich der In⸗ 
RUHT Rx ® en ——— —— 
* bei Rechnungs⸗Angele⸗ 

genheiten. 3. 679. 


30. — | Juſtiz⸗ Miniſterlum. ſgoſten der gerichtlichen Un⸗ 


terſuchungen wegen verun⸗ 
* geintf * — glüdter Bergleute. 3. 730. 
30. — Miniſterlum des Innern fation der Gensdarme⸗ 
und der Polizel. 2 * 3. 865. ka 
30. — Daſſelbe. — u. Abgangszeit des 
laͤndlichen Geſindes. 3. 879. 
41. Septhr. Viniferien, der geh Stempelpflichtigfeit der Niter 
Zar lichen=, Unterrichts= | "fe für — les 
und Senat An- rinmen. 3 . 922. 
gaeaenbeiten und der 
Inanzen 


2. — Miiſterium des Han⸗ Vriſung — Bau » Kandida⸗ 


3. — wi theruum desInmern 8: Gätigung * Wahl der 
\ : — ⸗Vorſte⸗ 
er 


3. — Daſſelbe. Kommunal-Beiträge der Ma- 
i giſtrats⸗Beamten. 3. -856. 

I. * Dafielbe. Mobiliar Verficherungen ges 
NE gen Feuersgefahr. 3. 899. 

3. — [Miniferien, — — e von Gehülfen bei 

ö Hauſir⸗ Gewerbe. 3. 903. 





3 


14 
- 


. 


———— 839 







Jubart 


N 
"von welcher die, Bere 
fuͤgung erlaffen vu. Zabrgang, 1824. 
* Fre Si: Heft. Seite. 


Vorſichtg maaßregeln bei Bau⸗ 


Regler. zu Erfurt. 
f R auf naſſem Gtunde- 3: 
FR ” 





Armen-Reglements fuͤr die 


5. — Winiſterium des Iunern IN | 
N "I Städte betreffend. 3. 901. 


6. — General-Poftamt- Reſtitution des. Inerigiblen 
- Porto’s. 3. 741. i 
7 — Reg: zu Breslau. . |Verfauf » der provinziellen 
wo EN ORAMEFER- Panlere: 3 
7 — zu Danzig · Verfahren egen Inlaͤnder des 
Reg zu Danzig. life geiflichen Stait- 
des, welche fich außer Lan⸗ 
’ des begeben. 3. 79%. 
1.0. Miniſterium des Innern Dienſtleiſtungen der Geitd- 
und der Polizei. —— in Clvilkleidern. 
866. 
7. — Daſſelbe. nee Eortein betr. 
Ar Daſſelbe. Beataung fuͤr Sübrung frem⸗ 
Ban erdichteter amen. 
7. Miniſterien. ſBarieb des Abdecker · Gewer⸗ 
— bes. 3. 913. 
— Reg. zu Merfeburg. Zahlungen bei denReglerungs⸗ 


Haupt⸗ Kaſſen. 3. 672. 
u Reg. zu Bromberg. Beräneldung der Juden. 3. 
1 


Miniſterlum des Innern Sefebung der ftädtifchen Lam⸗ 


venverjorger - Stellen mit 
Invaliden. 3. 849. 
Be Daſſelbe. Amortifation verlorner Pfand⸗ 
10. Weingerium desgnnern — jr 8 fſichti 
N Gebuͤhren für Beauffichtigum 
A ‚ und der Polizei. der Leihbibliothefen. 3 876. 
10. ADaſſelbe. Gewerbe der Hurerel: 3.881. 
— Kabinets / Ordre. Berwaltung der milden Stif« 


6 tungen. 4. 1055. 

12 — Reg. zu Danzig . Pflichten und Rechte der Ci» 
vil- Prediger als Stellver- 
treten der Militair- Predi- 

* ger. 3. 786. 
2 — Ober-Präfivium zu Co⸗ |Einrichtung des jüdifchen 
blenz. Schulweſens. 3. 843 





L 
x ' B j 
Datum. Beboͤrde 
Inhalt. 
von welcher die Ver⸗ JS, 
fügung erlaffen vaL 3 — 1824. 
1824. worden. n Heft. Seite. 


— — ———————— — 
13. Septbr. — des Innern Gewerbeſcheine zum. Drehor⸗ 
der Polizei und | gelſpiel. 3. 905. 

FR. e der Finanzen. 
14. — Central = Liquidatlons⸗ Gebrauch des Stempelpapiers 
Kommiffion zu War- | au Eingaben. 3. 671. 


1. — Miniferlumdes{nnern Polizei- Reglement - für die 
und der Polizei. Stadt Berlin. 3. 868. 

14. — onſiſtorium in . |Theilnahme der Scholaren an 

— nr Lefebibliothefen. 4. 1091. 

16, — Dperlandesgerigt zu — der baaren Aus—⸗ 

Marienwerder. agen in Gensdarmerie⸗ Un⸗ 

terſuchungs⸗Sachen. 3. 867. 

4 — 1 Ober-BergamtzuBonn |Berg-Poltzei-NReglement für 
ii SIMEIRD ER Dachfchieferbrüche. 4 


17. — Miniſterlum des Ins Verfahren u Dolljel- Straf⸗ 
nern und der Polizet. | Sachen. 3 

17. — | Mitnifertumdesgnnern Kur⸗ uud Desire 
fen für arme auf der Wan⸗ 
derfchaft erfrankte Hand» 

! werfögefellen. 3. 903. 
18. — | Kabinets- DOrdre. Verwandelung der Geldfira- 
m in Gefängnißftrafen. 3. 


18. — Winiſterium des Innern — 5 — de Gerichtsvoll⸗ 

F und der Polijei. ziehe 

18. — Minifterium der Geiſt⸗ —2 — ¶ener Apo⸗ 
lichen⸗, Unterrichte= | thefen. 3 
und Medizinal-Ar- 
gelegenpeiten. 

20. — Reg. zu Eoslin. Anzeigen von den an Mili- 
taiv-Wartegelds-Empfänger 
gezahlten Diäten und Re— 
muneration.n. 3. 654. 

Dber: Pröfidium zu Zins-Ruͤckſtaͤnde auf die im 
Poſen. Koͤnigreiche Polen hypothe⸗ 
zirten Kapitalien. 3. 669. 

22. — Miniſterium des Innern Kommunal = Beiträge der 

Staatsdiener. 3. 853. 
Minifterkum des Innern Korrektion aufgegriffener Va⸗ 
und der Polizei. gabunden. 3. 888. 


fügung erlaſſen 
+ worden. 








24. Septbr. Reg. zu Erfurt. 


24. 


gelegenheiten. 


— Miniſterium des Innern 
24. — Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
\ 24, — Miniſterium des Innern 
24. — Miniſterlum des In⸗ 
nern und der Polizet- 
24. — Minifterium der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- 
u. Medtzinal= Anges 
legenpheiten.., 
24. — E zu Potsdam. 
6. — Konſiſtorium zu Muͤnſter 
26. — Reg. zu Gumbinnen. 
29. — General = Poflamt. 
30. — Minifterten des Innern 
und der Finanzen. 
1. Detober | Immediat⸗Kommiſſion 
1. — Miniſterium des Innern 
1. — Daſſelbe. 
1. — Miniſterium des Innern 
25. — Miniſterium der Geiſt⸗ 
DE lichen=, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗An⸗ 


- Behörde,‘ i 
von welcher die Ber- 


A1 


Inbhauln 
VIII. Zahrgang: 1824. 
Heft. Seite. 





— 





Anfertigung. der Kirchen-, 
alas und Schulmatrifel. 


Gemeine + Angeböri Feit der 
Hirten und ihrer ilien. 


Verhuͤtung unndthiger Trans⸗ 
Hm — Vagabonden ꝛc. 


Abſchaffung der feuergefaͤhr⸗ 
lichen Bedachungen. 3.894. 
Einführung einer Hundes 
Steuer. 3. 900. 
Ertbeilung der Approbationen 
für Hebammen: 3.920. : 


— 


Disziplinar-Verfahren in An⸗ 
fehung ſdes Ausbleibeng von, 
den nicht freiwilligen Uebun⸗ 
gen der Landwehr. 3. 939. 

Erziehungs » Anftalt im Wai⸗ 
fenhaufe zu Halle. 3. 820, 

Stärfegrad des auf der 
Zmwangsdebitftellen zu ver⸗ 
—— Brannteweins. 3. 


Allgemeine Poftvorfchriften 
und Beflimmunget: 3. 731. 

Fiskaliſche Unterſuchungen 
gegen Beamte. 3. 649. 

Erhebung der ausgeloofeten 
Yraͤmien⸗Staats ſchuldſchei⸗ 


ne. 3. 759. | 
Aufnahme Öffentlicher Bes 
fanntmachungen in die Re⸗ 
gierungs » Ymtsblätter, 4. 
8 


- 984, , 

Dieſelbe Angelegenheit. 4. 985, 

Aufnahme jüdifcher Schulleh> 
rer. 4. 1100. 

Anlegung und Uebernabme 
von Apotheken. 4. 1180. 





6. Detober 
* 
8 


| 


Behoͤrde n h a I t. 


* welcher die Ver⸗ vun, EP 
. gang. 1824. 
a * Heft. Seite. 
Miniſterien. RT, der * Stif⸗ 
tungen 
Miniſterium en Beltrafung A unefugten 
und der Polizei. Schießens. 4. 1127. 
Minifterien. Bürgerrechts- Gewinnung von 
Geiten der Gewerbetrei- 
benden. 4. 1111. 


Minifterlum des In⸗ Tagung der Eivil-Aniform. 
nern. _ 
Mintfterien des Handels Buden> Ordnung fir ſtaͤdti 
und des Innern und! fihe Jahrmaͤrkie. 4. 1169. 
der Polizei. | 
ae te ur Land⸗ 


Miniſterium des Innern 
und der Polizei. 
Geſellſchaft ſuͤr — — 
—— % „reepume> 


Dper = Präfivium in 
Stettin. 
Miniſterlum des Innern — ——— 
Minifterium des Innern Dienf Entafung =» Scheine 
1120. 





und der Polizei, des Geſindes 
Daffelbe. Diefelde Angelegenheit. 4. 
1. , 
Dberlandesgericht in |Strafgelder für Holz⸗ Dieb- 
Stettin: ſtaͤhle. 4. 1025. 


Reg. zu Münfter. Beifchlag aufdie Grundfteuer. 
1. 1009: 

Gerteral= Poftamt. Anlegung der Poſt⸗Uniform. 
4. 1037. 

Reg. zu Königsberg. Sand mit Arzneiwaaren. 4. 


Minifierien. — — Gewichts Ord⸗ 
nung. 
General - Kommiff on Samung Kimiat. Forſten. 
zu Stargard. 
Miniſterium des Innern — der Er ti Ge⸗ 


und der Polizei. fängniffe. 4..113 
Miniſterium des Innern Auseinasheruen der e Bchlhe 
Daffelbe. — = Landwehr Dir 


dere zur Wittwen⸗Kaſſe. 4 


Datum. 


31. 


‘4. Novbr. 
2. 


1824. 
24. Detgber 


. . 
— — m —— — — — — 6— 


45 


4 






Inbaut. 
VIII. Jahrgang. 1824. 
Heft. Seite. 


Bebdrde. 

von welcher die Ver⸗ 
fuͤgung erlaſſen 
worden. 





SRiniftertum der Geiſt⸗ |Disziplinar- Verfabrem ge, = 
lichen=, Unterrichts | Kirchen- und Schul- 
und Medizinal = An= | amte. 4. 1968. 
"gelegenheiten. 
Daſſelbe. Date Augelegenbeit. 4. 


Juſtiz⸗ Miniſterlum. —— veraͤu⸗ 
— — Domainen⸗Guͤter. 


Miniſterlum der Gelf- Zulaſſung der Militalr- Chi« 
lichen , Unterrichts⸗ — zur Prüfung. 4. 
und Medzinal- ⸗An⸗ | 118 


gelegenheiten. * 
Minifterium des Innern Gluͤcks⸗ und Wuͤrfelſplele au 
und der —8 Jahrmaͤrkten. 4. 1126. 
Daſſelbe. Koſten der Beerdigung auf 
F rener Leichname. 
Miniſterian des Handels Anlegung neuer Schankſtaͤt- 
und des Innern und | ten. 4. 1166. 
der Polizei. 
Miniſterien des Innern 





Deichb des Viehſchnitts. A 
und der Finanzen. 174. 
Minifierium des In⸗ — der Militair · Spel⸗ 


nern. ſeanſtalten von der Kom= 
munal⸗ © chlachtſteuer. 4. 
1201. 
Miniſterlen. Gehuͤhren der Gendarmesie 
für vollzogene Verhaftun⸗ 
tungen. 4. 1118. 
Miniſterlen d des Handels |Straf- Feftfehungen In Hau⸗ 
u ie und iM ir- Keifementiong Bilen.. 


nern. Seitens derBeamten. 4.982. 
Kapinets » Drdre. Befellung der Dorfſchulzen. 


Miniſterien. Cenfir neuer Auflagen. 4. 


Minifterium des In⸗ — Beitraͤge der 
ern. Staatsbeamten. 4. 11072. 

Neg. zu Bromberg. Gebuͤbren⸗Saͤtze der Erin 
tiong ⸗ Drdnung — 


= des In⸗ — — Grundſtůͤcken 
Steuer: Behörden. 


44 f 
Datum. 


Behörde 
von welcher die Ver⸗ 


nbaut. * 
ung erlaſſen VII. Jahrgang. 1824. 
* —* Heft. Seite. 


23 Novbr. 
3. 


— — — — 


Reg: zu Bromberg. Zahlung der Peuſionen, War⸗ 
tegelderze: 4. 999, 
Miniſterlum der Geift- |Wahl und Be elung der. 
lichen=-, Unterrichts⸗ — auf dem Lande. 
und Medizinal: Ans 


gelegenheiten. 
-] Daifelbe. —— auf die Waiſen⸗ 
haͤuſer 

Miniſterlen des Innern Ritterguts⸗ —— ver⸗ 
und der Finanzen. ES te ae aka > 4. 

Miniſterien. — der kirchli⸗ 
chen Wopttbätigteits « An- 

8 END falten. 4, 1056, 
Diefelben. — Angelegenheit. 4. 
Minifterium des’ Innern Gebühren für Beglaubigung 
und der Polizei. er Befunde ⸗ Entiafiangs- 
eine. 4, 112 
Reg. zu Bromberg. rd * geraͤucherten Flin⸗ 
ern. 4. 1144. 

Miniſterien. Verwendung der Strafgelder 
in Hauſir⸗Gewerbe⸗ Kontra⸗ 

* ventions⸗Sachen. 4.1153. 
Miniſterlum des Innern Gerinnung des Bürgerrechte. 
Reg. zu Potsdam, gr ——— hädtifche 

abrmärfte 


Minifterium —— vun der Swangg=gpäffe 
und der Poli | oder Neife-Routen. 4.1128. 
sriniferimm des ftnern | jMuterfügungep: der Orts⸗Ar⸗ 


Minifteriendes Handels Dual 
und des Innern und —— wi a Saufichan- 
der Polizei. 
Finanz» Minifterium. Beiträge = Stuutsiener zu, 
* dem Penſions⸗Fonds T- 
Minifierien des Innern Unterfuchungen gegen Beam 
und der Finanzen. te. 4. 983, 
Miniſterium des Innern Bekanntmachungen in Intel⸗ 
ligeng- und Wochenblättern. 
1. 956. 
Reg. zu Erfurt, Ausäbung der Schankwirth⸗ 
fchaft en Gemeindehäufern. 
1. 





Datum. 


13. Sr 


13. 
13. 


44. 


14. 
14. 


15. 


17. 
18. 
18. 
19. 
19. 


19. 
19. 
19. 


19. 
20. 


20. 


20. 
22. 


1824. 


\ 


| 
| 
| 
| 


TEL PETE : 


I} 


Bebhbrde 4 j 
von ar die Ver⸗ Inhalt. 


ügung erlaffen » . | YA. Jahrgang. 1824. 
" 0 norden‘ j . Heft. Seite. 


Minifterien des Innern Nichttragung des Offizier⸗ 


und der Finanzen. 


Dber-Bergamt zu Bonn 
Miniſterium des Innern 


Porte Epee’s ꝛe. 8 Civil⸗ 
Uniform. 4 
Bergwerfg- yollsch 4. 1027. 
Freiwillige Gaben zur Ver— 
—— der Landwehr. 
Dintfechum der Geiſt⸗ einfenbung der Etats. 4. 
lichen-, Unterri * 
und Medizinal⸗ 
gelegenheiten. 
Reg. zu Danzig. 


Reg. zu Breslau. 


Min iſterlum des Innern 
und der Polizei. 

Minifleriend Despandels 
und des Innern. 

Min iſterium des Innern 
und der Polizei. 

Ober, = Praͤſidium zu 
Münfter. 


Reg . zu Shan. 

Miniftertum der Geift- 
lichen =, Unterrichts: 
u. — Ange⸗ 
legenheit 

srinfierium desgnnern 

Daffelbe. 


DinifteriumbesIinern 
und der Polizei 


Reg. zu Bromberg. 


— — —— — 


grabeng. 


Mn Ser . 1155. 
andern der Handwerksge⸗ 
fellen. 4 1127 ” 
Enge Saornfein Röhren. 4 


Drei ingaen der Buchbaͤnd⸗ 
ler. 4. 


Bertunf en wlaufiure. 4. 


Gewerbefieuer der Zimmerver⸗ 
miether. 4. 1012 

Die von den Studierenden 
den Profefforen.fchuldig ges 
bliebenen Honorare. 4. 1098. 


Ermerbung des Bürgerrechts. 


ermeliung zu enger Stra- 

en 

Berwendung ge Paß⸗ —5* 
—— Gebühren. 4. 


— Geſtellung bei Re— 
vue⸗ Maͤrſchen. 4. 1202. 
Finanz Minifterium. - Kontrolle des Salzverbrauche. 


Minifterium des Innern 
und der Poiiſei. Ricd glidungen in Berlin. 4. 


Daffelbe. — ya Militair⸗ Ar⸗ 


reſtaten. 4. 1134. 
Meg. zu Danzig. Grundäüds + ——— 


nen. 


— —— — * 


— — — — — 


anchhens Bes auf su frühen Ber ° 
Beflimmungen u dem Haus. 


* 
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Datum. Be Hörde, 
“ . ES Inhalt. 
von ‚weicher Die Der VIII. Jahrgang. 1824. 
1824. worden. “Heft. Seite. 
” ” = ht mn EEE òêüê òü—7ůÿ?ce ?z en ae a 
22. — — — an das Dominium. 
‚22, — Daſſelbe. —— befttafter Land⸗ 
wehrmaͤnner waͤhrend des 
— —F Arruites. A. 1198. 
23. — Reg zu Chuln. ‚ Reviiion der Waagen um 
Gewichte. 4. 1173. 
24. — Reg. zu Königsberg. |Brau-Malz- Stener-Kontra- 
ventigtten. 4. 1020. 
23. — Finanz⸗ Miniſterium. ar ri -Kontrole außer dem 
venzbezirf. 4. 1013. 
25. — Ninifierium des In⸗ Bean en auf Unterpfand 
2 era -Vorraͤthen. 
25. — — —* von Erlegung des 


" Schulgeldes. 4. 10 


a | Senerat- Poſtamt. Franko⸗Porto Betrag für Ein⸗ 


gaben an Beboͤrden. 4.1036. 

Meg. zu Breslau. Staatstculheineanf Edel 
demünze lautend. 4.1039. 

weintferlum des In⸗ Aufgreifungs ⸗ Gebühren bei 

ZEN und Bagabonden. 

weiniſterium der Innern Unterbringung der aufgegrif⸗ 

und der Polizei. ‚fenen Vagabonden. jeeaeit 

Juſtiz ⸗Miniſterlum. Berpflegun ung Koßen der zur 

traf = Section verurtheil: 

ie — — 4 


27. — — et Innern Kahl ber Stadtverordneten⸗ 
Stellvertreter. 4. 1101. 
„| Reg. zu Bromberg- — Sänfe 1 in Königl. 
orten. 4.-102 
Miniſterien. — der Damm⸗ 
1175. 
Meg. zu Merfeburg. Berhbeen der Kirchen ⸗ und 
Schul = nfpectionen bei 
Ausführung des, Gemein; 
eitstheilungs=- und Abd 
ungs-Ordnung. 4. 1040. 
De n ar dium gi — Kindeimifde 
terthuͤmer 
Foninseriumessmem Ducchfuhung der Behälter 
und der Polizet der Dienftboten. 4. 1140. 
General: Diree ion ber 3ahlun rucdftändiger Witt⸗ 
Berpfleg- -Anfalt. | 


30. — 
2. Decbr. 


nfionen. 4. 987. 
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En TER 
ü welcher die Vet-| 'yn 
"na | vr guhragng ul 
4824. worden. k e. 





Ntojßecheng ‚des In⸗ |Kontrolle.der fädtifchen Po⸗ 
nern. lizei⸗Verwaltung. 4. 1114. 
Reg. zu Breslan. Zahlung der Militair- Witt- : 
1 wen-Penfionen: 4. 1196. 
Finanz» Minifterium. mn. des Salzverbrauchs. 


Ober = Präfidium der Anordnung eines Provinzlial⸗ 
Provinz Sachſen. Steuer Directores. A. 1005. 
Miniſterien des Handels Verkauf ländlicher Erzeugniſſe 
= De —— und in den Städten. 4. 1163. 
er Polizet. 
Reg: zu Stralfund, Prüfung und Niederlaſſung 
der Chirurgen. 4. 1179. 
Minifterium des Innern | Dienfiverrichtungen ber@renzs 
und der Polizet- Gendarmerie. A. 1117. 
Ministerium des In⸗ Patronilen- Befheinigungen 
nern umd der Polijzel. bet der Gendarmerie. 4. 


| | .rY 403. 
8. — ni des In—⸗ 
9. 
ze | 


3 
4. — 
4 

4 


Kurs und Verpflegungs- Kos 
nern. ſten für erfranfte huͤlfsbe— 
F dürftige Samilien. A. 1148. 

Könfiftorium u. Schul- Katechumenen-Unterricht. 4 
- KolegiumguStettin. | 1063 
Miniſterium des Innern 


und der Polizei. 

Miniſterien des Handels 
und des Innern und 
der Polizet. 


w 


Transport der Vagabonden. 
4. 1133. 


Ausuͤbung der’ Schankwirth⸗ 
oft in Gemeindehäufern. 


. 1168. 
Hauſir⸗Gewerbeſcheine für 


2. — Minifteriem. 

N erräcdenmacher = MWaanren. 
» : 4163. .° 

14. — Miniſterien des Innern Unterſuchungen gegen Com— 


munal-Beamte. 4. 1104. 
Hauſir > Gewerbefcheine auf 
Waaren beſtellungen und für 
Ausländer. 4. 1460. 
Diefelber. Hanfirhandel mit Töpferwaa- 
ren. 4. 1162. 
Dber = Präfidium zu Kapitalien auf Gütern im 
Pofen. » Königreiche Polen. 4. 989. 
Firanz- Minifterium. Beitreidung ruͤckſtaͤndiger 
Geld-Präitationen, 4. 995. 
Heg. zu Danzig. Annan des Thymoty⸗Graſes. 
4. 1044. 
Mintfterkum des Innern Kontrolle der Communal-Ver« 
waltung. 4. 1105. 


und der Finanzen. 
Miniſterien. 


— — —— — — — rau — 


13.. — 


13. — 
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Datum. 


1824. 


\ 





19. Dechr. 


1825. 
. Sanuar 


— 


M 


Behbrde, ’ 
wel d Inbhault. 

a er Brause ee vn. Jahrgang. 1824. 
worden. 4 Heft. Seite. 


| Ministerium der Geiſt⸗ Treinikerhna Ser @ulh- |Dischplinau-lerhabren gegen gegen 
lichen- ‚ Unterrichts⸗ ar und Schulbeamte. 
und Medisinal- An⸗ 
gelegenheiten. 
Reg. zu Bromberg. Berfendung von, Mehl und 
wieback zur See nach dem 
uslande: 4. :1018. 


Reg. zu Liegnitz.  IMbfab des älter Stempel» 
papiers. 4. 1019. 
Minifterien. Allgemeine . Anwendung des 


Haufir-Regulativs. 4. 1150. 

Reg . zu Frankfurt. Befreiungen von den Pen— 
tions Beiträgen. A. 981. 

Niniferien. Ausdehnung der von den Re⸗ 

gierungen ertbeilten Ge- 

—— auf Berlin. 


Diefelben. Diöee Ungelegenpelt. 4. 


Minifierien des Innern — für 9008 Penſions⸗ 
und der Finanzen. Fonds. A 

Miniſterium des Innern een in flandes- 

berrlichen@ebieter. 4. 1102. 

Minifterium der Geiſt⸗ |Civil-Praris des — 
lichen⸗, Unterrichts= | Tichen Perſonals. 4. 1177. 
und Medizinal= tz 
gelegenhetten. 

General-Poſtamt. — ae Poſt⸗Reiſenden. 


Konſiſtorium zu Chin. der Scheer  geser 

j ihre Schüler. 4 

General⸗ Poflamt. Einführung der — ne 
Anweifungen. 4. 1033. 

Minifterium des Innern Beſitz des eiſernen Kreutzes 
u. Gorrectiong- Strafen. 4. 


Daſſelbe. Betreiber, Ben rg Stroh 
Miethen. 4. 1142. 


Reg. zu Chin. ustkfung ber der Domanlal-Rer- 


| Reg. zu Gumbinnen. Iren dr — Bitch mit der 


— — 





x 
ii 


© a ch Re gi ſt eb 





* 


4 
** 


u 
* 


Bemerkung. 


Die erfteBahl‘bezeichnet das Heft, 
die zweite und folgende die Sete. 
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A— 
I bded . — G w höhe be, deſſen Betrieb auf sone Begitimas 
b aab b ea. ins es errli * netuttho⸗ für deren etekutivi⸗ 


fhe Einziehung. 1. 2447. deren Berichtigung durch 
Zing- Koupons. 1. 104. — für dag ntelligengwefen in 


-Beziebung auf Öffentliche Belanntmachungen. BT. 


grundberrlice, beren Ablöfung bei Grundftüds- Dismem- 


brationent. 1. 119. — 4. 1041. — Verpflichtung zu felbt. 


gen an dag Dominium. 4. 1109. — Rachweiſung deren 


Reſte nach Jabhren. 2. 348. — indirekte, Adfonderung - 
deren Verwaltung von dem —— der Regierun⸗ 


gen im den Rheinprovinzen.41 Siehe auch Steuern. 

—D— ſiehe —— Gefälle, gutsberriiche und 
—— A F ——— 

1bloͤſungs rdnung, Verfahren bei Ausführung der * 
van € Seiten der Kichen- und a 4. \ 


Abmeld ng ge . ’ polizeiliche, Vorſchriften rädfichtlich berfeißen, 


Adel, ven gerichtlich erfannter Verluſt fol den Orts - Polizeibe- 
börden befannt gentacht werden. 2. 7. 

Kerite, veaietfhe, deren Belohnung für ärztliche Bemuͤhungen. 
4. 286. — Ausuͤbung chirurgifher Verrichtun gr 
u Gelbige. 3. 17. — Stempelrflihtigtelt der A 
derfelben. 2. 354. — fiche auch Impfaͤrſte und Mill 
tatir= Aerjte. 

Alademifche Mbsangs - Beugniffer deren Ertheilung an 
Studierende. 417. seq. e 

Atademifche Sirilsiim, deren Verwaltung. 2. 419. 

Akademifches Bürgerrecht, Susvenfion deſſelben. 2. 116. 


Altertbumsfunde, Dommerfche, Stiftung einer Gefelle 


fchaft für felbige. A. 1047—1054 
Amtsblätter, und deren Anzeiger, Aufnahme der Befanntma- 
: hung der- Militatr- Behörden in felbige. 1. 10. — desgl. 
’ der Aufforderungen wegen arretirter Waaren. 1. 10. — 
Aufnahme dffentlicher Priunenagungen in ſelbige gegen 
siufeetionggebübren. & . 984. 
Amts- Suspent! 
Beamte. 4. 983. Siehe auch Staatsdi Ionen: 
Anleihe, im Sabre 1805, bei Lindepkampf und Olfers m Mün- 
fer, Anmeldung der Anſpruͤche aus jelbiaet: 1. 
Bergifche, aus dem Fahre 1814; — 764. 


on, — 5 ruͤckſichtlich derſelben gegen 


— ——— — 


* 


Anmeldungen, polizeiliche, Beſtimmungen darüber. 3. 877. 
Annalen m preuß. innern Gtaatsverwaltung, Heupt- Debits 
nung derfelben vom Jahrgange 1822. 2. 643. 

Anfellungen, im fönigl. Staatsdienfte, —— der Mi⸗ 
niſterien dazu. 1. 2. — bet Inſtituten, welche feine Zu— 
fchüffe aus Staatsfaffen erhalten. 1. 3. — Anwendung 
der Stempel in Be | ver elegenhelten. 3. 708. — 
in ſtaͤdtiſchen — r fruͤher mit Strafen Bee 
ten Bürder. 2. 460. — der Militair- Invaliden im fiäd- 
tifchen Dienfte. 2. 460.. seq. — im Lehrfache, ſiebe Leh- 
ver, Schulen u. Univerſitaͤten. 

Anzeigen, Öffentliche, deren Aufnahme In Zeltblaͤtter, mit Be⸗ 
ruͤckſichtigung des ntelligen zweſens. 2. 327. A. 986, 

Siehe auch Amtsplätter.” 


Mvatbeten, Remuneration der Phofifer für deren gif tatton. 1. 


x 


— Anlegung und Webernahme derfelben. A. 1180. — 
57 Vererbpachtung derſelben. 2. 611. — Fort- 
ſetzung oder Verkauf derſelben überhaupf. 3. 923—927. 
Anotheter, konzeſſionirte, Behandlung deren Wittwen u. Hin⸗ 
terbliebenen. 2. 612. — 5. 923—927. — Revifion deren 
Rechnungen. 1. 292. — Gervirgeit deren Gehülfen. 2. 613. 
arme/ Verforgung derſelben mit Arzeneimitteln. 4. 295. — 2. 
614. — Reifende, deren Behandlung und Transport. 1- 
Fr — franfe, deren Behandlung und Beftreitung der 
Kurkoſten für felbi e. 2. 572. — 4. 1148. — Drtße, 
" yeflfebung und Erhöhung der Unterfiüungen für felbige. 


Armen-Aerzte, Gnaden-Monat für, deren Hinterbltehene. 3. 919. 
Myminnfleoe, Sefiftelung des. Domizils in Beziehung auf fels 


0. — Beiträge zu felbiger aus Kirchfpiels- 
elkteir. : 902. 


Armen— Polizei. 1. 251. — 2. 570. — 3. 901. — 4. 1147. 


Armen⸗Reglements, fuͤr die Städte, deren Entmerfung und 
Beflätigunig. 3. 901. . 8 


"Yet enik, die bei deſſen  Berfenbung zu beobachtenden Sicherheits 


maaßregeln. 1. 249 

Krgineimittel, deren Berfiweahung für. arme Kranke und für 
die Londwebr. 1. 295. — 2. 614. — Handel mit felbi- 
gen. 4. 1191. seq. 

BE Same Kaffee) Kultur und Gebraud 

ben 

Attefle, der Here * Wundarite Stempelpflichtigkeit * 

—— . 354. — fuͤr Hebammen⸗-Schuͤlerinnen; ; desgl. 2 
— 3. 
Aufgreifungs-Gebüren, deren — u: Zahlung bei 
ettlern und Vagabonden. 4. 113 


Auktionen; verfahren rüdft BL, dereen bei Exekutionen in 


Steuerangelegenheiten. 1. 3 


Auseinander b, au der Gehoͤfte auf * Panbe, deſſen Befoͤrde⸗ 


rung. 4. 1176. 
Auseinanderfegungen, fiche Gemeinheits— — 
———— Paͤſſe, ſiehe Paͤſſe. 


“ 


- 
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s g e w — herzogl. Saöfen: —— Verordnung ruͤck⸗ 
fichtlid) derſelben. 3. 962. — Siehe auch Vagabonden. 
sland, Paß-Erxtheilung zu Reifen in daffelbe. 1. 220. — Paͤ⸗ 
cFerei-VBerfendungen mit der Poſt nach felbigem. 2. 350. seq. 
isl it er, gewerbetreibende, Ertheilung von Eingangs» Pällen 
an felbige. 1. 221. — desgl. Gewerbefcheine an folche- 
1. 222. — 4. M61. 1175: — verbaftete, Beftreitung der 
R TDransport- und Verpflegungs⸗Koſten für felbige: 1. 227. 
— Berbältnifie derſelben bei beabfichtigten Niederlaffune 
. gen in den preuf. Staäten. 2. 476. — Erwerbung des 
- Bürgerrechts von felbtgen bei Anfiedelungen. 4: 1113. — 
erfahren gegen felbige als Haufirer. 2. 583, seq. — 
Anftelung derfelben im Lehrfache. 3. 833, 
u nn Ei »Däffe, ſiehe lehtere. 


D. 


3äder, Bewerbeftener derfelben. 3. 703. — 4. 1 
Batern, Köntgrekh, Tarirung der geldwerthen — fi den 
often in felbigen. 1. 69. 
2 biere, Verhaͤltniſſe und Gewerbebetrieb derfelben. 1. 2A. 
afel, ga it 2 en felbiger, dürfen preuß. Unterthanen nicht. 
udiren 
Bau-Afademie, zu Berlin, rn. und Unterrichts⸗Er⸗ 
theilung A felbiger. 2. Ad , 
Bäuerliche Verhaͤltniſſe, fiehe nude 
Baufuhren, Hülfgdienfte — er Wirthe in Oſtpreußen 
und Litthauen bei felbigen. 1. 
Bauholz, —— F ‚nigl. Forſten, "wedmäßige Verwendung 
en. 4. 
Baupül fs —— Be Beroitligu ang Re zur Abfchaffung feuerge⸗ 
rlicher Bedachungen. 3, 
BaurRandidaten , —— Dehfungen derfelben. 3. 91A. 
Baumdl, deſſen DVerftenerung. ' 
Baumfhule, Landes, zu — Bermaltungspläne ‚für 
elbige. 1. 127—140. — — derfelben. 1. 
Bau-Polizek. 41-278. — 2.5 14. 1176. 
— —3* — und ——— —— ſelbigen. 
4. — bei Schul- und Küfterbäufern in den Fillal⸗ 
Sirferi. 1.186. — Anfertigung vonftändiger Anfchläge 
. von felbigen, zur Verbütung von Baufoften » Nachfordes 
tungen. 2. 349. — Neu-, Yufbeung der für felbige in 
den DBorpommerfchen Städten ewllligten Eremtionen. 2. 
594. deren Auseinanderbau auf dem Lande. 4. 1176. 
- fenerfehe, in Beziebung auf Bedachungen. 3. 894. — 
auf naffem Grunde, Vor —— —— A felbigen. 3. 
915.,— Garnifon=, fiehe Garnifon- Baumefen. 
Bayonner Rapitalien, Präklufiong- Termine für die Entſcha- 
B 5* en —— — Kommunal 
eamte, wegen der von felbigen zu en ⸗ 
Beiträge. 2. 465. — m. ale a 
vr gen gegen felbige. 1. 209. — 
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— dürfen von einer unter ihrer Verwaltung oder Auf 
fiht ſtebenden Anftalt feine Grundfiide erwerben. A. 982. 
— flädtifche, deren Penfionirung, 3. 850—853. — Siehe 
auh Subalternen- Beamte und Staatsdiener. 
Bedachungen, feuergefährliche, deren Abfchafung. 3. 894. 
Beerdigungs- Koften fr aufgefundene Leichname, deren Auf- 
bringung. 4. 41149. . i 
zen en, zu frühes, Verhütung deffelben. 4. 1143. 
Belanntmachungen, Öffentliche, fiche Anzeigen. 
Berg, ehemal. Großherzogthum, Verwaltung der milden Stif- 
Ba tungen in den zu eltigeh gehörigen Landesthelle. 4. 1055. 
Bergbau, Verhütung von Unglücsfällen bei felbigem. 2. 568. seq. 
Bergifche Awmangs-Anleibe, vom Fahre 1814, Rüdzahlung 
der Kapitallen aus felbiger. 3. 764. 
Bergleute, verungluͤckte, Tragung der Koften bei gerichtlichen 
Unterfuchungen wegen derfelben. 3. 730. 
Berge Poltzei-Reglement für die Dachfchieferbriche. 4. 1029. 
Bergwerke, Private, Beauffichtigung derfelben. 1. 66. 
Bergmwerks- Polizei, deren Ausübung auf den Berg- umd 
— Hüttenwerken. 4. 1027. 
-Bergmwerts- Regale, 1. 66. — 3. 722. — 41027. : 
Berlin, Haupt- uud Nefidenzfiadt, Polizet- Reglement für fel- 
bige. 2. 491 -514. — 3. 868. — Berfabren bei Nisder- 
laffungen von Fremden der arbeitenden Klaffe in felbiger. 
an — Betrieb des Haufirgewerbes in felbiger, 4. 
* seq. — 
-Befoldungen der koͤniglichen Beamten, Stempel zu den 
° Befauntmacnngen wegen deren Erhebung. 3: 709. — 
Zahlung derfelden und Abzüge bon felbigen zum Pen- 
Ein — 967—981. — Zahlung der Zufchäffe zu 
elbigen. 4. . seq. R 
Befallungs- Angelegenheiten der Beamten, Anwen— 
dung der Stempel in felbigen.‘ 3. 708. 
——— ru (und Federbetten) Hauſirhandel mit ſelbigen. 


Bettler, Aufgreifungs- Gebühren für felbige. 4. 1131. — Be 
flimmung deren Detention. 3. 889. — deren Transport, 
- fiebe Transportwefen. , 
Bier, von flädtifchen Brauern felbft verfertigt, Befugniß zu def 
i fen Ausfchanf. 2. 591. — deſſen Befteuerung. 3. 704. 
Bilder, Folportirte oder fonft feil gebotene, deren Genfur. 1. 218. 
Billards, folen von Schülern nicht befucht werden. 1. 182. 
a fahflige Ausfchreiben, deren Genfur. 1. 217. 
fertigung derfelben. 2. 575. 
Blafenzins, Aufbebung defielben. 3. 705. 


Blauf änre, gerdihtige Aufbewahrung und Verabreichung derfel- 
en ; 


Bleibers, Polizei: Ordnung für. die Pochwerke und Erzwäfchen 
an felbigem. 3. 722—730. - 
Bootbauer, Inſtruktion für deren Prüfung. 1. 265. 


Bordelle, Nichtaufnahme minderjähriger Ausländerinnen in ſel⸗ 
bige. 2. 529. , _ 


itſchriften, polizeiliche Erlaubnig zue gewerbsmäßigen An- - - 


Borbell-Reglement für die Stadt Minden. 2, 519-659. 
Bordellmwirtbe, deren Kinder follen außer dem Bordellhaufe 
erzogen werden: 2. 530., 
Bättchergemerbe, Haufirbetrieb deffelben..2. 581. 
Boͤllcherwaaren, grobe, Abgabe von felbigen, 4.48. 
Brandenburg, Provinz, Inſtruktion für die Direftoren und 
: Rekloren der gelebrten Schulen in derfelben. 4310671086. 
Brandftiftungen, vorfäkliche und —— Verhuͤtung der⸗ 
felben. 2. 561—564: — polizeiliche Unterſuchung derſel—⸗ 
N ben. 2. 561. 565. " ‚ 
Branntwein, Abgabe von der Bereitung deffelben. 1. 49. 51. 
— 3. 704-707. — defien Verkauf. 2. 51594. — Stärke 
5 deffelben auf den Zwangs-Debits. Stellen. 3. 906. ©; 
Branntweinbrenner, entrichten neben der Steuer von der 


—2 —— feine Gewerbe⸗Steuer. 


. 706. 
Brauer, flädtifche, Befugniß derfelben zum Ausſchanke ihres 
felbft verfertigten DBieres. 2.. 59. 
Braunfhweig, Herzogthum, Patet-VBerfendungen nach. felbigem 
us mit der Poſt. 3. 735. 
BrausGteuer,. deren Erhebung. 4. 50: — 3. 704: — Berfab- 
ven rücfichtlich der Kontragventionen wegen derfelben. 4. 


< 1020. 

Briefe, deren Befdrderung mit. der Pofl- 2. 378. — 3. 731. — 
vom Auslande eingehend, deren Stempelung. 3. 733- — 
in den ausgeftellten Brieffaften vorgefundene, Berfahren 
rücfichtlich derfelben. 3. 738. — Gtebe aud) Geld⸗ Sen⸗ 
dungen und Dienftbriefe- 


Brot, Einbringung deffelben.in Die Städte und Handel mit ſel⸗ 
em. 


9 269-275. — 2. 587. seq: 

Buchbinder, Gewerbetrieb derſelben. 3. 910. 

Bücher-Anzeigen, dffentlihe, Preisangaben in felbigen nad) 

» Silbergrofchen und Courant. 1.216. — 2.515. —- 4.1125. 
Bücher- Auflagen, neue, deren Genfur. 4. 1123. 

Buden- Ordnung, für flödtifche Sahrmärkte, im Pots damſchen 
Reglerungsbezirke. 4. 1169. 1 : 
Bürger, fruͤher mit Strafen belegt, deren Beftätigung In ſtaͤdti⸗ 

* schen Aemtern. 2. 460. 3 
Bürgerrecht, deſſen Gewinnung von Seiten der Gewerbetrei- 
benden. 4.1111. — desgl. bet Erwerbung ſtaͤdtiſcher Grund⸗ 
ae durch Auswärtige. 4. 11125 —dbeſſen Erwerbung 
von Anfiedlern aus fremden Staaten 4. 4113. — unent- 
geldlihe Ertheilung deſſelben an ehemalige Soldaten. 1- 
< 499. — afademifches ; ſiehe letz. * 
Burfhenfchaften, auf Aniverfitäten, fiebe Verbindungen. 
Butter, Gewichts⸗Beſtimmung bei deren Berfauf. 1. 219- 


€. 


(CA, Cl., €, Gr., Eu., fiebe Ka., Kl. u. ſ. w. mit Ausſchluß 
der Eigennamen.) 
Cenſur, der Gelegenheits⸗Gedichte — —— der biſchbf⸗ 

lichen Ausichreiben, KHirtenbriefe ıc..4. 216: seq. — der 


— 


4 


kolportirten und fonf u — Lieder, Gedichte, 
Pamphlets, Bilder ꝛc. 1. 218. — der ſtatiſtiſchen Werke 
und Landkarten. 2. * — der Inſchriften für öffentliche 
Dentmäler..3. 877. — neuer Auflageit von Büchern und 
Schriften. 4. 1123. 
Ehauffee-BausComtoir der Seehandlungs⸗Sozie— 
f ur deſſen Errichtung. 1. 281. — Porto-Freiheit in defe 
fen Angelegenheiten. 2. 387. 
Ebanfiee- Geld, Tarif für deffen Entrichtung. 4. 1010. s 
— Befreiungen von. felbigem. 4. 10141. — Bezahlung deb 
Dim F reitende Polizeibeamte in Dienfangelegenbeie 


Ch iin en, — — der Militatrdienfipflicht- als ſolche, bei der 
iegs⸗ Reſerve eig der Landwehr, fo wie beim ftehenden 

Heere. 1. 300. 3. 937. — Kompagnie- und Esquadronz-, 

— an felbige. 3. 954. — Befugniſſe 
derſelben zur _Givil-Praris. 4. 1178. — deren Prüfung 

und ——— 4. 1479-1181. — Siehe auch Wund⸗ 


ärzt 
€ ————— in wie weit deren Ausuͤbung ande von Doktoren 
und praktifchen Aerzten gefchehen könne. 3. 91T. 


it 


| Dachdecker, Gewerbetsieb derſelben. 1 
Dach rinn a lee ee den Giebeihäufern, deren Feuer» 


eit. 1. 
Dad safeter L er ' rüdhe, Berg-Polisei-gReglement für ſelbige. 4 


Damm 2 5— Gewerbebetrieb derſelben. A. 1175. 
DampfeMüblen, ſiehe letz. 
Danziger SE ei —“ ehemal., Regulixung deſſen Schuldenwe⸗ 


Darfiel ungen, Öffentliche, durch nn ſenete Derfonen,. po⸗ 
lizeillche Beſchraͤnkung derſelben. 1. 255. 
Denkm ar Öffentliche, Ceñſur der Anfchriften für felbige. 3. 


Denunzlanten Untpeite, an den Strafen aus * Klaſſen⸗ 
Gewerbe⸗ Steuer⸗Prozeſſen. 4. 1022. seq. — toͤnnen 
übe rhaupt nur Beamten — werden. 4. 1175. 
Detention der Bettler: und agabonden, "Beflimmuns 
gen darüber. 3. 888. *8 
Diäten, der Sorfibeamten bei ommiffarifchen Gefchäften. 1. 60. 
— für Aerzte und Wundärzte. 1. 282. seq. — für Kreis- 
Phyſiker. 1. 287. — für Impfaͤrzte. 1. 290. seq. — 2. 601. 
— für Kreis-Thierärzte. 1. 292. — für nicht firirt an- 
eſtellte Kalkulatur-Beamte auf Reifen. 2. 329. — für 
die Mitglieder der Gendarmerie. 2. 482—485. — 3. 865. 
für Kreis Setretaire. 3. 650-652. — für die den 
Ber Zoll⸗ * Zupt· Steuer⸗ Aemte rn zugeordneten Ju⸗ 
— . ik — für Voſtfuhr · Entreprenneuts. 


Br 


tenft-Abldfungen, Steuer. Bertheilung bei-felbigen. 1. 119. 

tenfi- Angelegenheiten, -berrfchaftl., Beftimmungen über 

Das Porto und die Portofreiheit im felbigen. 1. 79—83. 

. — 2. 354—388. J 
tenftboten, ſiehe Geſinde. 


tienſtbriefe, deren Beforderung mit der Pol. 2.327. — 3, 73 


ıtenftreifen, der Beamten, mit der ordinatren- Poſt, Reifegel= 
Der: Ltäuidationen bei felbigen. 1. 6. — 4. 967. — Bes 
. nutzung des Lohnfuhrwerks bei felbigen. 3. 7458. — Stehe 
auch Fuhrkoſten und Diäten. ie 
)tenfi-Stellen, fiehe Anftellungen- 
Yienfi- Wohnungen der Staatsbeamten, Befreiung 
der Unterhaltungstoften für felbige. 1.5. — der Pfarrer 
und Schullebrer. 1. 151. — Beiträge zum Penſions⸗Fonds 
für felbige. 4. 871. 
Tigencen, fiebe Poſten. z 
smembrationen, ländlicher Grundſuͤcke, ſiehe letztere. 
spoſitionsſcheine; ſiehe Kaffen-Berein. ” 
Sziplinar-DBerfabren gegen Staats-Diener, Kirchen- und 
‚ Schulbeamte, fiehe diefe- 5 
Disziplinen, phiiofophiſche und tbeologifche, deren Studium 
auf Univyerfitäten. 4. 1093—1097. 
Divifions-Rommandeurs, Vorſpann⸗-Geſtellung für felbige 
bei Revuenärfchen. A. 1202. 
Domainen-Gefälle, deren Ablöfung in den neu und mieder 
erworbenen Landestheilen. 1. 20. — desgl. bei Grund⸗ 
fihs-Dismembration überhaupt. A. 10%. — Berechnung 
des Goldagio’s bei Abldfungen derfelben. 2. 349. 
Domainen-Gäter, veräuferre, Bermerfung deren Ritterguts⸗ 
Eigenfchaft im Hypothekenbuche. 4 990. 

Domsinen- Pächter, Fuhrenleifiungen derfelben zu Straßen⸗ 
befferungen. 3. 916. : 
Domanial-Einfaffen und Sinspflichtige, Beitrelbung 

der ruͤckſtaͤndigen Geld-Prätlationen von um 4. 99. 
Domanial-Renten, fleine, deren Ablöfung. 4. 992. - 
Dominien, Konkurrenz derfelben bei Aufbringung der Vaga— 

-bonden« Transpörtkoften 2c. 2. 540. seq. 3. 891. — Ver—⸗ 

plichtung derjelben. zu Anlegung und Unterhaltung von 

Gefangen» Anftalten. 4. 1138. — Verpflichtung zu Abga= 
ER, gen an diefelben. 4. 4109. 

Domizil, Fefiielung deſſelben in Beziehung auf Armenpflege. 2. 

570. — begründen Hirten und deren Familien. 3. 804. 

— Ermwerbung defielben im Herzogthume Sachſen⸗-Gy⸗ 


tha. 3. 962. seq. 
Sprit deren Amts» Einfegung. 2. 473. . 
Bin — deren Vereidung und Amtseinſetzung . 
1.189. — 2. AT2—U75. — 3. 860- 864. — 4. 1103. — 
Remuneration des Stellvertreterg der letztern. 2. 473. 
a AT Ertheilung von Gewerbefcheinen an fels 
ge 


Di 
Di 
Dt 
Di 


bige. 3. 905. 
Drud:Formulare, dfientlicher Behörden, deren Cenſur. 1. 217. 
Drudpapier, Abgabe von felbigem. 1. 48. 
Dutaten, deren Tarirung nach der Geld-Porto-Tare: 3. 136. 


—— — — — — 


E 


» Eau de la Reine, deffen Verkauf. 2. 615. = 
Ediften-Sammlung, Myliusfche, fiehe letztere. 
Eingaben, gemeinfchaftliche, mehrerer Gemeinden, ‚Verbot der- 

felben. 2. 325. seq. — an Behdrden, SPortopflichtigkeit 
derfelben. 3, 734. 4. 1036. “ 
Eingangs-Päffe, fiebe Paͤſſe. 
EinquartierungssLaften, Heranziehung Koͤnigl. Gebäude gu 
ſelbigen. 4. 193. — Vertheilung derfelben. 2. 469. 
BIRHRATELLFORBS-DEIbILENICh, deren Aufrechthaltung. -1. 


Eleftricität, Anwendung derfelben bei Scheintodten. 2. 609. 
— Salt 1 : — Exekutionsbefugniſſe der Magiſtraͤte gegen 
€ e. 2. 2. . — 
Gebfhaftsfälle, Stempelftrafen. in felbigen. 2. 357. 
Erzwäfhen, am Bleiberge, Polizei-Ordnuͤng für felbige. 3. 722 


Etats, Kaffen= prompte Einfendung derfelben. 4. 1054. 

Erxefutionen, deren Vollſtreckung in Beztehung auf ruͤckſtaͤn⸗ 
dige Steuern amd Abgaben, fowie in Defraudations- und 
Kontraventiond-Sachen. 1. 2447: — 4. 1006. —! Ber 
fugniß der Magifträte zu felbiger gegen ihre Erbpachts- 
Müller. -2. 462. 





Sähren, Verhütung von Ungluͤcksfaͤllen durch felbige. 1. 68. 

Samilten, erkrankte und hülfsbedürftige, Aufbringung der Kur— 
und Verpflegungstoften für felbige. 4. 1148. . 

Faͤule, Krankheit der Schaafe; fiehe lebt. 

Federbetten, Haufirhandel mit felbigen. 2.586. '. 

Feldmeßkunſt, Schulprifung der derjelben fich widmenden Rats 
Didaten. 2. 454. \ 

a auf den Univerfitäten, ſiehe letz. und Schulferien. ' 

——— — kann nicht gleichförmig angeordnet wer⸗ 

en. 1. . 


Teflungen, Benutzung der Lehm- und Sandgruben innerhalb 
deren Nayons. 1. 214. 
Teuer-KRaffen- Gelder, deren Auszahlung nach vorangegan⸗ 
gener polizeilichen — 2. 561. seq. 
Feuers bruͤnſte, vorfägliche und fahrläftge, deren Verbütung. 
rue — polizeiliche Unterfuchung derfelben. 2. 
Geher-Soztetät, Neumaͤrkſche, anderweit. Abfchätung der bei 
felb ger verficherten Gebäude. 3. 898. 
urn, etäts- Reglement, Bergifches und Coblenzer, 
de an Anwendung. 1: 237. 
euer Sprädenpäufert auf dem Sande, Beitragspflichtigkeit 
der Kirchen zu den Koften derfelben. 3. 897. 


Bener-Werfigerungen, fanfmänstifcher Wanrenlager. 2. 565. 


Finanz— Permaltung, im Allgemeinen. 1. 13. — 2. 346. — 
. 672. — 


Sleif a. "einbeingung efeiken-i die Städte, und Handel mit 
ka 9—274. — 2. 587. seq. — A. 1164—1166. ‚ 
ee Aufblaſens deſſelben. 3. 908., N 
Fleiſcher, fiebe Schlaͤchter 
———— geräuchente, Gorf tige Zubereitung’ und Genuß ders 
elben. 4. 11 
Gorderungen, an das ehemal. Großherzogthum Warfchau, an 
die neu und wieder eroberten Provinzen ꝛc. fiehe diefe. 
srfiarbeiten, als Strafen für Holjdiebftähle.-2. 359. se 
srfibeamte, Diäten derfelben bet Kommifarifchen @ Gefchäften. 


1. 60. 
— — ——— zu ſelbigem und Anſtellung in dem⸗ 


ſelbe 
Forſten, engl. been r Schonun mung det bei Vermeflungen von Privat: 
Ländereien. trafe für unbefugtes Hüten der 
Bänfe in eigen. A, 41027. Siehe nr Waldungen 
und Holzdlebſtaͤhle. 
Forſt⸗Geidſrafen, deren Beitreibung. 3. 721. 
Forſt-Referendarien, deren Anflelung. 1. 60. 
Forſt-Verwaltung. 1. 58. — 2. 358. — 3. 715. — 4. 1025. 
—— — minderjährige, dürfen in Bordelle nicht aufs 
enommen werden. 2. 529. 
Frein de deren polizeiliche An⸗ und Abmeldung. 3. 877. — der‘ 
arbeitenden Aller deren Niederlaffung in Berlin, 4. 1130, 
Gremden-Polizei. 1. 220. — 2, 530. — 3. 883. — 4. 1127. 


Fuhrenleiſt un gen f = Tomainenpächter zu Straßen Beſſerun⸗ 
Subetoßen, Liquidation derſelben in Regullvangs + Ungelegen- 
beiten der Bent — onen. 1. 117. — für Aerzte 

> Wundärzte. — für Impfaͤrzte. 1. 290. seq. 

AN — Befcheinigung Ya DetseCntfernungen hafchtiich der⸗ 
ſelben. 2. 329. — fuͤr die Mitglieder der Gensdarmerie 

ae aegerfebungen. 2. 482—485. — für Kreis⸗Sekretaire. 


©. 
Bin fe, Stret⸗ fuͤr deren unbefugtes Huͤten in koͤnigl. Forſten. 
Garled — Eu feldigem kann fein Hauſi thandel flatt finden. 4. 


Garnifo n-Baumefen, defien tünftige — durch die 
Militär, Intendanturen. 3. 949. s 


j Garnifon-Verwaltung,- lebermeifung“ derſelben an die Mi⸗ 


litär- Jutendanturen. 3. 949. seq. 
Gärtner-Lehr-Anftalt, zu eaanbens und Potsdam, Verwal -- 
— für felbige. 1. 127—140. — Portofreiheit für 


60 * * — 

—— poligeisöfttefte zu deren Betrieb find fteftt« 
elfrei. 1. 

Gauner, Werf von F. A. Wennmohs über felbige. 2. 639. 

Gaumerbanden, jüdifwe, Nachrichten über felbige von R. 

\ Stublmüller. 2.638. 

Gebäude, bei der Neumärffchen Feuer⸗Sozietaͤt verfichert, deren 
anderweite Abichähung. 3. 898: — Deren Auseinanderbau 

: auf dem Lande. A. 1116. 

Gebäßren, bet Exefutionen in’ Steuer Angelegenheiten. 1. 45. — 
4. 1006. — koͤnnen Kreisphyſiker dei Disziplinar-Unter« 
rg gegen Medizinalperfonen nicht liquidiren. 1. 

— für prüfung der Seefchiffebaumeifter, Seefchiffer, 

Sleteriekte ꝛc. 260. 266. — ha gerichtliche Medtzi⸗ 
nalbeamte aus dein Kriminal-Fonds. 4. 289. — der Heb⸗ 
ammen. 1. 291. — Sportelvflichtigfeit derfelben. 2. 388. 
— deren Erhebung in Poltzei-&erichts-Sachen. 2. 48T. 
— 3. 871. — für Revilion der Leihbibliöthefen. 3. 876. 
— Finnen Gendarmen für Verhaftungen auf gerichtliche 
Requifitionen nicht erhalten. 4. 1118. — der Gerichtse 
vollzieher für Aſſiſtenz bei den Anffriptionen der Gefan« 
gen-Xtegiiter. 3. 890. — für die Beglaubigung der Ge⸗ 
finde-Entlaffungsfcheine. 4. 1122. — für die Nufgreifung 
von Bettlern und DVagabonden. 4. 1131. Siehe auch 
Kanzlei- und Paf- Gebühren. 

Gedichte, Gelegenheits-, deren Genfur. 1. 216. — colyor« 

— — feil gebotene „ deren Cenſur und Stempelung. 


Gefang * Nebe Verbrecher, Vagabonden, und Polizei-Ge— 


angene. 

Gefangen- enger, Gebühren der Gerichtsvollzieher für Af- 
fiftenz bei felbigen. 3. 

gefänanitie, fiehe Polizei- "Sefängniffe 

Gefaͤngnißſtrafe, Verwandlung der Gelbfrafen in RER: 
wo das franzdfiiche Straf⸗-Geſetz noch gilt. 

Behälter der Beamten, fiehe Befoldungen. f 

BGeheim- Mittel, deren Verkauf durch Apothefer. 3. 927. 

Gehbfte aufdem Lande, deren Auseinanderbau. 4. 1176. 

BEiBIINg, deren Prüfung und Anftelung. 3. 781—734. — dis- 
ziplinar- Verfahren gegen felbige. 3. 784. — Nachweiſung 
deren Einfommens. 1. 150. — desgl. deren Dienfimoh- 
nungen. 1. 151. — Befreung, Be Amtsfuhren von der 
Lohnfuhrabgabe zur Polifaffe. 3. 745. — — — der⸗ 

N von den Penſions — 4. 981 

Pflichten und nn Berielten als Stellvertreter der — — 
litairprediger. 3. 786— 

‚Seid » Senvungen, in — und Glevifchen Thalern, 
durdy die Pof, deren Tarirung. 2. 367. — in's Fürfil. 
hun und „zazlfche Voflgebiet, 2. 375. — mit der Pol 

berhaupt. 2... 378. seq, 

Geldfirafen, in —— Defraudations⸗ und Konteaventions- 
Sachen deren iEingiehung. 1. 25-47. 4. 1022. seq. — 
in Sort = Kontraventiong » Sachen, deren Beitreibung. 3. 
721 — deren Verwandlung in Gefängnißfirafe, wo das 
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. anzoͤſiſche Strnfgefe noch gilt. 3. 870. — für: Holg 

—— me deren Einztehung und Verrechnung. 4. 1025. 

— in Haufir-Kontraventiongeälen. 4. 1152—1155. Sie⸗ 

be nuch Strafen. . er 

Geldzablungen, deren Lelftung bei den Regier. Haupt- umd 

den Spezial-KRafien. 1. 14. — 3. 672—673.. — A. 999— 

‚4004. — in preuß. Kourant für alt ſchwediſch⸗ pommer⸗ 

Ze: fches. 3. 077. — desgl. am flädtifche Kaffen. 2. 464. — 

j deren Leiftung an die Königl. Poſtkaſſen. 4. 1033. — an 

Beamte, fiehe Befoldungen. u. 

BGemeinde-Nemter, Verpflichtung. zur Annahme berfelben in . 
flandesherrlichen Gebieten. 4. 1102. nr 

Bemeindehäufer, Ausübung der Schankwirthſchaft in ſelbl⸗ 

en. 4. 1167. seq. 

HA IE Ba Rekurs⸗Verfahren in ſelbigen. 

4. 125. — Verbindung der geometriſchen Arbeiten bei 

felbigen mit denen Behufs der Aufnahme des Grund- 

ſteuer-Kataſters. 2. 401—404. — Steuer-Regulirung bei 

Auseinanderfehungen in felbigen. 2. 404—4108. — Bers 

fahren bei Ausführung derfelven von Seiten der Kirchen⸗ 

und Schul-nfpeltionen. 4 1040. un 2 

Gendarmen, Eintten Feine Gebühren für Verhaftungen auf ges 

richtliche Neguifitionen erhalten. 4. 1118. — "Führung 

der gegen felbige eröffneten Unterſuchungen. 4. 1119. — 

Liquidation der baaren Auslagen in letztern. 3. 867. — 

Gebrauch der Waffen von felvigen bei Widerſetzlichkeiten 

in ihren Dienftl-Funftionen. 1. 202. seq. — Soldzahlung 

an felbige während der Suspenſion ab officio. 1. 20%. 

— desgl. wegen Belohnung des GStellvertreterg. 1. 205. 

proviforifch angeftellte, Erthetlung von Dienſtzeugniſſen 

für felbige. 2. 479. — Zahlungen von Denunzianten-Prä- 

mien am felbige. 2. 490. — Weraͤnderungen in der Dis— 

lofation derfelben. -2. 481. — 3. 865. — Dienitleiftungen 

derfelben in Givilfleidern. 3. 866. — Liquidation und Ait- 

weifung der Verſetzungskoſten für die Mitglieder derfel- 

ben. 2. 482—485. — verfiorbene, Zahlung des Gnaden- 

Monats an deren Hinterbliebene. 1. 208. — 2, 485. — 

Greng, Saubernung derfelben. 4. 1117. — Huͤlfs⸗ 

DEREN, deren Anftellung in- den Nheinprovinzen: 1. . 


Gendarmerte, Beſetzung vafanter Stellen in felbiger. 2. 478. 
— Diäten- Bewilligung für felbige. 3. 866. — Patrouils 
len-Befcheinigungen bei felbiger. 4. 1115. — Umänderung 
derſelben im Königreihe Würtemberg in ein Landidger s 
Korps. 4. 1203. seqq. Siehe aud) Gendarmen. 
Gendarmerie- Dffiztere, Gnadenbewilligungen für deren 
Hinterbliebene. 2. 485. 

Generale Kommiffionen, zur Regulivung der gutsberrlichen 
und bäuerlichen. Verhaͤltniſſe, Erfiattung der Porto- Aus- 

lagen in deren Angelegenheiten. i. 51. — Benmten-An- 

ſtellung durch felbige. 1. 115. — Siehe auch gutsherr- 

liche ı. Verhältntife. — 


* 


* 


j / 


‚62 \ . 
"Weri@tenerren, Up Ansäbung des polizeilichen Strafrechts von 


Gefanglehrer, — Kram bei Gymnaſien. : 3. 835. 
Ge san ee nd er amade Stiftung einer Gefelfchaft für 
elbige. = 
Gefedgebung, Inländifche. 1.1. — 2. 325. — 3. 647. — 4. 
965, = ausländifche- 4. 311. — 2.623. — 3. 955. — 
120 j e 


2 
Geſe tz⸗ Sammlung, Verkaufs - Preife für feldige. 1. 11." 
a" Ina Defugnig der — zur —— deſſen 
Behälter. 4. 1140. — laͤndliches, —— der An⸗ 
trittg = — Abgangs it ſelbiges. 3. 879. 
Geſ me Die ft, Du Zulaffung ‚fremder Juden und Juͤdinnen zu fel- 


gem 200. 
ee deren Ausſtellung. 4. 1120. 
seq. — deren Beglaubigung. 3. 880. — Gebüren- Ent- 

richtung für letztere. 4. 1122. 


Geſint! -Drdnung, deren Einführung in 26 Provinz Wef- 


phalen kann noch nicht fatt finden. 3. 8 
Gefundheitsträuter, Lieberſche, deren Derkauf. 3. 927. 


Betränte» Awnanns'- Berlagsrechte, deren Anmwegdung. 


2.. 590. 

mania Nieren, deren Aufſtellung in der Naͤhe von Ge⸗ 
aͤu en 

Getreide-Vorraͤthe, Anlegung von Leiban ſtalten auf Unter⸗ 
pfand von erſtern 

Gewerbe, für oͤffentliche Darſtellungen konzeſſionirte, ortspolt- 
zeiliche Beſchraͤnkung derſelben. 1. 255. — Gewerbes 
Steuer-Entrichtung für ſelbige. 3. * ya — 4. 1157. 
seg. — vereinte, Gewerbefteuer » Entrichtiing für deren 
Betrieb. 2. 351. 

Benwerbe-Rontraventionen, fiehe Haufir- Kontraventionen 
und Gewerbe, Steuer. 

Gemwerbe-Polizet. 1. 254 — 2. 575. — 3. 903..— 4. 1450: 


Bewerb sinsine; deren Ertbeilung an Ausländer. 1. 221. — 


1161. — desgl. an ausländifche Juden. 1. 221. — 
—— an Dreborgelfpieler. 3. 905. — find zum Betriebe 
des Abderergewerbes nicht erforderlich. 3. 913. — deren 
Ausſtellung auf verfchtedenartige Waarem 4. 1153. — des 
ren Grtbeilung zum Haufirhandel. 4. 1151. 1156. seq. 
— desgl. auf Waarenbeſtellungen. 4. 1160. — Ausdeh⸗ 
nung derfelben auf die Stadt Berlin. A. 1158. seq. — 
zum Haufirhandel mit Töpferwaaren. 4. 1162. — desgl. 
‘ mit Peruͤckenmacher-Waaren. 4. 1163. — deren edfung 
von Bädern, Schlächtern und — — 4. 1164. — 
deren Ertheilung zum Viehſchnitt. 1. 268. — 4. 1174. — 
desgl. an Dammfeker u. Pflafterer. — 1175: Siehe auch 
Haufirbandel. 

Bewerbe- —— Grundſaͤtze fuͤr al — nach — 
Circul. v. 10. Nov. 1820. 3. 4. 1157. 
— reine und — ge Steafgelder racfi 4 
lich derſelben. 4. 1022. — der Branntweinbrenner. 1. 49. 
— für den Betrieb vereinter Gewerbe. 2. 351. — ber 


| 
' 
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Kahn⸗ und Leichterfchiffer. 2. 352. — der Baͤcker und 
Schlächter. 3. 703. — für Hanfir- Gehülfen. 3. 903. — 
4. 1157. — Befreiung der Marfetender von felbiger. 3. 
908. — ber Zimmervermietber. 4. 1012. — Berechnung 
und Ablieferung der Strafgelder aus felbiger. 4. 1022. 
— fiir den Betrieb des Haufirhandels. 4. 1152 1157. seq. 

Gewerbetreibende, Gewinnung des ftädtifchen Buͤrgerrechts 
von felbigen- 4. 1111. 

Gewichte, deren Stempelung. 4. 1171. — technifche Nevifiyn 

"derfelben. 4. 1173. .— Verwendung der Gtrafgelder fiir 
Kontraventionen rücfichtlich derfelben. 2. 488. seq. 

Gifte, deren Öffentlicher Verkauf. 3. 928. — 4. 1192—1194. 

Glafer, fädtifche, Haufivbetrieb derfelben. 1. 266268. 

Gluͤcksſpiele, deren Genattuns auf Jahrmaͤrkten, Schuͤtzenplaͤz⸗ 
gen, ꝛc A. i 

Gnaden-Gebalt, defien Zahlung an die aus dem Clvildlen ſte 

I pieder ausgefchtedenen Milttaiv- Snvaliden. 3. 652. 

Gnaden- Monat, bei Kinder- Erziebungsgeldern. 1. 8. — für 

"pie Hinterbliebenen verſtorbener Gendarmen. 1. 208. — 
2. 485. — für die — verſtorbener Penſiq⸗ 
nairs 2. 333. — deſſen Bewilli ang für die Hinterblies 
benen der  Kreiss Phnfifer, Kreis: Chirurgen u. Armert- 


se - 2 3. 919. — für die Hinterbliebenen. ehemal. Mit⸗ 
9 


eder aufgelöfeter Stifter ıc. 2. 335. 
Gol d, Agio» Berechnung deffelben bei Abldfungen von Domak- 
ten» Gefällen. 2. 349. — deſſen Zahlung bei den Beſol⸗ 
dungen der Beamten. 4. 969. ) ‘ 
Gotha, fiebe Sachfen- Gotha. 
Gräber, vorfhriftsmäßige Unlegung derfelben. 3. 814. 
Grabmaͤler, Genfur der Juſchriften für felbige. 3.877. 
Braupen, Rommiffionshandel mit felbigen: 2. 588. 
Grenzbeztrk, Handbabung der Wanren- Kontrolle außer dem⸗ 
elben. 4. 1013. i ‘ 


Grundbeftger, auswärts wohnende, Nicht» Verpflichtung der- 
felven zur Leiftung perfdnlicher Kommunal-Abgaben. 2. 468. 

Grundfiener-KRatafer, Aufnahme deſſelben und Verbindung 
der geometrifchen Arbeiten bei den Gemeinheits-Theiluns 
‚gen mit jenem. 2. 401-404. — Fortſetung deifelben 
‚mit einem Beifchlage von. 85 pro C. auf die Grund- 


fieuer.. 4. 1009; 
Grundſtuͤcke, ländliche, Dismembrationen derſelben. 1. 122. — 
+4. 1041. — deren Erwerbung von Mennoniten. 1. 189. 
— 2. 475, — desgl. von Juden. 1x 190. — dürfen, Bes 
amte von einer unter ihrer Verwaltung oder Auflicht fle= 
benden Anſtalt nicht erwerben. 4. 982. — ftädtifche, Ge: 
‚. „ winnung des Bürgerrechts bei Erwerbung derfelben durch 
Auswärtige. 4. 1112. — 
Gutsherrliche und baͤuerliche Verhaͤltniſſe, Liguida- 
tion der Fuhrkoſten In — — der⸗ 
felben. 1. 117. — Vollziehung der zur Beſtaͤtigung einzu⸗ 
veichenden Rezeſſe. 1. 121. — Verfahren bet gütlichen 
Auseinanderfehungen in. felbigen. 3. 772. — Siehe auch 
General- Kommiffionen: ‚ 


64 
Qursbensfeaften, fiebe Dominten. * 


SGhymnaſiaſten, deren Beherbergung von Studierenden auf Uni⸗ 


> —5 3. 833, Siehe auch: Schüler, Gymnaſien u. 
mnafien, frühgeitiger Befuch derfelben. 8316. — Bean 
2” —— auswaͤrtiger Schuͤler auf 40 3 822. — 

Beſuch derſelben von Seiten der, dem geiſtl. Stande ſich 
widmenden, katholiſchen Juͤnglinge. 3. 826. — ͤffentli⸗ 
he Prüfungen in ſelbigen 3.827... — nfelung der 

Hülfslehrer beirfelbigeit. -3. 835. 


Er | Ä 
Hagel⸗ Afferurung „Berettihaft, Berliner, wird sur Ber 


nußung empfohlen. 1. 248 
Handlungs- gitnlare, gedruckte, Preisangaben in ſelbigen. 


Hantweifer, ‚ welche in einer andern Stadt das Meiferreht 
gewonnen haben, Gewerbebetrieb derfelben.; 2- 579 
Handwerfs- Befellen, wandernde und arbeitslofe, — 

egen felbige. 1. 223. — Abſtellung deren, Mißbraͤuche u. 
nordnungen. 2. 580. — Wandern Derfelben in das Yus- 
land auf inländifche Neifepäffe. 4. 1127. — Hältung der: 
felben von Landhandwerfern. 1. 256. — ‚erkrankte, Erſtat⸗ 
mai ber Kurs und Derpflraunsfoften für felbige. 1.253. 
: 75. — 3. 903. — ausländifche, Gültig eit deren 
Benhenä — — aanlise, Ertheilung von, Wan⸗ 
rpaͤſſen an je 
le selehehuriden, von — Haltung von Landhandwer⸗ 
ern. 1. 
Handwerksſchule, deren Einrichtung in Potsſsdam. 1. 484. 
Hanfir-Gebülfen, deren — u. — — 
richtung für felbige. 3._903. seq. — 4. 
auftr-Gewerbefcheine, fiebe lebtere u. —— 
Hauſi its ans defien Betrieb im Grengbezirke gegen die Oſt⸗ 
. 582. — Qualififation zu felbigem. 4. 1151. — mit 
—————— Waaren, naͤhere Bezeichnung der letz⸗ 
tern. 4. 1153. — Betrieb deſſelben in der Stadt Ber- 
lin. 4. 1158. * — deſſen Betrieb von ſtaͤdtiſchen Gla⸗ 
fern. 1. 266. seq. — desgl. von Bbttchern. 2. 581. — 
Verfahren gegen. "die denfelben betreibenden Ausländer. 
2. 583. seq. — mit Pflanzen und Sämereien durch Aus» 
länder. 2. 535. — mit Federbetten umd — 2. 
586. — mit Toͤpferwaaren. 4. 1162. — mit Peruͤckenma⸗ 
cher- Wanren. 4. 1163, — mit rohen ee 4.1152. 
— fan mit Garleder nicht fiatt finden. 4. 1452. 
Haufir- he Straffefifeßungen in felbigen. 4. 
1152. — Verwendung der Strafgelder in. felbigen- 
— ——— ruͤckſichtlich derſelben in der Stadt 
in. 1158. seq. 
Saufte-Kegulanis, v. 24. Apr, 1824., allgemeine Anwendun 
ffe den 4. 1150. — Erläuternde Beftimmungen zu fels 
bigem. d . 1155. ! Sch 
ede 
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Hebammen, Gestbren»Baktun an felbige.- 1. 291. — Stem⸗ 
pelpflicht aut der der. Beuanifie v deren Schülerinner. 2. _ 
— rtheilung der Approbationen für ſel⸗ 


3. 
———— fünftige Leitung deſſelben. 2. 607. 
ebräifche — e, Studium derſelben auf — 179 

eirathse Konfenf e, für beurlaubte Soldaten. 1- 

Heffen, ——— Deklarationen der — 5 ai nach 
felbigem. 2. 369. — Errichtung einer Pfarr= Wittwen = 
und Waifen -» Verforgungs» Anftalt in felbigem. 3. 955 — 
969. — Verordnung wegen der Jagd + Waffenpaͤ ie. 3» 960. 

Heffen, Kurfürienthum, re der demfelben angeboͤrigen 
il⸗ Verbrecher aus * Grafſchaft Schaumburg durch 

e —— Gebiet. 1. 
HeurMietbe en deren Huffellung in der Nähe von Gebäuden. 


ginterdtchene, neforbene Staatsdiener, fiehe Gnaden⸗ u. 
Sterbe⸗-Monat 
Hirten — ‚deren Bamilten, Gemeine⸗ Angehdrigkeit der⸗ 
irtenbriefe, katholiſche, deren Cenſur. 1. 35 
olz, — Verhuͤtung deſſen Verkaufs. 3. 718. — Raff—⸗ 
d Lefe-, deſſen Sammeln. 3. 720. Siebe auch Bauholz 
Halınied wähle, in Privat» Waldungen, Verfahren thrfichelich 
erfelben. 1. ae — deren Unterfuchung und Beftrafung 
— 5 358—366. — Einzlehung und Verrechnung 
der Geldfitafen für felbige. A. 1025. 
Holzhaner, Niederlaffungen derfelden in Waldungen. 3. 719. 
onorare, der Profefioren, fiehe diefe. 
ülfslebrer, fiebe Kebrer. 
ande, dürfen Poſtreiſende nicht, bei fich führen. 2. 368. — Ein⸗ 
führung einer Steuer für felbige. 3. 900. — ungeknuͤt⸗ 
telte, Verwendung der Strafgelder Füc das Umherlaufen 
derfelben. 2. 490. 
ER ſiehe Bordelle, 
urerei, als Gewerbe, voltgeltiche Beruffichtigung und Beſtra⸗ 
fung derfelben. 3. 88 
RUFEN erfe, Ausübung dw Bergwerks-Polizel auf felbigen. 
t. 1027. 
Hy pothetenweſen, Vertheilung und Einziehung der Einrich⸗ 
— fuͤr BR ohne RN der Regierun⸗ 
gen 


@ ad v ee rgeh — Deten Befrafung 3 716. 
9 = 
Fagd-Wa affen np ilfe "arohben. —*2 Verordnung daruͤber. 


J d 8 er, ‚Auigdernte Ausfertigung der ante für Si lefesieh . 115. 
ahbrmärtte, Geflattung von Gluͤcks⸗ und ielen auf 
felbigen. 4. 1126. — ‚den - Hrönuing für — — im 


Y x . —* — 
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Potsdamſchen Re jerungs⸗Beyirke 4 1169. — im Groß⸗ 
herzogthume Meklenburg⸗Strelitz deren Beſuch von Aus⸗ 
laͤndern. 2. 623. 

Immedlat- Einfaffen, ebemal., Verpflichtung derfelben zu 
ferneren Wegebau-Dienften. 2. 595—599. 

Turin — —— * und Wagenmiethe für fel- 

bige. sequ — r 

Inſchriften auf Denfmälern, deren Cenſur. 3. 877. 

ir neh te gerichtliche, deren Beförderung 

. e Po 

ntelligenz- ee Berechtigung deſſelben zur ausf tgl 
3 chen Aufnahme ne Anzeigen. 2. fe 
Siehe auch Amtsblätter, 
anpaliden, Milttär-, deren Anfelung in ftädtifchen Aem⸗ 
tern. 2: 460. seq. — deggl. als Lampenverforger. 3. 849. 
— deren Anftelung im Tivifdienge auf Prüfungs- Zeit, 
und Wiederbeziehung ihres Wartegeldes. 3. 652. 
Anvallden- Berforgungs- Scheine, deren Aufbenebeuns 
- und Rückgabe bei enporalven Anftelungen im Civi 
dienfte. 3. 653. 679. 

Invaliden- Woblthaten, auf felbige VDE ysraberegpfigite 

des eifernen seen keinen Anfpruch. 

Inventarien-Gelder, bei Eioenrdunsverfiungen, deren 
Entrichtung- in Staatsfchuldfcheinen. 1. 12: 

Juden, Ankauf ländlicher Grundfiüde durch felbige, „4190. — 
deren: Hebergiehen aus den neuern Provinzen I die dl- 
tern. 2. 471. — Ertbeilung von Wanderpäffen an felbige 
m — 2. 535. — Beſchneidung derſelben. 

815. — Verfahren wegen verloren gegangener Bürger: 
briefe oder Certificate derfelben. 3. 859. — Finnen nur 
nad) Löfung von Eingangs-Pälfen Gererbefcheine erhal- 
ten. 41. 221° — Einrichtung und —5— chtigung deren 
Schulweſens. 2. 457. seq. — desgl. in den Rbeinprovin 
zen. 3. 8413—846. — deren Aufnahme als Schullehrer. 
4. 1100. — fremde, deren Zulaffung zum Gefindedienft. 
1. 200. — aus dem Käönigreiche le edſung geftempel- 
ter Geleitsſcheine von ſelbigen. 1. 57. seq. I er rfahren 
gegen letztere überhaupt. 2. 535. — 4 1138. 

— en der Beriätsherzen, Ancütung des. Yoltzeili- 
chen Strafrechts durch felbige. 1 

Juſtizbeamte, den Haupt-Zoll- und Sau Br zu⸗ 
geordnet, deren Verhaͤltniſſe. 3. 711—715. — Zahlun 
von — Honoraren, Diäten, Reiſekoſten ıc. an tet 


ge 3 71 4. 
* a. | 
‚Kaffee, ee — baeticus) deſſen Kultur und Ge 
Kahn— shit nenn oitätnes rt felbigen. 2. 352. 
. Kalender, ——— derfelben. 3. 710. 


Kalfulatur-Beamte, nicht firirt angefielte Bewilligung von 
Reife-Didten für felbige. en 329 d *— 
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Kandivaten, Beberbergung derfelben, yon Studierenden auf 
Univerfitäten. 3. 833, — Zurü ann Sachen vom 
Militairdienfte. 3. 938. — des Predigt Ants, Wahlfähigs 
Feits-Zeugniffe derfelben. 1. 149. — Berzeihnif- Einfen- 

' dung von. felbigen. 1. 172. — deren Prüfung. 3. 782. — 
4. 1061. seq. — der Baufunft, deren architeftonifche Pruͤ⸗ 
fung: n. 3. rn — des — Verzeichniß⸗ —— 
von felbigen. 1. 172. — 3. 781. — deren Prüfung. 4. 
107 — des katholifch-geifll. Standes, deren Anfiellung. 


Kanzle > "Be eb a re ie Minifteriale, deren Einziehung und Ein 


fe 
Kaſſen, —S Babfungs gelßungen aus felbigen. 1. 14. — 
ftädtifche, desgl. 2; 46h. 
Pe ee ar — mit der Poſt. 2. 
Kaſſen-Billets tr. 378. seq. — Zahlungen in felbigen 
an die koͤnigl. Poſtkaſſen. 4. 1033. 
Raffen-Etats, fiehe letztere. 
Reife n⸗Reviſionen, Verfahren an derfelben. 2. 346. 
— deren Anwendung bei Stifts-KRafjen. ı — — 2. 413, 
— Bess. bei Kirchen-Schul-Kaflen. 2. 
Kaſſen-Vereln, Faufmännifcher, in Berlin, Stempelahgabe von 
deffen —— NDERBEIREN. 2. 353. 
Kaftrirer, fiebe Viebichnitt 
Katafter, fiehe Grundfiener. , 

Katehumenen, Unterrichts-Ertheilung an felbige. 4. 1063. 
Kinder, Zahlung der Erziebungs-Gelder, für felbige. A= 1001. F 
Gnaden-Monats-Bewilligung bet letztern. 1. 8. * 

654. — Militair⸗Verpflegüngs⸗Gelder für felbtge. 1 300. 
— von Bordellwirtben, follen außer dem Bordelfaufe 
’ ni gen werden. 2. 530. 
Kirch eitraasvflichtigkeit derſelben zu den Koſten fi Feuer⸗ 
en und Spruͤtzenhaͤuſer auf dem Lande. — = 
Bel zur Armen-Unterhaltung. '3. 902. — Wah 
Her Rechte bei Gemeinheitstheilungen und — 
40 
Kirchen Bauten, Verfahren ruͤckſichtlich derfelben. 1.15%." 
Kir untn Ben — —— gegen ſelbige. 3, 784. 
— 1 — 
Kirchen-Buͤcher, deren Einrichtung und Führung. 1. 155-160, 
Kirhen- Matrifel, deren Anfertigung. 3. 795. 
Kirchen: Rechnungen, Verfahren bet — Reviſion. 1. 160 


169. 
Klaffen-Steuer, Berechnung und Ablieferung der Strafgel⸗ 
der aus felbiger. 4. 1022. ; 
Kleivungs-Stüde, Finnen weder mit der von, 208 durch 
Subrleute nach Polen eingeführt werden. 1. 
Koblenbrenner,Iiederlaffungen derfelben, in lung 3.719. 
REIN Kirchen= und Haus-, Umtauſch ‚der bet felbigen ein 
ebenden fremden Mürzforten. 1. 154. 
Kommiffisnshantel, = Kaufleute, deffen Betrieb in Neu⸗ 
vorpommern. 
Kommunal-Bedürfniffe, —— a deren Aufbrin⸗ 
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gung In den Städten. 4. 192. — 4. 1112. — Heranzie 
bung der SABINE und Beamten zu felbigen. 1- Henn 
199. — 2, 465. — 3. 853. 858. — 4. 1107. — desal. 
der Magiftvats- Beamten. 3. 856. — yerfönliche, Nicht- 
verpflichtung auswärts wohnender Grundbeſi iger zu Lei⸗ 
ſtung derfelben. 2. 468 
Kommunal: — Kontrofle ——— 4. 1105. 
Kommunal-Weſen. 1. 188. — 2. 460. . 847. — 4. 1101. 
Konditoreien, follen von Schülern nicht 6 Befucht werden. 1.182. 
asafieh atton der Tugend, ee für — 4. 1063. 
Konkurs-Sachen, Prozeßſtempel in ſelbigen. 2. 
Kourant, alt ſchwediſch⸗ „ponmerfhes, defien gerhältnig zu dem 
- preuß. Kourant. 677. 
Kraftmepl, von Sartoffeln, deffen Beſteurung. 1. 52. 
Kranke, arme, beren Behandlung und Deckung der Kurkoften 
für felbige. 2. 572. — 4. 1448. 
Krantenfuhren ‚ Anordnungen rück chtläch derfelben. 1. 251. 
Krankheiten, anſteckende, Liauidation der bei ſelbigen entſte⸗ 
henden Koſten. 2. 605. 
Kreis-Chirurgen, ſiehe Wundärste 
Krelsphnf tker, Remuneration Deheiben für die Bifi tation der 
- Apotheken. 1. 286. — koͤnnen bei Disziplinar- Unterfus 
Aungen gegen Mebizinalperfonen Feine Diäten und Ge- 
bübren Iiquidiren. 1. 287. — Revifion und Sehte ae, de⸗ 
ren Reiſekoſten⸗-Liquidatlionen. 2. 599. — aͤrztliche Be 
bandlung erfranfter Soldaten durch ne 3. 
Gnaden » Monat für deren Hinterbliebene. 3 a 
Kreis. — e, Diäten= und Zubrfoften » Beroilligung für 
650—652. — — derſelben auf die ein⸗ 
3 —— — . 1129. 
Kreis: da rd ſiehe Ich. 
sin eiferneg, Erbberechtigte zu felbigem haben - Invaliden⸗ 
Wohlthaten keinen Anfpruch. 3. gas. — Ablegung deſſel⸗ 
ben bei Ecleidung von — ———— 4. 987. 
—AA efersiße iſten, beduͤrfen Feines DMilitair» Heiraths⸗ Kon- 


Kriminal- re Fonds, BWefireltung der Transportkoften für 
Berkiedher aus demfelben 
Sunpreite 1 5 — a _ ii Mir & — — 
unſtreiter, konzeſſionirte, polizeiliche Beſchraͤn e en 
ruͤckſichtlich ihrer — ——— 1. 255. ⸗— 
Kuppelei, deren Beſtrafung. 3 
———— fiebe Heffen. 
Kurt aben, für erfranfte Handwertsgeſellen, deren Erſtattungq. 
253. — 2. 575. — 3. 903. — für arme Kranke, deren 
Dedung, 3, st — für erfranfte bülfspedürftige Sami, 
en 
Kurmaͤrkiſche I inesern Kid Dbligationen, de 
ren Verifizirung. 1. — 
ſ tede, fiehe Thieraͤrz 


u 
Rurfhm 
Küfter — e J — —* — Unterhaltung in den Filial⸗ Doͤr⸗ 


— 


Lampenverſorger-Stellen, ſtaͤdtiſche, deren Beſetzung mit 
KRilitair ⸗Invaliden. 3. 849, sung 
 gandarmenbaus, im Potsdamſchen Megterungs - Besiet, Unter⸗ 
bringung von Vagabonden im felbiges., A. 1134. 
Bandiäger- Korps, deſſen Errichtung im Königreiche Würtem- 
; berg, in Stelle der Gendarmerie. 4. 1203. segg. .,.. 
Landkarten, deren Genfut. 2. 514. \ 
Sahdräthe, Verwendung der für ihre Schreiber bewilligten Fi- 
zorum. 1: 5. — 2. 331. — 3. 650. — find aut bren 
Dienſtreiſen von ber Cohnfuhrabgabe zur Pontäffe bes 
freiet. 3. 745. — Revifion der Kommunal: Verwaltung 
durch felbige. 4. 1105. — Beaufiichtigung der Polizei = 
Verwaltung in den Städten durch felbige. 4. 1114. 
Landrätpliche Aemter, Verwendung der be felbigen auffom- 
menden Be: 4. 1129. 
Landwehr, Servis für felbige während ber Hebungszelt. 1. 308. 
— BVerfchreibung möglichft wohlfeiler Arzneimittel für ſel⸗ 
bige. 2. 614. — Strafverfahren bei dem Ausbleiben von 
deren Vebungen. 3. 939. — VBerpflegung derfelden waͤh⸗ 
rend des Arreſtes und waͤhrend des Aufenthalis bei einer 
Straf⸗Sektion. 4. 1198—1199. — deren Verſchoͤnerung 
durch freiwillige Gaben. 4. 1197. — Gerichtsbarkeit ders 
felben und Verfahren bei Unterfuchungen pesen felbige- 
3. gur— 948. — über die Rechtsverbältniffe derſelben, 
Schrift von Carl Friccius 1824, 2. 612. 
Sandwehr-Kavnallerie- Stämme, Ausfcheiden der Trampes 
FR ter und deren Pferde aus felbigen. 1. 807. 
gandwehrmänner, Gerichtsbarkeit derfelben und Berfahren bei 
Unterfuchungen gegen ſelbige. 3- 941-948. — beurlaube 
te, bebürfen, feines Heirathskonſenſes. 4. 169 ‚Stehe 
auch Landwehr. j 
gandwehr-Dffiztere, zur Hebung einfommende, Servis-Zu= 
ſchuͤffe für felbige. 1. 307. — Gerichtsbarkeit derſelben 
und Unterfuchung gegen felbige. 3- gu1—gäs. — deren 
Beitritt zu einer der beiden Wittwen- Kaiten. 4. 1195. 
Lebensmittel, deren Einbringung in die Gtäbte und Verkauf 
in eeen 4. 269-275. = 2. 587589. - 4. 1163 
—1165. 
Lebens Nettungs- Prämien, Bewilligung und Zahlung 
en verfeiben 2. 557—559. — flebe auch — 
Legitimations Karten, einftweiliger Verbrauch der von ſel⸗ 
7— vorhandenen Formulare. 2. 530. 
Lehmgru en Benugung, innerhalb der Geflunds » Ra⸗ 
vong. 1. 214. 
Lehr⸗Anſtalten, Öffentliche, deren Beaufſichtigung · 2. 435: © 
auch Schulen und Untverfitäten. 
Lehrbriefe, deren Unsfertigun für ausgelernte Dar 3. 745. 
Lehrer, dffentlihe, deren njelung und Beauflichtigung. 2. 
135. — 3. 833. — Hülfs=, deren Annahme bei Gymna⸗ 
fien, 3. 835. — am gelehrten Schulen, deren Verbaͤlt⸗ 


90 
niffe, Beite und Pflichten. 4. 41082. seqg. Siehe auch 


Schu 
geihen, Deriot Yes Beiſetzens derfelben in den Kirchen, Grüf- 
7 a = aufgefundene, Koſten für deren Beerdi⸗ 

ung. 
Leich ‚ste nr deren Haltung auf offentlichen Begraͤbnißplaͤtzen. 


Leihter-Salfter, Gewerbe- Steuer : Entrichtung. von felbt« 
Seibanfalten, da „Deren, — auf Unterpfand von Getraide⸗ 


N rraͤthe 
geipninlintheten, polizelliche Benuffichtigung vderfelben. 3. 
j 872. — desgl. in — Beziehung auf Schulen nnd 
Gymnaſien. 4. 874. 1088—1093. 

ewand, gute Berfertigung derfelben. 1. 142. 
jun ns ahide Gewinnung defielben. 1. 140. 

olz, fiebe H 

efde Gefumpbeitsfräuter, deren Verkauf. 3. 927. 
er alone u. fonit feil gebotene, deren Tenſur u. Stem= 
pelun 218. 

eratur, Kantswiffenfchaftliche. 2. 633, 

Dagraplirte Scıriften, find der Cenſur unterworfen. 
217. (Siehe audy Steinfchrift- Drudereien.) 
gohnfuprteuie, Abgabe- Entrichtung von felbigen a — die ko⸗ 

Poſikaffen. 1. 8696. — 2. 38339. 712— 
„ul — N u. derzu⸗ igen ——— 1. 
gopnfubrideine, beren Susfeigung und Lifung. 1. 88. 9. 


— 2. 


seq. 
Lohnv ig fi id: ei rung ofch eine, Stempelpfictigteit derfelben. 


Lootſen, Sufruftion für deren Prüfung. 1. 257—266. 
Zungenfeuhe des Rindviehes, deren —— und Hel⸗ 
lung. 4. 1183. seqq. j 


Lein 
Lein 
Leſe 
Liebe 
Lied 
Lit 
Lit 


M. 


Maaße, Eichung und —— ——* 4. 1171. — techni⸗ 
ſche Repiſion derſelben — Verwendung der 
— fuͤr — —— ruͤckſichtlich derſelben. 


Maaß⸗ Cu —“ ) ——— deren Publikation in 
“ der zn MWeftphalen. 4. 1171 
Magifiräte, Exekutions-Befugniſſe derfelben gegen ihre Erb⸗ 
i aa — er. 2. — — Sportuliren derſelben in Var⸗ 
ei⸗Sachen. 
— — ——— deren Beitraͤge zu den Kommunal · La⸗ 


Matfchhottice, d — Gebrauch. 3. 707: 
Matihnsttih-Steuer, deren Erhebung und Einfüprung in 
Stelle des Blafenzinfes. 1. 48. — 3. 705. seq. 
Malsihront, deffen Verfieuerung. 1. 50. — 3- 705. — Verfah⸗ 
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zn bi bei ———— ruͤckſichtlich derſelben. 


— —5— Gewerbebetrieb derſelben. 3. 908. 

rkte, in den mahl- und fehlachtftewerpflichtigen Sudten, Ver⸗ 
kauf rg Erjeuanifie auf — ſiehe Wennnn 
tel; desgl. Jahrmaͤrkte. 

Marktgelder, deren Erhebung. 1. 

Matrifel, — Pfarr⸗ und Eaule, deren unfertigung. 3. 


795— 

Meduigaß — Zuziehung der Krelsphyſiker bei Diszi- 
plinar⸗ ige n gegen erflere, ohne Bewilligung 
von Diäten und Gebühren. 1. 287. — gerichtliche, Ges 
buͤhren⸗ — für felbige aus dem Kriminal-Fondg. 
1. 289. — Reviſion uyd Feffebung der Reifefoflen-Liqut- 
dationen derfelben. 2. 599. — ee Reifen 
derfelben mit den richterlihen Beamten. Kar — Bes 
freiung derfelben von den Penſi ong-Beiträgen. A . 981. ° 

Medizinal- — ——— vom 21. Jun. 1815, Detlara- 
tionen derfelben. 1. 232286. 

Medizinal-Wefen. 1. 282. — 2. 599. — 3. 917. — 4. 1477. 

Mehl, deffen Einbringung in die Ems und Handel mit ſelbi⸗ 
gem. 1. 269-275. — 2. 587. seq. — 4. 1164. — Kom- 
mifftionshandel mit Telbigem. 2. 588. —  defen Verſen⸗ 
dung zur See nach dem Auslande. 4. 1018. 

Meilen-Gelder, deren Bewilligung bei Bagabonden ꝛc. Trans⸗ 
porten. 1. 228. seq. 

Meiferteht, der Handwerker, Gewerbebetrieb auf felbiges. 


Han, Strelitz, Großherꝛogthum, Verordnung über 
eſuch der-dortigen Jabrmaͤrkte durch Ausländer. .2 
623: — Verordnung über die Beſteuerung fremder Wok : 
- x fadrifote in felbigem. 2. 636. 
Mennoniten, Ermessung von Grundeigenthum durch‘ felbige. - 
189. — 2.475. — deren Berhältniffe in- den neuen 
> Bifrifien —E 2. 475 
Mieth “sr (Betraides Heu- und Strob- 7 deren Yufftellung in 
der Nähe von Gebäuden. 4. 1142 
Miethskutſcher, ſiehe Lohnfuhrleute. 
Militair-Aerzte, Befugniſſe derſelben zur Civil Praxis. 41177. 
Milltair = Brecheten, deren Verpflegung :auf dem Traus—⸗ 
48 es — Erflattumg der. Transportfoften für felr 


7 
mititaieBeticidungsgenenfände, wortopflichtigteit der⸗ 


Militair-Chirurgen, ſiehe letz. 
Militair-Dienſt, Leiſtung deſſelben von den auf Koſten des 
Staats in mittieiſchen Inſtituten erzogenen und gebil⸗ 
deten jungen Leute. 297. — deſſen Leiſtung als Chi⸗ 
rurgen bei dem —— Heere der Kriegs-Reſerve und 
der Landwehr. 1. 300. 3. 937. — dreijahriger, Entlaſſung 
aus felbigem vor der Ablaufsr Zeit. 1. 301. — Berbeita- 
Km und Anſaͤßigmachung dispenfi ren von ia nicht 
. 617. — Befllmmungen über die freimilige Ableiſtung 


urn 
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deffelben. 3. 929-938. — der dem geifilichen und Schul. | 

fande fi) widmenden jungen Leute, 3. 938, | 

— — — Brehr. —n erſelben von der Lohnfuhrab⸗ 

abe zur Poſtkaſſe. 3. 745. 

Nilitan Sufitute Batfenhäufer, Kadetten-Anfalten, Rrtegs- 
fchulen 2.) Abldfung der Militatedienfipflicht, vom den 
Zöglingen aus felbigen, 1. 297. seq. - 

Milttair-Intendanturen, wegen des _denfelben beizulegen- 
den Prädifats. 2.368. — Ueberweifung des -Servis- Gar: 
nifon= Verwaltungs» und Baumwefens an felbige. 3. 949. 
eg. 


658 
Itair-Xnbaliden, fiehe Ich, ! 
litair-Derfonen, Reifen derfelben auf aheipdfie 2.37. 
VEERIEHTIIO Ta er Verheirathung und YUnfä igmachung vder- 

eibett. 2. 617. 
Mitair- Prediger, Beitritt derfelben zursallgemeinen Mitt: 
wen- Berpflegungs-Anftalt. 2. Alt. — deren Stellvertre 
tung durch Civil: Prediger. 3. 736-794. 
Milttatr-Saden. 1. 297. — 2. 616. — 3. 929. — 4. 1198. 
— Anwendung der Portofreiheit in felbigen. 1. 69, 
Militaie-Speife- Anftalten, Befreiung derfelben von der 
— Kommunal-Schlachtiteuer. 4. 1200, seqg. 
Milttair- Verpflegung, ſiehe letz. 
Militair⸗WittwenKaſfe? Belireitung deren Geſchaͤfte durch 
die General-Militair⸗Kaffe. 2 616. — Penfions Zahlun- 
gen aus felbiger, 2. 617. — 4. 1196. 
Milltatr-Wittwen-Denfionirungs-Sozletät, Direktion 
derfelben. 2. 616. — Beitritt der Landwehr- Offiziere zu 


Mi 
Mi 
Mi 
Mi 


üblen-Slid-Arbeiten, Betrieb derfelben. 2.578. — 3. 911. 

üblen- Konzeffions- Ang elegenpeiten, Refiort der Re- 
gierungen in felbigen. 2. 576. 

üller, Erbyacıts-, ſiehe letz. 

uͤnze, ſiehe Scheidemuͤnze. 

uͤnz⸗Sorten, inlaͤndiſche, Preis beſtimmungen in felbigen. 1. 
216. — 2. 515. — fremde, deren Umtaufch bei Kirchen- 
und Haus-Koleften. 1. 154. — 2. 412. 

A, Editt en, Sammlung, DVerfaufspreife für ſel⸗ 

ge. 1. 11. 


Ss ss 9 


National-$ndufirie. 06. — 2. 401. — 3.772. — 4. 1040. 
MARMALIIN: Snterimsfcheine, deren Verifzirung. 1. 101 
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Niederlande, , Königreich, Gefeh Dr ur Drgankfatton der 
Strafanflalten in felbigem. 1 

Notarien, konnen als Beigeordnete vr — nicht fun⸗ 


giren. 3. 847. — Richt -Anwendung des Stempels bel 


deren Informations⸗Protokollen. 4. 55. 
N. 


Obbuttionen, Geltung derfelben bet Kriminal- Unterſuchun * 
Eh 611. — Stempelpflichtigfeit der Verhandlungen 
€ 


54., 
Dber- — — von Oſt⸗ und Weſtpreußen, Vereinigung deſ⸗ 
Oehtmäßle, — Bartenrungn an felbigen zur Behütung von Un⸗ 
glü 


Delonomie- ommiilarten; Spezial⸗, und Gehuͤlfen ıc., der 


ven Anftellung. 1 
Dfftara ——— im Zloßberzogthume Poſen), deren Er⸗ 


Offtstere, 1 erbann; Gefenun für felbige. 1. 308. — desgl. 
Reitpferde. 1. 309. — 9 Age fie felbige bei mi= 
litatrifchen Vermeſſungen. 2. 619. — Dienfireifen derſel⸗ 
ben durch Lohnfuhrmwerf. — TuS. 5 
Dfftzter-Kordong dürfen zur Ciit-üniform nicht getra= 
Dffizier-Portereyee gen werden. 
Oleum galbani ms macidis,' ‚Senict, Berfefsen Fu Be 
Drdnungs- Polizei. 1. 213. — 2. 
Orts⸗ Taf ein, deren duffellung in Dörfern —* — 312. 


Paͤckereten, deren Verſendung mit, der Poſt. 2. 380. — des 
nach auswaͤrtigen — . 380. seq. — desg i. 
F dem Braunſchweigſchen. 3. 735. — feuerpfichtige "des 
r Auslandes, deren Eomtrollienng durch die Steueraͤmter. 
3. 735. Siehe auch Geld-Sendungenr 
Pamphlets, kolportirte * ſonſt feil — * deren Cenſur 
und Stempelung. 1. 213. 
Daptere, aelomeride, deren Verſendung durch die Holt. 2. 378. 
seqg. — deren Tarirung auf den koͤnigl. Baterfchen Po» 
ee 1. 69. Siehe auch: Staatsfchulden, —— 
eine ı 
VParochien, — deren Errichtung. 1. 152. 
Ps ft €, deren Ertheilung zu Reifen in’s Ausland auf ein gabe. 4. 
‚220. — desgl. ji Melien, 1 *3 — . 222. — für 
Studierende. F 17. seq. 0. seq. — Eingangs⸗, 
deren Loͤſung von Gewerbe — Yusländern. 1. 221. 
— von ausländifchen Behörden ausgefteht, Gültigkeit dere 
felberr in Beziehung auf deren Dauer. 2. 531. — für 
Handwerksgefelen zu Reifen ins Ausland. 4. 1127, 
ausländifche, im fremden Sprachen abgefafte , Berfabren 
ruͤckſichtlich derfelben. 2. 532. — 3. 883. — Auswande⸗ 


: se 
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rungße, militairpflichtiger Sesfahtenber, Abnahme derfel- 
"pen. 2. 533. — Wander=, ausländifcher Handwerkögefel- 
Jen 2. 534. — desal. iüdifcher Hartdwerfsgefellen. 2, 535. 
7xbeſchraͤnkte elle egen — Vaͤſſe) deren Aus- 
fielung. 3. 88A—886. — 4. 1 
vaß⸗ ormulare, deren Gebrauch. = "530. — 3. 884. 
Paß-Gebuͤhren, deren Verwendung. 4. 1129. 
Paß-Geſe 4 preuß.. Erlaͤuterungen ꝛc. zu ſe ſigem/ ein Hand⸗ 
buch von C. T. E. Heinze. 1823. 
Paß-Polizei. 1. 220. — 2. 530. — 3. en 4127. 
Patro willen -Dienft, bei der, Brmbarnierle, Ausſtellung von 
———— darüber. 4. 1115 
Denfion en, -Borfchläge zu deren Beriligung- 1.7. — Tinten 
Wittwen verftorbener und fchon penfionirter Staatsdiener 
. nicht erhalten. 2.. 333. — deren Zahlung aus Staats- » 
. Kaffen. 4. 999. seqg. — deren Bewilligung für fädtifche 
Beamte. 3. 850-853, — desgl. für ſtaͤdtiſche Servisbe— 
er 3. 852. — deren Bablung an Wittwen aus den 
ttwen⸗Kaſſe. 4. 987. 119 
Henfions Fonds, Abzüne für einigen, von den Befoldungen 
der Staatshiener. 4. 967—981. — folche finden von Re⸗ 
ben⸗Einkuͤnften aus Kommunal= Kaffen nichtſtatt. 4. 981. 
. — Befreiung der Geiſtlichen, ——— und Kreis⸗ Re⸗ 
dizinal⸗Beamten von felbigen. 4. 
Peruͤcken macher⸗-Waaren, nl mit ſelbigen. 4. 1163. 
Pfandbriefe, fchlefifche, Amortifation ber verlornen. 3. 774. seq. 
Pfandgelder, bei Jagd - RORIERNEREINEN, deren Erlegung und 
Verwendung. 33 7 
Hfarr- Bauten, Gerfaheen rüdfichtlich derfeiben. 1. 154. 
Pfarrer, J zeunde derelican — Eidesformel für ſelbige. 
0. Siehe auch Geiſtliche. 
vi arreieien, Ablöfung der Erbzing- oder Erbpachtsrechte, forte 
ie Verwandlung von Natural-Zeiflungen ꝛc. in Gelbyen- 
2 bet felbigen. 3. 813. 
Yfarr-Matrifel, deren — 3. 795. 
Pfarr⸗Wittwen- und Waifen- — 
deren Errichtung in Rhein⸗Heſſen. 3 
3 —J—— Hauſirbandel mit felbigen durch iander 2. 585. 
lüg, ee, Vorzuͤge und Mittel zur Berbreitung deſſel⸗ 


AT — —— fite Avothefer. 
Pochwerke en Bleiberge, Yoltzel- Ordnung für felbige. 3. 


"722 
ne ' Königreich, in felbigeg dürfen feine Kleidungsfiüde ein⸗ 
geführt werden. 1. 73. — Paf-Ertheilung zu Reifen in 
daſſelbe. 1. 222. — Auslieferung von Verbrechern an daß 
"Selbe. 4. 229. — Verhütung des Einfchleihens von Juden 
aus felbigem. 1. 57. seq. — 2. 535. — 4. 1138. — Zab- 
lungen aus Geffionen von Schatz⸗ Affefuranzen und Hypo—⸗ 
theken⸗Obligationen in felbigem. 1. 311. — Errichtung 
einer Central = Liquidationg = Kommiffion für u 3. 
655—669. — Anmeldung der in — —— ven 
Kapitallen nebſt Zinsruͤckſtaͤnden. 3. 669. 4 
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brauch des Stempel; online su Eingaben: an die, Central⸗ 

Liguidations-Kommt Ten, 3..671. 

Dolizet, ‚em Allgemeinen. 1. 201. — 2.477. — 3 865. — 4, 
4 


Polizei- Alten, Eee derfelben bei Anfertigung 
von Nefurs-Gefuchen 1. 211. 
Dolizei-Attefie, zum Betrieb der Gaſt⸗ und Schankwirthſchaf⸗ 
ten, find fiemvelfret- 1. 56. 
Pollzei-Beamte, Gebrauch der Waffen von felbigen bei Wi— 
— derſetzlichkeiten in ihren Funktionen. 1. 202. seq. — reis 
tende, Bezahlung des Chauffeegeldeg für felvige in Dien ſt⸗ 
nsdennuhäten. $ 478. . 
Polizei⸗ Bebbrden,, tüniglı, Gebrauch diefer Firma von felbi- 
— 201. — Zeugen-Vereidungen durch felbige- 1. 208. 
— Cenſur⸗Verwaltung durd) dieſelben. 1. 217. 
Yallzel-Sefangene, deren Behandlung und Verpflegung. 1. 


Poltzetz Gefäng niffe, deren Einrichtung und Unterhaltung. 
1139. — deren Verbeilerung. 1. 234. 
Polizei- Beriiätsbartelt, Anfchafung des Sportulitens in 
Angelegenheiten derfelben. 2. 487. — 3. 
Vollieh Lonsradentianen- und Strafen,  refirsverfahs 
, ren in felbigen. 1. 211. — 2. 486. — 3. 868. — gegen 
Maaß und Gewichte. 2. 488. “> — Sleniiradel Ver 
‚Straf-Refolute,in felbigen: 3. 
Dollgeiziteglement, für bie 60 ae * Reſidenzſtadt Ber⸗ 
1514. — 3, 
Polizei-Strafen, fiehe Era 
BUNIEISOEEnEneEbeN, Teak — — Soprwendung. 
1 


Dollseh-@e enaltung deren —— in den Staͤdten. 


Pomme * IR dan Kontrolle des Salzverbrauchs in felbiger. 
t. 997. — Stiftung einer Gefellfchaft Kar — und 
ae in felbiger. 4. 1047—10 

Pofen, Großperzogthum, landſchaftlicher Free für daſſelbe. 


— —— — (Briefträger, Wagemeiſter, Schirrmeiſter, 
ackhoten ıc.) deren Prüfung und Anſiellung. 2. 371. 
Po ſt⸗ Vorſchriften Fact htlich deren Benutzung 
für das Publikum. 3: 738—741 
Pofi-Einfhreibe-Gebühren, deren Erhebung. 1. 71. 73. 
Dofen, erdinaise, | Reifen der Beamten mit felbigen: 1. 6. — 4 
— 967. — Reiſen mit ſelbigen überhaupt. 2. 381. — Bes 
förderung des Reiſegepaͤcks mit ſelbigen. 4. 1035. — 
tee Derfonen mit jelbiger nicht. befördert wer dürs 
fen. 1. 70. — Schnelle, Reifen mit felbigen. 2. 381. 
Poſtfr eivärt fe, ‚befreien von den Einfchreibegebühren "sicht. 4. 
— Reifen der Militairperfonen auf foldhe. 2. 374. 
3.3 Atteflirung der neben folchen bezahlten Ue— 
berfracht. 3. 734. 
Po ſt⸗ —— ERLGEDTONBEen?, Kontraftfchliefung mit felbi« 


=, 


Poſtfuhrſchelne; ſiehe Lohnfuhrichelne. 
Voſt⸗G ans eine, deren giehmiäbrige Aufbewahrung von Sel- 
ten der Poftämter, 3 


Poſt⸗Huͤlfs-Anſpaͤnner, er dürfen von ihren Ver⸗ 


dienfigeldern keine Abzüge gemacht werden. 3. 732. 
Poſtkarte, neue, vom preuß. «Staate, deren RR 1. 74. 
Poſt⸗Manuale, deren zehniährige Aufbewahrung. 3. 737. 

Po ſt⸗ Rue , „alsemeine, deren Anfertigung und Aufftelung- 


Al Porto, deſſen Erhebung in einerlel Maunſorte. 1. 75—79. 
— deſfen Berechnung und Erhebung für auslaͤndiſche 
»; Korrespondenz. 2. 373. — für ARilltale SBefleibungs-Be 
genfände. 2. 367. — in berrfchaftl. Dienftangelegenhel- 
ten. 1. 79-83. — 2. 384—388. — deffen Etftattung in 
Regulirungs- und Geparationg » Angel. der Generals 
Kommiffionen. 1. 81. — für Sporteln und Gebühren. 
2. 388. — deffen Nachforderung von portopflichtigen Ein- 
gaben. 3. 734. — 4. 1036. — Tagirung der _Dufaten 
ruͤckſi chttich defielben. 3. 736. — inekigibles, Verfahren 
ruͤckſichtlich deſſen Erftattung. 3. 741. — Retour=, auf 
. ländifches, deflen Berechnung. 1. 72. — 2. 367. 
Hof. Yorte- Sretbeit, deren Anwendung in Militair-Sachen. 
* Gaͤrtner⸗Lehr⸗Anſtalten zu Schöneberg und 
Ss, . 1 — Einfsränfung derfelben in Bezʒie⸗ 
bung auf Soldaten. Briefe, 1 . 75. — 2. 372. in df- 


fentlichen Dienſt⸗ Angelegenheiten. 41. 19-83. — 2. * 


! — 388. — der General- und Spezial- Kommiffionen 

ar aulieung der gutsherrlichen und bäuerlichen Wer mi 
Er fe 4, 8 * in bereiaft. Chanffee = Bauangelegen 

eite 


Po ſt⸗ Reife ende, Mitnahme Heiner Meifehchürfuife von fell 
m 2.381. — allgemeine Borfchriften für 
fie » 381. seg. — Befbrderung deren Gepäd. 4 


Poſt⸗ * — deren Pruͤfung und Annahme. 2. 375. 


o ſi ſt uͤͤcke, befchädigt eingehende, Verfahren ruͤckſichtlich deren 
. Empf Änne 2. A Sehe EL A ” 


Poſt-Uniform, deren Anlegung. A. 1037, 
Poſt⸗Verwaltung. 1. 68. — 2. 367. — 3. 731. — A. 1033. 


Qeältufiong- Termine, — für die Entichddi ungs-Anforüde 
aus den des genannten Bayonner Kapitalten. 1. 96. 
ruͤckſichtlich der ———— — — 
Bordereaur ꝛc.) 1. desgl. ruͤckſichtlich der — 
maͤrkiſchen ——— u. —E—— ſo wie 
Hreumärkifchen Interimsſcheine. 1. 101-103. — für je 
Anfprüche m der — bet Lindenkampf und Olfers 
von 1305. 4. 104. — für die Bingerbehung auf Staats» 


Schuld ——— 2. 396. — für die Forderungen au 
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die Reftenfonds bei den Regierungen jenſeits der Weſer 
und des Rheins. 2. 399. 
Praͤmien für Lebensrettungen, deren Bewilligung u. Yug- 
zahlung.'2. 557—559.- ' 
Yrämien- Stantefhuldfcheine, fiche Ichtere. 
Hrediget, ſiehe Geiftliche. 
Preis⸗Angaben, in dffentlichen Bücher- Anzeigen und gedruds 


ten Handlungs »Cireularen nad Silbergroſchen und Cou—⸗ 
> gant. 1. 216. — 2. 515. A. 1125. ' 


nzen und Prinzeſſinnen, des koͤnigl. Haufes, Liquida⸗ 
ar i tlongeWefen bei deren Keifen. 1. 8385. BR 


Produkte, rohe, Haufirhandel mit felbigen. 4. 1152. 


Profefforen, Verfahren gegen Studierende rüdfichtlich der den 
erftern fchuldig gebliebenen Honorare. A. 1098. — Siehe 
auch, Lehrer. 

„Provinzen, neu nnd wieber eroberte, Verwaltungs Anſpruͤche art 
felbige aus der Zeit der ehemaligen Srenidberrfchaft. 3., 
752—759. — Abldfung der DomainensGefälle in felbigen. 
1. 20. — 4. 992. ' 

Pruͤfungen, der Seeſchiffs baumeiſter, Seeſchiffer, Steuerleute, 
len und Bootbauer, Inſtruktion für felbige. 1. 257— 

266. — der Kandidaten der Feldmeßkunſt. 2. 454. — der 
Kandidaten der Theologie. 3. 782. — der Sthulamts=- 
Kandidaten. A. 1097. — der Abiturienten. 3. 826. — 4. 
4079. — Öffentliche, in Gymnaſien. 3. 827. — 4. 1077. 
seg. — architettonifche, der Baufandidaten. 3. 914. 


Q. 


Quittungen, deren Ausſtellung uͤber Zablungen 


* 


R. 


Raffbolz, ſiehe Holz. 
Rauchfangsſſt r, (Grund⸗Abgab 
Fr 


Meferendarien, der DOberlandesgerichte, deren | Y 
den Regierungen. 1.1 * — RE 


Negterungen, Übfonderung der Indireften Abgaben - Verwal- 
tung von dem Gefchäftsfreife derfelben in den Rheinpro= 
vinzen. 1. 23. — Reſſort deren Abtbeilungen in Wege- 
Bau⸗Sachen. 1. 279. — desgl. in Mühlen » Konzefliong- 

- gehen. 2. 576. — Aufhebung deren Konkurrenz 
— ruͤckſichtlich der Hypotheken⸗Einrichtungskoſten. 3. 647. 
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— Abgabe des Servis⸗Garniſon⸗-Verwaltungs⸗ und 

— von ſelbigen an die Militaiv- Intendanturen. 

i . seq. - 

Relſekoſten, für die Mitglieder der Gendarmerie bei Verſetzun⸗ 
in. 2. 482—485.- — der Medizinal-Beamten, deren Seft- 
esung. 2. 599. — 3. 918. — für Impfaͤrzte. 1. 290. seq. 

— 2. 601. — der, Kreis-Werzte, Chirurgen und Tpier- 
ärzte bei anſteckenden Krankheiten n. Viebfeuchen. 2. 605. 
— der den Haupt-Zoll- und Haupt- Steuer» Aemtern ju- 
geordneten Juſtizbeamten. 3. 714. — der Pollfuhr-Entre- 
prenneurs. 3. 736. — der Kreisphnfifer und Wundärzte 
bei Behandlung erfrankter Soldaten. 3. 949. Siebe 
auch Dienfireifen. j . 

Reifen, der Prinzen und Prinzeſſinnen des koͤnigl. Haufeg, Li- 
"quidationswefen bei re a een 

Reiſende, arme u. Eranfe, deren Transport. 1: 251. Siehe 

= auch Poftreifende. er 

Reifepäffe, ſiehe Paͤſſe. 

Reiſe-⸗Routen, (Zwangs-Paͤſſe), für unfichere und verdaͤchtige 

Perſonen, deren Ausftellung. 3. 884-886. — 4. 1128. 

Meitpofl, Porderung der Dienſtbriefe mit ſelbiger. 2. 827. - 


Rekursverfahren, in Gemeindetbeilungs-Angelegenbeiten. 1. 
125. — in Polizei-Kontraventions- und Straf⸗Sachen. 
0734 211. — 2. 486. 
Neligions-Unterricht, deſſen Ertheilung. 4. 1063. 
Reſt-Abgaben und Revenuͤen, deren Nachweiſung sach Jah⸗ 
ren. 2. 348. 
Reſten⸗-Fonds, der Regierungen jenfeits der Weſer und des 
Rheins, Pröflufions-Termin für die Forderungen art fels 
bigen. 2. 399. 
NRettungs- Prämien, fiehe Lebens - Rettungs- Prämien: 
Rezeffe, in gutsherrlichen und bäuerlichen Angelegenpeiten, der 
ven Vollziehung u. Beflätigung. 1. 121. 
Rhabarber- Tinftur, wäflrigte, deren Präparation. 1. 296. 
Rheinprovingen," Anordnung eines Provinzial, Steuer-Direk 
' tors für felbige. 1. 23. — Anftelung von Hulfs-Gendar- 
men in felbigen. 1. 206. — Disziplinar-Verfahren der in 
felbigen beftehenden Straf- Anftalten. 1. 233. — Einrich⸗ 
tung des jüdischen Schulmefens in felbigen. 3. 813—846 
— Berwandlung der Geldfirafen in Gefängnißftrafe. 3. 
870. — Abldfung der kleinen Domanial- Renten in felbl- 
en. 4. 992. — Berwaltung der- milden Stiftungen ir 
elbigen. 4. 1055—1058. 
Rindvieh, Verhütung und Heilung der Lungenfeuche bei felbi« 
gem. 4. 1183. segq. 
‚Nitterguts- Eigenfchaft, veräußerter Domainen, deren Ver⸗ 
merk im Hypothekenbuche, 4. 990. 


— —— — — 
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l d, Kaiſerthum Seftmungen ruͤckſichtlich des Handels⸗ 
Austen! er — —* .337-348. — Porto⸗ Senn 
ie — mit feibigem. ‚2 33. 


' 


©. 


Sachſen, Provinz / Anordnung eines Hrovinzial· tener Direktors 
fuͤr ſelbige. & 4 


Sachſen⸗-Gotha, ET — uͤber die Wieder⸗ 
aufnahme und —— der von ihrer Heimath ent⸗ 
fernt geweſenen Perſonen im Inlande. 3. 962. 


Salz, deſſen Ankauf und Verkauf, 1. 20. — 3. 907. — auslaͤndi⸗ 
ches einzuſchwaͤrzen, wird beſtraft. ibid.. — Kontrolle 
eſſen Verbrauchs in der Provinz Pommern. 4. 997. — 
desgl. in der Provinz Weſtphalen. 4. 998. 


Sämereien, Haufichandel mit felbigen durch Ausländer. 2. 585. 
Sand —* 1b » deren Benubung innerhalb der FeflungRayons. 


Schaafe, Manfregeln gegen die Säule derfelben. 1: 146. 


ES hanfwirtbfhaften, Polizei-Atteſte zu deren u And 
fempelfed. 1. 56. — neue, deren Anlegung. 
— 166. — deren Betrieb in Gemeindepdufern, 4. 
seg. 


Schaumburg, Graffchaft, Transport Kurbeffifcher Gi it NRü 
cher du —— das preuf. hoikiger © Eu Bentee 


Schau — polizeiliches Verfahren ge en ei R 
h bung auf das Mublifum. 2 . 51751 5 ſelbig im Bezle⸗ 


Schaufbie lere Gefellfhaften des hei 
oBerfehes:von Schülern mit jelbipen. 3, ar. ara 


Scheidem a. us alte, deren Einziehung. 1. 19. Siehe auch 
ie e / Anwen 
—B Et m Angers 
Schiefe — Gewerbebetrieb derſelben. 1: 279. 
Schießen, unbefugtes, deſſen Beftrafung. 4. 1127. 
Schießpulver, darf mit der Poſt nicht verfandt werdet. 2. 380. 
Schiffabets- Schalen, Private, deren Beanffichtigung. 2. 


Saiten. Genese ⸗Steuer⸗Entrichtung von ſelbigen. 


Shiffssaumeiter See- nfiruftionen dr 2 
Shiffsführer, See * 4 Se 1 gs f even, Pruͤ⸗ 


Schlaͤch ter, Gewerbeſteuer derſelben. 3. 703. — * 1464, 


Sälahtteuet-Kommunal, Befrelung der Militair 
Anfalten von jelbiger- A. 1200: sen. Wilitaſt Spell 


zı 


80 
zauen? Gewerbebeteleb derſelben. 3.912. 
Schnellpofen, ſiehe Poſten. 
Schoͤnbheits-Mittel, kuͤnſtliche, derer Verkauf. 2. 615. 
Schobppen, ſiehe Dorf: Schippen. FE 
Schornfteinfeger, deren Annahme. 3. 895. 
Schornfieinfegerwefen, deſſen Einrichtung und Betrieb. 1. 
238-248. — 3. 895. 


5 Schornſteinroͤhren, enge, deren Anlegung 4. 1176: j 
Schreiblebrer, deren Annahme bei den Gymnaſien. 3. 835. 


Schule Bauten, Verfahren rüdfichtlich derfelben. 1. 154. — 3. 
836. — in den Filial-Dirfern. 1. 186. 


 Sähulbeamte, Disziplinars Verfahren gegen felbige. 3. 784. — 
4. 1058-1061. 1066. — fiehe auch Schulehrer. 


Schul-Btibliotbefen, deren Anlegun und tigung. 
i ch 4. 1080. 1089. ? legung Beauffichtigung 


Schuldenmucen, leichtfinniges, von Selten der Beamten, 
Disziplinarverfahren gegen letztere. 1. 4. 


Schulen, ftävtifche, gelehrte, Beſetzung der Lehrerſtellen an fel- 
bigen. 1. 1741..— Inſtruktion für die Klaffen- Ordination 
in felbigen. 1. 173. — 4. 1071. — deren Beauflichtigung: 
2. 435. — böbere, geitiger Eintritt in felbige. 3. 316. — 
gelehrte in der — Brandenburg, Inſtruktion für de⸗ 
ren Direktoren und Reftoren. A. 100 i0os6. Gehe auch 
Handwerks und Schifffahrts-Schulei. j 


Schüler, folen Wirtbshäufer, Billards ıc. nicht befuchen. 1. 182. 

; 2. 451. — auswärtige, auf Gymnafien, deren Beauf- 

nätigung- 3. 822, — Verhütung des heimlichen Verkehrs 

derfelben mit Schaufpteler-Gefeufchaften. 3- ‚824. — Ause 

' fertigung der Cenſuren für felbige. 4. 1072. — Straf 

Bar und Disziplinarverfahren gegen felbiger A. 1073, seq- 

Schul-Ferien, Anordnung derfelben.. 2 452A. 

Schulgeld, Befreiung von Erlegung deſſelben. 4. 1086. 

ullebrer, deren Prüfung, Anſtellung und Beſtallung. 4,471. 

4 2. — — 3. 781. — — Diestplinar-Ber- 

geben gegen felbige. 3. 784 — 4. 1058—1061. 1066. — 

Befreiung derfelden von den Penfiong-Beiträgen. A. 981- 

— Strafrecht derfelben gegen ihre Schüler. 4. 1073. 1099. 

— Rachweiſung deren Einkommens. 1. 150. — desgl. de⸗ 

zen Dienfiwohnungen. 1. 151. — auf, dem Lande, derem 

Mahl und Beftellung. 4. 1065. — judiſche, bereit Auf- 

nahme. 4. 1100. Siehe auch Kandidaten des Sculamts. 


Schul⸗Matrikel, deren Anfertigung. 3. 795—812. ® 
Schul-Programme, Vorſchriften für deren Anfertigung. 3- 
'827—832. — 4. 1079. * 


Schul⸗Pruͤfungen, ſiehe letz · 


ie 


Schul⸗ 


| J Re: Sa Si 
darivor gaude deren Anotdnung auf dem Lande. 3. 8382 


diſches, Einrichtung und Beaufſichtigung deſſel⸗ 
eonngin, * — —— ——— 
343 - die 
5 alien fie Der: Pu a 
rn rehe Im 14 
Shen fe a: Sefattung Yon Gläds» und Wärfelfpielen 
ei. 
San vl, fin Entrichtung an die Gutsherrſchaften. 4. 1109. 


—— w uitaleyflichtige Auswanderungs · Paͤſſe für ſel⸗ 


8389 336 sum Bune) ſiehe letztere, bis Sch. 


ER fieße Bemeinhelts-Theilungen. 
EEuiB, Beiträge der Staatsdiener zu felbigen. 1. 194. — 3. 
— 858. — 4.1107. — Verguͤtigung deſſelben, wenn die Bequar⸗ 
1383 ttlerung nicht einen vollen Monat dauert. 1. 306. — Zus 
. [oe zu felbigem für die zur Mebung einfommenden Land» 
ehr- Offiziere. 1. 307. — für die Landwehr, mährend 
‚det Webungsgeit. 1. 308. — für die Kompagnie- und Es— 
yis —— ¶C jene u * poiſlen 
ervis Beamte, tiſche, deren Penfionirung. 3 
FR: efen, ae fürtige Verwaltung durch die Dillitaie- 
Sfntendanturen. 3. 949: seq. 

Eicherbeits- Polizei. 1.224. — 2.537. — 3.887. — 4. 1130. 
Soldaten, e Verbot des Wenfangens derfelben. 1. 65. F 
oldaten, erkrankte detachirter Kommando's, aͤrztliche Behand⸗ 

lung derſelben. 3. 948. — beurlaubte, Heiraths -Konfenfe 
nos 3 ey 4.169. — ehemalige, —— Erthei⸗ 
des Buͤrgerrechts an Ser 
Solbaren- Briefe, —— — er Sortofreiheit für. ſel⸗ 
‚Soldaten. -Rinder-Bernflesungsgelber, ruͤckſtaͤndige, de⸗ 
ren Liquldatlon. 1. 309. 
Gyannzettel, fogenannte, Stempelvflichtigkeit derfeiben. 2. 355. 
nr fiehe Mil it gir⸗Speiſe⸗Anſtalten. 
porteln, ni derjelven. 2. 358. .— Abſchaffung 
derfelben — — egenheiten der Pollzei⸗ Gerichtsbarkeit 


2. 487. — 
Etat, —— Berpättniffe zu felbigen. 2, 337. — 3. 


Staatspiener, Zahlung der Beſoldungen an felbige, und Bel 
träge von een zu dem Penfiong- Fonds. 4. 967—981. ' 
* vl — * gegen ſelbige, bei leichtſinni en 
Schuldenmachen. 1. 4. — Onterfucjungen gegen 0 0% 

; Wesfabren ruͤckſichtlich derſelben. 1. 209. — 3. 6 

4. 983. — dürfen von einer unter "ihrer Beweis. oder 

a Auficht fiebenden Anftalt keine Grundftüce erwerben. 4. 
982. — Beiträge derfelben zu den Kommunal Bedürf« 
niffen und zum Servis. 1. 194—199. — 3. 853—858, — 

4. 1107. — Dienfireifen und — — derſelben; 


RX 
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fiehe diefe und Fuhrkoſten. 

ee 535 — en: Siebe auch Subalternen⸗ 
Staatsdienſt, ſiehe Anſtellung en. 
Branis-inhünfse, im ANgemeinen. 1.1. — '2. 346, 4. 


- Stagtspaptere, deren un be geiftliche, Sn „ 
‘ KRommunalfonds. 1. es ie, Y —55 — pp 
preuß., Verfahren — der von ion en unerho⸗ 
“ben gebliesenen Summen. 3. 762. — fiebe el ch Papiere, 
geldwerthe, und Srantsthuldfchelne 
un »Schulden; Prodinztal=, die zu 1 felbigem ehirigen RL 
ee bedürfen Feiner bypothekariſchen du er 
= 55 — Berfauf der über felblge —E— Daptert. 
seq. 
Staats-Schuldven-Dofumiente, Prötlüfiong-Te 
Erhebung rüdfländiger Binfen: auf, felbige... ‚T ara, fü. fish 
Staats, Shuldennefen 1.0. — 2,36. TE B,n :. 


Stantaiauintheine mit Veimienehien derbiidene, deren 
bung nach der. Ausloofung, „3.759. 038. 

De Scheidenünge lantend, baben mit. den Klee glei« 

hen Werth. 4. 1039. — Entricht 19 der hei Eigenthums- 

— ſchuidigen Inventarien⸗ Gelder. in ſelbigen. 


— — der Kommunal» Verwaltung In ſelbigen 1 
5. — Beaufſichtigung der Polzel⸗Verwaliung is 
bigen. 4. 1114. i 
Stadtverordnete, Wahl deren Stellvertreter. IM 410. 13 
Stadtverordneten-Vorſteber, Protokollfuͤhrer und Stell⸗ 
vertreter beider, deren Mahl und Beſtaͤtigung. 3. 848. 
Standesherrliche Gebiete, — zur Umpapmıe von 
Gemeinde-Aemtern in felbigen. 4. _ 
Gtandgelder, deren Erhebung auf Märkten. J 276 >) 
Statifiifhe Werke, deren Genfur. 2. 514. ; 
Steinpflafierer, Gewerbebetrieb derſelben. 4 1175. - + . 
Steinfhrift-Drudereien, polizeiliche Genehmigung gu * 
ren Anlegung. 17- 
& — Anwendung deſſelben bei Obduktionsberhandlungen. 1. 
54. — desgl. zu den nformationg- Protofollen der No⸗ 
tarien. 1. 55. — iſt ju den Polizei⸗Atteſten Behufs des 
Betriebs der: Gafts und RE nicht erfors 
derlich. 1. 56. — deſſen Gebrauh bei Wechſeln ht 
bräiicher Sprache. 1. 56. — ‚deggl; bei den Juden- Ge- 
leitsfcheinen. 1- 57. seq. — ruͤckſichtlich der Dispofitiond> 
fcheine- des Berliner Inufmännifchen —— — 2. 
353. — zu Atteften der Aerzte u. Wundaͤrzte. 2. 354. — 
zu den Spannzetteln oder Lohnverfi — ——— 3. 
355. — zu den Zeugniffen für Hebafımen - Schülerinen- 
2. 355. — 3. 922. — in Beitallungs-Angelegenbeiten der 
Beamten. 3. 708, — bei Berfäufen — 210 2 
und Desjendenten. 3. 710. — der Kalender. 3. 710. — 
deffen Gebrauch bei den Gefinde: —— fcheinen. 
1120. seg. — Befreiung deu polizeigerichtlichen Urieile 


B6 


LEE.) dem: —— von ſelblgem. 5. 70% — Prozeß⸗ 
in Konkurſen. 2. 356. 

Stempelpanter, mit bloßem ſchwarzen Stempel, in wie weit 
fölches noch Im Cours bleiben kann. 1. 53. — 4. 1019. 
— deſſen Gebrauch zu Eingaben an die Eentral -Eignida- 
tions-Kommiffion des Königreichs TER. 3.671. 

Gtemp etfirafen, in. Erbfchaftsfällen. 2. 3 

— ARTE fe, — Errichtung fuͤr die Berliner Poltzeldeam- 


Sterb e-Momat, für die Hinterbliebenen ehemaliger Mitglieder 
1 aufgelöfeter ‚Stifter, sc. 2. 335. Slehe auch Gnaden⸗ 


nat.‘ 
Steuerbeamte, Gebrauch der. Waffen von felbigen im Falle der 
Nothwehr. 2. =. — Bührung ber. Unterfuchungen ge= 
gen. felbige, 3. 714: 
Steuer Behdt en, mfruktton für felbige ruͤckſichtlich der 
erebaiiel schen Einziehung der landesherrlichen Abgaben. 
24T. — 4. 1006-1009. 
—— ——— deren Beſtrafung. 41. 2347. 
una —— — deſſen Anordnung fuͤr die 
Rheinprovinzen. 1. 23. — desgl. für die Provin) Sehr 
ſen. 4. 1005, 
Siener  Kontennentionen, deren. Befirafung. 1. 25-47. —— 
Verpflegungstofken für Ünvermögende tn felbigen. 3. 679. 
. —— bei Unterſuchungen wegen ſelbiger. 3. 711 
Gtenerieute, Seeihiis-, Inſtruftion für deren Prüfungs » 1: 


Steuern, im Algemeinen. 4. 23. — 2. 351. — 3. 680. — 4 
1005. — deren erefutivifche Beitreibung. 1: 25—47. 
am. heren Bertheilung bei Dienft-Ablöfungen. 1. 119: — & 
1041. — für Kraftmehl von Kartoffeln. 4. 52. — für i 
laͤndiſchen Tabak. 1. 52. Siehe auch: Maifchhottig =, und 
Brau-Stener. 
tl J— deren Reviſion. 1. 13. 
tiftungen, milde, Vertretung derfelben bei Gemeinheits-Thei- 
— und Ablöfungen. 4. 1040. — deren Verwaltung — 
— en. zum ebime igen — —— Berg geborigen 
andbestheilen. 4. 1055. — desgl. im dem Daffeidere 
Er re Reglerungs-Bezirfe: 4. 10561058. - 
Studieren de, Suevenf ion derfelben vom akademiſchen Bürgete 
“ul geht. 2. 416. — die —— erthellanden univerſt⸗ 
Keen ng8-Zeugniffe u. Reiſepaͤſſe. 2. 417. 424. A40. 
—_ at nfung deren Reifen nach: dem Huslande. 2: 
4 — desgl. deren Ferien. bid. — dürfen die 
’ — Univerfitäten Baſel und Tübingen nicht bie 
> fuchen, 2. 420. 443. — Verfahren gegen felbige rüdficht« 
i ia der den Profefforen ſchuldig gebliebenen Honorare, 
* 1098. — fremde, deren Beherbergung. 2. 407440. — 
"3.832. — reiſende as Univerfitäten, deren Beauf⸗ 
Mar ung. 2. 440. — Zuruͤckſtellung derfelben vom Mills 
Be: nei Tu. 3a nr Ole 
a e erfelben. 8. : : ehe 
auch Univerſitaͤte 3** 


'2 2 ‘ i 
plinarverfa gen. 
— Aten —— Geſetz an a ee 
—* in a rer Kontravenltong- Sn 
47 


—* Lieder, —— —— ic . 219. — FÜRS um⸗ 
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Straflins = fiehe Zuͤchtlinge. 

Strafre t, polizeſliches, beiten — von Selten der Ges 
richtsherren und — Juſtitiarten. 1. 210. — deſſfen Auds 
übung auf Schulen. 4.' 1073. 1099. 

Stragen,“ [5 —A —“ der Koſten fuͤr deren Erweite⸗ 


Stragenbeiterungen, | Suhrenlelfiungen der Domainenpäcter 
u ſelbigen 
Strop- 2. AR deren Aufſtellung In der Nähe von Gebuͤu— 
en 
Sub alternen Beamte, | deren Unfellung mit Genehmigung 
der erien. 1. 
Suppliten, fiehe Eingaben. 
T. 
Taback inlaͤndiſcher, deſſen Beſteuerung. 1. 52. 
Cpierärste,. Kreis-, ee Diiten- Bewilligung für — e. 4 
Fine a  eenen. 3 
ve e st )le € 
Churn- —* Tarifen) Po ſt Farnl. —2*8 der 
dahin gehenden Geldbriefe. 2. 
Thymoty-Gra 8, deſſen Anban. rt 
Zhpferwanren, Haufirhandel mit felbigen. 4. 1162. 
Transporte, von Verbrechern, Bagabonden-und Bettlern, de« 
* — Bewirkung durch angenommene Tramsporteurg. 1. 
— Dorf ichtsmanfregeln bei fabigen: zur Bertätung 
— Trausportkoſten. 2. 537. — 3. 891. — 4. 1133. 
x — Verpflegung der Militair-Arreiiaten auf feldigen. 2. 
618. — armer und kranker Reiſenden. 4. 251. - 
t vantpotteurs, von Vagabonden u. Bettlern, deren Annah⸗ 
egen — 4. 224. — Bewilligung von 
rel engeldern mr felbige. 4. 228. seq, — 2539. 


Sransporttoßen, für Berterder und. * sun nT * 
l 


EL ‚fir m — —— naar ie —— F 


— deren Be ir tung für Verbrecher aus dem Krim. Fu 

u, fiß- Fonds. 2. 541, — 3.892. — Berpfli der Do⸗ 

Mu - minien zu Tragung PeciAben, 32.891. ⸗ engelder » 

) Beriili ung bei folchen. 1. 228. seq. — 2. - 

Sränsportwe en, Sammlung der über felbiges © hienenen 
erordnüngen. Er nr 1823. 2, 639. 
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h vet Mühlen, fiebe Iebt 
i a ante, af felbtger dürfen vreaf: —— 
a 2 eu 3a "9 Bi Br , 
ß i I ya A, ‘ Man ———— 
—* e, aus und demago iſche, febe Verbindungen. 
— — Yallel gegen. felbige: 1. 237. — 2. 557. — 3. 
nifor deren Anlegung bei feierlichen An elegendel- 
e f m, „€ felbiger dürfen das, Offizier - Porte- 
j * * F te Dfhlkereg Kordons nicht getragen werden. 4. 
6. — der Poſibeamten, deren Anlegung- 4 40374 4,12 
üniverf itäten, Verwaltung der afademifchen Disziplin auf kb 
bigen; 2. 419. — Guspenfion des afademiihen Buͤrger⸗ 
rechts auf felbigen. 2. 416. — Zeugnifle und. Beifenätfe 
für Gemblerende ı N dem —** von ſelbigen. * 47. 
J PAR seq. 424. 440, seq. — Re ernngt, »Bevollm A ie 
z Yniverhkätseichter anf felpigen. 2.47. — 9 ltniſſe 
J der Rektoren und Senatoren an ſelbigen. 2. 420. — auf - 


bebung der langen Serien auf felbigen. 2. 420. And 5. 
Maafregelm gegen geheime und burfchenfchaftliche Ser 
bindungen auf ielsien und deren Beilrafung. 2. 419— 
435. — Beauffichtigung —— —— auf ſelbi⸗ 
en. 2. 457 40 —3. — Studium der philoſophi⸗ 
— und theologiſchen ——— auf felbigen. 4. 1093 


Unterricht, öffentlicher. 1 AU — 2. 414. — 3. 8162 4. 1065. 
ARtAERERRE TEN für Driscueme, deren Feſiſetzung und Ere 


bung 
Unterf zazugen,: nstaliicher, deren Einteltung gegen. Benmtei 
983. — 4. 1104. — deren Füh- 
be, ae AI, 3. 714. — —— * — 
ge OD» und Steuer - Kontravenienten. 3: 679. — gerichtlie 
de, gr verunglüditer Bergleute, Zragung der Koften 
bei felbigen. 3. 730. — gegen Gendarmen. 4 Ser _ 
Liquidation der baaren Auslagen in diefen. 13: 367: — ge⸗ 
gen, Eandiwebr-Dfisiere und Kandwehrinännen. 34° gut 


nn uetbelle, poligeigerichtliche, in ‚den Rhein robi en: Stemypel 
veipeit derfekben; -3...708 beinp in * pel⸗ 
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4 orte —* EN y Img 
Bann on den, Aufgrelfungs» Gebühren für ſelbige. 4. 1m. — 
even Unterbringung in das Landarmenhaus, Potsdam- 
fhen Reg. Bezirks. 4. 1134. — Beflimmung deren De- 
tention. 3. 888. — aufgegriffene, deren Korreftion an 
. dem Orte ihrer Verhaftung. 3. 8388. — A. 1137. — Vet= 
u... haftete,; Beflreitung der Ünterbttungstapen für. jelnige 
er mähtend x Unterjuchung. .2. 538. — frembbherrlicher 
Sue. Verfahren gegen felbige. 3. 887. — Her —— 
achſen⸗Gotbaiſche Verordnung radũ chtlich Fir ben. 
. ‚962. seq. — derem Transport, fiebe Transpotte. 
Verbin aa, eheime und burichen] aftlihe, auf Univerfi- 
Bean —— * gegen ſelbige, und Beſtrafung derſel⸗ 
€ —43 
MABRROFr, —— an durch Verhaftung derfelben und des 
ren Ablieferung ar * ——A bei den Polizeibehoͤrden 
eniſtandenen Koͤſten. 1. 225. — verhaftete, Unterhaltung 
deren Familien im Sale * Unvernidgens. 1. 254. — er 
ren Auslieferung an xuffifch = polnische Bebbrden. 1. 229. 
RKurheſſiſche, ans der Grafſchaft Schaumburg,- deren 
Transport durch's preuß. Geblet. 1. 230. — deren Trans⸗ 
u. port überhaupt; fiebe ——“ 
Berbaft unser: deren Bewi rkung von Gendarmen auf gericht⸗ 
liche Requiſitlonen. 4. 1118. 
Bermeifungen, — 0 die bei felbigen zu gewaͤhrenden 
Hätfsleifungen. © 619. — von Privat Laͤnderelen, Scho⸗ 
nung koͤni Gorfien | bei ſelbigen. 4. 1026. 
Berpflegung, dir N fchirende Truppen, deren Verauͤtigung. 
— der Militair-Arreftaten auf dem Transport. 
3. 608. Siehe auch —— 
Bernfiegungs, »Roften, für Der — und Vagabonden, de⸗ 
n Tragung. 1. 225. 227. — 2. 538. — für erkrankte 
Sandroerfsgefellen. 1. 253, — — "875. — 3. 903. — für 
a bie Familien verbafteter Werbrecher im ale des Unver⸗ 
“ moͤgens. 1. 254. — für —— oll· und Steuer⸗ 
2 ea "wi end der ſunmariſchen —— 
3. 679. — für, erkrankte, Ige — 
1148. — für die zu einer Straf - Sektion verurtheil— 
rer desgl. während des Arreſtes —— 
1198. 1199. Siehe auch —— J 
——— — —— Allgemeine. 1. 1: 325. — 8. 


4. 
Viebſhalit⸗ def — Berie A den — Sachſiſchen Aem⸗ 
Biebfewnen, Elauidacton der bei felbigen ‚entfichenden Koſten. 
—— Lebensmittel. 

Bertyenn, marfchirende Trupven, deffen Veromigung 1. 
für Dffisiere, mit Detachements. 1.308. — für 
‚be: Yivtfions« Kommandeuss dei Revuiemärichen. % 1202. 
ur Merzte zur Behandiung estraniter Soldaten. »- 


Borkellungen, ſiehe "Eingaben. 
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un de Aicenartige deren Bezeichnung in den Hauſir⸗ 
Vaa Feel iheinen: ru 1153. —— deren Bau 


Generbe in den Amtsblättern. 1.1 
wanrenheie Lunge® 7 Ertbeguns von auf ir⸗ Gewerbeſcheinen 
ſelbige 
Marten! — — ——— derſelben außer dem Geeur 
ezirke 4 
Banren-Lager, Taufmännffehe, voltzetliche Kontrolle derfelben 
» „bei Feuer-Verficherungen. 2. 565. seg..— 3. 


900, 
- Waffen, deren Gebraud von Seiten der Polizeibeamten. und 


Gendarmen, bei Zeiseeeelichteiten in ihren Amts = Funte 
tionen. 1. 202..seq. — desgl. von Geiten: dev. Stenerbes 
amten im Falle der Bene 2.350; * 
Wagenmiethe, ſiehe Fuhrkoſt 
Mehlidh ig tier Geussitte 3* Kandidaten des Predigtamts. 


BE Ar u. Halle,, Erzlehungs-Anfalt in felbigem. 3; 82 
— —*— die Oberauflicht auf ſelbige te en 
ee der Geiſtlichen und unterri ts⸗Angelegenhei⸗ 

nu en. 4. 

Beh ungen, Srieberkaffungen der Holzhauer! und Koblenbrenner 
in felbigen. 3. 719. — Privat-, Verfahren bei Kontra—⸗ 
ventionen in felbigen. #. 61. 

manderöf f * —* Handwerksgeſellen, deren hr 

2. 534. — Ertheilung derfelben an juͤdiſche Ha 
le 2. :535.. 
Warf Baur, —— Pu ersoathiun An Sinmekdung der Forderung 
an daſſelbe. 2. 343. Er 655—672, — une 
It ——— des. Liquidationsverfahrens ie 
elbige 

Mattes eld,. deſſen Zahlung an bie aus dem Eivildienfie, ‚ie 
ausgefchiedenen Militatr- Invaliden 3: 652. — deſſen Zab⸗ 
lung überhaupt. A. 999: 'seq 

Wartegelds- Empfänger, Militater, Sinpege e von. den Fi 4 

e ge Ken 2 äten und Beau vr 3. 654. 
weiches fer, £ che, Verkauf derfelben- TE 

Wechſel, in hebrä Hr Sprache, find a elta Bi. 

Vvege⸗B de a ; : —— der ehemaligen Immediat Ei 1% — 

eibehaltung. 2 

Beser® a Ma *395 ——— der — 
[4 [3 1. 

Mege-Polizei. 1. 279, — 2. 

Wein, Deu de defefen auf — — Sebinden * Fla⸗ 


276. 
— Provinz, Yublifatton der Maaf- und Berichts» 
—ARx In fen iger, 4. Frl — Kontrolle des Saljvers _ 
au n felbiger. A 
Wehrbliige-daptere, (eis Dligaioneh, Bordereaur 
c.) deren Verifizirung. 4. 
Wildyreie, Verſendung deffeisen mai der Poſt. 2. 373. 380. — 
defraudirtes, — deſſen Vertauis. 3. 1184 


er % 


\ 


8 = 

Wirthsbaͤuſer, follen von Shflem nicht befucht werben. 1. 132. 

Bene: A —— — Be * —— 

we erpflegungs-Anfialt, allgemein iteitt 

"0. line Deröiger fu feliger, Beat = ar — Ban 
* e. 195. e au ⸗ ⸗ 
wen « Pen tomkeungs=-Gojltäh. * a * pr ae 
wontsbärtgfeits- antalten, tiechliche, fiehe Stiftungen, 
wobnfie, fete Böimli — N 12328 
ollfabrifate, fremde, deren Beſteu m o . 
AR Ferbirg Strelik. 2. 636.) © np 0m (OrADMEch, SEE 
Wunddrste, deren Belohnung für ihre Bemühungen. 1. 282. 
' "seqg. '286. == 2. 603-606. = Yusübung ihrer Wertich- 
„tagen, 3.917. — Prüfung und Niederlaffung derfelben. 
3 “41179 1181: — Gtempelvflichtigkeit der Attefte deriel, 
ben. 2. 354 — gKreis=,: Diäten-Bewilligung für felbige. 
‚3.919. — Behandlung erkrankter Soldaten dur felik 
ge. 3 HH Gnaden Monat für. deren Hinterbliebene. 


. 919. 
urfelfpiele, deren Geſtattung auf 
R: j — — Een auf Yaprıhärtkan, han 42452 
Württemberg, Köhigreih, Errichtung eines Landjagerkorvs 
En Stelle der Gendarmerie. — — segq- —— 


ur, H. νν 
J DE 7315, Kae 3. 


ee ſtiehe Geldgahlungen. 
abnärzte, deren Belohnung für ihre Bemühungen, 1. 285. 
eihenlehrer, deren Annahme bet Gpmmnafien. 3. 835. 
Bewgen-Bereidufgen, in wie meit folche von Geiten der 
oligeibehörden, gefcheben können. 1. 208. — desal. von 
eiten der Verwaltungsbehörden überhaupt: 2. 336. 
Bengniffe, Abgangs-, nfademifche, deren Ertheilung ar Stu⸗—⸗ 
 @i-blerende- 2. 417. seq. — Dienſt⸗, für proviforifch ange, 
ftelte Gendarmen. 2. 479. 
Veb- Mühlen, fiehe lebtere. 
immervermiether, Gewerbe-Steuer derfelben. 4. 1012. 
Zins-Koupons, dei Fünigl. Haupt» Verwaltung det "Staats 
f fhulden, Berichtigung difentl‘ Abgaben durch felbige. 1. 
104. — rüdftändige auf Staats: Schulden - Dokumente, 
Präklufions- Termin für derem Erhebung: 2. 396. 
oll-Kontraventionen, fiebe Stener- Kontraventionen. 
üchtlinge, deren Entlaffung aus den Straf» und Beflerungs- 
Anſtalten. 2. 542—550. — entlaffene, polizeiliche Beaufs 
fihtlaung derfelben. 2. 550-555. — Yufbeingung der 
Transportfoften für felbige. 2. 556: - 
ler fiebe Paͤſſe. : 
miebad/, hehe Derfendung zur See nach dem Auslande- 
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